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Vorwort. 

Die  vorliegende  Arbeil  soll  sich  als  erster  Teil  dem  Rahmen  einer  Gesamt 
darstellung  der  Verfassungsentwicklung  der  französischen  Kolonien  eingliedern. 
Da  mag  es  auffallen,  daß  die  Verfassungsentwicklung  Algeriens  der  der  andern 
französischen  Kolonien  vorangestellt  ist,  wo  doch  die  Erwerbung  mancher  Kolo 
oien  im  engen  Sinne  (z.  1>.  der  Antillen  und  der  Reunion)  viel  weiter  zurück 
liegt  ;ds  die  Besetzung  Algeriens.  Wenn  ich  gleichwohl  die  Verfassung  Algeriern 
zuerst  behandelte,  so  geschah  dies,  weil  die  Verfassung  Algeriens  durch  die 
durchgreifende  Reform  von  1896  1900  zu  einem  gewissen  Abschluß  gelangl 
ist,  so  daß  keine  tiefergehende  Änderung  für  die  nächste  Zeil  zu  erwarten  stein. 
Bei  den  Kolonien  im  engern  Sinne  (d.  h.  den  übrigen  franz.  Kolonien)  dagegen  tritt 
immer  deutlicher  das  Bedürfnis  nach  einer  Neuregelung  des  Verhältnisses  zum  .Mutter- 
land hervor,  und  wenn  auch  hei  der  Schwerfälligkeil  des  Gesetzgebungsverfahrens 
nicht  anzunehmen  ist,  daß  die  auf  dem  Kongreß  der  alten  Kolonien  (1909)  an- 
geregte völlige  Neubildung  der  Kolonialverfassung  bald  verwirklicht  werden  wird, 
so  muß  doch  damit  gerechnet  werden,  daß  einzelne  dringende  Fragen,  wie  z.  B. 
die  der  Xollautononiio  oder  die  der  Neubelebung  des  Kolonialrats  in  nicht  zu 
ferner  Zeit  ihre  Erledigung  finden.  Aus  diesem  Grunde  scheint  mir  eine  einst- 
weilige Zurückstellung  der  Abhandlung  über  die  Kolonien  im  engen  Sinne  not- 
wendig zu  sein.  Übrigens  wird  durch  diese  Reihenfolge  diu-  Zusammenhang  der 
Darstellung  nicht  gestört,  da  die  algerische  Verfassungsentwicklung  ein  in  sich 
abgeschlossenes  Ganzes  bildet  und  nur  an  ganz  wenig  Punkten  sich  mit  der 
Entwicklung  der  übrigen   Kolonien  berührt. 

Die  französische  Kolonialverwaltung  verdient  hauptsächlich  deshalb  Be- 
achtung, weil  sie  in  ihrer  Entwicklung  recht  eigentlich  das  Gegenstück  zu  der 
Geschichte  der  britischen  Kolonialverfassuug  bildet.  Während  im  britischen 
Reich  die  Selbstverwaltung  als  etwas  Selbstverständliches  gefördert  wird,  herrscht 
im  französischen  Kolonialstaat  das  Streben  nach  der  Assimilierung  der  Kolonien 
vor,  und  nur  mit  Widerstreben  werden  der  Selbstverwaltung  Zugeständnisse  ge- 
macht. Dies  zeigt  sich  besonders  deutlich  in  der  Verfassungsentwicklung  Algeriens, 
der  der  vorliegende  Band  gewidmet  ist. 

Zum  Gegenstand  einer  Gesamtdarstellung  ist  die  algerische  Verfassungs- 
entwicklung noch  nicht  gemacht  worden.  In  den  vorzüglichen  Werken  von 
Girault  (Principes  de  colonisation  et  de  legisiation  coloniale)  und  von  Larcher 
(Traite  elementaire  de  legisiation  algerienoe),  die  das  Kolonialrecht  bezw.  das 
algerische  Hecht  systematisch  behandeln,  linden    sich    nur    kurze    historische  Ab- 
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schnitte  eingestreut.  Einzelne  Fragen  Bind  wohl  zum  Gegenstand  von  Sonder- 
abhandlungen, namentlich  von  Doktordissertationen,  gewählt  worden,  jedoch  sind 
diese  Schriften  z.  T.  etwas  oberflächlich  gehalten.  Eine  erfreuliche  Ausnahme 
bilden  die  vortrefflichen  Arbeiten  von  Mallarme,  insbesondere  seine  Schrift  über 
L' Organisation  gouvernementale  de  l'Algerie,   Paris   1900. 

Was  die  Einteilung  des  Stoffes  betrifft,  bo  habe  ich  der  Regierung  Algeriens 
inner  der  Julimonarchie  und  der  zweiten  Republik  nur  einen  kurzen  Abschnitt 
gewidmet;  ebenso  bin  ich  in  der  Periode  des  zweiten  Kaiserreichs  nicht  auf 
alle  Einzelheiten  eingegangen;  nur  bei  den  Verfassungsentwürfen  der  Kommission 
von  i8<>1.)-  -1870  habe  ich  eine  genaue  Darstellung  für  nötig  gehalten,  weil  diese 
Entwürfe  auf  die  neuste  Entwicklung  einen  bedeutenden  Einfluß  geübl  haben. 
Über  die  folgende  Zeit,  die  ersten  Jahre  der  dritten  Republik,  konnte  ich  wieder 
etwa-  rascher  hinwegschreiten.  Dagegen  mußte  ich  bei  der  Vorbereitung  und 
den  schlimmen  Wirkungen  der  Angliederungsdekrete  und  bei  den  Mißbrauchen 
der  Kolonistenoligarchie  etwas  länger  verweilen,  weil  diese  Auswüchse  der  Assi- 
milationspolitik zu  einer  Umkehr  in  der  algerischen  Politik  rührten.  Im  Mittel- 
punkt der  Darstellung  steht  naturgemäß  die  Entstehung  der  heutigen  algerischen 
Verfassung  (1890 — 1900).  namentlich  der  Übergang  zur  Selbstverwaltung.  Der 
das  letzte;  .Jahrzehnt  umfassende  dritte  Teil  will  keineswegs  ein  vollständiges 
Bild  des  autonomen  Algerien  geben  —  die  finanzielle  Entwicklung  bleibt  ganz 
außer  Betracht  —  vielmehr  soll  nur  die  rechtliche  Wirkung  der  algerischen  Ver- 
fassung und  ihre  Fortbildung  im  Wege  des  Gewohnheitsrechts  oder  der  ausdrück- 
lichen Piochtssatzuug  untersucht  werden. 

Das  Material  für  die  vorliegende  Arbeit  sammelte  ich  in  Paris,  zum  Teil 
in  der  Nationalbibliothek,  zum  größern  Teil  jedoch  in  den  kolonialen  Spezial- 
bibliotheken  des  Office  colonial  und  des  Office  de  l'Algerie.  Eine  wichtige 
Ergänzung  erfuhr  meine  Stoffsammlung  dadurch,  daß  mir  in  der  Direktion  für 
Algerien  im  Ministerium  des  Innern  Einsicht  in  die  Protokolle  dm-  Kommission 
von  1880 — 1881  gewährt  wurde.  Auf  Lückenlosigkeit  kann  meine  Material- 
sammlung keinen  Anspruch  machen,  da  manche  Quellen  in  den  Archiven  in 
Algier  aufbewahrt  werden. 

Durch  das  liebenswürdige  Entgegenkommen,  das  man  mir  in  Paris  bewies, 
ist  mir  die  Stoffsammlung  wesentlich  erleichtert  worden.  Es  drängt  mich  daher. 
an  dieser  Stelle  dem  Direktor  von  Algerien  im  Ministerium  des  Innern.  Herrn 
Georges  Beze,  dem  Unterpräfekten  und  ehem.  Sekretär  des  Direktors  von 
Algerien.  Herrn  Albert  D  elf  au,  dem  Bibliothekar  im  Office  colonial,  Herrn 
Orbain,  dem  Attache  im  Office  de  l'Algerie,  Herrn  Br  miete  au,  dem  Sous- 
Chef  in  der  Cour  des  Comptes,  Herrn  Jacques  Riblier  und  Herrn  Haupt- 
mann Metois  meinen  aufrichtigen  Dank  auszusprechen.  Nicht  minder  großen 
Dank  schulde  ich  dein  Ilambm-gischen  Kolonialinstitut,  das  mir  durch  die  Auf- 
nahme dieses  Buchs  unter  die  Hamburger  Abhandlungen  die  Veröffentlichung 
einer  so   umfangreichen  Arbeit  ermöglichte. 

Freiburg  i.  B..   im   Dezember   1910. 

Der  Verfasser. 
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I.  Das  Parlament  und  Algerien. 
Antrag   von  Jules  Favre   auf  Zulassung  von  Vertretern  Algeriens   im  Corps    legislatif  abge- 
lehnt  (Juli  1868)  S.  57  —  Abgeordneter   Graf  Le   Hon  mir    der  Untersuchung   der  algerischen  Ver- 
hältnisse beauftragt  S.  58. 

2.  Die  Verfassungsentwürfe  der  Kommission  1869 — 70. 
Die  Einsetzung   der  Kommission  (5.  Mai  186!))  S.  59  —  Der  Inhalt  der  Entwürfe: 

A.  Die  Gesetzgebung. 
Grundsatz  der  Rechtsverschiedenheit  S.  5ü  —  Die  Gesetzgebung  in  gewissen  Materien  den  ge- 
setzgebenden   Organen    vorbehalten    S.  (ii)    —    Vertretung    der    algerischen    Franzosen    im    gesetz- 
gebenden Körper  S.  l>0. 

B.   Die  Verwaltung. 
a)  Die  Zentralverwaltung: 
Leitung  einiger  Verwaltungszweige  vom  Mutterland  aus  S.  61   —  Im  übrigen  die  Verwaltung 
von    Algier    aus    geleitet:    der    Generalgouverneur    Minister    S.  fi2   —   Der  Generalgouverneur    parla- 
mentarisch    verantwortlich;     Trennung    von     Gouvernement     und    Oberbefehl     S.    (12    —    Algerien 
Kommunalverband.       Teilung    der    Einnahmen    und    Ausgaben    zwischen    Algerien    und    dem    Staat 
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S.  63         Feststellung  dea  algerischen  Budgets  durch  das  Conseil  Buperieur;  Umbildung  des  Conseil 
-ii ]i<"ri<-iir  (durch  die  CoDseila  generalis  gewählt    B.  64         Befugnisse  des  Conseil  Bnperieur  B.  65« 

b  i  I  He  Lokali  erwaltung. 
iehnung   der   Zivilverwaltung   B.  66        Auflösung   <\<r   Provinzialverbände    in    Zivil-   und 
bornendepartements.     Departementsverwaltung  der  Zivfldepartementa  der  mntterländischwi  an- 
geglichen.   8 lerorganisation  der  EingebornendepartementB  8.67  —   I"  der  Gemeindeorganinition: 

Aufhebung  der  Communes    mixtes  und  Bubdivisionnaires    und  ihre  Ersetzung   durcb  Vollgemeinden 
oder  Eingebornengemeinden  8.  i>8. 

c)  Die  Gerichtsorganisation: 

Unabsetzbarkeil  der  Richter,  aber  Ablehnung  der  Schwurgerichte  8.68.  Gesamtbild  der 
Entwürfe:  Weitgehende  Selbstverwaltung,  daneben  gemäßigte  Assimilation;  Bedeutung  des  Entwurfs 
für  die  Gegenwart  S.  69. 

3.  Assimilationswünsche  der  Algerier. 

Die  Sonderverfassung  durch  die  Algerier  aus  Mißtrauen  gegen  den  Senat  bekämpft  S.  69  — 
Die  an  das  Corps  bigislatif  gerichtete  Petition  (Cahiers  algeriens)  am  Erfüllung  des  Assimilations- 
programms im   Wege  der  Budgetbepackung  S.  71. 

4.  Die  'Wirkungen  des  Systemwechsels  zu  Ende  des  Kaiserreichs  auf  Algerien. 

Interpellation  Le  Hon  im  Cor])-  l^gislatif  über  die  algerische  Verfassungsfrage  (März  1870). 
Die  Einführung  der  Zivilverwaltung  empfehlende  Tagesordnung  S.  7.)  —  Bedeutung  der  Verfassung 
\  Min  Mai  1870  für  Algerien:  Die  ausschließliche  verfassunggebende  Gewalt  des  Senats  und  das 
ausschließliche  Verordnungsrecht  des  Kaisers  hinfällig  S.  74  —  Teilweise  Verwirklichung  dea 
Programms  der  Verfassungskommission:  Die  Unterordnung  der  Präfekten  unter  die  Provinzkomman- 
danten aufgehoben  (Dekret  vom  31.  Mai  1870);  Umbildung  der  Conseils  g£neraux:  Die  Vertreter 
der  Zivilterritorien  gewählt  (Dekret  vom    11.. Juni  1870J  S.  7.">. 

Dritter  Abschnitt. 

Die  Assimilation   unter  der  dritten   Republik  (1870 — 96). 

Seite  76—146. 

I.  Der  Zeitraum  bis  zu  den  Angliederungsdekreten  1870 — -1881. 

1.   Die  Assimilation   unter   der  provisorischen   Regierung  1S70 — 71. 

A.  Die  Dekr.tc  vom  24.  Oktober  1870. 

a)    Die   Einführung  der  Zivil  Verwaltung: 

Zivilregierung,    der    Generalgouverneur    nur    Vertreter   der   Ministerien:    die    Verwaltung   der 

Zivilterritorien    den  Ministerien    angegliedert,    die  der  Militärterritorien  unter  dem  Oberbefehlshaber 

S.  76    —     Trotz    der    Teilung    der    Verwaltung    an    der  Einheit    der    Provinzen    (jetzt   Departements) 

festgehalten    S.  77   —   Algerische   Abgeordnete    im   Parlament:    Übergewicht  des   gewählten   Elements 

im  Conseil  superieur  und  im   Comite  consultatif  S.  77. 

b)  Das  Dekret  Cremieux   vom   24.  Oktober  1870   über  die  Naturalisation  der  Juden;   seine  Bedeutung 

bei  den  Wahlen    und   seine   beunruhigende  Wirkung   auf  die  Eingebomen   S.  78. 

c)  Das  Dekret  vom  24.  Oktober  1870   über  die   Einführung  der  Gesclnvornenbänke  bei  den  Assisen- 

höfen;  eingebornenfeindliche  Rechtsprechung  die  Eolge  S.  80. 
B.  Fortgang  und  Wirkung  der  Assimilation. 
Der  Generalgouverneur  durch  einen  außerordentlichen  Kommissär  ersetzt  Dekret  vom 
16.  November  1870);  die  Beamtenoffiziere  den  Präfekten  unterstellt  'Dekret  vom  24.  Dezember  1870) 
S.  80  —  Das  algerische  Budget  unter  die  Fachministerien  verteilt  (Dekret  vom  4.  Februar  1871); 
das  Wahlrecht  zu  den  Conseils  geiii'raux  den  Ausländern  und  den  Muselmanen  entzogen  (Dekret 
\  om  28.  Dezember  1870  J  S.  81  —  Der  Augenblick  für  die  Assimilation  schlecht  gewählt  S.  82  — 
Der   Kabylenaufstand   eine   Folge    der   Aufhebung   der   Militärherrschaft   S.  82. 

2.  Umkehr  unter  Thiers  1  ST  l — 73. 
Vizeadmiral  de   Gueydon  Zivilgeneralgouverneur   mit    den  Befugnissen  des  früheren  General- 
gouverneurs,   nur    ohne    Oberbefehl    (Dekret    vom    29.  März    ls71j   S.  S3   —  Die    besondere    Kund- 
machung    gesetzgeberischer     Akte      lebt      wieder     auf.        Das     algerische     Budget      mit     dem     Mini- 
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t  ort  um      di        l n      verbunden     (Verfügung    i  nm    8.    Mol    1871)        '  in   i    tnltui 

uporleur  und  de     1'onneil   connultatlf  (Dekret  vom  7.  Oktober  1871  0  <  l ■  •  » . 

dei    lii  " "  i  ii  ii;'  ii  ml  di  n  I  '"ii  i  ii     lux  in  der  Fr« h  der  Rech  I    tellung  der  munelmonlucheii 

Beisitzer    In    den  C II     gcncraiu    B.  84         Entscheidung    di      Parlai t       den    mu  elmanl 

Beisltiern     wird     beschließende    Htlmme    Migc  proclien  (G<    et*   \ VI    Novembei 

I'      ml    itlon    der  Gemeindeverwaltung    In    den    In  die    Zivilterrltorion    oinber.a n    Gebieten  (Vci 

fugung   vom    14.  November  1870)  8.  8fl         Versuch  dei    Infhebang  di      Dekret   <> B  87 

Mi ■  - . ■  1 1 1 •  - i 1 1 « ■  i-  Charakter  <l"i    algerischen   Politik   untei    l  in.  i       [)|i    l  mkehr  ■ IHlhern  Bj   tem  noch 

verstärkt  durcli  Übertragung  de  Oberbefehl  an  den  General  Chamrj  bei  ßinei  Ernennung  nun 
Generalgouverneur  (1878)  B.  88. 

:;.   \\  ii'ili'i-ciiisi'i/.cn  der  Assimilation  anter  dem  Generali verneur  Chans)   1^7".     79. 

A.  Verteilung  der  Aufsicht  über  « I  i « ■  al In    Verwaltung   unter  mehrere   Mini  terien. 

Die  Frage  der  Verantwortliehkeil  des  Ministen  de  Innern  für  die  algerische  Verwaltung 
s.  ss  Der   Generalgouverneur   allen    Ministerien    unterstell!    (Dekrei    vom  HO.  Juni  1871        I  In 

Vorläufer  der  Angllederungsdekrete  B,  88  Beeinflussung  der  Zentrolregiening  durch  die  algeri  eben 
Volksvertreter  8.89       Chanay  als  Anhänger  der  Assimilation  mit  der  Änderung  einverstanden  B.  90. 

B.  Angleichende  Tendenz  in  Organisationsänderungen. 

Durchführung   der  Zivilverwaltung   in  den  Gemeinden    der  Zivilterritorien  (Verfügungen  \ 

23.  Juli  1874)  s.  :•()         l>:is  Dekret  über  die  Conseils  generalis  (23.  Beptember  1875)  B.  91. 

('.  Die  Umwandlung  des  Conseil  Buperieur. 
Umgestaltung  des  Conseil  Buperieur;   das  gewählte  Element  in  der  Minderheil  (Dekrete  vom 
LI.  September  1873   und    vom    11.  August  1875)    8.  92         Der    Gedanke    der    Aufnahme    der   al 
gerischen   Senatoren    und    Deputierten   in    das   Conseil    snperieur    scheitert   8.  93  Unzufriedenheit 

der  Algerier  mit  Chanzy;  er  fällt  beim  Sturze  Mae  Malions  s.  93.  ■ 

1.  Die  Vorbereitung  der  Angliederung  unter  Generolgouvemeur  Grevy  187!)     81. 
A.  Notwendigkeit  eines  Systemwechsels. 
Albert  Grevy  Generalgouverneur  (15.  März  1871)).     Schwierigkeiten  seiner  Stellung:   Von  den 
Beamtenoffizieren    bekämpft,    gegenüber    den    Forderungen    der    Algerier    machtlos    B.  94  -      Die 

Stellung  des  Generalgouverncurs  unhaltbar;  politische  Rücksichten  bedingen  Verbindung  seines  Rück- 
tritts   mit   einem    System«  cclisel    S.  95. 

B.  Assimilatorische  Richtung  vorgezeichnet. 

Möglichkeiten  des  System  wechseis :  Rückkehr  zur  Militärherrsehaft  ausgeschlossen;  ebenso 
die  Autonomie  S.  Sil!  —  Bleibt  nur  die  Assimilation  S.  97  —  Demgemäß  in  dem  Bericht  Grevys  über 
die  Aufgaben  einer  einzusetzenden  Kommission  für  die  Verwaltungsreorganisation  Algeriens  (vom 
3.  November  1  SSO)  die  Grundnote  die  Assimilation  S.  !)7  —  Jedoch  für  die  Angliederung  von  Ver- 
waltungs/.w  eigen  und  bei  der  Gesetzgebung  Einschränkungen  gemacht  S/98  —  Warnungen  vor 
der  radikalen  Angliederung  der  Verwaltungszweige  (Conseil  snperieur  und  algerische  Parlaments- 
mitglieder) S.  99. 

C.  Die  Arbeiten  der  außerparlamentarischen   Kommission    1880 — 81. 

Merkwürdige  Arbeitseinteilung  S.  99. 

a)  Die   Beratungen   des   ersten  Unterausschusses: 

Die  Beibehaltung  des  Generalgouverneurs  beschlossen  S.  100  —  Die  Frage  der  wirklichen 
Verantwortlichkeit;  Antrag,  den  Generalgouverneur  zum  Delegierten  des  Ministers  des  Innern  herab- 
zudrücken S.  101  —  Grevy  fordert  Teilung  der  parlamentarischen  Verantwortlichkeit  zwischen  dem 
Generalgouverneur  und  dem  Minister  des  Innern;  Bedenken  dagegen  S.  101  —  Versuch,  die  eigene 
Gewalt  des  Generalgouverneurs  mit  der  Ministerverantwortlichkeit  in  Einklang  zu  bringen.  Parla- 
mentarische Verantwortlichkeit  des  Generalgouverneurs  abgelehnt  S.  102. 
b)  Die  Beratungen  des  zweiten  Unterausschusses: 

Trotz  des  "Widerstandes  Grevys  die  Angliederung  aller  Verwaltungszweige  beschlossen  S.  103. 
c)  Bestätigung  der  Beschlüsse  durch  die  Gesamtkommission. 

Kin   Versuch   zur  Abschaffung  des   Conseil  snperieur  scheitert  S.  104. 
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I».   Angriff  auf  Grivj    im   Parlament. 
Interpellation  Thomson  (24.  März  IÖ81)  8.  105. 

II.   Die  Assimilation  auf  ihrem   Höhepunkt  (1881     96). 
1.  Die  Leitung  der  Verwaltung  vom   Mutterlande  aus. 
A.  Die  Angliederungsdekrete  (d^creta  de  rattachemenl    vom  26.  August  1881. 
Angliederung  aller  algerischer  Verwaltungszweige  an  die  Ministerien.     Unterschiede  gegenüber 
den   Angliederungen  von  1848  B.  \*h'<         Die  Delegationen   ministerieller  Befugnisse  an  den  General- 
gouverneur und   iln-c  Bedeutung    für  die  Ministerverantwortlichkeil   8.  108. 

B.  Die  Wirkung  der  Angliederungsdekrete. 
Zersplitterung  der  Verantwortlichkeit  und  Schwächung  der  Stellung  des  Generalgouverneurs 
S.  L08  Verhältnis  des  Generalgouverneurs  zu  den  einzelnen  Ministerien:  a)  Verhältnis  zum  Kriegs- 
ministerium; Fortfall  der  Unterordnung  des  Oberbefehlshabers  anter  den  Generalgouverneur  (Dekret 
vom  26.  November  1881)  S.  109  b)  Ausreichende  Delegationen  seitens  der  Ministerien  des  Innern 
und  des  Kultus,  sowie  der  Finanzen  8.  110  —  c)  Zu  straffe  Zentralisation  im  Bereich  der  öffent- 
lichen  Arbeiten,  spätere  Erweiterung  der  Delegation  s.  111  -  d;  Schwierigkeiten  im  Bereich  des 
muselmanischen  Unterrichts  s.  112  —  e)  Geringer  Einfluß  des  Generalgouverneurs  im  Bereich  der 
Rechtspflege  S.  112  -  f)  Beeinträchtigung  der  Kolonisation  durch  die  Leitung  des  Postwesens  vom 
Mutterlande  aus  S.  112  —  g)  Noch  mehr  durch  die  Zentralisation  des  Bewässernngswesens  S.  114  — 
h)  Die  schlimmen  Wirkungen  der  Angliederung  im  Forstwesen:  Gutachten  gegen  die  Angliederung 
S.  114  Trotzdem  Angliederung;  unzureichende  Delegationen  an  den  Generalgouverneur;  schlechtes 
Verhältnis  zwischen  den  Forst  und  den  Landesbehörden  S.  11J  —  Trübung  des  Verhältnisses  zu 
den  Eingebornen:  Forststrafen,  Waldbrände  S.  111)  —  Allgemeine  Folge  der  Angliederang:  Ver- 
nachlässigung der  finanziellen  Bedürfnisse  der  Kolonie:  Verminderung  der  Ausgaben  für  Algerien 
trotz  steigender  Einnahmen  S.  118. 

2.  Die  Organisation    der  Kolonistenoligarchie. 
A.  Die  Gemeinde-  und   Departementsverwaltung. 
a)  Aushau  der  Organisation. 
Das  Gemeindegesetz  vom  5.  April  1884    auf  die  Vollgemeinden    in  Algerien  anwendbar;    nur 
Eingebornenvertretung  durch  Dekret  vom  T.April  1884  geregelt  S.  119  —  Das  Wahlrecht  der  Ein- 
gebor nen  und  die  Berechnung   der  Eingebornenvertretung  S.  120  —  Die  Vertretung  der  Franzosen 
nach  der  Zahl  der  Europäer  berechnet.    Überwiegen  der  Franzosen  in  der  Gemeindevertretung  S.  121. 
h)  Wirkungen    der  Assimilation  in  der  Lokalverwaltung. 
Schlimme  Folgen  des  Gemeindegesetzes:  Verschwenderische  Befriedigung  der  Bedürfnisse  der 
Europäer  S.  122  —    Vernachlässigung    der  Bedürfnisse    der    Eingebornen  S.  123  —  Wenig    bessere 
Zustünde    in    den    gemischten    Gemeinden  S.  123  —  Dasselbe   Aussaugungssystem    in  den   Departe- 
ments; Benachteiligung  der  Südgebiete  S.  124. 

B.  Die  Vertretung  im  Parlament. 
Die   Vertretung  der  Algerier    im   Senat   S.  125   —   Die   Vertretung    in   der  Deputiertenkammer 
S.  126  —  Die  Gründe  der  einflußreichen  Stellung  der  algerischen   Parlamentsmitglieder  S.  127. 
Das  Ergebnis   der  Assimilationspolitik  S.  128. 

;>.   Versuche  zur  Beseitigung  der  letzten  rechtlichen  Unterschiede  zwischen  Frankreich  und  Algerien. 

A.  Versuche  zur  Aufhebung  des   Generalgouvernements.      S.  129. 

B.  Bestrebungen  auf  Beseitigung  der  Rechtsungleichheit  unter  den  Bewohnern. 

a)   Hinsichtlich   der  Europäer: 

Die  Einführung  der  selbsttätigen  Naturalisation  der  Ausländer  (Gesetz  vom  6.  Juni  1889)  S.  131. 

b)   Hinsichtlich   der  eingebornen   Muselmanen. 
Gesetzesvorschläge  von  Michelin  und  Gaulier  (1887;  und  Martineau  (1890)  zur  Naturalisation 
der  Muselmanen.     Widerspruch    der  Kolonisten  S.  132  —  Widerspruch    der  Muselmanen  S.  134  — 
Die  Wünsche  der  Muselmanen  auf  Vertretung  im  Parlament  ohne  Naturalisation  unerfüllbar  S.  135  — 
Die  Vertretung  der  Muselmanen  in  den  Lokalvertretungen  gerechtfertigt  S.  136. 
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deutung  der  Kundmachung  In   Algerien    und  Im   Mutterlande  S,  II'. 

b)   Vorschlag!      m    Einschränkung   de     Verordnung  rechl     di      Prä  Identen  der   Republik. 

Entwürfe     In     der    Reorganisation«!« Ission    von    1880     81;    'Ii'     '■  von 

Jacques  1883  und  de  la  Kerronnays  1888  und  90  8    144. 

Zweiter  Teil. 
Dlo  Begründung  der  algerischen  Selbstverwaltung. 

Erster  Abschnitt. 
I>ie  Wiederherstellung  der  Machtvollkommenheil  dos  Generalgonverneurs  (1896). 

Seite  1  19     205. 
1.  Die  Versuche  cur  Schaffung  eines  algerischen   Budgets  (1885     91). 
1.  Der  Tirman'sche  Plan  eines  Sonderbudgets  innerhalb  des  Staatsbudgets. 
A.  Die  Rückströmung  gegen  die  Assimilation  in  Algerien. 
Der    algerische    Abgeordnete    Letellier    verlangt    die    Aufhebung    der    Angliederangsdekrete 
(Juli  1882)  S.  [49         Wunschantrag  Lesuenr  auf  Überweisung  eines  Teils  der  aus  Algerien  fließenden 
Einnahmen  an  Algerien  vom  Conseil  superieur  angenommen  (1885);  von  Generalgouverneur  Tirman 
bei  der  Regierung  vertreten;  von  der  Regierung  abgelehnt,  aber  weiterer  Vorschlag  gewünscht  S.  150. 
15.  Das  Tirman'sche  Spezialbudget  (1887). 
Grundidee:    Vermeidung    eines   Rückschritts  in    der  Assimilation  S.  151   —  Im  Spezialbudget 
alle  algerische  Ausgaben  (ausgenommen  die  Kosten  der  Landesverteidigung  und  die  Garantien)  und 
alle  Einnahmen  zusammengefaßt;    nur  Überschüsse  über  50  Millionen    zwischen  dem  Staat  und  der 
Kolonie  geteilt   S.  152  —  Schwäche  des  Spezialbudgets:  nur  auf  die  Zunahme  der  ordentlichen  Ein- 
nahmen gegründet  S.  153         Kür  Algerien   keine  Rechtspersönlichkeit    gefordert,  das  Spezialbudget 
als  Bestandteil  des  Staatsbudgets  vom  Parlament  zu  bewilligen.     Gleichwohl  im  Spezialbudget  Vor- 
bereitung des    Kommunalverliandes   S.  154. 

C.  Selbsttäuschung   der  Algerier   über   die  Vereinbarkeit   ihrer  Forderungen    mit   der  Assimilation: 
Forderung    der   Verstärkung   des    Generalgouvernements    S.   154  —  Forderung   der    Rechts- 
persönlichkeil  S.  156. 

2.  Der   autonomistische    Verfassungsentwurf   von    Sabatier   in    der   Deputiertenkammer   (Juli  1889). 

Die  Notwendigkeit  der  Verfassung  mit  der  Dringlichkeit  einer  Anleihe  begründet  S.  156. 

A.  Das  Conseil  colonial  (die  Kolonistenvertretung). 

a)  Zusammensetzung. 

Weder  allgemeines   Wahlrecht,   noch   Wahl  durch  die  Gemeinderäte,   noch   durch  die  Conseils 

gem'raux  S.  158  —  Bildung  von  Arrondissementsräten  als  Wahlkörper  für  das  Conseil  colonial  S.  159- 

b)  Tätigkeit. 
Geschäftsgang  S.  1G0  —  Kautelen    ^reg-en  Beschlüsse    des    Conseil    colonial  S.  160  —  Weite 
Bemessung  der  Befugnisse  S.  161. 

B.  Die  Eingebomenvertretung. 
Keine    Massennaturalisation   S.  162   —   Verwertung    der   Unterschiede    zwischen    Arabern    und 
Kabylen:  Bildung  zweier  Versammlungen  S.  163  —  Verschiedenheit  des  Wahlmodus  S.  165  —  Be- 
fugnisse der  Eingebornenräte:  Einspruchsrecht  8.  165. 
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('.   Unvollständigkeit   and   Aussichtslosigkeit  des   Entwurfs. 
Wenig   Bestimmungen  ober  die  Finanzverwaltung  and  den  Generalgouverneur  B.  1*'.*'.         Der 
Entwurf  übertrifft  den  von  1SGU  in  der  Bildung  der  Eingebomenvertretung  B.  L66   —   Der  Entwurf 
nicht  zur  Verhandlung  gelangt  B.  L67. 

;',.   Das  Bebeitern  des  Tirman'sehen  Planes  (1891). 

A.  Die  Algerier  and   der  Tirman'scbe   Entwurf. 

Drängen  des  Conseil   Buperieur  auf  Entscbeidung  aber  das  Bpezialbudgel   8.  1<;7. 

B.  Die  algerische   Frage  im   Benat. 
[nterpellation    Dide    (26.   Februar    185)1).      Verteidigung    'I       Spezialbudgets    durch  Tirman; 
Warnungen    Boulangers    vor    dem    Separatismus    8.  Auf   Fenys    Antrag    Einsetzung    einer 

Kommission  zur  Untersuchung  der  algerischen   Verwaltung  S.  170. 

( '.   Die   Frage  des  Spezialbudgets  in   <l<r  Deputiertenkammer. 
a)  Die  Verurteilung  des  Spezialbudgets  durch  den   Berichterstatter  Burdeau  (Juli  1- 
Durchbrechung  der  Einheit  des  Budgets  ein  gefährlicher  Präzedenzfall  S.  170  —  Das  Spezial- 
budget  verschafft  keine    neuen   Einnahmen,  ausgenommen  Anleihen  >.  171  Verkehrte  Auffassung 

Burdeaus  in  der  Anleihefrage  S.  172         Burdeaus  Vorschlag  auf  Zusammenfassung  aller  algerischen 
Ausgaben  S.  17.">  —    Nebenzweck:  Anregung  der  Verwaltungsreform  B.  173. 

b)  Die  Budgetdebatte. 
Verteidigung  des  Spezialbudgets  durch  Thomson.   Die  Burdeau'schen  Vorschläge  angenommen; 
das  Spezialbudget  gescheitert  8.  174. 

II.  Die   Verwaltungsreorganisation  (1891 — 96). 

1.  Die  Vorbereitung  der  Verwaltungsreform  im  Senat. 

A.   I  >i<-  Untersuchung  der  Senatskommission  (1891). 

Die  Tätigkeil  der  Kommission  S.  175  —  Die  Aussagen  d'-r  Generalgouverneure  Tirman  und 

Cambon;  abweichende  Forderungen  hinsichtlich   der  Stellung  des   Generalgouverneurs:     Tirman  hält 

an  der  Angliederung  fest,  wünscht  nur  weite  Delegation  ministerieller  Befugnisse  8.  175  —  Cambon 

fordert  Aufhebung  der  Angliederungsdekrete   S.  176   —   Schwierigkeit  der  Vereinbarkeit  der  eigenen 

Gewalt  des  Generalgouverneurs    mit   der  Ministerverantwortlichkeit  S.  177  —  Übereinstimmung  der 

Generalgouverneure    bezüglich    der    Umbildung    des    Conseil    superieur  S.  178    -      Entgegengesetzte 

Vorschläge  über  die   Befugnisse  des   Conseil   superieur:   Cambon   verlangt  beschließende  Funktionen 

gegenüber  dem  Lokalbudget  S.  1711  —  Dringlichkeit  der  Verstärkung  der  Gouverneursgewalt;  auch 

von  den  Algeriern  gewünscht   S.  180. 

B.  Der  Dekretsentwurf  Ferry  (Oktober  1892). 

Grundsatz:  Die  Verwaltung  Algeriens  wieder  unter  der  Leitung  des  Generalgouverneurs; 
Ausnahmen:  Die  alten  Rattachements  (Justiz,  Kultus.  Unterricht)  S.  181  —  Der  Generalgouverneur 
unter  dem  Minister  des  Innern:  Budget  unverändert,  nur  die  Kredite  dem  Generalgouverneur  zur 
Verfügung  gestellt  S.  182  -  Die  Frage  der  Verantwortlichkeit  nur  formell  gelöst  S.  1><2  —  Der 
Vergleich  der  Stellung  des  Generalgouverneurs  mit  der  des  Vizekönigs  von  Indien  unzutreffend  S.  183. 
C.  Gegenstoß   der  Assimilationsanhänger. 

Gesetzesvorschlag    des   Senators    Hamel    zur  Schaffung    eines   Ministeriums    für  Algerien    und 
die  Kolonien  (April  18'.)3)  S.  1 84    —  Die  Hauptforderung  des  Vorschlags:  Abschaffung  des  General- 
gouvernements S.  184  —  Begründung  mit  der  Einheit  der  Verantwortlichkeit  S.  185. 
I).  Verhandlung  über    den   Entwurf  Ferrv  und    den   Vorschlag   Hamel   im   Senat  (26 — 31.  Mai  1893). 

Tirman  ein  Gegner  der  unmittelbaren  Regierung  Algeriens  von  Paris  S.  186  —  Seine  Auf- 
fassung über  den  Gouverneurminister  S.  187  —  Bekämpft  die  Unterordnung  des  Generalgouverneurs 
unter  einen  Minister  für  Algerien  oder  unter  den  Minister  des  Innern  S.  187  —  Schlägt  die  Unter- 
stellung des  Generalgouverneurs  unter  sämtliche  Minister  vor  S.  188  —  Combes  entgegnet  Tirman: 
Die  Unterstellung  des  Generalgouverneurs  unter  den  Minister  des  Innern  wesentlich  S.  189  - —  Un- 
vollkommene Erklärung  Cambons  über  die  parlamentarische  Verantwortlichkeit  S.  190  —  Die  Lücken 
der  ministeriellen  Verantwortlichkeit  s.  191  —  Verwertung  des  Vorschlags  Hamel  in  autonomistischem 
Sinne.      Eintreten    des    algerischen    Senators    .Jacques    für    ein    außerhalb    des    Kabinetts    stehendes 
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gouverneura   Umbildung  dea  Conaeil  aupiSrieur  und   Erweiterung     einer  Befugnl    ■    B    195 

B.  Beatlmmtoa  Eintreten  der  Deputiertenkammer  für  die  Aufhebung  dei    Vugliedorung  deki   I 
Die    Interpellation    Fleurj  Ravarin    (November  1896);    der    Interpellant    strebt    nur    nach  der 
Verwaltungsreform,  bekämpft  die  autonomiatlache  Bewegung  8.  197         Die  algeri  chen   abgeordneten 
ForcloU  and  Thomson  stimmen  der  Vermehrung  der  Gewall  dea  Qeneralgouverneui     nur  zu,  wenn 

eine  lokale  Kontrolle  des  Generalgouverneurs  durch  Selbatverwaltungsorgai rmöglicht  wird  8.  199 

Grenzen  der  lokalen  Kontrolle  gegenüber  dem  Generalgouverneur  8.  200  Entgegenkommen  di 
Generalgouverneura  Cambon  8.201  Annahme  der  Tagesordnung  Umhin  Ravarin:  Sofortige  \ni 
hebung  der  Angliederungsdekrete  und  Vorlegung  eines  Gesetzentwurfs  zur  Änderung  der  Zusammen 
Setzung  und  der  Befugnisse  des  Conseil  Buperieur  8.202. 

('.  1  >io  Wiederherstellung  der  eigenen  Gewalt  des  Generalgouverneurs, 
a)  Das  Dekret  de  deratrtachement  vom  31.  Dezember  I89ß. 
Geringe    Befugnisse    des  Generalgouverneurs    in  der  auswärtigen  Politik    und  gegenüber  den 
Militärbehörden  8.  202         In  der  Zivilverwaltung   bleiben  Justiz,  Kultus   und  Unterricht  für  Nicht 
muselmanen,   sowie    der  Schatzdienst  und    die  Zölle    angegliedert:    im    übrigen    die    Zivilverwaltung 
unter  der  Leitung  des  Generalgouverneurs;  jedoch  in  einigen  Verwaltungszweigen  der  unmittelbare 
Verkehr  der  Ministerien  mit  den  Verwaltungsvorständen  in  Algerien  vorbehalten  8.203         Unklare 
Auskunft  des  Dekrets  über  die  Frage  der  Verantwortlichkeit;  Vereinfachung  im  Budgetwesen  S.  204. 

b)    Die    Ausführung   des    Dekrets. 

Die  Grenzziehung  zwischen  den  Ministerien  und  dem  Generalgouverneur  nicht  durchweg  dem 
Geiste  des  Dekrets  entsprechend  s.  204. 

Zweiter  Abschnitt. 
Die  Einrichtung  der  algerischen  Volksvertretung  (1898). 
Seite  206  -249. 
I.  Die  Vorbereitung  der  Reform. 
1.  Die  Stellungnahme  der  Algerier. 
A.  Das  autonomistische   Programm. 
L'Algerie  libre  von  Dessoliers.     Nimmt    die    britischen   Kolonien    zum   Muster,  verlangt  indes 
keine  Selbstregierung  S.  20(>  —  In    der  Gesetzgebung-  Einschränkung    der  Zuständigkeit    des  Parla- 
ments  und    beratende  Mitwirkung-    der  algerischen    Volksvertretung    gefordert   S.  207  —  Finanzielle 
Selbstverwaltung,  nur  hinsichtlich  der  Steuerauflage  gegenüber  den  Eingebornen  beschränkt  S.  208  — 
Begründung-  der  Forderung  der   finanziellen   Selbstverwaltung  mit  der  Selbstgenügsamkeit  Algeriens 
S.  20!)    —    Die    algerische    Volksvertretung;    ihre    Zusammensetzung    (nur    gewählte    Mitglieder,    ein 
Viertel  Eingeborne)  S.  210  —  Ihre  Befugnisse  (Steuerbewilligungsrecht,  auch  hinsichtlich  der  Zölle; 
Feststellung  des  sämtliche    Einnahmen    und  Zivilausgaben    umfassenden  Budgets,  Rechnungsprüfung 
und  Verwaltungskontrolle)  S.  211. 

B.  Die  Behandlung  der  Reformt'rage  im  Conseil   superieur  (Februar  1897). 
a)  Die  Vorschläge  zur  Umgestaltung  der  Versammlung. 
Bescheidenheit  in  der  Erweiterung  der  Zuständigkeit  S.  212  —  Die  Änderung  der  Zusammen- 
setzung   steht    im    Vordergrund:    Jacquiet    verweigert    den    Eingebornen    eine    Vertretung  S.  212  — 
Die    Kommission    gesteht    den    Eingebornen    eine    Vertretung    zu,    verlangt    aber    Ausschaltung    der 
Beamten   S.  213. 

Gmelin,   Vtrfasäungseutwickliing  TOn  Algerien,  11 
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b)  l>i>-  Verbandlang  über  die  Vorschläge: 
1  >it  Gedanke  der  Aufnahme  dez  algerischen  Senatoren  nnd  Deputierten  in  das  '  onaeil 
superieur  vom  Qeneralgouverneur  bekämpft  B.  214  Der  Generalgouverneur  beansprucht  den  Vor 
sitz,  in  der  umgestalteten  Versammlung;  das  Conseil  superieur  damit  einverstanden  B.  21.'*  —  Auf 
Verlangen  des  Generalgouvemeurs  auf  *  1  i •  -  Forderung  einer  permanenten  Kommission  verziehtet; 
im  übrigen  der  Entwurf  ohne  Änderung  angenommen;  als  Mindestprogramm  <l<-r  Algerier  zu  be- 
trachten S.  217. 

•_'.  I  >.  r  Versuch  einer  Lösung  im  Wege  der  Gesetzgebung. 
\  l»rr  Gesetzentwurf  Barthou  über  das  Conseil  superieur  (März  1897). 
Grundzüge:  Beratender  Charakter  des  Conseil  superieur;  Vorsitz  des  Generalgouverneurs; 
Mitgliedschaft  der  Beamten  festgehalten.  Jedoch  die  krafl  Amtes  dem  <  •  > n -■  i  1  Buperieur  ange- 
hörenden Mitglieder  in  die  Minderheit  gesetzt  >.  217  Die  nichtbeamteten  Franzosen  von  den 
französischen  Mitgliedern  der  Gemeindevertretungen  /.u  wählen;  strenge  Unvereinbarkeitsvorschriften 
S.  218  Die  Eingebornenvertreter  in  den  Militärterritorien  zu  ernennen,  in  den  Zivilterritorien  von 
den  muselmanischen  Mitgliedern  der  Gemeindevertretungen  zu  wählen.  Keim-  Unvereinbarkeit  mit 
der  Beamteneigenschaft  S.  219  Also  keine  Garantie  gegen  Mehrheit  der  Beamten  gegeben  B.  220  — 
Geringe   Erweiterung  der  bloß  beratenden   Befugnisse  s.  220. 

li.  Scheitern  des  Entwurfs  Barthou. 
a)  Unfreundliche  Aufnahme   in  Algerien. 
Enttäuschung   der    Algerier;    Delegiertenkonferenz    der    Conseils    g^neraux   zur  Beratung  der 
Reformfrage   S.  221  Entwurf   der    Delegiertenkonferenz:    Ausschaltung   der    Beamten;    Zulassung 

von  Eingebornen  nur  mit  beratender  Stimme;  beschließende  Funktionen  des  Conseil  colonial  g 
über  dem   Lokalbudget  S.  222. 

li    Notwendigkeit  einer  schleunigen   Lösung  im  Verordnungswege. 
Der    Entwurf  Barthon    in    der  Deputiertenkammer    einer  Kommission    überwiesen;    Sessions- 
schluß S.  223  —   Judenfeindliche    Unruhen    in    Algerien;    Vorschläge    zur   Aufhebung   des   Dekrets 
(reinieux   s.  223  —  Zur    Ablenkung    Umbildung   des    Conseil    superieur   im    Verordnungswege    be- 
schlossen; Laferriere  zum   Generalgouverneur  ernannt  (2".  .(tili  1898)  S.  224. 
II.   Die  Organisationsdekrete  vom  23.  August  Ij 
1.  Die  Erweiterung  der  Gewalt  des  Generalgouverneurs. 
Im   Bereich  der  Militärgewalt:   Das  Recht  des  Generalgouverneurs  zur  Anordnung  militärischer 
Maßnahmen    verstärkt  S.  225         Im    Bereich    der   Zivilverwaltung:    Die  Mitteilung   aller   die    ange- 
gliederten  Verwaltungszweige    betreffenden   Verfügungen  an    den  Generalgouverneur   vorgeschrieben. 
Bedeutung  der  Vermehrung  der  Befugnisse   >\f>  Generalgouverneurs  S.  226. 
2.  Die  Schaffung  der  Finanzdelegationen. 
Lösung    der    Schwierigkeiten    durch    das    Zweikammersystem;    die    Finanzdelegationen    eine 
Interessen-  und  Kassenvertretung  S.  22  i. 

A.  Die  Bildung  der  französischen  Delegationen. 
ai  Das  aktive  Wahlrecht. 
Gemeinsame  Bedingungen  über  das  aktive  Wahlrecht:  Alter  von  25  Jahren  s.  227  —  Zwölf- 
jähriger Besitz  der  französischen  Staatsangehörigkeit;  trifft  die  automatisch  Naturalisierten  nicht  S.  228  — 
Das  Dekret  vom  4.  Januar  11)00  heilt  diesen  Mangel  nur  in  unvollkommener  Weise  S.  228  —  Die 
Bedingung  des  zwölrjährigen  Besitzes  der  Staatsangehörigkeit  gesetzwidrig  8.  229  —  Dreijährige 
Ansässigkeit  in  Algerien,  sechsmonatlicher  Aufenthalt  in  einer  Gemeinde  S.  230  —  Besondere  Be- 
dingungen für  das  aktive  Wahlrecht  in  jeder  Delegation:  bei  der  Kolonistendelegation  das  aktive 
Wahlrecht  auf  Eigentümer,  Konzessionäre,  Betriebsleiter,  Pächter  ländlicher  Grundstücke  beschränkt; 
bei  der  Nichtkolonistendelegation  Eintragung  in  eine  Liste  der  direkten  Steuern  erfordert.  Option 
bei  Wahlberechtigung  in  beiden  Delegationen  S.  2  .1. 

b)  Wählbarkeit  und  Wahlverfahren. 
Wählbarkeit:    Die  gleichen   Bedingungen  wie  für  das  aktive  Wahlrecht;  die  Bestimmung  der 
Unvereinbarkeit    mit    der  Senatoren-    und    Deputiertenwürde    gesetzwidrig  S.  231   —  Der   für   beide 
Delegationen  gewählte   Delegierte  hat  zu  optieren  S.  232  —  Wahlverfahren  S.  232. 
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Partdalerneuerung;   Diäten;  Keine  Immunität   8.  237         Dürftige  Regeln  des  Dekrel 
Geschäftsgang;    durch   Verfügung    des    Generalgouverneurs    ergänz!   8,  23ä         Die    Präge    nach    <ler 
Gesetzmäßigkeil  dieser  Verfügung  insbesondere  hinsichtlich    des   Ausschlusses  der  Öffentlichkeit   <ler 
Sitzungen  s.  239         Zuständigkeit:    lediglich    beratende  Funktionen;   der  fakultative  Wirkung 
auf   finanzielle  und    wirtschaftliche  Fragen    begrenzt;    der  obligatorische  auf  <lie   Befragung   bei 
ftihrung  neuer  Steuern,     l>ie  Entstehung  «les  Rechts  zur  Äußerung  von  Wünschen  8.  239         Starke 
Garantien    gegen  Gewaltüberschreitungen  s.  :  10         Verständlich  in  Anbetracht  der  bevorstehenden 
Erteilung  beschließender  Befugnisse  8.  241. 

I>.  Beurteilung  der  Finanzdelegationen. 
Die  Frage  nach  der  Zweckmäßigkeit  der  getrennten   Beratung  S .  211  l>a>  stärkere  Wahl 

recht  «Kr  Kolonisten;  die  Mehrheit  der  Franzosen  in  der  Kolonistendelegation  gesichert  8.242  — 
Die  Einteilung  dir  Finanzdelegationen  verhindert  ein  Übergewicht  der  Autonomisten  s.  243. 
,").  Die  Umbildung  des  Conseil  superieur. 
Umbildung  des  gewählten  Elements:  neben  den  Vertretern  der  Conseils  gem-ranx  eine  An 
zahl  Finanzdelegierte  aufgenommen  S.  244  Mehrhei!  der  gewählten  Mitglieder  gegenüber  den 
Mitgliedern  kraft  Amtes;  indes  doch  beamtete  Mehrheit  möglich ;  jedenfalls  Übergewicht  der  Regierung 
S.  245  -      Regeln    über    Erneuerung,    Entschädigung    und    Geschäftsgang    S.  246  Zuständigkeit: 

Per  obligatorische  Wirkungskreis  auf  die  Beratung  der  Einnahmenvoranschläge  erweitert:  der  fakul- 
tative Wirkungskreis  umfaßt  alle  Verwaltungsfragen  S.  246. 

4.  Eindruck  in  Algerien. 
Einspruch    des  Conseil    geiu'ral    von  Constantine  gegen    die  Beschränkungen  des  Wahlrechts 
8.  247  —  Die  Änderung  der  Organisationsdekrete  gefordert  S.  248. 

Dritter  Abschnitt. 
Die  Erhebung  Algeriens  zum  Kommunalverband  (11)00). 
Seite  250     334. 
I.  Der  Versuch  der  Einführung  eines  Teilbudgets. 
1.  Der  Versuch  der  Regierung  (IS'.iS — 99). 
A.  Das   Brisson-Lafferiere'sche  Spezialbudget. 
Die  verschiedenen  Möglichkeiten  der  finanziellen  Selbstverwaltung  S.  250  —  Minister  Brisson 
faßt  in  der  Begründung  der  Dekrete  von  181*8  die  Teilung  des  algerischen  Budgets  in  ein  Souveränitäts- 
budget  und  ein  Spezialbudget  ins  Auge  S.  251   —  Der  Entwurf  des  Generalgouverneurs  Lafferiere: 
Teilung  der  Ausgaben  und  hälftige  Teilung    der  Einnahmen  zwischen  Staat  und  Kolonie  S.  252  — 
Die    algerischen  Versammlungen    sollten    nur   das  Recht    der  Ausgabenbewilligung   für   das  Spezial- 
budget erhalten,  die   Einnahmenbewilligung  blieb   dem   Parlament  vorbehalten  S.  253. 
B.  Aufnahme  des  Entwurfs  in  den  algerischen  Versammlungen. 
a)  In   den  Finanzdelegationen, 
a)   In   der  Kolonistendelegation. 
Empfehlung  der  Annahme    durch    den  Berichterstatter   S.  254   —   "Warnung  des  Regierungs- 
kommissärs de  Peyerimhoff  vor  dem  Vollbudget;  Billigung  des  Entwurfs  durch  die  Delegation  S.  254. 

11 
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^)  In  der  Nichtkolonistendelegation. 
Berichterstatter    Dessolieri    bekämpf)    den    Entwurf   wegen    der    Unmöglichkeit    selbständiger 
Schaffung  eon  Einnahmen  8.  256         Vertritt  ein  Vollbndgel  8.257         Verteidigung  des  Teilbudgeti 
durch  de  Peyerimhoff  8.  2.'t7         Aus  politischen  Gründen  auf  Antrag  der  Kommission  der  Regierunga- 
tritw  urt'   gebilligt    8.  - 

■  i   In  der  Vollversammlung. 
Angriff  von  Jacquiet  auf  die  Regierung  8.259         Erwiderung  des  Generalgouverneurs ;    Zu- 
stimmung der  Vollversammlung  zum  Begierungsentwurf,  mit  dem  Vorbehalt  <1<t  späteren  Einführung 
des  \  ollbudgets  8.  261. 

Ii)  Im  Consei]  Buperieur  (Januar  ]-■ 
1  >ic  Kommission  empfiehlt  andre  Teilung  der  Einnahmen  und  A  u  ~^r.-il>cii :  jedoch  dir  Kegienungs- 
entwurf  gutgeheüh  n  8.  262. 

2.  Der  Versuch  im  Parlament. 
A.  Der  Gesetzesyorschlag  Morinaud  in  dir  Deputiertenkammer  (März  18!»!)). 
Das  System  des  Teilbudgets  übernommen  in  dir  Erwartung  von  Konzessionen  in  d<-r  Ver- 
fassungsfrage  8.  263  Ersetzung  der  Finanzdelegationen  und  des  Consei]  Buperieur  durch  ein  auf 
Grund  allgemeinen  (nur  für  dir  Muselmanen  beschränkten)  Wahlrechts  gewähltes  Consei!  colonial 
S.  283  Befugnisse  des  Consei]  colonial;  permanente  Kommission  zur  Verwaltungskontrolle  S.  264  — 
Bedenkliche  Seiten  des   Vorschlags  S.  265. 

B.   Kommissionsbericht  von   Pourquery  <lr  Boisserin  über  den   Vorschlag  (Mai  11)00). 
Im  ganzen    zustimmender  Bericht;    nur  wenig  Organisationsänderungen,  /..  B.  Streichung  der 
permanenten    Kommission  S.  265   —    Vermengung    des  Teilbudgets    mit  Bestimmungen    des  zweiten 
Regierungsentwurfs   8.  266. 

II.  Die  Dmschwenkung  zum  Vollbudget. 
1.  Die  Frage  der  Durchführbarkeit  des  Vollbudgets. 
Nachteile  des  Teilbudgets  8.  267  —  Vorteile  und  Nachteile  des  Vollbudgets  8.  268  —  8trenge 
Durchführung  des  Vollbudgets  in  Algerien  vorerst  unmöglich  wegen  der  Unmöglichkeit  der  Deckung 
der   Ausgaben   mit    eigenen    Einnahmen  S.  268  —  Zur  Vermeidung   einer  Subvention   und    zur  Er- 
möglichung von  Überschüssen  Beschränkung  der  Ausgabenseite  erforderlich  8.  269. 

2.  Die  Befragung  der  algerischen  Versammlungen   über  das   Vollbudget  im  Jahre  1899. 

A.  Die  Anordnung  der  Befragung  durch  Minister  Waldeck-Rousseau. 
Plan  des  Budgetberichterstatters  in  der  Deputiertenkammer  Le  Moigne  der  Einführung  des 
Vollbudgets  durch  einen  Artikel  im  Finanzgesetz  (August  1899)  8.  270  —  Ablehnung  dieser  über- 
stürzten Lösung  durch  die  Regierung  S.  271  —  Gleichwohl  übernimmt  die  Regierung  den  Gedanken 
des  Vollbudgets  (Brief  des  Ministerpräsidenten  Waldeck-Rousseau  an  den  Generalgouverneur  vom 
1.  September  18  1!*)  S.  271  —  Noch  keine  endgültige  Wahl  getroffen;  Gutachten  des  Generalgou- 
verneurs und  der  algerischen  Versammlungen  eingefordert  S.  272  —  Der  Generalgouverneur  hält 
am    Teilbudget    fest  (Rede    bei   Eröffnung    der  Finanzdelegationen   7.  November  189!))  S.  273. 

15.    Die   Stellungnahme   der  algerischen  Versammlungen. 
Verantwortungsvolle     Entscheidung      der     algerischen     Versammlungen,      daher     eingehende 
Prüfung  S. 274. 

a)   Die   Finanzdelegationen   ( November  1899). 

a)  Die  Kolonistendelegation. 
Der  Berichterstatter  Aymes  bezweifelt  die  Durchführbarkeit  des  Vollbudgets  S.  274  —  Ver 
\\irft  auch  das  Spezialbudget  S.  27b'  —  .Schlägt  ein  Teilbudget  vor  mit  Aufteilung  der  Einnahme- 
quellen S.  276  —  Vorteile  und  Schwächen  seines  Planes  S.  276  —  Der  Regierungskommissär  de 
Peyerimhoff  tritt  diesem  Plan  und  dem  Vollbudget  entgegen  S.  277  —  Aus  Abneigung  gegen  Ver- 
mehrung der  Steuern   gibt   die   Delegation   dem   Teilbudget   den   Vorzug  S.  278. 

fi)  Die  Nichtkolonistendelegation. 
Berichterstatter  Dessoliers   fordert  Verbindung   einer  Yerwaltungsreform  mit   der  Budgetreform 
S.  279  —    Erörtert  die  Durchführbarkeit  des  Vollbudgets:    Heereskosten    und  Zinsgarantien  für  die 
Eisenbahnen  dem   Mutterland  aufgebürdet   S.  280  —  Trotzdem   verbleibt  noch  Fehlbetrag  S.  281   — 
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i   Die   Vollvei    immlunp 
Der  Qeneralgouverneax  warnt   vor  dem   Vollbudgol   H     186         lieft!      Eni    ■    nun     der  Nulii 
kolonisten  8.287  Annahme  dei  de     reilbadgel   bovonagenden  Ri    olut lei  Kolonl  ten   B 

Ii)  i  las  ( 'im  nl  supi  i  Ii  in     i  »ozember  1899 
Der  Berichterstatter  Casanova    empfiehlt  die  Li)  ung    i..n    \.m.      8,  288         Verfechtung  dei 

Dessoliers'sohen    Ideen    durch    Vinci  S.  289         Das   Vollbndgel    all in    vertreten  8    289         De» 

Generalgouverneur   gibl    mit   Riicksichl    auf   den    In    der    Deputiertenkammer   eingebrachten     \ 

Etienne    Beinen  Widerstand   gegen    das  Vollbadgel    auf  8,  290         tnnal i    eim  t   di  m    \  ollbi 

■nstlmmenden  Resolution  S.  290        Gesamtbild  s.  "_* : ►  1 . 

.">.   Die  Entscheidung  im  Parlament. 
\.   I>ir  Anregung. 
Befürwortung  dos  Vollbudgets  durch  den  Berichterstatter  Le  Moigne  8.  292         Die  Schwäche 
des  Le  Moigne'schen    Vorschlags  S.  293         Zusatzantrag   des   algerischen  Abgeordneten   Etienne  zu 
dem  Finanzgesetz  auf  Einführung  dos  Vollbudgets  S.  294. 

1?.  Die  Festlegung  des  Systems  in  ilrr  Sitzung  70m   19.  März  1900: 
Zurückziehung  des  Antrags  Etienne  auf  die  Erklärung  von  Waldeck  Rousseau,  das  Vollbudgel 
zum  Gegenstand  eines  besondern  Gesetzentwurfs  zu  machen  s.  295       Zusatzantrag  Marchai  8.  296 
Anklagende  lüde    von  Marchai  S.  297  -  -   Eine  von  Etienne    vorgeschlagene  Tagesordnung,  die  <li<- 
Einbringung   eines  Gesetzentwurfs   zur   Organisation    des  Vollbudgets    cmprielt,    von    der  Regierung 
gebilligt  und  von  der  Kammer  angenommen  S.  2',)7. 

III.  Die  Einführung  des  Vollbudgets. 

1.  Der  Regierungsentwurf  (Mai  1900). 
A.  Die  Zusammensetzung  des  Budgets. 
Grundsätzliche  Einheit  des  Budgets;  der  Grundsatz  auf  der  Einnahmenseite  kaum  durch- 
brochen S.  298  -  stärkere  Durchbrechung  auf  der  Ausgabenseite ;  grundsätzlich  alle  Zivilausgaben 
von  Algerien  /.u  leisten,  jedoch  trägt  der  Staat  die  Zinsgarantien  für  die  Eisenbahnen  bis  1926 
S.  300  —  Er  trägt  ferner  die  Zivilpensionen  für  die  Beamten  der  angegliederten  Dienstzweige,  der  vom 
Mutterland  zur  Verfügung  gestellten  Beamten;  sowie  die  Pensionen  derjenigen  Beamten,  die  vor 
dem  1.  Januar  1D01  in  Dienst  traten  S.  300  — ■  Regeln  über  die  Überschüsse:  ein  Drittel  des  Über- 
schusses  über  fünf  Millionen   dem    Staate,   alles  übrige   dem   Reservefonds   der   Kolonie   S.  301. 

B.  Die  Feststellung  des  Budgets. 
a)  Die  Schranken  des  Bewilligungsrechts  der  algerischen  Versammlungen  im  allgemeinen. 
Die  Zollt»  durch  die  gesetzgebenden  Organe  des  Mutterlandes  bestimmt;  Stellung  der  al- 
gerischen Versammlungen  im  Bereich  der  Pflichtausgaben ;  die  Arten  der  Pflichtausgaben  S.  302  — 
Die  Höhe  der  obligatorischen  Ausgaben  alljährlich  im  Budgetentwurf  durch  den  Generalgouverneur 
ZU  bestimmen;  bei  Ablehnung  obligatorischer  Ausgaben  durch  die  algerischen  Versammlungen  Ein- 
stellung ex  officio   durch  Dekret  im  Staatsrat  S.  303. 

b)  Das  Bewilligungsrecht  der  Finanzdelegationen. 
Vorbereitung  des  Budgets  durch  den  Generalgouverneur  im  Conseil  de  gouvernement;  Vor- 
lage an  eine  von  den  Finanzdelegationen  gewählte  Finanzkommission;  Beschluß  der  Vollversammlung; 
nur  Abänderungsanträge  der  einzelnen  Delegationen  zugelassen  S.  30-4  —  Den  Finanzdelegationen 
keine  Ausgabeninitiative  gewährt.  Im  Bereich  der  Kinnahmen  nur  Bewilligungsrecht  gegenüber 
neuen  Steuern;  Einnahmeninitiative  S.  305. 
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c]  Die  hemmende  Gewall  dei  Conseil  lup^rieur. 
Eng  '     nsei]   sup&ieor:  nur  das  ßecbl   <1<t  Herabsetzung  von  Aasgaben,  das 

Recht  der  Einstellung    obligatorischer  Ausgaben   und    das   Recht   der  Gesamtannahme    oder  Gesamt- 
ablehnung  \"i>    Beschlüssen    der   Delegationen    über    Einnahmen    8.305      -    Endgültigkeit    <J.  r    B< 
Schlüsse  ei.-  Conseil  Buperieur  8.306         Kur/.''  Dauer  der  Session  8.307. 

il)  Die  mutterländische  Kontrolle. 
Völlige  Ausschaltung  des  Parlaments:  Best  itigung  di  Budgets  durch  Dekret  des  Präsidenten 
der  Republik  S.  307  Bestätigung  der  Beschlüsse  über  Einnahmenänderungen  durch  Dekret  des 
Präsidenten  im  Staatsrat;  nur  für  Beschlüsse  aber  Aufnahme  von  Anleihen  oder  Konzessionierung 
größerer  öffentlicher  Arbeiten  Genehmigung  durch  Gesetz  erforderlich  S.  308  —  Die  Rechnungs- 
kontrolle anvollkommen  geregelt  S.  308. 

C.   Ergebnis: 
Die  Anerkennung    der    Rechtspersönlichkeil    Algeriens    S.  309  Vorzüge    und    Mängel    des 

Entwurfs   S.  309. 

2.   Beurteilung  des  Entwurfs  in  Algerien  (Kritik  DessoUers'). 
A.   Bekämpfung  der  Pflichtausgaben. 
Vergleich   mit   den  Pflichtausgaben   der    Departements  S.  310         Ungerechtfertigter  Einspruch 
gegen  die  Aufnahme  der  Eingebornenausgaben   anter  die  Pflichtausgaben  S.  310   —   Bedenken  gegen 
die   Unbegrenztheil   des   Betrags  der    obligatorischen  Ausgaben  gerechtfertigt  s.  311   —  Geringe   Be- 
deutung des   Begutachtungsrechts  der  obligatorischen   Ausgaben  S.  312. 
B.  Wünsche  /.ur  mutterländischen  Kontrolle. 
Einwand  gegen  die   Regelung  der  Bestätigung  von  Steuerbewilligungen   S.  312  —  Forderung 
des  Inkrafttretens  von  Steuerbewilligungen  ohne  Bestätigung  S.  313         Die  Bestätigung  des  Budgets 
für  das   Parlament   beansprucht   S.  314. 

C.   Sonstige  Anregungen  zur  Ergänzung  des   Entwurfs. 
Beanspruchung   eines   Teils    der  Überschüsse    zur    freien  Verwendung;    die  Subventionsfrage 
s.  ;ill   —   Die  Garantierrage  S.  .'il.')  —  Die   Frage  nach  dem   Eigentum  an  den  Domänen  S.  315  — 
Einfluß  der  Dessoliers'schen  Ratschläge  auf  die  Umgestaltung  des  Entwurfs?     s.  317. 

3.  Umgestaltung  des  Entwurfs  durch  die  Budgetkommission  der  Deputiertenkammer. 

A.  Allgemeine  Aufnahme  des  Regierungsentwurfs. 
Ablehnender  Bericht  von  Pourquery  de  Boisserin  im  Namen  der  Kommission  t'iir  Justizreform 
und  Zivilgesetzgebung  (28.  Mai  1900)  S.  318  —  Bericht  von  Berthelot  im  Namen  der  Budget- 
kommission (29.  Juni  1!)00);  stellt  sich  auf  den  Boden  des  Regierungsentwurfs.  Die  Organisation 
von  1898  gesetzlich  festgelegt  S.  318  —  Änderungen  des  Entwurfs  nach  zwei  Richtungen:  Erweite- 
rung der  algerischen  Selbstverwaltung  und  Beteiligung  des  Parlaments  an  der  Kontrolle.  Wider- 
spruch   in    dieser   doppelten    Tendenz    S.  319. 

B.  Änderungen  zur  Verselbständigung  der  algerischen  Finanzwirtschaft. 
Die  Überschüsse  nur  bis  zu  fünf  Millionen  dem  Reservefonds  vorbehalten;  weitere  Über- 
schüsse zu  einem  Drittel  dem  Staat,  der  Pest  zu  freier  Verwendung  S.  320  —  Genaue  Bestimmungen 
der  Arten  der  Pflichtausgaben  S.  321  —  Die  Höchstbeträge  der  Pflichtausgaben  im  Anhang  zum 
(iesetz  l'cst^cleu't ;  Überschreitung  von  der  Zustimmuni;-  der  algerischen  Versammlungen  abhängig 
S.  323  -  Im  Widerspruch  zu  dieser  Sicherung  des  algerischen  Budgets:  an  Stelle  der  dauernden 
Verpflichtung  des  Staates  zur  Tragung  der  Eisenbahnlasten  jährliche  Subventionen  S.  324. 
('.  Erweiterung  der  Befugnisse  der  algerischen  Versammlungen  und  Einführung  der 

Parlamentskontrolle. 
Den  Finanzdelegationen,  ausgenommen  für  Beamtengehälter,  Ausgabeninitiative  gewährt; 
das  Recht  des  Conseil  superieur  zur  Einstellung  obligatorischer  Ausgaben  gestrichen  S.  324  —  Im 
Widerspruch  zur  Erweiterung  der  Selbstverwaltung  die  Parlamentskontrolle:  die  Forderung  der 
Kommission  einer  Bestätigung  des  (das  Budget  genehmigenden)  Dekrets  wird  wegen  Widerspruchs 
der  Regierung  aufgegeben  S.  325  —  Mittelweg:  Die  Erhebung  der  algerischen  Steuern  von  all- 
jährlicher Ermächtigung  durch  Gesetz  abhängig  gemacht  S.  326  —  In  dieser  Bestimmung  eint 
fährdung  der  Selbstverwaltung  S.  327  —  Kleinen'  Änderungen:  Rechnungskontrolle;  für  Konzessionen 
kurzer  Bahnstrecken  keine  gesetzliche  Bestätigung  erforderlich  s.  327. 
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Erster   Abschnitt. 

Die  Stellung  des  Generalgouverneurs  and  <li''  Parlamentskontrolle. 

Seite  837     370. 

1.  Der  Ausbau  der  Rechtsstellung  des  Generalgouvarneurs. 

1.  Die  Erweiterung  Beines  Wirkungskreises  Beil  1900. 

Die  Bedeutung   des  Gesetzes    von  1900  für   die  Stellung   des    Generalgouverneun   - 
Neuregelung   seines  Verhältnisses   zu    den  Militärbehörden    durch  Dekret    vom  27.  Juni  1901:    Die 
Kommandierenden  dem  Generalgouverneur  in  den  Prägen  der  Verteidigung  nntergeordn 
Ams1i.ui  seiner  Gewalt  im  Bereich  der  nicht  angegliederten  Zivilverwaltung  S.  338         Beschränkung 
des  Bereichs  der  angegliederten  Verwaltung  S.  339         Die  Forderung  der  völligen  Beseitigung  der 
Angliederung  s.  ,">4l . 

2.  Die  jetzige  Rechtsstellung  des  Generalgouverneurs. 

Unterschiede  gegenüber  der  Stellung  der  sonstigen  Kolonialgouverneure:  Der  Generalgou- 
verneur grundsätzlich  von  der  Mitwirkung  an  der  Gesetzgebung  ausgeschlossen  S.  342  —Im  Bereich 
der  Militärverwaltung  und  der  Innern  Verwaltung  geringere  Befugnisse  als  die  Kolonialgouverneure 
S.  343  -  Trotzdem  selbständige  Stellung  S.  344  -  Namentlich  aus  den  Befugnissen  des  General- 
gouverneurs in  der  auswärtigen  Politik  ergibt  sieh  das  Vorhandensein  einer  Unterregierung  S.  .'in. 
.'!.   Die  Umwandlungen   in  der  Verwaltungsorganisation. 

In  der  Zentralverwaltung:  Bildung  der  Direktionen  S.  345 —  In  der  Lokalverwaltung:  Delegation 
von  gouvernementalen  Befugnissen  an  die  Präfekten  und  Generäle  S.  346  Darin  unvollkommene 
Dezentralisation;  die  Unterpräfekten  S.  347  -  Vereinbarkeit  der  Delegation  mit  der  Vermehrung 
der  Gewalt  des  Generalgouverneurs  S.  348. 

4.  Die  Frage  der  parlamentarischen  Verantwortlichkeit. 
Die  Autiinomisten  fordern  einer,  Gouverneurminister ;  im  Mutterland  Unterstellung  des  General- 
gouverneurs    unter    das    Kolonialministerium    gewünscht    S.  348   —    Die    Gründe    tür    Angliederung 
Algeriens  an  das  Kolonialministerium ;  die  Frage  der  Vereinbarkeit  mit  der  selbständigen  Gewalt  des 
Generalgouverneurs  S.  349  —  Bekämpfung   der  Angliederung   durch  den   algerischen  Abgeordneten 
Thomson  S.  350  —  Äußerung  des  Generalgouverneurs  Jonnart  zu  der  Frage  S.  351   —  Gefahr  der 
Angliederung  S.  352   —  Fortbildung  des  Bureaus  für  Algerien  im  Ministerium  des  Innern.     Ergebnis: 
subsidiäre  parlamentarische  Verantwortlichkeit  des  Generalgouverneurs  S.  352. 
II.   Pas   Parlament  und  die  algerische  Selbstverwaltung. 
1.  Die  Form  der  Parlamentskontrolle. 
A.  Die  außerordentliche  Kontrolle. 
Die  Arten  der  Kontrolle  S.  354  —  Die  außerordentliche  Kontrolle  gegenüber  der  Aufnahme 
von   Anleihen.     Die    Vorbereitung    der    Anleihe  von  1902   S.  354  —  Die  Ermächtigung    zur  Anleihe 
von  1902  und  zur  Anleihe.  1908  8.  355. 

B.  Die  ordentliche  Kontrolle. 
Die    jährliche    Ermächtigung    zur  Steuererhebung;    der    Sinn    dieses  Rechts:    die  Klagen    der 
Berichterstatter  über  die  verspätete  Vorlage  des  Gesetzentwurfs  S.  357  —  Ursachen  der  verspäteten 
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Vorla)  Die  Abhilfe  durch  frühere  Berufung  der  algerischen  Versammlangen;  eingehende 

r.    chäftiguug  der  Berichterstatter   mit  den  algerischen  Fragen 

2.  1  > i t -  Gefährdung  der  algerischen  Selbstverwaltung  durch  »1  i « -  ordentliche  Parlamentskontrolle  und 

durch  die  Gesetzgebung. 

A.   Im   Bereich  der  Ausgabenbewilligung. 

a)  Auslegung  des  Grundgesetzes  von  1900. 

Mißtranen  der  Algerier  gegen  die  Fürsorgetätigkeil  des  Parlaments  >.  359         Bedrohung  des 

Ausgabenbewilligungsrechts    der   algerischen    Versammlungen    8.360  Est  die    Auferlegung   obli 

gatorischer  Ausgaben   ohne  Zustimmung  der  algerischen    Versammlungen   mit  dem    Gesetz  von  l'JO1) 

vereinbar?  8.361  Beobachtung  der  Schranke  durch  das  Parlament   8.361. 

b)   Ein   Beispiel   „freiwilliger"    Übernahme   obligatorischer  Ausgaben. 

Die  Einrichtung  der  Pensionskasse  8.  362  —   Konflikt  der  Finanzdelegationen  mit  der  Regierung 
wegen  der  Dotierung  der  Kasse  8.363         Gesetzliche  Festlegung  der  Pensionskasse  8.364  -      Die 
algerischen   Versammlungen   bewilligen  regebnäßige   Beiträge  8.364         Unter  dem  Druck  des  Parla- 
ments stimmen  sie  der  Aufnahme  unter  die  obligatorischen  Ausgaben  zu  (Gesetz  vom  2!'.  Dez.  I 
Seite  365. 

B.   Druck  des  Parlaments  auf  die   EinnahmenbewilHgung. 

Beeinflussung  der  EinnahmenbewilHgung  der  algerischen  Versammlungen  durch  Einnahmen- 
Verminderung  oder  Ausgabenvermehrung  S.  365  Unvereinbarkeit  des  Ermächtigungsrechts  zur 
Steuererhebung  mit   der  Selbstverwaltung  s.  367. 

3.  Die  frühe  Budgetbewilligung  und  ihre  Nachteile. 
Aus  Rücksicht  auf  die  mutterländische  Kontrolle  frühe  Budgetbewilligung  durch  die  algerischen 
Versammlungen  nötig  S.  368  —  Für  Notfälle  abgeholfen  durch  das  Gesetz  vom  9.  Juli  19G7  zur 
Ermöglichung  einer  außerordentlichen  Session  S.  36!)  —  Die  Nachteile  der  frühen  Budgetfeststellung 
bleiben  Ins  zur  Einschränkung  der  Kontrolle  S.  369  —  Allgemeine  Stellung  des  Parlaments  gegen- 
über der  Selbstverwaltung  S.  370. 

Zweiter  Abschnitt. 
Die  Loslösung  der  Südterritorien  (1902). 

Seite  371—397. 

1.  Die  Anregung. 
Wunsch  der  Kolonistendelegation  auf  Neueinteilung  Algeriens  und  Lostrennung  der  Sahara- 
gebiete (1901)  S.  371   —  Beweggrund:  Die  Furcht  vor  der  Steigerung  der  Ausgaben  in  den  Sahara- 
gebieten   S.  372   —  Aufforderung  der  Deputiertenkammer  an  die  Regierung  zur  Vorlage  eines  Gesetz- 
entwurfs  über  die   Organisation  des  Südens  (23.  Dezember  1901)   S.  373. 

2.  Der  Regierungsentwurf  (März  1902). 
Die  Grenzziehung  zwischen  den  südterritorien  und  Nordalgerien  S.  373  —  Die  Erklärung 
der  merkwürdigen  Grenzziehung  in  der  Absicht  der  Ausgaljenersparnis  zu  suchen  S.  374  —  Los- 
lösung der  Südterritorien  vom  autonomen  Algerien;  eigene  Rechtspersönlichkeit  der  Südterritorien: 
Das  Budget  vom  Generalgouverneur  festzustellen,  durch  Dekret  zu  bestätigen  S.  375  —  Bedeutung 
des  Entwurfs:  in  finanzieller  und  politischer  Beziehung  ein  tiefer  Kingriff  in  die  algerische  Selbst- 
verwaltung s.  :',7ö. 

3.  Die  Behandlung  des  Entwurfs  im  Parlament. 
Beschleunigtes  Verfahren:  Vorlage  beim  Parlament  ohne  Befragung  der  algerischen  Ver- 
sammlungen; rasche  Erledigung  in  der  Deputiertenkammer  (25.  März)  S.  37(i  —  Widerspruch  der 
Abgeordneten  Thomson  und  Pourquery  de  Boisserin  gegen  die  Nichtbefragnng  der  algerischen  Ver- 
sammlungen S.  377  —  Generalgouverneur  Revoil  verteidigt  den  gewählten  Weg  S.  378  —  Rechtliche 
und  politische  Beurteilung  des  Verfahrens  S.  378  —  Annahme  in  der  Kammer:  faktische  Unmöglich- 
keit der  rechtzeitigen  Erledigung  im  Senat,  daher  stimmt  die  Regierung  der  Anregung  des  Senats 
zur  Befragung  der  algerischen  Versammlungen  zu  S.  379  —  Die  geringe  Bedeutung  dieser  Be- 
fragung S.  380. 
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Resolution  angenommen  8 

o)   Dil     Vo\\\  ii-  :u lung 

Die    frage    des    Formerforderni     c      für    ' ^Verschiebungen  \<  i    Gen 

neur  erklärt    nick    mit    einem    Begutachtung  rocht    dor    algerl  ulien    Vei    tmmluri  titlbci    dem 

Budget   einverstanden   S   384  Eine     tdir  vorsichtige   Resolution    angon nen  8. 

B,   l  tat  <  lonsi  il  supcrieur. 
Die   Resolution    der  Delegationen    angenommen;    Proteste    der  Con  n    da 

Geseta  8.  386. 

,">.   Die   Frage  der  Aufhebung  der  Departements   in  den   algerischen   Ver   dun 

Die  Gutheißung  der  Loslösung   der  Südterritorien  durch  die    algerischen   Versammlungen  im 
Zusammenhang  mit   dem  Streben  nach   Beseitigung  der  Departements;    Empfehlung  der  Aufhebung 
durch  die  Verwaltungsreformkommission  S.  387         Vertagung  der  frage  in  der  Kolonistendelegation; 
dagegen   Billigung  der  Aufhebung  in  der  Nichtkolonistendelegation   und  der  Eingebomendelegation ; 
Annahme  in  der  Vollversammlung  S.  387   —  Gutheißung  der  Aufhebung  im  Conseil  superieux  B.  388. 
6.  Die  Stellungnahme  des  Mutterlandes  zu  den   Wünschen  der  Algerier. 
A.   Der  Senat. 
Die  Kommission  empfiehlt  unveränderte  Annahme  des  Gesetzentwurfs  S.  389         Die  Algerier 
mit  beruhigenden  Versicherungen  abgespeist  S.  390  —  Gewisse  Änderungen  wären  zweckmäßig  ge 
wesen  S.  391         Annahme  im  Senat.     Ausfertigung  des  Gesetzes  am  2t.  Dezember  1902  S.  391. 

B.   1  >ic  Ausführungsverordnungen. 
Dekret  vom  30.  Dezember  1903  über  die  Verteilung  der  Einnahmen  und  Ausgaben  S.  392 
Dekret   vom   14.  August  1905  über  die  Verwaltungsorganisation  der  Südterritorien;   Übergewicht  des 
Generalgouverneurs    in    der  Zivilverwaltung   der  Beamtenoffiziere  S.  393     -    Abhängigkeit    der  mili- 
tärischen Führung  vom  Generalgouverneur  s.  .">!»  t  —   Die  Begutachtung  des  Budgets  durch  die  al- 
gerischen Versammlungen  nicht  gewährleistet   S.  394. 

C.  Ergebnis. 
Algerien    nicht  in    zwei    Kolonien    zerfallen  S.  395    —    Der    Wunsch    nach    Aufhebung    der 
Departements    unerfüllt    geblieben    S.  395         Die    Eingebomenvertretung    in    den    algerischen    Ver- 
sammlungen  nicht  vermindert   S.  39.6. 

Dritter   Abschnitt. 

Die   Übertragung  der  Eisenbahnaufsicht  an  Algerien  (1904). 

Seite  398—4;!  1. 

1.  Einführung  in  die  Frage  der  Eisenbahnreform. 

A.    l>ie   Fehler   des   algerischen    Eisenbahnsvsteiiis. 

Der  Beginn  des  Bahnbaus  unter  Napoleon  111  s.  398  —  Das  algerische  Eisenbahnnetz  unter 
der  dritten  Republik  S.  399  —  Die  Schwierigkeiten  des  Bahnbetriebs  S.  399  —  Der  Grundgedanke 
der  Eisenbahnverträge  S.  400  —  Mängel  des  Garantiesystems  S.  401  —  Die  einzelnen  Verträge 
S.  401   —  Schlimme  Folgen  ihrer  Fehler  für  den  Bahnbetrieb  S.  402. 

li.  Die  Frage  des  Rückkaufs. 

Ergebnislose  Versuche  einer  Abhülfe  ohne  Rückkauf  S.  403  —  Die  Frage  der  Ausübung1  des 
Rüekkaufsrechts  nach  dem  Gesetze  von  1900;  ausschließliche  Eisenbahnaufsicht  des  Staates  bis  1926 
S.  403  -  Auffassung  der  Algerier  von  dem  Eigentum  Algeriens  an  den  Bahnen  und  dem  Mit- 
wirkungsrecht Algeriens  an  dem  Rückkauf  S.  404  —  Die  Befragung  der  algerischen  Versamm- 
lungen  nur  bei  Veränderung  der  Lastenverteilung  erforderlich   S.  405. 
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i  i,     Verhandlungen  zwischen  dem   Matterlande  und   Algerien   über    Änderung 
der  Lastern  erteilnng. 
A.   Erster  Versuch  1 1901). 
Am  Rückkaufs    durcb    *  1  i « -    Finanzdelegationen;    Brief   des    Ministers    Baudin  vom 

l,i    Oktobei    L901 :    Rückkauf    ohne    Lastenveränderung    bedenklieb    8.  10G  Algerien    kann    die 

ibahnaufsichl   nur  erhalten   gegen   sofortige  Teilnahme  an  den  Garantiezahlungen   8,   106 
fahren  des   \  orschlags  für  Algerien  8.  -1<)7         Ablehnung  des  Vorschlags  in  den  Finanzdelegationen 
und   dem   Conseil   Buperieur;  Gegenvorschläge  8. 

15.  Die  Einigung  über  die  Grundlagen  (1902  03). 
Neuer  Vorschlag  des  Ministers  ( Vertragsentwurf) ;  der  Beitrag  Algeriens  herabgesetzt,  der  iet 
Staates  vermehrt  8.409  Nur  teilweise  Berücksichtigung  der  algerischen  Wünsche  in  den  Regeln 
über  die  I  berschüsse  und  über  die  Ausübung  der  Eisenbahnaufsicht  8.  HO  Der  Entwurf  in  den 
algerischen  Versammlungen  gebilligt,  nur  ein  Teil  der  Überschüsse  über  den  Reservefonds  für  AI 
gerien   beansprucht   S.  I!"         Herabsetzung  des  Staatsbeitrags,  die  Algerier  fügen  sieb  [1903)8.412. 

3.   Das   Eisenbahngesetz  von  l'.)04. 

A.  Der  dem  Parlament   vorgelegte  Vertragsentwurf  (14.  November  1903). 

I>i.'  Ordnung  der  Beitragspflicht  zu  den   Garantielasten;  allmähliche  Abnahme  auf  Beiten  des 

Staates,  Zunahme  auf  seiten   Algeriens  S.  113        Die  Spezialrechnung  für  die  Eisenbahnen  8.  414  — 

Erweiterung  der  Verfügungsfreiheit  Algeriens  gegenüber  dem   frühern  Vertragsentwurf  S.  415       Der 

Vertrag  für  den  Staat   sehr  vorteilhaft  S.  416. 

15.  Die  Behandlung  des  Entwurfs  in  den   Kommissionen  der  Deputiertenkammer. 
aj  In  der  Budgetkommission. 

Bericht  von  Baudin  (15.  Dezember  1903):  Die  Überschüsse  der  Kolonie  ausschließlich  vor- 
behalten; die  Fixierung  der  Mindestbeiträge  Algeriens  und  die  Spezialrechnung  gestrichen  8.416 
Ersetzung  des  Vertrags  durch  Gesetz.  Angeführte  und  mutmaßliche  Gründe  S.  417  —  Herabsetzung 
des  Staatsbeitrags  S.  419  —  An  Stelle  des  Eisenbahnreservefonds  Erhöhung  des  allgemeinen  Reserve- 
fonds Algeriens  S.  419  —  Wenig  Änderungen  in  der  Regelung  der  Verfügungsgewalt  Algeriens; 
Verpachtung  von  Halmen  an  Gesetzesform  geknüpft  8.  420  —  Im  Ganzen  Verbesserung  des  Ent- 
wurfs S.  420. 

1>)  In  der  Kommission  für  öffentliche   Arbeiten. 

Gutachten   von   Bourrat:  befürwortet  Rückkauf  durch  den  .Staat  S.  420. 
('.  Verhandlung  in  der  Deputiertenkammer. 

Der  Antrag  des  Assimilationsanhängers  Senac  auf  Aufhebung  der  Sonderorganisation  Algeriens 
S.  422  —  Bekämpfung  des  Entwurfs  durcb  Bourrat  und  Sibille  S.  423  Verteidigung  des  Ent- 
wurfs durch  Baudin  S.  423  —  Der  Einwand  der  Veräußerung  von  Staatseigentum;  die  Eigentums- 
fxage  beim  Domaine  public  S.  424  -  -  Die  Frage  des  Eigentums  an  den  algerischen  Hahnen  nicht 
mit  dem  Hinweis  auf  die  Unveräußerlichkeit  des  l)omaine  public  beantwortet  s.  424  —  Wesentlich 
ist  die   Berechtigung  zur  Deklassierung;  dazu  Gesetz  erforderlich  S.  425  —  Die  algerischen  Bahnen 

verbleiben  im   ..1» aine  national"   s.  42(J  —  Verschlechterungen  des   Entwurfs:    Gewinnbeteiligung 

des   Staats   wieder  eingeführt   S.  427  —  Die  Ausnahme   der  strategischen  Hahnen   aus  der  algerischen 
Verwaltung   fällt    weg   S.  427. 

1).   Behandlung  im  Senat. 
Debatte  nur  über  den   Staatsbeitrag;  Ausfertigung  des  Gesetzes  am   23.  Juli  1904  8.428. 

E.    Anwendung   des    Ges    ' 
Tarifreform;    Rückkauf  des  Est-Algerien  und    der    Böne-Guelma  s.  428  —  Die  Verkehrsent- 
wicklung durcb   die    Parlamentskontrolle    gehemmt   (Wenza- Affäre) ;    Abschwächung   der  Parlaments- 
kontrolle beabsichtigt  S.  429. 

Vierter  Abschnitt. 
Die  Bestrebungen  der  Autonomisten. 
Seite  432  -452. 
Die  Erweiterung    der  Selbstverwaltung  im  Wege    der  Gesetzesänderung  oder   der  Auslegung 
denkbar  S.  132. 
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9,   Vorschlüge  mr  Erweiterung  der  (Selbstverwaltung   durrli    Änderung   doi    (Sri 
\     Voi  .Mi-,    zur     Vndorung    der  Znsammenaetaun  n    \    >    lun 

Der    radikale  üesetzesvorschlag  Morinaud  (1901);    In    Ugorien   »elb  i  di<    I  iidurchfilhrh 
des    Einkammersystems    erkonnl   8.  13G  Der  Vorschlag    Mari  '         imen 

aetzung   der    beiden   Räte  8,   187         Deasoliers'    Kritik    an    der  Zuanmni  Vei 

Rammlangen.     Er  wünscht   ein   lediglich   ernanntes  Conseil   aupeVieur  8.   138         Bei  den   I  Inanzdeh 
gationen   befürworte!   er   Beschneidung  der  Kolonisten  Vertretung;   nationall    and  politisch«    Bedenken 
dagegen  8.  489         Die   Kolonisteudelegation   beantrag!    Einreihung  der  Landarbeiter  in   ihren    Wahl 
körper  (1  !>().">) ;  der  Wunsch  nach  Schlechterstellang  der  Eingeborni  ndelegh  rten  in  der  Nichtkolonisti  n 
delegation  S.  1 10. 

I>.   Vorschläge  zur  Änderung  der  Beratungsform. 

Die  getrennte   Beratung  als  unvereinbar  mit   beschließenden  Punktionen  angesehen   >.  lll 
Versuch  der  Abhülfe    ohne  Gesetzesänderung    durch   Bildung    großer  Kommissionen   (1904     bewährt 
sich   nicht   s.   ||l   -      Der  Antrag  der  Nichtkolonistendelegation  auf  Abschaffung  der  getrennten   B< 
ratung  (1907)  von  «1er  Regierung    abgelehnt    S.  11".'         Aufnahme    des    Regierungsbescheids    in    der 
Nichtkolonistendelegation    (1908)    8.443         Die    Regierung    beharrl    auf   ihrem   Standpunkt    (1909) 
S.  444         Schwierigkeiten  einer  Vereinfachung  S.  445. 

8.  Weiterentwicklung  in  der  Richtung  der  Autonomie  oder  der  Assimilation? 

Die  Frage    der  Mitwirkung   der  algerischen  Versammlungen    an   der  Gesetzgebung  S.  446  — 
Scheinbare  Übertreibungen  der  autonomistischen  Politik:  die  Frage  der  eigenen  Briefmarke  S.  146  — 
Angriffspunkte    für    die    Assimilationsanhänger.      Anhänger    der    radikalen    Assimilation    S.  117 
Freunde  gemäßigter  Assimilation   S.  449         Umkehr  /au-  Assimilation   anwahrscheinlich;  Bewährung 
der  Selbstverwaltung  S.  14!». 


s.    153  ist   eine   Kartenski/./.e  von   Nordalgerien  eingefügt. 

Nach  s.  154  folgt  ein   Anhaue-,    in  dem  die  wichtigsten  Gesetze,    Dekrete.    Verfügungen  und 

Entwürfe    abgedruckt    sind,    mit    besonderer  Paginierung  und  besonderem   Inhaltsver 

zeichnis  am  Schluß. 
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Pburquery  de   Boisserin,    Rapport    fall    au    com    de    la    1 Issioo    de    räforme   judiciaire    1  1    de 
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gouverneurs S.  32  —  Unbeschränkte  Gewalt 
des  Kaisers  S.  34 tf.  --  Besondere  Kund- 
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Erster  Teil. 


Die  Verfassungsentwicklung  bis  zum 
Scheitern  der  Assimilationspolitik. 


Erster   Abschnitt. 

Algerien   unter  dem   Julikönigtum   und   der  zweiten 
Republik  (1830     L852). 


Einführung:    Land    und   \Tolk. 

Algerien  ist  die  wichtigste  Kolonie  Frankreichs;  zwar  wird  es  an  Größe 
von  mancher  französischen  Kolonie  übertroffen,1)  und  auch  an  Einwohnerzahl 
stehl  es  hinter  drin  französischen  Kongogebiel  und  namentlich  hinter  dem  dicht 
bevölkerten  Indochina  zurück.8)  Aber  Algerien  ist  die  einzige  unter  den  fran- 
zösischen Kolonien,  die  sieh  zur  Siedelungskolonie  eignet. 

Schon  geographisch  ist  Algerien  mit  dem  Mutterlande  verwandt,  gehört  es 
doch  wie  Südfrankreich  zu  den  Mittelmeerländern;  am  meisten  Ähnlichkeit  weist 
es  freilich  in  Bodenbildung  und  Klima  mit  der  ihm  zunächst  liegenden  pyrenäischen 
Halbinsel  auf.  Wie  die  pyrenäische  Halbinsel  zum  größten  Teile  von  einem  Hoch- 
plateau eingenommen  wird,  so  bildet  auch  in  Algerien  eine  Hochebene  den  Kern 
dos  Landes:  In  einer  Höhenlage  von  700 — 1000  m  —  also  die  altkastilischc  Hoch- 
ebene noch  überragend  —  dohnt  sie  sich  zwischen  den  beiden  von  Ost  nach 
West  laufenden  Zügen  des  Atlas;  im  Westen,  im  Departement  Oran,  250  km 
breit,  wird  die  Hochebene  weiter  nach  Osten  von  den  einander  näher  rückenden 
Bergketten  immer  mehr  eingeengt,  bis  sie  im  Departement  Constantine  überhaupt 
versehwindet.  Die  Südmauer  der  Hochebene,  die  an  manchen  Stellen  (z.  B.  im 
Djebel  Amour  und  im  Auresgebirge)  bis  auf  über  2000  m  ansteigt,  dacht  sieh 
nach  der  Sahara  zu  allmählich  ab, 3)  während  der  Nordmauer,  die  in  der  Ouarsenis 
(1985  m)  beinahe    die  Höhe    des  Südzuges  erreicht,  (du    mannigfach  gegliedertes 


')  Die  Größe  Algeriens  wird  verschieden  angegeben,  was  sich  daraus  erklärt,  daß  bald  ein 
größerer,  bald  <'in  geringerer  Teil  dem  Saharagebiete  hinzugerechnet  wird:  das  eigentliche  Algerien 
umfaßt  seit  der  Loslösung  der  Südterritorien  (190*2),  die  im  Großen  und  Ganzen  auf  die  Sahara 
beschränkt  sind,  478  970  dkm.  Vergl.  da/.u  Indochina  mit  1500  000  qkm  und  Madagaskar  mit 
G00  000  qkm. 

2)  Ganz  Algerien  zählte  1906  5  231  850  Einwohner,  wovon  auf  die  Südterritorien  -446091  und 
auf  das  eigentliche  Algerien  4  785  759  Einwohner  entfielen  (Girault  Band  III  S.  56).  Demgegenüber 
wird  die  Bevölkerung  im  Congo  francais  auf  zehn  Millionen,  in  Indochina  auf  zirka  zwanzig 
Millionen  geschätzt. 

J)  Noch  Ghardaia  liegt  550  m  hoch. 
Gmclin,  Verfassungsent wicklang  von  Algerien.  1  ' 


—     4     — 

Bergland,  der  sogenannte  Teil,  vorgelagert  ist,  das  in  dem  gewaltigen  Bergnu 
der  Diurdjura     2300m    den  Hauptkamm  an  Höhe  noch    übertrifft.     Dieser  Ge- 
birgsgürtel,  der  Bich    im   Westen  über   eine  Breite  von  's(>  km  erstreckt,  im   De 
partement  Constantine  aber  bis  zu  250  km  anwächst  und  dorl  anmittelbar  an  die 
Sahara  stößt,  begleitet,  uur  wenigen   Küstenebenen    /.  B.  der  Miiidja  bei  Algier) 
raumgebend,  in  meisl  jähem  Absturz  die  unwirtliche,  hafenarme  Küste.1) 

Entsprechend  seiner  Oberflächengestall  zerfällt  das  Land  in  drei  oder  vier 
klimatische  Zonen:-;  der  ganz  schmale  Küstenstreif  genießt  die  angenehm  gleich- 
mäßigen Temperaturen  <I<t  Küstenländer  des  Mittelmeeres,  aber  schon  wenige 
Kilometer  landeinwärts  im  Tellgehiel  macht  sich  das  Hochlandsklima  geltend: 
wie  auf  der  kastilischen  Hochebene,  werden  große  Unterschiede  zwischen  der 
Sommer-  und  der  Wintertemperatur,3)  namentlich  aber  auch  sehr  bedeutende 
Wärmeschwankungen  an  einem  und  demselben  Tage  (his  zu  '22")  beobachtet. 
Auf  der  Hochebene  herrscht  das  Kontinentalklima  mit  seinen  furchtbaren  Gegen- 
sätzen natürlich  noch  ausgeprägter.4)  In  der  Sahara  endlich  bestehen  ähnliche 
Wärmeschwankungen,  nur  daß  die  Temperaturen  durchweg  höher  liegen. 

Die  wie  in  Spanien  monatelang  andauernde  Regenlosigkeit  bedingt  mit  der 
Bodengestalt  zusammen  die  dürftige  Entwicklung  der  Wasserläufe.  Von  den 
nach  dem  Hochplateau  abfließenden  Wasserläufen  vermochte  nur  ein  einziger, 
der  Cheliff,  die  nördliche  Randmauor  zu  durchbrechen  und  sich  einen  Weg  nach 
dem  Mittelmeer  zu  bahnen,  die  übrigen  Gewässer  der  Hochebene  verdunsten  in 
abflußlosen  Salzseen  (('hott  ech  Cher^ui.  ("hott  el  Hodna  usw.).  So  besteht  das 
Flußsystem  Algeriens  —  abgesehen  vom  Cheliff  —  nur  aus  kurzen  Küstenflüssen, 
die  von  der  Nordmauer  der  Hochebene  nach  dem  Meere  hinabstürzen.  Kaum 
ein  algerischer  Fluß  führt  das  ganze  Jahr  hindurch- Wasser,  und  kein  einziger 
ist   schiffbar. 

Da  zuträgliches  Klima  und  ausreichende  Bewässerung  die  wichtigsten  Vor- 
bedingungen für  die  Kolonisation  bilden,  so  springt  in  die  Augen,  daß  weder  die 
Saharagebiete  noch  das  Hochplateau  für  eine  europäische  Massenausiedelung  in 
Frage  kommen  konnten.  Die  Oasen  der  Sahara  sind  zwar  wirtschaftlich  wert- 
voll, z.  B.  zur  Anlegung  von  Plantagen  geeignet,  aber  ihre  hohe  Sommertemperatur 
macht  die  dauernde  Niederlassung  für  Europäer  unmöglich.  Auf  der  Hochebene 
ist  es  nicht  das  Klima,  das  der  europäischen  Besiedelung  entgegensteht  — 
ist  zwar  rauh,  aber  gesund  — .  wohl  aber  fehlt  hier  die  wichtigste  wirtschaftliche 
Vorbedingung,  nämlich  die  ausreichende  Bewässerung;  außer  Haifagras  gedeihen 
keine  Nutzpflanzen  auf  der  Hochebene.  Und  so  bleiben  zur  europäischen  Be- 
siedlung nur  die  Küstenstreifen  und  die  Teil-Landschaften  übrig,  ein  etwa 
150  000  qkm  großes  Gebiet,5)    in    dem   das  Klima  den  dauernden  Aufenthalt  der 


')   Nur  Arzew  und   Bougie  können   als   natürliche   Häfen   gelten. 

2J  Über  das  Klima  sieht'  den  Aufsatz  von  Theobai d  Fiseher.  Studien  über  das  Klima  der 
Mittelmeerländer,  in  Petermann's  Mitteilungen,  Ergänz.   Hand  XIII.   1879 — SO.  Nr.  58. 

3)  In  Orleansville  beträgt  die  Maximaltemjieratur  im  Sommer  -j-  50°,  die  tiefste  Winter- 
temperatui  — 9°. 

')  Man  beobachtet  tägliche  Wärmennterschiede  bis  zu  35°. 

5)  Also  ein  Gebiet,  das  Süddeutschland  an  Umfang  noch  übertrifft. 


Europäer  und  die  BowM    nrung  den  Anbau  aller  liehen  NutzpHauzon  (Hui 

frllehto,   W  oin  took    <  »lbauni )  ■••    tattol 

Wuv  iiidii   um'  durch   Klima  und  Wi    ervorhältni    i      ind  der  europäi  rlion 

]'.<•  iedeli (Jronzon    gezogen,    auch   die    l anohen   Landuchafton     ohr   dichte 

riirriii.nii'    Bevölkerung     teilt    eine   Schranke   Für   die    Einwanderung    dar.     Au) 
die  Eingebornenbevölkerung  dquA  große  lillck  ichl   genommen  worden,  nichl  allein 
wegen   ihrer   bedeutenden    Kopfzahl   (190(i    I1  ,    Millionen),    londern    vor   allem 
wegen  ihrea  Zusammengehörig!?  >i1  gofühl     Zwar  bestehen  nach  Rasse  und  Sprache 
große  Verschiedenheiten    unter   den   Eingebornen,  namentlich    zwischen  den   her 
berischen  Ureinwohnern    und   den    eingewanderten   Arabern,   auch   an    religio  em 
Zwiespalt  Fehlt   es  nicht;   zu  dem  Buchatabenglauben  der  Araber  steht  die  U 
Auffassung    der    Kabylen    und    das    Sektenwesen    der    Mzabiten    in    Gi 
Aber  trotz   alledem  bildet   das  Bekenntnis  dr*  Islam    doch    em   jo   starke«   Band 
unter   den    Eingebornen,   daß   diese   wie   eine    nationale    Einheit   dem    Europäei 
gegenübertreten,    was  bei   dev  Regierung   des  Landes    um  so  weniger   übersehen 
werden  darf,  als    die    mohammedanische  Religion    die    angeborene  Kriegstüchtig 
keil  der  Naturvölker  fördert. 

Die  Eingebornen  sind,  da  sie  sich  dem  Wüstenklima  angepaßt   haben,  und 

bei    ihren   geringen    Bedürfnissei]    auch    in    der   Hochebene    ihr   Auskom n    zu 

linden  wissen,  über  das  ganze  Land  verbreitet  Die  Araber  (bezw.  die  arabisierten 
Berber)  ziehen  als  Nomaden  mit  ihren  Herden  jahraus  jahrein  über  die  Hoch- 
plateaus, um  im  Winter  dio  Weideplätze  in  der  Sahara  und  im  Sommer  die  des 
Teil  auszunützen,  während  die  Berber,  die  sich  in  die  Wüste  oder  in  unweg- 
same Berglande  zurückgezogen  haben,  zumeist  seßhaft  geworden  sind:  so  der 
Stamm  der  Mzabiten,  der  sich  im  zehnten  Jahrhundert  in  der  Wüste  niederge- 
lassen hat,  um  dort  ungestört  seinem  ibaditischen  Bekenntnis  leben  zu  können. 
so  die  Ohaou'ia  in  dem  wilden  Auresgebirge  (nordöstlich  von  Biskra).  Aber 
die  große  Masse  der  Eingebornen  lebt  doch  im  Teilgebiet.  Dort  wohnen  auch 
die  durch  ihre  demokratischen  Einrichtungen  ausgezeichneten  berberischen 
Kabylen  als  fleißige  Ackerbauer  und  Gewerbetreibende  in  festen  Dörfern, 
die  mit  Vorliebe  auf  Gebirgskämmen  angelegt  sind.  In  dem  Gebirgsmassiv  der 
Djurdjura  (östlich  von  Algier)  sind  ihre  Siedelungen  so  eng  gesät,  daß  die  Be- 
völkerungsdichte die  der  Rheinprovinz  übertrifft.1)  Auch  in  den  übrigen  Teilen 
des  Teil  ist  die  Eingebornenbevölkerung2)  recht  zahlreich,  besonders  in  den 
Departements  Algier  und  Constantine.  Dabei  ist  die  Eingebornenbevölkerung 
durchaus  nicht  im  Rückgang  begriffen,  vielmehr  hat  sie  sich  unter  dem  Schutze 
der  französischen  Herrschaft  —  trotz  mehrerer  durch  Hungersnot  und  Aufstand 
verursachter  Rückschläge  —  seit  Mitte  der  fünfziger  Jahre  verdoppelt.3) 

Die    europäische  Besiedelung   richtete    sich    naturgemäß    vorzugsweise  nach 
den  Teilen  des  Teil,  in  denen    die  Eingebornenbevölkerung   weniger    dicht    saß, 


')  Es  kommen  in  der  gemischten   Gemeinde  Djnrdjnra   1S8  Einwohner  auf  den  qkni. 

-)  Auf  dem  Lande  Araber  und  Berber,  in  den  Städten  die  von  den  spanischen  Muham- 
medanern  sich  herleitenden  Mauren  und  die  alteingesessenen,  später  durch  spanische  Znwanderer 
verstärkten   .luden   (zirka  CO  000). 

3)  Die  Eingebornenbevölkerung  betrug  1856  2  328  000;  1906  4  447000. 
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vor  allem  aach  dem  Departemenl  Orao  und  dem  westlichen  Teile  des  Dept 
ments  Algier.1)  Aber  uichl  nur  die  europäische  Bevölkerungsdichte,  auch  die 
Zusammensetzung  der  europäischen  Bevölkerung  in  Algerien  isl  durch  den 
[Jmstand  beeinflußt  worden,  daß  im  Westen  am  meisten  Boden  für  die  Koloni- 
sation zur  Verfügung  stand.  Oran  liegt  nur  wenige  Stunden  von  der  Südküste 
Spaniens  entfernt,  und  da  war  nichts  natürlicher,  als  daß  spanische  Ansiedler 
nach  Algerien  herüberkamen  und  sich  als  .Bauern  oder  (J  ewerbetreibende  nieder- 
ließen, zumal  das  Land  sich  in  Klima  und  Bodengestalt  kaum  von  ihrer  Heimat 
unterschied.  Von  Osten  her  dramren  Italiener  ins  Land,  aber  sie  vermochten 
nicht  wie  die  Spanier  im  Westen  eine  alle  Berufe  aufweisende,  Bich  selbsl  ge- 
nügende Kolonie  zu  bilden,2)  sondern  sie  hängen  als  Fischer  und  Arbeiter  wirt- 
schaftlich von  den  französischen  Kolonisten  ah.  Das  gleiche  gilt  von  den  Mal- 
tesern, die  sich  mit  großem  Geschick  im  Handel  betätigen.3)  Immerhin  zählen 
auch  diese  nicht  seihständigen  Kolonien  in  der  Gesamtzahl  der  europäischen 
Bevölkerung  bedeutend  mit  und  erschweren  es  dem  französischen  Element,  das 
zahlenmäßige  Übergewicht  über  die  fremden  Europäer  sich  zu  wahren.  Wirt- 
schaftlich stehen  die  Franzosen  als  Großgrundbesitzer,  als  Industrielle,  als  Kapi- 
talisten, ja  unbestritten  an  erster  Stelle:  aber  in  der  Kopfzahl  behaupteten  sie, 
trotzdem  die  Vorteile  der  offiziellen  Kolonisation  hauptsächlich  ihnen  zugute 
kamen,   von   jeher    mit  Mühe    einen  Vorsprung    vor    den  Ausländern.4)     Das    er- 


')  Die  Statistik  (von   1900)  läßt  darüber  keinen  Zweifel: 


Vollgemeinden  u.  gemischte  Gemeinden 
der  Departement- 


Zivilterritorien 

(decken  sich  nogefähi  mit  den 
Vollgemeinden    u.    gem.    Ge- 
meinden) 


Oberfläche 
qkm 


Zahl  1  lichte 

der 


Zahl  Dichte 

der 


eingeh.  Bevölkerung        europäisch.  Bevölkerung 


Constantine.  .  .       62.086  1,623,666  26.1  121,935  2 

Algier 31,853  1.777,184  36,9  217,964  7 

Oran 36,939  685,761  18.5  229,936  6 

Die  Tabelle    ist    nach    einer  Tabelle    und   Angaben    bei    Demontes,   Le    peuple    algerien.    S.   144  ff. 

zusammengestellt. 

2)  Es  war  nicht  gerade  taktvoll,  aber  nur  wenig  übertrieben,  wenn  der  spanische  Konsul 
Merle  äußerte:  ..Oran  est  une  ville  espagnole  avec  une  garnison  franeaise."  Angefahrt  bei  EtieVant, 
Choses  d'Algerie,  Paris  1897. 

3)  Demontes   S.  55. 


') 


1876 


1886 


1896 


1901 


1906 


Franzosen     

Spanier 

Italiener     

Gesamte  europ.  Bevölkerung 


145,727 

92.510 

25,759 

311.462 


219,071 

1 14,530 

44.315 

436,457 


318.177 

io7,560 

35.539 

536.006 


364.257 

155.265 

38.791 

583,844 


449.420 

117.475 

33.153 

615,618 


Auszug  aus  den   Tabellen  bei  Demontes.   S.  52  und  Girault  Bd.  III   S.  60.     Zu  beachten  ist.  daß  im 
Jahre    1889   das   Gesetz    über    die  Zwamrsnaturalisation    der    im  Lande  eebornen  Ausländer  in  Kraft 


Uari  sich  Bohr  einfaoh  au    dem  Um  tand    dafi  die  Ueburtenziffoi   doi    Frau; 

in    Vlgorien         den    hochgc  pannton   Erwartungen    \ lor  Verjüngung  der  Fran 

ö  isohen   I »' .- 1  -  - .  •  in   Algerien   zum  Trotz,         kaum    liöher  i  i  al    die  modon 
burtenziffer  des  Mutterlandes  (nur  28      'l  pro  mille  gegenüber  21    in  Frankreich'), 
während  » I  i « >  Spanier   und    Italiener   ihre  hohe  Geburtonziffoi   |  pro  mille) 

auch  in  Algerien   beibehalten.3)     So  bat    in    Ugerien  ueben   der  Pragi    di      Vei 
hältnissei   der    Eingewanderten   bu    den    ESingebornen    auch  die    Pri  e    nach    der 
Stellung  der  Ausländer  eine  hohe  Bedeutung. 

\ 1 1 ^  diesem  kurzen  Überblick  über  Land  und  Volk  wrird  man  erkennen, 
daß  sioh  Algerien  in  keine  der  beliebten  Koloniesohablonen  hineinzwängen  läßt. 
Es  ist  weder  reine  Siedelungskolonie,  denn  das  lebenskräftige  Bingebornenelemenf 
liilii  siel»  oichl  verdrängen,  uooh  ist  es  reine  Ausbeutungskolonie,  da  ohon  eine 
selbständige  europäische  Gesellschaft  auf  seinem  Boden  entstanden  ist.  Vielmehr 
weist  <l'u>  Kolonie  die  Merkmale  der  beiden  Kategorien  in  bo  eigentümlicher 
Mischung  auf,  dafi  sie  Bich  ungefähr  die  Wage  halten.  Daraus  ergibt  sich  auch, 
in    welcher     Richtung    sich     die     Regierung     Algeriens    entwickeln     mußte:    sie 

konnte»  einerseits  weder  in  der  Richtung  auf  volle  Selbstverwaltung  (Autoi ie), 

noch  in  der  Richtung  auf  völlige  Eingliederung  ins  Mutterland  (Assimilation)  Bich 
bewegen,  flenn  diese  beiden  Formen  passen  nur  für  eint«  Kolonie  mit  einer  stark 
Überwiegenden  europäischen  Bevölkerung,  andererseits  aber  konnte  Algerien  auch 
nicht  dauernd  in  der  Stellung  eines  reinen  Untertanenlandes  gehalten  werden,  da 
der  beträchtlichen  Ansiedlerbevölkerung  Mitbestimmungsrechte  auf  die  Landes- 
regierung eingeräumt  werden  mußten.  Die  Lösung  lag  vielmehr  in  der  Mitte: 
Selbstverwaltung  für  die  Ansiedlerbevölkerung  unter  strenger  Kontrolle  des 
Mutterlandes. 

I.  Algerien  unter  der  Julinionarchie  1830 — 1848. 

1.  Die  „Okkupationsperiode«  1830—1834. 

A.  Die  Organisati  on. 

Die  Franzosen  sind  unverhofft  rasch  in  den  Besitz  der  Stadt  Algier  gelangt: 
Arn  14.  Juni  1830  landeten  die  französischen  Truppen  in  Sidi-Ferruch,  am  19. 
fand  ein  Grefecht  bei  Staoueli  statt,  und  schon  am  5.  Juli  unterzeichnete  der  Dey 
die  Kapitulation,  infolge  deren  er  mit  seinen  Janitscharen  das  Land  verlassen 
mußte.3)  So  brach  in  wenig  Tagen  die  Türkenherrschaft  zusammen;  es  blieb 
den  Franzosen  nichts  übrig,  als  wenigstens  vorläufig  eine  Verwaltung  einzurichten; 
das    geschah    zunächst    in    der   Weise,    daß    der    französische    Oberbefehlshaber, 


trat,   was   sich   von  der  Zählung  von   1896  ab  bemerkbar   macht.     Tatsächlich  befinden  sieb   die  ür- 

franzosen  (278  000)  gegenüber  den  fremden  Europäern  (170000  Naturalisierte  und  167  000  Ausländer) 
in  der  Minderheit. 

')  Demontes  S.  286. 

2)  Demontes  S.  288  ff. 

3)  Collection  des  aetes  du  Gouvernement  depuis  l'occupation  d'Alger  jusqu'au   1er  oet.  1834. 
Paris   1813.     No.  1. 
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General  de  Bourmont,  durch  eine  Verfügung  vom  6.  Juli  L830  eine  Regierungs- 
kommission (commission  de  gouvernement)  einsetzte.1)  Gleich  bei  dieser  ersteu 
Organisation  beging  man  einen  schweren  Fehler,  indem  man  es  versäumte,  an 
die  bestehenden  Einrichtungen  anzuknüpfen,  die  Beamten  des  Dey  vorerst 
noch  im  Amte  zu  belassen  oder  sich  wenigstens  mit  ihnen  in  Beziehung 
zu  -ri/.-n :-)  und  dieses  Versäumnis  konnte  nicht  nachgeholl  werden:  «leim  da- 
durch, daß  die  seitherigen  Machthaber  außer  Landes  gingen,  waren  bald  alle 
Spuren  di-<  früheren  Regierungssystems  verweht.  Das  unterbleiben  einer  Ober- 
gabe der  Verwaltung  hatte  zur  Folge,  daß  man  überall  von  vorn  beginnen  mußte, 
und  bei  der  vollständigen  Unkenntnis  gegenüber  den  Landesverhältnissen  konnten 
Mißgriffe  nicht  ausbleiben. 

Die  Regierungskommission  Bonrmonts  ward  seilen  bald  durch  ein  neues 
Organ  abgehist:  nach  dem  Siege  der  Julirevolution  ward  Bourmont  abberufen 
und  Marschall  Clauze]  mit  dem  Kommando  betraut.    Dieser  rief  durch  Verfügung 

vom   16.  Oktober  1830  ein   Comite  de  Goüverne nt:i    ins   Lehen,    das  aus  dem 

Intendanten  für  Algier  und  drei  andern  Mitgliedern  (für  Justiz.  Inneres  und 
Finanzen)  bestehen  sollte4).  Allein  es  gelang  der  neuen  Regierung  nicht,  sich 
das  uötige  Ansehen  bei  der  Eingeborenenbevölkerung  zu  verschaffen,  obwohl  ein 
Einheimischer  zum  Agha,  zum  Vertreter  der  französischen  Regierungsgewalt  gegen- 
über den  Eingeborenen,  ernannt  wurde5).  Dali  es  aber  dem  Marschall  Clauze] 
nicht  an  staatsmännischer  Begabung  fehlte,  davon  legen  seine  Verträge  mit  dem 
Bey  von  Tunis  Zeugnis  ab.  in  denen  die  Errichtung  tunesischer  Sekundogenituren 
in  Constantine  und  Oran  unter  französischer  Schutzherrlichkeit  stipuliert  wurde6). 
Das  Ministerium  versagte  indes  diesen  Verträgen  die  Bestätigung  und  rief  den 
Marschall  ab :  als  der  Nachfolger  Clauzels,  General  Berthezene  in  der  Verwaltung 
der  eroberten  Landstriche  eine  noch  weniger  glückliche  Hand  zeigte  als  sein 
Vorgänger7),  griff  das  Ministerium  (es  war  Casimir  Perier  am  linder)  selber  in 
die  Verwaltungsorganisation  Algeriens  ein. 

Während  bis  dahin  die  Behörden  Algiers  dem  Oberkommandierenden,  mit- 
hin mittelbar  dem  Kriegsminister,  unterstellt  waren,  ward  jetzt  durch  Ordonnanz 
vom  1.  Dezember  1831 s)  die  Zivilverwaltung  einem  Intendant  civil  anvertraut, 
der  seine  Funktionen  unter  der  unmittelbaren  Aufsicht  des  Ministerpräsidenten 
und   ganz   unabhängig   vom  Oberkommandierenden   ausüben  sollte9).     Der  Ober- 


')  1.  c.  u°  2,  siehe  A.nhang  Nr.  1. 

2)  Mallarme,  S.  10:  „Od  ne  se  preoecupa  nullenient  de  consulter  les  fonetionnaires  indigenes, 
t't  de  Leur  demander  un  apercu  de  l'etat  des  affaires  puldiques:  ils  abandonnerent  le  Service  Bans 
en  faire  la  remise,  emportant  ou  faisant  disparaitre  presqne  tmis  ]>■<  registres  et  les  documents  les 
plus  preeieux.-     Ebenso  Charpentier,  s.  10:   ..II  n'y  ein  pas  de  remise  de  service." 

3)  Die  Bezeichnung  wind.-  am  1.  Juni  1831  in  Commission  administrative  delaBegence  um- 
geändert. 

4)  Collection  des  actes  du  gouvernement  n"  12.  siehe  Anhang  Nr.  2. 
I   Mallann.'    S.  12. 

' )  Zimmermann,  Die  europäischen  Kolonien,  Bd.  -1  S.  .'124. 
')  Zimmermann  S.  325. 

8)   Bulletin  des  lois,  seconde  partie  126,  b°  3607,  siehe  Anhang  Nr.  3. 
I    \rt.  1. 
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kommandierende  war  damit  au)    eine  militari  clion   Dcfugni    i    be  chrllnkl     wenn 

ihm  auch  der  Vorsitz  in  dem  < ' »il  «I  admini  tration   bola    on  wurde1)     I.    wai 

diei    der  er  te  \  ersuch  oinor  Trennung  <\<-v  Zivilverwaltung   von  dem  militari  eben 
Oborbofohl,    wie    Bie    Boitdem    nooh    öfter   in   der   algori  clion  ("    chiehte  wiodci 
kehrton,     Der  damalige  Ver  uch   war  onl  chioden  vorfrüht,  denn   in  einem  Lande 
in   dem   die  Aufgaben   der  Sioherung   di      neuon   I'"-  itze     noch   alle  andern  An) 
gaben   in  Schatten   Btellton,    ließ   sieh   das   in   den   tat  ttchlichon  Vorhältni    od 
gobene    CTborgewiohl    der    militärischen    Gewall    nichl    einfach    durch   Verordnung 
beseitigen.     Fin  derartiger  Versuch    mußte   zu   Konflikten   zwischen  der  rechtlich 
bevorzugton    Zivilgewall    und    der    tatsächlich    Uborlegenen    Militärgowall    führen 
Die    bald    ausbrechenden    Meinungsverschiedenheiten    zwischen    dem    Intendanten 
Baron    Piohon    und    dem   Kommandierenden   Herzog    von    Rovigo    zeigten    schon 
nach  wenig  Monaten,  daß  man  einen  falschen  Weg  eingeschlagen  hatte.    Es  erwies 
sieli   nls   unumgänglioh    notwendig,    die    überwiegende  Gewall    des  Oberkomman 
dierenden  wiederherzustellen.    Und  so  wurde  bei  der  Abberufung  Pichons  dessen 
Nachfolger  als  Sous-intendanl    wieder  dem  Oberkommandierenden  untergeordnet 
(Ordonnanz  vom   12.  Mai    L832)a),    so  daß   die  Verwaltung  wieder  unter  die  Auf- 
sicht des  Kriegsministeriums  gelangte;    dabei  blieb  es   bis  /.um  Ende  der  Okku 
pationsperiode  im  Jahre   1834. 

B.  Juristische  Beurteilung  der  Periode  von  IN  30 — 34. 
Will  man  die  Verfassungsmäßigkeit  dieser  ersten  Organisation  beurteilen, 
so  muß  man  zunächst  feststellen,  in  welchem  Rechtsverhältnis  Algerien  zu  Frank 
reich  stand:  ob  kriegerische  Besetzung  oder  staatsrechtliche  Angliederung  vorlag. 
Wenn  es  sieh  in  dieser  Zeit  nur  um  kriegerische  Besetzung,  also  um  ein  rein 
völkerrechtliches  Verhältnis  zu  dem  Neuland  handelte,  dann  war  die  Antwort  ein- 
fach: dann  stand  die  Ausübung  der  Staatsgewalt  dem  König  als  Oberbefehlshaber 
bezw.  dem  ihn  vertretenden  Oberkommandierenden  zu3).  Aber  es  war  doch 
sehr  die  Frage,  oh  wirklich  kriegerische  Okkupation  vorlag.  Die  französischen 
Theoretiker  betrachten  ausnahmslos  die  Herrschaftsausübung  Frankreichs  von 
1830 — 34  als  bloße  kriegerische  Besetzung.  Tatsächlich  ist  in  dieser  Zeit  von 
französischer  Seite  der  bloß  vorläufige  Charakter  der  Besetzung  Algeriens  öfter 
betont  worden,  sei  es.  daß  man  wirklich  eine  dauernde  Festsetzung  nicht  plante. 
sei  es.  daß  man  aus  Bücksicht  auf  die  damals  sehr  engen  Beziehungen  zu  Eng- 
land, wo  die  Eroberung  Algiers  lebhaft  beunruhigte,  es  vermied,  die  Absicht  der 
dauernden  Festhaltung  allzu  deutlich  hervortreten  zu  lassen.  Auf  der  andern 
Seite  fehlt  es  aber  doch  nicht  an  Momenten,  die  gegen  eine  bloße  kriegerische 
Okkupation  sprechen.  Dahin  gehört  z.  B.  die  mit  einer  vorläufigen  Inbesitz- 
nahme kaum  zu  vereinbarende  Aufhebung  der  fremden  Konsulargerichtsbarkeit. 
die    schon  1831    durch    einseitigen   Staatsakt  Frankreichs    geschah4).     Dann  aber 


')  Art.  3. 

2)  Bulletin  des  lois  49,  n°  41S4. 

3)  Sumien  S.  9.  „On  i'tait  en  pays  ennemi;  la  population  civile  sc  trouvait  älasuite  d'une 
armee  en  campagne.  Le  g£neral  en  chef  reunissait  donc  dans  ses  mains  tous  le>  pouvoirs  civils 
et  militaires." 

4)  Larcher  Bd.  I  S.  524. 
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vor  allem  die  endgültige  Verdrängung  der  bestehenden  Staatsgewalt.  Das  Wesen 
der  kriegerischen  Okkupation  isl  doch  darin  zu  suchen,  daß  die  feindliche  Staats- 
gewall durch  die  Okkupation  nicht  enteigne!  wird,  daß  sie  nur  tatsächlich  be- 
hindert wird,  ihre  Rechte  in  dem  besetzten  Gebiei  auszuüben.  Aber  in  Algerien 
lagen  die  Dinge  doch  anders:  der  bisherige  [nhaber  der  Staatsgewalt,  der  Dey 
von  Algier,  war  ja  durch  die  Kapitulation  vom  5.  Juli  L830  seiner  Regierungs- 
gewall  entkleidet  worden,  der  BarbareBkenstaal  Algier  hatte  zu  bestehen  auf- 
gehört, Algerien  war  damit  völkerrechtlich  zu  einer  res  nullius  geworden,  und 
in  einem  Teile  dieses  herrenlos  gewordenen  Lande.-  übten  nunmehr  die  Franzosen 
die  Staatsgewalt  —  natürlich  französische  Staatsgewalt  —  aus,  nicht  auf  Grund 
einer  Übertragung  seitens  des  Dey  —  eine  solche  hat  nicht  stattgefunden  — . 
sondern  kraft  völkerrechtlicher  Aneignung.  Insofern  unterschied  sich  das  Ver- 
hältnis der  französischen  Staatsgewalt  zu  Algerien  in  nichts  von  dorn  Verhältnis 
Frankreichs  zu  -einen  Kolonien.  Man  kann  also  sehr  wohl  die  Frage  aufwerfen, 
ob  nicht  Algerien  von  Anfang  an  als  eine  Kolonie  anzusehen  war.  In  diesem 
Falle  hätte  man  auf  Algerien  von  vornherein  die  Bestimmungen  über  die  Re- 
gierung der  Kolonien  anwenden  müssen.  Die  Verfassungsbestimmung  über  die 
Kolonien  in  der  Charte  von  1830,  die  vorsehrieb,  daß  die  Kolonien  durch  Ge- 
setze —  gemeint  sind  formelle  Gesetze  —  regiert  werden  sollten1),  bot  freilich 
die  denkbar  unpraktischste  Handhabe,  denn  man  konnte  doch  unmöglich  die 
Organisation  eines  Neulandes,  dessen  Verhältnisse  noch  so  gut  wie  unbekannt 
waren,   von  Anfang  an  durch  formelle  Gesetze  regeln. 

Tatsächlich  kümmerte  man  sich  um  jenen  unzweckmäßigen  Verfassungs- 
artikel gar  nicht,  der  Oberkommandierende  schritt  ohne  weitere.-  dazu,  durch 
Verfügungen  (arretes)  den  ersten  Grund  zur  Organisation  der  besetzten  Landes- 
teile zu  legen,  und  ebensowenig  scheute  sich  die  Zentralregierung,  die  Ver- 
waltungsorganisation des  Landes  wiederholt  zum  Gegenstand  königlicher  Or- 
donnanzen zu  machen.  Endlich  erließen  selbst  die  Leiter  der  Zivilverwaltung, 
der  Intendant  und  später  der  Unterintendant,  nicht  nur  <  )rganisationsverordnungen. 
sondern  regelten  auch  wichtige  Rechtsverhältnisse,  wie  z.  B.  das  Grundstücks- 
pfandrecht für  Europäer2). 

Unter  diesen  gesetzgeberischen  Akten  muß  —  wie  man  sich  auch  zur  Frage 
des  Verhältnisses  zwischen  Frankreich  und  Algerien  stellen  mag  —  den  Ver- 
fügungen der  Intendanten  die  Rechtsgültigkeit  abgesprochen  werden,  denn  diesen 
Beamten  ist  keinerlei  Befugnis  zum  Erlaß  von  Kechtsverordnungeu  eingeräumt 
worden,  nicht  einmal  dem  so  selbständig  gestellten  Intendanten  von  1831*).  Die 
übrigen  gesetzgeberischen  Akte  —  die  kgl.  Ordonnanzen  und  die  arretes  des 
Oberkommandierenden  —  lassen   sich  nur  rechtfertigen,    wenn  man  sich  auf  den 


')  Art.  G4  der  Charte  von  1830:  Les  colonies  sont  regies  par  des  lois  particülieres.  Die  Ent- 
stehung und  Auslegung-  dieses  Artikels   wird  in   einem   spateren    Band   erläutert  werden. 

2)  Verfügung  vom   28.  Mai   1832. 

3)  Die  Theoretiker  verneinen  denn  auch  die  Rechtsgültigkeit,  siehe  /..  B.  Sumien  S.  i)  und 
Larcher  Bd.  I  S.  136  t".  Die  Rechtsprechung  hat  sich  merkwürdigerweise  jeweils  für  die  Rechts- 
gültigkeit dieser  Verordnungen  entschieden,  auch  wo  sie  den  Mangel  der  Verfassungsmäßigkeit  zu- 
gab; so  z.  15.  erkannte  ein  Urteil  aus  dem  Jahre  1S-">1  jenen  Verordnungen  die  Rechtsgültigkeit  nur 
aus   Billigkeitserründerj  zu! 


Standpunkt     tollt,   daß  01     loh   bei  der  rlogiorun^    Algerien     um   kricgcri  du    B< 
Setzung,    um    ocoupatio   bellica,    handelt,     Da  e     (odoch         wie  oben  gezuigl 
zweifelhaft    erscheint,    ob    die    Besetzung   Algerien     eine    blofie  Okkupation    dai 

stellte,    so    L'imi   auch    gegen    dii     •■■   etzgcbori  chon    Vktc    de     l\ ■•     und    di 

Oberbefehlshabers  der  Vorwurf  doi  Vorfa    ung  widrigkeil  erhoben   worden. 

2.     UdS    ( li  in  i  iilijuur,  im  im  ni    von    1834       hi  l 

\  1 >  i  c  Errichtung  des  Generalgouvernement 
Allmählich  brach  sieh  im  Mutterlande  die  Überzeugung  Bahn,  «lall  der  No1 
bau  der  algerischen  Verwaltung  den  immer  schwieriger  werdenden  Aufgaben  der 
nordafrikanischen  Politik  auf  die  Dauer  nicht  standhalten  konnte.  Bevor  man 
jedoch  zu  der  Errichtung  eines  dauerhaften  Gebäudes  Bchritt,  mußte  die  Frage 
beantwortet  werden,  ob  die  besetzten  algerischen  Landstriche  überhaupt  gehalten 
werden  Bollten;  darum  ward  auf  Veranlassung  der  Regierung  eine  parlamentarische 
Untersuchungskommission  mit  dem  Studium  der  Frage  betraut;  diese  aus  Paira 
und  Deputierten  zusammengesetzte  Commission  d'Afrique  bereiste  im  Herbst  1833 
die  neue  Besitzung  und  erstattete  nach  zweimonatlichem  Aufenthalt  einen  Bericht; 
auf  Grund  dieses  Berichts  gab  dann  eine  zweite  parlamentarische  Kommission 
unter  dem  Vorsitz  des  Herzogs  Decazes  ein  Gutachten  ab,  das  der  Festhaltung 
dos  Besitzes  günstig  lautote,  aber  die  Beschränkung  der  ( Okkupation  auf  die 
Küstenorte  (Oran,  Algier,  Bougie  und  Böne)  empfahl1).  Über  dieses  Gutachten 
entspann  sieh  im  Frühjahr  1834  ein  recht  lebhafter  Wortkampf2),  der  ergebnislos 
verlief;  indes  scheinen  die  Anhänger  der  Räumung  Algiers  die  Oberhand  behalten 
zu  haben,  da  der  Regierung  für  Ansiedelungszwecke  bedeutend  weniger  Mittel 
bewilligt  wurden,   als   sie   gefordert  hatte3). 

Gleichwohl  tat  die  Regierung,  die  in  der  Kammerverhandlung  eine  sehr 
lauo  Haltuno-  gezeigt  hatte,  kurz  darauf  durch  Erlaß  der  Ordonnanz  vom  22.  Juli 
18344)  den  entscheidenden  Schritt  zur  Einrichtung  einer  dauernden  Verwaltung: 
sie  ernannte  den  General  Drouet,  Graf  d'Erlon,  zum  „Generalgouverneur  der 
französischen  Besitzungen  in  Nordafrika"5)  und  räumte  damit  endgültig  mit  der 
Fiktion  von  der  kriegerischen  Okkupation  auf.  Zugleich  wurden  die  Befugnisse 
des  Gouverneurs  in  der  Ordonnanz  und  in  einer  Ministerialverordnung  vom 
1.  September  18346)  genau  unischrieben.  Im  allgemeinen  deckte  sich  die 
Stellung  des  Generalgouverneurs  mit  der  des  seitherigen  Oberkommandierenden: 
Oberbefehl  und  oberste  Verwaltung  blieben  in  der  Hand  des  Generalgouverneurs 
vereinigt,  und  die  Aufsieht  stand  wie  bisher  dem  Kriegsministerium  zu7).     Indes 


')  Zimmermann  S.  327,   Mallarmd  S.  17:   von   den  Kommissionsmitgliedern   stimmten  17  für, 
zwei  gegen  die  Festhaltung  (in  der  Minorität  war  Hyppolyte  Passy). 

2)  Siehe  ■/..  I>.  die  Sitzungen    der  Deputiertenkammer  vom  28.  und  29.  April  1834.   Monitenr 
universel,  S.  10(53  ff.  und   1073  ff. 

3)  Zimmermann  S.  327. 

4)  Bulletin  officiel  des  actes  du  gouvernement  oct.  1834  —  j^nv.  1839,  n°  1.  siehe  Anhang  Nr.  4. 

■')  Art.  1. 

'')  Bull.  oft'.  n°  8,  siehe  Anhang  Xr.  5. 

■    Art.  1    der  Ordonnanz  und  Art.  1    der  Ministerialverordnung. 
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wann  der  Gewall  des  Generalgouverneura  doch  wichtige  Schranken  gezogen, 
vor  allem  im  Gebiete  der  Gesetzgebung.  Die  Ordonnanz  Btellte  Dämlich  den 
Grundsatz  auf,  daß  die  Besitzungen  in  Kordafrika  durch  Ordonnanzen  regier! 
werden  sollten1),  d.h.  die  Gesetzgebung  blieb  dem  König  vorbehalten.  Lnfolge 
dieser  Bestimmung  kam  die  Beither  tnil  der  dea  Könige  konkurrierende  G 
gebungsgewall  des  Oberkommandierenden  in  Wegfall,  wenigstens  grundsätzlich, 
[n  Wirklichkeit  blieb  noch  genug  davon  übrig:  einmal  ließ  man  dem  Gouverneur 
für  die  Regelung  der  Beziehungen  zu  den  eingeborenen  Stämmen  vollständig 
freie  Hand-):  sodann  war  in  der  dem  Gouverneur  zustehenden  allgemeinen 
Polizeigewalt,  in  der  auch  das  Recht  der  Ausweisung  nicht  fehlte,  das  Recht  zum 
Erlaß  von  sachlich  begrenzten  Rechtsverordnungen  enthalten1.  Aber  auch  die 
übrige  Gesetzgebung  war  dem  Einfluß  des  Gouverneurs  nicht  entzogen,  denn 
die  Entwürfe  zu  den  kgl.  Ordonnanzen  Bollten  vom  Gouverneur  ausgearbeitet 
werden,  und  der  Kriegsminister  sollte  >ie  dann  dem  König  unterbreiten4), 
wurde  der  Gesetzesinhalt  in  der  Kolonie  selbst  festgestellt,  während  der  Gesetzes- 
befehl von  der  Zentralgewalt  im  -Mutterland,  dem  König,  ausging.  Auf  diese 
^'eise  war  den  Gefahren  einer  verständnislosen  Gesetzesmacherei  landes- 
unkundiger Minister  vorgebeugt,  und  doch  eine  wirksame  Kontrolle  für  die 
gesetzgeberische  Tätigkeit  des  Gouverneurs  geschaffen.  Nicht  mit  Unrecht  ist 
dies  System  als  das  vernünftigste  unter  den  in  Algerien  angewandten  Systemen 
bezeichnet  worden5).  Freilich  war  dieses  Gesetzgebungsverfahren  mit  Zeit- 
verlusten verbunden,  die  für  eine  so  wenig  gesicherte  Kolonie,  wie  Algerien  es 
war.  verhängnisvoll  werden  konnten,  darum  mußte  dem  Gouverneur  noch  das 
Recht  eingeräumt  werden,  in  außerordentlichen  und  dringenden  Fällen  einen 
Gesetzentwurf  vorläufig  in  Kraft  zu  setzen6). 

Alles  in  allem  stand  dem  Gouverneur  in  seiner  unumschränkten  Gewalt 
gegenüber  den  eingeborenen  Stämmen,  in  seiner  Polizeigewalt  und  in  seinem 
Notverordnungsrecht  noch  ein  weites  Feld  zu  unabhängiger  Betätigung  in  der 
Gesetzgebung  offen.  Aber  immerhin  sind  die  Befugnisse  des  Gouverneurs  im 
Bereich  der  Gesetzgebung  engere  als  die  des  früheren  Oberkommandierenden; 
dagegen  ist  im  übrigen  die  Stellung  des  Gouverneurs  in  der  inneren  Verwaltung 
im  Vergleich  gegen  früher  noch  verstärkt  worden:  um  Konflikte  zwischen  dem 
Gouverneur  und  dem  Zivilintendanten  für  die  Zukunft  auszuschließen,  wurde 
nämlich  dem  Zivilintendanten,  der  auch  nach  1832  noch  eine  größere  Selb- 
ständigkeit als  die  Leiter  der  anderen  Verwaltungszweige  behalten  hatte,  nur 
noch   der  Wirkungskreis   eines  Präfekten  belassen7). 

Bei  der  Beurteilung  dieser  Regelung  der  Regierungsgewalt  in  Algerien  ist 
zunächst    die   Frage    zu    beantworten,    ob    die  Exekutive    zu    dieser    doch    in  das 


')  Art.  4  der  Ordonnanz. 

-i  Art.  ','<  <l'-r  Ministerialverordnung. 

3)  Art.  15  der  Ministerialverordnung. 

1 )  Art.  ."),   1   der  <  Ordonnanz. 

'■)  ...  .  ce  Systeme,  Le  seul  vraiment  rationnel  qui  ait  ete  applique"  en  Aljrt'rie".    Sumieri  8.  16. 

'  )  Art.  .").   2   der   Ordonnanz. 

')  Art.  25  dir  Ministerialverordnung. 
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Gebiot    dor  honden    Gowalt    hineinreichenden    Ordnung    rechtlich    licfugi 

u .M'  Die  Krage  wird  \"ii  den  r/Vanzo  en  durchweg  bejaht1),  weil  ic  in  dum 
mittlerweile  ergangenen  Gc  *  - 1 .-  ■  ■  Uhor  die  (Je  otzgobung  in  den  Kolonion  vota 
•|  \|uil  I883a),  auf  das  Bioh  die  Ordonnanz  \<m  L834  beruft,  oino  au  reichende) 
Grundlage  Für  die  die  Go  etzgobung  berührenden  Be  tirnmungen  erblicken.  In 
Artikel  25  des  Gesetzes  von  ls.">"-  wurde  nämlich  Für  die  Franzö  ischen  Nieder 
lassungen  in  Ostindien  und  Afrika  die  K v I  Verordnung  zur  rlegelform  der  Gesetz 
gebung  erklärt9).  Daraus  kann  man  zwanglos  ableiten,  daß  auch  in  Algorien  die 
Gesetzgebung   grundsätzlich  im  Verordnung  eschenen  soll.     Bedenklich  isl 

nur.  daß  bei  den  Verhandlungen  aber  die  en  Artikel*)  von  den  afrikanischen 
Kolonien  immer  nur  der  Senegal  erwähnt  wurde,  dagegen  nie  dai  damali  ichon 
besetzte  Algerien,  so  dafi  man  annehmen  muß,  daß  der  Gesetzgeber  Algerien 
unter  diesen  Artikel  nicht  begreifen  wollte,  [mmerhin  läuft  die  Anwendung  des 
Artikels  25  auf  Algerien  dem  Wortlaut  des  Artikels  nicht  zuwider,  daher  mag  die 
Begründung  der  Verordnung  von  L83 1  auf  dieses  Gesetz  als  verfassungsmäßig 
gelten.  Hie  Feststellung  der  Gesetzmäßigkeit  ist  in  diesem  Falle  besonders 
wichtig,  weil  die  Franzosen  die  noch  heute  fortbestehende  Übung,  die  Gesetze 
für  Algerien  im  Verordnungswege  zu  erlassen,  von  Artikel  I  der  Ordonnanz  von 
1834,  bezrw.  mittelbar  von  dem  Gesetz  von   1833  ableiten5). 

B.   D  i e  Ausübung  der  Gewalt  des  Generalgouverneurs. 
Schwieriger   als    tue   Frage   nach   der  Gesetzmäßigkeit    ist    die   Frage    nach 
der  Zweckmäßigkeit   der  neuen  Ordnung   zu    beantworten.     Um   einen  richtigen 
Maßstab    für   diese  Aufgabe  zu  gewinnen,   muL5  man  sich  vergegenwärtigen,    daß 

—  während  in  der  ersten  Periode  von  1833 — 34  nur  die  Festsetzung  in  ver- 
schiedenen Küstenplätzen  zu  verzeichnen  ist,  ■ —  in  die  Zeit  von  1834 — 48  die 
Eroberung  des  ganzen  eigentlichen  Algerien  fällt,  mit  Ausnahme  einiger  unzugäng- 
licher Berglande.  Man  muß  sich  vor  Augen  halten,  daß  beinahe  der  ganze  Zeit- 
raum ausgefüllt  ist  durch  den  langen  Kampf  gegen  Abd  el  Kader,  dem  es  gelang, 
die  auseinanderstrebenden  Volkskräfte  Algeriens  zum  Widerstand  gegen  die  fremden 
Eindringlinge  zusammenzufassen,  und  daß  es  sehr  erheblicher  Anstrengungen  be- 
durfte,   um    diesen    unermüdlichen    Gegner    niederzuwerfen6!.     "Wenn    man    diese 


')  z.  B.  Girault  Bd.  III,  S.  183;  Larcher  Bd.  I.  S.  138:  Sumien  S.  14. 

2)  Die  Entstehung  dieses  Gesetzes  wird  in  einem  späteren  Band  behandelt  werden. 

3)  Art.  25.  Les  Etablissements  franeais  dans  les  Indes  orientales  et  en  Alrique,  et l'£tablissement 
de  piche  de  Saint-Pierre  et  Miquelon,  continueront  d'etre  regis  par  ordonnances  du  roi. 

4)  Diese  Verhandlungen   werden  in  einem   späteren  Band  geschildert. 

5)  Girault  Bd.  III,  8.  183.  Larcher  Bd.  1.  S.  148;  Thomas.  L'eiectorat  aux  delegations  algeriennes 
Revue  du   droit  public,  1900,  Bd.  13,   S.  407  ff.;  siehe  auch     unten     Teil  I,   Dritter  Abschnitt,  II,  3.  C. 

6)  Zunächst  versachten  die  französischen  Heerführer.  Abd  el  Kader  gegenüber  an  dem  System 
der  oeenpation  restreinte  festzuhalten  und  sieh  mit  dem  Emir  über  die  Abgrenzung  der  beiderseitigen 
Interessen  zu  verständigen;  wie  sehr  das  Bestreben,  mit  dem  Emir  friedlich  auszukommen,  vor- 
herrschte, zeigt  sieh  in  dem  Vertrag  des  Generals  Desmichels  (in  Oran)  mit  Abd  el  Kader  vom 
24.  Februar  1834,  dessen  Bestimmungen  sieb  mit  der  "Würde  Frankreichs  kaum  vereinbaren  ließen. 
(Dafür,  daß  französische  Offiziere  Frankreich  beim  Emir  vertraten,  durften  in  den  französischen 
Plätzen  Oran,  Arzew  und  Mostaganem  Vertreter  des  Emirs  residieren,  die  dort  die  Gerichtsbarkeit 
über  die  Eingebornen  ausübten.)     Als  jedoch  der  Emir  seinen  Herrschaftsbereich  von  Westalgerien 
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Schwierigkeiten  berücksichtigt,  die  Bich  der  französischen  Herrschaft  entgegen- 
stellten, wird  man  die  dem  Generalgouvernenr  eingeräumte  Machtfülle  uichl  zu 
weil  bemessen  finden;  man  könnte  eher  tadeln,  daß  dem  Generalgouverneur 
kein  genügender  Spielraum  gewährt  wurde,  wenigstens  lassen  di<-  bei  der  An- 
wendung der  aeuen  Ordnung  sich  ergebenden  Dnzuträglichkeiten  daraufschließen. 
So  erwies  es  Bich  als  ein  Fehlgriff,  daß  man  das  Ami  des  Zivilintendanten, 
wenn  es  auch  mit  dem  früheren  nur  den  Titrl  gemein  hatte  fortbestehen  li<i-i. 
Denn  trotz  oder  vielleicht  gerade  infolge  der  Kompetenzschmälerung  des  Zivil- 
intendanten blieben  die  üblichen  Reibereien  zwischen  diesem  und  dem  General- 
gouverneur nicht  aus:  insbesondere  maßte  Bich  der  Zivilintendanl  nach  wie  vor 
das  Recht  zum  Erlaß  von  Verordnungen  z.  B.  im  Gebiel  der  Gemeindepolizei 
an,  obwohl  dazu  ausschließlich  der  Generalgouverneur  zuständig  war1.  Die 
Regierung  glaubte,  künftigen  Mißverständnissen  am  besten  dadurch  vorzubeugen, 
daß  sie  durch  Ministerialverordnung  rom  '_'.  Augusl  183G2j  einerseits  die  Ab- 
hängigkeit des  Intendanten  vom  Generalgouverneur  lockerte,  indem  sie  ihm  das 
Recht  gewährte,  unmittelbar  mit  den  Ministern  zu  korrespondieren3),  andererseits 
den  Wirkungskreis  des  Intendanten  erweiterte,  indem  sie  ihm  den  Finanzdirektor 
unterordnete4).    Es  war  dies  der  zweite  Versuch,   in  Algerien  die  Zivilverwaltung 


aus  immer  weiter  nach  Osten,  bis  unter  die  Mauern  Algiers,  ausdehnte,  ward  den  Franzosen  bald 
klar,  daß  Abd  el  Kader  nur  durch  Gewalt  von  den  französischen  Besitzungen  ferngehalten  werden 
konnte.  Aber  der  erste  Versuch,  den  Emir  die  französische  Macht  fühlen  zu  lassen,  mißlang  (Nieder- 
lage Desmichels  an  der  Macta.  Juni  1835).  und  auch  dem  neuen  Gouverneur  General  Clause]  waren 
keine  dauernden  Erfolge  gegen  Abd  el  Kader  beschieden  :  zwar  schlug  er  AM  ei  Kader,  rückte  in 
Mascara  ein  und  sicherte  Tlemcen  durch  eine  Garnison,  aber  die  Festhaltung  dieses  Postens  war 
mit  vielen  Unzuträglichkeiten  verknüpft  und  führte  zu  neuen  Kämpfen.  Als  auch  die  Ausbreitung 
des  französischen  Einflusses  im  Osten  auf  ein  unerwartetes  Hindernis  stieß,  indem  ein  erster  Angriff 
auf  die  Bergfeste  Constantine  (im  Dezember  183G)  abgeschlagen  wurde,  mußte  man  sich  sogar,  um 
die  Flanke  frei  zu  bekommen  und  alle  Kräfte  im  Osten  einsetzen  zu  können,  mit  Abd  el  Kader 
auf  einen  Modus  vivendi  einigen;  dies  geschah  in  dem  von  Bugeaud  abgeschlossenen,  vielgetadelten 
Vertrag  von  der  Tafna  (1.  Juni  1837),  darin  Frankreich  gegen  die  Anerkennung  der  Oberhoheit 
Frankreichs  durch  den  Emir  auf  Tlemcen  und  die  Landschaft  Titteri  verzichtete.  Nun  konnte  der 
neue  Gouverneur  General  Damremont  die  Eroberung  von  Constantine  ins  "Werk  setzen;  nach  der 
Einnahme  der  Festung  (13.  Oktober  1837)  brauchte  man  auf  Abd  el  Kader  nicht  mehr  so  ängstlich 
Rücksicht  zu  nehmen,  und  so  schritt  der  neue  Generalgouverneur  Marschall  Valb'e.  unbekümmert 
um  die  Ansprüche  des  Emirs,  zur  Sicherung  des  Hinterlandes.  Schneller  als  es  der  Gouverneur 
erwartet  hatte,  schlug  der  Emir  los;  in  dem  nun  ausbrechenden  Kriege  kämpfte  der  Marschall  nicht 
ohne  Glück,  aber  eine  entscheidende  Wendung  vermochte  erst  General  Bugeaud  herbeizuführen,  der  im 
Dezember  1840  an  die  Stelle  Valleys  trat  und  den  Gouverneurposten  bis  1S47  inne  hatte.  Immer  weiter 
dehnten  die  Franzosen  ihr  Machtgebiet  auch  im  Westen  aus.  und  es  nützte  dem  Emir  nichts,  daß 
er  noch  Marokko  in  den  Krieg  hineinriß,  denn  nach  der  Niederlage  am  Islifluß  (August  1844)  ver- 
zichtete Marokko  auf  weitere  Einmischung,  und  damit  war  auch  das  Schicksal  des  Emirs  entschieden: 
er  unternahm  noch  einige  vergebliche  Versuche,  die  Kabylen  und  südalgerische  Stämme  aufzuwiegeln, 
aber  schließlich  mußte  er  sich,  da  er  von  allen  Algeriern  verlassen  und  von  Marokko  ausgewiesen 
war,  seinen  Gegnern  ergeben  (Dezember  1847).  Siehe  ■/..  15.  Thureau-Dangin,  Bd.  III.  s.  452 — 535 
und  Bd.  V,  S.  251—355.  sowie  S.  381  ff. 

')    Sumien    S.  22. 

-)  Bulletin  oft",  des  actes  du  Gouvernem.  n°  158,   siehe  Anhang  Nr.fi. 

3)  Art.  20. 

*)  Art.  28. 


—    Ifi 

ihiImi-   dorn  Oberkommando     olb  tändifl   bu     tollen,    und  wenngleich  oi    nicht 

o  wrii   ging  wie  dor  von  1881,     ifl  ei   doch  obonfab1    al    verfehlt  bezeichne! 

werdon;  der  Augenblick        man    itand   mitten  im   Kampl   g<  ■■•  >n  Abd  el   Kader 

war  so   ungeschickt    \\i'L    glicli    gewählt,     Darum    ah    ich  dio   Regierung  bald 

genötigt,  in  der  Ordonnanz  vom  ">l  Oktober  1888'),  ungefähr  den  früheren 
Rechtszustand  wiederherzustellen  Und  um  dem  Leiter  der  Zivilverwaltung  den 
Ehrgeiz  zu  bonehmon,  sidi  mil  dem  Gonoralgouvorneur  aul  eine  Stufe  zu  teilen, 
ward  der  an  die  Maohtfülle  der  Beamten  des  ancien  regime  gemahnende  Titel 
des  Intendanten  aufgehoben  und  durch  den  eine.  „Direktor  de  [nnern  er  otzl 
Eine  andere  Quelle  zu  Streitfragen  bildete  die  Teilnahme  dei  General 
gouverneurs  an  der  Gesetzgebung.  Die  Generalgouverneure  zeigton  ich  natUr 
lieh  bestrebt,  dieser  Befugnis  eine  möglichst  weite  Auslegung  zu  geben.  Eine 
bequeme  Handhabe  dazu  bo1  der  unklare  .Artikel  18  der  Ministerialverordnung 
vnii  1834,  darin  dem  Generalgouverneur  das  Recht  verliehen  wurde,  Gesetze  zu 
promulgieren,  sowie  Ordonnanzen,  Verfügungen  und  Reglements  zu  verkündigen. 
Über  die  Verkündigung  von  Ordonnanzen  und  Bonstigen  Verordnungen  brauchl 
man  keine  Worte  zu  verlieren,  denn  hierbei  handelt  es  sieh  nur  um  die  unter- 
geordnete Tätigkeit  i\r\-  Veröffentlichung  der  Algerien  betreffenden  Rechts-  oder 
Verwaltungsverordnungen.  Aber  was  bedeutete  das  Recht,  Gesetze  zu  promul- 
gieren? War  damit  dem  Generalgouverneur  die  Befugnis  erteilt,  mutterländische 
Gesetze  in  Algerien  für  anwendbar  zu  erklären?  Es  ist  zweifelhaft,  ob  man  dies 
beabsichtigte,  denn  die  Ausdehnung  des  räumlichen  Geltungsbereichs  formeller 
Gesetze  stellt  gesetzgeberische  Tätigkeit  dar.  und  die  Gesetzgebung  in  Algerien 
war  doch  durch  den  Artikel  4  der  Ordonnanz  grundsätzlich  dem  König  vor- 
behalten. Kino  Delegation  der  gesetzgeberischen  Gewalt  an  den  Generalgouver- 
neur war  allerdings  denkbar,  aber  sie  konnte  nur  durch  kgl.  Ordonnanz,  nicht 
durch  Ministerialverordnung  geschehen.  Es  widerstrebt  denn  auch  den  französischen 
Theoretikern,  dem  Generalgouverneur  ein  so  weitgehendes  Recht  zuzugestehen; 
sie  suchen  daher  verschiedene  Sehranken  für  die  Ausübung  der  Promulgations- 
befugnis  aufzurichten.  So  meint  Sumien,  daß  der  ( Jeneralgouverneur  nur  in 
dringenden  Fällen  mutterländische  Gesetze  auf  Algerien  ausdehnen  durfte2),  d.  h. 
daß  sein  Ausdehnungsrecht  nicht  weiter  reichte  als  sein  Hecht  zum  Erlaß  von 
Rechtsverordnungen.  Und  Larcher  spricht  dem  Generalgouverneur  überhaupt 
jede  selbständige  Ausdehnungsbefugnis  ab.  indem  er  die  Promulgation  hier  i'ür 
gleichbedeutend  mit  Publikation  ansiebt3),  so  daß  der  (Jeneralgouverneur  nur  die 
vom  Gesetzgeber  (also  vom  König)  für  in  Algerien  anwendbar  erklärten  Gesetze 
hätte  publizieren  dürfen.  Dem  steht  aber  doch  wieder  entgegen,  daß  in  dem 
Artikel  18  Promulgation  und  Publikation  unterschieden  werden.  —  Wie  dem 
auch  sei.  der  Generalgouverneur  glaubte  sieh  an  keim1  Schranke  gebunden,  und 
auch  die  Rechtsprechung  erkannte,  nach  einem  schüchternen  Versuch,  solchen 
Verordnungen  des  Generalgouverneurs  die  Rechtsgültigkeit  abzusprechen,  die  aus- 


')  Bulletin  ort',  des  actes  du  gonvernement  n°  248,  siehe  Anhang  Xr.  7. 
2)  „il  ne  pouvait   de  dar  er   applicable  ä  l'Algerie   une   loi   de   la  Metropole   que   dans  le>  cas 
extraordinaires  et  urgents  .  .  .  ."    Sumien  S.  23. 
')  Larcher  Bd.  I.  S.  165  f. 


—     IG     — 

dehnende    [nterpretation    an1),     [mmerhin    läßt    öich    die    milde    Beurteilung   der 
weiten  Auslegung  des  Promulgationsrechts   begreifen,    denn  bei  der  Promulgation 
Btand  doch  der  70m  beimischen  Gesetzgeber  festgestellte  Gesetzesinhall  fest,  die 
Handlung  des  Generalgouverneurs    erschöpfte    Bich    in    dem  Erlaß    des  Gesefc 
befehle  Viir  die  Kolonie 

Bedenklicher  war,  daß  die  Gerichte  auch  der  weiten  Auslegung,  die  die 
Generalgouvcrncure  den  ihnen  erteilten  eigentlichen  gesetzgeberischen  Dele- 
gationen zuteil  -werden  ließen,  -clten  entgegentraten.  Es  kam  häufig  vor,  daß 
die  Generalgouverneure  Verordnungen  mit  rechtssetzendem  Inhalt  erließen  — 
z.  B.  Verordnungen  im  Gebiet  de-  Wasserrechts,  des  Forstrechts  usw.,2)  ohne 
daß  sie  sich  auf  die  Dringlichkeit  beriefen,  und  sie  besaßen  eine  allgemeine 
setzgeberische  Gewall  doch  nur  für  dringende  Fidle.  Daß  die  Rechtssprechung 
Bolche  Verordnungen  unbeanstandet  ließ,3)  fällt  um  so  mehr  auf,  als  sie  gelegentlich 
andere  Verordnungen,  bei  denen  wohl  die  Dringlichkeit  angerührt  war,  aber  die 
ausdrückliche  Berufung  auf  Artikel  5  der  Ordonnanz  von  1834  fehlte,  für  rechts- 
ungültig erklärte.4)  Nur  gegenüber  einer  Art  von  Gesetzesverletzungen  ließen 
es  die  Gerichte  bezeichnenderweise  nicht  an  .Strenge  fehlen:  nämlich  gegenüber 
der  Festsetzung  von  Strafandrohungen,  die  nicht  in  einem  formellen  Gesetze 
begründet  waren.5)  Dies  entsprach  ganz  und  gar  der  in  Frankreich  herrschenden 
strengen  Auffassung,  daß  eine  Strafandrohung  immer  in  einem  formellen  Gesetze 
Festgelegt  sein  muß.  Nur  hätte  man  diesen  Grundsatz  nicht  wörtlich  auf  Algerien 
anwenden  dürfen;  vielmehr  mußte  er  für  Algerien  dahin  abgeändert  werden,  daß 
der  Generalgouverneur  bei  Ausübung  seines  Polizeiverordnungsrechts  an  die  in 
Algerien  eingeführten  formellen  Gesetze  und  an  die  kgl.  Ordonnanzen  gebunden 
war,  denn  die  gesetzgebende  Gewalt  und  mithin  auch  die  Befugnis  zur  Fest- 
setzung von  Strafandrohungen  stand  für  Algerien  grundsätzlich  dem  König  zu; 
daß  aber  auch  der  Generalgouverneur  nach  freiem  Ermessen  Strafandrohungen 
aufstellen  konnte,  nämlich  so  oft  er  in  Ausübung  seines  Notverordnungsrechts 
an  Stelle  des  Königs  gesetzgebende  Gewalt  übte.  Im  Ganzen  genommen  wird 
man  an  die  Übergriffe,  die  der  Generalgouverneur  sich  bei  der  Ausübung  seines 
Verordnungsrechts  da  und  dort  zuschulden  kommen  ließ,  keinen  zu  strengen 
Maßstab  anlegen  dürfen,  man  muß  immer  bedenken,  daß  diese  Regierungsakte 
zu  einer  Zeit  ergingen,  da  die  Verteidigung  des  Landes  alle  anderen  Regierungs- 
aufgaben in  den  Hintergrund  drängte,  so  daß  diese  nicht  mit  besonderer  Sorg- 
falt erledigt  werden  konnten.  Aber  wenn  auch  die  Eingriffe  des  General- 
gouverneurs   in  den  Bereich    der  Gesetzgebung   entschuldbar    erscheinen,  so  war 


')  Entsch.  des  Obergerichts  von  Algier  2.  Juni  1835  gegen  die  Rechtsgültigkeit,  Entsch.  des 
Kass.  Hofs  (Strafsenat)  vom   21.  Mai    1  S.'iG  für  die  Rechtsgültigkeit.      Suniicn   S.  '2.'). 

2)  Arntes  vom   8.   März   183C   und  vom  8.  April   1844. 

3)  Sumien  S.  18. 

1    Entsch.  des  Kass.  Hufs  vom   15.  Juli  1854. 

n)  Hatte  z.  B.  eine  Verfügung  des  Generalgouverneurs  über  die  Marktpoli/.ei  den  öffentlichen 
Verkauf  bestimmter  Gegenstände  untersagt,  so  ward  dies  Verbot  als  zu  Keclit  bestehend  anerkannt, 
denn  es  hielt  sich  ja  innerhalb  des  dem  Generalgouverneur  zustehenden  Polizeiverordnungsrechts, 
aber  die  gegen  die  Übertretung  des  Verbots  angedrohte  Einziehung  der  ausgestellten  Gegenstände 
ward  für  rechtsungültig  erklärt,  ,.la  confiscation  ne  pouvant  Stre  prononcee  que  dans  les  cas  deter- 
inim's  par  um.'  loi"  (Entscheidung  des  Kassationshofs  vom   15.  Februar  1855). 
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es  doch    Kein  befriedigender   Zu  tand    dafi     olcho   Gesetzwidrigkeiten  vorkamen 
M.m  wurde  daher  nötig,  dafl     ioh   dor  ' ;'-  otzgeber  mit  il<>r  LVage    nach  oinoi 

eigneteren   Abgrenzung  der  ge  et  gobori  chen   Befugni    •  ■  do    Genera] ivornour 

befaßte 

C  Die  I'"  i  ii  ;i  n  /.  \  e  r  \\  ;i  Ituo  b 
Bevor  wir  uns  dieBer  Neugestaltung  zuwenden,  mUsiien  \%  i r  einen  Blick  aul 
tili-  Entstehung  der  algerischen  Finanzverwaltung  werfen  Wenig  Jahre  nach  dem 
Erlaß  (Irr  Verordnungen  Über  die  Organisation  der  Lande  gowalt  erging  in  der 
Verordnung  vom  21.  August  L88£)  die  erste  Regelung  des  Budgetwesen  der  Kolonie 
Ein  allerdings  sehr  dürftiger  Ansatz  dazu  war  Bchon  in  der  Verfügung  di 
Generals  Clause]  vom  16.  Oktober  L830  gegeben;1)  dieser  hatte  nur  bestimmt, 
daß  zwischen  den  Zivil-  und  MilitärauBgaben  ein  Bcharfer  Unterschied  zu  machen 
sei  und  daß  für  die  Zivilausgaben  ein  besonderes  Budget  aufgestellt  werden  -olle. 
l>n-  Bestätigung  dieses  Budgets  fiel  dem  Oberkommandierenden  zu.*]  Die 
Ministerialverfügung  vom  1.  September  L834  schwächte  diese  weitgehende  De 
Zentralisation  etwas  ab,  indem  das  Budget  des  Gouvernements  vom  General 
gouverneur  nur  vorläufig  festgestellt  werden  sollte,  um  dann  dem  Kriegsminister 
zur  Bestätigung  vorgelegt  zu  werden.3)  Aber  man  begnügte  sieh  nicht  damit,  die 
Trennung  des  algerischen  Budgets  vom  Staatsbudget  anzubahnen,  Bondern  suchte 
auch  Bchon  die  Gemeindebudgets  von  dem  allgemeinen  Budgel  abzuspalten:  Eine 
Ministerialverfügung  vom  1.  September  1 834 4)  sah  nämlich  die  Einrichtung  be- 
sonderer Gemeindebudgets  in  Algier,  Oran  und  Böno  vor,  über  die  vom  General- 
gouverneur zu  ernennende  Gemeinderäte  beschließen  sollten.5)  Diese  Einführung 
städtischer  Selbstverwaltung  erwies  sich  indes  als  verfrüht,  weshalb  die  Ministerial- 
verfügung vom  •_'.  August  183(5  die  Einnahmen  und  Ausgaben  der  Gemeinden 
wieder  mit  dem  algerischen  Budget  vereinigte.  Trotz  dieser  Vereinfachung  ge- 
langte man  zu  keiner  befriedigenden  Finanzwirtschaft,  da  die  Mittel  Algeriens 
zur  Deckung  der  Ausgaben  der  Zivilverwaltung  nicht  ausreichten.  Das  Gleich- 
gewicht des  algerischen  Budgets  ließ  sich  nur  erzielen,  wenn  man  einen  Teil  der 
algerischen  Zivilausgaben  dem  Staat  aufbürdete.  Dies  geschah  in  der  Ordonnanz 
vorn  21.  August  1839:6)  diese  Ordonnanz  beschränkte  sich  jedoch  nicht  darauf, 
die  Ausgaben  zwischen  dem  Staat  und  der  Kolonie  zu  teilen,  sondern  sie  wies 
dem  Staat  auch  einen  Teil  der  aus  Algerien  fließenden  Einnahmen  zu  und  leitete 
so  die  später  immer  enger  gestaltete  Verbindung  der  algerischen  Finanzen  mit 
den  mutterländischen  Finanzen  ein. ;) 

')  Siehe  Anhang  Nr.  2. 

2)  Art.  3. 

3)  Siehe  Anhang  Nr.  5,  Art.  5. 

4)  Nicht  ZU  verwechseln  mit  der  Verfügung  über  die  Stellung  des  Generalgouverneurs  vom 
gleichen  Tage. 

5)  Mallarme,  Les  Conseils  locaux  S.  13  ff. 

6)  Bulletin   des  lois  678,  n°  8169,  siehe  Anhang  Nr.  8. 

')  Die  Wahl  dieses  Systems  mag  auch  damit  zusammenhängen,  daß  man  in  den  Kolonien 
i.  e.  S.  mit  der  Überlassung  sämtlicher  Einnahmen  an  die  Kolonien  schlechte  Erfahrungen  gemacht 
hatte;  schon  damals  beabsichtigte  man,  auch  in  den  Kolonien  einen  Teil  der  Einnahmen  in  das 
Staatsbudget  einzubeziehen,  ein  Gedanke,  der  1841  ausgeführt  wurde.  Näheres  hierüber  sei  einem 
Späteren    Hand   vorbehalten. 

Omelin,  Verfassungeentwicklung  von  Algerien.  2 
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V..H  den  Einnahmen  behiell  äich  der  Staat  die  Erträge  dee  Enregistrement, 
ili-r  Staatsdomänen,1  der  Zölle,  der  PobI  usw.  vor,2)  alle  übrigen  Einnahmen 
insbesondere  daa  '  »kin»i.  die  Eingebornensteuern,  die  Erträge  der  Kolonial- 
domänen usw.  flössen  dem  Budget  der  Kolonie  zu.3  Wiohtiger  uocb  ist  die 
Aufteilung  der  Ausgaben,  weil  offenbar  die  Teilung  der  Einnahmen  durch  die 
Verteilung  der  Ausgaben  bedingl  wurde.  Der  Staal  übernahm  an  algerischen 
Ausgaben  die  Ausgaben  Für  die  Staatsverwaltung  i.  e.  >..  d.  h.  außer  den  Kosten 
der  Verteidigung  die  Ausgaben  für  das  Generalgouvernement,  sowie  für  die  Ver- 
waltung des  Ennern  (einschließlich  Kultus  \\n<\  Unterrichl  .  der  Justiz  und  der 
Finanzen;4)  der  Kolonie  wurden  außer  den  Ausgaben  der  Eingebornenverwaltung 
und  der  Kolonisation  nur  eigentliche  Lokalausgaben,  die  in  Frankreich  den 
Departements  und  dvn  Gemeinden  zufielen,  aufgebürdet.9  Die  dem  Staats- 
budget zufließenden  algerischen  Einnahmen,  bezw.  die  auf  ihm  lastenden  Aus- 
gaben, wurden  entsprechend  den  für  das  Staatsbudget  geltenden  Formen,  also 
durch  Gesetz,  festgestellt,  und  zwar  erschienen  die  algerischen  Ausgaben,  mit 
Ausnahme  der  für  die  regulären  Truppen,  in  einem  besonderen  Titel  im  Budget 
des  Kriegsministeriums.6)  her  Generalgouverneur  wie  der  Kriegsminister  wirkten 
bei  dieser  Feststellung  nur  vorbereitend  mit.  Dagegen  wurden  die  Algerien  ver- 
bleibenden Einnahmen  sowie  die  ihm  auferlegten  Ausgaben  'das  Budget  der 
kolonialen  Verwaltungszweige)  im  Conseil  d'administration  beraten,  von  dem 
Generalgouverneur  vorläufig  festgestellt  und  vom  Kriegsminister  genehmigt.7) 

Die  Aufteilung  der  Einnahmen  und  Ausgaben  zwischen  Staat  und  Kolonie 
spiegelte  sich  auch  in  den  Regeln  über  die  Steuerauflage  wieder:  Abgaben,  deren 
Erträge  der  Kolonie  zukamen,  konnten  durch  Verfügung  des  Kriegsministers  oder 
mit  seiner  Genehmigung  durch  Verfügung  des  Generalgouverneurs  auferlegt  und 
aufgehoben  werden,  während  zur  Auferlegung,  bezw.  Aufhebung  von  dem  Staat 
zufließenden  Steuern  eine  kgl.  Ordonnanz  erforderlich  war").  Bei  den  dem 
Staatsbudget  vorbehaltenen  Steuern  genoß  aber  der  Steuerzahler  nicht  nur  die 
höhere  Garantie  der  kgl.  Verordnung,  sondern  noch  den  weit  bedeutenderen 
Schutz  des  Finanzgesetzes.  Seit  1816  schließt  das  [ährliche  Finanzgesetz-  in 
Frankreich  immer  mit  dem  Artikel9),  daß  die  Erhebung  anderer  als  der  in  dem 
Gesetz  genehmigten  Steuern  verboten  ist.10)  Folglich  war  auch  in  Algerien  die 
Erhebung    anderer    Steuern    zu    Gunsten    des    Staatsbudgets,    als    die    im  Fiuanz- 


'|  Ganz  folgerichtig    wurde    auch    eine  Teilung   der  Domänen    zwischen  Staat    und  Kolonien 
angebahnt.     (Art.  137  ff.) 
')  Art.   3. 

3)  Art.   .'). 

4)  Art.  8—10. 
•I   Art.    11. 

6)  Sogen,   „bndget  des  Services  sp^ciaux."     Art.  21. 

'■)  Art.  22,  23,  58. 

-i  Art.  12. 

-     urm.  Le  Budget  S.  221  f. 

,0)  Toutes  contributions  directes  et  indirectes  autres  qne  Celles  autoris^es  pai  les  lois  de 
finances  de  l'exercice  19  .  .  ..  a  quelque  titre.  <>u  sous  <|iieloue  nomination  qu'elles  sc  pereoivent, 
sollt  formellement  interdites  .... 


10 
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Ordnung  geschehen,  Bio  war  nioht,  wie  im  Mutterlando,  an  de  otzo  Iform  gebunden 

Aber  die  Erhebi hing   \ ler  (ährlichen  Genehmigung  im   ETinanzgc  etz  ab, 

Wennzwar   die    Algerier   in   « I < •  i    Gr  ■  itzgi  I i   o   H    den  Schutz    de    Formellen 

Gesetzes  nichl   erhielten,    bo  gewannen    110  doch  von  Anfang  an,  dank  der  engen 

Verbindun >r    algori  ohon    Einnahmen    mit    dem    Mutterland  budgot,    Für    die 

Steuererhebung    und    damit    indirekt    Für    die   Steuerauflagc,    di>-    Garantien    de 
formellen    Gesetzes.     Im    Ganzen    weisl    die    Ordonnanz    einen    assimilatorischen 

Grundzug  auf;    er  prägt   Bioh  aus  in  der  Teilung  der  Einnal n  und  mehr  mich 

in  der  Trennungslinie  der  Ausgaben,  indem  dem   Lokalbudj  abgesehen  voü 

der  Kolonisation  und  den  Eingebornenausgaben  keine  staatlichen  Ausgaben, 
sondern  nur  provinzielle  und  Gemeindeausgaben  zugewiesen  wurden.  So  deutet 
sich  damals  schon  die  assimilatorische  Tendenz  an,  die  in  der  Folgezeit  in  der 
Organisation  der  algerischen   Verwaltung  die  Oberhand  gewinnen  Bollte. 


3,  Verminderte  Gewalt  des  Generalgouverneure  von  1845-  -1847. 

A.    Umgestaltung   der   allgemeinen    Lande s Verwaltung   durch    die 
Ordonnanz  vom    15.  April    L845. 

Wir  haben  oben  gesehen,  daß  die  Übergriffe  dos  Generalgouverneurs  in  das 
Gebiet  der  gesetzgebenden  Gewalt  auf  eine  Neuregelung  hindrängten;  die  Lösung 
dieser  Frage  bildete  zusammen  mit  einem  neuen  Versuch  zur  Herbeiführung  eines 
befriedigenden  Verhältnisses  zwischen  dein  Generalgouverneur  und  dem  Leiter  der 
Zivilverwaltung  den  Hauptgegenstand  der  neuen  grundlegenden  Ordonnanz  für 
„Algerien"  —  diese  Bezeichnung  des  Landes  rührte  die  Ordonnanz  ein  —  vom 
15.  April  18451).  Es  hätte  nahe  gelegen,  das  Verordnungsrecht  des  General- 
gouverneurs zu  erweitern,  da  die  Mißbräuche  des  Notverordnungsrechts  wohl 
nicht  zum  wenigsten  einer  zu  engen  Begrenzung  des  Verordnungsrechts  des 
Generalgouverneurs  entsprangen ;  allein  man  schlug  gerade  den  entgegengesetzten 
Weg  ein:  man  dachte  weitern  Mißbräuchen  am  besten  dadurch  vorzubeugen, 
daß  man  das  Verordnungsrecht  des  Generalgouverneurs  möglichst  beschnitt  und 
seine  Ausübung  scharrer  Kontrolle  unterwarf.  Von  der  Vorbereitung  der  auf 
Algerien  sich  beziehenden  kgl.  Ordonnanzen  durch  den  Generalgouverneur  war 
nun  nicht  mehr  die  Rede,  dagegen  wurde  in  dem  die  Ordonnanz  begleitenden 
Bericht  des  Kriegsministers  die  Mitwirkung  des  Staatsrats  bei  allen  Ordonnanzen, 
die  den  Rechtsstand  und  die  Sicherheit  der  Personen  und  die  allgemeine  Politik 
betrafen  —  mithin  insbesondere  bei  den  Akten  der  Rechtssetzung  —  in  Aussicht 
gestellt2),  wie  um  einen  Ersatz  zu  bieten,  für  die  uoch  fehlende  Mitwirkung  der 


>)  Bulletin  des  lois  1193,  n°  11935,  Sirey,  L.  a.  1845,  S.  15—20,  siehe  Anhang  Nr.  10. 

2)   si  le  regime    des    ordonnance*    est    maintenu,    l'admiuistration   peut    du    moins    entrer 

dans  une  voie  de  progres  qui  la  rapproche  davantage  des  regles  et  de  la  Hierarchie  des  pouvoirs. 
C'est  ä  la  faveur  de  ce  progres  que  .  .  .  .  le  conseil  d'Ktat  interviendra  dans  l'appreeiation  de  Celles 
des  mesures  qui  touchent  le  plus  intimement  a  l'ctat  et  ä  la  securite  des  personnes,  ainsi  que  dans 
•certaines  matieres  qui  affectent  la  politique  generale  du  royaume." 

9* 
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tzgebenden  Körperschaften.  Dem  Generalgouverneur  ward  nur  Doch  * ■  i i » 
enggefaßtee  Notverordnungsrecht  belassen.  Er  durfte  dieses  Recht  nicht  mehr 
.- 1 !  I  l'  <  •  n  i « ■  i  1 1  in  dringenden  und  außerordentlichen  Fällen  üben.  Bondern  nur  noch 
bei  „unvorhergesehenen"  Fällen,  vorausgesetzt  daß  die  öffentliche  Ordnung  oder 
die  öffentliche  Sicherheit  „schwer"  bedroht  war.  Damit  nun  derartige  außer- 
ordentliche Maßnahmen  der  Kontrolle  im  Mutterland  nicht  entgingen,  ward  dem 
Generalgouverneur  sofortige  Mitteilung  an  den  Kriegsminister  zur  Pflicht  gemacht1). 
Die  Rechtskraft  der  Notverordnungen  war  nun  wirklich  nur  eine  vorläufige,  denn 
ihr  Fortbestand  ward  von  der  Genehmigung  durch  den  Kriegsminister  abhängig 
gemacht;  und  da  in  der  Praxis  der  Fall  wohl  vorkommen  mochte,  daß  die  Ent- 
scheidung des  Kriegsministers  sich  verzögerte,  daß  etwa  die  Prüfung  der  Ver- 
ordnung vergessen  wurde,  so  fügte  man  zu  allem  Überfluß  noch  die  Bestimmung 
hinzu,  daß  die  Verordnung  die  Rechtswirksamkeil  verlieren  sollte  wenn  binnen 
drei  Monaten  nach  dem  Erlaß  der  Verordnung  die  ministerielle  Genehmigung 
nicht  kundgemacht  worden  war2).  Es  war  sehr  die  Frage,  ob  mit  einer  der- 
artigen Beschränkung  des  Verordnungsrechts  des  Generalgouverneurs  der  Ent- 
wicklung der  jungen  Kolonie  gedient  war.  da  doch  das  weitere  Verordnungsrecht 
von  1834  sich  als  etwas  zu  eng  erwiesen  hatte:  die  Beschränkung  der  Gewalt 
des  Generalgouverneurs  hätte  sich  nur  dann  rechtfertigen  lassen,  wenn  das  Land 
schon  so  befriedet  gewesen  wäre,  wie  das  Ministerium  es  annahm3):  allein  das 
war  noch  keineswegs  der  Fall. 

Wie  man  das  Notverordnungsrecht  des  Generalgouverneurs  enger  zog.  bo 
schob  man  auch  einer  Ausübung  gesetzgeberischer  Funktionen  durch  das  Mittel 
der  Promulgation  einen  Riegel  vor:  man  bestimmte,  daß  die  kgl.  Ordonnanzen 
und  alle  Regierungsakte  durch  die  Veröffentlichung  im  algerischen  Bulletin  officiel 
rechtskräftig  werden  sollten4).  Nun  dürfen  unter  den  actes  du  gouvernement, 
den  Regierungsakten,  nur  Verfügungen  des  Generalgouvernements,  nicht  aber 
auch  Akte  mutterländischer  Organe  verstanden  werden"'),  denn  sonst  hätte  man 
die  kgl.  Ordonnanzen  nicht  besonders  zu  erwähnen  brauchen.  Mithin  durfte  der 
Generalgouverneur  außer  seinen  eigenen  Akten  nur  noch  kgl.  Ordonnanzen  pro- 
mulgieren, dagegen  nicht  formelle  Gesetze  durch  Veröffentlichung  im  Bulletin 
ofticiel  auf  Algerien  ausdehnen6). 


')Art.  2. 

2)  Art.  3  (Abs.  2). 

3)  Es  heißt  in  dem  Bericlit  des  Kriegsministers:  ,.l)ans  l'intervalle,  l'expeiience  a  eclaire  les 
faits;  l'urdre  s'est  fondc  .  .  ."  und  weiter  unten:  „Ainsi  disparaitra  de  la  legislation  de  l'Algerie 
l'ordonnance  du  5  juillet  1834,  qui.  faite  pour  une  Situation  encore  incertaine  et  difrieile,  serait 
aujourd'hui  en  desaeeord  avec  celle  mienx  affermie  et  plus  avancee  qui  a.  .  .  .  succede." 

4)  Art.  4  und  5. 

5)  Sumien  S.  26. 

6)  Im  Jahre  1834  hatte  der  Generalgouverneur  ein  Bulletin  officiel  des  actes  du  gouvernement 
ins  Leben  gerufen,  das  ausschließlich  zur  Kundmachung  der  Akte  des  Generalgouverneurs  und  der 
verschiedenen  Verwaltungsvorstände  bestimmt  war.  Die  königlichen  Ordonnanzen  waren  in  ihrer 
Rechtskraft  nach  wie  vor  durch  die  Publikation  im  Pariser  Bulletin  des  lois  bedingt,  und  wenn  die 
auf  Algerien  bezüglichen  auch  noch  im  algerischen  Bulletin  ofticiel  veröffentlicht  wurden,  so  hatte 
das    keine    rechtliche  Bedeutung.     Merkwürdigerweise    hat   sich  später  öfter  die  Rechtsprechung  auf 
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übrigen     \\.u<l    dio  Gewall  do     üonoralgouvorneur     nichl    nur   zu  Guii  ton 
der  /.«'Mtr.'il.'M'w ;ih  doa   Mutterland)  hriinkt,     ondern  auch  zu  Qun  ton  dor 

Zivilbehördon   in  dor  Kolonie    olbor      Di  >li''   di»r  Niederwerfung  A'"l  ol   Kadi  i 
vorausgehenden   Kämpfe    den  Uonoralgouvornour    häufig    zwangen,    den   Sitz    der 
Rogiorung    zu    vorlasson,    um    persönlich    die  Operationen    zu    leiten,     o  ergaben 

sieh    naturgemäß    mancherlei   I  nzuträgliehkoiton    für   die  \ Generali vernour 

abhängige    Zivilverwaltung.      Um    dem    abzuhelfen,    grifl    'li<-    I.'  aul    den 

alten    Gedanken    zurück,    die   Verwaltung    einem    \ Genoralgouverneur    unab 

hängigen  Zivilbeamten  anzuvertrauen.  Gegen  diesen  Plan  erhob  [edoch  der 
damalige  Genoralgouverneur,  Marschall  Bugeaud,  so  Lebhaften  Widerspruch1), 
daß  die  Regierung  einen  Mittelweg  einschlug2):  man  beließ  dem  General 
gouverneur  die  Oberleitung  der  gesamten  Verwaltung3),  aber  man  unterstellte 
darum  doch  Bämtliche  Zweige  der  Zivilyerwaltung  einem  Zivilbeamten,  einem 
„Generaldirektor  der  Zivilangelegenheiten1',  nur  daü  dieser  dem  General 
gouverneur  untergeordnet,  nichl  gleichgeordnet  sein  Bollte4).  In  Wirklichkeil 
/war  gelangte  der  Generaldirektor  zu  keiner  großen  Bedeutung,  <la  ihm  nur  dio 
Rolle  eines  Vermittlers  zwischen  dem  Generalgouverneur  und  den  einzelnen 
Zivilverwaltungsvorständen  zufiel5),  dagegen  keine  Entscheidungsgewalt  gegen- 
über den  Verwaltungsvorständen  eingeräumt  wurde.  Aber  doch  brachte  dieser 
neue  -  dritte  —  Versuch  der  Zentralgewalt,  die  Zivilverwaltung  der  militärischen 
Leitung  zu  entziehen''),  eine  wesentliche  Erschwerung  der  Regierungstätigkeil  t\>'~ 
Generalgouverneurs  mit  Bich7). 


den  Standpunkt  gestellt,  daß  der  Eintritt  der  Rechtskraft  auch  der  königlichen  Ordonnanzen  nacb 
dem  Zeitpunkt  ihrer  Publikation  im  algerischen  Bulletin  ofnciel  zu  berechnen  *ei  (siehe  Sumien 
S,  2.'>,  26).  Um  der  infolge  dieser  Auslegung  entstehenden  Verwirrung  ein  Ende  zu  machen, 
hat  die  Ordonnanz  von  1845  auch  für  Ordonnanzen  die  Veröffentlichung  im  algerischen  Bulletin 
ofnciel  vorgeschrieben. 

')  Siehe  z.  B.  Thureau-Dangin  Bd.  6,  S.  351  (. 

2)  Mallarnie  S.  20,  Charpentier  S.  1">. 

3)  Art.  21. 

4)  Art.  39. 

5)  So  lag  es  dem  Generaldirektor  ob,  dem  Gouverneur  Maßnahmen  auf  dem  Gebiet  des 
Ackerbaus,  des    Handels,  der  öffentlichen  Arbeiten  usw.  zu  empfehlen  (Art.  40  der  Ordonnanz). 

6)  „C'etait  maintenir  le  gouvernement  militaire  tont  en  organisant  l'administration  civile, 
e'i'tait  une  anomalie."    Mallarme'  S.  '20. 

•)  Sehr  scharf  kritisiert  Tocqueville  die  verfehlte  Organisation,  in  seinem  ..Kapport  fait  sur 
le  projet  de  loi  relatif  aus  credit*  extraordinaires  demand£s  pour  l'Algerie",  Sitzung  der  Dep.  Kammer 
vom  24.  Mai  1847,  Moniteur  universel,  1er  juin  1847,  S.  1882:  ,,Au  Heu  de  la  centralisation  unique 
du  prefet,  on  y  a  cree  trois  centralisations  speciales,  sous  les  noms  de  direction  de  L'interieur,  des 
finances  et  des  travaux  publics  .  .  Au-dessus  de  ces  trois  grandes  administrations  on  a  place  une 
quatrieme,  destinee  ä  servir  de  lien:  c'est  la  direction  generale  des  affaires  civiles.  Le  direeteur 
general  des  affaires  civiles  a  pour  mission  de  diriger  vers  un  btit  comnmn  les  mouvements  de* 
trois  directeurs  particuliers ;  mais  il  est  impuissant  ä  y  parvenir.  II  ya  deux  raisons  pour  cela: 
la  premiere  c'est  qu'on  ne  l'a  revetu  d'aueun  pouvoir  propre;  au  gouverneur  seul  a  ete  conservee 
['initiative  de  toute  chose  .  .  .  Eüt-il  meine  une  puissance  propre,  il  aurait  grand'peine  k  l'exercer 
vis-a-vis  trois  fonetionnaires  places  presque  aussi  baut  que  lui  dans  la  Hierarchie,  et  munis,  comme 
lui,  d'un  pouvoir  centralis^.  Aussi.  jnsqu'a  present,  tous  les  rapports  entre  eux  et  lui  n'ont-ils 
guere  amene*  que  des  conflits." 
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Natürlich  konnte  man  nicht  daran  denken,  den  tiberwiegenden  Einfluß  der 
Militärgewall  schon  im  ganzen  Gebiet  »Irr  Kolonie  in  dieser  Weise  abzuschwächen. 
Daher  Führte  die  Ordonnanz  von  1845  verschiedene  Verwaltungsformen  für  das 
Land  ein;  innerhalb  jeder  der  drei  neu  gebildeten  Provinzen:1  Algier,  Constantine, 
Oran  die  in  den  heutigen  Departements  Doch  fortleben  sollte  zwischen  Zivil- 
territorien, gemischten  Territorien  und  arabischen  Territorien  unterschieden 
werden.2)  Eine  eigentliche  Zivilverwaltung  sollte  nur  in  den  Zivilterritorien  ein- 
geführt werden,3)  dagegen  Bollten  die  gemischten  Territorien,4)  wie  die  arabischen 
Territorien5)  unter  militärischer  Verwaltung  bleiben.  Der  Unterschied  zwischen 
den  gemischten  und  den  arabischen  Territorien  lag  darin,  daß  jene  Bich  in  einem 
Ubergangsstadium  befanden,  indem  z.  15.  schon  Zivilgerichte  eingerichtet  werden 
konnten. 

Der  Gewalt  des  Generalgouverneurs  ist  in  der  Verordnung  von  1845  noch 
eine  dritte  Schranke  errichtet  worden:  durch  die  Loslösung  der  Verwaltung* 
richtsbarkeit  vom  Conseil  d'administration.  Die  Zuständigkeit  des  (Jonseils,  dem 
(nun  unter  dem  Namen  Conseil  superieur  d'administration)  die  Leiter  aller  Ver- 
waltungszweige und  der  Generalgouverneur  als  Vorsitzender  angehörten,8)  er- 
BchÖpfte  sieh  von  jetzt  ab  (von  geringfügigen  Ausnahmen  abgesehen;  in  der  Er- 
teilung von  Gutachten  zu  wichtigen  Verwaltungsakten.7)  Seine  verwaltungsge- 
richtlichen Funktionen  dagegen  wurden  dem  neugeschaffenen  Conseil  du  conten- 
tieux  übertragen.8)  Damit  war  ein  neues  Organ  zur  Kontrolle  der  Verwaltungs- 
tätigkeit des  Generalgouverneurs  an  Ort  und  Stelle  entstanden.' 

B.  Die  F  i  n  a  n  z  v  e  r  w  a  1 1  u  n  g. 
Zur  gleichen  Zeit  wurde  auch  der  Einfluß  des  Generalgouverneurs  auf  die 
algerische  Finanzverwaltung  bedeutend  geschmälert;  den  Ausgangspunkt  der  Neu- 


')  Art.  11. 

2)  Art.  12,  2. 

3)  Unter  die  Zivilterritorien  (Art.  13.  1).  sollten  die  Gebiete  fallen,  in  denen  Bchon  eine 
genügend  starke  weiße  Bevölkerung  vorhanden  war,  so  daß  dort  eine  regelrechte  Verwaltung  ein- 
gerichtet  werden  konnte.  In  diesen  Territorien  sollten  die  Weißen  hinsichtlich  der  Niederlassung 
und  des  Grundstückserwerbs  keinen  Beschränkungen  unterliegen :  die  Verwaltung  sollte  in  den 
Händen  von  Zivilbehörden  liegen.  (Art.  90 — 107)  und  zwar  ward  für  jedes  Arrondissement  ein  Unter- 
direktor vorgesehen,  (Art.  90),  der  seine  Funktionen  unter  der  Leitung  des  Direktors  des  Innern 
(Art.  94)  und  unter  Mitwirkung  einer  beratenden  Kommission   (Art.  103  ff.)   ausüben  sollte. 

4)  Den  gemischten  Territorien  waren  die  Gebiete  zuzuzählen,  in  denen  zwar  schon  weiße  An- 
siedler sich  festgesetzt  hatten,  deren  geringe  Zahl  jedoch  die  Einrichtung  einer  förmlichen  Zivilver- 
waltung noch  nicht  rechtfertigte.  (Art.  13,  2).  In  den  gemischten  Territorien  stand  den  A\  eißen 
der  Grundstückserwerb  nur  grundsätzlich  offen,  Beschränkungen  waren  zulässig.  (Art.  15).  Die 
Verwaltung  ward  durch  Offiziere  geführt.  (Art.  108 — 119)  aber  unter  Mitwirkung  von  beratenden, 
zum  größten  Teil  aus  Beamten  bestehenden  Ausschüssen  (Art.  113  f.).  auch  konnten  Zivilgerichte 
geschaffen   werden.      (Art.  110). 

5)  Unter  der  Bezeichnung  arabische  Territorien  wurden  alle  übrigen  Gebiete  zusammenge- 
faßt (Art.  13,  31. 

u)  Art.  55,  56. 
;)  Art.  63,  64. 
8)  Art.  67  ff. 

u)  Es  besaß  genügende  Unabhängigkeit,  indem  die  Mitglieder  vom  König  zu  ernennen  und 
zu   entlassen   waren   (Art.  69). 


•  •■■  i.ilinii"     ilrs    Budgetwe  un      bildete    eine     Andeutung    inj    Kuianzge  <  i/.    vom 

I    Augusl  Is-li:    vom    l    Januar  1846    ab     ollten    alle    Einnal >n    und   Au  gaben 

Ugeriens   dem  Staat  budgol   ei igliederl    werden,     o  weil    ihnen  nicht  eine  rein 

lokale  Bedeutung  Bukam.  Diese  lokalen  und  Gomoindeoinnahmon  und  Au  gaben 
sollton  durch  kg]    Verordnung   geregelt    werden.'       Eni  prechond    diu  em   Artikel 

(U>s    Finanzge    i  q     erfolgte    durch    U ■•  I    <  •rdnini.ui/    \ i,    Januar  1845 

wenige  Monate  vor  der  Umgestaltung  der  allgemeinen  Verwaltung  -  eine  neue 
Aufteilung  der  algerischen  Einnahmen  und  der  algerischen  Au  gaben  zwischen 
dem  Staatsbudget  und  dem  algerischen  Lokalbudget      Einer  i  il    erfuhren  die  dem 

Staatsbudget  zufließenden   Einnahmen  eine  bedeutende  Ver hrung,3    namentlich 

durch  die  Angliederung  der  Eingebornensteuern,  andererseits  übernahm  der  Staat 
eine  Reihe  von  Ausgaben,4)  die  l»is  dahin  aua  dem  Lokalbudget  bestritten  worden 
waren,  so  insbesondere  die  Ausgaben  für  die  Eingebornenverwaltung,  für  die 
Kolonisation  und  für  die  öffentlichen  Arbeiten.  [nfolgedavon  wuchsen  die 
algerischen  Ausgaben  des  Staatsbudgets  von  sieben  auf  vierzehn  Millionen,  und 
stiegen  die  algerischen  Einnahmen  des  Staatsbudgets  von  viereinhalb  auf  drei 
zehn  Millionen.0)  Dom  algerischen  Lokalen  und  Gemeindebudget  verblieben  nur 
Bruchteile  der  allgemeinen  Einnahmen  ■ —  z.  15.  sollte  ihm  der  zehnte  Teil  der 
Reineinnahmen  aus  den  Eingebornenab gaben  zufließen  —  entsprechend  den 
Steuerzuschlägen  im  Mutterland,  sowie  Einnahmen  rein  lokaler  Natur.'"'  Dafür 
sollten  aus  dem  lokalen  Budget  nur  noch  lokale  Bedürfnisse  befriedigt  werden.7) 
Aber  nicht  genug  damit,  daß  man  dein  (umeralgouverneur  durch  die  Zentrali- 
sation des  wichtigsten  Teils  der  Hinnahmen  und  Ausgaben  im  Staatsbudget  den 
überwiegenden  Einfluß  auf  die  Finanzverwaltung  entzog,  hemmte  man  auch  noch 
seine  Bewegungsfreiheit  gegenüber  dem  verstümmelten  Lokalbudget:  von  den 
Einnahmen  des  Lokalbudgets  konnten  nämlich  nur  15%  zu  Ausgaben  im  allge- 
meinen Landesinteresse  verwendet  werden,  10%  mußten  als  Reservefonds  für 
unvorhergesehene  Lokalausgaben  zurückbehalten  werden,  die  übrigen  Einnahmen 
(volle  drei  Viertel)  durften  nur  in  der  Provinz  verausgabt  werden,  aus  der  sie 
geflossen  waren.8)  Es  ist  sonderbar,  daß  man.  obwohl  nunmehr  fast  alle  Ein- 
nahmen hinsichtlich  ihrer  Verwendung  an  die  Provinz  ihrer  Herkunft  gebunden 
wurden,  trotzdem  an  der  Einheit  des  Lokalbudgets  festhielt.  Die  beratenden 
Kommissionen  in  den  Zivilarrondissoments  durften  sich  über  die  Budgetentwürfe 
der  Zivilausgaben  des  Arrondisscments,   ob   sie  nun   zum  Staatsbudget  oder   zum 


')  Art.  5:  A  partir  du  premier  janvier  1846,  toutes  les  recettes  et  depenses  de  l'Algerie 
untres  quo  Celles  qui  ont  un  caractere  local  et  nmnicipal,  seront  rattachees  au  budget  de  l'Etat. 
Les  recettes  et  depenses  locales  et  municipales  seront  reglees  par  une  ordonnance  royale. 

2j  Bulletin  des  lois  1174,  n°  11800  Sirey,  L.  a.  1845,  S.  3  ff.  Siehe  Anhang  Nr.  9.  Dazu 
ist  noch  die  hauptsächlich  dem  Rechnungswesen  gewidmete  Ordonnanz  vom  2.  .Januar  1846  zu  ver- 
gleichen.    (Bull,   des  lois   1269,  n°  12  547.   Sirey.  L.  a.  1846.   S.  1  ff.) 

3)  Tableau  A.  siehe  Anhang. 

4)  Tableau  B   (sielte  Anhang),  B,  B  bis  und  B  ter. 
')  Girault  Bd.  III  S.  140. 

c)  Tableau  C  und  C  bis.  (Siehe  Anhang). 
')  Tableau  D  und  1)  bis.  (Siehe  Anhang). 
B)  Art.  20. 
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lokalen  und  Gemoindebudgel  gehörten,  nur  gutachtlich  äußern,1)  in  Übrigen  sollte 
das  lokale  und  Gemoindebudgel  immer  noch  vom  G-eneralgouverneur  nach  der 
Beratung  im  Conseü  Buperieur  d'administration  vorläufig  festgestellt  werden,  um 
dann  durch  kgl.  I  Ordonnanz  entgültig  geregell  zu  werden.2  Freilich  war  die 
Einheil  tlrs  Lokalbudgets  nur  noch  scheinbar  vorhanden;  den  besten  Beweis 
dafür  bildet  der  Umstand,  daß  die  nominelle  Einheil  des  Budgets  bis  1858  fori 
dauerte,  obwohl  1847  die  Provinzen  eigene  Organe  erhielten  und  1848  die  Zivil- 
territorien zu  Departements  erhoben  wurden.  Das  Rechl  des  Generalgouverneurs 
zur  Auferlegung  von  Steuern  hob  man  beinahe  ganz  auf:  er  durfte  nur  noch 
Gemeindetaxen  und  polizeiliche  Taxen  mit  Genehmigung  des  E^negsministers 
festsetzen,  während  die  Eingebornenabgaben  vom  Kriegsminister  und  alle  übrigen 
Steuern  und   Abgaben  durch  kgl.   Ordonnanzen  bestimmt   werden   sollten.8) 

4.  Übergang  zur  Assimilation  IS47. 
Hält  man  die  Minderung  der  Befugnisse  des  Generalgouverneurs  im  Be- 
reiche der  Finanzverwaltung  mit  der  Einschränkung  seiner  gesetzgebenden  Ge- 
walt, mit  der  Vereinigung  der  Zivilverwaltung  in  den  Händen  di->  Generaldirektors 
und  der  Schaffung  eines  selbständigen  Verwaltungsgerichtshofs  zusammen,  80  tritt 
einem  klar  vor  Augen,  daß  die  Ordonnanzen  von  1845  auf  eine  allmähliche  Ver- 
drängung der  Obergewalt  des  Generalgouverneurs  durch  eine  in  enger  Abhängig- 
keit von  der  mutterländischen  Zentralgewalt  stehende  Zivilverwaltung  abzielte. 
„Die  Assimilationsidee  lag  schon  in  der  Luft."4)  Daß  man  nach  der  Nieder- 
werfung Abd  el  Kaders  sich  mit  dem  Gedanken  belaßte,  die  Militärverwaltung 
in  Algerien  nach  und  nach  durch  eine  Zivilverwaltung  abzulösen,  war  ganz 
natürlich.  Weniger  selbstverständlich  erscheint,  daß  man  dies  Ergebnis  grade 
auf  dem  Wege  der  Assimilation  zu  erreichen  strebte.  Die  Erklärung  dieser  Er- 
scheinung wird  man  wohl  in  dem  französischen  Xationalcharakter  und  in  der 
französischen  Verfassung  suchen  müssen.  Man  darf  aber  nicht  glauben,  daß  die 
Versuche  zur  Lösung  der  algerischen  Frage  sich  ausschließlich  in  der  Richtung 
der  Assimilation  bewegten.  Vielmehr  sind  alle  möglichen  Vorschläge  an  die 
Öffentlichkeit  gelangt.  Sehen  wir  von  der  ganz  unausführbaren  Idee  der  Organi- 
sation Algeriens  nach  dem  Muster  eines  mittelalterlichen  Lehensstaats  ab,  so  lassen 


')  Art.  103,  1  der  Ordonnanz  vom  15.  April  1S4.')  über  die  allgemeine  Landesverwaltung.  In 
der  vorausgehenden  Ordonnanz  über  die  Ausgaben  and  Einnahmen  vom  17.  Januar  1S45  war  eine 
weitergebende  Mitwirkung  lokaler  Körperschaften  vorgegeben  gewesen:  Art.  19.:  II  est  pourvu  ä 
ces  depenses  (nämlich  depenses  locales  et  municipales)  au  moyen  des  credits  ouverts  au  budget 
t'tahli.  sur  la  proposition  des  conseils  de  province,  par  le  conseil  superieur  d'admini- 
stration, et  approuve  par  QOtre  ministre  secretaire  d'Etat  de  la  guerre.  Aber  zur  Einrichtung  von 
beratenden  Körperschaften  für  jede  der  drei  Provinzen  ist  es  erst  1858  gekommen.  Daher  erwähnt 
die   Ordonnanz  von    1846   die  Provinzialräte  nicht. 

2)  Art.  50  und  51  der  Ordonnanz  vom  2.  Jannar  1846  (Art.  51  :  Le  budget  local  et  municipal. 
prepare  et  arrdte*  provisoirement  par  le  gouverneur  generaL,  apres  deliberation  du  conseil  superieur 
d'administration,  est  adresse  au  ministre  secretaire  dYtat  de  la  guerre  .  .  .  Ce  budget  est  definitive- 
incnt   regle  par  nous,   sur  le   rapport   du  ministre   de  la  guerre   .   .   .) 

3)  Art.  l,r   der  Ordonnanz  vom    17.  Januar  1845. 

4)  L'idee  de  l'assimilation  flotte  deji  dans  l'air  .  .  ."     Sumien  S.  20. 
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lioli  die  von  der  A  imilation  politik  abwoiehondon  Vo\  chlMgo  in  zwei  Gruppen 
lusaminenfassen:  in  der  einon  Gruppe  hon  ehl  der  Wunsoh  vor,  Algerien  wie 
<lir  übrigon  Kolonien  verwalte!  zu  sohon,  ob  nun  die  Schaffung  eine  be  ond< 
Ministeriums  für  Algerien  «Min-  die  Anglioderung  Algerien  an  da  Marine  Kolonial 
Ministerium1)  vorge  chlagcn  wird;  die  andere  Gruppe  von  Vorschlägen  zieh 
auf  die  Gewährung  einer  von  Frankreich  möglich  i  unabhängigen  Kogierung  ab, 
sei   es   in   der    Form    weitgehender  SelbBtverwaltunj  der  Form  eine 

Vizekönigtunis.*)     Freilich  verloren    sich   diese   Vorschläge  bald    in    der  Flui  der 
Assimilationswünsohe,  gegen   die   Kenner  der  Kolonien  und   Algorient   wie   Alberl 
de  Broglie  und  der  Marschall  Bugoaud  vergebens  anzukämpfen  sich  bemühten.3 
Auch  eine    parlamentarische  Kommission,   die    im  Jahre  1846    nach  Algerien 
sandi  wurde,  vernahm  nur  eine  Stimme  —  den  Wunsch    nach  Angliederung  an« 
Mutterland. 

Die  Ernennung  des  Herzogs  von  Aumale  zum  Generalgouverneur  als  Nach 
folger  Bugeauds  im  September  IN  17  möchte  einen  zu  der  Annahme  verleiten, 
dal.!  die  Regierung  dem  Plan  eines  algerischen  Vizekönigtums  oichl  ganz  ab 
lehnend  gegenüber  stand,4)  allein  dieser  Annahme  widerspricht,  daß  gleichzeitig, 
in  der  Ordonnanz  vom  1.  September  1847, 5)  der  erste  Schritt  zur  Assimilation 
geschah.  Diese  Ordonnanz  zeigl  zu  gleicher  Zeit  eine  zentralisierende  und  eine 
dezentralisierende  Tendenz.  Dezentralisierend  war  sie  in  dem  Sinn,  daß  die 
Leitung  der  Zivilverwaltung  von  der  Hauptstadt  Algier  weg  in  die  drei  Provinzen 
verlegt  wurde:  daher  verschwanden  die  Vorstände  der  einzelnen  Zweige  der 
Zivilverwaltung  (die  Direktoren  des  Innern  und  der  Kolonisation,  der  öffentlichen 
Arbeiten,  der  Finanzen  und  des  Handels),6)  und  ihre  Funktionen  gingen  auf  die 
Direktoren  für  Zivilangelegenheiten  über,7)  die  in  jeder  der  drei  Provinzen  an 
die  Spitze  der  Zivilverwaltung  traten.  Ebenso  wurde  das  Conseil  du  contentieux. 
der  Verwaltungsgerichtshof,  aufgehoben,  und  seine  Zuständigkeit  den  neuge- 
schaffenen  Conseils  de  direction  übertragen,  die  in  jeder  Provinz  dem  Direktor 
für  Zivilangelegenheiten  au  die  Seite  gestellt  wurden. h)  Eine  zentralisierende 
Richtung  wies  die  Ordonnanz  insofern  auf,  als  zwischen  deu  algerischen  Lokal- 
behörden  und  diu-  Zentralverwaltung  des  Mutterlandes  ein  unmittelbarer  Verkehr 
vorgesehen  wurde:  die  Direktoren  für  Zivilangelegenheiten  erhielten  nämlich  das 
Recht,  über  den  Kopf  des  Genoralgouverneurs  hinweg  mit  dem  Kriegsminister 
und  mit  dem  Finanzminister  unmittelbar  zu  korrespondieren.9)  Die  Verlegung 
des  Schwerpunktes  der  Zivilverwaltung  in  die  Provinzen  einerseits  und  die  Her- 
stellung   unmittelbarer    Beziehungen    zwischen    den    Provinzialbehörden    und    den 


')  Auch  die  Idee,  Algerien   dem  jeweiligen  Ministerpräsidenten  zu  unterstellen,    tauchte  auf. 
2)  Marianne*  S.  24,  25. 
:i|  Mallarme   S.  26. 

4)  Louis   Philipp   dachte   in    der  Tat  an    die  Ernennung-    des   Herzogs    von  Aumale  zum  Vize- 
könig.    Siebe  Thureau-Dangin  Bd.  7,  S.  305. 

5)  Bulletin  des   lois   1417.  n°   13797,    Sirey,    L.  a.       1847,    8.  107  f.,  Siehe   Anhang  Nr.  11. 
,;)  Art.  1. 

')  Art.  2. 

H)  Art.  4  und  5  der  Verordnung. 

»)  Art. ;;. 
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Ministerien  andererseits  bedeutete  natürlich  eine  wesentliche  Schwächung  der 
algerischen  Zentralgewalt:  die  Stellung  des  Generaldirektors  für  Zivilangelegen- 
heiten war  nun  erst  rechl  inhaltslos  geworden, *j  und  dem  Generalgouverneur  blieh 
in  den  Zivilterritorien  wenig  mehr  als  der  militärische  Oberbefehl  übrig.  Ver- 
wunderlich ist  nur.  daß  die  Zivilterritorien  der  Provinzen  zu  ihren  neuen  Organen 
kein  selbständiges  Budget  erhielten;  vielmehr  1  i < * L*  man  die  scheinbare  Einheil 
des  algerischen  Lokal-  und  Gemeindebudgets  fortbestehen  Nur  insofern  wurde 
diese  Einheil  durchbrochen,  als  durch  eine  Ordonnanz  vom  28.  September  18472) 
die  Erhebung  genügend  entwickelter  Siedelungen  zu  Gemeinden  mit  eigenem 
Budget  vorgesehen  wurde.3)  über  das  Gemeindebudget  Bollte  ''in  vom  General- 
gouverneur zu  ernennender  Gemeinderat  beschließen,  in  dem  die  Eingebornen 
bis  zu  einem  Viertel  vertreten  sein  durften.  Die  neue  Organisation  wurde  als- 
bald auf  einige  Städte  angewandt4;  und  so  die  Selbstverwaltung  im  Bereich  der 
( remeindeverwaltung  eingeleitet. 

Es  herrscht  ein  merkwürdiger  Widerspruch  zwischen  den  beiden  <  >rdon- 
aanzen  des  Jahres  1847.  Während  die  <  »rdonnanz  über  die  Gemeindeverwaltung, 
indem  sie  die  Ernennung  der  Gemeinderäte  dem  Generalgouverneur  überließ  und 
die  Anwendung  der  neuen  Ordnung  nur  für  die  entwickelteren  Siedelungen  vor- 
sah, dem  allmählichen  Eindringen  der  europäischen  Kultur  in  die  Kolonie  Rechnung 
trug,  gerährdete  die  Ordonnanz  über  die  allgemeine  Verwaltung  die  gesunde 
Weiterbildung  der  algerischen  Einrichtungen,  da  sie  durch  die  Verlef.ninLr  de- 
Schwerpunkts der  Verwaltung  in  die  Provinzen  die  Einheit  der  Leitung  zu  sehr 
schwächte.  Von  da  zur  Eingliederung  der  algerischen  Verwaltung  in  die  fran- 
zösische Departementsverwaltung  war  es  nur  noch  ein  Schritt  Man  sieht  also 
—  und  bei  der  Entwicklung  der  übrigen  Kolonien  läßt  sich  die  gleiche  Er- 
scheinung beobachten  — .  daß  die  Assimilationsidee  nicht  etwa  erst  nach  dem 
Ausbruch  der  Revolution  von  1848  unvermittelt  durchgeführt  wurde,  sondern 
daß  die  Eingliederung  ins  Mutterland  schon  zur  Zeit  der  Julimonarchie  das  Ziel 
der  französischen  Politik  in  Algerien  bildete. 

II.  Algerien  unter  der  zweiten  Republik  1818 — 1852. 

1.  Nationalversammlung  und  Assimilation. 
Schon  wenig  Tage  nach  dem  Siege  der  Revolution  beschäftigte  sich  die 
provisorische  Regierung  —  noch  bevor  sie  an  die  Lösung  der  drängenden 
kolonialen  Fragen  herantrat5)  —  in  einer  Proklamation  an  die  algerischen  Kolo- 
nisten vom  2.  März  1848  6J  mit  der  Assimilation  Algeriens.  Dieser  Erlaß  war 
indes     sehr    vorsichtig    gefaßt:     natürlich     machte    man     die    Kleinlichkeit     der 


')  Siehe  Art.  11    der   Ordonnanz. 

2)  Bulletin  des  lois   U'22.  n"  13  878,  Sirey  L.  a.  1817.   S.  101  tf. 

3)  Art.  1  und  Art.  40  ff. 

4)  Algier,    lilidah.    Oran,    Mostaganem,    Böne     und     Philippevüle.     Mall  arme.     Les     Conseils 
locaux  8.  19. 

5)  Hierüber  in  einem    späteren  Band. 

6)  Bull,  des  lois  4.  n°58,  Sirey  L.  a.  1848.  S.  13. 


ge  tllrzton   Liogiorung  Für  die  bi  horigon    M 1 1  - ■  1 1 . .  I ■  •    In  der  Koluni  ation  . \  I  ■  •  •  t 
verantwortlich,1)  aber  man     tollte  koinon    plötzlichen  Systcmwoch  el  in   Au    ichl 
die  provi  ori  ohe   Regierung  vor  ichorte  qux,  daß  die  i"ii  chroitende    \   limilation 
ihroo  QodankoD  ontBprocho,  im   Ubrigon   (odocli    vertr<i  tot«      i<    ftul  die   Vorhand 

lungon    dor    Nationalversammlung         Doi    einzige    Schritt,  den    die    pro\ ;hi 

Regierung  auf  dem  Wogo  der  Assimilation  zu  tun  wagte,  bc  tand  in  der  Verloili 
des  Wahlrechts  bui  Nationalversammlung  an  die  rranzö  i  chon  Staal  angehörigon  in 
Algerien. 3)  Das  war  wonig  im  Vergleich  eu  der  radikalen  Neuordnung,  die  die  provi 
Borische  Regierung  am  27.  April  Für  die  Kolonion  dekrotiorto/  und  da  zaghafte 
Vorgehen  in  der  algerischen  Verfassungsfrage  wirkt  um  so  auffallender,  al  hier 
einer  Umgestaltung  kein  Gesetz  entgegenstand,  während  die  ueuen  Bestimmungen 
über  die  Kolonien  mit  formellen  Gesetzen  in  Widerspruch  traten. 

Durch  jene  Proklamation  war  die  Präge  der  Assimilation  einstweilen  ver 
tatet  Endes  nahm  die  kurz  darauf  eingesetzte  Kommission  der  Exekutivgewalt 
den  Gedanken  der  Assimilation  wieder  auf,  und  auch  Cavaignac  folgte  auf  diesem 
Wege;  bevor  wir  uns  jedoch  mit  diesen  Neuerungen  beschäftigen,  müssen  wir 
sehen,  welche  Haltung  die  Nationalversammlung  bei  der  Verfassungsberatung 
gegenüber  dem  Assimilationsproblem  einnahm.  Nach  dem  Verfassungsentwurf 
sollte  Algerien  gleich  den  Kolonien  zum  französischen  Gebiet  erklärt  werden,  im 
übrigen  jedoch  -—wie  die  Kolonien  —  besondern  Gesetzen  unterworfen  bleiben. 
Natürlich  bereitete  dieser  Artikel  den  Anhängern  der  Assimilation  eine  bittere 
Enttäuschung,  denn  er  fußte  ganz  und  gar  auf  dorn  Hoden  de*  bisherigen  Systems: 
der  Assimilation  hätte  Einbeziehung  in  den  Geltungsbereich  des  gemeinen  fran- 
zösischen Rechts  entsprochen,  und  statt  dessen  hielt  der  Artikel  an  der  Sonder- 
gesetzgebung fest.  Mit  dem  Zugeständnis,  daß  für  Algerien  besondere  Gesetze 
und  nicht  nur  Verordnungen  erlassen  werden  sollten,  waren  die  Assimilations- 
freunde nicht  zufrieden  gestellt,  denn  —  wie  der  algerische  Abgeordnete  Henri 
Didier  bemerkte,  Soudergesetze  so  gut  wie  Ministerialverordnungen  begründeten 
immer  ein  Ausnahmerecht,  ein  Recht,  das  die  Fortschritte  des  in  Angriff  ge- 
nommenen Werkes  aufhielte.5)  Didier  suchte  für  Algerien  wenigstens  eine 
Zwischenstellung  zwischen  Frankreich  und  den  Kolonien  zu  erlangen.  In  diesem 
Sinne  stellte  er  den  Antrag,  den  Artikel  dahin  abzuändern:  ..Das  Gebiet  Algeriens 
wird  zu  französischem  Gebiet  erklärt.    Es  untersteht  der  gegenwärtigen  Verfassung, 


')  ..La  coupable  ineurie  du  Gouvernement  dechu,  sa  pusiUanimite"  peut-e"tre,  ont  empeche"  le 
developpement  de  la  colonie.  .  ." 

2)  „L'assimilation  progressive  des  institutions  algeriennes  ä  Celles  de  la  metropole  est  dans 
la  pensee  du  Gouvernement  provisoire;  eile  sera  l'objet  des  plus  serieuses  deliberations  de  l' As- 
sembler  nationale." 

3)  Dekret  der  provisorischen  Regierung  vom  12.  März  1848  (Bull,  des  lois  10,  n°  110), 
Sirey,  L.  a.  1848,  S.  24  t'.,  vergl.  dazu  das  Dekret  der  provisorischen  Regierung  vom  5.  März  1848 
(Bull,  des  lois  5,  n°  62),  Sirey,  L.  a.  1848  S.  14.  Art.  3.    Algerien  sollte  vier  Abgeordnete  entsenden. 

4)  Hierüber  in   einem  späteren  Band. 

r')  Moniteur  universel  vom  24.  Oktober  1848,  S.  2951:  ..lois  particulieres  ou  arretes  mini- 
steriels,  c'est  lä  toujours  le  regime  de  l'exception.  im  regime  qui  effraye,  qui  decourage  et  qui  est 
de  nature  ä  entraver  .  .  .  les  progres  de  la  grande  oeuvre  que  vous  avez  entreprise." 
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vorbehaltlich  <1<  i-  in  Gesetzen  bestimmten  Vorbehalte  und  Ausnahmen."1)  Der 
Antrag  nahm  Bich  sehr  bescheiden  aus.  da  man  -ich  mit  dem  Grundsatz  der 
Geltung  des  gemeinen  Rechts  in  Algerien  begnügte  und  es  im  übrigen  der  Ge- 
Betzgebung  überließ,  diesen  Grundsatz  durch  Pestsetzung  vmi  Ausnahmen  illu- 
Borisch  zu  machen;3)  und  ebenso  harmlos  klang  es.  wenn  de  Rancä  ebenfalls 
ein  algerischer  Abgeordneter)  bat,  man  möge  den  Grundsatz  in  die  Verfassung 
aufnehmen,  damit  man  nicht  Bpäter  gezwungen  sei,  zu  einer  Verfassungsrevision 
zu  schreiten,  wenn  man  Algerien  das  gemeine  Recht  gewähren  wolle.3)  Aber 
trotz  der  nicht  ungeschickten  Begründung  ward  der  Antrag  Didier  abgelehnt;  die 
Anhänger  der  Assimilation  erreichten  nur  soviel,4)  datf  dem  Artikel  109 
noch  der  Zusatz  beigefügt  wurde,  Algerien  und  die  Kolonien  sollten  unter  Sonder- 
gesetzen bleiben,  „bis  ein  spezielles  Gesetz  sie  der  gegenwärtigen  Verfassung 
unterstellt"  — ■  not  andern  Worten,  daß  ein  gewöhnliches  Gesetz  zur  Ausdehnung 
der  Verfassung  auf  die  Kolonien  und  Algerien  ausreichen   sollte. 

Gemäß  Artikel  109  der  neuen  republikanischen  Vorfassung  vom  4.  November 
1848  gehörte  also  Algerien  wohl  zum  französischen  Staatsgebiet,  sollte  aber  „be- 
sonderen Gesetzen"  unterstehen.5)  Diesen  Artikel  legte  man  wohl  mit  Recht 
dahin  aus.  daß  unter  den  lois  particulieres  nicht  nur  formelle  Gesetze  zu  ver- 
stehen waren.6)  Nur  wird  man  nicht  annehmen  dürfen,  daß  die  Urheber  der 
Verfassung  von  1848  bei  der  Anwendung  des  Wortes  Sondergesetze  garnicht  an 
formelle  (Jesetze  dachten;  die  Bezeichnung  „besondere  Gesetze"  sollte  den  Er- 
laß von  Verordnungen  zwar  nicht  ausschließen,  aber  sicher  kein  unbeschränktes 
Verordnungsrecht  gutheißen.  Es  entsprach  daher  dem  Geiste  der  neuen  Ver- 
fassung, wenn  der  Kriegsminister  in  einem  Bericht  an  den  Prinzpräsidenten  vom 
'22.  Dezember  1848  die  Abgrenzung  der  Zuständigkeit  der  gesetzgebenden  Organ«? 
von  der  der  vollziehenden  Gewalt  für  Algerien  empfahl.7)     Da  es  jedoch  zu  einer 


')  ,.Le  territoire  de  l'Algerie  est  declare  territoire  francais.  11  sera  regi  par  la  präsente  Con- 
stitution,  saut'  les   reserves   et   exceptions   qui   seront   determinees  par  lea   lois." 

2)  In  der  Praxis  hätte  sich  dies  System  von  dem  im  Verfassungsentwurf  vorgeschlagenen 
doch  sehr  wesentlich  unterschieden,  denn  die  Ausnahmen  von  dem  gemeinen  französischen  Recht 
hätten  vielfach  im  Wege  der  Gesetzgebung  festgelegt  werden  müssen,  wahrend  nach  dem  andern 
System  der  Verordnungsweg  offen  stand. 

3)  Moniteiir  universel  S.  2952:  „Edservez  le  principe,  posez  en  notre  faveur  ce  principe  dans 
la  Constitution;  faites  au  moins  qu'il  ne  soit  ]i;i>  necessaire  ...  de  reviser  la  Constitution,  pour 
limis  aecorder  an  jour  le  droit  common,  pour  nous  emaneiper  .  .  ." 

4)  Sie  hätten  vielleicht  mehr  erreicht,  wenn  sie  ihre  Wünsche  auf  die  Zivilterritorien  be- 
schränkt hätten,  wie  denn  Brauet  in  der  Verfassungsberatung  äußerte:  „Ceux-la  (die  Zivilterritorien), 
je  crois,  on  peut  les  soumettre  saus  danger  ä  la  Legislation  de  la  France."     Moniteur  S.  2952. 

5)  Art.  109.  Le  territoire  de  l'Algerie  et  des  colonies  est  declare  territoire  francais.  et  sera 
regi  par  des  lois  particulieres  jusqu'a  ce  qu'une  loi  speciale  les  place  sous  le  regime  de  la  präsente 
Constitution. 

,;)  Über  die  Auslegung  des  Art.  10D  siehe  insbesondere  die  Verhandlungen  der  außer- 
parlamentarischen Kommission  von  184!) — 50,  die  in  einem  späteren  Band  behandelt  werden  sollen, 
liier  nur  so  viel:  Der  Nachdruck  liegt  hier  nicht  wie  hei  Art.  64  der  Charte  von  1830  auf  dem 
Wort  „Gesetz",  sondern  auf  „particulieres";  trotzdem  die  Außenbesitzungen  dem  Staatsgebiet  ein- 
verleiht wurden,  sollten  sie    durch  besondere   Gesetze  regiert  werden. 

')  „L'Algerie  est  appelee,  par  la  Constitution  nouvelle,  ä  recevoir  im  regime  legal  nouveau. 
II  importe  des  lors  de  preciser  la  ligne  de  demarcation  entre  les  attributions  qui  seront  departies 
au  pouvoir  h'gislatif  et  Celles  qui  sonl   du  domaine  du  pouvoir  executif." 
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olehon  Abgrenzung  nicht   gekommen  i  i.   10  dauerte  oben  der    citlwrigc  Zu  Land 

Fort,  d.  Ii     'I I  gobori  ohen    Vkto    für    Algerien    ergingi'n    nach    wie    vor  im 

Verordnungswogo.     Tatsächlich  wurden  in  dioBom  Zeitabschnitt  (lb4ö     185'2    füi 

Ugerien  nur  drei  Formelle  QeBotzo    orla    en,')  und  von   diesen  betral  nur  eine 
das   vom    h*>.  Juni   1851    Uber   da     Eigentum    an   Cirundstückon,8     au    chlioßlich 
algerisohe  Rochtsvorhältnisso,  während    die  beiden    anderen  Ue  etze         da     vom 
LI.  Januar  l.s.'>l    über  den  Zolltarif  von   Algerien9    und    dai  vom    l    August  1851 
über  «.11«.^  GrUndung  der  Bank  von   Algerien4)  zugleich  in  französische  riecht 
hältnisse  eingriffen,  also  Bchon  deswegen  der  l  form  bedurften, 

2.  Assimilatorische  Politik  der  vollziehenden  Gewalt. 
Mithin  sind  durch  die  neue  Verfassung  keine  unmittelbaren  Änderungen  im 
Rechtszustand  Algeriens  herbeigeführt  worden.  Um  so  tiefgreifender  waren  die 
von  der  Regierung  ausgehenden  Neuerungen.  Wie  Bchon  erwähnt,  hat  die  von 
der  Nationalversammlung  eingesetzte  Exekutivkommission  den  Assimilationsge 
danken  wieder  aufgegriffen.  Nach  dem  Vorbild  der  Julimonarchie  suchte  sie 
dieses  Ziel  einesteils  durch  engere  Verknüpfung  der  algerischen  Verwaltung  mit 
der  mutterländischen,  andrerseits  durch  Aushau  der  Lokalverwaltung  zu  erreichen. 
Die  engere  Verbindung  der  algerischen  Verwaltung  mit  der  mutterländisohen 
leitete  eine  Verordnung  vom  30.  Mai  18485)  ein,  dir  die  Angliederung  der  Justiz 
und  dos  Unterrichts  in  Algerien  an  dio  heimischen  Fachministorien  verfügte. 
Dioso  Verordnung  blieb  jedoch  vorerst  unbeachtet,  und  es  bedurfte  neuer  Ver- 
ordnungen des  Chefs  der  vollziehenden  Gewalt  vom  lii.  und  20.  August  L848,6) 
um  die  Verbindung  des  öffentlichen  Unterrichts  und  der  Justiz  mit  ihren  Fach« 
ministeriell  zur  Durchführung  zu  bringen.  Immerhin  ist  in  diesen  Verordnungen 
Cavaignacs  auf  die  Durchführbarkeit  der  Neuerungen  doch  einige  Rücksicht 
genommen  worden:  war  in  der  Verordnung  vom  30.  Mai  ganz  radikal  die  ge- 
samte Justizverwaltung  in  Algerien  dem  heimischen  Fachminister  unterstellt 
worden,  so  ist  in  der  Verordnung  vom  20.  August  nur  von  der  Angliederung  der 
Rechtspflege  über  Europäer  in  den  Zivilterritorien  die  Rede,7)  die  Anglie- 
derung ist  also  in  persönlicher  und  in  territorialer  Hinsicht  beschränkt  worden. 
Ebenso  wurden  nur  der  christlich  e  und  der  israelitische  Kultus  und  die 
Schulen  für  Europäer  und  Israeliten  mit  den  heimischen  Fachministerien 
verbunden,  während  der  Kultus  und  der  Unterricht  der  Muselmanen  unter  dem 
Kriegsministerium  verblieben.8)  Auf  diesem  Wege  der  gemäßigten  Assimilation 
fuhr  dio  Regierung  fort,  ohne  sieh  durch  die  Haltung  der  der  Assimilation  nicht 
sehr    wohlwollend    gegenüberstehenden   Nationalversammlung   beirren   zu   lassen: 


')  Sunden  S.  29. 

2)  Bull,  des  lois  404,  n°  3010,  Sirey,  L.  a.  1851.  S.  74  ff. 

:i)  Bull,  des  lois  343,  n°  2659,  Sirey.  L.  a.  1851,  S.  5. 

4)  Bull,  des  lois  42S.  n°  3127,  Sirey,  L.  a.  1851.  S.  110  f. 

5)  Bull,  des  lois  39,  n°  440.  Sirey  L.  a.  1848,  S.  84  f.    Siehe  Anhang  Nr.  12. 
")  Siehe  Anhang  Nr.  13.  14.  15. 

:)  Art.    lor  des  arrete  vom   20.  August  1848.   siehe  Anhang  Nr.  15. 
H)  Art.   I«'1'  in  beiden  Verordnungen. 
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Durch  Verordnung  vom  12.  Oktober  18481)  ward  die  algerische  Zollverwaltung, 
durch  Verordnungen  vom  30.  November  I848a  mirden  die  Domänenverwaltung 
und  das  Enregistremenl  in  den  Zivilterritorien  und  in  den  Zivilarrondissemente 
der  gemischten  Territorien,3  sowie  die  Steuerverwaltung  dem  Finanzministerium 
unterstellt,4  bo  daß  von  i\i-\-  Einnahmenverwaltung  nur  die  Domänenverwaltung 
in  den  übrigen  Territorien,5)  sowie  die  Verwaltung  der  Eingebornensteuern  in 
ganz  Algerien  unter  dem   Kriegsministerium  verblieben.8) 

Im  Bereiche  der  Lokalverwaltung  kam  der  Assimilationsgedanke  namentlich 
in  der  neuen  Gemeindeorganisation  zum  Ausdruck:  In  den  zu  Gemeinden  er- 
hobenen Plätzen  sollten  die  Gemeinderäte  nach  einer  Verfügung  vom  l<i.  August 
1848  7i  aus  Waiden  hervorgehen,  und  zwar  sollten  nicht  nur  die  Franzosen,  sondern 
auch  Ausländer  und  Eingeborne  das  Wahlrecht  genießen.  Nur  insofern  "waren 
Eingeborne  und  Ausländer  minder  berechtigt  als  die  Franzosen,  als  ihr  Wahl- 
recht an  einige  erschwerende  Bedingungen  geknüpft  wurde,  ferner,  als  ihre  Ver- 
tretung ein  Drittel  der  französischen  Mitglieder  im  Gemeinderat  nicht  übersteigen 
durfte  und  als  zur  Würde  des  Bürgermeisters  und  -einer  Beisitzer  nur  Franzosen 
wählbar  waren. 

Bald  darauf,  durch  Verordnung  vom  9.  Dezember  1848.'')  wurde  auch  die 
Provinzialorganisation  der  französischen  angeglichen.  Man  brauchte  hier  nur  an 
die  Verordnung  von  1847  anzuknüpfen:  Das  Zivilterritorium  in  jeder  der  drei 
Provinzen  wrard  zum  Departement  erhoben.9;  und  an  die  Spitze  jedes  Departe- 
ments trat  ein  Präfekt.  Eine  ergänzende  Verordnung  vom  16.  Dezember  1848  in) 
sah  auch  die  Errichtung  von  provinziellen  Selbstverwaltungsorganen  vor.  indem 
in  jedem  Departement  ein  Conseil  general  gewählt  werden  sollte:  nur  bemaß  sie 
den  Kreis  der  Wahlberechtigten  vorsichtiger  als  die  Verordnung  über  die  Ge- 
meinden, da  sie  nur  den  französischen  Bürgern  das  Wahlrecht  gewährte.11)  In 
einer  Beziehung  ging  die  Angleichung  der  Departementsverwaltung  noch  weiter 
als  die  Gemeindeverwaltung:  während  hinsichtlich  der  Befugnisse  der  Gemeinde- 
organe die  in  der  Ordonnanz  von  1847  aufgestellten  Regeln  aufrecht  erhalten 
blieben,  sollten  für  die  algerischen  Departements  dieselben  Regeln  gelten  wie  für 
die  heimischen  Departements,  soweit  nicht  besondere  Bestimmungen  für  Algerien 


')  Bull,  des  lois  85,  n°  817.  Sirey,   L.  a.  1848.  S.  132  £ 

2)  Bull,  des  lois  101,  n°  943  und  n°  944,  Sirey  L.  a.  1848,  S.  148. 

3)  Art.  1,  1  der  ersten  Verordnung:  Les  Services  de  l'enregistrement  et  des  domaines,  tant 
dans  les  Territoires  civils  de  l'Algerie  que  dans  les  communes  constituant.  au  milieu  des  territoires 
mixtes,  un  arrondissement  civil,  seront  remis   au   ministere  des  finances. 

4)  Art.  2  der  zweiten  Verordnung:  La  pereeption  des  impöts  .  .  .  s'effectuera  par  les  soins 
et  sous  les  ordres  iinnn'diats   du  iiiiuistre   des  finances. 

5)  Art.  2  der  ersten  Verordnung:  Dans  les  antres  territoires,  le  Service  des  domaines  continuera 
d'etre  administxe  par  le  depärtement  de  la  guerre.  .  . 

6)  Art.  7  der  /.weiten  Verordnung:  Tout  ce  qui  concerne  les  irnpots  arabes  reste  exclusivement 
dans  les  attributions  du   ministre  de  la  guerre.  .  . 

'•)  Bull,  des  lois  67,  n°  660. 

8)  Bull,  des  lois   103,  u°  954,  Sirey,  L.  a.  1848,  S.  151  f.    Siehe  Anhang  Nr.  16. 

8)  Art,  1,  3. 

Siehe  A  nhang  Nr.  17. 
»)  Art.  34  tf. 
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Im-  i.hhIi'ii    udor    •  • ' - 1 1  <«hi-m    vvurdon  '        Da      bodoutoto    Für    die    Departement 
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grund  .ii  lidicr  Sondorgesotzgebung  bildete  in    der  Lokalverwaltuna,    nun   Roehi 

1 1 1 mm-i - i 1 1 - 1 iiiiiiiun."  die   Regel,   Rochl  vo\  ciiiedouhoil   die   Au  nal 

Natürlich  beeinflußten  diese  Änderungen  die  algori  che  Zentralgewall  in 
bedeutenden]  M.die.  und  /.war  sowohl  die  Stellung  der  Zentralorganc  im  Mutter 
lande  wie  die  der  Zentralorgano  in  Algcrion  Die  Solbständigkoil  der  Präfekten 
übertraf  bei  weitom  diejenige  der  frühoron  Direktoren  für  ZivHangelegenheiten; 
war  hatten  auch  Bohon  diese  das  Rech!  der  unmittelbaren  Korrespondenz  mit 
dem  Kriege  und  dem  Finanzminister  besessen;  aber  die  algerische  Verwaltung 
war  dooh  noch  in  den  Händen  des  Kriegsministera  zentralisiert.  Jetzl  dagej 
wo  die  europäische  Rechtspflege,  der  öffentliche  Unterricht  und  die  Steuerver 
waltung  den  heimischen  Fachministerien  angegliedert  worden  waren,  erhielt  dag 
Hecht  des  unmittelbaren  Verkehrs  mit  den  Ministerien3  für  die  Präfekten  eine 
:;ui/  andere  Bedeutung,  sie  gewannen  dadurch  gegenüber  dem  algerischen 
Provinzialminister,  dem  Kriegsminister,  eine  große  Unabhängigkeit.  Die  seil  lslT 
ohnehin  schon  sehr  lose  Verbindung  der  Zivilterritorien  mit  den  Zentralorganen 
in  Algerien  wurde  nun  beinahe  ganz  gelöst:  das  völlig  zwecklos  gewordene  Amt 
des  Generaldirektors  für  Zivilangelegenheiten  höh  man  auf,3)  und  der  General- 
gouverneur wurde  aus  der  Zivilverwaltung  der  Departements  fasl  ganz  ausge- 
schaltet; nur  die  Leitung  des  Ansiedelungswesens  verblieb  ihm,4)  im  übrigen  war 
eine  periodische  Berichterstattung  der  Präfekten  an  den  Generalgouverneur5)  das 
einzige,  was  an  seine  Obergewalt  noch  erinnerte. 

So  stand  dem  Generalgouverneur  in  den  Departements  nur  noch  der  mili- 
tärische Oberbefehl,  die  Leitung  der  Kolonisation  und  ein  gewisser  Einfluß  auf 
das  Lokalbudget  zu;  aber  deswegen  war  er  doch  keineswegs  ganz  überflüssig 
geworden,  wie  manche  behaupten;6)  denn  die  Verwaltung  der  Militärterritorien  ; 
blieb  nach  wie  vor  unter  der  Oberleitung  des  Generalgouverneurs.8  Nur  führte 
man  auch  für  die  Militärterritorien  eine  gewisse  Dezentralisation  durch,  indem 
das  Militärterritorium  in  jeder  der  drei  Provinzen  einem  Divisionsgeneral  unter- 
stellt wurde,8)  so  daß  der  Generalgouverneur  keinen  Teil  des  Müitärterritoriums 
unmittelbar  verwalten  konnte.  Aber  bei  der  Straffheit  der  militärischen  Hier- 
archie lag  hierin  keine  wesentliche  Einschränkung  der  Gewalt  des  Generalgou- 
verneurs.    Eine  wirkliehe  Minderung  aber  erfuhr   seine   Gewalt  auch  im  Bereich 


')  Art.  2,  1  der  Verordnung  vom  9.  Dezember. 
-)  Art.  12,  1  derselben  Verordnung. 

3)  Art.  7 ;  an  seine  Stelle  trat  ein. Generalsekretär.  Siehe  Art.  11  ff.  des  arrete  vom  16.  Dez.  1S48. 

4)  Art.  10  des   arrete   vom   16.  Dezember  1848. 

5)  Art.  12.  2  der  Verfügung  vom  9.  Dezember. 

8)jSumien  S.  27:  ..Apres  cela,  il  ne  restait  plus  rationnellement  qu'a  supprimer  le  gouverneur 
ge*neral.  On  le  conserva  cepandant,  par  habitude  sans  doute:  c'est  la  seule  raison  qn'on  puisse 
dorm  er." 

;)  Die  „gemischten  Territorien"  kamen  in  Wegfall,  sie  wurden  unter  die  Departements  und 
die  (arabischen)  Militärterritorien  aufgeteilt.     Art.  1,  2  der  Verordnung  vom  9.  Dezember. 

8)  Art.  2,  2. 

'•')  Art.  17  der  Verfügung  vom  9.  Dezember,  sowie  Art.  43  ff.  der  Verfügung  vom  16.  Dezember. 
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der  Militärterritorien  dadurch,  daß  die  Verordnung  vom  16.  Dezember  1*1*  die 
ohnedies  sehr  karg  bemessenen  Befugnisse  des  Generalgouverneurs  im  Gebiet 
der  Gesetzgebung  beschnitt.  Sein  durch  die  Ordonnanz  von  1<SI">  schon 
umgrenztes  Notverordnungsrecht  wurde  gänzlich  verstümmelt:  in  unvorhergesehenen 
Fällen,  sobald  die  ( Ordnung  und  die  öffentliche  Sicherheil  schwer  bedroht  er- 
schienen, durfte  der  Generalgouverneur  unter  eigener  Verantwortung  wohl  noch 
außerordentliche  Maßnahmen  ergreifen,  alter  nur  Bolche,  zu  denen  er  durch  G< 
setze  des  Mutterlandes  —  durch  formelle  Gesetze  —  ermächtigt  war.'  Nur 
insofern  war  eine  Erleichterung  gegen  früher  gegeben,  als  die  Verordnung  nur 
die  sofortige  Mitteilung  an  <len  Kriegsminister  verlangte,  aber  auf  die  unpraktische 
Bestimmung  verzichtete,  daß  die  außerordentlichen  Maßnahmen  hinfällig  werden 
sollten,  wenn  nicht  hinnen  bestimmter  Frist  deren  Genehmigung  publiziert  wurde. 

Aus  der  Engerziehung  des  Notverordnungsrechcs  des  Generalgouverneurs 
ist  es  zu  erklären,  •wenn  einem  in  diesem  Zeitraum  nur  sehr  wenig  Verordnungen 
des  Generalgouverneurs  begegnen2);  die  in  dieser  Zeit  erlassenen  Verordnungen 
des  Generalgouverneurs  beziehen  sich  fast  alle  auf  Ausdehnung  von  Mutterlands- 
gesetzen auf  Algerien.  Und  bei  der  Ausdehnung  von  Mutterlandsgesetzen  auf 
Algerien  handelte  der  Generalgouverneur  keineswegs  selbständig.  Denn  der 
Generalgouverneur  durfte  nur  solche  Akte  der  Zentralorgane  —  Gesetze,  Dekrete 
und  Reglements  —  promulgieren,  deren  Anwendbarkeit  für  Algerien  in  dem  Ge- 
setz,  Dekret  oder  Reglement  erklärt  worden  war3).  Der  Generalgouverneur  be- 
fand sich  also  bei  der  Promulgation  eines  Gesetzes  oder  eines  Dekrets  in  der 
untergeordneten  Rolle  eiues  bloß  vollziehenden  Organs. 

Die  neue  Regelung  der  Gesetzgebung  und  der  Verwaltung  Algeriens  ist  mit- 
hin vom  Gedanken  der  Assimilation  beherrscht:  in  der  Gesetzgebung  kommt  er 
darin  zum  Ausdruck,  daß  man  den  französischen  Algeriern  das  Recht  der  Ab- 
geordnetenwahl für  die  Nationalversammlung  einräumte4!,  und  daß  man  für  die 
Gesetzgebung  die  gesetzgebenden  Organe  des  Mutterlandes  für  zuständig  erklärte. 
In  der  Verwaltung  tritt  der  Angleichungsgedanke  vornehmlich  in  der  Lokal- 
organisation hervor:  in  der  Einführung  von  Wahlen  für  die  Bildung  der  Gemeinde- 
räte und  in  den  auf  provinzielle  Selbstverwaltung  abzielenden  Bestimmungen  über 
die  Schaffung  von  Conseils  generaux;  in  der  Zentralverwaltung  endlieh  äußert 
sich  das  Assimilationsprinzip  in  der  unmittelbaren  Regierung  der  Zivilterritorien 
vom  Mutterland  aus.  —  Nichtsdestoweniger  war  die  Assimilation  höchst  unvoll- 
kommen :  in  der  Gesetzgebung  hielt  man  noch  für  ganz  Algerien  an  dem  Grund- 
satz der  Spezialgesetzgebung  fest.  In  der  Zentralverwaltung  der  Militärterritorien 
fand  der  Assimilationsgedanke  überhaupt  keinen  Eingang,  denn  sie  wurde  nach 
wie  vor  vom  Generalgouverneur  unter  Aufsicht  des  Kriegsministers  geleitet.    Auch 


')  Art.  6,  2  und  3. 
Sumien  S.  30,  31. 

3)  Die  Bezeichnung  „execntoires"  ist  hier  nicht  gleichbedeutend  mit  „rechts wirksam",  denn 
die  Rechtswirksamkeit  hing  von  der  Promulgation  im  algerischen  Bulletin  ort',  des  actes  du  gouver- 
nement  ab.  Vielmehr  hat  hier  das  Wort  „ex^cutoire"  den  Sinn  von  „applicable",  ..anwendbar".  Siehe 
Sumien   S.  31. 

4)  Wahlgesetz  vom    15.  Mär/.   184!».  Art.  7.")  ff. 
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die  Zentralvorwaltung  der  Zivilterritorien  zeigte  keine  völlige  i  borein  titnn 
mli  der  de«  MuttorlandoH,  denn  nur  einige  Vorwaltung  zweige  wurden  uomittelbar 
7on  den  botroffondon  Fachmini  lern  geleitet,  während  im  übrigen  dio  Verwaltung 
naoh  dem  Provinzialsystem  vom  Krieg  mini  torium  geführt  wurde;  in  der  Koloni 
Bation  boBohi'änkte  Bioh  die  Tätigkoil  de  Krieg  mini  tor  au!  die  Aul  icht,  die 
Leitung  dieses  Verwaltungszweiges  stand  auch  in  den  Ziviltorritorion  dem 
Generalgouvernour  au.  Bndlieh  hatte  man  auch  in  der  Lokalorgani  ation,  be- 
Bonders  in  der  Zusammensetzung  der  Selbstverwaltung  körper,  den  eigenartigen 
Verhältnissen  Algeriens  in  mancher  Hinsicht   Rechnung  tragen  mll    en. 

War  sohon  in  der  Regelung  der  Organisation  das  Grundprinzip  der  A  i 
milation  von  vielen  Ausnahmen  durchbrochen,  so  gestaltete  Bich  die  Assimilation 
in  Wirklichkeil  noch  viel  unvollständiger,  manche  dor  neuen  R<  geln  gelangten 
überhaupt  nicht  zur  Anwendung,  bei  andern  wurde  die  Anwendung  bald  wieder 
aufgegeben.  Wohl  entsandten  die  Algerier  Deputierte  in  die  Nationalversammlung, 
aber  sie  Fanden  dort,  abgesehen  vom  Budgel  kaum  Gelegenheit,  an  der  Gesetz 
gebung  Für  Algerien  teilzunehmen,  denn  die  Gesetze  Für  Algerien  ergingen  Fast 
ausnahmslos  nach  wie  vor  im  Verordnungswege.  In  der  Lokalverwaltung  kam 
das  Wahlprinzip  nur  in  den  Gemeinden  zur  Durchführung,  und  da  bewährt«'  ee 
sich  so  schlecht,  dal»  die  gewählten  Gemeinderäte  schon  1851  aufgelöst  und  bald 
darauf  durch  Gemeindeausschüsse  ersetzt  wurden1).  Die  in  Aussicht  gestellten 
Conseils  genäraux  Für  die  Departements  wurden  überhaupt  nicht  ins  Leben  ge- 
rufen. Und  so  kam  es,  daß  die  Departements  auch  jetzt  noch  kein  eigenes 
Budgel  erhielten,  sondern  das  merkwürdige  nur  dorn  Namen  nach  einheitliche 
algerische  „lokale  und  munizipale-  Budget,  das  durch  den  Generalgouverneur 
vorbereitet  und  durch  die  Französische  Zentralgewalt  bestätigt  wurde,  einlach  Fort- 
bestand. 

Diese  widerspruchsvolle  Organisation  und  ihre  unvollkommene  Durchführung 
macht  es  schwierig,  sich  über  die  damalige  Rechtsstellung  Algeriens  zu  entscheiden. 
Das  den  französischen  Bürgern  in  Algerien  eingeräumte  Recht  der  Abgeordneten- 
wahl könnte  einen  dazu  verleiten,  Algerien  als  Mutterlandsprovinz  zu  betrachten. 
Allein,  nicht  einmal  dio  Zivilterritorien  dürfen  als  Bestandteile  des  Mutterlandes 
angesehen  werden.  Der  Grundsatz  der  Rechtsverschiedenheit  in  der  Gesetz- 
gebung, das  nur  wenig  durchbrochene  Provinzialsystem  in  der  Zentralverwaltung. 
die  von  der  mutterländischen  stark  abweichende  Lokalverwaltung,  alle  diese 
Merkmale  sprechen  gegen  die  provinzgleiche  Stellung  der  Zivildepartements.  Die 
Militärterritorien  vollends   sind  zweifellos  Kolonien  geblieben. 


')   Mallanm'.   Les   Conseils   localis   S.  24. 


Qmelin,  Verfassnngsentwicklung  von  .\  ■ 


Zweiter  Abschnitt. 

Militärherrschaft  und  Reformversuche  unter  dein 
zweiten  Kaiserreich  (1852 — 70). 


I.  Rückkehr  zur  einheitlichen  Leitung. 

1.   Das   verfassungsrechtliche   Verhältnis   Algeriens    zu    Frankreich    von    1852 — 1870. 

Den  Zweifeln  über  die  Rechtsstellung  Algeriens  machte  die  Napoleonische 
Staatsstreiehsverfassung  von  1852  ein  Ende.  Diese  Verfassung  raubte  Algerien  — 
in  gleicher  Weise  wie  den  Kolonien  —  die  Vertretung  im  Parlament  wieder1) 
und  stellte  Algerien  gleich  den  Kolonien  außerhalb  der  Verfassung,  indem  sie 
dem  Senat  die  Zuständigkeit  erteilte,  die  Verfassung  der  Kolonien  und  Algeriens 
zu  regeln2).  Es  frug  sich  nun,  welchem  Staatsorgan  die  Ausübung  der  Staats- 
gewalt in  Algerien  bis  zur  Regelung  durch  den  Senat  zustand.  Diese  Frage  ist 
deshalb  von  besonderer  Bedeutung  für  Algerien,  weil  für  Algerien  —  anders  als 
für  die  Kolonien,  für  die  schon  1854  ein  Senatuskonsult  die  Verfassung  fest- 
legte3) —  überhaupt  keine  Verfassung  in  Form  eines  Senatuskonsults  ergangen 
ist*).  Die  Frage,  wer  zur  Ausübung  der  Staatsgewalt  in  Algerien  nach  dem  Erlaß 
der  Staatsstreiehsverfassung  befugt  war,  ist  gelöst,  sobald  man  zu  bestimmen 
vermag,  welches  Organ  die  vornehmste  Funktion,  nämlich  die  Gesetzgebung  aus- 
zuüben berechtigt  war. 


')  Vielleicht  trug1  der  oicht  sehr  glänzende  Ausfall  des  Plebiszits  in  Algerien  zu  der  Entziehung 
der  Vertretung  bei.     Delord  Bd.  IV,  S.  68. 

2)  Art.  27.  Le  Senat  regle  par  im  senatus-consulte,  —  1°  La  Constitution  des  colonies  et  de 
l'Algerie  .  .  . 

s)  Hierüber  in  einem   späteren  Band. 

4 )  Allerdings  sind  zwei  und  zwar  sehr  wichtige  Senatuskonsulte  für  Algerien  erlassen  worden, 
aber  das  eine  (vom  22.  April  1863)  bezog  sich  auf  das  Grundstiiekseigentum  der  Eingebornen.  das 
andre  (vom  14.  Juli  1865)  auf  den  Erwerb  der  französischen  Staatsangehörigkeit  durch  Eingeborne. 
Die  Regierung  hat  diese  Materien  nicht  durch  kaiserl.  Dekrete  geregelt,  weil  ihr  diese  Gegenstände 
das  Verfassungsrecht  zu   streifen   schienen.    Vergl.  Sumien  S.  ;)"_'. 


In  dor  Rechtsprechung   l »(   man  (Sftei     der  Auft'n    ung,  dafl  infolge  d(  i 

Auihol g  der  Verfa    ung   von  1848  durch  die  Staal    treieli  ng   Artikel   15 

de  Kolon  ialgosetzes  von  1888  wieder  auflebte,  «I  h,  da£  an  teile  der  in 
Artikel  109  der  Verfa   lung  von  1MH  für  die   Kolonion  und  Algerion  begründeten 

Zuständigkeil  allor  gesetzgebenden  Paktoren  für  die  S lorgi   etzgebung  Alg<  i 

nun  wieder  die  ausschließliche  Zuständigkeil  dei  Staal  haupl  getreten  ei 
Aber  diese  Ansicht  ist  unhaltbar:  <'in  Gesetz,  das  aufgehoben  worden  ist,  tritl 
nichl  allein  dadurch  wieder  in  Kraft,  daß  das  aufhebende  G<  au! 

gehoben  wird,  vielmehr  muß  die  Wiederherstellung  der  früheren  Bestimmung 
ausgesprochen  werden.  Die  Verfassung  von  L852  erwähnl  aber  mit  keinem 
Wort  das  Gesetz  von  1838  oder  die  Ordonnanz  von  1834.  Also  isl  das  auf 
das  Gesetz  von  1S,*>,')  sich  stützende  unumschränkte  Verordnungsrechl  nichl 
wieder  in  Kraft  getreten. 

Aber  ebensowenig  kann  man  das  Fortbestehen  der  in  Artikel  K'1.*  der  Ver 
fassung  von  1848  gegebenen  Regel  annehmen.  Freilich  wird  auch  dies  behauptet: 
natürlich  konnte  man  nicht  gut  in  Abrede  stollen.  daß  die  Verfassung  von  L848 
durch  die  Staatsstreichsverfassung  aufgehoben  worden  war,  aber  mau  glaubte, 
die  Fortgeltung  des  Artikels  109  aus  Artikel  .r)(i  der  Staatsstreichsverfassung  her- 
auslesen zu  dürfen.  Dieser  Artikel  bestimmte,  daß  die  bestehenden  Gesetzbücher, 
Gesetze  und  Reglements  weiter  gelten  sollten,  soweit  sie  nicht  der  oeuen  Ver- 
fassung zuwiderliefen1).  Nun  sei  in  Artikel  27  der  neuen  Verfassung  dem  Staats- 
haupt keinerlei  gesetzgeberische  Delegation  für  Algerien  erteilt;  denn  er  enthalte 
nur  die  Übertragung  gewisser  gesetzgeberischer  Befugnisse  an  den  Senat.  Im 
übrigen  sei  an  der  natürlichen  Teilung  der  gesetzgebenden  und  der  Verordnungs- 
gewalt nichts  geändert  worden;  diese  Auslegung  könne  um  so  weniger  bestritten 
werden,  als  Artikel  4  der  Staatsstreichsverfassung  die  Ausübung  der  Gesetzgebung 
dem  Präsidenten,  dem  Senat  und  dem  gesetzgebenden  Körper  zusprach  und 
Artikel  6  dem  Präsidenten  nur  ein  Recht  zum  Erlaß  von  Ausführungsverordnungen 
einräumte2).  Gegen  diesen  Gedankengang  wendet  man  mit  Hecht  ein.  daß  durch 
die  Staatsstreichsverfassung,  wenn  nicht  alle  Bestimmungen  der  Verfassung  von 
1848,  so  doch  sicher  diejenigen  aufgehoben  worden  sind,  die  die  Ausübung  der 
gesetzgebenden  Gewalt  zum  Gegenstand  haben3).  Die  Teilung  der  gesetzgebenden 
Gewalt  in  Algerien  mit  der  Volksvertretung  läuft  dem  Grundgedanken  der  Staats- 


')  Art.  56.  l-.es  dispositions  des  codes,  loi>  et  reglements  existants,  qui  ne  sont  pas  cöntraires 
ä  la  presente  Constitution,  restent  en  vigueux  jusqu'ä  ce  qu'il  y  soit  legalement  deroge. 

2)  ...  .  il  n'y  a  rien  dans  L'art.  27  .  .  de  la  Constitution  de  1852  d'oü  Ton  puisse  induire  que  par 
derogation  a  L'art.  109  de  la  Constitution  de  1848,  le  pouvoir  legislatit'  en  Algerie  alt  i'te  drlegue 
au  Chef  de  l'Etat.  l'ar  L'effet  de  cet  art.,  le  Senat  a  acquis  quelques-unes  des  attributions  du  legis- 
lateur  en  ce  qui  concerne  1' Algerie ;  mais  rien  n'a  ete  change,  pour  les  autres,  ä  leur  repartition 
naturelle  entre  le  domaine  du  pouvoir  legislatif  proprement  dit  et  le  domaine  du  pouvoir  exeeutif. 
Celui-ci  n'a  rien  recouvre  de  ce  que  l'art.  109  de  la  Constitution  de  1848  lui  avait  enleve."  Ent- 
scheidung des   Kassationshofs  vom  10.  Dezember  1879  (Sirey  1880,  I,  S.  422). 

3)  „.  .  on  doit  considerer  comme  implicitement  abrogees  par  la  Constitution  de  1852,  pour 
cause  d'ineompatibiliti'  radicale  avec  cette  Constitution,  sinon  peut-etre  toutes  les  dispositions  de 
l.i  Constitution  de  1 S 4 8 ,  du  moins  toutes  Celles  de  ces  dispositions  qui  avaient  pour  objet  de  regier 
l'exercice  du  pouvoir  U'gislatif,  et  specialement  l'art.  109.''     Cazalens,   angeführt  bei  Sumien,  8.  36. 
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Btreichsverfassung    derart    zuwider,    daß  die  Weitergeltung  des  Artikels   109  einer 
besonderen   Bestimmung  beduri 

Welchem  Organ  isl  darnach  das  Rechl  zur  Ausübung  der  gesetzgebenden 
Gewall  in  Algerien  zuzusprechen,  wenn  man  einerseits  in  Obereinstimmung  mit 
der  französischen  Rechtsprechung  annimmt,  daß  Artikel  109  nicht  mehr  L'alt. 
andererseits  aber  entgegen  der  herrschenden  Meinung  das  Wiederaufleben  des 
Gesetzes  von  L833  bestreitet?  Mir  scheint,  daß  man  vielleichl  auf  folgendem 
Wege  zum  richtigen  Ergebnis  gelangen  kann:  durch  den  Staatsstreich  vom 
Dezember  1851  war  Frankreich  in  einen  verfassungslosen  Zustand  eingetreten, 
es  war  tatsächlich  zu  einer  absoluten  Monarchie  geworden;  dieses  Faktum  ver- 
wandelte <las  Plebiszil  in  einen  Rechtszustand,  indem  das  französische  Volk  dem 
Prinzpräsidenten  die  höchste  Gewalt,  die  verfassunggebende  Gewalt,  zuerkannte. 
Von  dieser  im  Plebiszit  ihm  delegierten  konstituierenden  Gewalt  hat  Napoleon 
durch  Erlaß  der  sogenannten  Staatsstreichsverfassung  von  1852  nur  für  das 
engere  Frankreich  Gebrauch  gemacht,  nicht  dagegen  für  die  Kolonien  und 
Algerien2);  den  Kolonien  und  Algerien  gegenüber  hat  sich  Napoleon  der  ihm 
erteilten  Delegation  nur  in  der  Weise  bedient,  daß  er  für  die  Verfassungen  der 
Außenbesitzungen  die  Form  eines  Senatuskonsultes  vorschrieb,  mit  andern 
Worten,  daß  er  seine  ausschließliche  konstituierende  Gewalt  mit  dem  Senat 
teilte.  Der  Erlaß  der  Verfassungen  selbst  für  die  Nebenländer  ward  aber  noch 
aufgeschoben.  Bis  zu  deren  Erlaß  bestand  für  diese  der  verfassungslose  Zu- 
stand noch  fort,  d.  h.  Napoleon  war  bis  dahin  in  den  Kolonien  und  in  Algerien 
faktisch  unumschränkter  Herrscher,  er  konnte  also  auch  das  Recht  der  Gesetz- 
gebung  in  vollem  Umfang  dort  ausüben3!.  Nur  in  einer  wichtigen  Beziehung 
blieb  die  bisherige  verfassungsrechtliche  Verknüpfung  zwischen  der  französischen 
Volksvertretung  und  Algerien  aufrecht  erhalten  oder  wurde  —  genau  genommen 
—  wiederhergestellt:  im  Bereich  des  Budgets.  Die  algerischen  Einnahmen  und 
Ausgaben  verblieben  im  Rahmen  des  Staatsbudgets,  sie  wurden  also  wie  bisher 
durch  Gesetz  festgestellt.  Und  so  bestand  auch  die  in  der  jährlichen  Einnahme- 
bewilligung enthaltene  mittelbare  Begrenzung  des  Rechts  der  Steuerauflage  fort. 
als   die  einzige  Schranke  für  das  kaiserliche  Verordnungsrecht. 


')  „Cette  dispositioo  qui  enlevait  au  chef  de  l'Etat,  poiir  le  remettre  ;'i  l'assembhie  des 
representants,  l'exercice  du  pouvoir  legislatif  en  Algerie,  etait  si  directement  contraire  ä  la  pensee 
qui  avait  dicte  la  Constitution  de  1852,  que  les  auteurs  de  cette  Constitution,  s'üs  avaient  par  im- 
possible  entendu  la  maintenir,  l'auraient  eonsacrt'e  de  nouveau  en  termes  formels  .  ."  Ebenda 
S.  37. 

2)  Auch  das  Schweigen  der  Verfassung  über  die  Vertretung  der  Kolonien  und  Algeriens  im 
gesetzgebenden  Körper  spricht  für  diese  Auffassung. 

3)  Etwas  zu  mechanisch  erscheint  mir  die  Begründung  des  kaiserl.  Verordnungsrechts  durch 
Cazalens:  er  meint,  die  gesetzgebende  Gewalt  in  Algerien  könne  auf  drei  Arten  geregelt  sein;  ent- 
weder sei  Algerien  Verordnungen  unterworfen;  oder  besonderen  Gesetzen;  oder  es  sei  zugleich  Ver- 
ordnungen und  Sondergesetzen  unterworfen,  deren  Grenzlinie  durch  ein  organisches  Gesetz  oder 
eine  Verfassung  zu  ziehen  sei.  Da  eine  solche  Grenzziehung  nicht  erfolgt  Bei  und  auch  —  infolge 
der  Aufhebung  des  Art.  10!)  von  1S4S  —  die  Unterstellung  Algeriens  unter  besondere  Gesetze  auf- 
gehört bähe,  so  bliebe  nur  das  unbeschränkte  Verordnungsrecht  übrig.  „Des  fcrois  Solutions  theo- 
riqueuient  possibles,  il  ne  reste  donc  plus  que  la  prenüere." 


2,    I h,    I  i'iin    </<  i    lieonjai  \l<iei'icn  . 

AbgoHohon  von  der  Aufhebunj    de     politinehon  Wahlrochl    der  franzÖHiiicheii 

Algerier    braohte    dor  Staat    itreich    zunäch  i    keine     ichtbaron  Veränderungen  im 

Reohtszustand  Algeriens  mi1  sich,  denn  die  Wiodorhor  tollung  der  au    chliofilichon 

tzgebenden  Gewall    des  Staatshaupt«    hatte    eigentlich    nur   eine    theoreti  che 

Bedeutung,    indem   ja    auch    von   1848     51    die  algeri  che  ü  iung  fa  i   nur 

im    Verordnung  w< weiter     entwickelt     wurde       Die    während    der    zweiten 

Republik  geschaffene  Organisation  blieb  vorerst  unberührt1  ,  Nur  dafl  ein 
Dekret  vom  s.  Juli  1854  die  für  » I i< ■  Gemeinderäte  eingeführten  Wahlen,  die  ich 
so  sohle ohl  bewährt  hatten,  absohaffte  und  «Ins  Recht  des  Generalgouverneun 
/ur  Ernennung  der  Gemeinderäte  wiederherstellte.  Wenn  diesem  zweckmäßigen 
Srhriu  vorerst  kein  weiterer  folgte,  so  lag  das  daran,  dafl  Napoleon  in  einer 
ersten  Zeit  in  Algerien  nur  eine  lästige  Fessel  Für  Frankreich  erblickte2),  weil 
soviel  Truppen  dort  festgehalten  wurden.  Die  Kolonie  war  ihm  gerade  gut 
genug,  um  die  politischen  Gefangenen  nach  dem  Staatsstreich  aufzunehmen,  und 
am  liebsten  hätte  er  auch  gemeine  Verbrecher  dorthin  deportieren  lassen,  wenn 
nicht  der  Generalgouverneur  dieser  Absicht  energisch  entgegengetreten  wäi 
Etwas  mehr  Verständnis  für  die  Bedeutung  Algeriens  für  Frankreich  legte  der 
Prinzpräsident    in   Beiner  Rede   vor  der  Handelskammer  in  Bordeaus  (1852)  an 

den  Tag:  ..Xous  avons  cn  face  de  Marseille,  im  vaste  rovaume  a  assimiler  a  la 
France."  Aber  es  war  doch  eigentlich  erst  der  Krimkrieg,  der  das  [nteresse 
des  Kaisers  an  Algerien  weckte;  zur  Verproviantierung  des  Heere-  hatte 
algerisches  Getreide  gedient,  und  die  in  Nordafrika  geschulten  Truppen  hatten 
sich  gut  bewährt').  Es  verlohnte  sich  also,  dieser  Kolonie  als  einer  Kriegs- 
schule und  Getreidekammer  etwas  mehr  Aufmerksamkeit  zuzuwenden. 

Eine  auch  nur  oberflächliche  Prüfung  der  Verhältnisse  Algeriens  maßte  der 
Regierung  zeigen,  daß  dio  bestehende  Organisation  mit  den  Bedürfnissen  der 
Kolonie  nicht  in  Einklang  stand :  es  fehlte  das  für  die  Regierung  eines  Neu- 
landes wichtigste  Erfordernis:  die  Einheit  der  Leitung.  Zu  den  alten  Reibereien 
zwischen  den  lokalen  Zivil-  und  Militärbehörden  waren  infolge  der  verkehrten 
Organisation  noch  Zwistigkeiten  zwischen  dem  Generalgouverneur  und  den 
Zentralbehörden  im  Mutterlande  gekommen"').  Diesem  unerquicklichen  Zustand 
konnte1  nur  durch  Vereinheitlichung  der  Landesverwaltung  ein  Ende  gesetzt 
werden:  entweder  durch  vollständige  Assimilation,  daß  man  das  System  der 
französischen  Zivilverwaltung  auf  das  ganze  Land  ausdehnte,  oder  in  der  Weise, 
daß  man  einer  besondern  Behörde  die  ganze  Landesverwaltung  unterstellte.    Die 


')  Man  muß  jedoch  beachten,  daß  diese  <  Organisation  in  der  letzten  Zeit  der  Republik  eine 
Dicht  unwichtige  Änderung  erfahren  hatte:  durch  das  Dekret  vom  17.  Januar  1850  war  die  Steuer- 
und  Domänenverwaltung  wieder  vom  Finanzministerium  gelöst  und  wieder  mit  dein  Kriegsministerium 
verbunden  worden.  Das  war  ein  Rückschlag  gegen  die  übertriebene  Assimilation,  ein  Vorbote  der 
Umkehr  zum    System   der  Einheitsverwaltung'. 

2)  „L'Algerie  est  un  boulet  attaehe"  au  pied  de  la  France"  schrieb  er  an  Persigny  (Delord 
Kd.  IV.  s.  65). 

3)  Delord  Bd.  IV,  S.  71. 

4)  Ebenda  S.  70. 

5)  Mallarme  S.  30. 
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algerischen  Kolonisten  forderten  nach  wie  vor  die  vollständige  Assimilation,  ob- 
wohl für  diese  auch  die  nötigsten  Vorbedingungen  fehlten,  waren  doch  erBl  wenig 
über  L 00  000  Europäer  unter  drei  Millionen  Eingeborenen  ansässig1).  Diese 
Forderungen  scheinen  denn  auch  keine  ernste  Berücksichtigung  gefunden  zu 
haben;  während  die  Regierungskreise  im  Jahr  1848  Bicb  noch  völlig  von  der 
Assimilationsidee  beherrschl  zeigten,  ward  Bchon  gleich  zu  Beginn  der  fünfziger 
Jahre  die  Lösung  der  algerischen  Frage  nur  noch  in  der  zweiten  Richtung  — 
in  der  Schaffung  einer  besonderen  Oberbehörde  für  das  ganze  Land  gesucht. 
Für  die  Zusammenfassung  der  Landesgewall  boten  Bich  zwei  Möglichkeiten  dar: 
entweder  man  vereinigte  die  Landesgewall  in  den  Händen  des  Generalgouver- 
neurs oder  man  übertrug  sie  einer  heimischen  Zentralbehörde. 

Im  Mutterlande  neigte  man  natürlich  dieser  letzteren  Lösung  zu,  Bchon  des- 
halb, weil  in  der  unmittelbaren  Regierung  Algeriens  durch  eine  Heimbehörde  der 
Assimilationsgedanke  doch  wenigstens  zum  Teil  verwirklicht  erschien.  Daher 
kann  es  nicht  überraschen,  wenn  sich  die  Vorschläge  der  parlamentarischen 
Kommission  für  Algerien  und  des  ganz  vom  Kiiegsministerium  abhängigen  Comite 
consultatiV  de  l'Algerie2)  in  dieser  Richtung  bewegten3).  In  der  Ausführung  des 
Gedankens  wichen  freilich  die  Vorschläge  der  beiden  Ausschüsse  nicht  unerheb- 
lich von  einander  ab.  Während  das  Comite  consultatif  befürwortete,  das  Kri 
ministerium  mit  der  erweiterten  Gewalt  auszustatten,  schlug  die  parlamentarische 
Kommission  die  Errichtung  eines  besondern  Ministeriums  für  Algerien  vor:  und 
während  das  Comite  consultatif  an  der  Einheit  der  Verwaltung  auch  in  Algerien 
selbst  festhalten  wollte,  indem  außer  den  drei  Divisionskommandeuren  die  drei 
Präiekten  und  drei  Provinzialgouverneure  dem  Generalgouverneur  unterstellt 
werden  sollten,  wollte  die  parlamentarische  Kommission  den  Generalgouverneur 
überhaupt  wegfallen  sehen  und  die  drei  neu  zu  berufenden  Provinzialgouverneure 
in  unmittelbare  Abhängigkeit  vom  algerischen  Ministerium  bringen.  Endlich 
unterschieden  sich  die  beiden  Vorschläge  noch  dadurch  von  einander,  daß  das 
Comite  consultatif  die  Zivilbehörden  den  Militärbehörden  unterzuordnen  be- 
absichtigte, während  die  parlamentarische  Kommission  den  Zivilbehörden  den 
Vorrang  einräumte. 

Von  diesen  beiden  Vorschlägen  war  der  der  parlamentarischen  Kommission 
zweifellos  der  ehrlichere  insofern,  als  er  durch  den  Verzicht  auf  die  Beibehaltung 
der  inhaltlos  werdenden  Stelle  des  Generalgouverneurs  die  logische  Folgerung 
aus  der  Vereinigung  der  Staatsgewalt  in  einem  Mutterlandsministerium  zog.  Dies 
notwendige  Ergebnis  zeigt  aber  deutlich,  daß  der  Vorschlag  zur  Konzentrierung 
der  algerischen  Verwaltung  in  Paris  der  erforderlichen  Sachlage  wenig  entsprach; 
denn  in  einer  Kolonie,  für  die  gerade  eben  erst  das  Stadium  der  Eroberung 
zum  Abschluß  gelangte  —  erst  1857  wurde  das  Bergland  der  Kabylen  durch 
Greneral  Randon  unterworfen  —  durfte  die  einheitliche  Leitung  der  Verwaltung 
im  Lande  selbst  nicht  aufgegeben  werden,    umsoweniger,  als  die  wichtigste  Vor- 


')  Ebenda  S.  35. 

2)  Siehe  die  Dekrete  vom   2.  April  1850  und  vom   17.  Dezember  1851. 

3)  Mallarme   S.  36  f. 
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bedingung  für  die  Weiterentwicklung  de    Lande    dio  Sicherung  der  von  don  un 
abhängigen    W  ii  ten  tämmon   immer  au!     noue   bedrohten  SUdgronze   bildete 

Darum  ompfohl    ei  Bioh,  der   andern   I  .<•  ung.    der  Veroini| lor  Gewalt 

in  der  Hand  des  Gencralgouvornours,  den  Vorzug  zu  gebon:  'Ii'       I  urde 

bezeichnenderweise    von    den    Generalgouvernourea    verfochten.     D       G    loral 
gouverneur  Marquis  d'Hautpoul    schlug    vor,  die   Beaufsichtigung    der  algorischon 
Verwaltung   allon  Fachministerien    zu    übertragen,   aber  den    Verkehr   zwi  chen 
den    Ministerien    und    den    Lokalbehörden    nur   durch    Vermittlung    de     Genera) 
gouvemeurs   vor  Bioh   gehen  zu   lassen.     Man    wird  linden,    daß    in  diesem   Vor 
Bchlag   das  Ziel    der  Gewaltenvereinigung    in   der  Hand   des   Generalgouverneurs 
nicht  sehr   deutlioh   zum  Ausdruck   kommt.     Aber   man    muß    bedenken,   da 
bei  der   zu  Beginn  der   fünfziger  Jahre   noch  recht    ansehnlichen  Anhängerschaft 
der   Assimilation   nicht    leioht   war,   für   eine    Gewaltenvermehrung   des    General- 
gouvemeurs  Zustimmung  zu  linden.     Darum  mußte  auch  ein  <\>'\n  AsBÜnilations- 
gedanken   zuwiderlaufender   Plan,   wie   die   Stärkung   der   Gouverneursgewalt    es 
war,  in   ein    assimilatorisches  Gewand    eingekleidet    werden.     Die    nötige  assimi 
latorische  Färbung  erhielt  die  Gewaltenmehrung  des  Generalgouverneurs  am  besten 
dadurch,  daß  man   jeden  Dienstzweig   mit  dem    entsprechenden   Fachministerium 
in  Verbindung   brachte.     Und   so    konnte   d'Hautpoul   keck    behaupten,   daß  die 
von  der   parlamentarischen  Kommission  und    dem  Comite*    consultatif   gemachten 
Vorschläge  auf  Vereinigung  der  algerischen  Verwaltung  in  einer  mutterländischen 
Zentralbehörde    der   Assimilation    zuwiderliefen,1)    während    sein    Plan    mit    der 
Assimilation   in  bestem  Einklang  stünde. -i     In  Wirklichkeit  war  es  dem  General- 
gouverneur natürlich    durchaus  nicht   um  eine   allzu    enge   Verknüpfung   der  ein- 
zelnen Verwaltungszweige  mit  den  Fachministorien  zu  tun,  sondern  er  wollte  den 
Ministerien    nur   die  Aufsicht   zugestehen,  wie    sein  Schlagwort  zeigt:    „L'admini- 
stration  tonte  entiere  en  Algerie;  lo  contröle  tont  entier  a  Paris."3) 

Noch  kühnere  Gedanken  entwickelte  der  Nachfolger  d'Hautpouls,  General 
Elandon;  von  der  fixen  Idee  beherrscht,  daß  alle  seine  Mißerfolge  in  der  Ver- 
waltung aus  der  Abhängigkeit  vom  Kriegsministerium  zu  erklären  seien,  wandte 
sich  Randon  hinter  dem  Rücken  seines  Vorgesetzten  an  den  Staatsminister  Fould, 
dem  er  in  einer    breiten  Korrespondenz    seine  Wünsche  darlegte:    entweder  den 


')  „Un  ministere  special  par  exemple,  meine  en  admettant  la  possibilite  de  concilier  son 
action  avec  celle  du  ministere  de  la  guerre  .  ..  an  ministere  special  serait  contraire  au 
but  de  fnsion,  d'assimilation  qu'on  doit  se  proposer,  en  consacrant  a  toujours  an 
etat  de  choses  anormal.  Une  direction  generale  centralisant  tous  les  Services,  ce  qui  n'est  guere 
autre  chose  qu'un  ministere  special  de*guise\  aurait  le  meme  inconvenient  .  .  ."  General  d'Hautpoul, 
Du  ministere  de  la  guerre  en   1850  et  de  l'Algerie  en  1851.     Paris  1851,  S.  146  f. 

2)  „Comment  concilier  l'assimilation  de  L'administration  avec  la  concentration  des  pouvoirs, 
la  diversite  avec  Turnte '?  Au  moyen  d'une  combinaison  bien  simple  puisqu'elle  n'est  qu'une  meil- 
leure  disposition  de  l'etat  de  choses  actuel:  par  la  repartition  de  tous  les  serviees  entre  les  divers 
ministeres,  le  gouverneur  g£n£ral  servant  d'intermediaire  ä  tous.  Rattach  er  cliaque  Service 
au  ministere  competent,  c'est  assimi ler;  admettre  le  gouverneur  general  comme  inter- 
mediaire  obligd  entre  cliaque  serviee  et  le  departement  ministeriel  dont  il  depend,  c'est  maintenir 
l'unite.   l'autorite   .   .   .-;   Ebenda  S.  149  f. 

3j  1.  c.   S.  115. 
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Generalgouverneur  entsprechend  dem  d'Hautpoulschen  Plane  allen  Fach- 
ministerien zu  unterstellen  oder  ihn  zum  Minister  zu  erheben.  Diese  Vorschläge 
leuchteten  Napoleo.n  derarl  ein,  daß  er  sie  dem  Senatepräsidenten  zur  Aus- 
arbeitung mitteilen  ließ;  die  Entwürfe  zu  den  kaiserlichen  Verordnungen  wurden 
denn  auch  Fertiggestellt,  sogar  gedruckt  —  es  fehlte  nichts  mehr  als  die  kaiserliche 
Unterschrift,  —  da  fühlte  sich  der  Kaiser  veranlaßt,  doch  auch  den  Kri< 
minister,  Marschall  Vaillant,  der  von  der  ganzen  [ntrigue  keine  Ahnung  hatte. 
über  die  Änderung  zu  hören.1)  Ea  läßt  sich  denken,  daß  Marschall  Vadium 
nach  diesen  Vorgängen  die  Vorschläge  seines  Untergebenen,  des  General- 
gouverneurs, nicht  mit  der  nötigen  Unbefangenheil  prüfte.  Die  Frage  der  al- 
gerischen Verwaltungsreform  war  aber  nun  einmal  aufgeworfen,  es  mußte  irgend 
etwa-  zu  ihrer  Lösung  geschehen.  Natürlich  fiel  die  Lösung  ander-  aus  als  sie 
dem  intriganten  Generalgouverneur  vorgeschwebt  halte;  Die  Regierung  griff  auf 
die  von  der  parlamentarischen  Kommission  gemachten  Vorschläge  zurück,  d.  h. 
sie  verwirklichte  die  [dee  von  der  unmittelbaren  Regierung  Algeriens  durch  eine 
besondere  Behörde  im  Mutterlande. 

3.   Unmittelbare   Regierung  Algeriens   durch    das  Ministerium  für  Algerien    und  die 

Kolonien   1858—1860. 

A.  Die    Neueinrichtung    der    Landes  Verwaltung. 

Ein  kaiserliches  Dekret  vom  24.  Juni  18582)  trennte  die  Direktion  für 
Algerien  vom  Kriegsministerium  los  und  die  Direktion  der  Kolonien  vom  Marine- 
ministerium  ;,i  und  vereinigte  die  beiden  zu  einem  Ministerium  für  Algerien  und 
die  Kolonien,4)  dessen  Portefeuille  dem  Vetter  des  Kaisers.  Prinz  Jeröme  Napoleon, 
übertragen  wurde.5)6)  Damit  war  zum  ersten  Mal  ein  selbständiges  I'rovinzial- 
ministcrium  für  die  Außenländer  geschaffen.  Die  Ansätze  zur  Durchführung  des 
Realsystems  —  der  Verwaltung  durch  Fachministerien  —  auch  in  den  Außen- 
ländern  verschwanden  wieder:  Justiz,  Kultus  und  Unterricht  wurden  von  den  Fach- 
ministerion wieder  abgelöst  und  mit  dem  neuen  Ministerium  verbunden.7)  Am 
schwierigsten  gestaltete  sich  natürlich  die  Auseinandersetzung  mit  den  beiden 
Ministerien  der  bewaffneten  Macht:  für  Algerien  kommt  nur  die  Auseinander- 
setzung mit  dem  Kriegsministerium  in  Betracht.8)  Sie  geschah  in  der  Weise, 
daß    dem   Kriegsministerium  eigentlich  nur  in  rein   militärischen  Fragen  die  Ent- 


')  Delord  Bd.  IV   S.  72. 

2)  Bulletin  des  lois  614,  n°  5694,  Sirey,  L.  a.     1S58.  S.  176.    siehe  Anhang  Nr.  18. 

3J  Art.  2. 

'.  Art.  1. 

,  Art.  ;!. 

°)  Ich  denke,  die  Vorgeschichte  der  Errichtung  des  Ministeriums  beweist  zur  Genüge,  daß 
das  Ministerium  nicht  nur  errichtet  wurde.  ..um  dem  Prinzen  Napoleon  .  .  ein  Ministerportefeuille  zu 
verschaffen",  wie  Jerusalem,  Grundsätze  des  französischen  Kolonialrechts,  Berlin  1909.  S.  126  meint. 

'')  Dekret  vom  2!».  Juli  1858  (Bulletin  des  Lois  624,  Nr.  5782)  Sirey.  L.  a.  1858,  S.  193  und 
Dekret  vom  2.  August  1858  (Bulletin  des  lois  625,  Nr.  5797)  Sirey,  L.  a.  S.  194. 

"i  Rapport  a  l'Empereur  sur  le  partage  d'attributions  necessitd  par  la  creation  du  ministere 
de  l'Algerie  et  des  colonies  (Bulletin  des  lois  624,  n°  5781)  sirey.  L.  a.  1858,  S.  IUI  n'. 


ohoidung   vorblieb,')  während  Für  Vfaßnahmon,  die  mit  dor  Sicherheil   d<     Land« 
mmenhingen,  w  i t ^  Für  die   Kinloitun^   ki  lier  Operationen,  Für  Truppen 

di  lokal  ionen  und   Uiulichos  ein  Zusi >n  wirken  d<     Krii      ministerium    mit  dum 

Ministerium  Für  Algerien  und  die   Kolonien  vorge  ehen  wurde,1 

l>ie  Würde  des  Generalgouvorneur    hätte  man  an  und  Fttr    ich  Fortbestehen 

lassen  können:  abor  <li<'  liegioru shloß     ich  auch   in  die  em  Punkte  den  Vor 

Bohlägen  der  parlamentarischen   Kommission  an  und  hob  die  Stelle  de    <  leneral 
gouverneura    auf.3)     In  dem    diese    Maßregel    empfehlenden   Bericht    dei    Prinz 
ministers    vom    81.  AugUBl  1858*)    ist    die    doppelte  Zentralisation    in    Algier   und 
in   Paria  als  sehr  nachteilig  hingestellt.8)     „Man  muß        hieß  e    in  dem  Berichl 
die   enge    Bevormundung,    die    die    Gewalt    (d.  h.    «Irr   Genoralgouverneur     über 
Interessen  und  Personen   ausübten,  beseitigen;    der  Zeitpunkt    isl   gekommen,  da 
man  den  Lokalbehörden  eine  Freiere  und  unmittelbarere   Betätigung  ermöglichen 
nuii),  .  .  ,"6)     Danach   möchte  es   scheinen,   als   ob   der  Wunsch,  den  Lokalbe 
hörden  eine  größere  Selbständigkeil  zu  gewähren,  den  hauptsächlichsten   Beweg- 
grund Für  die  Aufhebung  des  Generalgouvernements  abgab.     Allein  in  Wirklich- 
keil beabsichtigte  man  weniger   eine  Erweiteruvg    *\r\-  Lokalverwaltung,  als  viel- 
mehr eine  Stärkung  der  Zentralgewalt  im  Mutterland.7)     Man  fürchtete  eben,  daß 
der  Generalgouverneur,  seihst  wenn  man  ihm  rechtlich  noch  so  enge  Fesseln  an- 
legte,  tatsächlich  doch  die  Oberhand  behielte;  darum  beantragte  das  Ministerium 


')  „La  correspondance  relative  ä  L'administration  Interieure  des  corps,  aux  questions  pure- 
ment  militaires  ei  a  la  justice  militaire,  sauf  certains  cas  relatifs  aus  Conseils  de  guerre  jugeant 
des  europeens  et  des  indigenes,  est  transmise  au  ministre  de  la  guerre  .  .  la  correspondance  con- 
cernant  la  politique  et  l'administration  du  pays  est  adress^e  au  ministere  de  l'Algerie  ei  des 
colonies." 

-)  „Les  projets  relatifs  aux  Operations  militaires  sunt  d'abord  soumis  an  ministere  de  l'Algerie 
ei  des  colonies,  qui  appr£cie  leur  opportunitä,  et  se  concerte,  an  besoin,  avec  le  departement  de  la 
guerre,  au  sujet  de  La  force  et  de  la  composition  des  colonnes.  Mais  des  L'entree  des  troupes  en 
campagne,  le  ministre  de  la  guerre  reeoit  un  double  de  tous  les  rapports  qui  sunt  £tablies  par  le 
commandement  dos  troupes,  outre  La  partde  de  la  correspondance  militaire  comprenant  Les  ätats  de 
Situation,  et  »[iii  doit  Lui  parvenir  directement."  Vorschläge  zu  Beförderungen,  Versetzungen  und 
zur  Dislokation  der  Truppen  gingen  immer  zuerst  an  das  Ministerium  für  Algerien  und  die  Kolonien 
und  von  diesem  mit  einem  Gutachten  an  das  Kriegsministerium. 

3)  Art.  1  und  '2.      Siehe    Anhang  Nr.  19. 

4)  Moniteur  universel  vom  ;>.  September  L858,  S.  L089  (Bulletin  des  lois  630.  n°  5858.  Sirey, 
L.  a.  1858.  S.  197). 

5)  „Une  double  centralisation  ä  Alger  et  ä  Paris  est  nn  grave  inconvenient  et  un  obstacle 
reel  a  la  prompte  execution  des  affaires  .  ." 

'')  „Dans  les  territoires  civils,  il  taut  faire  cesser  la  tutelle  etroite  qui  est  exercee  par  le 
pouvoir  sur  les  interets  et  sur  les  personnes;  le  moment  e>t  venu  d'aecorder  a  l'autorite  loeale  une 
aetion  plus  libre  et  plus  directe,  en  lui  permettant  d'administrer  avec  plus  d'independance  et,  par 
la  meine,  avec  plus  de  responsabilite.  11  convient,  en  un  mot;  que  le  ministre  laisse  aux  admini- 
strateurs.  «vnrnuix  ou  pret'ets.  une  plus  grande  latitude.  et  n'intervienne  que  pour  les  affaires  d'une 
certaine  importance  et  d'un  interet  general." 

•)  „La  suppression  des  fonetions  de  gouverneur  general  rendra  L'action  du  gouvernement 
plus  facile;  eile  donnera  au  ministre  et  aux  autorites  locales  tonte  leur  liberte  d'aetion,  eile  sim- 
plifiera  la  direction  et  facilitera  l'ob&ssance;  partant  du  centre  du  gouvernement.  l'impulsion  sera 
plus  \ -ive  et  plus  reguliere,  et  ainsi  disparaitra  toute  possibilite'  de  conflits." 


die  Beseitigung  dieses  „nutzlos  gewordenen  Teils  in  <  1< -n i  Verwaltungsgetriebe" ') 
und  die  Verteilung  Beiner  Punktionen  unter  das  Ministerium  und  die  Lokalbe- 
hörden.3 So  Bind  die  Befugnisse  des  Greneralgouverneurs,  die  man  Beil  1>I."> 
abzublättern  begonnen  hatte,  1858  von  der  Zentralgewalt  im  Mutterland  einer- 
seits und  den  Lokalbehörden  in  Algerien  andererseits,  also  durch  Zentralisation 
und   Dezentralisation,  völlig  aufgesogen  worden. 

Das  liciUt  doch  nicht  ganz;  wenn  auch  der  Titel  des  Generalgouverneurs 
verschwand,  so  lebte  ein  Rest  Beiner  Gewall  in  dem  Oberkommandanten  fort, 
der  anstelle  d<<  Generalgouverneurs  den  Oberbefehl  übernahm3).  Die  Einheil 
des  militärischen  Oberbefehls  an  Ori  und  Stelle  mußte  mau  aufrecht  erhalten4), 
wollte  man  nicht  die  Kolonie  ernsten  Gefahren  aussetzen.  Den  Oberkomman- 
danten konnte  man  nicht  auf  die  Stellung  eines  Armeekorpskommandanten  be- 
schränken, sondern  es  mußten  ihm  in  Anbetracht  «1er  Btändig  drohenden  Angriffe 
auch  einige  außerordentliche  Befugnisse  eingeräumt  werden  :  er  hatte  alle  Maß- 
regeln zu  ergreifen,  die  nötig  waren,  um  das  Ansehen  des  Kaisers  und  die  Aus- 
führung der  Gesetze  zu  sichern,  ja,  er  durfte  in  dringenden  hüllen  sogar  die 
Anordnungen  der  Präfekten  (in  den  Zivilterritorien  i  und  der  Generäle  (in  den 
Militärterritorien)  suspendieren5).  Diese  Kompetenzbestimmung.  in  der  man  un- 
schwer ein  Überbleibsel  des  Xotverordnungsrechts  des  (ieneralgouvcrneur^ 
erkennt,  war  dehnbar  genug;  berücksichtigt  man  dann  noch,  daß  der  Ober- 
kommandant nicht  vom  Ministerium  für  Algerien  und  den  Kolonien  allein  abhing, 
sondern  zugleich  dem  Kriegs-  und  Marineministerium  unterstellt  war.  und  daß 
die  die  Militärterritorien  verwaltenden  Divisionsgeneräle  in  militärischen  Dingen 
dem  Oberbefehlshaber  untergeordnet  waren,  so  wird  man  erkennen,  daß  der 
Oberkommandant,  zumal  er  immer  noch  der  erste  Beamte  in  der  Kolonie  war. 
faktisch  noch  eine  große  Bedeutung  besaß. 

Dieser  Tatsache  trug  man  freilich  bei  der  Neugestaltung  der  Lokalverwaltung 
in  dem  Dekret  vom  27.  Oktober  18586)  gar  keine  Rechnung:  Die  Zusammen- 
fassung der  Verwaltung  in  Algier  ist  völlig  verschwunden,  dafür  aber  eine  einheit- 
liche" Verwaltung  in  jeder  der  Provinzen  zum  Teil  durchgeführt:  Zwar  sollten 
wie  bisher  die  (Zivil-)  Departements  von  den  Präfekten  unter  Mitwirkung  eines 
Präfekturrats7)  und  die  Militärterritorien  von  den  Divisionsgenerälen  (unter  Mit- 
wirkung eines  neu  zu  bildenden  Pates  für  Zivilangelegenheiten)8)  verwaltet 
werden,     aber    man    gab    dem    Departement    und    dem    Militärterritorium    jeder 


')   V.  M.    reconnaitra   qne   la   centralisation   des    affaires   a  Alger,    i>ar   un    gouvernenr 

geheral,  devient  an  rouage  inutile." 

2)  „Ces  hautes  fonetions  doivent  t'uv  aujourd'b/ui  adeessairement  reparties  entre  le  ministere 
special  et  les  autorites  Ideales  ]iar  une  sage  decentralisation.  ." 

:<)  Art.  3. 

4)  ..Mais,  en  demandant  que  l'admiaistratiorj  en  Algerie  devienne  plns  lilire  et  plus  indepen- 
dante,  je  reserve  entierement  la  question  militaire.  Sttr  ce  point,  la  centralisation  ä  Alg-er  doit 
<"tre  niaiiitenne  intaete.  et  le  commandement  superieor  de  L'armee  rester  devolu  ä  an  chef  uniqne." 

5)  Art.  4. 

°)  Bulletin  des  luis  646,  n°  5998  (Sirey  L.  a.  1858.  S.  204  .     siehe  Anhang  Nr.  20. 
7    Art.  6—12. 
9)  Art.  13—15. 
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Provinz    nun    auoh    ein  gonuunfta rgan  in  dorn  Conseil  -  ■  i •  ■  t . >  1 '       \ len 

Con  oil  ">  uöraux,  doron  Errichtung  im  Jahre  lslv  in  Au  iclil  •■>■  tollt,  abur  nicht 
\  erw  irklicht    worden    wrai  '  .    unterschieden     ich    die    (etzt    KCHchafVenon    Provinz 

Vertretungen  in  mehrfacher  Weise :    1848     olltu    da     C iil  ttöncral    nur  Rli    da 

(Zivi)  )   Departemenl  zuständig    iein,  jotzl  dagegon  er  treckte     ich     oiru    I 
auf  Zivil    iiutl  Militärterritorium;    1848    ollto  da    Con  oil  ■•  >  1 1 •  i .•  1 1  gewählt   werden, 
nunmehr   waren   seine   Mitglieder   vom   Kaiser  (für  io  drei  Jahre)   zu  ernennen3), 
die  Einführung    von   Wahlen    wurde   Für   eine    spätere    Zeil    vorbohalton4       Und 
während     Isis    nur    französischen    Bürgern    die    Wählbarkeit    Für    die    Conseil 
generalis,   zugestanden    wurde,    konnten    jetzt    Europäer    ohne   Rücksicht    auf    die 
Staatsangehörigkeit   wie  auch  eingeborne  Notabein  zu  Mitgliedern  ernannt   werden. 
I  >er  Wirkungskreis   der   Conseils  genöraus    wurde    nach    dem   Vorbild    de 
mutterländischen  Gesetzes  von   1838    über  die   Befugnisse  der  Conseii     generaux 
und  der  Arrondissementsräte  bestimmt:    Die  Conseils  generaus  wurden  zur  Mit 
Wirkung  bei  einer  Reihe  von  Verwaltungsakten  berufen:  sei  es,  daß  Bie  nur  Gut- 
achten abgeben  durften5)         wie  z.  B.  über  Veränderung  von   Bezirksgrenzen 

sei  es.    daß    sie  Beschlüsse   zu   fassen    hatten6)         wie  z.  B.  Hb  er  Aufnah von 

Anleihen  oder  Veräußerung  von  den  Departementsgütern  .  Beschlüsse,  die  zu 
ihrer  Rechtsverbindlichkeit  je  nach  ihrer  Wichtigkeil  der  Bestätigung  des  Kaisers, 
des  Ministers  oder  der  Präfekten  bezw.  der  Territoriumskommandanten  bedurften7). 
1  >as  Wichtigste  ist  aber,  daß  die  Conseils  generaux  an  der  Feststellung  des 
Budgets  mitzuwirken  hatten;  das  merkwürdige,  nur  dein  Namen  nach  einheitliche 
Lokalbudget  Algeriens,  in  dem  dio  Ordonnanz  von  L845  allgemeine,  provinzielle 
und  Gemeindeausgaben  zusammengeworfen  hatte,  fiel  jetzt  fort;  es  ließ  nur  in- 
sofern eine  Spur  zurück,  als  ein  Zehntel  der  Einnahmen  aus  jeder  Provinz  dem 
Minister  zur  Verwendung  für  allgemeine  Ausgaben  zur  Verfügung  gestellt  wurde-  . 
Sonst  ward  das  Lokalbudget  bis  auf  die  rein  örtlichen  Ausgaben  und  Einnahmen 
unter  die  Provinzen  aufgeteilt;  die  rein  örtlichen  Ausgaben  und  Einnahmen 
waren  —  wie  erwähnt  —  schon  1S47  z.  T.  aus  dem  algerischen  Lokalbuduvt 
ausgeschaltet  worden,  indem  die  zu  Gemeinden  erhobenen  Siedelungen  eigene 
Budgets  erhielten.  Nunmehr  lösto  man  auch  die  übrigen  örtlichen  Ausgaben  und 
Einnahmen  aus  dein  Zusammenhang  mit  den  provinziellen  und  übertrug  die 
Feststellung   der  Budgets    der    nicht    eingemeindeten  Orte   dem  Präfekten,    bezw. 


')  Art.  16—37. 

2)  Siehe  die  im  Anhang  Nr.  17  abgedruckte  Verordnung  vom  16.  Dezember  1848, 
Art.  34  ff 

:!)  Art.  17,  erster  Satz.  In  den  Kolonien  wurden  die  Conseils  generalis  zur  Hälfte  vom  Kaisei 
ernannt.      Näheres   über  das   Senatuskonsnlt   von    1854    in    einem    späteren    Hände. 

4)  „Mais  l'Empereur  pensera  peut-Stre  <|u"il  ne  taut  ]>as  des  aujourd'hui  appliquer  ä  cette 
Institution  en  Algeiie  l'eleetion  populaire.  Cet  admirable  principe  de  notre  droit  public  presenterait 
des  perils  au  milieu  d'une  soeiete  qui  se  fonde.  L'eleetion  viendra  ä  son  heure  .  ."  heißt  es  in 
dem  Bericht  zu  dem  Dekret. 

5)  Art.  35. 

6)  Art.  33. 

7)  Art.  34. 

8)  Art.  50. 


—     41     — 

dem  Temtoriumskommandanten1).  Die  Provinzialbudgets,  die  also  nunmehr  den 
Departementsbudgets  im  Mutterlande  entsprachen,  wurden  vom  Präfekten  und.  dem 

Territoriumsko andanten  gemeinsam  vorbereitet  and  dann  dem  Conseil  genöral 

zur  Beratung  vorgelegt8  ;  die  Conseils  generaux  waren  in  ihrer  Beschlußfassung 
hinsichtlich  der  Einnahmen  und  der  Ausgaben  beschränkt:  hinsichtlich  der  Ein- 
nahmen waren  Bie  an  die  in  der  Verordnung  angegebenen  Einnahmequellen  ge- 
bunden3), und  bei  den  Ausgaben  mußte  die  <l<in  Gesetz  von  1838  nachgebildete 
Liste  der  obligatorischen  Ausgaben4)  genügende  Berücksichtigung  finden, 
widrigenfalls  diese  Ausgaben  eben  ex  officio  vom  Präfekten,  dem  Territoriums- 
kommandanten oder  dem  Minister  eingestellt  wurden5).  Die  Bestätigung  des 
vom  Conseil  general  beratenen  Provinzialbudgets  erfolgte  durch  kaiserliches 
Dekret' 

Merkwürdigerweise  schuf  das  Dekret  außer  dem  Conseil  general  kein  dem 
Departement  und  dem  Territorium  gemeinsames  Organ,  es  bestellte  keine  Pro- 
vinzialgouverneure,  wie  es  die  parlamentarische  Kommission  vorgeschlagen  hatte. 
Die  Befugnisse  des  früheren  Generalgouverneurs  verteilte  man  einfach  unter  das 
Ministerium  einerseits  und  die  Präfekten  und  Territoriumskommandanten  anderer- 
seits. Die  Promulgation  gesetzgeberischer  Akte  für  Algerien  fiel  natürlich  dem 
.Ministerium  zu.  Das  Bulletin  officiel  des  actes  du  gouvernement  de  l'Algerie 
wurde  angeschafft7 1.  und  an  die  Stelle  der  Promulgation  in  Algier  trat  die  Pro- 
mulgation in  Paris,  in  dem  vom  Ministerium  herausgegebenen  „Bulletin  officiel 
du  ministere  de  l'Algerie"8);  und  zwar  bedurften  dieser  Promulgation  nach  wie 
vor  die  für  Algerien  anwendbaren  exöcutoires)  Gesetze.  Dekrete  und  Reglements0). 
Man  sollte  erwarten,  daß  diese  Promulgation  sonach  für  die  Anwendung  jedes 
gesetzgeberischen  Aktes  in  Algerien  eine  unbedingte  Voraussetzung  bildete,  also 
z.B.  auch  für  die  Anwendung  eines  allgemeinen  für  das  Mutterland  und  Algerien 
zugleich  bestimmten)  Gesetzes;  allein  eine  Ministerialentscheidung  vom  11.  August 
1859  gab  dem  Artikel  des  Dekrets  die  einschränkende  Auslegung,  daß  die  Pro- 
mulgation im  Bulletin  des  algerischen  Ministeriums  nur  bei  den  ausschließlich 
auf  Algerien  sich  beziehenden  Akten  erforderlich  sei10;.  Mit  andern  Worten  :  all- 
gemeine (besetze  und  Dekrete,  deren  Anwendbarkeit  für  Algerien  vorgesehen  war, 
wurden  mit  der  Promulgation  im  allgemeinen  Gesetzesblatt  auch  in  Algerien 
rechtskräftig. 

Von  den  administrativen  Befugnissen  des  Generalgouverneurs  behielt  sich 
das  Ministerium    nur  die  Angelegenheiten  vor.  die  mehrere  Provinzen   oder  das 


')  Art.  54. 
2)  Art.  41,  1. 
;|  Art.    18,  4'.'. 
')  Art.   14. 

5)  Art.  4.;. 

6)  Art.  41.  2. 
7|  Art.  4. 

8)  Die  Rechtskraft  der  in  diesem  Bulletin  promulgierten  Akte  trat  in  Algerien  in  bestimmter 
Frist  nach  dem  Eintreffen  des  Blattes  in  den  Hauptorten  der  Provinzen  bezw.  der  Bezirke  ein. 

'•')  Art.  1. 

,0)  ,..  .  La  disposition  de  l'art.  2  n'a  pu  avoir  en  vue  que  Les  actes  purement  algt'riens  ou 
dont  l'execution  interessait  exclusivement  l'Algerie  .  ."  an<r«-fiihrt  bei  Sumien  S.  33. 
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Departement   and   «Ins  Territorium    einor  Provinz   betrafen,    von     od  tigon  An 
gologonhoiton  nur  diejenigen,  die  dfl    Staat  intorc    o  unmittelbar  borührton, '    alle 
übrigen  Befugnisse   des  Genoralgouverneur     fielen    an    don   Präfukten   bezw,  den 
Territorium  kommandanten,  ia    man  übertrug  'Im-  en     ogar   noch    einige   Kompi 
lenzen,   die   früher   dem   Krieg  minister  zugestanden    hatten  '      Aul    die  o   W 
suchte  man   daB   noue  Schlagwort    „Oouvorner   de    Parii    ei    adnrini  trer     ur    Ig 
lieux"  zu  verwirklichen. 

11.  Bekämpfung  deB  Systems  der  Verwaltung  vom  Mutterlande 
Die  neue  Lokalorganisation  verräl  gleich  auf  den  er  ten  Blick  ihre  Mängel; 
man  frägl  Bich  unwillkürlich:  wie  konnte  man  eine  dem  Departement  und  dem 
Militärterritorium  gemeinsame  Provinzialvertretung  scharfen,  ohne  zugleich  einen 
Beamten  an  die  Spitze  der  Provinz  zu  stellen'.''  Diese  Unterlassung  isl  wühl 
daraus  zu  erklären,  daß  die  Regierung  sich  scheute,  auf  die  Frage,  ob  die 
Militärbehörden  den  Zivilbehörden  übergeordnet  sein  sollten  oder  umgekehrt,  •■ine 
klare  Antwort  zu  geben.  Einen  Zivilbeamten  an  die  Spitze  der  Provinz  zu 
stellen,  also  die  Militärbehörden  den  Zivilbehörden  unterzuordnen,  wie  es  die 
parlamentarische  Kommission  verlangte,  dazu  war  das  Land  nichl  genug  gesichert, 

und    wenn    man    einen    Offizier    zum    Provinzialgouvemeur    ernannt    hatte,    BO    Wäre 

dieser  notwendigerweise  in  militärischen  Fragen  dem  Oberkommandanten  unter- 
geordnet gewesen,  und  die  Verwaltung  wäre  wieder  in  Abhängigkeil  vom  <  >ber- 
kommandanten  (alias  Generalgouverneur)  geraten.  Also  blieb  nichts  übrig,  als 
es  bei  der  doppelköpfigen  Leitung  der  Provinz  durch  den  Präfekten  und  den 
Territoriumskommandanten  —  zu  belassen;  höchst  unpraktisch,  denn  wenn  Kon- 
flikte zwischen  beiden  ausbrachen,  mußte  bei  dem  Fehlen  eines  übergeordneten 
Organs  in  Algerien  die  Entscheidung  des  Ministers  abgewartet   werden! 

Es  läßt  sich  denken,  daß  derartige  administrative  Meisterstücke  den  Gegnern 
des  Systems  willkommene  Angriffsflächen  boten;  und  an  Gegnern  war  kein  Mangel, 
vor  allem  in  militärischen  Kreisen.  Es  nützte  dem  neuen  Ministerium  wenig,  daß 
die  Kolonisten  die  Errichtung  des  Ministeriums  als  Übergang  zur  Zivilregierung 
begeistert  aufnahmen,8)  —  es  mußte  ohnmächtig  bleiben,  wenn  es  ihm  nicht  gelang. 
den  Militärbehörden  seinen  Willen  aufzuzwingen;  denn  diese  besaßen  immer 
noch  den  entscheidenden  Einfluß  im  Lande,  da  sich  die  Verwaltung  zum  größten 
Teil  in  ihren  Händen  befand.4)  Es  war  die  Schwäche  des  neuen  Systems,  daß 
das  neue  Ministerium  in  zu  loser  Verbindung  zur  Armee  stand.5)  Die  Beamten- 
offiziere in  Algerien  waren  nicht  nur  dem  Ministerium  für  Algerien  untergeordnet, 
sondern  waren  zugleich  Untergebene  des  Kriegsministers.     Mithin  hing  die  Landes- 


>)  Art.  12,  Tablean  C. 

2)  Art.  10  und  11   und  Tableau  A   und  B. 

:1)  Mauarme'  S.  39. 

4)  „L'administration  d'Algerie,  en  recevant  \ui  chef  civil,  n'a  point  encore  cesse"  d'etre  mili- 
taire  aux  neuf  dixiemes.  Au  contraire  .  .  .  l'armee  a  ete,  provisoirement  du  moins,  maintenue  en 
Afrique  presque  dans  tonte  lY-tendue  de  ses  pouvoirs  .  .  ."  Albert  de  Broglie,  Une  reforme  ad- 
ministrative in  Afrique  in  der  Revue  des  deux  mondes  1S60,  Bd. '27  S.  117. 

■')  ...  .  si  Le  gouverne.ur  general  tenait  trop  etroitement  ä  l'arniee  .  .  .,  le  ministere  de  l'Al- 
«ri'rie  1  ii ■  est  aujourd'hui  trop  etranger  pour  exercer  sur  eile  une  action  efficace."     Ebenda.  S.  1  IG. 
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Verwaltung  von  zwei  Köpfen  ab,  vom  Minister  Für  Algerien  und  vom  Kii 
minister;  und  zwar  war  die  Abhängigkeil  vom  Kriegsminister  Faktisch  Btärker, 
weil  die  Offiziere  naturgemäß  ihre  Stillen  in  Algerien  nur  als  Durchgangsposten 
betrachteten.1)  Der  Rückhalt,  den  «las  Kriegsministerium  < i<  n  Beamtenoffizieren 
bot,  machte  diese  gegenüber  dem  Ministerium  Für  Algerien  ziemlich  unabhängig; 
daher  mußte  «las  neue  Ministerium  an  dem  hartnäckigen  Widerstände,  den  die 
Militärbehörden  seinen  gutgemeinten,  aber  oichl  immer  glücklichen  Reformen 
entgegensetzte.2!  scheitern.  Wenn  der  Prinz  sich  schon  am  7.  Mär/.  1859  von 
seinem  Ministerposten  entliehen  ließ,  so  trägl  daran  der  Konflikt  mit  der  Militär- 
partei wohl  wenigstens  zum  Teil  die  Schuld.1.  Das  System  fiel  zwar  noch  nicht  mit 
dein  Prinzen,  aber  die  Gegner  gewannen  zusehends  an  Boden,  zumal  der  Nach- 
folger des  Prinzen.  Chasseloup-Laubat  sich  ausschließlich  mit  wirtschaftlichen  und 
kolonisatorischen  Fragen  befaßte  4j  und  dadurch  den  Gegensatz  zu  den  Militär- 
behörden nur  noch  verschärfte,  äußere  umstände  beschleunigten  den  Sieg  der 
Militärpartei:  ein  Aufstand  in  Westalgerien,  der  ihren  Warnungen  Rechl  zu  geben 
schien,  und  dann  die  Reise  des  Kaisers  nach  Algerien  im  September  1860.  Da 
der  Kaiser  für  die  Aufgaben  der  Kolonisation  kein  Verständnis  besaß,5)  so  war 
er  außerstande,  der  Tätigkeit  der  Zivilbehörden  eine  gerechte  Beurteilung  wider- 
fahren zu  lassen  —  eine  wenig  schmeichelhafte  Bemerkung  über  die  ihn  be- 
grüßenden Zivilbeamten  legt  von  dieser  Unfähigkeit  Zeugnis  ab;,;)  ein  um  so 
wärmeres  Interesse  brachte  er  der  Armee  entgegen,  die  sich  eben  wieder  auf 
dem  italienischen  Kriegsschauplatz  glänzend  bewährt  hatte.  Und  so  war  es  den 
Beamtenoffizieren  ein  Leichtes,  den  Kaiser  für  einen  Systemwechsel  zu  gewinnen.7) 
Nur  konnte  dieser  Systemwechsel  nicht  einfach  in  einer  Umkehr  zum 
früheren  System  bestehen.  Das  Gegebene  war  vielmehr,  den  Ratschlägen  Randons 
zu  folgen,  dessen  Programm  eben  wieder  in  überzeugender  Weise  von  einem 
trefflichen  Kolonialpolitiker,  dem  späteren  Minister  unter  der  dritten  Republik. 
Albert  de  Broglie.  in  der  Revue  des  deux  mondes  entwickelt  worden  war.8)     Ob- 


')  ..De  ee  provisoire  resulte  ane  singularite"  fort  nuisible  ä  Ia  bonne  expc'dition  des  affaires: 
c'est  que  l'administratiOD  de  la  colonie  a  aujourd'hui  deux  tetes:  eile  depend  ä  la  Ibis  du  ministere 
de  l'Algerie  et  du  ministere  de  la  guerre;  disons  mieux,  eile  appartient  reellement  a  Tun  et  n'est 
que  provisoirement  pretee  a  l'autre.  Le  ministere  de  la  guerre  est  l'autorite  rentable  ä 
laquelle  chaeun  des  membres  de  cette  administration  tient  par  son  passt'  et  dont  il  attend  Bon 
avciiir  .  .  ."    Ebenda  S.  117. 

2)  So  hob  der  Prinz  das  gegenüber  den  Eingebornen  angewandte  System  der  Kollektiv- 
strafen auf,  mußte  es  aber  infolge  des  Widerstandes  der  Beamtenoffiziere  wiederherstellen  (Girault 
15(1.  III  S.  240);  ebenso  schlug  sein  Versuch  fehl,  die  Bestrafung  der  Eingebornen  im  Verwaltungs- 
wege abzuschaffen  (Girault  Bd.  III  S.  244). 

3)  Allerdings  war  dies  nicht  der  einzige  Grund  für  den  Küektritt  des  Prinzen;  es  kamen 
Reibereien  mit  seinen  Ministerkollegen  hinzu.     Delord  Bd.  IV  S.  T.'J. 

4)  Delord  Bd.  IV  S.  74. 

5)  Ebenda. 

')  „C'est  im  bataillon  bien  nonibreux  pour  le  faible  resultat  obtenu"  soll  er  angesichts  der 
vielen   Beamten  geäußert  haben.     Delord  Bd.  IV  S.  74. 

:i    Mallarm.'-   S.  41. 

8)  Une  reforme  administrative  en  Afrique,  in  der  Revue  des  deux  mondes,  1SG0,  Bd.  20 
S.  5  ff.  und  S.  205  ff.  und  Bd.  27  S.  84  ff. 


wohl    ein   Anhänge]    dor   Militllrvorwall verhehlte     ich    do   Broglio    docli    ihm 

Schattenseiten  keine  wog  Daß  nämlich  < li > •  Militärbehörden  dei  Koluui  ation 
iiirlii  die  nötige   Fördorung    sutoil  wordon    ließen,  da     ic  ein  oitig    aul   diu   l'il' ■■•'■ 

gntor  Hoziohui ii  /ii  den  Kingebornen  bodaohl   waren  '       Kino   Be    erung  di 

horkömmlichon   Praxis  vor  prach   sich  de   Broglio  nur  \<mi    oiner     tarken   Leitung 
im   Lande   selbst.2)     Darunter  verstand    er   (odoeb    nichl   einfach   'Ii.-   Wioderher 
Stellung   dei    früheren    Generalgouverneur  :    davon    riel    er   ab,    weil  «Im-  frühere 
Genoralgouvorneur,  da  man  ihm  die  Aufsichl   über  die  mei  ten  Vorwaltuni 
entzogen  hatte,  ganz    naturgemäß    seine   Eauptsorgo    den    militärischen   [nter< 

zugewandl  hatte  und  in  starke  Abhängigkeit   vom  ECriegsministeri eraten  war.' 

Besaß  das  Ministerium  für  Algerien  zu  wenig   Fühlung    mit  der  Armee,   so  hatte 
der  frühere  Generalgouverneur   in    zu  enger  Verbindung   zu  ihr  gestanden.4       I. 
galt  also,  beiden   Extremen  auszuweichen,    und  da    blieb  als    einzige  Lösung  nur 
dir  Übertragung  der   ganzen  Regierungsgewall    an    einen   Beamten    in  Algerien.8 
Nur  wenige  Aufgaben  —  wie  die  wichtigeren  gesetzgeberischen  Maßnahmen,  die 
Ernennung   der   obersten    Beamten    und    Ähnliches  Bollten    den    Organen    im 

Mutterlande  vorbehalten  bleiben;  einer  Mittelstelle  zwischen  dem  Statthalter  und  den 
höchsten  Staatsorganen  sollte  es  überhaupt  nichl  mehr  bedürfen.  Damil  war  »Irr 
Rahmen  der  neuen  Reform  vorgezeichnet. 

II.  Die  Statthalterschaft  von  Algerien  1860—1870. 

/.  Scheinbares  Gleichgewicht  von  Militär-  und  Zivilverwaltung    1860—1864. 
A.  Die   Einrichtung    der    Statthalterschaft. 

Die  Reform  wurde  eingeleitet  durch  ein  Dekret  vom  24.  November  1860.6  das 
das  Ministerium  für  Algerien  und  die  Kolonien  aufhob  und  den  Marschall  Pelissier  zum 
Generalgouvcrneur  von  Algerien  ernannte.  Die  Rechtsstellung  desGeneralgouvrmeurs 
ward  in  einem  Dekret  vom   10.  Dezember  1860  bestimmt.7)     Von  grundlegender 


')  „Dans  l'etat  präsent  dos  choses  L'administration  militaire  manage  trop  les  uns  (les  Arabes) 
et  contient  trop  les  untres  (les  Europeens);  eile  a  trop  de  respect  poni  la  communaute'  arabe  et 
apporte   trop   d'entraves   ä  la   naissance   de  la   communaute1    europe^enne."      1.  c.   Bd.  27,   S.   115. 

2)  ,.11  taut  pour  les  y  arrachei  (les  militaires),  one  impulsion  qui  vienne  d'en  haut  .  .  . 
Ce  a'est  pas  one  administration  qui  manque  en  Algerie,  c'est  un  chef  qui  mette  cette  adniinistration 
en  oeuvre."     Ebenda. 

3)  ..Tons  les  elements  d'administration  6trangers  au  service  de  l'arnu'e  .  .  echappaient  presque 
entierement  h  son  controle  .  .  En  tout  cas,  sa  principale  oecupation  se  portait  toujours  lä,  oü  pesait 
la  plus  lourde  responsabilite.  Peeharge  de  la  plupart  des  intt'rets  eivils  de  la  colonie  .  .  une 
dependance  etroite  le  rattachait,  ä  Paris,  au  ministere  de  la  guerre  .  ."     Ebenda  S.  116. 

')  „Pour  imprimer  un  mouvement  fecond  ä  l'administration  militaire,  Fanden  gouverneur 
general  lui  appartenait,  la  representait  trop  exclusivement."     Ebenda. 

•"')  La  veritable  Solution  nous  paraitrait  etre  au  contraire  de  tout  reunir  sur  une  meme  töte 
et  de  tout  rapproeber  du  centre.  Constituer  en  Algerie  une  veritable  delegation  de  l'autorite  sou- 
veraine,  —  sous  le  nom  qu'on  voudra.  vice-royaute,  lieutenanee-generale,  il  n'importe.  —  mais 
embrassant  ;'i  Ktre   egal  tous  les  Services  publies,    soit    militaires,   soit  eivils   ..."     Ebenda. 

6)  Bulletin   des  lois  878,  n°  8453,  Sirey,  L.  a.     1860.  S.  115  f.  Art.  i. 

'■)  Bulletin   des   lois  881,  n°  S-188,  Sirey  L.  a.  1860,   S.  117.     Siehe  Anhang  Xr.  21. 
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Bedeutung  war,  daß  der  Generalgouverneur  von  keinem  Minister  abhing,  Bondern 
dem  Kaiser  unmittelbar  Bericht  erstattete.1  Daraus  geht  hervor,  daß  der  neue 
Generalgouverneur  mit  dem  früheren  nur  den  Titel  */-«  -  i  i  j  *  -  i  i  i  hatte,  daß  er  in  Wirk- 
lichkeil Statthalter  in  Algerien  war.  Den  Vorschlägen  Randons  und  de  Broglies 
entsprechend  vermied  man  eine  Teilung  der  Regierungsgewalt  zwischen  den 
heimischen  Zentralbehörden  und  dem  Generalgouverneur;  nachdem  der  Versuch, 
Algerien  von  Paris  aus  zu  regieren,  gescheitert  war,  verlegte  man  die  einheitliche 
Leitung  nach  Algier,  man  machte  den  Generalgouverneur  faktisch  /.um  Hinister. 
I»;i-  war  zur  Zeil  des  zweiten  Kaiserreichs  Behr  wohl  möglich,  da  <  1  i < ■  Minister 
keinen  solidarisch  verantwortlichen  Ministerrat  bildeten.  Nur  hinsichtlich  der 
Gegenzeichnung  ergaben  sich  aus  der  Entfernung  des  Amtssitzes  des  Gouverneur- 
Ministers  Schwierigkeiten.  Daher  legte  das  Dekret  einfach  dem  Kriegsminister 
die  Pflicht  zur  Gegenzeichnung  der  auf  Algerien  sich  beziehenden  kaiserlichen 
Akte  auf2)  (soweit  sie  nicht  in  das  Ressort  des  Justiz-,  Kultus-,  Unterrichts-  oder 
Marineministers  fielen),3  eine  Pflicht,  deren  Erfüllung  sich  der  Kriegsminister 
ohne  Bedenken  unterziehen  konnte,  da  ja  damals  keine  parlamentarische  Ver- 
antwortlichkeit bestand. 

In  einigem  Widerspruch  zu  der  statthaltergleichen  Stellung  <\*'>  General- 
gouverneurs stand  die  Bemessung  seiner  Zuständigkeit;  sein  Wirkungskreis  war 
nicht  so  umfassend  ausgefallen,  wie  es  de  Broglie  vorgeschwebt  hatte.  Die  echt 
französische  Tendenz,  die  Staatsgewalt  zu  zentralisieren,  verleugnete  sich  auch 
in  diesem  Falle  nicht:  beschränkt  war  die  Gewalt  des  Generalgouverneurs  ein- 
mal dadurch,  daß  die  Gesetzgebung  nach  wie  vor  dem  Staatshaupt  vorbehalten 
blieb,  nicht  einmal  ein  Notverordnungsrecht  erhielt  der  Generalgouverneur  zu- 
rück: nur  insofern  nahm  der  Generalgouverneur  wieder  an  der  Gesetzgebung 
teil,  als  —  bei  dem  Fehlen  eines  übergeordneten  Ministers  —  ihm  die  Aus- 
arbeitung der  Entwürfe  für  die  algerischen  Dekrete  zur  Aufgabe  ward,  und  als 
ihm  wieder  die  Promulgation  der  auf  Algerien  sich  beziehenden  Gesetze,  Dekrete 
und  Reglements  zufiel  (eine  Verfügung  des  Generalgouverneurs  vom  1 4.. Januar  1 80 1  4> 
rief  das  Bulletin  oi'ticiel  des  actes  du  Gouvernement  de  l'Algerie  wieder  ins 
Leben).  Die  Gewalt  des  Generalgouverneurs  war  aber  auch  im  Bereich  der 
Verwaltung  nicht  unbeschränkt,  denn  die  Justiz,  der  Kultus  und  die  Europäer- 
schulen wurden  wieder  den  heimischen  Ministerien  angegliedert;5)  und  wenn- 
zwar  alle  übrigen  Verwaltungszwcige  der  Leitung  de>  Generalgouverneurs  unter- 
stellt wurden,  wenn  er  alle  Beamten  zu  ernennen  hatte6)  —  es  sei  denn,  daß 
ihre  Ernennung  dem  Kaiser  vorbehalten  war  oder  daß  sie  den  den  Fachministerien 
unterstellten  Amtszweigen  zugehörten  — .  und  wenn  er  endlich  den  <  >berbefehl 
über  sämtliche  Streitkräfte  übte.7)   so  war  er  doch  auch  in  der  Ausübung  dieser 


')   Art.  2. 

2)  Eine  Erinnerung  an  die  frühere  leitende  Stellung  des  Kriegsministers  in  Algerien. 

3)  Art.  7. 

»)  Abgedruckt  bei  Estoubl.  et  Lef.  im  Code  s.  -2:>-2  f. 

I  Art.  5. 
6)  Art.  6. 
:)  Art.  3. 
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Gowall   indirekt    gebunden     indeui,    \\  i « ■    wir    nooh    ichon    worden,    da    algori  ehe 
Budget  nach  wie  vor  durch  die    •■    otzgobondon  '  •rganc  ondgulti  •  lli  wurde 

Dazu  kam  noch,  da  Li  man  diu  be  chränkendun  Klomentu  in  der  Kolonie 
seihst  verstärkte,  indem  man  dem  Generalgouverneur  awoi  boratonde  Körper 
schalten,  tl.is  Conseil  consultatif  und  daa  Con  eil  upöriour,  zur  Seite  teilte 
Das  Conseil  consultatif,  das  sioh  nur  aus  don  hoch  ten  Boamten  zu  ammen  otzte,1) 
entsprach  dem  Früheren  Conseil  de  gouveruoment.  d.  h,  e  tollte  eine  Art 
Ministerium  des  Goneralgouverneurs  dar.  In  einer  Reihe  von  Angelegenheiten. 
b.  11.  über  die  Auferlegung  von  Steuern  und  Über  die  dem  Kaiser  vorzulegenden 
Gesetzentwürfe,  mußte  sein  Gutachten  eingeholl  werden.3)  Da  Con  eil  upe'rieur 
dagegen,  das  mit  dem  beim  Ministerium  für  Algerien  und  die  Kolonien  von 
IS..S  60  bestehenden  Conseil  suptirieur  de  l'Algeric  ei  des  colonies  nur  den 
Namen  gemein  hatte,  kann  als  Vertretung  Algeriens  aufgefaßl  werden,  denn  wenn 
auch  »las  Beamtenelemenl  (der  Generalgouverneur  und  Bein  Stellvertreter,  die 
Mitglieder  des  Conseil  consultatif,  die  Divisionsgeneräle  und  die  Präfekten,  der 
Bischof,  der  Gerichtspräsident  und  der  Rektor  der  Akademie)  in  dieser  Körper- 
schaft weit  überwog,  so  gehörten  ihm  doch  auch  sechs  Mitglieder  der  Conseils 
generaux  an,3)  die  alljährlich  von  den  drei  Conseils  g^neraux  gewählt  werden 
sollten.')  Das  Conseil  superieur  war  zur  Mitwirkung  bei  der  Peststellung  (\<-^ 
Budgets  und  lud  der  Verteilung  der  Steuern  berufen.  Und  zwar  bandelt  es  >i<h 
bei  diesem  „Budget  Algeriens"  um  die  bisher  im  Budget  des  leitenden  Ministe- 
riums (früher  beim  Kriegsministerium,  dann  beim  Ministerium  für  Algerien  und 
die  Kolonien)  zentralisierten  Ausgaben;  dieses  —  sagen  wir  —  allgemeine  Budget 
Algeriens  wurde  nun  nicht  mehr  durch  einen  Minister  im  Mutterland  vorbereitet, 
sondern  es  wurde  nach  der  Beratung  im  Conseil  superieur  vom  Generalgouverneur 
festgestellt,  um  dann  durch  den  Kriegsminister  dem  gesetzgebenden  Körper  und 
dem  Kaiser  vorgelegt  zu  werden.5) 

Im  übrigen  blieb  die  bestehende  Verwaltungsorganisation  (Departements, 
Militärterritorien,  Provinzen  mit  eigenem  Budget)  unberührt,  man  war  sichtlich 
bemüht,  das  1858  geschaffene  künstliche  Gleichgewicht  zwischen  den  Zivil-  und 
den  Militärbehörden  zu  erhalten:  denn  in  dem  Direktor  für  Zivilangelegenheiten 
sollte  die  Verwaltung  der  Zivildepartements  ihren  Sammelpunkt  finden,  während 
die  Verwaltung  der  Militärterritorien  in  den  Händen  des  Untergouverneurs  (eines 
Generals)  zusammengefaßt  wurde.6)  Aber  das  Gleichgewicht  war  mit  der  Wieder- 
herstellung der  Würde  des  Greneralgouverneurs  schon  nicht  mehr  vorhanden,  da 
man  die  oberste  Gewalt  doch  einem  Offizier  anvertraute;  die  Verschiebung  kommt 
auch  rein  äußerlich  in  der  Rangordnung  zum  Ausdruck:  dem  Generalgouverneur 
im  Rang  am  nächsten  stand  der  Untergouverneur,  ebenfalls  ein  Offizier:  diesem 
erst  folgte  der  Direktor  für  Zivilangelegenheiten.     Der  Ausspruch    des  General- 


')  Art.  9. 

2)  Dekret  vom  30.  April  1861   (Bulletin  des  lois  927,  n°  9003)  Sirey  L.  a.  1861   S.  52. 

3)  Art.  12    des   Dekrets   v.  1860. 

4)  Dekret  vom  22.  Mai  1861  (Bulletin  des  lois  935,  n°  9086)  Sirey  L.  a.  1861   S.  55  f. 
r')  Art.  13,   siehe  dazu   das   spätere  Dekret  vom  26.  Dezember  1864. 

°)  Dekret  vom   26.  Dezember  1860. 
Omelin,  Vcrfassungseiitwickluug  von  Algerien.  i 
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gouverneura  Marschall  P61issier  „Je  oe  Buis  ai  gouverneur  civil,  ni  gouverneur 
militaire;  je  suis  gouverneur  general" '  wgx  ein  bloßes  Wortspiel,  das  wohl  den 
Absichten   des  Marschalls,    nicht  aber  den    tatsächlichen   Verhältnissen    entsprach. 

]>.  Vorbereitung  einer  neuen   Verstärkung  der  Militärgewalt. 

Immerhin  war  jetzt  in  der  Person  des  Generalgouverneurs  eine  Gewall 
an  ( >rt  und  Stelle  vorhanden,  die  bei  Konflikten  zwischen  den  Zivil-  und  den 
Militärbehörden  den  Ausschlag  geben  konnte.  Aber  merkwürdigerweise  machte 
der  Marschall  von  dieser  schiedsrichterlichen  Gewalt  keinen  Gebrauch:  er  über- 
ließ die  Regierung  dein  Entergouverneur  und  dem  Generaldirektor  für  Zivil- 
angelegenheiten und  kümmerte  sich  so  gut  wie  garnicht  um  die  ewigen  Eifer- 
süchteleien zwischen  den  Zivil-  und  Militärbehörden2).  Natürlich  wurde  dieser 
unbefriedigende  Zustand  wieder  von  verschiedenen  Seiten  dazu  benützt,  auf  einen 
System-  oder  wenigstens  einen  Personenwechsel  hinzuarbeiten3).  Die  weitere 
Entwicklung  steht  aber  nicht  nur  im  Zeichen  des  ermüdenden  Wettkampfes 
zwischen  Zivil-  und  Militärgewalt,  sondern  ist  noch  durch  ein  weiteres  Moment 
bedingt,  nämlich  durch  die  Eingebornenpolitik  (\f<  Kaisers.  Schon  bei  seiner 
ersten  Reise  nach  Algerien  gelang  es  den  Eingeborenen,  den  Kaiser  namentlich 
durch  ihre  kriegerischen  Allüren  so  für  sich  einzunehmen4),  daß  er  auf  einem 
Bankett  in  Algier  die  Förderung  des  Wohles  der  Araber  als  die  Hauptaufgabe 
der  Regierung  bezeichnete5!.  Und  es  blieb  nicht  bei  dieser  Versicherung:  am 
(i.  Februar  1863  richtete  er  an  den  Marschall  Pelissier  einen  Brief6;,  in  dem  er 
ankündigte,  daß  die  Eingeborenen  den  von  ihnen  besessenen  Grund  und  Boden 
zu  eigen  erhalten  sollten7).  Der  Brief  ist  besonders  dadurch  berühmt  geworden, 
daß  Kapoleon  Algerien  ein  ..arabisches  Königreich"8)  nannte.  Man  wird  viel- 
leicht nicht  fehl  gehen,  wenn  man  schon  die  Zusammenfassung  der  Regierungs- 
gewalt in  den  Händen  des  Generalgouverneurs  durch  die  Dekrete  von  1860  mit 
jener  Wendung  in  Zusammenhang  bringt:  der  Generalgouverneur  erscheint  dann 
als  Statthalter  des  Kaisers  in  seinem  „arabischen  Königreich".  Rechtlich  war 
freilich    Algerien    nach    wie    vor   französische    Kolonie    und    nicht    etwa    ein    mit 


»)  Dailhexi   S.  61. 

2)  „II  se  dechargeait  de  tous  les  soucis  des  affaires  stur  le  sous-gouverneur  et  sui  le  directeui 
«ri'iKT.-il  des  affaires  civiles,  s'inquietant  fort  peu  des  tiraillements,  des  rivalites  et  des  Jalousie.-  qxu 
ae  manquaient  pas  de  poindre  aussitot  entre  les  antoritls  civiles  et  les  autorites  militaires".  Delord 
Bd.  IV  S.  76. 

3)  Ebenda. 

'i  „Ce  peuple  est  nne  arm.V  toujours  prete  h  entrer  en  campagne"  riet'  der  Kaiser  aus,  als 
er  einer  Fantasia  bei  Algier  beiwohnte.     Delord   Bd.   IV  S.  75. 

5)  ,.  .  .  notre  premier  devoir  est  de  aons  oecuper  du  bonheur  de-  trois  millions  d'Arabes 
que  le  sort    des    armes    a    fait   passei    sons    notre    domination".     Quentin-Banehart    Bd.  II  s.  275. 

6)  Abgedruckt  bei  Estoubl.  et  Lef.  im  Code  S.  269  f. 

•i  ..  .  .  il  me  semble  indispensable,  pour  le  repos  et  la  prosperite"  de  l'Alg£rie,  de  eonsolider 
la  proprielte"  entre  le-  mains  de  ceux  qui  la  d^tiennent". 

"I  L'Algerie  n'est  pas  ane  colonie  proprement  dite,  mais  an  royaume  arabe  .  .  .  Je  suis 
aussi  bieo  l'Empereui  de-  Arabes  que  l'Emperettr  des  Prancais". 


Frankreich  nur  duroh  Personalunion  oder  vielmehr  Kealunion  verbundene    K 
reich.      Daher    braucht    man      ich    b<  >i    der    Wondung    vom    arabi  chon    König 
reich,    doren    Bedeutung    Ewoifello      Übertrieben    worden    i  i.    nichl    weiter   aul 
Buhalten 

Wichtiger   als   diese    Phri  6    i  I    die    prakti  che    Folge    de     Briefe«     durch 
Senatuskonsuh    vom   .' '    April    L863 '     wurde    den    Eingeborenen    an  dem  Grund 
und   Boden,  den  sie  dauernd  innegehabt   hatten,   volle    Eigentum  zugcsprochi 
Die  Tragweite  dieser  Maßregel  wird  sehr  verschieden   beurteilt:  die  «'inen   sehen 
nur  die  hemmenden  Wirkungen,  die  das  Senatuskonsuh  auf  die  Kolonisation 
übte3),  während  andere4)  »Irin  Senatskonsuli    nachrühmen,    da      i       ehr  zm    I'" 
ruhigung   der    Eingeborenen    beitrug.       Das    letztere    läßt     sich    nicht    bestreiten, 
aber   diese    heilsame    Wirkung    tral    erst   später   ein.    als   da-   Stammeseigentum 
einigermaßen  abgegrenzt  war;   vorerst  war  nichts  von  ihr  zu  spüren,   im  Gegen- 
teil:   unter   den   Kinijehoreiif  nstäniiiien   griff   eine  lebhafte  Beunruhigung   Platz5),    als 

die  französischen   Beamten  nach  Bürokratenart  von  den  Eingeborenen  alle  mög- 
lichen Nachweise  über  ihren  Besitzstand  einforderten  und  im  [nteresse  de-  Fiskus 
ihnen    insbesondere    die    Waldungen   zu  entziehen    versuchten.     Es   entstand    ein 
derartiger  Wirrwar,    daß  sieh  die  Regierung  bald  genötigt  sah.  die  Abgrenzung^ 
arbeiten  einzustellen. 

Natürlich  fiel  es  den  Militärbehörden  nicht  schwer,  die  Schuld  für  diese 
Stockung  in  der  Ausführung  des  Senatskonsults  den  Zivilbehörden  zuzuschieben 
und  die  leitenden  Stellen  davon  zu  überzeugen,  daß  nur  eine  einheitliche  mili- 
tärische Leitung  imstande  sei,  die  im  Senatskonsult  vorgeschriebenen  Maßregeln 
durchzuführen6).  Die  Wiederherstellung  der  Militärherrschaft  wurde  alier  noch 
durch  einen  weiteren  Umstand  begünstigt:  wieder  brach  (Februar  lb(J4  bei 
Geryville  in  Südwestalgerien)  ein  Aufstand  aus7),  der  bald  die  ganze  Provinz 
Oran  erfaßte  und  sogar  nach  Constantine  hinübergriff.  Da  tun  Teil  der 
afrikanischen  Regimenter  an  der  Expedition  in  Mejico  teilnahm,  so  hatten  die 
schwachen  Garnisonen  in  Algerien  alle  Mühe,  bis  zum  Eintreffen  von  Ver- 
stärkungen die  Hauptpunkte  zu  halten;  die  Verwirrung  ward  noch  gesteigert, 
als  der  Marschall  Pelissier  am  22.  Mai  starb8 


')  Bulletin  dos  lois    1105.   n°   11    104,   Sirey  L.   a.    1863,   S.    13  f. 

2)  Art.    1. 

3)  ■/..  B.  Lebourgeois  S.  70. 
•)   (iirault   Bd.   111   S.  815. 

:')  „Les  trihus  assistaient  inquietes  a  ces  preliminaires,  troublees  dans  leurs  habitudes,  ue 
comprenant  rien  ;i  im  bienfait  entoure'  de  taut  de  restrictions  et  de  tracasseries".  Delord  Bd.  IV 
s.  SO. 

')  Einen  deutlichen  Beweis  bildet  die  folgende  stelle  aus  dem  Bericht  zu  dem  Dekret  vom 
7.  Juli  1864:  ..  .  .  la  grande  mesure  qui  vient  d'Stre  consacree  pai  le  senatus-consulte  du  22  avril 
1863.  la  Constitution  de  la  proprio  individuelle  dans  les  territoires  occupe"s  par  les  Arabes,  cette 
mesure  qui,  pour  etre  appliq£e  avec  rapidite  et  regularite,  devrait  recevoir  une  impulsion  unique 
et  une  direction  puissante,  se  trouve  compliquee  de  l'intervention  de  l'autorite  civile  dans  les  ter- 
ritoires  de  tribus  qu'on  a  prematurement  compris  dans  les  limites  des  departements  .  .  ." 

")   Delord   Bd.   IV  S.   80. 

8)  Ebenda  S.  81. 

4* 
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2.   Reine  MilitärherrscTwfi  1864     1870. 

\    Organisatio  n    <1  u  r  eh    I  >  e  k  re  t    v  o  w   7 .  .lull   1  8  6  I , 
Es  waren  durchgreifende  Maßnahmen   erforderlich,  um  die  Ruhe  im  Lande 
wiederherzustellen.      So    war    der    Augenblick     gegeben,    die    Ansätze    in    dem 

Dekret     wm    1860    zu    einer   unveHiüllteii     Militärherrschaft     weiter    zu    entwickeln. 

Es  geschah  in  dem  Drekrel  vom  7.  Juli  1864  M:  im  Gegensatz  zu  der  Neu- 
gestaltung   von   L860   gingen    diesmal   die  Änderungen    von  der  Lokalverwaltung 

aus:  Hatte  man  1858  davon  abgesehen,  einen  dem  Departement  und  dem  Ter- 
ritorium gemeinsamen  Oberbeamten  für  die  Provinz  einzusetzen,  um  das  Gleich- 
gewicht zwischen  Zivil-  und  Militärgewall  nicht  zu  stören,  so  stellte  man  jetzt 
den  das  Territorium  verwaltenden  Divisionsgenera]  mit  dem  Titel  „General- 
kommandant der  Provinz"  an  die  Spitze  der  Provinz2;;  damit  war  der  Vorrang 
der  Militärbehörden  vor  den  Zivilbehörden  rechtlich  festgelegt.  Das  (Zivil-) 
Departement  der  Provinz  wurde  zwar  nach  wie  vor  vom  Präfekten  verwaltet. 
aber  unter  der  Aufsicht  des  Generalkommandanten3),  der  fortfuhr,  das  Militär- 
territorium  unmittelbar  zu  verwalten4). 

Eine  weitere  Abschwächung  der  Zivilgewalt  lag  in  der  Durchbrechung  des 
Grundsatzes,  daß  die  Verwaltung  des  Departements  durch  den  Präfekten  geführt 
werden  sollte:  die  Eingeborenen  wurden  nämlich,  um  das  Senatskonsult  von  1863 
gleichmäßig  durchführen  zu  können,  auch  in  den  Departements  den  Militär- 
behörden unterworfen,  es  sei  denn,  daß  sie  einer  Gemeinde  angehörten5). 
Freilich  ließ  man  auch  eine  Durchbrechung  der  ausschließlichen  Militärverwaltung 
in  den  Territorien  zu,  indem  der  Generalkommandant  seine  Gewalt  über 
Franzosen  und  Ausländer  dem  Präfekten  übertragen  durftet,  aber  diese  Aus- 
dehnung der  Amtsgewalt  des  Präfekten  hing  eben  doch  von  einer  Delegation 
seitens  des  Generalkommandanten  ab,  der  diese  Delegation  auch  wieder  zurück- 
nehmen konnte.  Mithin  ist  nicht  allgemein7),  sondern  nur  in  den  Departements 
das  Personalitätsprinzip  au  die  Stelle  des  Territorialprinzips  getreten,  während 
in  den  Militärterritorien  das  Territorialprinzip  grundsätzlich  noch  fortdauerte. 

Aber  es  genügte  nicht,  daß  man  die  Präfekten  den  Generälen  gegenüber 
wehrlos  machte,  man  mußte  auch  die  Provinzvertretungen,  die  Conseils  generaux. 
in  Abhängigkeit  von  den  Kommandanten  bringen;  nun  stand  zu  befürchten,  daß 
die  Kolonisten  in  den  Conseils  generaux  in  Opposition  treten  würden;  also  war 
ein  Mittel  erforderlich,  durch  das  man  sie  in  die  Minderheit  setzen  konnte;  daher 
bestimmte  das  Dekret,  daß  die  Eingeborenen  zum  mindesten  ein  Viertel  des 
Conseil  general  ausmachen  müßten**),  denn  die  Eingeborenen  erwiesen  sich  immer 


>)  Bulletin  des  lois  1240.  n"  12  022.  Sirey  L.  a.   18C4.  S.  58  f.,  siehe  Anhang  Nr.  22. 

2)  Art.  13. 

3)  Art.  17. 
•i  Art.  23- 
5j  Art.    12. 

•  :  Art.  23,  2. 

:)  Wie  Girault  Bd.  III  8.  86  meint. 

8)  Art.   27,   2. 
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all   <'in   gofUgigi      I  I.  tnciii    in    der  Hand    der    Militärverwaltung      Dafl    man    die 
Mindo    tgrenzo,    und  niohl  etwa    die   Hoch    tgrenze    Für  di«'   Eingeborenen 
tretung  festsetzte,  i  I   höohsl   bezeichnend  Für  die  napoleoni  oho  Zeil 

Daduroh,   «lull  in   der  Departementsverwaltung    jeder  Provinz   der  General 
kommandant    al     Mittler   ewisohen   «Im   Genoralgouvernour    und    den    Präfokten 
getreten  war,  war  *  1 1 * »  Zentralisation    der  Verwaltung   aller  drei   Departement     in 

den    Händen    des   Generaldirektors   für   Zivilange] nheiten  tand  I" 

worden:    und  so  hol*   man  die  Generaldirektion   auf1)    und  setzte   an  ihre  Stelle 
einen  einfachen  Generalsekretär  zur  Erledigung  (expedition)  der  Zivilangelogen 
heitena),     im  rocht  deutlich  zu  zeigen,  daß  dem  Generalsekretär  keinerlei  Aul 

Biohtsreoht  über  die  Zivilverwaltung   in  den   Provinzen   zukH stellte  man  den 

Generalsekretär  in  der  Rangordnung  dos  Conseil  Bupcrieur  hinter  die  Divisions 
generale,  d.  h.  hinter  die  Generalkommandanten  der  Provinzen.  M;m  hätte  er 
warten  Bollen,  dafi  auch  der  (Jntergouverneur  von  den  Änderungen  betroffen 
worden  wäre,  da  er  In  gleicher  Weise  die  Verwaltung  der  Militärterritorien  in 
sich  vereinigt  hatte  \\i»v  der  Generaldirektor  die  der  Departements.  Seine  Stellung 
blieb  jedoch  ungefähr  dieselbe:  nicht  nur.  daß  er  auch  weiterhin  die  Funktionen 
des  Generalstabschefs  versah  und  den  Generalgouverneur  in  Verhinderungsfällen 
zu  vertreten  halte  sondern  es  stand  ihm  auch  fernerhin  die  politische  Leitung 
und  die  Zentralisation  der  arabischen  Angelegenheiten  zu3).  Dio  General- 
kommandanten blieben  also  in  der  Eingeborenenverwaltung  der  Aursicht  des  CJnter- 
goüveraeurs  unterworfen.  Das  stimmt  ganz  gut  zu  dem  Grundgedanken  des 
neuen  Systems:  was  man  mit  der  Aufhebung  des  Generaldirektoriums  bezweckte, 
war  nicht  eigentlich  die  Beseitigung  der  Zentralisation  der  Departementsverwaltung, 
vielmehr  wollte  man  die  Unterordnung  der  Generalkommandanten  unter  einen 
Zivilbeamten  vermeiden;  die  Abhängigkeit  der  Generalkommandanten  von  dem 
Untergouverneur  konnte  man  fortbestehen  lassen,  denn  da  handelte  es  sich  ja  zu- 
gleich um   ein   militärisches   Subordinationsverhältnis. 

B.  Beginnende  Rücksichtnahme  auf  die  Wünsche  der  Kolonisten. 
Die  Verstärkung  des  Militärregiments  übte  —  wie  sich  denken  läßt  —  einen 
niederschmetternden  Eindruck  auf  die  Ansiedlerbevölkerung  aus.  Der  neue  General- 
gouverneur, Marschall  Mac  Mahon,  zeigte  sich  nach  der  Niederwerfung  des  Auf- 
standes  in  redlicher  Weise  bemüht,  dio  Stimmung  der  Kolonisten  zu  heben,  in- 
dem er  die  Bevorzugung  der  Eingeborenen  vermied  und  geeignete  Reformen 
einführte4);  aber  es  gelang  ihm  nicht,  das  Zutrauen  der  Zivilbevölkerung  zu  ge- 
winnen5). So  lagen  die  Dinge,  als  sich  der  Kaiser  im  April  1865  plötzlich  zu 
einer    zweiten    Reise    nach  Algerien    entschloß6).     Die    Proklamationen,    die    der 

>)  Art.  3. 

2)   Art.   4. 

3j  Art.  2. 

4)  Delord  Bd.  IV  S.  84. 

"')  Es  darf  wohl  mit  dieser  Stimmung  in  Zusammenhang  gebracht  werden,  wenn  damals  ein 
Teil  der  Ansiedler  nach  Amerika  auswanderte  (Le  livre  d'or  de  l'Algerie  Bd.  I,   S.  369  f.) 

6)  Trotzdem  ihm  die  Minister  mit  Rücksicht  auf  die  gefahrdrohende  Lage  in  Europa  und 
Amerika  (Mejico)  davon  abgeraten  hatten.     Delord  Bd.  IV,  S.  17  und  85. 
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Kaiser  beim  Betreten  des  algerischen  Bodens  erließ,  bewiesen  aufs  neue,  daß 
der  Kaisi  r  immer  noch  den  [nteressen  der  Eingeborenen  ••im'  größere  Sorgfall 
zuwandte,  als  denen  der  Kolonisten.  In  der  Proklamation  an  die  Kolonisten 
ward  ihrer  politischen  Forderungen  mit  keinem  Worte  gedacht,  wohl  aber  ward 
ihnen  die  freundliche  Mahnung  zu  teil,  die  Araber  wie  „Landsleute"  zu  be» 
handeln1).  Die  Proklamation  an  die  Araber  dagegen  stellte  den  Eingeborenen 
nicht  mir  Pflege  ihrer  Wohlfahrt  im  allgemeinen,  sondern  auch  eine  noch  weiter- 
gehende Heranziehung  zur  Landesverwaltung  in  Aussicht2;.  Trotz  dieser  aus- 
gesprochenen Vorliebe  des  Kaisers  für  die  Eingeborenen  bereiteten  ihm  die 
Kolonisten  in  der  Hoffnung  auf  Erfüllung  ihrer  Wünsche  allenthalben  einen  be- 
geisterten Empfang3  .  während  die  Eingeborenen  es  sich  angelegen  sein  ließen, 
dem  Kaiser  ihre  Lage  so  elend  wie  nur  möglich  hinzustellen4).  Dadurch  erhielt 
der  Kaiser  ein  ganz  falsches  Bild  von  den  Zuständen  Algeriens,  er  mußte  zu 
der  Oberzeugung  kommen,  daß  die  Kolonisten  sich  überaus  günstiger  Lebens- 
verhältnisse erfreuten,  daß  dagegen  die  Eingeborenen  nach  wie  vor  die  größte 
Förderung  verdienten. 

Nach  alledem  kann  es  nicht  wundernehmen,  wenn  diese  Heise  wiederum 
den  Eingeborenen  die  größten  Vorteile  brachte.  In  einem  Brief  vom  20.  Juni 
1805  an  den  Marschall  Mac  Mahon  bezeichnete  es  der  Kaiser  als  sein  Programm, 
die  Araber  durch  positive  Wohltaten  zu  gewinnen.  Als  solche  wurden  aufgeführt: 
Erleichterung  der  Naturalisation;  Zulassung  zu  allen  Ämtern  in  Algerien:  »Schaffung 
einheimischer  Gemeindevertretungen;  Steuerreformen  u.a.m.  An  die  Kolonisten 
wandte  sich  der  Brief  erst  in  zweiter  Linie:  auch  ihnen  wurde  eine  Reihe  von 
Versprechungen  gemacht,  daraus  die  Einführung  von  Wahlen  für  die  Gemeinde- 
vertretungen Hervorhebung  verdient.  Natürlich  kamen  auch  bei  der  Ausführung 
der  Versprechungen  die  Araber  zuerst  an  die  Reihe:  Schon  am  14.  Juli  1865 
erging  das  Senatuskonsult  über  den  Personenstand  und  die  Naturalisation  in 
Algerien5;.  Die  praktische  Tragweite  dieses  Gesetzes  war  freilich  nicht  sehr 
groß  ;  denn  wenn  auch  die  Eingeborenen,  sowohl  Mohammedaner  wie  Israeliten, 
zu  Franzosen  erklärt  wurden6),  so  erhielten  sie  doch  nicht  die  Rechte  französischer 
Bürger;  es  wurde  ihnen  nur  der  Eintritt  in  die  französische  Armee  und  die  Zu- 
lassung zu  den  Zivilämtern  in  Algerien  eröffnet7),  sowie  ihre  Aufnahme  unter  die 
französischen  Bürger  erleichtert8). 

Desto  größer  war  die  politische  Wirkung,  die  dies  Gesetz  zusammen  mit 
dem   kaiserlichen  Briefe    auf    die  Kolonisten    ausübte.     In    ihren  Hoffnungen  ge- 


')  „.  .  traitez  les  Arabes  au  milieu  desquels  vous  vivez  comme  des  eompatriotes."  Quentin- 
Bauchart  Bd.  II,  S.  380. 

2)  ,..  .  je  veux  augmenter  votre  bien-Stre,  vous  faire  participei  de  plus  en  plus  ;'i  l'administration 
de  votre  pays,  comme  aux  bienfaits  de  la  eivilisation  .  ."     Quentin-Bauchart,  ebenda  S.  381. 

'•)  Mallarme*  S.  48. 

4)  Mallarme'  S.  48,  49  und  Delord  Bd.  IV.  S.  88.  90. 

5)  Bulletin  des  lois  1315,  Sirey  L.  a.  1865,  B.  86  ff. 

6)  Art.  1.  1. 
•)  Art.  1.  2. 

"I  Art.  1.  2.  Vergleiche  auch  das  Ausfuhrungsdekret  zu  dem  Senatuskonsult  vom  21.  April 
1866,  Estoubl.  et  Lef.,  im  Code  S.  313  ff. 
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täUBohl    iiiul    verärgert    durch    die   ein  eitige     nur   aui    die    Förderung    doi    Ein 
geborenou  gerichtete  Politik  de     Kai  oi      liiolten  die  Kolonisten  mit  der  Äußerung 
ihrer    Unzufriedenheit    nicht    langer   zurück      [n    rinn-    Flui    von    Bro  chürcn,    in 

Eingaben  an  don  General ivornour,  in  Petitionen  an  den  Senat   und  'I tz 

gebenden   Körper    erhoben   Kolonisten  und     on  tigu   Konner  dor  algeri  chen  Vei 
bättnisse    Anklagen    gogon    das    bostehendo    Systom    und    entwickelten    lie    ihre 
politischen  Wünsche.     Diese  bewogten  sieh        wie  nicht  ändert   zu  erwarten  wbx 
aatUrlioh  in  der  Richtung  auf  Assimilation  zum  mindesten  der  Zivildepartement 
an  das  Mutterland ' 

Jetzt  beeilte  sieh  die  Regierung,  die  in  «hin  kaiserlichen  Briefe  vet 
Bproohenen  Zugeständnisse  zu  verwirklichen:  ein  Dekret  vova  27.  Dezember  1866 
bestimmte,  daß  dir  Gemeindevertretungen  aus  Wahlen  hervorgehen  sollten3  Dies 
Zugeständnis  kam  aber  keineswegs  nur  den  französischen  Staatsangehörigen  zu 
mite;  vielmehr  ward  das  Wahlrecht  auch  den  eingeborenen  Muselmanen  und 
Israeliten  sowie  den  Ausländern  eingeräumt.  Immerhin  wurde  das  Übergewicht 
der  Franzosen  sichergestellt:  einmal  knüpfte  man  das  Wahlrecht  der  Ausländer  und 
der  Eingeborenen  an  schwerere  Bedingungen  (höheres  Alter.  Grundbesitz,  Ge- 
werbe oder  Bekleidung  eines  Amtes,  auch  an  Längern  Wohnsitz)  als  bei  den 
Franzosen3).  Auch  wählte  jede  Kategorie  iur  sich'),  so  daß  eine  Majorisierung 
der  Weißen  durch  die  Ringe bornen  ausgeschlossen  war.  Ferner  hatten  die  Aus- 
länder. Israeliten  nnd  Muselmanen  erst  dann  Anspruch  aur  eine  Vertretung,  wenn 
die    betreffende   Kategorie    hundert  Angehörige    zählte,    und    endlich    durften    die 


')  Ein  Beispiel  bildet  die  Beratung  des  Conseil  general  von  Algier  vom  20.  September  1800- 
Der  Baron  de  Vialar  sprach  den  Wunsch  aus,  die  Conseils  generaux  ans  Wahlen  hervorgehen  zu 
lassen.  Gegen  den  Vorschlag  wurde  eingewandt,  daß  die  Einführung  des  Wahlrechts  für  die  Ein" 
gebornen,  die  als  Franzosen  das  Wahlrecht  ebenfalls  genießen  müßten,  verfrüht  wäre.  Der  Präfekt 
riet,  zunächst  die  Erfolge  der  Gemeinderatswahlen  abzuwarten,  deren  Einführung  lebhaft  zu  wünschen 
sei.  Demgemäß  nahm  das  Conseil  general  den  Wunsch  in  folgender  Fassung  an:  „Le  Conseil 
general  emet  le  voeu  que  les  Conseils  generaux  de  l'Algerie  soient  noniines  a  l'election  des  que  les 
circonstances  le  permettront  et  alors  que  le  principe  electif  applique'  aux  Conseils  munieipauz  aura 
donnö   des   n'sultats   favorables."      l'roces-verbaux,   Sess.  de  186b.    S.  G8 — 73. 

2)  Bulletin  des  lois   1457,  n°  14  837,  Sirey,  L.  a.  18G6,  S.  110  f. 

3)  Art.  10.    Sont  admis  ä  voter: 

1°  Tont  citoyen  francais  ou  naturalis^  Francais,  äge"  de  vingt  et  un  ans,  domicilii  depuis  au 
moins  un  an  dans  la  commune  et  inscrit  sur  les  röles  des  impositions  et  taxes  munieipales; 

2°  Tont  indigene  äge"  de  vingt-cinq  ans,  ayant  un  an  de  domicile  dans  la  commune; 

3°  Tont  etranger  remplissant  les  meines  conditions  et  ayant  trois  annees  de  residence  en 
Algerie. 

Les  indigenes  et  les  etrangers  devront,  en  outre,  se  trouver  dans  une  des  conditions 
suivantes: 

Etre  proprietaire   foncier  ou  fermier  d'une  propriete  rurale ; 

Exercer  une  profession,  un  commerce  ou  une  industrie  soumis  ;\  l'impöt  des  patentes ; 

Etre  employe  de  l'Etat,   du   departement  ou  de  la  commune  ; 

Etre  membre  de  la  legion  d'honneur,  decore  de  la  medaille  militaire,  d'une  medaille  d'honneur 
ou  d'une  medaille  commemorative  donnee  ou  autorisee  par  le  Gouvernement  francais.  ou  titulaire 
d'une  pension  de  retraite.  —  Dazu  Art,  12  über  das  Wahlrecht. 

4)  Art.  11.  11  est  dresse.  poirr  chaque  commune,  par  sections  munieipales  et  par  categories 
d'habitants,  une  liste  comprenant:  Les  citoyens  francais  oxi  naturalises   .  .  .  usw. 


—     56     — 

Vertreter  der  Ausländer  und  Eingebornen  zusammen  ein  Drittel  der  gesamten 
Mitgliederzahl  des  Conseil  municipal  nicht  übersteigen1).  Nichl  minder  wichtig 
wie  <li'-  Einführung  der  Wahlen  war  die  in  demselben  Dekrel  erfolgende  Aus- 
dehnung des  Wirkungskreises  der  Gemeinden  auf  die  im  Gemeindebezirk  an- 
sässigen Eingebornen;  bis  dahin  waren  nämlich  auch  die  in  den  Gemeinden 
wohnenden  Eingebornen  den  unmittelbar  unter  den  Projekten  stehenden  Bureaus 
arabes  unterstellt  gewesen;  nunmehr  fügte  man  die  Eingebornen  der  Gemeinde- 
verwaltung ein  und  sah  die  Ernennung  besonderer  Eingebornenbeisitzer  durch 
den  Generalgouverneur  vor,  die  den  Maire  bei  der  Eingebornenverwaltung  ver- 
treten  und  unterstützen   sollten. 

Im  Jahre  18G8  sehritt  die  Regierung  zu  einer  weiteren  Ausdehnung  der 
Selbstverwaltung  in  sachlicher  und  in  räumlicher  Hinsieht;  in  sachlicher  Hinsicht, 
indem  die  Befugnisse  der  (Jonseils  munieipaux  nach  dem  Vorhild  des  für  Frank- 
reich geltenden  Gesetzes  vom  24.  Juli  18G7  erweitert  wurden  19.  Dezember  1 868; : 
in  räumlicher  Hinsieht,  indem  die  Organisation  nach  Gemeinden  auf  das  ganz*; 
Gebiet  der  Zivildepartements  ausgedehnt  wurde.  Dadurch  kam  einerseits  das 
gemeinsame  Budget  der  nicht  eingemeindeten  Orte  (das  vom  Präfekten  festgestellt 
worden  war),  andererseits  die  Einrichtung  der  Bureaux  arabes.  die  noch  die 
außerhalb  der  Gemeinden  wohnenden  Eingebornen  überwachten,  in  den 
Departements  in  Wegfall  (Dekret  vom  18.  August  18682).  Ja,  selbst  im  Bereich 
der  Militärterritorien  schuf  man  Ansätze  zu  einer  Gemeindeorganisation. 

Auf  Grund  des  Art.  16  des  Dekrets  vom  27.  Dezember  1866,  das  den 
Generalgouverneur  zur  Gemeindeorganisation  in  den  Militärterritorien  ermächtigte, 
erließ  Marschall  Mac  Mahon  am  20.  Mai  1868  eine  Verfügung,3)  die  zwei  Arten 
von  Gemeinden  ins  Leben  rief:  Die  Commune  subdivisionnaire  und  die  Com- 
mune mixte.  Die  Communes  subdivisionnaires  waren  Samtgemeinden,  zu  denen 
verschiedene  Eingebornenstämme  und  -gemeinden  (douars).  die  ihre  Selbstver- 
waltung innerhalb  der  Samtgemeinde  behielten.4)  zusammengefaßt  wurden.  Die 
Verwaltung  der  Samtgemeinde  geschah  durch  den  Kommandanten  der  Unter- 
division unter  Mitwirkung  eines  Beirats  von  Offizieren  und  Eingebornen.5;  Für 
die  Kolonisten  waren  nur  die  Communes  mixtes  von  Belang:  sie  wurden  an 
solchen  Orten  eingerichtet,  wo  europäische  Ansiedlungen  bestanden,  die  aber 
noch  nicht  bedeutend  genug  waren,  um  ihre  Erhebung  zu  einer  Vollgemeinde 
(commune  de  plein  exercice)  zu  rechtfertigen.6)     In  solchen  gemischten  Gemeinden 


')  Art.  13.  Chacune  des  trois  dernieres  categories  d'liabitants  designees  par  l'art.  11  a  droit 
de  repn'sentation  dans  le  conseil  municipal  des  que  sa  population  atteint  le  ehiffre  de  eent 
individus. 

Le  nombre  des  conseillers  appartenant  aux  trois  dernieres  categories  oe  peilt  depasser  le 
täers   du  nombre  total  des  membres  du  conseil  municipal   ni   Stre  inferieux  ä  trois. 

Le  nombre  des  membres  ä  eure  pour  chacune  des  trois  categories  ci-dessus  designees  est  fixe. 
jtour  chaque  commune,  par  un  arrete  du  gonverneur  general,  le  conseil  de  gouvernement  entendu. 

2)  Moniteur  vom  13.  Septem  Ixt.  Birey  L.  a.  18GS,  S.  349. 

3)  Estoubl.  et  Lef.  im  Code  S.  349  ff. 

4)  Art.  55  ff 

5)  Art.  16,  17. 
e)  Art.  2. 


öl 

wurdon   die    Funktionen    des    Maire    \<m  Offizieren    geübt,    die   Befu   ni        einer 

( Jeineindovortrotung   Btanden    der  < ' < > ■  ■  i ■  ■  ■  i    ioi micipale    zu,  der   außer  oini^(!ti 

Offizieron    und    Beamten    einige    vom    Division  gonoral    für   drei    Jahre    ernannte 

europäische  und  eingeborne  Einwohner  a thörten  '      So  wurde  durch  die  e  Ver 

Fügung,  die  Übrigens  z.T.  nooh  heute  gilt,  die  Ausbreitung  der  Vollgemoindnorgani 

Bation  auf  die  Militärterritorien  vorbereitet.   Die  Bewogu lor  Kolonisten  ließ    ich 

jedoch  duroh  diese  Zugeständnisse  nicht  mehr  aufhalten.  Sie  l"  ich  nicht  mit 

der  Erweiterung  der  kommunalen  Selbstverwaltung,  sie  forderten  immer  türmischer 
die  Gewährung  einer  Vertretung  im  gesetzgebenden  Körper;3  und  ihre  Wün  che 
fanden  Widerhall  im   Mutterlande. 


Hl.  Vorbereitung  der  Zollverwaltung. 

/.   Das   Parlament  mul  Algerien. 

Im  Juli  1868  versuchte  Jules  Favre  mit  einigen  Anhängern  der  Assimilation 
im  Corps  legislatif,  die  Hauptwünsche  der  Algerier  durch  eine  Bepackung  des 
Budgets,  denn    mir   auf   diesem    Wege    kennte1    sich    das    Corps   legislatif   in 

die  Verfassung  Algeriens  mischen  -  zu  verwirklichen,8)  indem  er  zu  dem 
Kapitel  der  algerischen  Ausgaben  das  Amendement  einbrachte,  die  Zivil- 
verwaltung aui  das  ganze  Teilgebiet  auszudehnen,  die  Conseils  generaux  aus 
Wahlen  hervorgehen  zu  lassen,  die  Zahl  der  von  den  Conseils  generaux  ge- 
wähltem Mitglieder  im  Conseil  superieur  auf  die  Zahl  der  beamteten  Mitglieder 
zu  bringen  und  ver  allem  jeder  algerischen  Provinz  einen  von  den  Franzosen, 
den  Ausländern  (!)  und  den  naturalisierten  Eingebornen  zu  wählenden  Deputierten 
zuzubilligen.4)  Auffallen  muß  an  diesem  Antrag,  daß  er  auch  für  die  Ausländer 
das  Hecht  der  Deputiertenwahl  beanspruchte;  diese  mit  der  französischen  Ver- 
fassung ganz  unvereinbare  Forderung  erklärt  sich  daraus,  daß  die  Verfassung 
eine    sehr   hohe    Mindestzahl   von    Wählern    (35  000)    für    jeden   Wahlkreis    vor- 


')  Art.  6  ff. 

2)  So  verlangte  das  Conseil  general  von  Algier  in  der  Sitzung  vom  14.  Oktober  1868  ein- 
Stimmig  1.  (wie  früher)  die  Einführung  von  Wahlen  für  die  Conseils  generaux,  2.  algerische  Depu- 
tierte im  Corps  legislatif,  ,'!.  Schwurgerichte  für  Enteignungen  und  Strafsachen,  4.  Gestaltung  der 
Gerichtsorganisation  nach  dem  Muster  der  französischen.  (Proces-verhanx,  Sess.  de  18(58,  S.  581 
bis  592).     Siehe  auch  Mallarme   S.  52. 

3)  Sitzung  vom  15.  und  16.  Juli  1868,  Moniteur  universel  vom  16.  und  17.  Juli.  S.  1056 
und    1059  ff. 

')  Die  wichtigsten  Punkte  des  Amendements  lauteten: 

1°  „Chacune  des  trois  provinces  de  l'Algerie  noniruera  un  depute  au  Corps  legislatif.  Les 
citoyens  francais,  les  etrangers  et  les  indigenes  natnralises  prendront  part  ä  ces  elections. 

2°  Le  conseil  superieur  de  gouvernement  sera  desorruais  compose  de  delegues  elus  des 
provinces,  dont  le  nombre  sera  egal  ä  eelui  des  fonetionnaires  publics  ayant  droit  de  seance  ä  ce 
conseil.     Les   delegues    auront    voix    deliberative.     Les  proces-verbaux    des   seanc.es    seront    publies. 

3°  Les  niembres  des  conseils  generaux  des  trois  provinces  seront  elus  par  les  meines  eleeteurs 
que  les  conseils   nmnieipaux. 

4°  Le  territoire  de  l'Algerie  connu  sous  le  nom   de   Teil  sera  declare  territoire  civil." 
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Bchrieb.'       Da  nun    die  Zahl    der   in  Algerien    ansässigen  Franzosen2)  kaum  zur 
Wahl  eines  einzigen  Abgeordneten    ausgereicht   hätte,   bo  versuchten  die  Ant 
Bteller   mit    einer   derartigen    künstlichen   Erweiterung    des  Wahlkörpers    ihr  Ziel 
zu  erreichen.     Natürlich  ließen  Bich  die  Gegner  des  Vorschlage  diesen  schwachen 

Tunkt  nicht  entgehen.     Jer< »David  hielt  Jules  Favre  entgegen,  daß  sich  selbst 

bei  Heranziehung  der  Ausländer  die  nötige  Wählerzahl  aoch  nicht  ergebe,3  und 
meinte,  man  gewähre  besser  den  Muselmanen  das  Wahlrecht,  als  den  Preußen 
und  Spaniern.  Derselbe  Redner  bekämpfte  auch  die  Einführung  von  Wahlen 
für  die  Conseils  generaux  und  die  Umgestaltung  des  Conseil  superieur,  wobeier 
Bich  darauf  berufen  konnte,  daß  die  Einnahmen  hauptsächlich  aus  Eingebornen- 
Bteuern  bestanden.4) 

Einen  weniger  schroff  ablehnenden  Standpunkt  nahm  die  Regierung  gegen- 
über dem  Amendement  ein,  wenigstens  zeigte  Bich  .Staatsminister  Kouher  nicht 
abgeneigt,  die  Conseils  generaux  aus  Wahlen  hervorgehen  zu  lassen,  sobald  die 
in  Aussicht  stehende  Einrichtung  der  Grundsteuer  durchgeführt  Bei.5)  Dagegen 
wies  er  die  Forderung,  auf  deren  Erfüllung  es  den  oppositionellen  Antragstellern 
vor  allem  ankam,  nämlich  die  Forderung  nach  einer  Vertretung  Algeriens  im 
gesetzgebenden  Körper,  zurück,  mit  der  Begründung,  daß  die  Algerier  weder 
den  heimischen  Steuern,  noch  der  Aushebung  unterlägen.0;  Vielleicht  war  dies 
mehr  ein  Vorwand  zur  Zurückweisung  des  Antrags  und  lag  der  Hauptgrund  in 
der  Furcht,  es  möchten  durch  die  Zulassung  einiger  algerischer  Abgeordneter 
die  Reihen  der  immer  mehr  wachsenden  Opposition  gestärkt  werden.  Die  Re- 
gierungserklärung entschied  über  das  Schicksal  des  Antrags,  denn  die  Berück- 
sichtigung des  Amendements  wurde  mit  18-4  gegen  21   Stimmen  abgelehnt.7) 

Auf  die  Dauer  ließ  sich  das  algerische  Problem  indes  nicht  in  dieser  dila- 
torischen Weise  behandeln;  waren  es  doch  nicht  nur  unzufriedene  Kolonisten 
und  oppositionelle  Abgeordnete,  sondern  auch  ganz  unparteiische  Beobachter, 
die  gründliche  Reformen  verlangten.  Das  mußte  die  Regierung  erkennen,  als 
der  anläßlich  einer  in  Algerien  ausgebrochenen  Hungersnot  mit  Erhebungen  an 
( >rt  und  Stelle  beauftragte  Abgeordnete  Graf  Le  Hon  seinen  Bericht  erstattete: 
er  befürwortete  neben  der  Besserung  der  sozialen  Lage  der  Araber  und  der  Auf- 
hebung der  bureaux  arabes  vor  allem  die  Ablösung  der  Militärverwaltung  durch 
die  Zivilverwaltung.8) 


')  Art.  35  der  Verfassung  von   1852. 

-)  Die  französische  Bevölkerung  in  Algerien  belief  sich  1866  auf  122  000  Seelen.     Dementes 
Seite  39. 

3)  In  Algier  kamen  nur  28  000  Ansässige  in  Betracht,  in  Oran  23  000.  in  Constantine  18  000. 
Sitzung  vom   16.  Juli.  Moniteur  vom  17.  Juli  1868.  S.  1060. 

4)  1.  c  S.  1059. 

5)  „Nous    ne    recnlons    nullement   devant    la    pensee    <jue   le    jonr   ou    l'impüt    foncier 
organise  - —  et  cette  date  est  assez  prochaine  —  les  colons  europeens  pourront  etre  represent&  par 
voie  elective  aux  conseils  g£n£raux"  1.  c.  S.  1063. 

6)  1.  c.  S.  1063. 
:)  Ebenda. 

")  Mallarme  S.  51.  55. 
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Jetzt  rni  ohluß  sieh  « I i< •  Rogierung,  die  Lö  ung  der  |>oliii  chon  Probleme 
in  Algorion  in  An" iiVV  zu  nehmen,  denn  unmittelbar  nach  dor  Berichte]  tattunp 
Le  Uhus  setzte  sie  eine  Studieukemmi    ion  oin,  dio     ich   mit  der  \  i  und 

der  Verwaltungsorganisation   Algerien     bc  chttftigen     ollte    5    Vlai  1869        In  der 
Zusammensetzung   der  Kommission   zeigte   sich    die   Regierung    etwi  raig, 

indem  sie  mir  hohe  Beamte  und  Offiziere  zu  Mitgliedern  berief;1    immerhin  l>" 
fanden  sioh   einige  gründliche  Kennei  Algeriens  unter  ihnen      Den   Vorsitz  liber 
trug  die    Regierung   dem    Marschall    Elandon,    die    Berichterstattung    fiel    dem    in 
kolonialen    Rechtsfragen   Behr   bewanderten   Senator    B6hioa)    zu.     Da     Ergebnis 
der  Kommissionsverhandlungen  bilden  zwei  Entwürfe8)      -  ein  Entwurf  zu  einem 
Senatuskonsult  und  ein  Entwurf  zu  einem  Organisationsgesetz       .  und  zwar  Bind 
in   dem  Entwürfe   zu   dem  Senatußkonsull    nur   die  Grundregeln   der   algerischen 
Verfassung   niedergelegt,  für  deren   Bestimmung  ja   der  Senat    ausschließlich  zu 
ständig   war.    während    die  Ausführung   dieser  Grundsätze    in    den  Gesetzentwurf 
verwiesen  ist.4) 

A.  Die  Gesel  zge  b  u  n  g. 
Die  Kommission  mußte  zunächst  zu  den  so  häufig  geäußerten  Wünschen 
nach  Assimilation  Stellung  nehmen;  am  wenigsten  fanden  sie  im  Bereich  der 
Gesetzgebung  Berücksichtigung.  Die  Idee  einiger  ganz  radikaler  Köpfe,  voll- 
ständige Rechtseinheit  zwischen  Algerien  und  Frankreich  ohne  Rücksicht  auf  die 
Rassen-  und  Religionsunterschiede  herzustellen."')  — -  diese  Idee  hatte  natürlich 
gar  keine  Aussicht  auf  Verwirklichung.  Vielmehr  hielt  die  Kommission  an  der 
grundsätzlichen  Rechtsverschiedenheit  zwischen  Algerien  und  dem  Mutterland  f< 


')  Marschall  Randon  (der  frühere  Generalgouverneur);  Bairot,  Grand  n'ferendaire  des  Senat-- 
Grundbesitzer  in  Algerien;  Senator  Beide;  Divisionsgeneral  Allard.  Präsident  der  Sektion  des  Staats- 
rats für  Kriegsmarine,  die  Kolonien  und  Algerien;  Staatsrat  Chamblain;  Gastambide,  Mitglied  des  Kas- 
sationshofs,  Präsident  der  Kommission  für  Reorganisation  der  Eingebornengerichtsbarkeit;  Talabo t, 
Generaldirektor  der  algerischen  Eisenbahnen;  Divisionsgeneral  Desvaux,  früher  Untergonvernenr  in 
Algerien;  Gresley,  Oberst  im  Generalstab,  Chef  des  politischen  Hureaus  für  arabische  Angelegen- 
heiten im  Generalgouvernement  für  Algerien;  Tassin,  Direktor  der  algerischen  Abteilung  im  Kriegs- 
ministerium. 

2)  Er  hatte  als  Berichterstatter  der  im  Jahre  1849  eingesetzten  Kolonialkommission  einen 
Entwurf  zu   einer  Kolonialverfassung  ausgearbeitet.     Hierüber  in   einem   spateren  Band. 

3)  Der  Bericht  und  die  beiden  Entwürfe  sind  im  Anhang  der  Erhebungen  der  Commission 
d'etude  des  questions  algoriennes  abgedruckt.  Senat.  Paris  1891,  s.  3*23  ff.  Siehe  die  Entwürfe  im 
Anhang  Nr.  23  und  24.  Der  Entwurf  zu  dem  Senatuskonsult  wird  im  folgenden  immer  ..S.  C."  zitiert. 
der  Entwurf  zu  dem  Gesetz  „L."   (Loi). 

4)  „Au  senatus-eonsulte  ont  cte  reservees  la  declaration  des  prineipes  generaux  et  l'enon- 
ciation  des  regles  superieures  et  fundamentales  qui  .  .  rentrent  aecessairement  daus  la  delegation 
*aite  au  Senat  par  l'art.  27  de  la  Constitution  de  l'Emprre.  Le  projet  de  loi  organique  pourvoit 
ä  l'application  de  ces  prineipes   .   .'      Ebenda  S.  326. 

5)  Ebenda  S.  331. 

6)  „Les  moeurs,  les  besoins,  la  composition  de  la  societe  algerienne  .  .  .  different  ä  tel  point 
de  ceux  de  la  societe  franeaise  qu'on  ne  saurait,  Sans  risquer  de  blesser  les  interets  de  la  premiere 
de  ces  socictes  au  lieu  de  les  satisfaire.  les  soumettre  toutes  deux  a  des  lois  absolument  ideuti- 
ques*   s.  351. 


—     60     — 

Demgemäß  sollte  kein  Gesetz  durch  die  Promulgation  im  Mutterlande  ipso  iure 
auch  in  Algerien  Rechtskraft  erlangen,  ea  Bei  denn,  daß  dies  ausdrücklich  in  dem 
Gesetze  vorgesehen  wurde.1) 

Aus  der  Beibehaltung  der  Rechtsverschiedenheit  folgte  aber  nicht,  dafl  die 
Rechtssätze  für  »las  .Mutterland  und  Algerien  auch  von  verschiedenen  Organen 
ausgehen  mußten,  es  ließ  sich  mit  der  Rechtsverschiedenheil  sehr  wohl  in  Ein- 
klang bringen,  daß  man  dem  ausschließlichen  Gesetzgebungsrecht  des  Staatshaupts 
für  Algerien  Schranken  zog  und  wenigstens  für  die  Aufstellung  von  Rechtsregeln 
innerhalb  einiger  Gebiete  die  Gesetzesform  vorschrieb.  Daher  behielt  der 
Gesetzentwurf  für  eine  Reihe  von  Materien,  —  wie  die  Zivil-  und  Strafgesetz- 
gebung, dio  Regelung  der  politischen  Rechte,  der  Preßfreiheit,  der  Wehrpflicht, 
die  Maßnahmen  im  Interesse  der  allgemeinen  Sicherheit,  die  Regelung  der  Staats- 
güterverwaltung  und  der  Handelsbeziehungen  zwischen  Algerien  und  dem  Mutter- 
lande —  den  Weg  der  Gesetzgebung  vor.2)  80  ward  wenigstens  für  die  wich- 
tigsten Fälle  von  Rechtssetzungen  die  Gesetzesform  gewährleistet.  Dem  Ver- 
ordnungsrecht die  gleichen  Hehranken  zu  ziehen  wie  im  Mutterland,  wa^te  man 
nicht;  darum  ließ  man  für  die  Regelung  der  übrigen  Materien  —  wie  Verwaltungs- 
und Gerichtsorganisation,  Gerichtskosten,  Bergbau,  Münzverkehr.  Wasserrecht 
usw.3)  -  die  Verordnungsform  fortbestehen.4)  Auch  zur  Ausdehnung  von  Mutter- 
landsgesetzen auf  Algerien  sollte  die  Verordnungsform  genügen,5)  was  sich  dadurch 
rechtfertigt,  daß  es  sich  bei  dieser  Ausdehnung  um  nicht  ganz  freie  gesetzgeberische 
Tätigkeit  handelt,  indem  ja  der  Gesetzesinhalt  schon  festgelegt  ist. 

Den  Wünschen  nach  Assimilation  trug  die  Kommission  im  Bereich  der  Gesetz- 
gebung nur  insofern  Rechnung  als  sie  Algerien,  d.  h.  nur  den  dort  ansässigen  Fran- 
zosen, wieder  eine  Vertretung  (drei  Abgeordnete)  im  gesetzgebenden  Körper  ein- 
räumte6). Freilich  fehlte  es  nicht  an  Stimmen,  die  den  Algeriern  dieses  Zugeständnis 
streitig  machen  wollten,  weil  einerseits  die  allgemeinen  Gesetze  auf  Algerien 
nicht  ipso  iure  anwendbar  waren,  und  andererseits  manche  algerischen  Ge- 
setze ohne  Mitwirkung  des  gesetzgebenden  Körpers  zustande  kamen7).  Darauf 
liess  sich  entgegnen,  daß  doch  ein  wichtiger  Teil  der  algerischen  Gesetzgebung 
der  Mitwirkung  des  gesetzgebenden  Körpers  bedurfte  und  daß  ein  Teil  der  Kin- 
nahmen und  Ausgaben  für  Algerien  auch  fernerhin  im  Finanzgesetz  festgelegt 
werden  sollte.  Viel  beachtenswerter  war  der  andere  Einwand,  der  gegen  eine 
Vertretung  Algeriens  im  gesetzgebenden  Körper  erhoben  wurde,  nämlich  daß  die 
algerischen  Vertreter,  indem  nur  die  Franzosen  wahlberechtigt  Avaren,  aus  viel 
zu  engem   Wahlkörper   hervorgingen    und  nur   einen  Teil    der  vielfach    einander 


')  L.  Art.  65. 

2)  L.  Art.  63,  vergl.  in  einem  späteren  Band  Art.  1  des  Entwurfs  einer  Kolonialverfassung 
der  Konimission  von   1849 — 50.  der  inhaltlich   mit  jenem   übereinstimmt. 

3j  Diese  Materien  gehören  nach  französischer  Auffassung  ebenfalls  zur  Gesetzgebung,  obwohl 
sie  nur  zu  einem  Teil  in   den   Bereich  der  Rechtssetzung  fallen. 

4)  L.  Art.  64. 

5)  L.  Art.  65,  1. 

6)  S.  C.  Art.   16. 
;)  s.  353. 
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widorstroitonden   [ntorc    011    der  ViU'Hchü'doiuMi   Klomonto    <  I  *  - 1   .•  <  l  •  • .  i  i  <  1 1  •  ■  >  <•«   •  II 
sohafl    vortraton').      Tatsächlich    reichte    die    Zahl    der    in    Algerien     an 
Franzoson  zur  Bildung  mehroror  Wahlkrei  o  kaum  au  '-).  und  01  lag  in  dei  Tal  ein 
gewisser  Widerspruch  darin,  einer  au    dem  allgemeinen  Wahlrecht  hervorg«  henden 
Kammer  oin  paar  algerische   [ntoressonvertroter  aui  Grund  fakti  ch   bc  chrttnl 

Wahlrechts    beizugesellen.     Die.    Kommi    i ing    iedoch    über   die  en     achlich 

gerechtfertigten  Einwand  hinweg  und  I » 1 1 1  i •  ■  t . ■ .  zweifello    au    politi  chen  Gründen3), 
nieder  jedem   Departement  einen   Vertreter  zu. 

IL   Die   Verwaltung 
;i)  1  )ie  Zentralverw altung 

Die  Mischung  vom  Sonderstellung  und  Eingliederung  in>  Mutterland,  die 
im  Bereich  der  Gesetzgebung  aus  dem  festhalten  an  <ln-  grundsätzlichen  Rechte 
verschiedenheil  und  aus  der  Gewährung  einer  Vertretung  im  gesetzgebenden 
Körper  spricht,  diese  Mischung  zeigt  sich  auch  in  den  Vorschlägen  der  Kommission 
zur  Verwaltungsorganisation.  Den  Absichten  der  Anhänger  <\<-\-  Assimilation  hätte 
es  entsprochen,  wenn  einfach  die  drei  Provinzen  (also  Departements  und  Militär- 
territorien zusammen)  zu  Departements  erhoben  und  der  unmittelbaren  Aufsiohl 
des  Ministers  drs  [nnern  und  der  anderen  Fachminister  unterstellt  worden  wären; 
der  Generalgouverneur  hätte  höchstens  als  eine  Art  Präfekl  von  höherem  Rang 
fortexistieren  dürfen4).  Eine  derartige  Eingliederung  ganz  Algeriens  in  die  \  er- 
waltungsorganisation  des  Mutterlandes  erschien  der  Mehrheil  der  Kommission  mit 
Rücksicht  auf  die  religiösen  und  nationalen  Gegensätze  mit  Recht  als  verfrüht5). 
Nur  insofern  kam  die  Konnnission  den  Anhängern  der  Assimilation  entgegen,  als 


')  „Le  droit  d'election  ne  pouvant  appartenii  qu'a  des  Francais,  et  le  aombre  des  Francais 
etablis  en  Algerie  etant  tres  restreint,  il  axrivera  que  dans  une  assembl£e  qui  est,  comme  le  corps 
legislatif,  le  produit  du  suffrage  le  plus  illimite,  L'Algerie  auia  des  mandataires  qui  seront  le  produit 
dt'  la  plus  etroite  exclusion  et  qui  n'y  repr£senteront  qu'  une  partie  des  interets,  souvent  contra- 
dictoires,  qui  divisent  les  Clements  vari^s  dont  la  societe  algerienne  se  compose."     S.  353. 

2)  Die  Wählerzahlen  waren  1849  lächerlich  klein:  Die  Abgeordneten  Barrault,  Didier  und 
de  Raiu-e  erhielten  ea.  7500;  7300;  3300  St.  für  drei  Wahlkreise !  Lebourgeois  8.88.  Diese  Zahlen 
waren   1^70  noch  ungefähr  die  gleichen. 

3)  „mais  la  majorite  de  la  commission  .  .  .  a  juge  que  cette  concession,  qui  donnerait  satis- 
faction  a  des  voeux  ardeniment  manifestes,  n'aurait  que  peu  ou  point  d'inconvenients  aupointdevue 
politique,  et  que,  en  faisant  disparaitre  la  distinetiou  la  plus  marquee  «iure  les  Francais  de 
l'Algerie  et  les  Francais  de  la  metropole.  on  repondrait  ä  un  sentiment  public  trop  fortement 
accentue   pour  qu'il  rut  possible   de   n'en   pas   tenir  compte."      1.   C.   S.   354. 

4)  „Dans  eette  Hypothese,  les  trois  provinees  deviendraient  autant  de  departemeiits  direeteiiieiit 
administres  de  l'aris  par  le  ministre  de  l'interieur  et  pai  chaeun  des  autres  membres  du  cabinet  de 
la  metropole  .  .  .  Tout  au  plus,  a  (atre  de  concession,  aecorderait-on  qu'i]  y  eut  ä  Alger  un 
Gouverneur  gen<?ral  completement  subordonne\  sorte  de  Prüfet  d'un  rang  superieur  .  .  ."  8.330,331. 

')  „le  temjis  seul  pourra  triompher  des  resistances  qu'oflre  ä  l'assimilation  complete  des 
deux  pays  l'antagonisme  des  croyances  et  de  la  nationalite.  Tout  au  plus  pourra-t-on  songer  ä 
tenter  partiellement  eette  expenence  lorsque  quelques-uns  des  groupes  europeens  dejä  formt's  seront 
devenus  assez  homogenes  et  assez  importants  pour  constituer  un  ou  plusieurs  departements 
Busceptibles  d'etre  attaches  exceptionellement  a  la  metropole:  mais  ces  groupes  n'existent  pas  .  .•• 
S.  332. 
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Bie  die  Angliederung  einer  Reihe  von  Verwaltungszweigen  an  die  beimischen 
Ministerien  in  größerm  Umfange  als  bisher  empfahl:  nämlich  auch  bei  den  dai 
Mutterland  berührenden  öffentlichen  Arbeiten  und  bei  dem  Steuer-  und  Rechnungs- 

w  esen '  i. 

An  der  einheitlichen  Leitung  der  übrigen  Verwaltung  wollt«' die  Kommission 
festhalten,  und  zwar  an  der  Zusammenfassung  in  Algerien3  ;  das  verfehlte 
Experiment  (von  1858)  der  Eonzentrierung  der  Verwaltung  in  Paris  zu  wieder- 
holen, dazu  hatte  man  keine  Lust.  Es  frug  sich  also  nur.  in  welchem  Verhältnis 
sollte  die  Zentralbehörde  in  Algerien  zu  den  Zentralorganen  im  Mutterland  stehen, 
sollte  sie  einer  Zentralbehörde  im  .Mutterland  untergeordnet  sein  oder  eine  selb- 
ständige Verantwortung  tragen.  Die  Kommission  begte  die  Befürchtung,  daß 
es  jedenfalls  zu  Verschleppungen,  wenn  nicht  zu  Widersprüchen  und  Gegensätzen 
führen  würde,  wenn  man  die  Initiative  und  die  Ausführung  in  Algier  beließ,  die 
Sanktion  und  die  Verantwortung  aber  Dach  Paris  verlegte3).  Darum  beschloß 
die  Kommission,  die  gesamte  Leitung  der  algerischen  Verwaltung  dem  General- 
gouverneur in  Algerien  zu  belassen.  Das  bedeutete  keine  Neuerung,  denn  der 
Generalgouverneur  unterstand  ja  seit  INGO  unmittelbar  dem  Kaiser;  neu  war  nur. 
daß  man  dem  Generalgouverneur  nun  auch  den  Kan^  eines  Ministers  ausdrücklich 
zusprach4)  und  ihm  die  noch  fehlenden  ministeriellen  Befugnisse  gewährte: 
nämlich  die  auf  Algerien  bezüglichen  Akte  gegenzuzeichnen,  dem  Ministerrate 
beizuwohnen,  und  die  algerische  Politik  vor  dem  Senat  und  dem  gesetzgebenden 
Körper  zu  vertreten"').  Von  den  beiden  letztern  Befugnissen  konnte  der  General- 
gouverneur natürlich  nur  Gebrauch  machen,  wenn  er  in  Paris  weilte:  da  dies 
abef  nicht  die  Regel  war.  mußte  für  seine  Vertretung  Sorge  getragen  werden: 
in  der  Regel  sollte  der  üntergouverneur,  wie  in  Algier,  so  auch  in  Paris  zur 
Vertretung  befugt  sein6),  nur  im  Ministerrat  konnte  ein  vom  Kaiser  bestimmter 
Minister  die  Vertretung  üben7). 

Mit  dieser  Vermehrung  der  Befugnisse  des  Generalgouverneurs  verfolgte 
man  nicht  eigentlich  den  Zweck,  seine  Macht  zu  steigern,  als  vielmehr  den, 
dem  Generalgouverneur,  der  doch  tatsächlich  die  Stellung  eines  Ministers  inne 
hatte,  auch  die  Verantwortlichkeit  eines  Ministers  aufzubürden:  mit  andern 
Worten,  man  machte  den  Generalgouverneur  aus  einem  nur  dem  Kaiser  ver- 
antwortlichen Statthalter  zu  einem  parlamentarisch  verantwortlichen  Minister. 
Aber  das  bedeutete  keineu  Systemwechsel,  sondern  nur  eine  Weiterentwicklung 
der  bisherigen  Stelluni;  des  Generalgouverneurs.  Kur  in  einem  Punkte  knüpfte 
man  wieder  an  das  System  von  1858  an:  indem  man  dem  Zivilelement  den 
Zugang    zur    höchsten    Stelle    in    Algerien    Avieder    eröffnete.      In    den    Reform- 

')  L.  Art.  4. 

ä)  S.  C.  Art.  4. 

3)  „II  lui  a  paru  que  Laisser  .:i  Alger  ['Initiative  et  l'action,  et  attribuer  a  Paris  La  sanetion 
ei  La  responsabilite\  cYtuit  donnei  acces  ä  la  contradiction  dans  les  mes  et  a  l'antagonisme  dea 
irtfluenceS;  i-Ytiit.  en  tout  cas,  creer  nne  cause  indeniable  de  lentetur  dans  la  decision  .  .  .  S.  333. 
S.    I  .    Art.   ."». 

5)  L.    Art.    i.    1—4. 

c)  L.    Art.    6. 

;)  L.   Art.    5. 


—    <;;i 

\  or  ■« - 1 1 1 . i ■  - ■  - 1 1   w.'u-  dio  Stolle  de     (Joneralgouvornour     gewöhnlich  einem   Kleinem 

« I im i  Ofnzioron  oder  "Im  Zivilboamten        vorbehalten1       Die  K tni    ion 

einer  solchen   Entscheidung  Für  odoi   on  dii    liuamtouofnzion'  ähnlich   wie 

dies  bei  der  Reform  von    1858  goschah         au    dem  \\  ■  Man  liefl  ab  ichl 

lieh    beide   Möglichkeiten    offen,     o    daß    die   Bo  otzung    dor  Stolle   di     General 
gouverneurs  und  dea  Untergouverneurs  mit   Offizieren  oder  mit  Zivilbeamton 
Bchehen    konnte3).     Aber   diese   Unparteilichkeit    war    nicht    ganz  aufrichtig;    man 
plante  zweifellos,  den  Militärgouverneur  durch  den  Zivilgouvorneur  zu  vordräi 

Und    hihi    versteht    man    auch,    warum    man    die    rrennu le     Kommando     \<»n 

dem  Generalgouvernement  ermöglichte4).  Indem  man  den  Oberbefehl  von  dem 
„Zivilgouvernement"  trennte,  „mußte  sich  der  Genoralgouverneur  au«  einem 
Oberbefehlshaber  in  einen  politischen  Führer  vorwandeln8)";  man  dachte  natür 
lieh  bei  dieser  politischen  Führerschaft  an  einen  Zivilbeamten.  Aber  bo  politisch 
bedeutsam  eine  Bolche  Gleichstellung  der  Zivilbeamten  mil  den  Beamtenoffizieren 
in  der  Anwartschaft  auf  die  höchste  Stelle  auch  war,  für  das  rechtliche  Ver 
liähnis  des  Generalgouverneurs  zum  Mutterlande  war  es  gleichgültig,  ob  ein 
Offizier  oder  ein  Zivilbeamter  das  Ami   des  Generalgouverneurs  bekleidete. 

l)as  Rechtsverhältnis  des  Generalgouverneurs  zum  Mutterlande  ward  durch 
die  Erweiterung  seiner  ministeriellen  Befugnisse  wenig,  durch  die  Zulassung  der 
Zivilbeamten  gar  nicht  berührt.  Dagegen  erfuhr  die  Stellung  des  General- 
gouverneurs zu  den  Mutterlands organen  eine  bedeutende  Änderung  durch  die 
Umgestaltung  des  Finanzwesens.  Die  Neuordnung  des  Finanzwesens  war  schon 
seil  Jahren  als  Notwendigkeit  empfunden  worden,  denn  schon  1854  bezw.  1861 
hatten  die  Generalgouverneure  Elandon  und  Pelissier  Vorschläge  zur  Schaffung 
eines  besonderem  algerischen  Budgets  gemacht,  ohne  jedoch  damit  durch- 
zudringen. Nunmehr  nahm  die  Kommission  den  Gedanken  der  Verleihung 
eigener  Rechtspersönlichkeit  an  Algerien  wieder  auf.  Zunächst  mußte  der  Um- 
fang des  algerischen  Budgets  festgestellt,  d.  h.  die  Trennungslinie  zwischen  ihm 
und  dem  Staatsbudget  gezogen  werden.  Zu  diesem  Zweck  schritt  die  Kommission 
zu  einer  Teilung  der  Einnahmen  und  Ausgaben  zwischen  dem  Staat  und  Algerien, 
sie  griff  also  auf  das  System  wieder  zurück,  das  in  der  Ordonnanz  von  1N396) 
schon  durchgeführt,  aber  durch  die  Ordonnanz  von  1M5  verstümmelt  worden 
war.  um  1858  bei  der  Aufsaugung  des  lokalen  Budgets  durch  die  Provinzial- 
budgets    ganz    zu    verschwinden.     Mithin   handelte  es  sich  darum,    das     nach  der 


')  „Les  uns  .  .  voudraient  voir  l'autorit^  superieure  demeurer  aux  main-  d'un  haut  personnage 
militaire  .  .  .  Les  autres  insistent,  au  contraire,  pour  qne  la  direction  superieüre  des  affaires  et  de 
la  politique  algeriennes  soit  remise  aux  mains  d'un  fonetionnaire  de  l'ordre  civil."    S.  331. 

2)  „La  commission  .  .  n'a  adopte  aueun  de  ces  points  de  vue  absolus  et  .  .  excessifs."    S.  331. 

3)  L.  Art.  7.  1. 

4)  L.  Art.  7.  '2. 

5)  „Quo  le  chef  mvesti  de  l'autorite'  en  AJgerie  appartienne  ;\  l'ordre  civil  ou  a  l'ordre 
militaire,  il  serait  de  droit  et  de  t'ait  le  chef  d'un  gouvernement  civil,  surtout  si  le  conunandement 

des  troupes  t'tant  .  .   .  s^pare^  du  gouvernement  des  citoyens le  Gouverneur  general  i 

d'etre    n£cessairemen1    im    chef  d'arm£e   pour   devenir,   normalement    au   moins,   un  chef  politique." 
Seite  333. 

')  Siehe  oben  S.   17  t'.  und  Anhang  Nr.  8. 
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Loslösung  der  Provinzialbudgets  verbleibende  algerische  Staatsbadgel  zwischen 
dem  Si.i.it  und  der  Kolonie  aufzuteilen:  dies  geschah  in  der  Weise,  daß  man 
dem    Staal  ganz   ähnlich    wie   1839    —    aur    die    Einnahmen    aus    dem    En- 

registrement,  den  Domänen,  den  Zöllen  und  der  Post-  und  Telegraphen- 
verwaltung vorbehielt1),  während  alle  Übrigen  Einnahmen  —  vor  allem  die 
direkten  Steuern  und  die  Eingeborenenabgaben  der  Kolonie  zufielen2).  Unter 
den  Ausgaben  sollten  auch  weiterhin  auf  dem  Staate  lasten:  die  Ausgaben  flir 
die  Zentralverwaltung,  die  Verwaltung  der  Zivildepartements  und  die  Beauf- 
sichtigung der  Eingeborenenverwaltung,  für  die  Justiz  und  den  Kultus,  für  Hoch- 
mut Mittelschulunterricht,  für  öffentliche  Arbeiten  von  allgemeinem  Inter 
iz.  B.Telegraphen),  Eür  die  Erhebung  der  dem  »Staat  zufließenden  Abgaben  und 
überhaupt  alle  Ausgaben,  die  die  Regierung  und  der  Schutz  des  Landen 
erforderten3).  Dem  algerischen  Lokalbudget  dagegen  wurden  alle  übrigen  An- 
gaben, insbesondere  die  Ausgaben  für  den  Volksschulunterricht,  iür  die  Handels- 
häfen, für  die  Gefängnisse,  für  die  Erhebung  der  der  Kolonie  zufließenden  Ab- 
gaben und  vor  allem  die  bedeutenden  Kosten  der  Kolonisation  aufgebürdet4). 
Den  Hauptvorteil  hätte  aus  einer  solchen  Teilung  die  Kolonie  gezogen:  denn, 
während  der  Staat  (nach  dem  Budget  von  1869)  beinahe  10  Millionen  hätte 
tragen  müssen,  aber  keine  neun  Millionen  Kinnahmen  aus  Algerien  erhalten  hätte, 
hätten  sich  die  Einnahmen  der  Kolonie  auf  über  14  Millionen  Fr.  belaufen,  aus 
denen  nur  neun  einhallt  Millionen  Ausgaben  zu  decken  gewesen  wären,  so  daß  also 
das  algerische  Lokalbudget  mit  einem  bedeutenden  Überschuß  abgeschlossen  hätte5). 
Eine  solche  Teilung  des  algerischen  Budgets  in  ein  Staats-  und  ein  Lokal- 
budget hätte  nun  an  und  iür  sich  keine  große  Bedeutung  gehabt,  wenn  dem 
Generalgouverueur  allein  oder  mit  einem  aus  Beamten  bestehenden  Beiräte  die 
Feststellung  des  Lokalbudgets  zugefallen  wäre.  Das  "Wichtige  war.  daß  man 
diese  Wiedererweckung  des  Lokalbudgets  mit  der  Weiterentwicklung  der 
algerischen  Selbstverwaltung  verband6).  Das  algerische  Staatsbudget  sollte 
nach  wie  vor  von  den  gesetzgebenden  ( Organen  im  Mutterland  festgestellt 
werden7),  die  Feststellung  des  algerischen  Lokalbudgets  dagegen  übertrug  man 
den  Landesorganen:  dem  Conseil  superieur  und  dem  Generalgouverneur.  Da> 
Conseil  superieur  sollte  aber  einen  ganz  anderen  Charakter  tragen  als  bisher: 
man  dachte  an  die  Schaffung  einer  Volksvertretung  nach  dem  Vorbild  der  in 
den    großen    britischen    Kolonien    eingeführten    Legislaturen'').     Während    bisher 

J)  L.  Art.  4  1 . 

2)  L.  Art.  42. 

3)  L.  Art.  39. 
*)  L.  Art.  40. 

5)  Siehe  a.  a.  <>.  die  Zusammenstellung  S.  342 — 45. 

°)  „La  cri'ation  d'un  budget  local  serait  l'occasion  de  doter  L'Algerie  d'un  Systeme  repre'sentatif 
seiieux  et  de  satisfaire  ä  ce  qu'i]  y  a  d'incontestablement  juste  dans  -es  revendication6  politiques." 
S.  346. 

")  Ebenso  die  Algerien  etwa  zu  bewilligende  Staatssubvention  bezw.  der  Algerien  aufzu- 
erlegende Beitrag  y.u  den  Staatseinnahmen.     (L.  Art.  43.) 

R)  ..Le  conseil  superieur  de  l'Algerie  ressemblerait,  autant  qne  la  difference  des  Ueux  et  des 
circonstances  le  comporte,  aux  assembbfes  legislatives  ou  parlements  locaux  qui  sont  places  aupres 
des  Gouvernenrs  dans  Ies  grandes  colonies  de  l'Angleterre."     S.  34  t".. 


dl     Conioil     upi  iriour  Fa  i   aur  i>u     Beamten     ich  bu  ammei  nun 

mehr  au  ohlioßlioh  au  gewählten  Mitgliedern  b<  lohen').  Di  akti  •  Wahlrecht 
für   das    Conseil   supörieur   räumte   man   dun    Con  eil  ein,    und    i 

sollten    die   Con  eil     gönöraux    der    Zivildopartemont     |e    achl    und    die  (  on  oil 
gön^raux  der  Eingeborenendepartomenl     (e  drei  Vertreter  wählt  intcr 

den   88    Mitgliedern    *l<*s   Consoil    mpöriour    'I    die  Zivildepartementi    und    neun 
die  Eingoborenenbezirke   vertraten8)      Die  Wählbarkeil    ward   nicht   an   die   Mit 
gliedschaft   im  Conseil  g4n4ral  geknüpft,     ondorn  nur  an  An  äi  igkeit    B<    iti  oder 
Amtsausttbung  in  Algerien4).    Das  Conseil  supörieur  tollte  alle  vier  Jahro  erneuert 
werden8);    eine  Auflösung    konnte    nur  durch  den   Kaiser  erfolgen,    der  General 
gouverneur  besaß  jedooh  «las  Recht,  die  Sitzungen  vorläufig  zu  schließen'),     Die 
Bestimmungen    über   die   Präsidentenwahl7),    Über   *  1 1 « -   Beziehungen   de«  General 
gouverneurs    zur   Versammlung8)    usw.    zeigen    deutlich,    daß    man    dem    <  lonseil 
Buperieur    den    Stempel    einer   Volksvertretung    aufzudrücken    bestrebt    war:    in 
einigem  Widerspruch  dazu  stand  nur  die  ängstliche  Vorschrift,  daß  die  Sitzungen 

nicht    öffentlich    sein    sollten'1). 

Auch  die  Funktionen  des  Conseil  superieur  kamen  denen  einer  Volks- 
vertretung ziemlich  nahe,  sie  waren  nicht  auf  die  Finanzverwaltung  beschränkt. 
Vielmehr  war  das  Conseil  superieur  berufen,  über  alle  Angelegenheiten  sein  Gu1 
achten  abzugeben,  für  die  dies  von  der  Gesetzgebung  vorgeschrieben  war,  oder 
über  die  es  vom  Generalgouverneur  befragl  wurde10);  und  so  Btand  nichts  im 
Wege,  das  Conseil  superieur  selbst  zur  Mitwirkung  bei  gesetzgeberischen  Maß- 
nahmen heranzuziehen,  insbesondere  seine  Meinimg  über  die  Zweckmäßigkeit 
der  Ausdehnung  von  Mutterlandsgesetzen  auf  Algerien  zu  hören11).  Auch  eine 
gewisse  Verwaltungskontrolle  ward  dem  Conseil  superieur  ermöglicht:  Es  mußten 
ihm  nämlich  die  Wünsche  und  die  Beschwerden  der  COnseils  generaux  und  die 
daraufhin  ergriffenen  Maßregeln  mitgeteilt  werden12);  und  es  durfte  Belber  \\  ansehe 
vorbringen,    die   —   um  nicht  in  den  Wind  gesprochen  zu  sein  mitsamt    den 

Antworten  der  Regierung  veröffentlicht  werden  sollten13).  Der  Schwerpunkt  der 
Tätigkeit  des  Conseil  superieur  fiel  freilich  in  das  Gebiet  der  Finanzverwaltung, 
denn  nur  da  erhielt  es  beschließende  Funktionen.    Vor  allem  hatte  es  das  Lokal- 


')   S.  C.  Art.  7. 

2)  L.  Art.  4."). 

3)  L.  Art.  44. 

4)  L.  Art.  46. 

5)  L.  Art.  45,  3. 
8)  L.  Art.  58. 

;)  L.  Art.  45,  4. 

")  L.  Art.  55. 

»)  L.  Art.  50. 

,0)  L.  Art.  52. 

")  „Cette  assembl£e  ....  pourrait  Stre  constdtee  sur  toutes  les  questhms  d'interöt  algerien, 
partieiper  a  la  confeetion  des  reglements  Iocaux  et  donner  son  avis  sur  l'utilite  de  pronralgner  eo 
Alirerie    les    lois    de    la   nietropole."     S.  346. 

,2J  L.  Art.  53. 

13)  L.  Art.  54. 
Gmelin,  Vcrfassnngaentwicklung  von  Algier.  ö 
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budgel  festzustellen1  .  über  <1  i<>  Verteilung  der  Überschüsse  au  die  Departemente! 
liluU  zu  fassen3  1  die  <1< -n i  Lokalbudgel  zufließenden  Steuern  zu  be- 
willigen3). Die  Finanzgewall  des  Conseil  Buperieur  war  indes  in  mehrfacher 
Hinsichl  begrenzt:  Einmal  stand  dem  Conseil  Buperieur  kein  völliges  Budget- 
verweigerungsrechl  zu:  wenn  das  Conseil  Buperieur  das  Budgel  nicht  bewilligte, 
wurde  das  Budgel  einfach  vom  Generalgouverneur  festgestellt  und  vom  Staatsral 
bestätigt4).  Außerdem  wurde  das  Steuorbewilligungsrechl  des  Conseil  Buperieur 
mil  Rücksicht  auf  die  Eingebornen  beschränkt:  Da  die  Gefahr  nahe  Lag,  daß 
das  in  seiner  großen  .Mehrheit  aus  Kolonisten  bestehende  * ' < » 1 1 -<-il  superieur  die 
Eingebornen  in  <\>'v  Lastenverteilung  benachteiligen  werde,  bo  knüpfte  der  Ent- 
wurf die  Erhöhung  der  arabischen  Steuern  an  <  iesetzesform  '  .  Im  übrigen  wurde  die 
Beaufsichtigung  des  Conseil  superieur  (wie  in  den  britischen  Kolonien  dezentralisiert: 
es  sollte  die  Bestätigung  durch  den  Generalgouverneur  im  Conseil  de  gouverne- 
nient  ausreichen,  um  den  Beschlüssen  Rechtskraft  zu  verleihen6).  Nur  falls  das 
Conseil  supörieur  und  der  Generalgouverneur  sich  eicht  einigen  konnten,  geschah 
die  Bestätigung  durch  kaiserliche  Verordnung7).  Man  sieht,  die  Erhebung 
Algeriens  zum  Kommunalverband  war  nicht  ohne  Einfluß  auf  die  Stellung  des 
Generalgouverneurs  zum  Mutterlande;  während  der  Generalgouverneur  bis  dahin 
zwar  an  der  Vorbereitung  des  algerischen  Staatsbudgets  teilgenommen  hatte,  die 
Feststellung  selber  aber  den  gesetzgehenden  <  Organen  des  Mutterlandes  vor- 
behalten war.  lag  nun  die  Festsetzung  des  algerischen  Lokalhudirets  in  der  Hand 
des  Generalgouverneurs  und  des  Conseil  superieur.  Von  18<H)  ah  hatte  der 
Generalgouverneur  wohl  schier  unbegrenzte  Machtbefugnisse  besessen,  aber  die 
finanziellen  Mittel,  die  er  zur  Ausübung  seiner  Gewalt  benötigte,  wurden  ihm 
vom  Mutterland  angewiesen;  jetzt  dagegen  sollte  der  ( Jeneralgouverneur  zu 
seinem  weiten  Machthereich  auch  noch  die  endgültige  Entscheidungsgewalt  über 
das  Lokalbudget  erhalten.  Das  mußte  die  Selbständigkeit  des  Generalgouverneurs 
und  damit  der  Kolonie  gegenüber  dem  Mutterland  steigern. 

b)  Die  Lokalverwaltung. 
Im  ganzen  zeigt  sich  die  Umgestaltung  der  Zentralverwaltung  in  Algerien 
von  dem  Gedanken  beherrscht:  unter  Vermeidung  der  Assimilation  eine  Aus- 
breitung der  Zivilverwaltung  und  eine  Erweiterung  der  Selbstverwaltung  zu  er- 
zielen. Dieser  Gedanke  kehrt  bei  der  Lokalorganisation  wieder.  Die  frühere 
Einteilung  des  Gebiets  in  Bezirke  der  Militär-  und  Zivilverwaltung  ließ  man 
fortbestehen,  ^  jedoch  bestimmte  man,  daß  jedes  Territorium  ein  zusammen- 
hängendes  Gebiet    bilden    müsse;0)    die    Zivildepartements    setzten    sich    nämlich 

')  L.  Art.  47. 

2)  L.  Art.  48. 

3)  L.  Art.  49. 

4)  L.  Art.  51. 

r')  L.  Art.  49,  2. 
6)  L.  Art.  50. 
;)  L.  Art.  50,  2. 
8)  L.  Art.  1. 
")  L.  Art.  2.  1. 


ß' 

il.ini.il     au     lautor    Qobiol  l'otzeu    zu  fiuimen,    di<       chachbrottarl 
Militärtorritorion  einge  troul  waren  '       Bi  hör  hatte  man  nur  in  don    chou  koluni 
Biorton  Gebieten,  in  Sammelpunkten  uuropäi  choi  Dovttlkerung,  die  Zivilvorwall 

oii riehtot;    die    Konuni    ion    da m    beantragte,    wohl    oiil   I •  ■  i •  K  iehl    aul   di< 

Hindernisse,  die  die  Militärverwaltung  der  Au  broitunfl  dor  Koloni  ation  i 

">•  otzl    hatte,  in    'li''  Zivildepartoments    aueli    von   Ei >bornon    bewohnte   Land 

i  iche  einzubeziehen, ' 

In    der   Organisation    beseitigte    man    sorgfältig    dii     I     oi  chneidungon    der 
Zivil    und  dor  Militärverwaltung.     Vor  allom  fiel  die  Unterordnung  do    l 
unter  den  Divisionsgeneral9)  wieder  weg,*    die  mit  oiner  Gloich  tollung  dor  Zivil 
und   Militärbehörden  und  erst  rochl   mit  einem  Übergewicht  dor  Zivilbcamton  un 
veroinbar  gewesen  wäre.     Aber  daboi  durfto  man  nicht  stohen  bleiben,  denn  dann 
wäre  man  ja  wieder  bei  der  doppelköpfigen   Loitung  der  Provinz  angelangt,  mit 
«Irr  man   von   I  n.~>n  Ids   isiil  bo    schlechte  Erfahrungen    gemacht   hatte  '      Daher 
lösto  die  Kommission  die  drei  Provinzialverbände  Überhaupt   auf  und  trennte 
jeden    in   zwei    besondere    Kommunalverbände    mit    oigener    Rechtspersönlü  hk'it 
und  eigenem  Budget,  so  daß  anstelle  der  drei  Provinzen  drei  Zivildepartements 
und  drei  Eingebornendepartements    traten.6)     Damit    war   auch   dem  Aushau  der 
Selbstverwaltung  in    den  Zivildepartements   der  Weg  geebnet:    nun    konnte    man 
die  Conseils  genernux  in   den  Zivildepartomenta   ausschließlich   aus  Wahlen  her 
vorgehen    lassen.      Auch    bot   die    Loslösung    des   Militärterritoriums    einen    will- 
kommenen   Anlaß,    die    übermäßig    stark»1   Eingobornenvertretung    etwas   zu    be- 
schneiden') und  so  das  Übergewicht  des  weißen  Elements  zu  verstärken.8)     Die 
Befugnisse  der  Conseils  generaux  wie  auch  der  Präfekten  in  den  Zivildepartementa 
sollten  sieh  nach  d(Mi  für  das  Mutterland  aufgestellten  Regeln  bestimmen;0)   inso 
weit  befolgte    die  Kommission    den  Grundsatz   der  Assimilation.     Die  zu  Einge- 
bornendepartements erhobenen  Militärterritorien  behielten  dagegen  eine  von  den 
mutterländischen  Einrichtungen  wesentlich  abweichende  Organisation:  Sie  blieben 
nach  wio  vor  den  Divisionsgenerälen  unterstellt;10)  ihre  Conseils  gO'neraux  sollten 
nur  zum  Teil  aus  Wahlen   der  douars   hervorgehen,  die   übrigen    (zur  Vertretung 


')  ..si  l'on  jette  lrs  yeux  sur  une  carte  de  l'Alg^rie,  on  voit  que  les  territoires  civil-,  formes 
d'aggloraerations  distinetes  saus  cohesion  entre  elles,  sunt  disperses  aujourd'hui  comme  au  hasard 
sur  um'  vaste  surface  et  nu-les  au  territoires  militaires,  comme  le  sont  sur  an  ächiquier  les  cases 
de  couleurs  diverses."     S.  3'28. 

2)  „La  zone  civile  qu'il  s'agit  de  former  dans  chaque  province  ne  comprendrait  \>*>  seule- 
ment  des  territoires  dejä  colonises  et  des  agglomerations  europeennes  dejä  constituees;  «'llr  embras- 
serait  au  contraire,  dans  son  perimetre  des  surfaces  considerables  occupe'es  par  des  indigenes."    S.     _ 

:') cette    Subordination    .    .   .    n'a    produit    aueun    re'sultat    administratif   ni    politique 

utile."     s.  33G. 

4)  L.  Art.  11. 

5)  Siehe  oben  S.  45  und  S.  49  f. 
")  L.  Art.  9. 

T)  Statt  wenigstens  ein  Viertel  durften  die  Eingebornen  nur  noch  höchstens  ein  Fünftel 
ausmachen. 

B)  L.  Art.  29. 
'•')  L.  Art.  30. 
,0)  L.  Art.  31. 

5* 
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der  Stämme  und  der  Europäer)  sollten  vom  Generalgouverneur  ernannt  werden.1) 
Amh  wurden  ihnen  nur  beratende  Punktionen  zugedacht.2)  Demgemäß  hatten  Bie 
auch  keine  beschließende  Stimme  bei  der  Feststellung  des  Departementsbudgel 

Natürlich  mußte  diese  Umgestaltung  der  Provinzialverwaltung,  insbesondere 
die  neue  Abgrenzung  des  Zivil-  und  Militärterritoriums,  auch  auf  die  Gemeinde- 
organisation zurückwirken  I  >i <■  Einrichtungen  der  Vollgemeinden  (Commune« 
de  plein  exercice)  standen  mit  der  Erweiterung  der  Selbstverwaltung  in  den 
Zivildepartements  in  Einklang,  denn  die  Gemeindevertretungen  wurden  ja  Beil 
1866  gewählt;  dagegen  konnte,  bie  Verwaltungsform  der  durch  die  Ausdehnung 
der  Zivildepartements  in  diese  eingezogenen  Commune«  mixtes  und  subdivion- 
naires  nicdit  beibehalten  werden;  die  Leitung  der  Gemeinden  durch  Offiziere  ließ 
sieh  mit  dem  Grundsatz  der  ausschließlichen  Zivilverwaltung  im  Zivildepartement 
nicht  vereinbaren.  Man  konnte  aber  unmöglich  alle  diese  Eingebornengemeinden 
schon  zu  Yollgcmeinden  erheben;  und  bo  Buchte  man  das  System  der  Commune 
subdivisionnaire  mit  der  Eingebornenselbstverwaltung  zu  verbinden.  Die  großen 
militärischen  Samtgemeinden  sollten  verschwinden  und  jede  Eingebornengemeinde 
ihre  eigene  Rechtspersönlichkeit  erhalten;4)  nur  konnte  man  selbstverständlich 
nicht  die  ganze  Verwaltungstätigkeit  der  eingebornen  Gemeindeversammlung,  der 
Djemäa,  überlassen;5)  daher  schlug  die  Kommission  vor.  die  Funktionen  des 
Maire  immer  für  einige  Douars  zusammen  Kreiskommissaren  zu  übertragen.6 
Auch  die  Communes  mixtes  sollten,  soweit  sie  nicht  in  Vollgemeinden  umge- 
wandelt werden  konnten,  in  dieser  neuen  Organisation  der  Eingebornengemeinden 
aufgehen,  nur  sollten  iu  Orten  mit  europäischer  Bevölkerung  besondere  Sektionen 
der  Gemeindeverwaltung  eingerichtet  werden.7)  In  den  Eingebornendepartements 
sollten  ebenfalls  die  Communes  mixtes  und  die  Communes  sübdivisionnaires  ver- 
schwinden und  an  ihre  Stelle  die  Einrichtung  der  arabischen  Gemeinden  in  den 
Zi\  ildepartements  treten,  nur  mit  dem  Unterschiede,  daß  in  den  Eingebornen- 
departements die  Funktionen  des  Maire  auch  fernerhin  von  Offizieren  zu  ver- 
sehen waren.8) 

C.  Die  Gerichtsorganisation. 
Auch  im  Bereich  der  Gerichtsorganisation  machte  die  Kommission  eine 
Reihe  von  Vorschlägen;  hervorgehoben  zu  werden  verdient,  daß  sie  die  Fest- 
legung der  Unabsetzbarkeit  der  Richter  (an  den  Gerichtshöfen  der  Zivildeparte- 
ments i  befürwortete.9)  Dagegen  verhielt  sich  die  Mehrheit  der  Kommission  dem 
Wunsche  nach  Einführung  von  Geschworenen  gegenüber  ablehnend,  mit  Rück- 
sicht auf  die  Zusammensetzung    der  Bevölkerung:    denn  die  Muselmanen   wiesen 


')  L.  Art.  34. 

2)  L.  Art.  36. 

3)  L.  Art.  38. 

4)  L.  Art.  15. 

i  I..   Art.  lfi— 22. 

'  I..   Art.  23. 

'■)  1.  c.  s.  338. 

8)  L.  Art.  32  mit  31. 

•M  S.   C.  Art.  8. 


— 

nicht  die  ii" 1 1".  11  I  .!•■■  ii  ehalten  :nii.  um  da    '  •  •   ohworononamt  aunUbcii  zu  I 
und  «Hin    in.'iii   diese  au   ichaltotc,     o  konnte   man    nicht  gut    die  Juden    in   die 
Geschworenonlisten    aufnehmen,  ohne    die   Mm  clmanun   eu    verletzen  '      l'i' 
sohworenenliste    wäre    al  o    auf   'Ii''   Europäer  bc  chränkl    geblieben,     o  d.-iti  da 
Schwurgericht  qut  diesen  eine  Garantie  geboten  hätl 

I  >ie   Stellungnahme    der    Kommi   iion    euj    I  der   Einführung    von  i 

schworenen  seigl  wieder  deutlich,  wie  vor  ichtig  ie  die  W  Un  che  nach  \  umilation 
auf  ihre  Durchführbarkeit  prüfte  So  tritt  liberal!  in  beiden  Entwürfen  da  Be 
Btreben  hervor,  den  Kolonisten  die  Garantien  einer  geordneten  Verwaltung  zu 
bieten,  ohne  blindlings  die  Einrichtungen  des  Mutterlands  aüi  'Ii"  Kolonien  zu 
übertragen.  Wie  bei  den  Reformen  von  1848,  so  1  >  i  1  <  I » •  t  auch  ietzl  wieder  die 
Ersetzung  der  Militärverwaltung  durch  die  Zivilverwaltung  das  Hauptziel,  aber 
dir  Kommission  sucht  dieses  Ziel  nicht  Im  Wege  einseitiger  Assimilation  zu  er 
reichen,  sondern  durch  die  Anbahnung  der  Autonomie.  Assimilatorische  Ein 
richtungen  ließ  die  Kommission  nur  da  zu,  wo  sie  nützlich  oder  wenigstens  un- 
schädlich erschienen  (wie  die  Vertretung  im  Parlament,  die  Angliederung  einiget 
Verwaltungszweige  an  die  Pachministerien,  die  Anwendung  mutterländischer  Regeln 
auf  die  Organe  der  Zivildepartements  und  der  Vollgemeinden),  im  übrigen  aber 
gah  sie  der  Fortentwicklung  der  Zivilverwaltung  durch  die  Erhebung  ganz  Algeriens 
zu  einem  Kommunalverband  eine  selbständige  Richtung.  Und  bo  darf  man  in 
den  Regeln  idter  das  Conseil  superieur  und  das  Lokalbudget  den  Angelpunkt  der 
geplanten  Reform  erblicken. 

Das  weite  Programm,  das  die  Kommission  zur  Lösung  der  algerischen 
Frage  aufstellte,  ist  nur  sehr  langsam  und  nur  zum  Teile  verwirklicht  worden: 
die  Schaffung  einer  Volksvertretung  und  eines  selbständigen  Budgets  ist  erst  zu 
Hnde  des  neunzehnten  Jahrhunderts  durchgesetzt  worden,  und  einige  Forderungen 
—  wie  die  Beschränkung  des  Verordnungsrechts  und  die  Unabhängigkeit  der 
Richter  —  sind  bis  zum  heutigen  Tag  unerfüllt  geblieben.  Die  Urheber  der 
beiden    groß  angelegten    Entwürfe  sind   ihrer  Zeit  mithin  weit  vorausgeeilt. 

3.  Assimilationswünsche  der  Algerier. 

Damais,  zu  Ende  des  Kaiserreichs,  war  für  eine  Lösung  der  algerischen  Präge 
in  der  Richtung  der  Autonomie  wenig  Verständnis  zu  erwarten  ;  am  allerwenigsten  bei 
den  Algeriern  selber.  Diese  begegneten  der  Verfassungskommission  von  Anfang  an 
mit  dem  größten  Mißtrauen,  schon  wegen  ihrer  Zusammensetzung.  Man  verübelte  es 
der  Regierung,  daß  sie  kein  Mitglied  der  algerischen  Versammlungen,  keinen  Kolo- 
nisten, ja  nicht  einmal  den  um  die  Aufklärung  der  algerischen  Verhältnisse  so  verdienten 


')  „On  ne  pourrait  nou  plus,  sous  peine  de  blosser  profondement  la  fierte  et  le  prejuge  des 
arabes  .  .  ..  comprendre  les  israelites  sur  la  list.-  d«s  juivs  si  Ton  ae  faisait  pas  figurer  sur  ces 
listrs  les  nmsulmans  indigenes.  Or  il  est  manifeste  que  e<rtf  partie  de  la  population  algerienne 
o'est  Qollement  preparäe  ä  exercer  im  mandat  aussi  delicat  .  .  ."   1.  c  S.  3-19. 

')  „11  faudrait  donc  s'od  tenir  ;'i  un  jury  exclusivement  compose  de  Francais  ou  tont  au 
moins  d'Europeens  .  .  .  Son  Intervention  (du  juiy)  satisferait  -ans  doute  l'Europeen  qui  croirait  y 
trouver  une  garantie.      Ne   paraitrait  -  eile  pas  un  danger  aus  yeui  de  l'indigene  ...  1.  e.  S.  349. 
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Abgeordneten  '  rrafen  Le  Hon  in  die  Kommission  berufen  hatte'  ,  Aber  mehr  noch  als 
die  Zusammensetzung  der  Kommission  beunruhigte  die  Algerier  die  ihr  gestellte 
Aufgabe.  In  - \ J ^r « - 1 ■  I < •  1 1  wollte  man  von  einer  Sonderverfassung  für  Algerien  iiber- 
haupl  nichts  wissen,  da  man  dahinter  die  Fortdauer  des  bisherigen  Ausnahme- 
zustands und  des  Willkürregiments  witterte2).  Der  Erlaß  einer  Sonderverfassung 
Bchien  ihnen  nur  dann  einen  Sinn  zu  haben,  wenn  man  nach  englischem  Muster 
die  Selbstregierung  einführte.  Aber  bei  dem  unitarischen  Zuge  der  französischen 
Rasse  hielt  man  eine  in  dieser  Richtung  gehende  Reform  für  ganz  ausgeschlossen. 
Sie  hätte  auch  den  Wünschen  der  Algerier  nicht  im  mindesten  entsprochen, 
denn  diesen  erschien   als  einzig  erstrebenswertes  Ziel   die  völlige   Assimilatio 

Übrigens  war  es  wohl  weniger  der  Plan  der  Sonderverfassung  an  -ich.  der 
die  Algerier  besorgt  machte,  als  vielmehr  der  Gedanke,  daß  zur  .Mitwirkung  an 
dem  Erlaß  der  Sonderverfassung  aeben  dem  Kaiser  allein  der  Senat  zu- 
ständig war*).  Diese  argwöhnische  Haltung  ist  wohl  verständlich,  hatte  doch  der 
Senat  in  den  beiden  einzigen  Fällen,  da  er  von  seiner  verfassunggebenden 
Gewall  für  Algerien  Gehrauch  gemacht  hatte  (1863  und  1 865j  einseitig  die 
Interessen  der  Eingeborenen  gefördert.  Darum  hemühte  mau  sich,  darzutun, 
daß   das    der   Kommission    gestellte    Programm    in  vielen    Beziehungen    über    die 


')  „La  composition  de  la  commission  n'a  pas  satisfait  le  pays.  Aucun  membre  des  conseil« 
divers  de  l'Algerie,  aucun  colon  algerien,  aucun  de  uns  concitoyens  connua  paz  leurs  etud 
leurs  travaux.  n'est  appele*  a  delilx'rer.  L'honnorable  depute  meine,  que  l'Empereni  a  charge*  d 
pr£sider  l'enquete  agricole,  oenvne  loyale  et  serieuse,  n'a  point  t't >'■  appele1  h  en  faire  partie  .  .  .•• 
Conseil  general  du  departement  d'Alger,  Session  de  18ii;i.  Proces-verbaux  S.  41)7  ff.  Die  Cahiers 
algeriens,  Alger  1870,  S.  4  f.,  lassen  das  Mißtrauen  der  Algerier  noch  deutlicher  durchblicken:  „La 
composition  de  la  Commission  par  des  militaires  et  des  fonetionnaires,  ä  l'exclusion  de  tout  colon, 
ä  l'exclusion  de  M.  le  comte  Le  Hon  ....  est  an  premier  indice  qu'on  veut,  avant  tont,  profiter 
de  l'obscurite  qui  plane  au-dessus  de  toutes  Les  affaires  de  l'Algerie  pour  la  maintenir  sous  le  joug 
du  militarisme". 

2)  Vergl.  die  Außeruno;  des  Präsidenten  des  Conseil  gem-ral  von  Algier:  „Le  titre  de  Constitution 
speciale,  les  dispositions  du  programme  .  .  mit  cause*  parmi  nos  popnlations  de  vives  alarmes  .  .  . 
Ce  projet  de  doter  l'Algerie  d'one  Constitution  particuliere  a  semble  indiquer  l'intention  et  la 
volonte  de  maintenir  le  pays  sous  un  regime  d'exception  contre  lequel  il  ne  cesse  de  reclamer 
depuis  trente  ans."  Der  Präsident  des  Conseil  general  von  Constantine  weist  die  Sonderverfassung 
ebenfalls  zurück:  ..Le  besoin  d'une  Constitution  ne  s'etait  nullement  fait  sentir.  L'Algerie  n'a 
besoin  aujourd'hui  que  d'etre  rapprochee  ä  la  France."  Und  ebenso  fordert  der  Präsident  des 
Conseil  general  von  Oran  die  Assimilation:  „II  faut  donner  ä  cette  popnlation  les  institutions  de  la 
mere-patrie."  Ausgeführt  vom  Grafen  Le  Hon  im  Corps  legislatif.  Sitzung  vom  7.  März  1870.  J. 
off.  s.  420. 

3)  „Une  Constitution  se  comprendrait  encore  s"il  s'agissait  d'organiser  l'autonomie  de  l'Algerie. 
eomme  les  Anglais  ont  organise*  celle  du  Canada  ou  de  l'Australie  .  .  Veut-on  instituer  un  parlement 
colonial  et  une  administration  algenenne?  Veut-on  que  le  pays  fasse  ses  lois  speciales  et  s'administre 
lui-meme?  Que  la  metropole  n'intervienne  que  par  la  nomination  du  Gouverneur,  pour  la  defense 
du  territoire?  Qu'on  s'explique;  alors  nous  admettrons  la  necessite*  d'une  Constitution.  Mais  il  n'est 
pas  ainsi.  La  race  francaise  a  l'instinct  unitaire.  L'Algerie,  ä  40  h.  de  la  France,  ne  vise  qu'ä 
l'assimilation  en  principe  .   .  ."    Conseil   general  du   departement   d'Alger  Session  de   1869.   S.  497  ff. 

■*)  ,.En  Algerie,  on  est  a  peu  pres  unanime  ;i  considerer  un  appel  au  Senat  comme  un 
moyen  de  soustraire  la  colonie  ä  la  competence  du  Corps  legislatif  et  de  continuer  ä  faire  resoudre 
les  questions  algeriennes  par  celui  des  grands  Corps  de  l'Ltat  qui  compte  le  plus  de  militaires 
et  qui  a  le  moins  de  sympathies  pour  la  liberte."      Cahiers   algeriens  S.  4. 
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bloß  vort'n    nii bomlo   Gewalt    de    Senat     hinan  "in"    und   in  die  Zu  LH 

des   gesot: benden   Körper     Hol1        Kaum    daß    man  d«<ru  Senat    da     Recht 

••.   tand,  die  Ausübung  der  politischen  Kochte  eu  n  geln 

Besonders  bezeichnend  Für  da     tiefe    Mißtrauen,  da     in  AI  den 

Senat   herrschte,    Bind    die  Bogonannten    Cahior     algerion      eine     ehr  au  ftlhrlicho 

Petitionsschrift,    die    eine    große    Anzahl    anj honor    Algerier   im   Fobn 

.in  das   Corpa    legislativ    richtete.     Darin    wurden    zur  Vorbereitung    der    \"ll 
Assimilation  alle  möglichen  Änderungen  in  der  Organ!  ation   Algerien     gefordert: 
alle  Verwaltungszweige    Bollten   den  heimischen  Ministerien    angegliedert   werden. 
Den  Generalgouvemeur,  der  natürlich  Zivilbeamter   sein  mußte,   wollte  man  nur 
vorläufig  beibehalten  und  auf  die  Rolle  eines  Vertreters  des  Kabinetts  beschränken; 
und  damit    er  ja  recht    machtlos  sei    und  siel»  nicht    /.u  einem  Zivildiktator 
wachse,  sollte  ihm   ein  aus  allgemeinem  Wahlrecht    hervorgehendes    <  ionsei]   zur 
Seite   Btehen8),    das   an   der   Vorbereitung   der   Budgets    und    der   Kolonisation 
entwürfe    mitwirken    sollte1 1.      Das    französische    Steuersystem    Bollte    au)    ganz 


')  „Incontestablement,  le  Corps  ldgislatif  es1  Beul  compätent  pour  donnei  une  Solution  aus 
questions  suivantes:  Division  du  territoire.  Jamals  le  Senat  n'a  &t&  appele  h  modifier  tes 
rirconscriptions  communales  et  departementales  de  la  France.  Organisation  er  attributions 
des  pouvoirs  administratifs.  Chaque  fois  que  !<■  gouvemement  a  voulu,  en  France,  modifier 
['Organisation  departementale  on  communale,  ätendre  ou  restreindre  les  pouvoirs  des  Pr£fets,  des 
Muires,  des  Conseils  generalis  na  munieipauz,  c'est  au  Corps  Legislatif  et  non  an  Senat  qu'il  s'est 
adressd  .  .  .  Regime  financier  et  assiette  des  impöts.  <*n  ne  comprend  pas  comment 
on  a  pu  ecrire  cet  article  dans  un  programme  de  questions  ä  soumettre  au  Senat  conservateur  de 
la  Constitution;  en  so  pr€tant  seulement  ä  son  examen,  Q  se  rendrait  coupable  de  la  plus  flagrante 
Usurpation  .  .  .  Application  a  l'Algärie  de  la  Legislation  de  la  m£tropole  >ur  les 
matieres  speciales  non  ddtermindes  ci-dessus.  Seul  le  ldgislateur  peut  ätendre  ou 
restreindre  l'action  dos  lois  » [ n'il  a  vote*  et  le  S£nat,  qui  n'a  pas  capacite'  legislative,  ne  peut  le 
suppiger,  mime  on  Algerie."  Cahiers  algeriens,  S.  5  und  6.  Diese  ganze  Beweisführung  war 
natürlich  verfehlt,  da  der  gesetzgebende  Körper  zur  Mitwirkung  an  der  algerischen  Gesetzgebung 
überhaupt  nicht  befugt  war. 

2)  Dans  tout  lo  programme  ministenel,  il  n'y  a  qu'un  seul  point  qui.  peut-etre,  soit  du 
domaine  constituant  du  Si'nat  et  ce  point  ost  celui-ci:  Exerciee  des  droits  politiques.  Et  encore, 
il  reste  ä  savoir  si  l'organisation  do  l'Algerie  en  Appartements,  si  l'application  aux  Algeriens  <1> ss 
lois  de  recrutement  et  de  finances  de  la  France  n'emportent  pas  avec  elles  l'exercice  des  droits 
politiques."     Ebenda  S.  6. 

3)  „Toutefois,  comme  nous  avons  eonnu,  dans  le  passe1,  les  nombreuz  inconvenients  d'un 
pouvoir  saus  contre-poids,  comme  nous  ne  voulons  pas  plus  d'ufie  dietature  civile  que  d'une 
dietature  militaire,  nous  ne  demandons  un  Gouverneur  civil  qu'avec  1*'  correctit'  d'un  Conseil  elu 
jiar  le   suffrage  universel   .   ."      Ebenda   S.   23. 

4)  Art.  1er.  Le  Gouvernement  et  ^Administration  de  l'Algerie  cessent  d'etre  centralises  ä  Alger. 
Ils  sont  n'partis  entre  les  differents  Appartements  ministeriels  de  la  mctropole,  eonformement  au 
droit  commun. 

Art.  2.  L'ensemble  ducabinet  estrepresente.  en  Algerie,  par  un  irouvemeur  <reneral.de  l'ordre  civil. 

Le  gouverneur  general  est  assiste  d'un  conseil  de  Gouvernement,  composö  de  trente  membres, 
dix  par  province,  et  eins  par  le  suffrage  direct  et  universel.  Ce  Conseil  concourt  h  la  preparation 
des  bud^ets  de  chaque  departement  ministeriel  et  ä  la  discussion  de  tous  les  projets  ayant  pour 
bat  le  developpement  de  la  colonisation. 

Art.  3.  Les  exceptions  d'un  Gouverneur  g-eneral  et  d'un  Conseil  de  Gouvernement  cesseront 
des  cnie  l'Algerie  pourra  ötre  completement  assimilee  a  la  France."     Ebenda  S.  21. 
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Algerien  Europäer  wie  Eingeborene — ■  ausgedehnt1),  der  Unterschied  zwischen 
Zivil-  und  Militärterritorien  aufgehoben  und  die  Provinzialverwaltung  durch  die 
Französische  Departementsverwaltung  ersetzt  werden:  endlich  verlangten  die  Cahiers 
die  Zulassung  von  drei  algerischen  Abgeordneten  zum  gesetzgebenden  Körper. 
Jedoch  strebten  die  Urheber  der  Petition  keineswegs  die  völlige  Assimilation  der 
ganzen  algerischen  Bevölkerung  an,  vielmehr  waren  Bie  ängstlich  darauf  bedacht, 
den  Vollbesitz  der  politischen  Rechte  zu  einem  ausschließlichen  Vorrecht  der 
französischen  Bürger  zu  machen:  bo  wollten  Bie  z.  B.  das  Wahlrecht  zu  den  Con- 
seila  generalis  den  französischen  Bürgern  vorbehalten  wissen,  den  Ausländern 
und  den  Eingeborenen  dagegen  nur  die  Wahl  von  Beisitzern  mir  Lediglich  beratender 
Stimme  zugestehen.2)  Auch  ließen  sieh  die  Verfasser  *\<i  Cahiers  vom  Assimi- 
lationstaumel  doch  nicht  so  weit  fortreißen,  daß  Bie  auf  alle  Vorteile  der  Rechts- 
verschiedenheit  verzichteten.  So  waren  sie  mit  der  Absicht  des  Kriegsministers, 
die  Aushebung  auf  die  Algerier  auszudehnen,  durchaus  nicht  einverstanden3),  und 
wünschten  daher  die  Anwendung  des  Rekrutierungsgesetzes  auf  Algerien  aufge- 
schoben, bis  die  französische  Bevölkerung  eine  .Million  Seelen  erreicht  habe  (!)*). 
.Man  erkennt  ohne  weiteres,  daß  der  gesetzgebende  Körper  zum  Erlaß 
dieser  Regeln  nicht  zuständig  war,  weil  noch  kein  Senatuskonsult  ergangen  war. 
das  ihn  zur  Mitwirkung  an  der  algerischen  Gesetzgebung  ermächtigte.  Dessen 
waren  sich  die  Urheber  der  ( iahiers  auch  recht  wohl  bewußt.  Sie  schlugen  da- 
lier denselben  Weg  ein,  den  Jules  Favre  im  Jahre  1868  für  sein  Amendement 
gewählt  hatte.5i   d.  h.   sie  suchten  die  ausschließliche  Kompetenz  des  Senates   durch 

';  „Art.  lor.  L'administratioii  provinciale,  eröation  d'exception,  est  remplacöe  ]>ar  l'administr&tioD 
departementale  de  droit  common. 

Art.  2.     La  distinetion   entre  territoires  c-i\il>  et  militaires  est  supprimöe. 

Art.  3.     Les  tr<>i>  provinces  constitaent  tmi>  departements. 

Art.  4.  Les  Conseils  generaux  des  trois  departements  sont  aommes  a  L'election,  d'apres 
la  loi  electorale  de  France. 

Art.  .").     Sont  electeurs  et  äligibles  pour  la  formation  des  Conseils  generaux: 

Les  citoyens  francais; 

Les  [Dtrangers  ei  les  Lndigenes,  lorsqu'ils  auront  &t&  naturalises  francais,  conformement  an 
Senatus-consulte  de   1865. 

Des  assesseurs  indigenes  eins  par  les  djemäa  des  donars  et  Les  etrangers  eins  paz  lettre 
nationaux  representent  pres  des  Conseils  generaux  .  .  .  les  groupes  de  population  auxquels  l'election 
ei  l'eligibiUte1  ne  peuyent  Itre  conferees.  Les  assesseurs  n'ont  que  voü  consnltative  .  .  ."  Ebenda 
s.  26  f. 

2)  Ebenda  S.  47  ff. 

3)  „Par  ane  circulaire  <lu  Ministre  de  La  guerre  en  date  du  23  uovembre  1869,  nous  sommes 
informes  que  dösormais  les  jeunes  Colons  nes  en  Algerie  .  .  .  seront  inscrits  Mir  Les  tableanx  de 
recensement  du  lim  ou  lettrs  parents  ont  cu  leur  dernier  domicile,  et  y  conconrront  au  tirage  a 
l'äge  tixi'  par  la  loi  .  .  ."     Ebenda  S.  103. 

')  ..Art.  1er.  La  loi  du  21  mar-  1832,  sur  1>-  recrutemenl  des  armees  de  terre  et  de  mar,  ae 
sera  appliquöe  ä  l'Algerie  que  Ie  jonr  oü  sa  popnlation,  d'origine  francaise,  aura  atteint  un  million 
d'ämes. 

Art.  2.  Jusqu'a  ce  que  ce  cfiftfre  de  popnlation  francaise  nöcessaire  ;'i  la  conservation  de 
la  colonie  ait  t'ti'  atteint  .  .  .  les  jeunes  gens  dös  en  France  s.mt  exempts  de  l'obligation  du  tirage, 

a  la  i lition,    qu'ä  l'äge  de  20  ans.    il>  auront   au  moins  di.x  annees    de  rösidence  en  Algerie,    et 

que  leur  pere,    mere  on  tuteur  y  seront  fixös  depuis  le  meme  nombre  d'annees".     Ebenda  S.   102. 

5)  Siehe  oben  S.  57  f. 


—    7;j    — 

sine  Bepackung  de    Budget!  zu  gohen,  indem     ie  ihre  \  01  clilägc  in  die  Korm 

7on  Zus&tcon  /.n  den  einzolnon  Kapiteln  di     BudgH     kloideten      Und    10  vor! 

sich  /..  B,  die  wiohtige   Forderung  der  Zula    ung    algcri  rhei     \; rdno.tei    unter 

dorn  anspruchslosen  Satz,  daß  das  Kapitel  dor  Vu  gaben  für  doi  gebenden 

Körper    um    86000    Fr     Tagegelder    kür    drei    algeri  che     Deputierte     vermehrt 
werden  boIIo  ' 

/.    uit  Wirkungen  Jet  Systeinwech  ■  Ende  i/<      Ka\  erreich  . 

Die   Hoffnung  der  Algerier,  beim  gesetzgebenden   Körper  mehr  Vei  tttndnis 
für  ihre    politischen   Bestrebungen   zu    linden    als    beim  Senat,  erschien    nicht  un 
berechtigt,    da    bei    den    Wahlen    von    L869    die    Liberalen    die    Mehrheil    erli 
hallen.      Der  gesetzgebende    Körper   fand    bald    Gelegenheit,    sein    Interesse    Ifür 
Algerien    zu    bekunden:    im   März   L870    interpellierte    der  Graf    Le  Hon    die   Re 
gierung  Über  den  Stand    der  algerischen   Verfassungsfrage.     Bei    der  Begründung 
empfahl    er   in  warmen    Worten   die  Aufnahme   algerischer  Abgeordneter    in  den 
gesetzgebenden  Körper,  aber  im  übrigen  hielt  er  sieh   von  assimilatorischen  Ober- 
treibungen  fern,2)  Bondern  bewegte    sieh  im  Rahmen    des   Programms   der  außer 
parlamentarischen    Kommission;    besonders    betonte    er    die    Notwendigkeit,    die 
Verantwortlichkeil   des  Generalgouverneurs   festzulegen,3)    da  sonsl    der  Gedanke 
der  Zivilregieruug  wieder  unverwirklicht  bliebe.*) 

Der  Kriegsminister  Le  Boeuf  gab  darauf  die  Erklärung  ab,  daß  der  Ent- 
wurf zu  einem  Senatuskonsult  dem  Senat  hinnen  kurzem  zugehen  werde.  Diese 
Am  wort  befriedigte  jedoch  nicht.  Der  Graf  de  Keratry  bat  das  Ministerium, 
doch  nicht  nur  halbliberal  zu  sein:  es  möge  dem  Wunsche  der  Kolonisten  nach- 
geben, die  alle  forderten,  daß  ihre  Abgeordneten  ihre  Beschwerden  hier  vor- 
bringen könnten,  ehe  irgend  ein  Schritt  zur  Lösung  der  Verfassungsfrage  unter- 
nommen werde.5)  Noch  deutlicher  vertrat  Jules  Favre  die  Wünsche  der  Kolo- 
nisten, indem  er  die  ausschließliche  Zuständigkeit  des  Senats  für  die  algerische 
Verfassung  angriff;  er  verlangte  rundweg  die  Aufhebung  der  Artikel  27  der  \  er- 
fassung  und  unterstützte  diese  Forderung  mit  der  drohenden  Bemerkung,  das 
Ministerium  könne  keine  so  schwerwiegende  Entschließung  fassen,  wie  es  die 
Vorlegung  eines  Senatuskonsults    bedeute,  ohne  den    gesetzgebenden  Körper  be- 


')  „Ce  ohapitre  est  augmente*  de  la  somrae  de  36  000  francs  pour  indemnite*  h  aecorder  a 
fcrois  d£putes  de  L'Algene."     Ebenda  S.  161. 

-)  „Le  principe  de  l'assimilatioii  peut  avoir  du  bon  .  .  en  taut  qu'il  rattache  L'Alg&ie,  an 
point  de  vue  politique,  ä  la  France.  Si  L'on  veut  poussei  ce  principe  a  l'extreme,  poui  ce  qui  est 
de  t'administration,  on  anivera  a  nuire  aux  interets  de  l'Algerie  plutöl  qu'ä  les  servir."  J.  ort". 
vom  8.  März  1870,  s.  421. 

3)  Wie  es  die  Kommission  plante. 

4) il  faut  armer  ä  trouver  qnelque  part  le  principe  de  la  responsabilite  du  gouverneur 

gen&al  de  1'AlgeVie  .  .  .  Si  on  ne  fait  pas  cela  .  .  .  l'idee  civile  sera  encore  sacrifiee  en  Algerie." 
Ebenda. 

5)  „Le  ministre,  je  le  reconnais,  a  cede  ä  an  penchant  liberal  en  re'digeant  ce  projet,  mais 
qu'il  ne  seit  pas  liberal  ä  demi:  qu'il  defere  completement  anx  voeux  legitimes  <le>  Colons  algeriens 
qui,  tous,  si  vous  eonsultez  les  ealiiers  des  trois  provinces,  demandent  que  des  deputes  viennent 
apporter  ici  leurs  doleances  avant  qu'on  fasse  quoi  que  c<  soit  relativement  ä  la  Constitution  de 
l'Alge'rie."     Sitzung  vom  8.  März  J.  off.  vom  9.  März  1870  S.  430. 
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frag!  zu  haben,  denn  ee  Bei  diesem  verantwortlich.1)  Die  Drohung  war  unnötig, 
d.'iiii  das  Ministerium  Ollivier,  «las  tatsächlich  ein  parlamentarisches  Kabinel  war. 
trug  .-ich  Bchon  mit  dem  Plane  einer  tiefgreifenden  Umgestaltung  der  französischen 
Verfassung,  um  dem  parlamentarischen  System  eine  Rechtsgrundlage  zu  geben. 
Da  die  grundsätzliche  Gleichstellung  des  Senats  und  des  gesetzgebenden  Körpers 
einen  Bauptpunkl  der  geplanten  Reform  bildete,2)  mußte  natürlich  auch  die  aus- 
schließliche Kompetenz  des  Senat-  in  der  algerischen  Verfassungsgesetzgebung 
verschwinden;  und  bo  konnte  Ollivier  die  Aufhebung  des  Artikel  ~21  in  Aussicht 
stellen.3)  Auf  diese  Versicherung  hin,  die  dem  gesetzgebenden  Körper  die  Möglich- 
keit der  Teilnahme  an  der  algerischen  Verfassungsreform  eröffnete,  nahm  (\>-v 
gesetzgebende  Körper  einstimmig  eine  der  Regierung  günstige  Tagesordnung  an. 
in   der  die  Einführung  der  Zivilregierung  in  Algerien  empfohlen  wurde.' 

In  der  neuen  Verfassung  d('>  Kaiserreichs,  dem  Senatuskonsult  vom 
21.  Mai  1870,  ist  denn  auch  der  ausschließlichen  Kompetenz  des  Senats  in 
kolonialen-  und  algerischen  Verfassungsfragen  nicht  mehr  gedacht.  Nun  könnte 
man  vielleicht  Zweifel  hegen,  ob  die  neue  Verfassung  auch  für  Algerien  gelten 
sollte:  alter  diese  Zweifel  werden  dadurch  zerstreut,  daß  die  Regierung  an  dem 
Plebiszit  über  die  seit  18(>0  vollzogenen  Verfassungsänderungen  und  über  die 
neue  Verfassung  selbst  (April  1870)  auch  die  Franzosen  in  Algerien  teilnehmen 
ließ.  Und  so  kommt  man  zu  dem  Schluß,  daß  durch  die  neue  Verfassung  der 
gesetzgebende  Körper  neben  dem  Senat  zur  Weiterbildung  der  Verfassung 
Algeriens  zuständig  geworden  ist.  Daran  schließt  sich  aber  noch  die  weitere 
Frage,  ob  nicht  die  gesamte  Gesetzgebung  Algeriens  nun  in  die  Kompetenz  der 
gesetzgebenden  Organe  fiel;  auch  diese  Frage  ist  zu  bejahen.  Denn  dem  un- 
umschränkten Verordnungsrecht  des  Kaisers  fehlte  es  ja  an  einer  verfassungs- 
rechtlichen Grundlage,  es  ließ  sich  nur  dadurch  rechtfertigen,  daß  einesteils  die 
Verfassung  von  1852  nur  das  Mutterland  betraf  und  andernteils  die  Verfassung 
für  Algerien  nicht  ergangen  war.  Die  neue  Verfassung  von  1870  dagegen  ergriff 
auch  Algerien,  ihren  Bestimmungen  mußte  also  die  nur  tatsächlich  bestehende 
Verordnungsgewalt  des  Kaisers  weichen.  Natürlich  nur  im  Bereich  der  Gesetz- 
gebung, nicht  aber  im  Bereich  der  Verwaltung;  z.  B.  behielt  der  Kaiser  das 
Recht,  Organisationsverordnungen  zu  erlassen. 


')  ce  que  je   demande  nettement   au   ministere,  c'est  de   proposer   l'abrogation   d 

article  .  .  .  Le  ministere  ne  peut  pas  pendre  de  räsolution  aussi  grave  que  teile  de  präsenter  an 
senatus-consulte  sans  que  le  Corps  legislatif  soit  interroge',  car  il  est  responsable  devant  hii.  .  ." 
Ebenda  S.  432. 

2)  In  dem  Briefe  des  Kaisers  vom  21.  März  1870  wird  der  Minister  aufgefordert  ..ä  lui  8011- 
niettre  an  projet  de  senatus-consulte  qui  .  .  .  partage  le  pouvoir  legislatif  entre  les  deux  Cham- 
bres  .  .  ." 

3)  Sitzung  vom  9.  März  1870,  S.  437. 

4)  „Le  corps  lt'<rislatif 

Apres  avoir  entendu  les  deelarations  du  Gouvernement  sur  les  modifieations  qu'il  se  propose 
d'apporter  au  regime  le'gislatif  auquel  l'Algerie   est  actuellement  soumise, 

Et  considerant  que.  dana  l'etat  actuel  des  choses  en  AJgerie,  l'avenement  du  regime  civil 
parait  conciliei  les  intt'rets  des  Europeens  et  des  indigenes, 

Passe  ;'i  Tordre  du  jour."     Ebenda.   S.  433. 


1'uit'r  dioson  Oo  ich!  punkten  i  i  die  (Je  i'tzmäßigki'il  der  beiden  letzten 
linier  dein  k ah nincli  erfolgondon  Organ  i  atiun  Htulorungon  eu  beurteilen:  « 1  •  i 
Dekrete  vom  •">!  Mai  und  \<>ni  LI.  Juni  1870  Sowoil  dii  •  Dekret«  lediglich 
die  Behürdcnorganisation  betrafen,  war  der  Verordnung  weg  zulU  oweit  aber 

in  die  Rechtsverhältnisse  der  Untertanen,  in  bo  ondero  der  Franzö  i  chen   Uli 

eingegriffen  wurdo,  war  die  Regelung  duroh  Verordnun ■  ctzwidrig      E     cheint, 

(laU  sich  die  Regierung  dieser  Verschiebung  in  der  Kompetenzverteilung  bowußf 
war,  denn  >ie  1  > « * c » ►  1 1 1 » >  im  Eingang  eu  beiden  Dekreten  den  bloß  vorlänl 
Charakter  der  Neuregelung.1)  Das  erste  dieser  Dekrete,  das  vom  31,  Mai  18" 
höh  die  1864  eingeführte  Unterordnung  i\*xy  Präfekten  unter  die  Provinzkom 
mandanten  wieder  aufr3)  d.  b,  es  Btellte  den  Zustand  von  1860  wieder  her.  Die 
Präfekton  unterstanden  damil  wieder  unmittelbar  dem  Generalgouverneur,  während 
die  Provinzkommandanten  sich  wieder  auf  die  Verwaltung  des  Militärterritoriums 
beschränkt  sahen.4)  Das  andere  Dekret5)  änderte  die  Bildung  der  Conseile  generaux : 
es  gewährte  den  Gemeindewählern  in  den  Zivilterritorien  —  d^\i  Franzosen, 
Ausländern,  eingebornen  Israeliten  und  Muselmanen  —  das  Rocht,  die  Vertreter 
des  Zivilterritoriums  für  das  Conseil  general  zu  wählen;''!  die  Vertreter  der 
Militärterritorien  in  den  Conseils  generaux  dagegen  sollten  nach  wie  vor  von  dem 
Kaiser  ernannt  werden.7)  Damit  waren  zwei  Forderungen  des  großen  Reform- 
programms der  außerparlamentarischen  Kommission  erfüllt,  freilich  in  sehr  un- 
vollkommener Weise,  denn  die  Dekrete  ließen  die  Provinzialverbände  fortbe- 
stehen, Bodaß  die  doppelköpfige  Leitung  der  Provinz  wieder  auflebte.  Immerhin 
ist  es  bemerkenswert,  daß  die  ersten  Schritte  zur  Einführung  der  Zivilregierung 
und  zur  Ausdehnung  der  Selbstverwaltung  noch  unter  dem  Kaiserreich  geschahen. 
Wie  die  Assimilationsdekrete  der  Revolutionszeit  von  1848  noch  zur  Zeit  des 
Königtums  in  der  Ordonnanz  von  1847  ihren  Vorlauter  hatten,  so  fällt  auch  der 
Auttakt  zu  den  großen  Reformen  der  dritten  Republik  noch  in  tue  letzten  Tago 
des   Kaiserreichs. 


')  „Considerant  qu'i]  importe,  jusqu'ä  la  Promulgation  des  mesures  qui  doivent  tixer  le  non- 
vi'iiu  regime  administratif  de  l'Algerie,  de  regier  par  des  dispositions  transitoires  la  position  respec- 
tive  des  autm'itt's  provinciales  actuellement  en  fonetion  .  .  ."  heißt  es  im  Eingang  zu  dem  Dekret 
vom  31.  Mai  1870. 

2)  J.  off.  v.  1.  Juni,  Sirey   L.  a.  1870,  S.  480.     Siehe  Anhang  Nr.  25. 

3)  Art.  1    des  Dekrets   vom   31.  Mai. 
*)  Art.  2. 

5)  J.    off.   v.  12.  Juni.    Sirey   L.  a.    S.  4S0.     f..    siehe    An  hau-'  Nr.  26. 
")  Art.  1   und  3. 

:)  Art. ;;.  3. 


Dritter  Abschnitt. 

Die  Assimilation  unter  der  dritten  Republik 
(1870-1896). 


I.  Der  Zeitraum  bis  zu  den  Ausrliederunffsdekreteu  1870 — 81. 

/.    Die  Assimilation  unter  der  "provisorischen    Regierung   IST'/ — 71. 
A.  Die  Dekret«-  vom  24.  Oktober  1870. 

a)  Die  Einführung  der  Zivilverwaltung. 
Noch  während  des  Krieges  beschäftigte  sich  die  Regierung  der  National- 
verteidigung und  zwar  die  Delegation  von  Tours  durch  Erlaß  des  Dekrets  vom 
24.  Oktober  1870')  mit  der  Weiterbildung  der  algerischen  Verfassung:  in  diesem 
Dekret  verwirklichte  sie  einen  Hauptgedanken  des  Programms  der  Kommission 
von  1869:  die  Einführung  der  Zivilregierung.  Jedoch  unterschied  sich  die  Aus- 
führung dieses  Gedankens  sehr  wesentlich  von  den  Entwürfen  der  Kommission. 
Man  verzichtete  nämlich  auf  die  Einheit  der  Leitung  in  Algerien :  die  Amter  des 
<  reneralgouverneurs,  des  Untergouverneurs  und  des  Generalsekretärs  für  Zivil- 
angelegenheiten wurden  aufgehoben2)  und  die  oberste  Verwaltung  für  die  Militär  - 
territorien  und  die  Zivilterritorien  geteilt.  Diese  Teilung  springt  freilich  nicht 
gleich  in  die  Augen,  da  das  Dekret  die  Berufung  eines  „Zivilgeneralgouvcrneurs 
der  drei  Departements  von  Algerien"  vorsah,  in  dessen  Händen  die  Regierung  und 
die  oberste  Verwaltung  vereinigt  sein  sollten3).  Allein  diese  Konzentration  der 
Regierungsgewalt  war  nur  scheinbar  vorhanden,  denn  nur  in  den  Zivilterritorien 
und  da  nur  in  den  Angelegenheiten  der  Kolonisation  handelte  der  General- 
gouverneur selbständig4; :  im  übrigen  war  der  Generalgouverneur  nur  der  Ver- 
treter der  Fachministerien  gegenüber  den  algerischen  Behörden5).  Die  Ab- 
hängigkeit der  Präfekten  und  Kommandanten  vom  Generalgouverneur  erschöpfte 


')  Bull,  de  Tours  8,  Q°  134,  Sirey,   I..  a.  1871,  S.  10  f.    siehe  Anhang  Nr.  27. 

-i  Art.  1. 
3)  Art.  5. 
!)  Art.  7. 
■'.  Art.  10. 


[oh  in  der  Verpflichtung,  dii    eni   vierteljährlich  Berichte  einzu  ondon1       I.    i 

daher  koi roße   Bedeutung,   wenn  der  Uonoral vernoui   dei  Volk  Vertretung 

gogonllbor  verantwortlich  sein  ollti  In  Wirklichkeit  lag  die  Leitung  der  Voi 
waltung  Für  die  Zivilterritorion  bei  den  vet  chiodenon  Kachmini  terien  de  Mutter 
Landes,  während  die  Verwaltung  der  MilitUrterritorion  im  Oberbefehlshaber  der 
Streitkräfte  für  Algerien  ihren  Sammelpunkt  fand3),  Mit  andern  Worten,  die 
Verwaltung  der  Zivilterritorion  wurde  den  Fachmini  terien  angegliedert,  Für  die 
Verwaltung  der  Militärterritorien  blieb  der  militärische  Generalgouverneur  unter 
der  Bezeichnung  Oberbefehlshaber  fortbestehen. 

In  einigem  Widerspruch  zu  der  Teilung  der  obersten  Leitung  nach  Zivil 
und  Militärterritorien  Btand  es,  daß  man  die  Provinzialverbände  (die  nun  die 
Bezeichnung  „Departements"  erhielten*)  auch  jetzt  nicht  aufhob.  Hatte  ei  ichon 
zur  Zeil  des  Kaiserreichs  (1858  64)  zu  Unzuträglichkeiten  geführt,  daß  die 
Provinz  wohl  eine  einheitliche  Vertretung,  ahn-  keine  einheitliche  Leitung  besaß, 
so  war  es  ganz  verkehrt,  die  Einheit  der  Provinz  (nun  „Departement")  auch 
jetzt  noch  beizubehalten,  aachdem  der  gemeinsame  Vorgesetzte  der  Präfekten 
und  der  Kommandanten  in  Wegfall  gekommen  war.  Das  Pesthalten  an  der 
Einheit  der  Provinz  läßt  sich  nur  ans  politischen  Gründen  erklären:  indem  man 
das  ganze  Gebiet  Algeriens  in  die  Departementseinteilung,  d.h.  in  die  Gebiets- 
einteilung des  Mutterlandes,  einbezog,  kam  hesser  zum  Ausdruck,  daß  die 
Militärverwaltung  nur  vorläufig  in  einem  'Peil  der  algerischen  Departements  auf- 
recht erhalten  bleiben  sollte5). 

Außer  mit  der  Einführung  der  Zivilregierung  befaßte  sieh  das  Dekret  noch 
mit  der  Erweiterung  der  politischen  Rechte:  es  räumte  jedem  Departement  die 
Entsendung  von  je  zwei  Abgeordneten  ins  Parlament  ein6)  und  erweiterte  die 
Beteiligung  der  Bevölkerung  an  der  Bildung  der'Beiräte  des  Generalgouverneurs : 
nicht  nur  in  dem  Conseil  superieur  (der  budgetvorberatenden  Körperschaft)  sollte 
nunmehr  über  die  Hälfte  der  Mitglieder  aus  Wahlen  hervorgehen7),  auch  im 
Comite  consultatif  (dem  früheren  Conseil  consultatif,  einer  Art  Ministerium)  sollte 
das  gewählte  Element  über  das  Beamtenelement  überwiegen8).  Den  Bestimmungen 
über  die  Beiräte  wohnte  freilich  keine  große  Bedeutung  inne,  weil  der  Aurgaben- 
kreis  der  Beiräte  mit  der  Änderung  der  Zuständigkeit  des  Generalgouverneurs 
natürlich  eine  entsprechende  Beschränkung  erfahren  mußte. 

Im  ganzen  ist  zu  sagen,  daß.  wenn  auch  einzelne  Punkte  des  Programms 
von  18(i9  Berücksichtigung  fanden,  die  Gesamttendenz  des  Dekrets  sich  nicht 
—  wie  die  Entwürfe  der  Kommission  von  1869  —  in  der  Richtung  der  Auto- 
nomie Algeriens  bewegte,  sondern  in  der  von  den  Cahiers  algeriens  angestrebten 


')  Art.  9. 

2)  Art.  11. 

3)  Art.  6. 

4)  Art.  3   und  4. 

5)  Vergl.   die  Fassung  des  Art.  4. 
")  Art.  3,  2. 

7)  Art.  14. 

8)  Art.  13. 
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Richtung  der  Assimilation.  Eine  scheinbar  beiläufige  Vorschrift  zeigi  dies 
deutlich:  das  Dekrel  vom  24.  Oktober  sollte  entsprechend  den  Bestimmungen 
einer  Ordonnanz  aus  dem  Jahre  1816  und  einer  solchen  aus  dem  Jahre  1M7. 
d.  h.  entsprechend  den  Vorschriften  über  die  Verkündigung  von  Gesetzen  im 
Mutterlande,  in  Wirksamkeil  treten')*.  Mit  andern  Worten,  die  Promulgation  der 
auf  Algerien  sich  beziehenden  Regierungsakte  durch  den  Generalgouverneur  im 
algerischen  Bulletin  officio!  kam  in  Wegfall2),  der  Eintritt  der  Rechtskraft  be- 
rechnete sich  nunmehr  nach  der  Kundmachung  in  den  mutterländischen  Publi- 
kationsorganen (dem  Bulletin  de  Tours  oder  dem  im  November  1870  geschaffenen 
Journal  officiel  de  la  Republique  francaise3).  In  dieser  Aufhebung  der  besonderen 
Formen  für  die  Promulgation  der  rein  algerischen  Dekrete  lag  eine  jedenfalls 
beabsichtigte  Verdunkelung  des  Grundsatzes  ^l^r  Sondergesetzgebung  für 
Algerien. 

b)  Das  Dekret  Cremieux. 
Kinen  weiteren  Schritt  auf  der  Hahn  der  Assimilation  bedeutete  die  in 
einem  Dekret  vom  .seihen  Tage  (24.  Oktober  L8704  erfolgende  Verleihung  der 
französischen  Staatsangehörigkeit  an  die  eingebornen  Juden  in  Algerien5).  Auch 
diese  Maßregel  ist  schon  unter  dem  Kaiserreich  vorbereitet  worden,  denn  Minister 
Ollivier  hatte  schon  einen  Dekretsentwurf  über  diesen  Gegenstand  vom  Staatsrat 
eingefordert6),  insofern  handelte  es  sich  also  nur  um  die  Ausführung  eines  Ge- 
dankens der  gestürzten  Regierung,  aber  darum  ist  die  Delegation  von  Tours  doch 
von  dem  Vorwurf  nicht  frei  zu  sprechen,  daß  sie  eine  tief  einschneidende  Maß- 
regel in  übereilter  Weise  traf,  noch  dazu  zu  einer  Zeit,  in  der  die  Kriege- 
ereignisse alle  Aufmerksamkeit  auf  sich  zogen  und  die  Regierungshandlun^n 
durch  keine  Volksvertretung  überwacht  wurden.  Und  die  Wirkungen  waren 
nicht  geringe:  zu  den  kaum  150000  Franzosen  traten  35  000  Juden  als  Gleich- 
berechtigte   hinzu7).     Diese  Verschiebung    mußte    natürlich    einen    nicht  unerheb- 


')  Art.  16. 

2)    Sumieii    S.  47. 

3J  VergL  aucli  das  Rundschreiben  des  a.  o.  Kommissärs  der  Republik  vom  28.  Nov.  Ib70 
(Estoubl.  et  Lef.  im  Code  8.  379  f.).  in  dem  es  heißt :  „Aujourd'hui  que  l'Alg£rie  u'est  plus  con- 
siüVn't'  comme  une  simple  colonie,  mais  forme  en  realite  trois  nouveaux  departements  francais,  il 
n'sulte  de  cette  Situation  nouvelle,  si  clairement  detinie  par  le  decret  du  24  oet.  1870  (art.  3  et  4). 
que  les  lois,  decrets  et  reglements  ne  sont  plus  soumis.  en  ee  qui  la  concerne,  a  un  mode  special 
de  Promulgation,  et  qu'il  y  Heu,  desormais,  de  se  confbrmer,  a  cet  egard.  auz  regles  etablies  pour 
tont  le  territoire  de  la  Republique." 

4)  Bull,  de  Tours.  8,  n°  136,  Sirey,  L.  a..  1871.  S.  11. 

5)  Les  israelites  indigenes  des  departements  de  I'Algerie  sont  declares  citojens  francais;  en 
consequence,  leur  Statut  reel  et  leur  Statut  personnel  seront,  ä  compter  de  la  Promulgation  du 
present  decret,  regles  par  la  loi  francaise,  tous  droits  acquis  jnsqu'a  ce  joux  restant  inviolables. 

6)  Wenn  die  kaiserliche  Regierung  diese  Frage  in  Angriff  nahm,  so  geschah  dies  nicht  aus 
einseitiger  Vorliebe  für  die  Assimilation,  sondern,  weil  die  Personenstandsverhältnisse  der  Juden  un- 
sicher geworden  waren;  es  hatten  nämlich  viele  .luden  ihre  Ehen  vor  dem  französischen  Standes- 
beamten geschlossen,  und  da  war  die  Frage  aufgetaucht,  ob  sich  ihre  Familienverhältnisse  nun 
noch  nach  mosaischem  Recht  oder  aber  nach  französischem  bestimmten.  Grirault  Bd.  III  8.  "225 
und  Larcher  Bd.  II  S.  23. 

;)  Larcher  Bd.  II.  S.  38. 


— 

liolion  l'.iniluli  aul  < 1 1 1 ■  Wahlun  um  Parlament  au  Üben1  ;  wenn  auch  dio  Juden 
niir   in    einigen  Städten   da     i  borgowicht    l"    aßen,     ><  waren    ie  doch  an  vielen 

ürton  imstande,  den   \n    oblag   eu   geben     (Jegon  die  Aufnal i  der  Judon  unter 

die  franzüsisohon  Staatsbürger  hätte  ich  nichti  einwenden  la  eu  wenn  i<  im 
BobUz   europäischer  Kultur   gowe  en    wären,    aber   die   uingeburnen  Juden   unter 

schieden  sieh    in   ihrer  LebenBwei  e    wonig   von  den  eingol oon   Mn  olmanen.3) 

I  >:i  sich  diesor  Kulfurunterschiod  nicht  wegdokretieren  lioß,  o  wurde  dor  zwi  chen 
Europäern  und  Juden  bostohendo  Gegensatz  durch  da  Dekrol  nicht  überbrückt, 
sondern,    im  Gegenteil,    verschärft.     I*!''   judonfeindlichc   B<  der    Ugcrior, 

dio  Mitte  der  neunziger  Jahre  zu  bedrohlicher  Stärke  anwuchs,  erklärt  ich  aui 
den  schlimmen  Wirkungen  dieses  sogenannten   Döcret  Crömieux'). 

Noch  bedenklicher  war,  daß  das  Decret   Cremieux    auch  die  Eingeborenen 
lebhaft   beunruhigte.     Man  darf  freilich    nicht  annehmen         wie    da  dich 

geschah*)  — ,  daß  die  Muselmanen  sich  durch  die  Erteilung  der  französischen 
Staatsangehörigkeit  an  die  .luden  zurückgesetzt  fühlton :  denn  die  [slamiten  wünschen 
gar  nicht,  in  den  französischen  Bürgerverband  aufgenommen  zu  werden3).  Viel- 
mehr war  es  gerade  die  Furcht,  daß  sie  seiher  bald  von  einer  ähnlichen  Maß- 
regel wie  die  Juden    betroffen    werden    könnten,    und  wie  die  .luden    durch    die 

Aufnahme    unter  die  französischen    Bürger   mit   einein  Schlage    ihr  angesta tee 

Familienrecht  verlieren  würden,  die  die  muselmanischen  Algerier  in  Aufregung 
versetzte.  Es  scheint  daher  nicht  übertrieben,  wenn  man  unter  den  Ursachen  de- 
bald  ausbrechenden  Eingeborenenaufstandes   auch  das  Dekret  Cremieux  nennt8.) 


')  Lebourgeois,  S.  89  schätzt  den  Stimmenzuwachs  der  Wählerschaft  auf  7 — 8000. 

-)  Kiiion  Beweis  dafür  kann  man  darin  erblicken,  daß  trotz  der  großen  Erleichterung  d<  i 
Naturalisation  durch  das  Senatuskonsull  von  18<i.">  in  der  Zeit  von  1865  -1870  nur  398  Juden  sich 
naturalisieren  ließen,  und  diese  waren  zu  neun  Zehnteln  marokkanische  und  tunesische  Israelit  n. 
Larcher  Bd.  11.  S.  22  f. 

3)  Diese  Bezeichnung  trägt  das  Dekret  nach  dem  Mitglied  der  Delegation  von  Tours,  «las 
unter  den  Unterzeichnern  an  erster  Stelle  steht.  Übrigens  war  Cremieuz  selbst  Jude  und  er  machte 
kein  Hehl  daraus,  daß  es  ihm  eine  besondere  Freude  bereitete,  „de  faire  citoyens  francais  ses 
correligionnaires  d'Afrique." 

')  Siehe  namentlich  die  bei  Cohen,  Les  [sra£lites  de  l'Algerie  et  le  decret  Cremieux  (I'ari^ 
1900)  S.  232  ff.  angeführte  Äußerung  des  Generalgouverneurs  Admiral  de  Gueydon:  ,.1'our  moi  le 
deeret  d'assimilation  a  cte  la  cause  determinante  de  l'insurrection ;  les  Musulmans  en  ont  < '■  r •  '* 
extrem  ement   froisses". 

)    Siehe   unten.     Erster   Teil,    dritter   Abschnitt,    11..    3.,    B..    b. 

'"')  Siehe  die  bei  Cohen  a.  a.  O.  angeführte  Aurfassung  von  Yillot:  ..('et  acte  a  eu  an 
retentissement  profond  jusque  dans  les  tribus  les  plus  reculäes;  car  il  implique  une  (juestion  des 
j)lus  graves,  celle  de  la  suppression  des  loi>  de  famille  par  decret.  Cette  naturalisation  brutale. 
eette  suppression  imnu'diate  de  la  polygamie,  du  divorce,  .  .  .  eonstituait  im  acte  d'assimilation 
bien  fait  pour  faire  rellechir  les  Muselmans.  Ne  leur  appliquerait-on  pas  un  jour  ce  procede 
jacobin  de  conversion?".  Wenn  Klein  (De  la  condition  juridique  des  indigenes  d'Algerie  sous  la 
domination  francais  e,  Paris  1906  S.  132)  den  Einfluß  des  deeret  Cremieux  auf  den  Aufstand  ab- 
zuschwächen sucht,  indem  er  meint:  „II  semhle  d'ahord  Strange  que  les  Arabes,  qui  semblaient  taut 
dedaigner  la  qualitri  de  citoyen  francais  si  facile  ä  acquerir.  aient  ressentd  la  moindre  humiliation 
;i  voir  appliquer  la  legislation  des  Infideles  a  une  race  qu'ils  execrent  .  .",  so  übersieht  er.  daß  grade 
aus  dieser  Abneigung  gegen  die  französische  Staatsangehörigkeit  heraus  die  Aufregung  über  das 
Dekret  entstehen   könnt.'. 
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c    Das   Dekret  über  die  Schwurgerichte. 

Zu  Ii  schärferer  Kritik  Fordert  das  dritte  Dekret  vom  24.  Oktober1    heraus, 

das  bei  den  algerischen  Assisenhöfen  <li»*  Einrichtung  der  Geschworenen  einführte. 
Entsprechend  der  mutterländischen  Gesetzgebung,  die  die  Grundlage  für  die 
Bildung  der  Geschworenenbank  auch  in  Algerien  abgab,  durften  nur  französische 
Staatsangehörige  (d.  I).  in  Algerien  Europäer  und  eingeborene  Juden)  in  die 
Liste  aufgenommen  werden.  Die  französische  und  die  jüdische  Bevölkerung  war 
aber  zahlenmäßig  viel  zu  schwach,  um  die  nötige  Anzahl  geeigneter  Geschworener 
aufbringen  zu  können,  und  bo  kam  es,  daß  vielfach  unfähige  Elemente  unter  die 
Geschworenen  gelangten;  die  Folge  war,  daß  Straftaten  der  Eingeborenen  oft- 
mals übermäßig  streng  und  Verbrechen  der  Kolonisten  oft  zu  milde  beurteilt 
wurden2).     Die  Rechtsprechung  wurde  zu  einem  Werkzeug  des  Rassenhaß 

B.   Portgang  und   Wirkung   der  Assimilation. 

Es  fällt  aus  dem  Rahmen  der  vorliegenden  Arbeit  heraus,  weiter  auf  die 
Wirkungen  dieser  Dekrete  einzugehen;  die  obigen  Andeutungen  mögen  genügen, 
um  zu  beweisen,  daß  die  provisorische  Regierung  in  den  drei  Dekreten  vom 
24.  Oktober  1870  von  dem  maßvollen  Reformplan  der  Kommission  von  1869  —  70 
abwich  und  die  einseitigen  Assimilationsbestrebungen,  die  die  Regierung  der 
zweiten  Republik  verfolgt  hatte,  wieder  aufnahm.  Von  den  drei  Dekreten  vom 
24.  Oktober  haben  zwei,  das  Dekret  ( 'remieux  und  das  über  die  Geschworenen 
eine  für  algerische  Verhältnisse  ungewöhnlich  lange  Geltungsdauer  aufzuweisen, 
denn  das  Dekret  Cremieux  gilt  noch  heute,  und  das  andere  Dekret  hat 
erst  Ende  1902  eine  bedeutende  Ab  Schwächung  erfahren,  indem  die  aus- 
schließlich von  Muselmanen  begangenen  Straftaten  den  Schwurgerichten  ent- 
zogen  wurden3);  das  Dekret  über  die  Neugestaltung  der  Verwaltung  dagegen  ist 
zum  großen  Teil  überhaupt  nicht  zur  Anwendung  gelangt.  Die  Regierung  über- 
stürzte die  assimilatorischen  Maßnahmen:  schon  nach  wenig  Wochen  erfüllte  sie 
den  oft  geäußerten  Wunsch  der  Kolonisten  nach  Abschaffung  des  General- 
gouverneurs, indem  sie  den  Zivilgeneralgouverneur  durch  einen  außerordentlichen 
Kommissär  ersetzte,  der  vorläufig  die  Gewalt  des  Zivilgeneralgouverneurs  üben  sollte 
Dekret  vom  16.  November  18704)).  Das  war  freilich  nur  eine  Titeländerung; 
inhaltlich  wichtiger  waren  die  folgenden  Dekrete,  die  die  Erweiterung  der  Zivil- 
gewalt  bezweckten. 

Zuerst  wurden  weite  Gebiete  der  im  Teil  belegenen  Militärterritorien  in 
das  Gebiet  der  Zivilterritorien  einbezogen  (Dekret  vom  24.  Dezember  18705)) 
und  dann  ordnete  man  auch  noch  die  Verwaltung  der  Militärterritorien  den 
Organen  der  Zivilverwaltung  unter  (Dekret  vom  1.  Januar  18716j),  also  man 
kehrte    die    von   1804 — 70    bestehende    Unterordnung    der   Zivilverwaltung    unter 


')  Bull,   de  Tours  S.  X.    138,   Sirey,   L.   a.    1871.   S.   11.     Larcher,   Bd.  I.   S.  615. 

2)  Larcher,   Bd.  I.   S.   617. 

3)  Dekret  v.   30.   Dezember   1902.   (Ürault  Bd.  111   S.   262. 

4I  Bull.  off.  du  Gouvernement  general  344.  n°  197.  siehe  Anhang  Nr.  28. 
')   Bull,   de  Bordeaux  20.  n°  385.   Sirey.  L.   a.    1871,   S.    17. 
)   Bull,  de   Bordeaux  20.   n°  391,   Sirey,   L.   a.    1871,  S.    19.     Siehe  Anhang  Nr.  30. 
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die   Militttrvorwaltung   um.     So  weil   konnte  man  natürlich  nicht  gehen    die   V^ei 
waltung  in  den  Militärterritorien  den  Uoamtonut'h'zioron  ganz  zu  entziehen;  de  halb 
n.iliiii   man  seine  Zufluchl   zu  oiner   Fiktion;    die   BoamteiiofHzinrc   galten   al     von 
der  Armee  zu  besonderm  Dien  i   abkommandiert   und  vom  K 1 1 ■  ■  ■  miniiterium  dem 
Ministerium   dea  Innern  zur  Verfügung    gi   teilt1)      Dann    itand    nicht     im   VV( 
sie    der    Aufsieht    «Irr    Präfekten    zu    unterstellen;    nur     ollte    der    Präfekt      eine 
Dienstgewall  den  Offizieren  gegenüber  immer  nur  duroh  Vermittlung  d<      Brigade 
generale  ausüben,  der  in  solchen  Fällen  dem  Präfekten  gleichgeordnet    ein  ioll 
Nunmehr    konnte    man  auch    die  Gewalt    des  außerordentlichen    Kommissär     al 
Vertreters    des    Ministers   des    Innern    von   den    Zivilterritorien    auf   die    Militär- 
territorien    ausdehnen3),    so    daß    die    in    dem    Dekret    vom    24.    Oktober    vor 
genommene  Teilung  der  Landesverwaltung  wieder  verschwand:  bie  Ende  Oktober 
hatte   eoch   die   rein    militärische    Leitung   bestanden,    sie    war   dann   durch   eine 
Teilung   der   Leitimg   abgelöst  worden,    und   jetzt  schon    erfaßte    die  Zivilgewalt 
das  ganze  Gebiet. 

Die  Aufteilung  der  algerischen  Verwaltung  unter  die  Fachministerien  und 
die  Eingliederung  der  Beamtenoffiziere  in  die  Zivilverwaltung  mußte  natürlich 
auch  eine  Rückwirkung  auf  das  Verhältnis  des  algerischen  Budgets  zum  übrigen 
Staatsbudget  ausüben;  jetzt,  da  dio  Leitung  der  Verwaltung  den  Fach- 
ministerien zustand  und  die  Aufsicht  in  Algerien  ausschließlich  durch  einen 
Zivilbeamten  geübt  ward,  konnte  das  algerische  Budget  nicht  mehr  einen 
Anhang  des  Budgets  des  Kriegsministeriums  bilden.  Daher  höh  ein  Dekret 
vom  4.  Februar  18714)  dio  Einheit  des  algerischen  Budgets  überhaupt  auf  und 
verteilte  das  Budget  unter  die  verschiedenen  Fachministerien.  Auch  den  aus 
einem  Zehntel  der  Provinzialeinnahmen  bestehenden  gemeinsamen  Fonds  für 
Lokalausgaben9)  ließ  man  wegfallen'').  Es  gab  für  die  provisorische  Regierung 
kein  Halten  mehr;  dio  den  Kolonisten  verhaßten  Bureaux  arabes.  die  gewiß 
mancherlei  Mißbräuche  sich  hatten  zu  schulden  kommen  lassen,  aber  doch  ein 
ausgezeichnetes  Mittel  zur  Überwachung  der  Eingeborenen  gebildet  hatten,  wurden 
auch  in  den  Militärterritorien  abgeschafft7).  Die  Conseils  generaux  wurden  — 
wie  in  Frankreich  —  aufgelöst  und  das  Wahlrecht  wurde  nach  dem  Vorhild 
des  mutterländischen  umgestaltet"):  wie  in  Frankreich  sollten  nur  französische 
Staatsangehörige  wahlberechtigt  sein:  so  verblieb  in  Algerien  außer  den  Franzosen 
nur  den  durch  das  Dekret  Cremieux  naturalisierten  Eingeborenen  Juden  das 
Wahlrecht,  während  es  die  in  Algerien  ansässigen  Ausländer  und  die  Muselmanen 
verloren.     Den  letztern    behielt  das   Dekret    allerdings  noch  einige  Beisitzer  vor. 


')  Art.  2. 

2)  Art.  4. 

3)  Art.    12. 

')  Bull.  off.  du  Gouvernement  gdneral  357,  n°  50.     siehe  Anhang  Xr.  31. 

5)  Siehe  oben  8.  43. 

6)  Dekret  vom  6.  Febr.  1871.  (Bull,  de  Bordeaux  26  n°  559),  Sirey,  L.  a.  1871,  s.  22 
'')  Dekret  vom  24.  Dez.  1870.  Dies  Dekret  ist  /.um  Glüek  nicht  zur  Ausführung  gelangt. 
*)  Dekret    vom    28.    Dez.   1870,    Bull,   de    Bordeaux    20,    n°   388,    Sirey.    L.    a.    1871    S.   18- 

Siebe  Anhang  Nr.  29. 

Gmelin,  VerfassuDgeentwicklang  von  Algerien.  o 
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aber  Bie  sollten  vom  Minister  dea  Innern  auf  Vorschlag  des  Präfekten  und  des 
Brigadegenerals  ernannl  werden. 

Die  Politik  der  provisorischen  Regierung  war  nicht  minder  einseitig,  als 
die  des  Kaisers  es  gewesen  war:  hatte  der  Kaiser  nur  die  [nteressen  der  Ein- 
geborenen und  der  Armee  berücksichtigt,  so  bildeten  für  dir  Politik  der  provi- 
sorischen Regierung  die  Wünsche  der  Kolonisten  die  einzige  Richtschnur.  Daß 
man  die  [nteressen  der  Kolonisten  in  erste  Linie  Btellte,  dagegen  hätte  sieh  nichts 
einwenden  Lassen,  wenn  dieser  Wechsel  in  der  Politik  in  ruhige  Zeiten  gefallen 
wäre.  Aber  der  Augenblick  war  schlecht  gewählt;  zu  einer  Zeit,  da  die  meisten 
Truppen  aus  Algerien  herausgezogen  waren,  um  gegen  die  Deutschen  verwendet 
zu  werden,  hätte  man  an  dem  napoleonischen  System  nicht  rühren  dürfen;  denn. 
was  man  gegen  die  napoleonische  Politik  in  Algerien  vorbringen  mag,  bo  muß 
doch  anerkannt  werden,  daß  ihre  eingeborenenfreundliche  Richtung  zusammen 
mit  der  Stärkung  der  Militärverwaltung  den  besten  Schutz  gegen  aufrührerische 
Bewegungen  unter  den  Muselmanen  bot.  Auf  diesen  Schutz  verzichtete  die 
provisorische  Regierung  in  leichtfertiger  Weise:  unbekümmert  darum,  daß  die 
Verleihung  der  französi sehen  Staatsangehörigkeit  an  die  eingeborenen  Juden 
und  die  Entziehung  des  Wahlrechts  zu  den  Conseils  generaux  unter  den 
Muhammedanern  Mißstimmung  erzeugen  mußte,  lockerte  sie  im  selben  Augen- 
blick die  straffe  Zucht,  in  der  die  Militärverwaltung  die  Eingeborenen  gehalten 
hatte.  Diese  verkehrte  Politik  gefährdete  den  Fortbestand  der  französischen 
Machtstellung  in  Xordafrika;  es  sollte  sich  bald  zeigen,  daß  man  eine  falsche 
Bahn  eingeschlagen  hatte. 

Es  machte  schon  einen  tiefen  Eindruck  auf  die  Muselmanen,  als  beim  Be- 
kanntwerden der  ersten  Niederlagen  die  Offiziere  als  ..capitulards"  von  der 
europäischen  Bevölkerung  verhöhnt  wurden;  die  Einführung  der  Zivilverwaltung, 
die  Einrichtung  der  Schwurgerichte  und  die  Naturalisation  der  Juden  erschütterten 
das  französische  Ansehen  vollends:  unter  das  Joch  der  Militärverwaltung  hatten 
sieh  die  Muselmanen  willig  gebeugt,  die  Zivilverwaltung  dagegen,  in  der  sie  die 
Herrschaft  der  ,,Mercanti".  der  Handelsjuden,  erblickten,  wollten  sie  nicht  an- 
erkennen1). Durch  übertreibende  Redensarten  über  den  Verfall  der  französischen 
Macht  genährt'-),  verbreitete  sich  namentlich  unter  den  kriegerischen  Kabvlen 
der  Geist  der  Auflehnung.  MerkAvürdigerweise  aber  ließen  sich  die  Führer  durch 
ritterliehe  Skrupel  davon  abhalten,  den  günstigen  Augenblick,  da  die  Franzosen 
in    den    Kampf   gegen    die    Deutschen    verwickelt   waren,    zur  Abschütteluns    der 


^Äußerung  des  Bachagha  Mohammed  Mokrani,  eines  Führers  der  aufständischen  Kahylen : 
..<>n  insulte  vos  generaux,  devant  lesquels  nous  etions  fcous  soumis  et  respectueux  comme  des 
serviteurs,  on  h>s  remplace  par  des  mercantis,  pax  des  juifs,  et  on  pense  que  nous  subirons  cela." 
Louis  Rinn,  Histoire  de  l'insurreetion  de  1871  en  Algerie.  Algcr  1891,  8.  149  f.  Sehr  bezeichnend 
ist  auch  folgender  Ausspruch  des  Mohamed  Mokrani:  ...Tai  engage  ma  parole  ä  an  homme,  niais  je 
ix-  Tai  point  engagee  au  gonvernement  qui  le  remplace."  Kinn  S.  97.)  Es  ist  die  bei  Naturvölkern 
herrschende  Ansicht,  daß  die  Treuverpflichtung  nur  einer  Person  (etwa  einem  Gouverneur  oder  einem 
Monarchen)  gegenüber  gelte,  nicht  alter  gegenüber  dem  ansichtbaren  Staate 

2 )  Auch  das  Dekret  Cremieux  spielte  dabei  eine  Rolle,  wie  folgender  Ausspruch  zeigt:  ,.ce 
ii'-  -"iit  pas  les  juifs  qui  deviennent  Francais,  ce  sont  les  Francais  qui  se  fönt  juifs.  La  France 
n'est  plus  rien,  puisqu'un  juif  la  gouverne."     Rinn  S.  120. 
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französischen    Herrschaft    au  sunützen1);    ei  I    %\     doi     Fried«     :•■■  ehlo    en    wai 
Bohlug  da     Haupt  der  alten  Kabylonfamilie  der  Mokrani  uoter  feierlicher  Fehde 

.in  i loa  (14,  Müiv.  1871),  Mini  wenig  Wochen     pätor    chlofl    ich  ihm  die 

verzweigte  Sekte  der  ftachmanya  an,    io    dafl     ich   die   Erhol ■■  dei  Bta i< 

Häuptlings  bu  einer  mächtigen  Volksbewej g  au  wuch    und   bald   loonou  Mann 

gegen   Frankreich  unter  Waffen    standen3).     Dai  waren    die   Früchte  der  Asiimi 
lationapolitik  ' 

2,   Umkehr  unter   Thiert   /^-/     73. 

An  die  Portsetzung  der  eingeschlagenen  Politik  konnte  natürlich  letzt  im  ECrnal 
nicht  mehr  gedacht  werden  ;  es  traten  jetzt  »11«'  Fragen  hinter  der  Aufgabe  zurück,  die 
Machtstellung  Frankreichs  in  Algerien  wiederherzustellen.  Zum  <  Hück  Für  Prankreich 
warder  Diktator  Gambetta  nicht  mehr  am  Ruder:  am  17.  Februar  1871  hatte  die 
Nationalversammlung  Thiers  zum  Chef  der  ausübenden  Gewall  berufon,  und  di< 
war  nicht  gesonnen,  die  Zukunft  «In-  Kolonie  den  Phantasiegebilden  der  Assimi- 
lation zu  opfern;  als  der  Aufruhr  bedrohliche  Dimensionen  annahm,  kehrte  Thiers 
kurz  entschlossen  zu  dem  früheren  System  zurück,  indem  er  den  Vizeadmiral 
de  Gueydon  zum  Generalgouverneur  von  Algerien  ernannte  (Verfügung  vom 
29.  März  18713).  Nur  mußte  er  der  herrschenden  Strömung  einige  Konzessionen 
machen;  so  unterstellte  er  den  neuen  Generalgouverneur  nicht  dem  Kriegs 
ministerium,  sondern  als  Zivilgouverneur  dem  Ministerium  dt^s  Innern1)  —  eine 
Verbindung,  die  sieh  seitdem  ununterbrochen  erhalten  hat.  Außerdem  blieb  <\<'V 
Oberbefehl  von  dem  Gouverneursamte  getrennt.  Aber  in  Wirklichkeit  handelte 
es  sieh  doch  um  die  Wiederherstellung  des  früheren  Generalgouverneurs,  denn 
es  sollten  nicht  nur  sämtliche  Verwaltungszweige  von  ihm  abhängen,  sondern 
auch  die  Befehlshaber  der  Land-  und  Seestreitkräfte,  und  diese  Unterordnuii.ir 
war  keine  bloße  Formel,  da  der  Generalgouverneur  selbst  Offizier  war.  Über 
die  einzelnen  Befugnisse  des  Generalgouverneurs  sagt  das  Dekret  nichts  aus, 
so  daß  man  auf  die  Dekrete  der  Kaiserzeit  (18(30)  zurückgreifen  muß.  wenn 
man  sie  im  einzelnen  feststellen  will;  nur  muß  man  sieh  vor  Augen  halten,  daß 
die  statthaltergleiche  Stellung  des  Generalgouverneurs  wegen  ihrer  Unvereinbar- 
keit  mit  dem   parlamentarischen  Regierungssystem    nicht  wieder  aufleben  konnte. 

Die  Wiederherstellung  des  Generalgouverneurs  äußerte  ihre  Wirkungen  u.  a. 
in  der  Kundmachung  der  Regierungsakte  und  im  Budgetwesen  :  die  Promulgation 
der  Regierungsakte  für  Algerien  fiel  wiederum  dem  Generalgouverneur  zu,  und 
so  berechnete  sich  die  Rechtswirksamkeit  der  Akte  wieder  nach  ihrem  Erscheinen 
im  Bulletin  officiel  in  Algier,  das  übrigens  trotz  des  Dekrets  vom  Oktober  1870 
ununterbrochen  weiterbestanden  hatte5).  Auch  das  einheitliehe  algerische  Budget 
lebte    wieder    auf,    oder  vielmehr    es  bestand  fort,    denn   zu  der  im  Dekret  vom 


')  Mohammed  Mokrani  schrieb  in  einem  Briefe  vom  14.  März  an  den  General  Augerand :  „Si 
j'ai  eontinue  ä  servir  la  France,  c'est  parce  qii'elle  etait  en  guerre  avec  la  Prusse  ....  Aujourd'hui 
la  paix  est  taite,   et  j'enteuds  jouir  de  ma  liberte."     Rinn   S.  153. 

2)  Lavisse  et  Rambaud  Bd.  XII,  S.  707,  70S. 

3)  Bulletin  off.   du  gouvernement  general  363,  n°  93,   siehe  Anhang  Xr.  32. 

4)  Diese  Unterordnung  ist  in  dem  Dekret  merkwürdigerweise  nicht  ausgesprochen. 

5)  Sumien  S.  47. 

6* 
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•I.   Februar    1871    vorgesehenen   Aufteilung    des    Budgets    war   es    gar   nicht    ge- 

kon in;    um-    verband    man   das  Budgel    folgerichtigerweise    nichl    mit  dem  dea 

Kriegsministeriuniß,  Bondern  mit  dem  des  Ministeriums  des  Innern  (Arrete  vom 
6.  Mai  1*71)').  Im  Zusammenhang  damit  wurden  auch  die  Beiräte  des  General- 
gouverneurs umgestaltet;  während  das  Dekret  vom  24.  Oktober  dem  gewählten 
Element  in  beiden  Räten  das  Dbergewichl  verschaffen  wollte  —  eine  Be- 
stimmung, die  übrigens  ebenfalls  nicht  zur  Ausführung  gelangt  war.  da  ja  die 
Wahlkörper,  die  Conseils  generaux,  aufgelösl  worden  waren  .  gewährte  das 
Dekret  vom  7.  Oktober  18712)  dem  gewählten  Element  die  Mehrheit  nur  im 
Conseil  superieur  (je  fünf  Delegierte  der  drei  Conseils  generaux  gegenüber  11 
Beamten)3),  das  ja  als  budgetvorberatende  Körperschaft  in  seinem  Wesen  einer 
Volksvertretung  nahe  kam.  beim  Conseil  consultatif  (dem  executive  Council) 
dagegen  hielt  es  an  der  ausschließlichen  Besetzung  mit  Beamten  fest4  . 

Der  maßvolle  Geist  der  Thiers'schen  Regierung  prägt  sich  auch  in  der 
Departements-  und  in  der  Gemeindeverwaltung  aus:  Als  das  neue  Gesetz  vom 
10.  August  1871  über  die  Departementsverwaltung  in  Frankreich  durchberaten 
wurde,  stellte  ein  algerischer  Abgeordneter  den  Antrag,  das  Gesetz  für  in  Algerien 
anwendbar  zu  erklären.  Die  Regierung  trat  indes  dem  Antrag  entgegen,  da  sie 
die  Zusammensetzung  der  algerischen  Conseils  generaux  zum  Gegenstand  eines 
besondern  Gesetzes  machen  wollte,  und  so  unterblieb  die  ausdrückliche  Aus- 
dehnung auf  Algerien.  Gleichwohl  nahm  das  Dekret  vom  12.  Oktober  1871. 
das  die  Wahlen  zu  den  algerischen  Conseils  generaux  anordnete,  auf  das  Gesetz 
von  1871  Bezug.  Daraus  ergaben  sich  mancherlei  Unklarheiten5),  namentlich  in 
der  Präge  nach  der  Stellung  der  muselmanischen  Beisitzer.  Es  bildete  —  wie 
wir  aus  den  Cahiers  algeriens  ersehen  haben  —  eine  Forderung  der  algerischen 
Kolonisten,  daß  Nichtfranzosen  höchstens  mit  beratender  Stimme  in  den  Conseils 
generaux  zugelassen  werden  sollten6);  daher  hatten  die  französischen  Kolonisten 
gegen  das  letzte  kaiserliche  Dekret  vom  1 1 .  Juni  1870.  das  auch  Muselmanen 
und  Ausländern  das  Wahlrecht  gewährte7),  Widerspruch  erhoben.  Das  Dekret 
vom  28.  Dezember  1870  kam  den  Wünschen  der  französischen  Kolonisten  inso- 
fern entgegen,  als  es  das  Wahlrecht  auf  die  französischen  Bürger  beschränkte 
und  den  Muselmanen  nur  einige  „Beisitzer"  zugestand.  Ob  diese  Beisitzer  in 
ihrer  Rechtsstellung  sich  von  den  gewählten  Mitgliedern  unterscheiden  sollten, 
darüber  sagte  das  Dekret  nichts  aus.  Bei  der  Eröffnung  der  Conseils  generaux 
stellten  sich  die  französischen  Mitglieder  —  wie  das  nicht  anders  zu  erwarten 
war  —  auf  den  Standpunkt,  daß  die  muselmanischen  Assessoren  lediglich  be- 
ratende Stimme  ausüben  durften.  Die  Regierung  dagegen  sprach  in  einer 
Mmisterialentscheidung  vom  21».  November  1871    den    muselmanischen  Beisitzern 


')  Bulletin  des  lois  53  n°  392.  Sirey,  L.  a.  1871   S.  47.  siehe  Anhang  Nr.  33. 

2)  Bull,  des  lois  69,  n°  G03,  Sirey  L.  a.  1871.  S.  117  f.,  siehe  Anhang  Nr.  34. 

')  Art.  3. 

')  Art.  1. 

r'j  MaHanm'.  Les  Conseils  localis  S.  92  ff. 

'  i  Siehe  oben  S.  72. 

:  i  Siehe  oben  S.  75. 
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be  chlioßonde    Stimme    zu1);    aber    mir    diu    C >il  von    Oran    und 

(Jonstantino  fugton   nch  diosor   \\\  le ig,   während  da    (Jon     il  general  von  A 

auf  der  Au  ohließuug  dor  inusolmaniHchon  I  ►  ■  I <  •  •  i .  i-i . ■  i »  von  den  Ab  timmui 
beharrto,  10  daß  sich  die  Regierung  genötigt  ah,  da  (Jon  eil  gcnöral  aut'zul 
(20.  1  >«•/..  ISTI). 

Einor    Erneuerung    de     Konflikte     ließ    sich  nur   dadurch    vorbeugen,    daß 
man  die  gesetzgebenden  Organe  um  eine  Legalintorprotation  di     (g(    otzvortreten 
den)  Dekrets    von   1870   ersuchte.     Zu    diesem  Zweck    legte    die   liogiorung    der 
Nationalversammlung   zu  Beginn  des  Jahres   \*!'2    einen  Gesetzentwurf    über  die 

Berufung   des  Conseil   general  von  Algier   vor.     Die  Koi ission   der    National 

Versammlung  beschränkte  sich  jedoch  nicht  auf  die  von  der  Nationalversammlung 
geforderte  Auslegung  des  Dekrets  von  1870,  Bondern  uahm  ohne  Rticksichl  aui 
das  Dekret  von  1870  zu  der  Präge  der  Eingebornenvertretung  in  den  Conseil« 
generaux  Stellung3).  Man  faßte  drei  Lösungen  ins  Auge:  Einräumung  be- 
schließender Stimme  an  die  Muselmanen,  Gewährung  Lediglich  beratender  Stimme, 
oder  endlich  völlige  Ausschließung  der  Muselmanen.  Von  diesen  Lösungen  wurde 
die  mittlere  Lösung,  die  ja  doch  nur  eine  Halbheit  bedeutete,  gleich  beiseite 
geschoben,  bo  daß  sieh  die  Verhandlung  nur  um  die  Gleichberechtigung  bezw. 
um  die  Ausschließung  drehte.  Die  in  der  Kommission  mitberatenden  algerischen 
Abgeordneten  Vorderteil  natürlich  die  völlige  Ausschließimg  der  Muselmanen3), 
aber  angesichts  dor  ablehnenden  Haltung  der  übrigen  Kommissionsmitglieder 
traten  sie  mit  einem  Vermittlungsvorschlag  hervor,  des  Inhalts,  daß  die  musel- 
manischen Beisitzer  als  besondre  Kammer  tagen  sollten,  mit  der  Aufgabe,  über 
die  die  Eingebornen  berührenden  Fragen  Gutachten  abzugeben4).  Dieser  ganz 
zweckmäßige  Vorschlag  drang  in  der  Kommission  durch  und  fand  auch  die  Zu- 
stimmung der  Regierung;  in  der  Verhandlung  im  Plenum  der  Nationalversammlung 
jedoch  ließ  sich  die  Regierung  durch  die  Reden  einiger  eingebornenfreundlicher 
Abgeordneten  umstimmen,  und  so  kam  es,  daß  der  von  d'Harcourt  gestellte 
Abänderungsantrag5),  den  muselmanischen  Beisitzern  beschließende  Stimme  in 
den  Conseils  generaux  zuzusprechen,  in  das  Gesetz  gelangte'*).     Diese  in  Art.  4 


')  Mallarme.  Les  Conseils  Locaux  S.  9-4  ff. 

2)  Rapport  Mazeau  vom  17.  Mai  1872,  J.  off.  vom  2.  Juni  S.  3700  ff-  und  vom  3.  Juni, 
s.  3717  ff. 

:!)  Sic  begründeten  dies  nicht  angeschickt  damit,  daß  mehrere  muselmanische  Mitglieder 
der  Conseils  generalis  als   Führer  an   dem   letzten   Aufstand  teilgenommen  hatten. 

')  „Jusqu'a  ce  qu'une  nouvelle  loi  en  ait  antrement  ordonn£,  les  assesseurs  musnlmans,  in- 
stitues  par  le  deen't  du  28  dt'eemlire  1870,  formeront,  pres  d<  s  pre'fets  de  chaque  departement, 
un  conseil  special,  appehi  a  donner  son  avis  motive  sur  les  affaires  sonmises  au  Conseil  general, 
lorsque  ces  affaires  toucheront  aux  interets  des  indigenes.  Les  avis  emis  par  ce  eonseil  seront 
transmis  par  le  prefet  au  eonseil  general  qui  devra  les  viser  en  tete  de  chaeune  des  deliberations 
SUT  la   matiere". 

5)  Gesetz  vom  22.  November  1872,  Art.  4:  Jusqu'ä  la  loi  sur  la  reorganisation  de  l'Algerie, 
les  assesseurs  musulinans  eonserveront  la  voix  deliherative  que  hur  donne  le  decret  du  28  decembre 
1870.     Cette    disposition    est  commune    aux  conseils  generaux    des  trois  departementa    de  l'Algerie. 

')  l>a^  Conseil  general  von  Algier  nahm  diese  Entscheidung  des  Parlaments  nicht  ohne 
Widerspruch  hin,    in  den  folgenden  Jahrzehnten    kam  es  immer  wieder  auf  seinen  Wunsch  zurück, 
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des  Gesetzes  vom  22.  November  1872')  gegebene  Interpretation  des  Dekrets 
vom  28.  Dezember  ls7<i  ist  deshalb  von  großer  Wichtigkeit,  weil  das  in  dem 
Artikel  in  Aussicht  gestellte  Gesetz    oie  ergangen  ist,    bo  daß    die  Rechtsstellung 

der  Beimanischen  Beisitzer  bis  heute  durch  jenen  Artikel  bestimmt  wird.    Die 

Bedeutung  des  Gesetzes  von  1872  reichl  aber  noch  weiter,  es  bat  zur  allgemeinen 
Richtlinie  bei  der  Organisation  der  Selbstverwaltung  in  Algerien  gedient,  denn 
auch  in  den  andern  beratenden  Körperschaften  hat  man  an  der  grundsätzlichen 
Gleichberechtigung  der  muselmaniselien  und  der  französischen  Mitglieder  fest- 
gehalten. Man  mag  finden,  daß  in  dieser  Frage  die  Regierung,  indem  Bie  für 
die  Gleichberechtigung  der  Eingeborenen  in  den  Conseils  genöraux  eintrat,  eine 
viel  weitgehendere  Assimilationspolitik  verfolgte  als  die  Kolonisten.  Allein,  es  war 
wohl  weniger  der  Gedanke  der  Assimilation,  der  die  Regierung  leitete,  als  die 
Absicht,  der  in  der  Entstehung  begriffenen  Kolonistenoligarchie  ein  Gegengewicht 
ZU    setzen. 

Daß  der  Regierung  eine  einseitige  Assimilationspolitik  durchaus  ferne  lag, 
zeigt  sich  namentlich  in  der  Gemeindeverwaltung:  durch  die  oben  erwähnte 
Ausdehnung  der  Zivilterritorien  durch  das  Dekret  vom  24.  Dezember  1870 
kamen  manche  gemischte  Gemeinden  und  Eingebornengemeinden  in  das  Zivil- 
territorium zu  liegen;  auf  diese  Gemeinden  konnte  natürlich  die  Regelforni  der 
Gemeinde  im  Zivilterritorium,  die  Vollgemeinde,  nicht  ausgedehnt  werden;  der 
Grundsatz  der  ausschließlichen  Zivilverwaltung  im  Zivilterritorium  hätte  es  eigent- 
lich erfordert,  bei  all'  diesen  Gemeinden  eine  Zivilverwaltung  einzuführen,  etwa 
so  wie  sie  der  Kommission  von  18G9  vorgeschwebt  hatte;  aber  eine  derartige 
plötzliche  Ausschaltung  der  Militärverwaltung  im  Zivilterritorium  durfte  man  un- 
mittelbar nach  dem  Ausstände  nicht  wagen,  es  konnte  sich  nur  darum  handeln, 
einen  allmählichen  Übergang  zur  Zivilverwaltung  anzubahnen.  Diesem  Zweck 
diente  eine  Verfügung  vom  24.  November  18712).  Darin  wurde  einerseits  die 
obrigkeitliehe  Verwaltung  in  manchen  Teilen  des  Zivilterritoriurns  (in  den  sogen, 
arronsissements-cercles)  vorläufig  noch  den  Militärbehörden  vorbehalten3);  andrer- 
seits hielt  die  Verfügung  auch  die  Mitwirkung  der  Offiziere  in  der  Gemeinde- 
verwaltung aufrecht:  In  den  neugeschaffenen  Eingebornengemeinden  (Kantonsge- 
meinden, eirconscriptions  cantonales),  die  im  Zivilterritorium  an  Stelle  der  Com- 
munes  subdivisonnaires  traten,  konnte  die  Verwaltung  ebensogut  von  einem 
Offizier   wie  von    einem  Zivilbeamten    geleitet    werden4).     Eine  wesentliche  Um- 


die  muselmanischen  Beisitzer  auf  beratende  Stimme  zu  beschränken.  Z.  B.  Se>s.  d'oet.  1SS2. 
Sitzung  vom  10.  Oktober  Proces-verbaux  S.  721  ff.  Ein  Teil  der  französischen  Mitglieder  bekämpfte 
die  Gleichberechtigung  der  muselmanischen  Mitglieder  mehr  deshalb,  weil  diese  ernannt  und  nicht 
gewählt  wurden;  in  der  Session  d*avril  1880  nahm  das  Conseil  gein'-ral  einen  Wunsch  an 
mögen  die  muselmanischen  Mitglieder  aus  Wahlen  (auf  Grand  beschränkten  "Wahlrechts)  hervorgehen. 
Dieser  Wunsch  wurde  angenommen  mit  11  Stimmen  (fi  Franzosen.  5  Eingeborene)  gegen  10  Stimmen 
(nur  Franzosen),  also  gegen  die  französische  Mehrheit.  (Sitzung  vom  18.  April  1880,  Proces-verbaux 
S.  130  f.).  Siehe  unten  die  Einführung  von  Wahlen  durch  das  Dekret  vom  24.  September  1908. 
•j  Bull,  des  lois   112.  n°  1513,  Sirey.  L.  a.  1873.  S.  317. 

2)  Bull.  off.  du  Gouvernement  general  1871.  384.  n°  262. 

3)  Art.  2. 

4)  Art.  4.     Die   Vertretung    der  Eingebornengemeinden.    die   Commission   municipale,   bestand 
nunmehr  aus   den   Vorsitzenden   der  djemäas. 
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•■>■  i.ili iiulir   nur  die  Verwaltung    der   in  da     Ziviltorritorium    fallondei 

im ■i-litrn  Gemeinden;   Dor  Main-,  die  Hei  itzor  und  die  Mitglieder  der  Comroi    ion 
municipale   wurden    nunmehr   vom   Präfektou    ornannt,    und  ewar  durfte   die   Mil 
gliedschnYl    nur   nooh    Franzo  en    Ubortragon    wordon'),    auch  fielen   «In*  Beamten 
(Offiziero)    in    der    Commission    municipale    wog.      i  brigen     ließ     ich    dii     Kin 
beziehung  Bämtlichor  Tollgebiete  in  daa  Zivilterritorium  auch  in  dienen  Übergang 
formen  nicht   durchführen,    da  die  Ordnung    unmittelbar  nach  der  Nioderweri 
des  Aufstandet  nooh  nicht  genügend  gesichert  er  ohien,  und    o  iah    ich  die  & 
gierung  genötigt,  durch  Dokrel  vom   LI.  September  1878  den  Generalgouverneur 
■ur  Einstellung  der  weiteren  Ausdehnung  des  Zivilterritoriumi   zu  ermächtigen9) 

Auch  die  Naturalisation  der  Juden  Buchte  Thiers  wieder  rückgängig  zu 
machen,  denn  erließ  der  Nationalversammlung  einen  Gesetzentwurf  zugehen,  der 
die  Aufhebung  des  Dekrets  Crämieux  bezweckte,  und  die  Nationalversammlung 
zeigte  sieh  nicht  abgeneigt,  die  Naturalisation  von  eingeborenen  Juden  von  einem 
bestimmten  Zeitpunkt  ab  wieder  zu  beschränken3).  Wenn  es  in  dieser  Präge  zu 
keiner  entschiedenen  Änderung  gekommen  ist.  so  hängt  das  nur  damit  zusammen, 
datö  Thiers  vorschnell  in  einem  Dekret  vom  Oktober  1871*),  dessen  Gesetz 
mäßigkeit  mit  Rechl  angezweifeil  wird5),  einstweilen  dem  Dekret  Crämieux  eine 
einschränkende  Auslegung  gab,  danach  nur  dio  in  Algerien  vor  der  französischen 
Okkupation  geborenen  oder  von  solchen  abstammenden  .luden  die  Vorteile  des 
Dekrets  genießen  sollten8).  Dio  Folge  war,  daß  die  Nationalversammlung  ein 
weiteres  Korrektiv  des  Dekret  ( Vemieux  für  überflüssig  hielt7),  obwohl  das  neue 
Dekret  an  dem  bestehenden  Zustande  kaum  etwas  änderte.  Im  ganzen  kennzeichnet 
sieh  dio  algerische  Politik  unter  Thiers  durch  eine  weise  Umkehr  zu  den  früheren 
Grundsätzen,  ohne  daß  sie  rückschrittlich  genannt  werden  dürfte;  sie  hielt  sich 
in  gleichem  Maße  von  der  einseitigen  Eingeborenenfreundlichkeit  des  Kaisers 
wie  von  der  unter  Gambetta  üblichen  übertriebenen  Rücksichtnahme  auf  politische 
Wünsche  der  Kolonisten  fern8). 

Das  Regierungssystem,  das  sich  in  der  Not  bewährt  hatte,  behielt  man  auch 


>)  Art.  3. 

2)  Estoubl.  et  Lef.  im  Code  S.  414  und  420. 

3)  Journ.   ort'.  1871,   S.  2671    tnul  Rapport  Fortonl,    ebenda   S.  3195,    sowie  Larcher   Bd.  II 

s,  ite  39. 

4)  Bull,  des  lois  69  n°  605,  Sirey,  L.  a.  1871,  8.  118. 

5)  Larcher  Bd.  II  K.  31   f. 

6)  Provisoirement,  et  jusqu'ä  ce  qu'il  alt  ete  statin'  par  l'Assembbie  nationale  sur  le  maintien 

ou  l'abrogation   du   decret   du   24.  oct.    1870 seront   eonsidt'res    corame   indigenes   et,   a 

ce  titre  demeureront  Lnscrits  sur  les  listes  electorales  .  .  .  .  les  israelites  nes  en  Algerie  avant 
l'occupation  francaise  ou  nes  depuis  cette  epoque  de  parents  etablis  en  Algerie  ä  l'epoque  oü  eile 
s'est  produite. 

7)  Larcher  Bd.  II   S.  31. 

8)  Auch  die  Kolonisation  hat  in  diesem  Zeitraum  nicht  unerhebliche  Fortschritte  gemacht; 
sie  wurde  dabei  durch  äußere  Umstände  begünstigt:  nachdem  der  Kabylenaufstand  nach  monate- 
langen Kämpfen  niedergeworfen  war,  kam  der  den  Aufständischen  abgesprochene  Grundbesitz  wie 
auch  die  ihnen  auferlegte  Kriegskontribution  der  Kolonisation  zugute  (Mallarme  S.  70),  und  in  den 
für  Prankreich  optierenden  Elsaß-Lothringern  gewann  man  frisches,  wenn  auch  nicht  durchweg  geeig- 
netes Kolonistenmaterial  (es  wurden   1183  Familien  angesiedelt.   Girault  Bd.  III  S.  353). 
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in  den  folgenden  Jahren  bei,  ja  man  verstärkte  es  noch,  ale  im  Jahre  1<S7:; 
General  Chanzy  anstelle  des  Vizeadmirals  de  Gueydon  das  Ami  des  General 
gouverneura  übernahm:  das  Dekret  vom  10.  Juni  L873'  übertrug  ihm  nämlich 
außer  der  Würde  des  Zivilgeneralgouverneurs  auch  noch  den  militärischen  Ober- 
befehl. 1'inl  -<»  war  tatsächlich  der  militärische  Generalgouverneur  außer  der 
Kaiserzeit  wieder  hergestellt,  nur  daß  er  nichl  wie  jener  —  dem  Staatshaupt 
unmittelbar  unterstellt  war.  sondern  einem  Minister  und  zwar  was  sonderbar 
genug  klinL't  -  dem  Minister  des  Innern.  Aber  eben  dieser  Unterschied  war 
durchaus  nicht  gleichgültig:  der  militärische  Generalgouverneur  ans  der  Zeit  des 
Kaiserreichs  war  nur  dem  tatsächlich  unverantwortlichen  Kaiser  verantwortlich 
gewesen;  der  Zivilgeneralgouverneur  der  dritten  Republik  aber  hing  von  einem 
Minister  ab.  dessen  Verantwortlichkeit  gegenüber  der  Volksvertretung  grade  da- 
mals in  den  Verfassungsgesetzen  von   1875  unzweideutig  Festgelegt  wurd< 


3.    Wiedereinsetzen  der  Assimilation  unter  dem  Generalgouverneur  Chanzy  Is7.'J — 79. 

A.  Verteilung  der  Aufsicht  über  die  algerische  Verwaltung  unter 

mehrere  Ministerien. 

Dem  Buchstaben  nach  trug  der  Minister  des  Innern  dem  Parlament  gegen- 
über die  Verantwortung  für  die  gesamte  algerische  Politik  (ausgenommen  für 
die  wenigen  den  Fachministerien  angegliederten  Verwaltungszweige  i.  Nun  be- 
deutete schon  die  Leitung  der  innern  Verwaltung  des  Mutterlandes  keine  leichte 
Bürde,  so  daß  der  Minister  wenig  Neigung  empfand,  auch  noch  für  die  gesamte 
komplizierte  Verwaltung  des  Nebenlandes  die  Verantwortung  zu  übernehmen:  er 
zeigte  sich  daher  bestrebt,  die  Verantwortung  für  die  algerische  Politik  zum  Teil 
auf  die  Schultern  seiner  Kollegen  abzuwälzen.  In  dieser  Absieht  holte  er  in 
algerischen  Angelegenheiten  gerne  das  Gutachten  der  Fachminister  ein.  denen 
dann  faktisch  die  Verantwortung  für  die  nach  ihren  Ratschlägen  vorgenommenen 
Maßnahmen  zufiel.3) 

Diese  Übung  erfuhr  in  dem  Dekret  vom  30.  Juni  1876  i  ihre  rechtliche 
Bestätigung:  die  algerischen  Regierungsakte  im  Bereich  der  öffentlichen  Arbeiten, 
der  Finanzen,  des  Ackerbaus  und  des  Handels  sollten  nicht  mehr  durch  den 
Minister  des  Innern  allein,  sondern  von  den  einzelnen  Fachministern  dem  Staats- 
haupt vorgelegt  und  gegengezeichnet  werden:  der  Generalgouverneur  sollte  mit 
jedem  Minister  korrespondieren.  So  schlich  sich  das  Assimilationsprinzip  wieder 
in  die  Zentralverwaltung  ein.  Das  Dekret  von  1876  bildete  einen  Vorläufer  der 
decrets  de  rattachement,  der  Aufteilung  der  Verwaltungszweige  Algeriens  unter 
die  Fachministerien.     Der  innere  Zusammenhang  des  Dekrets  von   1876  mit  den 


')  Bull,  des  lois   137,  n    2106,  (Sirey  L.  a.   1873,  S.  377)  siehe  Anhang  Nr.  35. 

-)  Gesetz  vom  25.  Februar  1875.  Art.  6. 

3)  Mallarme'   S.  72. 

4,  Bull,  des  Lois  314.  n°  5403.  (Sirey  L.  a.   1876,  S.  164f.)  siehe  Anhang  Nr.  39, 
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Dokreton  \<>n   L881    wird  allerding     bi   tritton,1    w ■  •  I    da     Dokrot    nur   die  Aul 

siclii    unter   die  Fachmini  torion    vorteilte,    die  Gowalt    de     General vei 

abor    uuangetastel    liofl       Wenn    man    nur   den    Kuttern   Umfang    dor  Uowall    di 

Genoralgouvorneurs  im  A faßt,    o  i  i  die  er  Beurteilung   beizupflichten;  allein. 

für  dio  faktische  Machtstellung  de    Generali vornour    wäre     doch  nicht  gleich 

gültig,  ob  die  Kontrolle  \<»n  einem  Minister  oder  von  mehreren  Mini  tern 
geübt  wurde;  * l i * ^  Kontrolle  einzelner  Bachkundiger  Fachmini  ter  mußte  ungleich 
fühlbarer  werden,  als    dio   Kontrolle  durch    den   Minister  de     Innern  i  len 

war,    der   sich    nichl    mit   Einzelheiten    ihm    fernliegender  Verwaltuni  bo 

fassen  konnte.   Insofern  verbarg  sich  in  dem  Dekrel  von  187(5  doch  eine  Minderung 

der    Gewall    des    <  i  eneral^onverneiirs. 

Umsomehr  mag  es  überraschen,  daß  der  Generalgouverneur  Chanzy  diesem 
Dekrel  nicht  nur  nicht  widersprochen,  sondern  es  geradezu  veranlaßt  hat.  I1 
Haltung  wird  damit  begründet,  daß  der  Generalgouverneur  auf  diesem  Wege 
eine  größere  Unabhängigkeit  zu  erreichen  hoffte.  Unabhängigkeit  nicht  Bowohl 
gegenüber  der  Regierung,  als  vielmehr  gegenüber  den  algerischen  Volksvertretern, 
die  zweifellos  damals  einen  nicht  geringen  Einfluß  auf  die  Regierung  ausübten. 
Natürlich  wandten  sich  die  algerischen  Vertreter  mit  ihren  Anliegen  vor  allem 
an  das  Ministerium  des  Innern;  und  dieses  zeigte  sich  als  politisches  Ministerium 
par  exeellcnce.  solchen  Beeinflussungen  durchaus  nicht  unzugänglich,  bo  daß  Bich 
die  algerischen  Deputierten  dieses  Ministeriums  bedienten,  so  oft  sie  eine  Maß- 
regel des  Generalgouverneurs  hindern  wollten.2)  So  bildet»;  das  vorgesetzte 
Ministerium  einen  Hemmschuh  für  die  Politik  des  Generalgouverneurs;  um  seiner 
ledig  zu  werden,  soll  nun  Chanzy  die  Verteilung  der  Aufsicht  unter  die  Fach- 
ministeriell  angeregt  haben,  da  er  sich  daraus  ein  Nachlassen  des  Einflusses  der 
algerischen  Vertreter  versprach.3)  Wenn  Chanzy  wirklich  diese  Hoffnung  hegte, 
so  hatte  er  sich  verrechnet,  denn  die  Regierung  im  ganzen  hing  von  dem  Wohl- 
wollen der  mächtigen  algerischen  Vertreter  ab,  und  so  wußten  auch  nach  der 
Verteilung  der  Aufsicht  die  Algerier  ihren  Wünschen  Berücksichtigung  zu  ver- 
schaffen. Der  Erfolg  der  Reform  war  jedenfalls  nicht  der.  den  Generalgouverneur 
unabhängiger  zu  machen,  sondern  umgekehrt  der.  den  Generalgouverneur  in  zu- 
nehmende Abhängigkeit  von  den  Zentralbehörden  zu  bringen.     Die  Aufsicht  der 


')  Fleury-Ravarin,  Revue  pol.  et  pari.  1896,  T.  VIII  S. 532:  ,.Le  deeret  de  1  s7»!  laissa  au 
gouverneur  general  ses  pouvoirs  propres.  II  importe  d'autant  plus  de  le  remarquer  que  bien  sou- 
vent  ou  a  presente  ee  deeret  comme  le  commencement  des  rattachements.  ("est  la  une  erreur 
grave.  Le  trait  caracteristique  du  deeret  de  187t!,  c'est  qu'i]  consacre  la  dissemination  du  contröle, 
et  rien  de  plus.-  Ihm  folgt  Mallanne  s.  73,  beinahe  wörtlich,  gibt  alter  doch  zu:  ..si  le  deeret  de 
1876  u'est  j>as,  par  lui-nieuie,  le  delmt  des  rattachements,  <>n  ne  pexit  nier  <|u*il  annonce  ceux-ci  .  .  ." 
Dagegen  bezeichnet  Charpentier  S.  25  dieses  Dekret  „comme  le  prilude  meme  des  deexets  de  1881". 

2)  „Les  fonetionnaires  places  ä  la  tete  de  cette  centralisation,  au  ministere  de  l'Interieur,  se 
faisant  les  Instruments  complaisants  et  dociles  de  la  representation  algerienne  dans  ses  tentatives 
d'empietements  et  meme  d'hostilite'  contre  le  gouvernement   general."     Fleury-Ravarin,  1.  c.  S.  532. 

3)  „Chanzy  esperait  lutter  ainsi  avec  plus  de  succes  contre  les  empietements  de  la  represen- 
tation; il  eroyait  que  les  efforts  de  celle-ci,  devant  s'exercer  ;'i  la  t'ois  sur  tous  les  ministeres, 
seraient  paralis£s,  et  que  les  vues  du  gouverneur  general  prevaudraient  plus  sürement."  Fleury- 
Ravarin.     Ebenda. 


—    90    — 

Ministeriell  über  die  Verwaltung  wuchs  Bich  allmählich  zu  einer  Leitung  der 
Verwaltung  durch  die  Ministerien  aus.  bo  daß  dem  Generalgouverneur  in  den 
meisten  Gebieten  schließlich  nur  die  Vollziehung  der  ministeriellen  Entscheidungen 
übrig  blieb. 

und  diese  Wandlung  kam  Chanzy  nicht  überraschend,  sie  wurde  von  ihm 
sogar  erstrebt  Er  wollte  die  Aufsichtsgewalt  der  Ministerien  zu  einer  Ent- 
scheidungsgewalt erweitert  sehen,  derart  daß  dem  Generalgouverneur  nur  die 
Vorbereitung  und  Anregung  zur  Lösung  algerischer  Prägen  und  dann  wieder  die 
Ausführung  der  angeordneten  Maßnahmen  bliebe,  während  den  Ministerien  die 
Anordnung  der  Maßnahmen  außer  der  Aufsicht  über  die  Ausführung  zufallen 
sollte:  „L'initiative  ä  Alger,  la  decision  a  Paris,  l'execution  a  Alger.  le  contrdle 
a  Paris".1)  Diese  Kompetenzverteilung  zwischen  den  Zentralbehörden  und  dem 
Generalgouverneur  bildete  für  Chanzy  nur  eine  Etappe  auf  dem  Wege  zur  voll- 
ständigen Eingliederung  in  das  Mutterland.  Denn  er  war  ein  überzeugter  An- 
hänger der  Assimilation,  darüber  lassen  seine  Reden  im  Conseil  superieur  und 
seine  sonstigen  Kundgebungen2;  keinen  Zweifel.  Auch  die  in  die  Periode  von 
1873 — 79  fallenden  Regierungsakte  für  Algerien  bestätigen  dies,  und  zwar  sowohl 
die  —  gewöhnlich  auf  Anregung  des  Generalgouverneurs  ergehenden  —  Verord- 
nungen der  Heimregierung,  wie  die  vom  Generalgouverneur  unmittelbar  erlassenen 
Verfügungen. 

B.  Angleichende  Tendenz  in  Organisationsänderungen. 

In  der  Zentralverwaltung  verdient  das  Dekret  vom  8.  Dezemberl874  hervorge- 
hoben zu  werden,  das  die  Verwaltung  der  Strafanstalten  dem  Ministerium  des  Innern 
angliederte.3)  Im  übrigen  betätigte  Chanzy  seine  Vorliebe  für  die  Assimilation  haupt- 
sächlich im  Bereich  der  Lokalverwaltung,  namentlich  in  der  Genieindoorganisation. 
Vor  allem  führte  er  die  Zivilverwaltung  in  allen  Gemeinden  des  Zivilterritoriums 
durch;  da  sich  die  bestehenden  gemischten  Gemeinden  als  zu  klein  erwiesen,  um 
den  an  sie  gestellten  Aufgaben  genügen  zu  können,4;  so  gliederte  Chanzy,  durch 
Dekret  vom  11.  September  1873  dazu  ermächtigt,  die  in  dea  Circonscriptions 
cantonales  zusammengefaßten  Eingebornengemeinden  den  gemischten  Gemeinden 
an.  die  dadurch  eine  sehr  breite  Grundlage    erhielten.3;     Diese  Erweiterung  des 


')  L'organisation    qui   fonetionne    et    qui  se    perfectionne    cliaque  jour    dans    ses    detail - 
n'suini'  ainsi:  initiative  et  ctude  des  questions  et  des  affaires  a  Alger;  decision  par  le  Gouvernement 
et  les  Chambres;  exeeution    en  Algerie,    contrdle  ä  Paris-'  (Rede  im  Conseil    superieur  1STG.  ange- 
führt  bei  Trollard  8.  59). 

2)  In  der  Proklamation  sagt  er:  „mon  desir  est  de  les  developper  (les  institutions  actuelles) 
sagement  dans  le  sens  d'une  assimilation  snecessive  et  enfin  complete  avec  celle  de  la  metropole." 
Angeführt  bei  Trollard.  S.  59.  In  der  Bede  an  das  Conseil  superieur  von  1^70  verspricht  Chanzy  .  .  . 
..assimilation  de  l'Algerie  a  la  Metropole,  en  tenant  compte  transitoirement  des  conditions  exception- 
aelles  que  en'e  ici  la  differenee  dans  les  origines  et  dans  les  contumes  des  diverses  populations  .  .  ." 
Angeführt  l>ei  Mallarme'  S.  73. 

3)  Siehe  Anhang  Xr.  36. 

4)  Mallarme,  Les  Conseils   locaux  S.  141. 

Umgekehrt  zerlegte  Chanzy  durch  Verfügung  vom  13.  November  1874  (Estoubl.  et  Lef.  im 
Code  S.  443)  die  sehr  großen  Communes  subdivisionnaires  in  den  Militärterritorien  in  kleinere,  den 
Kreisen  entsprechende  Communes  indigenes;  die  Verwaltung  dieser  Eingebornengemeinden  l>liel> 
al>er  ungefähr  dieselbe. 
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Gemeindobezirks   orfordortc  natürlich    auch  eine  Abttndor der  Bg  timmungcn 

Über    die    Gemeindoorgano;    die    zw    die  om    Zwecke    orlai  < n>-    Verfügung    d< 
Generalgouverneurs    vom  22.  Juli  1874'      teilte    inde    rail   Rück  ichl    aul    die  in 
den    einzelnen  Gemoindon    sehr    ungleiche  Zahl    der  Untergetnoindon  koine    ein 

heitliohen    Hegeln   auf,    Bondero    Hb  erließ   die    Zu  ammen  etzu lei    Gemeinde 

koxnmission    den  Verfügungen   über   die   Bildung  der   einzelnen  Gemeinden.     An 

die    Spitze    der   gemischten    Gemeinden    traten    nu ihr    durchweg    Zivilbeanito 

(administrateurs),  für   die  Verwaltung   der  eingebornen   Untorgemoinden    und  der 
einzelnen  europäischen  Niederlassungen  wurden  vom  Präfekten  ernannte  Adiunl 
eingesetzt:  diese  Beamten   bildeten  zusammen  mit  einigen    vorerst  ebenfalls  vom 
Präfekten   ernannten    französischen    Mitgliedern    die  Commission  municipale. 
Natürlich  machte  auch  die  Assimilation   der  Vollgemeinden    in  dieser  Zeil   Fori 
sohritte,  insbesondere  erhiell  das  Gesetz  vom   L 2.  August  lsTti.  darnach  der  Maire 
und  die  Adjunkten  vom  Conseil  municipal  gewählt  werden  sollten         unter  Vor 
behall  der  Bestimmungen  aber  die  muselmanischen  Adjunkten  —  auch  in  Algerien 
Geltung.») 

Man  darf  indes  nicht  glauben,  daß  Chanzy  in  seinen  Organisationsver 
Ordnungen  jeweils  den  Wünschen  der  Algerier  folgte.  Dies  zeigt  Beine  Haltung 
bei  der  Reform  der  Departementsverwaltung.  Das  Conseil  general  von  Algier, 
das  sich  mit  der  im  Gesetz  von  1  s 7 "J ;* i  festgelegten  Gleichstellung  der  musel- 
manischen Mitglieder  mit  den  französischen  nicht  abfinden  wollte,  richtete  an  den 
Generalgouverneur  im  Jahre  1873  das  Ersuchen,  möglichst  rasch  eine  Änderung 
des  Gesetzes  von  1872  zu  veranlassen.4)  Chanzy  holte  ein  Gutachten  dr<  Con- 
seil de  Gouvernement  tun,  das  sich  für  Aufschiebung  der  Entscheidung  der  Frage 
bis  zum  Erlaß  des  angekündigten  Gesetzes  üher  die  Conseils  generaux  in  Algerien 
aussprach.  Aber  statt  in  einem  Gesetze  wurden  die  Rechtsverhältnisse  der  Con- 
seils generaux  im  Verordnungswege,  durch  ein  Dekret  vom  '2'2.  September  1875, 
geregelt.5)  Im  Ganzen  betrachtet,  bedouteto  dieses  Dekret  einen  wichtigen  Schritt 
auf  dem  Wege  zur  Ausgleichung  der  algerischen  Einrichtungen  an  die  des  Mutter- 
landes, denn,  von  wenigen  Ausnahmen  abgesehen,  ist  dies  Dekret  nichts  andres 
als  eine  wörtliche  AViedergabe  des  Gesetzes  vom  10.  August  1871  über  die  Con- 
soils  generaux  in  Frankreich,  das  auf  diese  Weise  auf  Algerien  ausgedehnt  wurde. 
Die  Ausnahmen  beziehen  sich  eigentlich  nur  auf  die  Zusammensetzung  der  Con- 
seils  generaux  und  der  Commission  departementale.  Das  Conseil  general  sollte 
außer  den  auf  Grund  allgemeinen  Wahlrechts  von  den  französischen  Staatsan- 
gehörigen gewählten  Franzosen  auch  fernerhin  muselmanische  Beisitzer  zählen, 
die  vom  Generalgouverneur  zu  ernennen  waren;6)  die  Departementskommission 
sollte  sich  aus  fünf  gewählten  französischen  Mitgliedern  und  einem  vom  General- 


')  Bull.  off.  du  Gouvernement  general  1874,  555,  n°  278. 

2)  Hüll,  des  lois  320  n°  5518,  Sirey  L.  a.  1876,  S.  174. 

3)  Siehe  oben  S.  85  f. 

')  Mallarme,  Les  Conseils   locaux  S.  107. 

5)  Bull,  des  lois  270  n°  4562,  Sirey,  L.  a.   1875  S.  752  ff.    Siehe  Anhang-  Nr.  38. 

')  Artikel  1   und  5.     ('her  die  Zahl  der  Beisitzer   sagt  das  Dekret  nichts  aus. 
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gouverneur  bezeichneten  muselmanischen  Beisitzer  zusammensetzen.1  In  der 
Frage  freilich,  die  den  Algeriern  besondere  am  Herzen  lag,  nämlich  in  der  Frage 
nach  der  Zulassung,  bezw.  der  Rechtsstellung  der  muselmanischen  Beisitzer,  konnte 
das  Dekrel  die  Hoffnungen  der  Anhänger  der  unbedingten  Assimilation  nicht  er- 
füllen. I>;i-  Dekret  könnt. •  nur  die  im  Gesetz  von  1872  festgelegte  Gleichstellung 
»In-  muselmanischen  Beisitzer  mit  den  französischen  Mitgliedern  von  neuem  in  Er- 
innerung bringen.2)  Aber  da  die  Regierung  keinen  Schritt  zur  Herbeiführung  einer 
Änderung  des  Gesetzes  unternahm,  so  ist  anzunehmen,  daß  ihr  die  Bindung 
an  das  Gesetz  von   1872  nicht   unlieb  war. 

c.  Die  Umgestaltung  <!<■>  Conseil  sup^rieur. 
Auch  bei  der  Umgestaltung  des  Conseil  Buperieur  ließ  Bich  Chanzy  durch  die 
Wünsche  der  Algerier  wenig  beeinflussen.  Ein  Dekret  vom  11.  September  1873") 
änderte  die  Zusammensetzung  des  Conseil  de  Gouvernement  und  erhob  ganz 
beiläufig  die  Departementspräfekten  und  die  Territoriumskommandanten  zu  Mit- 
gliedern des  Conseil  superieur;*)  dadurch  wurden  die  nichtbeamteten  Mitglieder 
des  Conseil  superieur  in  die  Minderheit  versetzt.5)  Es  ist  begreiflich,  daß  die 
Conseils  generaux  diese  Verschiebung  wieder  rückgängig  zu  machen  suchten; 
das  Conseil  general  von  Algier  äußerte  sogar  den  Wunsch,  es  möge  das  Conseil 
superieur  ausschließlich  aus  gewählten  Delegierten  der  Conseils  generaux  zu- 
sammengesetzt werden.8)  Die  Regierung  freilich  dachte  nicht  im  Entfernten  an 
eine  derartige  gründliche  Umgestaltung  des  Conseil  superieur.7 1  durch  die  ihre 
Arbeit  für  das  Wohl  der  Gesamtbevölkerung  nur  erschwert  worden  wäre.  Sie 
beschränkte  sich  in  dem  Dekret  vom  11.  August  1875  8)  darauf,  die  Zahl  der  ge- 
wählten Mitglieder  zu  erhöhen  (von  fünf  auf  sechs  pro  Departement);  gleichzeitig 
aber  vermehrte  sie  auch  die  Zahl  der  Beamten  im  Conseil  superieur.  so  daß 
die  Gewählten  in  der  Minderheit  blieben.0)  Außerdem  schwächte  man  den  Ein- 
fluß der  Conseils  generaux  auf  das  Conseil  superieur    dadurch  ab.  daß  man  die 

')  Art.  69. 

2)  Art.  5  letzter  Satz.  Die  Gleichstellung  erleidet  mir  in  einem  Punkte  eine  übrigens  selbst- 
verständliche Ausnahme,  nämlich  hinsichtlich  der  Teilnahme  an  der  Senatorenwahl  Hierüber  siehe 
unten   Erster  Teil,  dritter  Abschnitt,  IL,  2..  B. 

3)  Estoubl.  et  Lef.  im  Code  S.  420. 

4)  Art.  2.  Les  prefets  des  departements  et  les  officiers  generaux,  commandant  [es  divisions 
territoriales  pourront  Itre  appeles  par  le  gouverneur  general  a  assister  aux  seances  du  conseil  de 
gouvernement;  ils  y  auront  voix  d£liberative  et  si^geront  dans  l'ordre  de  preseance  quileur  appartient; 
ile  feront  partie  du  conseil  superieur  de  gouvernement. 

5)  Den  15  Delegierten  der  Conseils  generaux  standen  bisher  nur  10  Beamte  gegenüber; 
nunmehr  wuchs  ihre  Zahl  auf  16. 

'»  '/..  B.  Sess.  d'oetobre  1873,  Sitzung  vom  9.  Oktober,  Proces-verbaux  S.  231  £ 
')  „.  .  .  le  Conseil  superieur,  assemblee  exclusivement  consultative,  n"a  &t&  cree  qu'en  vue 
d'assurer  au  gouvernement  le  concours  des  aptitudes  les  plus  competentes  et  des  interets  les  plu- 
serieux,  dans  l'examen  des  questions  relatives  h  l'administration  et  h  la  colonisation.  Sa  eompo- 
sition  actuelle  remplit  ces  conditions,  il  n'y  a  donc  pas  Heu  de  la  modifier."  Antwort  des  General- 
erneurs  auf  den  Wunsch  des  Conseil  general  von  Algier  (Session  d*avril  1ST4.  Sitzung  vom 
17.  April,   Proces-verbaux  s.  206. 

a    Bulletin  ort',  du  Gouvernement  general  624,  a'    4  H>.  siehe  Anhang  Nr.  37. 
]   Siehe    Art.  1    und  6   des    Dekrets    von     1875.      Es    standen    danach    21    Beamte    gegenüber 
18  Gewählten. 
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Wahlporiodu    der   Delogierten    von    einem    aul    droi    Jahre    verlängert«!  '      Kinon 
besonders  fortschrittlichen  Zug  trug  die  p   Reform  al  o  nicht 

l       darf    iodei    nicht    verschwiegen    werden,    dafl    Uhansi    eine   Andoi 

plante,    deren   Verwirklichung    « 1 1 < ■    Bedeut le     Con  ''il     tiporieur    zweifello 

gehoben    hätte:    er   Buchte    die   algerischen   Deputierten  und  Senatoren  zum    I 
tritt  in  das  Conseil  Bupörieur  eu   bewegen.     Der  Plan    choiterte  iedoch  an  dem 
Widerstand    der   algerischen   Parlamentsmitglieder;    die  Senatoren    erklärten    lieh 
Bwar    /.um    Eintritt    bereit,    aber    nur    unter    der    Bedingung     dafl    da      '  onsoil 
sii|u irieur   aussphliefilich    aus  Wahlen    hervorgehe,   dafl   die  Delegierten    nur   von 
den  französischen    Mitgliedern   der   Conseils  gönöraux    gewählt    würden    und 
dafl    dem    Conseil    Buperieur    beschließende    Punktionen    eingeräuml     würden8 
M    .1.  W.j  die  Senatoren  hielten  es  für  unter  ihrer  Würde,  die  Mitgliedschaft  in  einer 
bloß  beratenden  Versammlung,  in  der  auch  Beamte  Baflen,  anzunehmen;  Bie  erkannten 
nicht,    dafl  die  Teilnahme  an  den  Beratungen  des  Conseil  Buperieur,    in  dem  sie 
mühelos   die  Führerrolle   hätten    spielen   können,    ihr  Gewicht  im   Parlament 
Bteigert  hätte.     Dieser  kurzsichtige  Hochmut  sollte  sieh  rächen,  denn  später  war 
es  die  Regierung,    die  den  algerischen  Parlamentsmitgliedern    den   Eintritt   in  die 
algerische  Volksvertretung  versagte3). 

Es  läßt  sieh  denken,  dafl  die  Umbildung  des  Conseil  Buperieur  durch  das 
Dekret  von  1875,  da  es  den  Einfluß  der  Conseils  generaux  beschnitt,  bei  den 
Conseils  generaux  verstimmend  wirkte*).  Auch  sonst  geriet  der  Generalgouver- 
neur gelegentlich  in  Gegensatz  zu  der  öffentlichen  Meinung  der  Kolonie5).  So 
namentlich,  als  er  den  Belagerungszustand  über  die  Stadt  Algier  verhängte,  weil 
die  Gemeindeverwaltung  in  der  Presse  angegriffen  worden  war!6)  Und  so  kam 
es.  daß  die  Verwaltung  von  Chanzy  trotz  seiner  Nachgiebigkeit  gegen  die  Assi- 
milationsbestrebungen   nicht  volkstümlich  wurde:    das  hing  freilich  nicht  nur  mit 


')  Art.  6,  2  des  Dekrets  von   1875. 

2)  Siehe  die  Sitzung  des  Conseil  geneVal  von  Algier  vom  25.  Oktober  1876,  Session  d'oetobre 
[87G,  Proces-verbaux  s.  GOi  ff.  In  dieser  Sitzung  nahm  das  Conseil  g^n^ral  zu  der  Frage  d 
tritts  der  Parlamentsmitglieder  in  das  Conseil  superieur  Stellung;  man  kam  zu  dem  Schluß,  den  Ein- 
tritt /.u  empfehlen,  aber  bezeichnenderweise  unter  der  anausführbaren  Bedingung,  daß  das  ganze 
Conseil  superieur  aus  gewählten  Mitgliedern  bestehen  müßte.  In  dem  Berieht  wurde  auch  die  Auf- 
fassung der  algerischen  Parlamentsmitglieder  berührt:  ..ils  (les  senateurs  et  les  deput£s)  estiment 
que  leur  röle  est,  non  d'etre  eonsultes  sur  le  budget,  mais  de  le  voter:  uon  de  donner  des  conseüs, 
mais  de  prendre  des  d£cisions  ..." 

:i)  Siehe  unten  zweiter  Teil,  /.weiter  Abschnitt,   I.,  1..  B,  b  und  IL.  2..  A.  b. 

4)  Siehe  z.  B.  Conseil  gäneral  du  departement  d'Alger,  Sess.  d'oetobre  1875,  Sitzung  vom 
22.  Oktober.  Proces-verbaux  S.  568  ff. 

5)  Auch  mit  den  algerischen  Deputierten  und  Senatoren  geriet  er  in  Konflikt,  weshalb  diese 
bei   der  Weltausstellung  von   1S7S  ihre   Stellen  als   Kommissare   niederlegten. 

')   Yu  les  attaques  et  les  injures  auxquelles  certains  journaux  se  livrent  jonrnellement 

contre  la  municipalite'  d'Alger; 

Considerant  qu'il  Importe  de  faire  respecter  ceux  qui  ont  entre  les  mains  les  interets  de  la 
eite  et  d'assurer  le  fonetionnement  de  l'administration  municipale  .  .  .  en  prenant  les  mesures  propres 
a  mettre  an  terme  ä  un  etat  de  choses  qui  trouble  l'ordre  et  discr^dite  la  colonie, 

Arrete  : 
La  commune  d'Alger  est  deelaree  en  etat  de  si£ge. 

Alger,  le  2'J  mars   1>74.  General  Chanzy." 
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Beinern  straffen  Regimenl  zusammen1),  .-Mildern  auch  damit,  daß  er  als  Offizier 
den  Kolonisten  immer  noch  den  militärischen  Generalgouverneur  aus  der  Kaiser- 
zeit  verkörperte2  .  Sie  ruhten  nicht,  bi<  sie  das  militärische  Element  vollends 
aus  der  ersten  Stelle  verdrängt  hatten;  sie  erreichten  ihr  Ziel,  Bobald  Marschall 
Mac  Mahon,  an  dem  die  Offiziere  einen  Marken  Rückhalt  gefunden  hatten1;,  die 
Präsidentschaft  niedergelegt   hatte  (30.  Januar  1879). 

4.   Die    Vorbereitung   der    Angliederung    unter    Generalgouverneur   Grevy  1879 — 81. 

A.  Notwendigkeit  eines  System  Wechsels. 
Schon  am  15.  März  1879  ernannte  der  neue  Präsidenl  der  Republik, 
Jules  Grevy,  seinen  Bruder  Albert  Grevy,  den  Vizepräsidenten  der  Kamme]-. 
vorläufig  auf  sechs  .Monate'  zum  Zivilgouverneur  von  Algerien.4)  Das  war 
zum  ersten  Male  ein  wirklicher  Zivilgeneralgouverneur,  nicht  nur  in  dem 
Sinne,  daß  er  den  militärischen  Oberbefehl  nicht  mit  der  Leitung  der 
Verwaltung  vereinigte  —  diese  Trennung  war  ja  schon  unter  Vizeadmiral 
de  Gueydon  einmal  erfolgt  — ,  sondern  auch  in  dem  Sinne,  daß  er  kein  Offizier 
war.  Abgesehen  von  der  Loslösung  des  Oberbefehls  von  dem  Amte  des 
Generalgouverneurs  blieb  die  Zuständigkeit  Grevys  die  gleiche,  wie  die  des 
Generals  Chanzy.  Ja,  man  zeigte  sich  ängstlich  bemüht,  die  in  der  Entziehung 
des  Oberbefehls  liegende  Gewaltminderung  zu  verhüllen,  indem  man  die  Befehls- 
haber dem  Generalgouverneur  unterordnete.  Aber  mit  dem  Wortlaut  ih-> 
Dekrets,  das  den  Generalgouverneur  in  der  Machtstellung  eines  Prokonsuls 
erscheinen  ließ5),  stand  die  wirkliche  Gewalt  des  neuen  Generalgouverneurs  von 
vornherein  in  grellem  Widerspruch.  Wenn  bis  dahin  der  Generalgouverneur 
noch  einige  Widerstandskraft  gegen  das  Anstürmen  der  Kolonisten  entwickelt 
hatte,  so  hatte  ihn  nur  der  Zusammenhang  mit  der  Armee  dazu  befähigt;  diese 
einzige  Stütze  raubte  man  jetzt  dem  Generalgouverneur,  ja  mau  verwandelte  sie 
in  eine  Waffe  gegen  ihn;  denn  die  Armeeverwaltung,  die  die  Unterordnung  unter 
einen  Zivilgouverneur  unerträglich  fand,  bekämpfte  unverhohlen  das  neue 
System.6)  Von  der  Armee  im  Rücken  angegriffen,  konnte  der  neue  General- 
gouverneur natürlich  den  Forderungen  der  Kolonisten  keinen  Damm  mehr  ent- 
gegensetzen.    Also    ließ    sieh    der   Generalgouverneur   von    ihnen    ins  Schlepptau 


')  „l'administration  active,  mais  Lmperieuse  du  general  Chanzy.  les  lüttes  localea  qu'il  pro- 
voqua  "u  i|u'il  eut  ä  subir  de  la  part  des  überaus  de  la  colonie  ...  ne  contribuerent  pas  a  r£con- 
cilier  l'opinion  algerienne  .  .  .  avec  les  traditions  et  les  necessites  du  Gouvernement  general."  Peny, 
Rapport,  Senat  Session  extraordinaire   1892,  n"  8.  S.  10. 

2)  ..Mais  malgre  ses  efforts,  il  ae  paxvint  pas  ä  maintenir  sa  popularite\  car  les  colons 
viiyaicnt  eil  lui  an  chef  militaire."    Mallarme'  S.  76. 

3)  Es  genügt,  die  Geschichte  von  Mac  Mahons  Abdankung  zu  lesen,  z.  15.  G.  Hanotaux. 
Eistoire  de  la  France  contemporaine,   Bd.  4.  s.  427  ff. 

' 4)  Bulletin  off.  du  Gouvernement  general  741.  n°  59,  siehe  Anhang  Nr.  40. 
5)   ,,on  retrouvait.  pour  lui  donner  l'investiture,  les  formules  les  plus  proconsulaires."    Ferry. 
c.  s.  ll. 

6)  „Le  ministere  de  la  guerre,  dont  la  prestige  etait  amoindri  en  Algerie,  boudait  visiblement." 
Lebourgeois  S.  71 . 


—     HO     — 

nehmen      Er   handelte    ganz    in    ihrem  Sinne,    wenn  or   auch  Doch  den   I«'    I 
Tollgobiott  in  das  Zivilterritoriuin    einbezog1     und    im  Zusammenhang  damit  diu 
Zahl  dor  gemi  chten  Gomeindon  vermohrte      Die  a  ZurUckdrttngung  « i  •  - 1-  Militäi 
Verwaltung    diente    natürlioh    oiohl    dazu,    die    Offiziere    mit    dorn    neuen    >\  tem 
auszusöhnen;   ea   kam   vor,   dalf    ihrer  Verwaltung  befugni    o    beraubte  Truppen 
bofehlshabor    nicht    nur    die    ankommenden    Ziviladmini  tratoren     chickaniorton, 
sondern   auch    die  Eingeborenen   durch    rohe   Behandlung    eu    ?eräi  bten, 

offenbar    um    dadurch    Unruhen    hervorzurufen    und    das    Gebiet    der    Militär 
Verwaltung  zurückzugewinnen*). 

So  gestaltete  sich  das  Verhältnis  zwischen  dem  Generalgouverneur  und 
dm  Offizieren  recht  unerfreulich;  aber  auch  zwischen  dem  Generalgouverneur 
und  den  Kolonisten  hielt  der  Friede  oder  vielmehr  der  \\  affenstillstand  nicht 
lange  vor8).  Das  Gouvernement  konnte  heim  besten  Willen  nicht  alle  Wünsche 
der  Kolonisten  erfüllen,  ohne  sich  seihst  aufzugeben;  es  mußte  einmal  in  den 
Eonzessionen  innehalten.  Sobald  aber  der  Generalgouverneur  eine  etwas  selb- 
ständigere Politik  einschlagen  wollte,  geriet  er  auch  schon  in  Konflikte  mit  den 
heimischen  Ministerien4),  hinter  denen  die  algerischen  Deputierten  und  Senatoren 
steckten.  Und  Grevy  war  nicht  der  Mann,  gegen  die  sicli  mehrenden  Schwierig- 
keiten anzukämpfen;  er  war  für  den  Posten  eines  algerischen  Generalgouverneurs 
in  jeder  Beziehung  ungeeignet  5)  und  fühlte  dies  auch,  darum  wünschte  er  nicht-  sehn- 


')  arrete-  vom  27.  Sept.  1880. 

-)  Höchst  bezeichnend  sind  folgende  Vorfälle,  die  der  frühere  Deputierte  für  Oran,  Sabatier 
vor  der  vom  Senat  18lU  zum  Studium  der  algerischen  Fragen  eingesetzten  Kommission  berichtete: 
Sabatier  wurde  im  Jahre  1880  zum  Administrateur  eines  neu  in  das  Zivilterritorium  einbezogenen 
Bezirkes  (Fort  National  im  Kabylenland)  ernannt.  Eines  Tages  las  er  zu  seinem  Erstaunen  in  einer 
Zeitung,  daß  im  Kabylenland  ein  Aufruhr  zu  befürchten  sei:  der  Generalgouverneur  forderte  alsbald 
einen  Bericht  über  die  Stimmung  der  Bevölkerung  ein;  Sabatier  konnte  nur  beruhigende  Auskunft 
erteilen;  da  wurde  ihm  vom  Gouvernement  ein  von  dem  Kommandanten  des  Fort  National  an 
.-einen  Vorgesetzten  gerichteter  Bericht  zugesandt,  der  vor  einem  bevorstehenden  Aufstand  im 
Kabylenland  warnte.  Sabatier  ersuchte  nun  vergebens  den  Kommandanten  um  Auskunft  iiher  seine 
Angaben.  „Le  commandant  se  refusa  ä  tout  entretien  .  .  ."  Aber  es  sollte  noch  besser  kommen: 
Als  die  Eingebornen  ihre  Steuern  entrichteten,  leisteten  sieh  die  Zuaven  den  Spaß,  die  Kahylen 
mit  Steinwürfen  zu  begrüßen;  kurz  darauf  wurde  ein  Kabyle  mutwillig  durch  einen  Bajonettstich 
verletzt.  Die  Beschwerdeschreiben  des  Administrateur  blieben  unbeantwortet.  Vielmehr  fuhr  der 
Kommandant  fort,  die  Kahylen  zu  reizen;  schließlieh  verfiel  er  auf  die  Idee,  einen  nächtlichen 
Scheinangriff  auf  ein  benachbartes  Kabylendorf  anzuordnen:  zum  Glück  kam  es  dabei  zu  keinem 
Zusammenstoß,  da  die  aus  dem  Schlafe  aufgeschreckten  Dorfbewohner  Keißaus  nahmen.  Nun 
konnte  Sabatier  nicht  länger  zusehen;  er  reiste  nach  Algier  und  berichtete  dem  Generalgouverneur 
persönlich  die  Vorfälle;  Grevy  setzte  sich  gleich  mit  dem  kommandierenden  General  des  19.  Armee- 
korps, General  Saussier,  ins  Benehmen,  der  in  richtiger  Erkenntnis  der  Sachlage  den  Kommandanten 
sofort  versetzte  (Senat.  Commission  d'etude  des  questions  algenennes   1891,  s.  9S — 100). 

3)  „Un  instant,  ceux-ci  (les  senateurs  et  deputes  algeriens)  avaient  fait  treve."  Fleury- 
Ravarin  1.  c.  S.  332. 

4)  ...  .  des  desaecords  survinrent  entre  les  ministres  et  le  gouverneur  general,  et  ane  iruerre 
soiirde  en  resulta,  au  granu  prejudice  du  pays,  entre  les  bureaux  de  Paris  et  ceux  d'Alger." 
Mallarme"  s.  7s.  „La  Situation  ne  tarda  pas  ä  devenir  intolerable  pour  M.  Grevy  .  .  ."  Fleury- 
Ravarin,  1.  c. 

')  Es  wird  Grevy  u.  a.  zur  Last  gelegt,  den  Aufstand  des  Bou  Amama  in  der  Provinz  Oran 
mit  verschuldet  zu  haben,  da  er  -ich  weigerte,  die  gegen  diesen  vorgeschlagenen  Maßnahmen  zu 
ergreifen.      Siehe    Eosotte    S.  356. 
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licher,  als  von  Beinern  Amte  enthoben  zu  werden1  Aber  natürlich  konnte  man  den 
Bruder  des  Präsidenten  der  Republik  nicht  einfach  abberufen,  Bonst  wäre  zu  klar  her- 
vorgetreten, daß  er  an  den  Klippen  seiner  Aufgabe  gescheitert  war2).  Die  Rück- 
sicht auV  die  YcnvandtxliaVt  mit  dem  Staatshaupt  gebot,  Beinen  Rücktritt  mit 
einem   von  ihm  selber  angeregten  Systemwechsel  zu   verbinden. 

B.  Assimilatorische  Richtung  des  Systemwechsels  vorgezeichnet. 

Für  einen  Systemwechsel  boten  sieh  drei  Möglichkeiten:  ersten-  konnte 
man  zum  früheren  System  zurückkehren,  d.  h.  durch  die  Verbindung  des  Ober- 
befehls mit  der  Leitung  der  Verwaltung  den  militärischen  Charakter  des  Gouver- 
nements wiederherstellen.  Diese  Lösung  hätte  sehr  nahe  gelegen,  nachdem  die 
Trennung  des  Kommandos  vom  Generalgouvernement  so  große  Unzuträglich- 
keiten  heraufbeschworen  hatte,  und  es  fehlte  nicht  an  Beamten,  die  die  Wieder- 
berufung eines  Militärgouverneurs  für  wahrscheinlich  hielten3).  Indes  stand  die 
Rückkehr  zum  ^lilitärregiment  doch  in  zu  krassem  Widerspruch  zu  der  seither 
verfolgten  Politik,  und  Grevy  vollends  konnte  nicht  zugemutet  werden,  eine  der- 
artige Reaktion  einzuleiten. 

Weniger  unvereinbar  mit  der  Politik  der  dritten  Republik  wäre  eine  zweite 
Lösung  gewesen:  nämlich  die  Anbahnung  der  Autonomie,  denn  die  Selbstver- 
waltung stand  ebenso  wie  die  Assimilation  im  Gegensatz  zur  Militärverwaltung. 
Tatsächlich  tauchte  zur  Zeit  Grevys  öfters  der  Gedanke  eines  Ausbaus  der 
algerischen  Selbstverwaltung  auf,  jedoch  entbehrten  die  Vorschläge  der  Auto- 
nomisten  der  nötigen  Bestimmtheit4),  um  als  Grundlage  einer  Reform  zu  dienen; 
sie  äußerten  ihre  Wünsche  in  so  verschwommener  Weise,  daß  sie  auf  dasselbe 
hinauszulaufen    schienen,    wie    die   Bestrebungen   der  gemäßigten  Assimilatoren5). 


M  „une  t'nis  anivi'  .:i  son  poste,  il  se  sentait  de"payse  ä  tous  les  points  de  vue"  .  .  .  „an 
bout  <Vuii  temps  assez  court  il  desirait  rentrer  en  France."     Lebonrgeoia  S.  77. 

2J  ,,.  .  im  ne  voulut  pas  qu'il  tut  dit  que  le  frere  du  President  de  la  Republique  avait 
i'i'Ikuk'  purement  et  simplement."     Fleury-Ravarin  1.  c.  S.  552. 

3)  „Beaucoup  de  ceux  qui  l'entouraient  (nämlich  Grevy  manquaient  de  confiance  dans  l'avenir, 
et  craignant  le  retour  du  gouvernement  militaire,  ils  hesitaient  ;'i  s'engager  a  fond".    Lebourgeois  S.  77. 

4)  „L'autonomiste  possede  plutöt  des  aspirations  qu'un  plan  ouvertement  träte  pour  amvei 
;'i  l'organisation  administrative  de  L' Algerie  .  .  .  On  est  presque  toujours  dans  le  gris  .  .  Partout 
des  esquisses,  rarement  an  protil  net".     Lebourgeois  S.  74. 

•5)  Das  gilt  z.  B.  von  den  Ideen  des  algerischen  Abgeordneten  Jacques,  der  in  der  Kommission 
von  1880 — 81  (siehe  unten)  als  einziger  Algerier  den  radikalen  Assimilationsbestrebungen  entgegen- 
trat: er  äuliertr  da  u.  a.:  „L'autonomiste  en  Algerie  est  celui  qui  demande  des  lois  speciales  pour 
TAlgerie  mais  qui  demande  en  menie  temps  «nie  les  Algeriens  soient  eonsultes.  Voila  pourquoi 
nous  demanderons  ä  la  Commission  la  creation  d'un  Conseil  superieur  compose*  d'autres  el&nents 
que  ceux  qui  existent  aujourd'hui,  .  .  .  on  vous  demandera  que  le  Conseil  superieur  devienne 
eiectif.  Jamals  en  Algerie  on  n'a  demande  que  le  Conseil  superieur  puisse  legiferer.  Comment 
voterait-il  an  budget  qui  est  alimente  par  la  France  ....  Pourquoi  donc  ne  pas 
former  u*  Conseil  superieur  compose  de  dix  conseillers  eins  par  departement,  dont  les  attri- 
butions  seraient  ä  discuter,  mais  sans  qu'il  soit  question  de  lui  donner  le  droit  de  legiferer?" 
(Sitzung  vom   22.   Dezember   1880,  Proces-verluuix  de  la  premiere   Sous-Commission,   S.    138). 


I      k.im  iIm/ii.    daß  eine  unbefangene   1'rüfunp    dm   Selb  (Verwaltung  würi  che  bei 

den    IV. in.d    ■■!!     iI:iiii:iI      QOOn     lülir      ölten    war1!,       i<-    uill.il'ii    ";ir    KU    leiclll 

hinter  ganz  zaghaften   Vorschlug»'!]     uparati  ti  che    \i>  ichtci 

[nfolge   der   Unklarhoil    der    \m ti  ton    und   de     Mißtrauen     der    Iran 

eosoii     kam    eine     Lösung     des     algeri  chon     Prublom      in     der    Kichtuujj    dci 

Autonomie    Uborhaupt    nicht    in    Präge      I  nd     o    blieb    pur   h    dor    Weg 

dem    man    ^ i t- 1 i    ohnedies    schon    bewegto,    der    Weg    der    \    imilation      [rgend 
welohe    Widerstände    gab  es   auf  diesem   Weg    Dicht   mehr   zu    Uborwinden,  denn 
alle    maßgebenden   Paktoren,    das   Parlament,    die    Ministerien    Dnd    der    General 
gouverneur    waren  für   den  Gedanken    der  Eingliederung   Algerien     in  dai    Man 
EÖsisohe    VerwaltuogssyBtem    Bchon    gewonnen:    im    Parlament    hatten   die   algeri 
seilen   Deputierten  die  ihnen    regelmäßig    übertragene   Berichterstattung    über  da 
algerische    Budgel    fleißig    dazu    ausgenützt,    ihre    vorgefaßte    Meinung    von    der 
Unfähigkeit    des    Generalgouverneurs    und    i\iT    Überlegenheit    der    heimischen 
Ministerien   den  übrigen  Volksvertretern    aufzuzwingen3).     Die  mächtige  Bureau 
kraiie  der  heiinisehen  Ministerien  war  natürlich  erst  recht   mit  einer  Reform  ein 
verstanden,  die  ihr  Gewichl  bedeutend  Bteigern  mußte4).     Der  Generalgouverneur 
endlich  hätte  der  starken  assimilierenden  Strömung,  die  Parlament  und  Regierung 
erfaßl  hatte,  nicht  mit   Erfolg  entgegenzutreten  vermocht:    aber  er  wollte  dies  ja 
auch  nicht,  stellte  doch  die  gewünschte  Angliederung   der  Verwaltungszweige  an 
die    Ministerien    nichts  Andres   dar.   als   eine  Fortsetzung   der   von    ihm    betriebenen 
Assimilationspolitik.     Auch  hatte  der  Generalgouverneur,  da  er  sich  vom  General- 
gouvernement zurückzuziehen  gedachte,  kein  persönliches  Interesse  an  >\>v  \  er- 
teidigung  der  bisherigen  Machtstellung  des  Generalgouverneurs. 

So  war  die  Frage  nach  der  Regierungsform  Algeriens  eigentlich  schon  ent- 
schieden, als  Grevy  in  einem  Bericht  vom  3.  November  18805)  das  Ministerium 
des  Innern  und  des  Kultus  um  Einsetzung  einer  Kommission  zur  Prüfung  der 
algerischen  Frage  ersuchte.  Der  Kommission  sollte  nicht  etwa  die  Aufgabe  zu- 
fallen, eine  Sonderverfassungfür  Algerien  auszuarbeiten;  es  hätte  freilich  nahe  gelegen, 
in  dem  Wirrwarr,  den  die  vielen  Verordnungen  in  i\w  <  Organisation  Algeriens 
herbeigeführt  hatten,  durch  ein  Gesetz  Klarheit  zu  schaffen.  Und  grade  der 
Übergang  zur  Zivilregierung  mochte  als  der  geeignete  Augenblick  für  den  Erlaß 


')  Eine  solche  rühmliche  Ausnahme  machte  der  Historiker  Henry  Martin,  der  auf  einem 
wissenschaftlichen  Kongreß  in  Algier  (1SS1)  die  Unmöglichkeit  separatistischer  Bestrebungen  in 
Algerien  darlegte  (Senat,  Commission  d'etnde  des  questions  algeriennes,   1891,  s-   116  ff.) 

2)  „(Les)  suseeptihilitds  dn  pouvoir  central  sc  sont  imnudiateruent  eVeillees.  On  a  tu  — 
injustement  a  notre  avis  — .  une  tendance  a  ane  Organisation  qui  pourrait  mener  au  separatisme". 
Lebonrgeois   8.   74. 

3)  ..Les  rapporteurs  du  budget  de  l'Algerie,  a  la  Chambre  des  Deputes  choisis  Selon  an  asage 
constant  .  .  .  parmi  les  deput^s  algeriens,  s'attacherent  ä  mettre  en  lumiere  l'incapacite  administra- 
tive du  Gouverneur  «rt'm'ral  et  la  sup&riorite  technique  des  bureaux  de  la  metropole".  Kerry.  Senat. 
Session  extraordinaire  1892  n°  8,  S.   10. 

4)  „Elle  (la  Solution)  etait  6galement  preconisee  par  les  bureaux  metoopolitains,  d'avance 
acquis  ä  toute  mesure  propre  ä  aecroitre  leur  importance".     Fleury-ßavarin  1.  c.  S.  533. 

.  5)  Journ.   ort',   v.   26.   Nov.    1880,    S.    11469   f. 
i.nirlin.  VerfasBungsentwicklung  von  Algerien.  7 
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eines  solchen  Organisationsgesetzes  erscheinen1).  Gleichwohl  ri< -t  Gr^vy  von  dem 
Erlaß  einer  algerischen  Verfassung  ab,  einmal  weil  man  die  Verfassung  eines 
Landes,  dessen  Verhältnisse  sich  noch  bo  im  Fluß  befanden,  doch  nicht  festlegen 
konnte2);  sodann  aber-  -und  das  war  der  eigentliche  Grund  — .  weil  der  Erlaß 
einer  Sonderverfassung  Bich  mit  der  damals  herrschenden  Richtung,  die  in  Al- 
gerien nur  eine  „Verlängerung  Frankreichs"  erblickte  und  demgemäß  eine 
möglichst  weitgehende  Assimilation  verlangte,  nicht  vereinbaren  ließ.  „Was 
hat  c>  für  einen  Sinn,  ein  Verfassungsgesetz  für  ein  Land  zu  erlassen,  das  ja 
grade  dem  gemeinen  Recht  unterstellt  werden  boII?"3)  Indes  wollte  GreVy  die 
Assimilation  und  da-  gemeine  Recht  doch  nicht  allzu  wörtlich  verstanden  wissen4). 
Er  -wies  daran)'  hin,  daß  die  Verschiedenheit  der  Verhältnisse  es  nicht  zula 
die  französische  Gesetzgebung  mit  einem  .Mal  auf  Algerien  zu  übertragen,  daß  daher 
noch  „für  einige  Zeit"  die  Sonderregierung  Algeriens  beibehalten  werden  müßte.5) 
Die  Aufgabe  der  Kömmission  bildete  es  nun.  den  Wirkungskreis  der 
algerischen  Regierung  neu  zu  bestimmen.  Vor  allem  sollte  sie  prüfen,  ob  außer 
den  den  heimischen  Ministerien  schon  eingefügten  Verwaltungszweigen  (Justiz, 
Unterricht  und  Kultus)  noch  andere  den  Fachministerien  angegliedert  werden 
könnten.'1)  Für  die  Beantwortung  dieser  Frage  gab  Grevy  den  Fingerzeig,  daß 
von  der  Angliederung  jedenfalls  diejenigen  Verwaltungszweige  ausgenommen  werden 
sollten,  die  einen  lokalen  Charakter  aufwiesen  und  im  Mutterland  entweder  über- 
haupt nicht  bestünden  oder  dort  unter  ganz  andern  Bedingungen  funktionierten, 
insbesondere  die  mit  der  Kolonisation  in  unmittelbarem  Zusammenhang  Btehenden 
Verwaltungszweige.7)  Offenbar  wollte  (Jrcvy  durch  diesen  sehr  dehnbaren  Vor- 
behalt der  ihm  wohlbekannten  Neigung  seiner  Landsleute  zur  möglichst  unbe- 
grenzten Anwendung  des  Assimilationsprinzips  steuern  und  so  in  letzter  Stunde 
für  den  Generalgouverneur  noch  einige  selbständige  Rechte  retten.  Es  zeigt  dies, 
daß  Grevy  doch  nicht  der  Anhänger  der  uferlosen  Assimilation  war.  als  der  er 
sich  gerne  aufspielte.     Auch    seine  Andeutung  über    die  algerische   Gesetzgebung 


')  „L'organisation  administrative  et  politique  de  l'Alg^rie  repose  sur  une  se'rie  d'actea  emanes 
poiir  la  plupart  du  pouvoir  executif  ...  et  dont  l'ensemlile  aujourd'hui  constitue  une  Legislation 
fcrop  souvfiit  confuse  et  arbitraire.  Depuis  longtemps  on  a  reconnu  la  a£cessite*  de  preciser  .  .  . 
par  une  Loi  cette  Organisation.  Cette  loi  cependant  est  encore  ä  faire.  Vous  estimerez  sans  doute  . . . 
que  l'av&nement  du  regime  civil  lui  donne  an    caractere  particulier   d'opportunite'  .  .  ."    8.  11469. 

2)  „L'Algvrie  est  un  pays  en  formation.  Comment,  .  .  fixer  et  constitaei  ce  qui  change  et 
se  transforme  incessament?     1.  c. 

3)  „L'AJg^rie,  d'ailleurs,  est  une  seconde  France,  ou  plutöt  c'est  la  France  prolongee;  leimt 
;i  poursuivre,  c'est  l'assimilation.  Pourquoi  6dicter  une  loi  organique  pour  an  pays  qu'il  s'agit 
pn'cisement  de  s< »uim-t tn-  au   droit  common?"   1.  c. 

4)  „Quant  a  rassiniilation  et  au  droit  common,  ce  sont  des  mots  qo'il  taut  se  garder  de 
prendre  a  la  lettre  .  .  ."   Ebenda. 

s)  „Etant    domu'e    la   ndcessite*    de   conserver    pour    an    temps    le   goovernement   special    de 

L'Alg^rie,  il  importe  d'en   fixer  les    attributions   .   .   ."    1.   c 

6)   „Le  moment  n'est-il  pas  venu  de  rattacher  d'autres  Services  .   .   .  au  poovoii  central?" 
")  „Cette  qoestion    semble  devoir    etre  r^solue    d'apres  ce   principe    inconteste:    les    Services 

qui  mit  un  caractere  local  particulier,  qui  u'onf  pas  leurs  similaires    dans  la  m£tropole  ou  <jui  u'y 

fonctionnent  pas  dans  les  memes   conditions,  ceux  qui  Interessent    directement  roeuvre  de  la  colo- 

oisation,  ne  doivent  pas,  jusqu'ä  nouvel  ordre  Stre  rattacbe*s."     S.  11470. 
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be  tfttigl    dies,     Die   l\" li    ion     ollte     ich    iiämlicli    außoi    mit  dem   Verhältnil 

des  Gonoralgouvorneurs  eur  Zontralrogierung   und  d«»i    0  ion  und  don   B< 

FugnisHon    der    Ubrigon    algeri  eben    Dohördon    dooIi    mil    der    algori  chon   ' 
gobung   bofasson.     Hierfür  empfahl   nun  (jrovv,  am  Grund  atz  der   Sond< 
gebung  festzuhalten  und  nur  den  Bereich  von  <•>    etz  und  Verordnung  abzugrenzen, 
obwohl  Sondergesetzgebung   und    \    Imitation  einander  doch  diametral  entgegen 
gesotzl  Bind. 

Mii  diesen  Bremsvorsuchen  gegen  übertriebene  Assimilation  itand  Ol 
nicht  etwa  allein;  denn  wenn  auch  beinahe  alle  diejenigen,  « I i< -  sich  mil  der 
algerischen  Politik  befaßten,  die  Assimilation  ala  Endziel  ins  Auge  fal 
gingen  dooh  über  die  Fragen  ihrer  Durchführbarkeit  im  damaligen  Zeitpunkt  die 
Ansichten  sehr  auseinander.  Und  besonders  hervorzuheben  ist,  daß  gerade  die 
Kenner  algerischer  Verhältnisse,  voran  die  Algerier  selber,  starke  Vorbehalte 
machten.  Vor  allem  erhob  «las  Conseil  superieur  gegen  « I i« ■  wahllose  Angliederung 
aller  Verwaltungszweige  scharfen  Widerspruch:  In  einem  einstimmig  gebilligten 
Berichl  erklärte  man  die  Beibehaltung  der  unmittelbaren  Leitung  des  Genera] 
gouverneurs  bei  beinahe  allen  Verwaltungen,  insbesondere  bei  der  muselmanischen 
Rechtsprechung,  beiden  öffentlichen  Arbeiten,  der  Posl  und  der  Forstverwaltung, 
für  unumgänglich  notwendig,  da  man  sonst  eine  Almahme  des  Einflusses  auf  die 
Eingebornen  und  eine  Verlangsamung  der  Kolonisation  befürchtete.')  Auch  die 
algerischen  Parlamentsmitglieder  traten  —  von  Gastu  abgesehen a)  —  nicht  blind- 
lings für  die  Angliederung  ein,  wenigstens  warnte  Thomson  als  Budgetberichter- 
statter mehrmals  eindringlich  vor  der  Angliederung  der  Öffentlichen  Arbeiten  und 
der  Postverwaltung.3)  Seihst  in  der  vom  Minister  des  Innern  entsprechend  dem 
Bericht  von  Grevy  zur  Vorbereitung  der  Angliederung  eingesetzten  Kommission 
fohlte  es   nicht    an  Stimmen,  die  von    der   ausnahmslosen  Angliederung    abrieten. 

C.  Die  Arbeiten  der  außerparlamentarischen  Kommission  L880 — 81. 

Wenn   in  der  Kommission  schließlich  doch  die   Verfechter  der  unbedingten 

A>>imilation  die  Oberhand  gewannen,  so  hängt  das  z.  T.  mit  äußern  Umständen,  wie 


')  „L'assimilation  complete  de  l'Alg^rie  a  la  France  est  l«'  d£sir  unanime,  1>-  lun  ä  poursuivre 
avec  energie  .  .  .  Mais  si  incontestables  et  >i  vives  que  soient  ii">  tendances  v.r-  L'assimilation  a 
la  France,  aous  ne  pouvons  meconnaitre  les  obstacles  que  rencontrera,  longtemps  encore,  leur 
complete  r£alisation  .  .  .  L'amoindrissement  des  pouvoirs,  la  reduetion  des  moyens  d'aetion  confies 
au  Gouverneur  »vneral  .  .  .  aous  paraitraient  une  faute  grave  qui  aurait  pour  double  consequence 
la  (limiimtion  de  notre  influence  sur  les  masses  indi>:vnes  et  1<'  ralentissement  de  la  colooisation  .  .  . 
Presque  tous  les  Services  dont  on  demande  avec  persistance  1<'  rattachement  >our  necessaires  au 
Gouverneur  civil  de  l'Algerie  pendant  quelque  temps  encore  .  .  .  Ces  Services  sont  les  suivants: 
Justice  musulmane;  Enregistrement,  Domaine  et  Timbre;  Travaux  publics;  Postes  et  Telegraphes; 
Fonts:  Beaux-Arts;  Poids  et  Mesures."  Conseil  superieur  de  Gouvernement,  s,-sm,,h  d,.  decembre 
1SS0,  Sit/.uu>r  vom  •_'.■).  Dezember,  Proces-verbaux  S.  393  ff. 

-")  Siehe  seinen  Budgetbericht  für  1880:  ..La  eentralisatien  a  Alger  est  um-  cause  de  faiblesse 
pour  un  certain  nombre  de  Services  administrativ.  Les  forets,  les  postes  et  telegraphes,  les  travauz 
publics  gagneraient,  ce  semble,  ä  faire  retmir  aux  ministeres  competents." 

3)  ('her  die  Angliederung  der  Post  urteilte  Thomson  in  seinem  Budgetbericht  für  1881:  .11 
est  certain  que  si  le  Ministere  sc  rendait  compte  des  difficultes  qui  l'attendent,  il  n'aeeepterait  pas 
une  charge  qui  lui  creerait  une  Situation   Kien  difficile  en  Algörie.  .  ." 

7* 
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mit  der  merkwürdigen  Arbeitsteilung  der  Kommission  und  mit  dem  Drängen  des 
Parlamente  zusammen.  Die  Schuld  für  beides  triitt  die  Regierung,  denn  sie  hatte  es 
versäumt,  der  Kommission  Entwürfe  oder  auch  mit-  ein  bestimmtes  Arbeitsprogramm 
vorzulegen.1  So  mußte  die  Kommission  ihre  Arbeil  damit  beginnen,  zunächsl  ein- 
mal zwei  l  'iitcrkuiiimi  —  iuiicn  zur  Bearbeitung  der  im  ( rreVyachen  Bericht  angedeuteten 
Fragen  einzusetzen.2  Von  den  beiden  Ausschüssen  sollte  Bich  der  erste  mit  der 
Abgrenzung  von  Gesetz  und  Verordnung,  sowie  mit  den  Befugnissen  des  General- 
gouverneurs befassen,  während  der  zweite  die  Frage  der  Angliederung  der  Ver- 
waltungszweige prüfen  sollte.'1:  Man  bemerkt  auf  den  ersten  Blick,  daß  der 
zweiten  Unterkommission  die  Hauptaufgabe  zufiel,  denn  die  Frage  der  An- 
gliederung der  Verwaltungszweige  stand  ja  bei  der  Reform  im  Vordergrund;  die 
Aufgabe  der  ersten  Qnterkommission  nimmt  sich  daneben  recht  dürftig  aus; 
man  fragt  sieh,  wie  sie  denn  die  Rechtsstellung  des  Generalgouverneurs  bestim- 
men konnte,  wo  die  Hauptfrage,  die  Angliederung  der  Verwaltungszweige,  dem 
andern  Ausschuß  vorbehalten  war. 

a)  Die  Beratungen  des  ersten  Unterausschusfi 
Unabhängig  von  den  Entschlüssen  der  zweiten  Unterkommission  konnte  der 
erste  Ausschuß  nur  in  der  Grenzziehung  zwischen  Gesetz  und  Verordnung 
vorgehen.  Diese  Frage  dachte  der  erste  Ausschuß  denn  auch  zuerst  in  Angriff 
zu  nehmen.  Allein  der  Generalgouverneur  ersuchte  den  Ausschuß,  sich  zunächst 
der  Stellung  des  Generalgouverneurs  zuzuwenden.4;  Die  Voranstellung  dieses 
Gegenstandes  war  insofern  gerechtfertigt,  als  es  sich  nicht  nur  um  den  Umfang 
der  Befugnisse  des  Generalgouverneurs,  sondern  überhaupt  um  die  Beibehaltung 
des  Generalgouverneurs  handelte.  Der  algerische  Abgeordnete  (iastu.  ein  Ver- 
fechter der  schrankenlosesten  Angleichung,  hatte  gleich  in  der  ersten  Vollsitzung 
die  Frage  der  Abschaffung  des  Generalgouverneurs  aufgeworfen."')  Als  jetzt  der 
Generalgouverneur  eine  Entscheidung  des  Ausschusses  über  diese  Frage  wünschte. 
trat  Gastu  wiederum  eifrig  für  die  Aufhebung  ein,  indem  er  sie  unter  dem  Ge- 
sichtspunkt der  Vereinheitlichung  der  Verantwortlichkeit  zu  rechtfertigen  suchte. 
Er  meinte,  entweder  müsse  man  in  Algerien  nach  dem  Muster  der  englischen 
Selbstregierungskolonien  eine  besondere  Regierung  mit  eigenen  Einrichtungen 
und  eigener  Gesetzgebung  einsetzen,   oder  man  müsse  die  algerische  Verwaltung 


')  Es  ist  (lies  in  der  ersten   Sitzung  (26.  Not.)   mit  Recht  getadelt   worden. 

2)  Die  Protokolle  der  Kommission  sind  mir  im  Ministerium  des  Innern  (Direktion  für  Al- 
gerien) in  freundlicher  Weise  zur  Benützung  überlassen  wurden.  Ihr  Titel  ist:  Ministere  de  l*ln- 
terieur.  Service  de  l'Algerie.  Commission  relative  ä  ['Organisation  administrative  de  l'Algene  1880 — 81, 
Procis-verbaux  et  documents  annexes. 

3)  Sitzung  vom  26.  November  1880.  Proces-verbaux  S.  20f. 

4)  Sitzung  vom  22.  Dezember,  Proces-verbaux  S.  135. 

b)  ,..  .  .  Dans  tous  les  eas,  l'institntion  du  Gouvernement  general  est  vicieuse,  contraire  aux 
interSts  du  pays  et  en  Opposition  stvec  les  aspirations  d'un  grand  nombre  de  Francais  .  .  .  Le 
Gouvernement  gen&al  est  an  gouvernement  personnel.  Nous  en  souffrons  meme  depuis  1870  ...  II 
taut  donc  poser  nettement  ici  la  question  de  l'abolition  dn  Gouvernement  general  de  l'Algerie  et 
proposer  le  fractionnement  du  budget  entre  les  differents  minist  eres."  Sitzung  v.  26.  November, 
Proces-i  erbaux  S.  l!'. 
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unter   die   franzo*  i  olion    MiniMtorien    vorteilen    odor   endlich    man    mli    ■    ein   be 

sonderes   Ministerium    Für    Ugerien     charien  '       Der   General ivernour    da 

bezeichnete  die  Beibehaltung  de    Generalgouvernement     al    unbedingt   notwendig 
di  sonst  «li«'  Oberbefehlshaber  eine    zu  große  l  nalihUugigkoil    erhielten  und  dl 
mit         liorribilo  diotu         die   MilitärherrBchaft   wiederkehre!    i     Dil    e  Erinnerung 
.in  dir  Zeiten  des  Kaiserreichs  verfehlte  ihre  W  irkung  iiichl    die  Beibehaltung  di 
Generalgouverneurs  wurde  besohloe  en 

Nun  blieb  aber  noch  «li«'  Behr  viel  schwierigere  Präge  der  Vorantwortliehkeil 
für  die  algerische  Verwaltung  zu  lösen.  Man  kann  agen,  daß  dii  i  I  rage  im 
Mittelpunkt  der  ganzen  Reform  stand;  der  von  den  eifrigen  Anhängern  der 
Assimilation  befürworteten  Angliederung  der  algerischen  Verwaltungszweige  an 
die  Ministerien  Lag  hauptsächlich  der  Gedanke  zugrunde,  die  Ministerverantwort 
lichkeit  auch  für  Algerien  zu  verwirklichen.  Denn  die  Verantwortlichkeit  dee 
Ministers  des  Innern  für  Algerien  stand  eigentlich  nur  auf  dem  Papier,  man  konnte 
den  Minister  nicht  gul  für  Entscheidungen  verantwortlich  machen,  die  <\>i  General 
gouverneur  im  Bereich  seiner  eigenen  Gewalt  traf.     \\" < •  11t « *  man  die  Verantworl 

lichkeit   durchführen,    so    mußte    man    entweder   den    Ministern    im    Mutterlands    die 

ausschlaggebende  Gewall  in  dev  algerischen  Verwaltung  einräumen  oder  man 
mußte  den  Generalgouverneur  an  der  parlamentarischen  Verantwortlichkeil  teil 
nehmen  Lassen.  Der  erste  Weg  wurde  im  Ausschuß  von  Savary  vertreten:  er 
wollte  den  Generalgouverneur  zu  einem  Delegierten  di'^  Ministers  des  [nnern 
nach  Art  dos  Präfekten  herabdrücken,  damit  der  Minister  d^^  Innern  für  alle 
Handlungen  verantwortlich  gemacht  werden  könne,  die  der  Generalgouverneur 
auf  Grund  der  ihm  vom  Minister  übertragenen   Befugnisse  vornehme.3) 

Generalgouverneur  (Jrevv  aber  wandte  ein,  daß  der  Minister  des  Innern 
sieh  bei  seinen  zahlreichen  (Jose hätten  nicht  auch  noch  den  rein  algerischen  Auf- 
gaben, wie  z.  H.  der  Eingebornenverwaltung,  widmen  könne:4)  es  erschien  ihm 
willersinnig,    den    Ministern    die    Verantwortlichkeit   für  Dinge    aufzubürden,    die 


')  ..II  n'v  a  quo  deux  systömes  a  suloptiT  .  .  l'n  gouvernement  a  Alger,  gouvernement  special 
ä  l'Algerie,  lui  donnant  une  Organisation,  des  institntions  et  des  lois  propres.  C'esl  !<■  Systeme  de 
L'autonomie  en  Angleterre.  Le  second  Systeme  est  de  faire  gonvemer  l'Algerie  par  K-s  dix  ministres 
de  France.  Si  aueun  des  deux  systemes  a'est  adopted,  il  n'y  a  qu'nn  moyen  d'organiser  la  respon- 
sabilite,  c'est  de  constituer  an  Ministre  special  a  l'Algerie.  On  saura  alors  ä  qui  s'adresser."  Sitzung 
vom  22.  Dezember,  Proces-verbaux  S.  136. 

2)  ..La  suppression  du  Gouverneur  general  civil  <lo  l'Algerie,  c'est  le  retour  force  au  gou- 
vernement  militaire.  Le  jour  oü  le  Gouvernement  disparaitrait  los  chefs  de  l'armee  releveraient 
seulement  du  ministre  de  la  guerre,  c'est-ä-dire  .  .  .  qu'ils  ne  releveraient  de  personne."  Proces- 
verbaux  S.  139. 

3)  „En  n'suni»',  le  Ministre  de  l'interieur  aurait  en  Algerie  un  delegue  qui  serait  gouverneur 
general,  et  il  serait  responsable  devant  los  Chambres  de  tous  les  actes  de  ce  delegue.  saut'  en  ce 
qui  concernerait  certaines  matteres  speciales  pour  lesquelles  los  autres  Ministres  delegueraient  leurs 
pouvoirs,  j>ar  voie  d'arrStes  au  Gouverneur  general."  Sitzung  vom  24.  Dezember,  Proces-verbaux 
Soito  145. 

4)  „Comment  le  Ministre  de  l'interieur  pourra-t-il  Jamals,  au  milieu  de  ses  nombreuses  oecu- 
pations,  s'oecuper  utilement  de  l'administration  du  peuple  indigene?"  Sitzung  vom  24.  Dezember, 
Proces-verbaux  S.  146. 
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sie  nicht  kannten,  und  nichl  kennen  konnten.1)  Deshalb  beanspruchte  er  ganz 
folgerich  und  das  zeigl  wiederum  deutlich,  daß  er  von  der  unbeschränkten 

Assimilation  nichts  wissen  wollte,  -  -  die  unmittelbare  parlamentarische  Verant- 
wortlichkeil für  den  Generalgouverneur;2)  zwar  dachte  er  nichl  daran,  daß  der 
Generalgouverneur  als  Minister  ine  Kabinett  eintreten  Bollte;8)  er  glaubte,  der 
Generalgouverneur  könne  nach  wir  vor  Untergebener  des  Ministers  des  Innern 
bleiben  und  nur  eben  für  die  im  Bereich  seiner  eigenen  Gewall  vorgenommenen 
Handlungen  eine  nur  seine  Person  (reifende  parlamentarische  Verantwortlichkeit 
tragen.4 

Mine  derartige  Doppelstellung  des  Generalgouverneurs  hatte  aber  doch  ihre 
Bedenken,  denn  es  bildet  das  notwendige  Gegenstück  zur  Verantwortlichkeit 
gegenüber  den  Kammern,  daß  keine  Gehorsamspflicht  gegenüber  dem  St. 
haupt  (bezw.  hier  gegenüber  dem  Minister)  besteht.  Savary  deckte  auch  gleich 
diesen  schwachen  Punkt  auf,  indem  er  ausmalte,  wie  der  Generalgouverneur  dann 
unter  Berufung  auf  seine  Verantwortlichkeit  gegenüber  den  Kammern  die  Aus- 
führung  eine-   vom  Minister  dc^  Innern   ihm   erteilten  Befehls   verweigern   könne.9) 

So  überwogen  bei  beiden  Vorschlägen  die  Nachteile,  der  Vorschlag  des 
Generalgouverneurs  ließ  sich  mit  der  Unterordnung  des  Generalgouverneurs  unter 
den  Minister  des  Innern  nicht  in  Einklang  bringen  und  der  Vorschlag  Savarys 
schien  mit  der  nötigen  Selbständigkeit  des  Generalgouverneurs  unvereinbar  zu 
sein.  Da  machte  der  Senator  Fournier  einen  Vermittlungsversuch,  indem  er  sich 
bemühte,  die  von  Savary  verfochtene  ausschließliche  parlamentarische  Verant- 
wortlichkeit des  Ministeriums  mit  der  selbständigen  Gewalt  des  Generalgouverneurs 
zu  verbinden.  Er  wies  darauf  hin,  daß  selbst  untergeordnete  Beamte  eigene 
Gewalten  ausübten,  daß  z.B.  die  Präfekten  Handlungen  vornehmen  dürften,  zu 
denen  die  Mildster  nicht  berechtigt  seien.'')     Der  Hinweis  traf  äußerlich  zu.  allein 


')  ..Si  hu  refuse  la  responsabilite  au  Gouverneur  geueral,  il  faudra  rendre  les  Ministres  res- 

ponsables  de  choses   qu'ils  ae  i aaissent    pas  et  i|ii'ils  ne  peuvent  pas    connaitre."     Sitzung  vom 

28.  Dezember  Proces-verbaux  S.  155. 

2)  ,.Le  Gouverneur  general  fait  des  actes  que  lui  seul  peut  connaitre  ...  II  faut  done  que 
le  Gouverneur  soit  responsable  de  ses  actes  devant  le  Parlement  .  .  ."  Sitzung  vom  24.  Dezember, 
Proces-verbaux  S.  147. 

3)  ..J'estirue  qu'il  ne  doit  pas  etre  Ministre  et  faire  jiartie  du  Cabinet."  Sitzung  vom 
20.  Dezember,  Proces-verbaux  S.  27. 

4J  Cette  responsabilite  du  Gouverneur  devant  les  Chambres  n'aura  pas  pour  effet  de  hriser 
les  liens  qui  le  rattachent  au  ministere  de  l'interieur  .  .  ."  Sitzung  vom  24.  Dezember,  Proces- 
verbaux  S.  147. 

5)  „Qui  dit  responsable  devant  les  Chambres  dit  irresponsable  devant  le  pouvoir  executif. 
Quant  a  la  responsabilite  collective  .  .  .  Que  va-t-il  sc  passer?  Le  Ministre  t'era  one  injonetion 
au  Gouverneur  pour  L'engager  h  agir  dans  tel  ou  tel  sens.  Le  Gouverneur  repondra:  II  m'est  im- 
possible  d'olM'ir  aus  ordres  du  Ministre.  car  je  suis  responsable  devant  les  Chambres,  et  l'ordre. 
qui  m'est  dünne  ne  me  parait  pas  de  nature  ä  etre  soutenue  avec  succes  devant  le  Parlement 
Donc  je  refuse  .  .  .  Le  Gouverneur  est-il  le  subordonn£,  l'egal  ou  le  sup&ieur  du  Ministre?  Voilä 
ce  qu'il  faut  avant  tout  derinir."     Sitzung  vom  28.  Dezember,  Proces-verbaux  S.  152. 

I  ..II  ne  fautpas  oublier  .  .  .  qu'un  fonetionnaire,  meme  subordonne,  n'en  exerce  pas  moins 
souvent  des  pouvoirs  qui  lui  sont  propres;  an  prüfet,  p.e.,  peut  faire  dans  son  departement  cer- 
tains  actes  pour  lesquels  lesMinistres  n'auraient  pas  qualite  pour  agir  .  .  ."  Sitzung- vom  28.  Dezember, 
Proces-verbaux  S.  153  f. 
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für    die    von    untergeordneten    Beamten,     olb  i    von    l'räfi  I  il   firund 

■  igener  llcfugnisse  vörgenon neu  tiandlun ki d<  r  Mini  t<  r  doch  viol  <  I > <  r 

die  Verantwortlichkeit  Ubernohniou,  al  für  die  von  ninom  chwor  zu  überwachenden 
Gouverneur  einer  großen  Kolonie   vurgenommonon  Akte  n  < » r  i  mitunter    ohr  wo\\ 

tri nder  politischer  Bedeutung      I  ••!     fühlte  fournier  wohl  auch,  denn  er    uchte 

die  auf  dem  Minister  deB  Innern  lastende    ehwerc  Verantwortung  durch  den  Zu 

Batz  abzuschwächen,    daß    eine  Tagesordnung    auch    den  Qeneral ivernoiu    per 

BÖnlioh  tadeln  und  ihn  vom  verantwortlichen   Mini  ter  völlig  trennen   könne 
"in   88  auch  Bonsl   vorkäme,  daß  ein  Mini-irr  einon  Beamten  fallen  lassen   mil 
der    von    den    Kammern    angegriffen    werde.1)     Faktisch    bestehl    auch    liier    ein 
Unterschied :  wenn  der  Minister  einen  im   Parlament   bloßgestellten  Beamten  en1 
läßt,  so  isi  diese  Handlung  ein  Ausfluß  der  ministeriellen  Verantwortlichkeit,  nichl 
nwa  i\r\-  \ rerantwortlichkei1   des  Beamten  vor   dem   Parlament.     Wenn  aber  ein 
Generalgouverneur    einer    großen    Kolonie,    der   ministerielle    Befugnisse   ausübt, 
wegen  eines  Tadelsvotuma  in  der  Kammer  um  seine  Entlassung  einkommen  muß, 
weil    ihn    das   Ministerium    nichl  deckte,    so    ontwickell    Bich    daraus    leichl    eine 
ministerähnliche  parlamentarische  Verantwortlichkeil  des  Generalgouverneurs.    Die 
Frage  der  Verantwortlichkeil  war  mithin  durch  die  nur  juristisch  richtigen,  aber 
den  tatsächlichen  Verhältnissen  nichl  genügend  Rechnung  tragenden  Ausführungen 
Fourniera    noch    keineswegs    geklärt;    gleichwohl    Lehnte    der    Unterausschuß    die 
von  Grevy  geforderte  Verantwortlichkeil  des  Generalgouverneurs  ab.2) 

b)   Die  Beratungen    des  zweiten  Unterausschusses. 

Übrigens  hätte  es  auch    keinen  Sinn  mehr  gehabt,    den  Generalgouverneur 

für  parlamentarisch  verantwortlieh  zu  erklären,  weil  sieh  mittlerweile  die  zweite 
Unterkommission  für  die  Angliederun»"  der  Verwaltungszweige  an  die  heimischen 
Ministerien  entschieden  hatte.  Wie  in  dem  ersten  Ausschuß,  so  war  Grevy  auch 
in  dem  zweiten  Ausschuß  mit  seinen  Vorsehlägen  unterlegen:  er  war  nur  mit 
der  Angliederung  derjenigen  Verwaltungszweige  einverstanden,  die  in  Algerien 
unter  denselben  Bedingungen  funktionierten  wie  in  Frankreich.3)  Daher  hatte  er 
gegen  die  Angliederung  der  Finanzverwaltung  nichts  einzuwenden;  dagegen  er- 
sehien  ihm  die  Angliederung  der  Post,  der  öffentlichen  Arbeiten  und  der  Forst- 
verwaltung übertrieben;  ja,  er  scheute  sich  nicht,  auch  die  Zweckmäßigkeit  der 
seit  .Jahrzehnten  bestehenden  Angliederung  der  Justiz,  des  Öffentlichen  Unterrichts 


')  tonte   responsabilitä  n'aboutit    pas  ä  la  ebnte  du   cabinet  qui  la  Supporte.     L'ordre 

du  jour  qui  intervient  peut  blämer  individuellement  le  Gouverneur  general  et  le  separer  complete- 
ment  du  Ministre  responsable.  N'est-il  donc  jamais  arrive'  qu'un  Ministre  responsable  se  soit 
troii\i'  t'.Tcc'  de  sc  si'parer  d'un  fonetionnaire  dont  le>  actes  etaient  absolument  blämes  par  lc< 
Chambres?"     Ebenda. 

2)  Sitzung  vom  28.  Dezember,  Proces-verbaux  S.  159. 

3)  „Le  rattacbement  n'est  possible,  d'apres  an  principe  inconteste\  que  pour  les  Services  qui 
fonetionnent  en  AlgeJrie  dans  les  mSmes  conditions  qu'en  France.  Tel  n'e>t  jias  le  cas  des  postes 
et  tel^graphes."     Sitzung  vom  20.  Dezember,  Proces-verbaux  S.  29  f. 
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hikI  des  Kultus  anzuzweifeln.1)  Der  zweite  Unterausschuß  kümmerte  sich  indes 
Dicht  ihm  <li''  beherzigenswerten  Ratschläge  des  Generalgouvernenrs;  die  radi- 
kalsten Vertreter  des  Assimilationsgedankens,  der  Generalinspektor  der  öffentlichen 
Arbeiten  Tarbe*  de  Saint  -  Bardouin  und  der  algerische  Abgeordnete  Gastu, 
schwangen  sich  zu  Wortführern  des  Ausschusses  auf  und  wußten  ihn  dahin  zu 
bringen,  die  unbedingte  Angliederun g  zu  empfehlen.  Zuersl  wollte  man  noch 
gewisse  Ausnahmen  machen,  /..  B.  unter  den  öffentlichen  Arbeiten  die  Kolonisation 
von  der  Angliederung  ausnehmen2)  und  im  Bereich  der  Postverwaltung  dem 
Generalgouverneur  bestimmte  Rechte  vorbehalten.3)  Bald  jedoch  ließ  man  die 
Ausnahmen  fallen  und  gliederte  im  Prinzip  alle  Verwaltungszweige  den  Ministerien 
an,  stellte  aber  immerhin  in  einigen  Tabellen  die  Befugnisse  zusammen,  die  dem 
Generalgouverneur  delegiert  werden  sollten.  Schließlich  Bah  der  Ausschuß  auch 
von  dieser  Einschränkung  ab  und  überließ  es  den  Ministern,  die  Delegationen 
nach    ihrem    Gutdünken   zu    bemessen. 

c)  Bestätigung  der  Beschlüsse  durch  die  Gesamtkommission. 
Die  Vollkommission  änderte  kaum  etwas  an  den  Beschlüssen  der  Aus- 
schüsse: einerseits  lehnte  sie.  wie  schon  der  erste  Ausschuß,  die  namentlich  von 
dem  algerischen  Abgeordneten  Jacques  und  von  dem  Staatsrat  ( 'lamageran  ver- 
tretene Idee  der  ministeriellen  Verantwortlichkeit  des  Generalgouvernenrs  ab.4) 
andererseits  billigte  sie  den  vom  zweiten  Ausschuß  vorgelegten  Entwurf  der  aus- 
nahmslosen Angliederung  aller  Verwaltungszweige.5)  Vergebens  warnte-  Wilson 
davor,  die  Bemessung  der  Delegationen  an  den  Generalgouverneur  lediglieh  ins 
Belieben  der  Minister  zu  stellen.'')  Die  Kommission  zog  es  vor,  den  Ministern 
keine   Richtlinien    zu    geben,  sie  wollte    die  Verantwortung    der  Minister  für  den 


')  ...I'ai  ilit  que  vi  on  rattachait  dans  ce  sens  les  Postes  et  Tekigraphes,  Les  Travaox  publics, 
les  Fonts,  cette  mesure  dtait  excessive;  .  .  Pour  la  Justice,  ['Instruction  publique  et  les  Cultes, 
qui  sont  entierement  rattachees,  j'ai  6mis  l'avis  qu'on  avait  peut-etre  en  tort  de  rendre  le  Gou- 
rerneur  entierement    dtranger  h  c>-*    Services."     Sitzung  vom   i>.  Januar  1881,  Proces-verbaux  S.  41. 

2)  „1.  Les  Services  des  travaux  publics  en  Algerie  .  .  sont  place's  sous  l'autorite"  des 
Ministres  i ipetents. 

2.  Sont  exceptes  les  travaux  de  colonisation  .  .  ."  Sitzung  ^  <  -in  27.  Dezember,  Proces-ver- 
baux s.  308  f. 

3)  ..Le  Gouverneur  <r,'neral  civil  de  l'Algeiie  d£termine,  dans  l'interSt  de  la  colonisation,  Les 
localit^s  nouvelles  dans  lesquelles  des  etablissements  de  poste  ou  de  t&egraphe,  devront  etre  ou- 
verts  ou  transformes ;  il  d^termine  egalement  les  Communications  nouvelles  ä  ätablir  dans  l'interSt 
de  la  colonisation.  1)  est  procedee  sur  son  initiative,  aux  etudes  et  ä  la  mise  en  vigueux  par  les 
fonctionnaires  competents  du  departement  des  postes  et  telegrapbes  en  Algerie.  Les  projets  sont 
soumis  au  contröle  technique  de  ^Administration  m^tropolitaine.  II  prevoit  chaque  annee  le  credit 
n£cessaire  ä  ces  creations  et  aux  depenses  qu'elles  entraineront  pendant  I'exercice;  ces  credits  sont 
portes  an  budget  de  L' Algerie."  Aus  dein  Dekretsentwurf  von  Cochery,  Sitzung  vom  5.  .Januar  1881. 
Proces-verbaux  S.  334.  Die  späteren  Mißstände  bewiesen,  wie  notwendig  eine  solche  Bestimmung 
gewesen  wäre. 

1    Sitzung  vom  ß.  Januar  1881,  Proces-verbaux  S.  43 — 47. 
Sitzung  vom    -JH.  Juni  1  SS  1 .    I'roees-verbaux    S.  67  ff. 

Sei [u'il  plaira  ä  tel    ou  tel  Ministre,  on  deleguera   tous  les  pouvoirs    au  Gouverneur 

general  on  on  ne  lui  deleguera  rien  du  tout.     De  plus,  les  Ministres    pourront  ehanger  ä  leur  gre 
] * c ' t  •  i n  1 1 1 .  ■  de  leurs  delegations."     Sitzung  vom  29.  Juni  1881,  Proces-verbaux  S.  75. 
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l  nii.ui"    der  Delegationen    in    koinei    VVei  i    mindern    i     Nur  in    einem   Punkt« 
ich  die   Vollkommi    ion    don    radikalen    \  limilation  Freunden    nicht    Ranz 
willfährig;  der  »weite  I  nterau    uhuQ    liatti    in    einem    zwoiten   Entwurl    dii    Voi 
Bohrift,  daß  die  Budgetvor  chläge    wie  bi  her)  dem  Con  oil     un<  rieur  zur  Prttl 

vorzulegen  seien,  gestrichen      Ali  der  General verneur  in  dei  VollkomtnU  ion 

widersprach,  weil  jene  Weglassung  der  Aufhebung  de  •  Ion  eil  upörieur  gleich 
käme,  da  gaben  die  Anhänger  der  unbedingten  Angleichung  su,  daß  iie  die  Hin 
wegräumung  dei  Conseil  superieur  beabsichtigten  Ga  tu  machte  mit  etwa-  naiver 
(  Mi en Ihm i  geltend,  daß  das  <  Jonseil  Buperieur  den  w  irklichen  Vortretern  dei  Landen 
(alias  den  Deputierten  und  Senatoren)  unbequem  Bei,  da  man  ihnen  immer  die 
Abstimmungsergebnisse  des  Conseil  Bupe*rieur  entgegenhalte.2)  Dai  war  nun  aber 
gewiß  kein  Grund,  eine  so  sachkundige  Versammlung  abzuschaffen,  und  jo  be 
schloß  die  Kommission,  die  Vorschrift  über  die  Vorlegung  der  Budgetvorschläge 
an  das  Conseil  supörieur  wieder  einzufügen.  Ks  ist  nichl  unwichtig,  daß  dieser 
Vorstoß  der  blinden  Assimilationsanhängor  scheiterte,  denn  das  <  !onseil  Buperieur 
bildete  eusammen  mil  dem  Generalgouverneur  den  einzigen  Damm  gegen  die 
völlige  Einverleibung  Algeriens  im  Mutterlande,  und  dem  Zusammenarbeiten 
dieser  beiden  Organe  sind  später  die  Anregungen  für  die  Neugestaltung  Algeriens 
zu  danken  gewesen.  Vielleicht  hätte  die  Kommission  den  einseitigen  Entwurf 
des  zweiten  Ausschusses  noch  in  anderer  Hinsieht  abgeschwächt,  wenn  es  ihr 
nichl  an  Zeit  gefehlt  hätte.  Aber  mittlerweile  hatte  das  Parlament  die  Regierung 
zum  Handeln  gemahnt,  so  daß  die  Lösung  der  Reform  nicht  länger  hinausge- 
schoben werden   konnte. 

D.  Angriff  auf  Grevy  im  Parlament. 
Der  schleppende  Gang  der  Kommissionsverhandlungen  hatte  nämlich  große 
Unzufriedenheit  bei  den  algerischen  Vertretern  erregt:  bei  Gelegenheit  einer  von 
Thomson  eingebrachten  Interpellation,3)  die  am  24.  März  1881 4)  zur  Besprechung 

kam.    trat   ihre    Ungeduld    zu    Tage.     Der    Generalgouverneur    Grevy,    der    vom 
.Ministerium    mit   der   Beantwortung    der   Interpellation   beauftragt    worden    war."' 


1)  So  äußerte  Clamageran :  ...  .  si  nous  inserons  les  tableaux  dans  le  projet  de  decret,  nous 
prendrons  La  responsabilite  de  delegations  tres  delicates  h  etablir  et  dont  L'etude  demande  beaueoup 
de  temps."  Ebenda  s.  77.  Noch  deutlicher  spricht  Gastu  diesen  Gedanken  aus:  „La  delegation 
est  uu  acte  de  la  responsabilite  ministerielle."     Ebenda. 

2)  „L'inconvenient  est  en  ce  que  les  votes  du  Conseil  superieur  mit  l'air  d'exprimer  L'opinion 
publique  de  l'Algerie.  Or.  ceci  constitue  une  gene  pour  les  rentables  representants  du  pays.  (>n 
oppose  a  la  repr^sentation  alg£rienne  les  votes  <lu  Conseil  superieur.  11  faut  que  ce  Conseil  soit 
tout  entier  electif  ou  tout  entier  entre  les  mains  de  ^Administration,  mais  il  ne  saurait  avoir  en 
mime  temps  les  deux  caracteres."     Ebenda  S.  Sl. 

3)  Annales  de  la  Chambre  des  deputes,   Debats  pari.,  Sess.  ord.  de   1  SSI.  s.  (528  ff. 

4)  Den  Anlaß  bildete  ein  Konflikt  eines  Eingebornenstammes  mit  der  Militärverwaltung,  die 
auf  Anzeige  eines  Scheik  hin  eine  Anzahl  von  Stammesangehörigen  monatelang  in  Haft  hielt,  wes- 
halb   sieh    der   Stamm    ins   Zivilterritorium    Buchtete. 

J)  Der  Generalgouverneur  hielt  es  für  nötig,  um  Mißverständnissen  vorzubeugen,  darauf 
hinzuweisen,  daß  der  Generalgouverneur  dem  Parlament  nicht  verantwortlich  sei.  also  auch  nicht 
interpelliert  werden  könne:  „Si  j'ai  l'honneur  de  prendre  la  parole  devant  vous  .  .  .  c'est  uni- 
quement  en  qualite  de  commissaire  de  Gouvernement,  charge  par  uu  decret  special  d'assister  M. 
le  ministre  de  l'interieur  auquel  seul  constitutionnellement  Interpellation  est  adressee  .  ."  1.  c.  S.  631. 
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beklagte  sicli  bitter  darüber,  daß  diejenigen,  die  ihn  zur  D bernahme  des  Gou- 
verneurposten'e  gedrängl  hatten,  sich  muh  gegen  ihn  wandten.1)  Der  Abgeordnete 
Jacques  klärte  Grövj  in  unverblümten  Worten  über  die  veränderte  Elaltung  der 
algerischen  Vertreter  auf:  de  hätten  seine  Ernennung  gewünscht  in  der  Hoffnung, 
daß  die  Kolonisation  und  das  Gedeihen  Algeriens  durch  ihn  gefördert  würden. 
Aber  der  Geisl  der  Unscblüssigkeit,  der  in  seiner  Verwaltung  herrsche,  habe 
alles  gelähmt.  „Wir  haben  lange  gewartet  .  .  ..  aber  Sie  begnügen  sich  mil  der 
Aufstellung  von  Programmen  und  führen  kein  einziges  durch.  Wir  wissen  nicht 
einmal,  was  zum  Bereich  des  Gesetzes  und  was  zum  Bereich  der  Verordnung 
gehört."  Und  er  (der  Generalgouverneur)  habe  doch  bei  -einer  Rede  in  Böne 
im  Jahr  1879  geäußert,  daß  man  sich  zu  allererst  mit  dieser  Frage  beschäftigen 
müsse.  Dasselbe  habe  er  später  in  der  Kammer  wiederholt,  aber  man  wäre 
noch  so  weit  wie  vorher.  „Wir  müssen  doch  endlich  einmal  wissen,  was  aus 
uns  werden  soll."2) 

Das  war  ein  vernichtendes  Urteil  über  die  an  Versprechungen  reiche,  an 
Ergebnissen  dürftige  Politik  Grevys,  Mit  knapper  Not  entging  Grevy  einem 
offenen  Tadel,  indem  der  Minister  des  Innern  auf  der  Annahme  der  einfachen 
Tagesordnung  bestand,  so  daß  die  von  den  Algeriern  vorgeschlagene,  für  Grevy 
wenig  schmeichelhafte  Tagesordnung  ineht  zur  Abstimmung  gelangte;3)  tatsächlich 
bedeutete  diese  Debatte  eine  Niederlage  für  Grevy.  -Man  durfte  den  Bruder  des 
Präsidenten  der  Republik  nicht  zum  zweitenmal  einer  derartigen  Bloßstellung 
aussetzen.  Obwohl  die  Kommission  ihre  Aufgabe  nur  zur  Hälfte  gelöst  hatte 
—  die  Abgrenzung  von  Gesetz  und  Verordnung  stand  noch  aus.  —  schritt  die 
Regierung  nun  alsbald  zur  Ausführung  des  Assimilationsprogramms,  bo  weit  es 
vorbereitet   war.   nämlich  zur  Reform  der  Zentralverwaltung. 

II.  Die  Assimilation  auf  ihrem  Höhepunkt  (1881—96). 

/.   Die  Leitung  der    Verwaltung  com  Mutterlande  aus. 

A.   Die  Angl  i  eder  ungs  dekrete  (decrets  de  rattachemen  t  ) 

vom  26.  August  1881. 
Den  Anfang  hatte    man    schon  vor    der  Parlamentsdebatte    gemacht:    denn 


')  „Comment  le  gouverneur  general  Charge!  d'inaugurer  en  Algerie  le  regime  civil,  voit-il  se 
lever  contre  lni  ceux  qui,  pendant  des  mois  entiers,  l'ont  presse  d'accepter  ane  tache,  dont  ils 
semblaient  s'engagei  k  lui  faciliter  l'accomplissement."    I.e.  S.  631. 

2)  „Mais  le  fatal  esjirit  d'indecision  qui  regne  dans  votre  administration  a  tont  paralyse. 
Nous  avons  attendu  longtemps  .  .  je  suis  d'aecord  avec  v»us  .  .  .  sur  l'application  des  differents 
points  du  programme;  mais,  helas!  vous  vous  bornez  ä  les  indiquer,  et  vous  n'en  appliquez  aueun. 
Nous  ne  savons  meme  pas,  depuis  deux  ans  que  vous  6tes  en  Algerie,  ce  qui  sera  <lu  domaine  de 
la  l<>i  ou  du  domaine  des  decrets.  Cependant,  en  1879.  dans  le  discours  que  vous  avez  prononce* 
a  Böne,  vous  nous  disiez  que  c'^tait  la  premiere  question  <[iii  s'imposait  et  dont  il  fallait  tont 
d'abord  se  preoeeuper.  Vous  l'avez  rep£te,  fcrois  mois  apres,  au  eonseil  superieur,  vous  l'avez 
declare"  a  cette  triluine  .  .  et  nous  ne  sommes  pas  plus  avances.  II  taut  pourtant  que  nous  sachions, 
entin.  ce  que  nous  deviendrons."     1.  e.  S.  lu'.s. 

3)  „Die  einfache  Tagesordnung  wurde  mit  314  gegen  130  Stimmen  angenommen;  die  von 
Thomson,  Gast«  und  Jacques  vorgeschlagene  Tagesordnung  hatte  gelautet:  „La  Chambre,  esperant 
que  l'administration  de  l'Algerie  sera  dirigee  avec  l'activite*  necessaire  aus  int^rets  des  trois  departe- 
ments,  passe  ä  l'ordre   du  jour."   1.  c.  S.  640. 
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dio  Posl   und  Telegranhonvorwaltung  war  bereil    durch  Dekret  vom  ll    März  ] 

dem    heimischen    Fachmini  te i    angegliedert    worden      Ein    tuil    dem    Bweitcn 

Entwurf  «Irr  zweiten  I  nterkommi    Ion   Uberoin  timuiciidc    Dekret  \ !(]    \ 

I  ss  I    i  unterstellte  alle  übrigen  Verwaltungizweige  der  unmittelbaren  Leitung  der 
Fachministorien ; a)    Für  die   einzelnen   Verwaltuii  ollten    nunmehr  grund 

säi/.licli  die  gleichen   Kegeln  (Gesetze,   Verord igen,    Verfügt in    und    In  truk 

tionen)  gelton  wie  im   Mutterland.4)     Dem  Genoralgouvcrnour  bttlinß  da     I' 
nur  nooh  die  Befugnisse,  die  ihm  in  besonderen  Gesetzen  (bezw.  Verordnun 

zum1  wiesen  waren;  ')  solcher  Bestimmungen  über  Befugni    e  de    '  h  neral iv<  rneur 

gab  es  alter  i'echi  wenige,8)  bo  daß  mau  die  Stelle  des  Generalgouverneur    hätte 

aufheben   können,  wenn  nicht  das  Dekret   Belber  noch  einige  Ausnal sn  gemacht 

hätte:  Ausnahmen,  die  aus  dem  Grunde  Erwähnung  verdienen,  weil  Bie  da 
Unterscheidungsmerkmal  bilden  /.wischen  der  Angliederung  der  VerwaltungBzwi 
im  Jahr  1881  und  den  sogenannten  ..allen  Rattachements"  aus  dem  Jahre  L848 
(den  Europäerschulen,  der  Justiz  für  Franzosen  und  dem  nichtmuhammedanischen 
Kultus).7)  Erstens:  halte  bei  den  L848  angegliederten  Verwaltungszweigen  der 
Generalgouverneur  Überhaupi  keinen  Einfluß  auf  den  Personalwechsel,  sn  ge 
währte  ihm  das  Dekret  von  1  ss  1  für  die  andern  Verwaltungszweige  das  Recht, 
über  alle  Ernennungen  und  sonstigen  Änderungen  im  Personal  Gutachten  zu  er- 
statten.s)  Zweitens:  während  bei  den  früher  angehängten  Fächern  der  ganze 
Schriftverkehr  sich  zwischen  den  Ministerien  und  den  Behörden  ohne  Vermittlung 
des  Generalgouverneurs  vollzog,  mußte  für  die  jetzt  angegliederten  Verwaltungs- 
zweige wenigstens  grundsätzlich  der  ganze  Verkehr  zwischen  den  Ministerien  und 
den  Präfekten  (bezw.  den  Divisionsgenerälen)  durch  den  Generalgouverneur  ver- 
mittelt werden;0)  freilich  war  diese  Vermittlerstellung  in  keiner  Weise  gesichert, 
da  die  Minister  Ausnahmen  davon  treffen  durften.10)  Drittens:  wurden  für  die 
1848  angegliederten  Fächer  die  Budgetvorschläge  einfach  in  den  Budgets  der 
betreffenden  Ministerien  ohne  Teilnahme  des  Generalgouverneurs  festgestellt, 
so  blieb  für  die  1881  angegliederten  Verwaltungszweige  die  Mitwirkung  des 
Generalgouverneurs  und  des  Conseil  superieur  erhalten:  nur  gingen  die  Budget- 
vorschläge,  die  nach  wie  vor  dem  Conseil  superieur  zur  Prüfung   vorzulegen   und 


■)  Bulletin  dos  bis  602,  n°  10382,  Sirey  L.  a.  1881,  S.  133,  siehe  Anhang  Nr.  42. 

-)  Bulletin  des  lois,  654,  n°  11036,  Sirey  L.  a.  1882,  S.404f.     Siehe  Anhang  Nr.  4:;. 

3)  Art.  1. 

4j  Art,  2. 

5)  Art.   t. 

' ')  Kin  Beispiel  rindet  sich  in  dem  Gesetz  über  den  Belagerungsznstand  vom  3.  April  1878 
(Bull,  des  lois  383,  n°  6827)  Art.  4:  Dans  le  ras  oü  les  Communications  seraient  interrompues  avec 
l'Algerie,  le  gouverneur  pourra  deelarer  tout  ou  partie  de  l'Algerie  en  etat  de  siege,  dans  les  con- 
ditions    de   la   presente   loi. 

:)  Siehe  oben  s.  29  f. 

-)    Art.  6. 

,J)  So  blieb  immerhin  äußerlieh  die  Überordnung  des  Generalgouverneurs  über  die  Landes- 
behörden erhalten,  während  die  Kommission  ursprünglich  dem  Generalgouverneur  nur  die  Ver- 
mittlung der  auf  die  Kolonisation,  die  Eingebornenverwaltung  und  die  Sicherheit  des  Landes  sieh 
beziehenden   Korrespondenz  überlassen  wollte. 

'")   Art.  3. 


—      108      — 

vom  Generalgouverneur  zu  begutachten  waren,  nunmehr  von  den  einzelnen  Fach- 
ministerien aus,  die  auch  jeder  für  Bein  Fach  über  die  bewilligten  Kredite  ver- 
fügten;1) die  Zusammenfassung  dieser  Budgetteile  zu  einem  algerischen  Spezial- 
budget,  das  dem  Staatsbudgel  als  Anhang  beigegeben  wurde,  geschah  nur  der 
Übersichl  halber.  Bndlich  viertens:  die  einzelnen  Minister  konnten  einen  Teil 
ihrer  Befugnisse  «lern  G-eneralgouverneur  delegieren,2  während  im  Bereich  der 
alten  Rattachements  für  solche   Delegationen  kein  Raum  offen  gelassen  war. 

Tatsächlich  ergingen  gleichzeitig  mit  dem  Hauptdekret  sieben  Dekrete,9)  in 
denen  der  Minister  des  Innern  und  des  Kultus,  der  Finanzminister,  der  Unter- 
richtsminister, der  Minister  für  öffentliche  Arbeiten,  der  Minister  für  Ackerbau 
und  Handel,  der  Minister  für  Post  und  Telegraphie  und  der  Justizminister  ihre 
Befugnisse  für  Algerien  zum  großen  Teil  dem  Generalgouverneur  übertrugen,  bo 
daß  seine  Gewall  —  äußerlich  betrachtet  —  ungefähr  im  selben  Umfang  wie 
früher  fortbestand.4)  Man  wird  linden,  daß  man  dann  ebensogut  diese  Befugnisse 
dem  Generalgouverneur  von  vornherein  hätte  lassen  können.  Allein,  juristisch 
war  es  nicht  gleichgültig,  oh  der  Generalgouverneur  auf  Grund  eigener  oder  auf 
Grund  delegierter  Gewalt  handelte.  Denn  wenn  auch  im  zweiten  Kall  wie  im 
ersten  der  Minister  nicht  gut  für  eine  einzelne  vom  Generalgouverneur  selb- 
ständig gefällte  Entscheidung  verantwortlich  gemacht  werden  konnte,  so  haftete 
im  zweiten  Fall  der  vorgesetzte  Minister  doch  jedenfalls  für  die  Bemessung  der 
dem  Generalgouverneur  übertragenen  Befugnisse,  und  so  la<£  in  der  grundsätzlichen 
Angliederung  der  algerischen  Verwaltungszweige  an  die  Ministerien  eine  Ver- 
schärfung der  Ministerverantwortlichkeit.  Um  die  Verantwortlichkeit  der  Minister 
recht  deutlich  hervortreten  zu  lassen,  bestimmte  das  grundlegende  Dekret  auch 
ausdrücklich,  daß  die  Akte  des  Generalgouverneurs  von  den  zuständigen  Ministern 
umgestoßen  oder  geändert  werden  könnten.5;  Und  zwar  besaßen  die  Minister 
dieses  Recht  nicht  nur  gegenüber  den  auf  Delegation  sich  gründenden  Handlungen 
des  Generalgouverneurs,  sondern  auch  gegenüber  den  innerhalb  seiner  eigenen 
Gewalt  ergehenden  Akten. 

B.  Die  Wirkung  der  Angliederungsdekrete. 

Auf  diese  Weise  glaubte  man  die  Ministerverantwortlichkeit  für  Algerien  zu 
verwirklichen:    „Die    gegenwärtige    Organisation  --  sagte    der    neue  Generalgou- 


■l  Art.  7. 

2)  Art.  4. 

3)  Bulletin  des  lois  654,  n°  11037—11043,  Sirey,  L.  a.  1882,  S.  405  f.  Sechs  Dekrete  ergingen 
am  gleichen  'luge  wie  das  Hauptdekret,  das  des  Justizministers  folgte  am  13.  September.  Siehe 
drei  davon  im  Anhang  Nr.  44     lii. 

4)  Auch  die  Verfügung  des  Generalgouverneurs  über  die  zur  Verwendung  in  Algerien  be- 
willigten Kredite  wurde  ermöglicht:  Ein  Dekret  vom  13.  Mai  1882  EstoubL  et  Lef.  im  ('"de  s.  577  f.) 
ermächtigte  den  Minister  „ä  conferer  an  gouverneui  general  de  l'Algerie  la  faculte  de  disposer  par 
voie  d'ordonnances  de  delegation,  de  tout  on  partie  des  credits  ouverts  an  budget  de  lern  departe- 
nient.  pour  taire  tace  aux  de]>enses  du  «rouverneinent  general  de  l'Algerie."  \'< >n  dieser  Delegations- 
befngnis  machten  die  Minister  denn  auch  Gebrauch,  wenn  auch  in  etwa-  ängstlicher  Weise.  (Siehe 
die  arretes  l>ei  Estoubl.  et  Lef.   im  Code  S.  578  ff.) 

5)  Art.  5. 
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verneur  Tiruian,    der    im   Novemboi   lv^l     oin    \mi  antrat         bic*t«*l    doli  ffroßi'ii 
Vorteil,  das    wahre   Wesen    dor    parlamentari  Hion   K< ■■•i>  irunjj    ivicd^rhorzu  teilen, 

sie  macht   die  Kontrolle  allor  Verwaltung  bw<  iga  wirk  i endlich  bringt     ie  diu 

FUrsorge  der   frlutterlandsregierung   in   engi>re  Vorbindung  mit   un  eron   kolunialeri 

Interessen."')     Diese    erhofften   Wirkungen    blieben    jedoch  aus;    die   al ;hen 

\ legonhoiten  wurden  von  den  ETachministern  oftmal«   vernachltl    igt,  und  auch 

die  Verantwortlichkeit  der  Minister  für  die  algerische  Verwaltuni  ■■■  in  dor 

Praxis,  da  sich  infolge  der  Aufteilung  der  Verantwortung  unter    o  viele  Ministerien 
ein   Minister  hinter  dem  andern  (lecken  konnte.3)     Nur  eines  erreichten  die  unter 
der  Bezeichnung  „decrets  de    rattachement"    (Angliederungsdekreto)  bekannt 
wordenen    Dekrete    von    1881:    sie    schwächten    die    Machtstellung    dee    General 
gouvernours  in  bo  erheblichem  Maße,3)  daß  eigentlich  nur  uoch  der  Titel  an  seine 
einstige  Machtvollkommenheil  erinnerte. *J     Diese  Minderung  seiner  Gewall  kommt 
einem  beim   Lesen    der  Delegationsdekrete    nicht    gleich    zum   Bewußtsein.     Man 
muß  indes  bedenken,  daß  die  Minister  doch  manche  Befugnisse  Für  Bich  zurück 
behielten;  auch  machte  die  mehr  oder  minder  willkürliche  Begrenzung  der  Dele 
gationen  den  Generalgouverneur  bei   der  Ausübung  seiner  Gewalt  sehr  unsicher, 
da  er  immer  fürchten    mußte,    in    den  Bereich    der   vom  .Minister   vorbehaltenen 
Gewall    überzugreifen.     Es   war    auch    gar   nicht    einfach,   die    Ausdehnung    der 
Delegationen  genau  festzustellen,  kam  es  doch  sogar  vor.  daß  die   Minister  dem 
Generalgouverneur  Befugnisse,  die  sie  ihm  durch  Dekret  übertragen  hatten,  durch 
Briefe  (!)  wieder  entzogen.9) 

Übrigens    gestaltete    sieh    das    Verhältnis    des   Generalgouverneurs   zu    den 
Zentralbehörden  sehr  verschiedenartig.6)  Mit  einigen  Ministerien  stand  derGeneral- 


')  „L'organisation  actuelle  a  d£sormais  le  grand  avantage  de  retablir  la  v^rite  <lu  regime 
parlementaire,  en  attribuant  a  chaque  ministre  la  responsabilite'  de  ses  actes  personnels  ou  des  actes 
de  son  (li'lt'o-iu' ;  eile  rend  plus  efficace  le  contröle  de  toutes  les  branches  de  l'administration ;  eile 
associe  enfin  plus  £troitement  la  sollicitude  du  gouvernement  de  la  m^tropole  h  nos  interets  coloni- 
aux  .  .  .•■  Angeführt  l>ei  Trolard  S.  59. 

2J  ..Ine  responsabilite*  dissemin£e  a'est  plus  qu'une  responsabilite*  amoindrie."  Ferry,  Senat. 
Sess.  ord.  1892,  Nr.  8  S.  31. 

3)  „Les  inspirateurs  des  decrets  de  1881  se  proposaient  an  double  objet:  am&iorer  les  Ser- 
vices, annihiler  ou  du  moins  reduire  l'autorite  du  Gouverneur  g£n£ral.  De  ce  programme,  la  -••- 
conde  partie,  seule,  a  etö  n'alisee.  au  grand  prejudice  des  affaires  elles-mSmi  s."     Kerry.  1.  e.  S.  31. 

4)  ..II  existe  encore,  en  droit,  im  Gouverneur  g^neral.  C'est  an  beaa  aom  et  an  grand 
Souvenir."     Kerry  1.  e.  S.  (>. 

5J  Aussage  des  Generalgouverneurs  Cambon  vor  der  vom  Senat  L891  eingesetzten  Kommis- 
sion: ...  .  certains  Ministeres  ont  repris  par  de  simples  lettre-  les  attributions  qui  avaient  ete  dele"- 
gue'es  au  Gouverneur  general  l<>rs  des  decrets  de  rattachement."  Senat,  Commission  d'etude  d  :s 
questions  algeriennes.     1891   S.  182  f. 

6)  Fleury-Ravarin  unterscheidet  in  dein  öfter  angeführten  Aufsatz  in  der  Revue  politique  et 
parlementaire  (1896,  La  reorganisation  administrative  de  l'Algerie  t.  "Vill,  S.  541  ff.):  1.  Die  Mini- 
sterien, mit  denen  der  Generalgouverneur  in  gutem  Einvernehmen  stand  (Auswärtiges,  Krieg,  Marine), 
2.  die  Ministerien,  die  dem  Generalgouverneur  ausreichende  Delegationen  erteilt  hatten  und  daher 
nur  selten  mit  ihm  in  Konflikt  gerieten  (öff.  Arbeiten,  Finanzen,  Inneres),  3.  die  Ministerien,  die 
dem  Generalgouverneur  nur  beschränkte  Delegationen  gewährten  und  aus  dem  Grunde  beständig 
in   Konflikt  mit  dem  Generalgouverneur  lagen  (Handel  und  Ackerbau,  sowie  Post  und  Telegraphie), 
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gouverneur  in  gutem  Einvernehmen,  entweder  weil  ihr  Verwaltungsgebiel  schon 
Beil  längerer  Zeil  in  genügender  Weise  von  der  Amtsgewall  des  Generalgou- 
verneurs  abgegrenzt  war,  oder  woil  dem  Generalgouverneur  ausreichende  Dele- 
gationen erteill  worden  waren.  Das  Erstere  Lrilt  von  den  Ministerien  des  Aus- 
wärtigen, des  Kriegs  and  der  Marine.  Erwähnenswert  isl  die  Ausgestaltung  des 
Verhältnisses  zu  den  Landesverteidigungsministerien,  insbesondre  zu  dem  Kriega- 
ministerium,  da  der  Oberbefehl  immer  in  mehr  oder  minder  engem  Zusammen- 
hang mit  dem  Gouvernement  geblieben  war  und  ein  Teil  des  Landes  immer 
Doch  militärisch  verwaltet  wurde.  Bei  der  Ernennung  des  neuen  Generalgou- 
verneurs (am  26.  November  1881)')  machte  man  den  Versuch,  den  Zusammen- 
hang zwischen  dem  Oberbefehl  und  dem  Gouvernement  vollständig  zu  Lösen. 
Während  Gr6vy  zwar  nicht  Belbst  den  Oberbefehl  führte,  aber  doch  dem  Ober- 
befehlshaber überdeordnet  war,  kam  die  Unterordnung  des  Oberbefehlshabers 
unter  den  Generalgouverneur  nunmehr  in  Fortfall:  Der  kommandierende  General 
des  L 9.  Armeekorps  und  der  Kontreadmiral  der  .Marine  hingen  nun  ausschließlich 
von  ihren  Ministern  ah.  Ja.  man  ging  in  dem  Bestreben,  die  Zivilverwaltung 
vor  jeder  Berührung  mit  der  Militärverwaltung  zu  bewahren,  soweit,  die  Einge- 
bornenverwaltung  des  Militärterritoriums  dem  Kommandierenden  des  19.  Armee- 
korps zu  unterstellen.2)  Damit  war  man  wieder  heim  Dualismus  der  Landes- 
verwaltung angelangt,  bei  einer  ganz  ähnlichen  Organisation,  wie  sie  durch  das 
Dekret  vom  24.  Oktober  1871  geschaffen  worden  war,  nur  daß  jetzt  die  Leitung 
der  Verwaltung  durch  die  Fachministerien  das  ganze  Land  erfaßte.  Diese  Zwei- 
teilung verschwand  indes  schon  nach  wenigen  Monaten  wieder:  ein  Dekret  vom 
6.  April  188*2  3)  unterstellte  die  Eingebornen Verwaltung  auch  der  Militärterritorien 
dem  Generalgouverneur,4)  die  Unabhängigkeit  des  Kommandierenden  und  des 
Vizeadmirals  gegenüber  dem  Generalgouverneur  blieb  jedoch  aurrecht  erhalten.5) 
Diese  einigermassen  reinliche  Scheidung  von  Oberbefehl  und  Gouvernement 
macht  es  erklärlich,  wenn  zwischen  dem  Generalgouverneur  und  den  Verteidigungs- 
ministerien keine  ernsteren  Mißhelligkeiten  vorgekommen  sind.6) 

Auf  die  Weite  der  Delegationen  sind  die  guten  Beziehungen  des  General- 
gouverneurs zu  dem  Ministerium  des  Innern  und  des  Kultus,  sowie  zu  dem  Finanz- 


4.  die  Ministerien,  die,  ohne  daß  zwischen  ihnen  und  dem  Generalgouverneur  tiefere  Meinungsver- 
schiedenheiten bestanden,  mit  dem  Oeneralgouverneur  in  Personenfragen  nicht  übereinstimmten 
(Justiz  und  Unterricht).  Diese  Unterscheidung  gibt  ein  ziemlich  zutreffendes  Bild,  nur  scheint  mir, 
(lall  man  das  Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten  nicht  zu  den  Ministerien  rechnen  darf',  die  dem 
( reneralgeuverneur  ausreichende  Delegationen  erteilten. 

')  Bulletin  off.  du  Gouvernement  de  l'Algerie  858,  n°  3.">7.     Siebe  Anhang  Nr.  47. 

2)  Art.  2. 

:l)   Bulletin   des   lois   i;:>7.   n"    11883,   Sirey   L.  a.  1SS3.   S.  413.      Siehe  Anhang:  Nr.  48. 

4)  Art.  1. 

B)  Art.  2. 

'i  Eine  vollkommene  Scheidung  zwischen  Oberbefehl  und  Landesverwaltung  ist  in  dem 
Dekrete  von  1882  nicht  erzielt  worden,  denn  d.r  Kommandant  des  19.  Armeekorps  konnte  aus  der 
ihm  zugeschobenen  Verantwortung  für  die  Sicherheit  der  Südgrenze  leicht  das  Recht  zur  Einmischung 
in  Verwaltungsangelegenheiten  herleiten,  siehe  die  Aussage  von  Sabatier  vor  der  Senatskommission 
x.mi   1891    s.  in:,. 


niiiiMriinin    /.iiriirk/.uVuluvn         Dor    Mini    tOl     dl        Iiiimiii    iiimI    de       Kulm      gewährte 

dem    Uoneralgouvornour    voll  tändig<     I '. < •  w .  ■■  1 1 1 1 •  -  n .  i li » •  i i .    namentlich    im   Bereich 
der  Eingobornonpolitik  (z,  B.  auch  im   musclmani  chon   Kultui     und  der  Koloni 
Bation,    bo    daß    eigentlich    nur   <li''    schon    lv«  I    dorn    Muh  turiutn    --i 1 1 ■*<-■■  l i «■« I ■  - ri •  ■  1 1 
Strafan  t alten    in    unmittelbarer    Abhängigkeil    vom    Mini  tcr    de     [nnern    blieben 
Auch  vom   Finanzministor  erhiell  dor  Goneralgouverneur  au  reichende  Gewalten, 
/.  B.  wurde   ilmi  das    ganze   Personal  untor  teilt;    tadolnHwert    erscheinl    nur.  daß 
man  die  Zollbehörden    davon    ausnahm,    denn    grade  di<    on    gegenüber    war   die 
Einnußlosigkeit    des  Generalgouverneurs    bei    der    nahen    Berührung    der  Zollbe 
amton  mi1  <l(Mi   Bingebornen  nichl  unbedenklich 

Audi  die  Beziehungen  des  Generalgouverneurs  zu  dem  Ministerium  für 
öffentliche  Arbeiten  waren  noch  leidliche,  obwohl  auf  diesem  für  die  Kolonisation 
so  wichtigen  Gebiete  dem  Generalgouverneur  keine  genügende  Delegation  «•ric-ili 
worden  war.  Die  Beamtenschaft  unterstand  ausschließlich  dem  Ministerium,  von 
dessen  Entscheidung  auch  die  Ausführung  von  Arbeiten  abhing;  dem  General 
gouverneur  wurde  nur  das  Recht  eingeräumt,  bei  dem  Eisenbahndienst  kleine 
Fahrplanänderungen  gutzuheißen  und  Arbeiten  lus  zum  Höchstbetrag  von  25000  Fr. 
zu  genehmigen,2)  und  auch  mit  diesem  Rechl  wußte  der  Generalgouverneur  nichl 
viel  anzufangen,  da  ihm  ein  technischer  Beiral  in  der  Kolonie  fehlte.  Wenn  er 
sich  nicht  bei  den  Ingenieuren  in  Algerien  Rat  erholen  wollte,  mußte  er  Bich 
allemal  an  die  Behörden  im  Mutterland  wenden.  Vergebens  ersuchte  er  um  die 
Schaffung  einer  besonderen  Generalinspektorstelle  in  Algier,  mau  schlug  seine 
Bitte  ab  mit  der  Begründung,  daß  ein  nach  Algier  abgeordneter  Beamter  Bich 
nicht  mehr  genügend  von  der  Überlieferung  des  Mutterlandes  leiten  ließe.3)  So 
wurden  tatsächlich  alle  öffentlichen  Arbeiten  in  Algerien  durch  die  Bureaux  des 
Ministeriums  bestimmt.  Dm*  Erfolg  war  denn  auch  darnach:  es  wurden  unsinnig 
teure  Eisenbahnbauten  unternommen  und  zwecklose  Hafenanlagen  ausgeführt, 
die  nicht  sowohl  Zeichen  einer  großzügigen  Verkehrspolitik  darstellten  —  wie 
man  sich  im  Ministerium  schmeichelte,  —  als  vielmehr  auf  Schritt  und  Tritt  die 
geringe  Vertrautheit  der  entscheidenden  Stellen  mit  den  eigenartigen  Verhältnissen 
des  Landes  verrieten.4)     Das  Ministerium  hat  übrigens  selbst  die  Unzweckmäßig- 


')  „Peut-on  oublier  .  .  qu'ils  (ces  agents)  vivent  en  contact  permanent  avec  les  indigenes? 
Ne  peut-on  pas  craindre  que  ces  agents,  livn's  ä  eux-menies,  sans  autre  rnission  que  la  pereeption 
de  l'impöt,  ne  soient  entraines  par  le  zele  professionnel  et  ae  commettent  de  rentables  fautes 
politiques?"      Fleury-Ravarin  1.  c.  S.  Ö43. 

2)  Siehe  das  Dekret  im  Anhang  Nr.  45  Art.  1. 

■!)  ...  .  on  lui  repond  qn'nn  mspecteur  detaehe  „ne  s'inspire  plus  suffisamment"  des  tradi- 
tions  de  la  nn'tropole.  «juand  il  ne  siege  plus  assidüment  dans  le  Conseil  general  des  ponts  et 
ehaussees."      Ferry.    1.  c.   S.  15. 

4)  ..On  se  flattait  d'arriver  ainsi  a  des  plans  d'ensemble,  ä  des  vues  generales  .  .  il  en  faut 
bien  rabattre  ...  de  ees  promesses,  pour  pen  qu'on  ait  dtudie  >ur  place  les  travaux  publics 
d'Algerie,  entrepris  sans  mäthode  et  partout  a  la  fois,  et  les  chemins  dt-  fer  qui  n'ont  de  raison 
d'etre  que  le  port  auquel  ils  aboutissent,  et  ces  ports  qui  n'existent  que  pour  le  chemin  de  (er  qui 
y  conduit,  et  ees  voies  t'errees  i|\ü  pourraient  etre  economiques  .  .  .  si  au  Heu  de  leur  t'aire  gravir, 
;'i  grand  renfort  d'ingenieux  travaux  d'art.  de  haute-  pentes  desertes  et  a  jamais  inhabitables,  on 
le>  eüt  simplement  posees  a  droite  <>u  ä  gauche,  sur  la  pleine  unie  et  semee  de  ;rros  villages." 
Ferry,  1.  c.  S.  15. 
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keil  der  übertriebenen  Zentralisation  dadurch  zugegeben,  daß  ea  die  dem  General- 
gouverneur erteilte  Delegation  zur  Genehmigung  von  Entwürfen  auf  Arbeiten  bis 
zum  Betrag  von  LOOO00  Fr.  erweiterte,1)  ja  daß  es  sogar  stillschweigend  zu- 
Btimmte,  wenn  der  Generalgouverneur  auch  diese  Begrenzung  in  der  Weise  um- 
ging, daß  er  einfach  die  Bauanschläge  zu  größeren  Arbeiten  in  Bruchstücken,  die 
hinter  KiOOOO  Fr.  zurückblieben,  genehmigte.2  So  blieben,  dank  der  Nach- 
giebigkeil  des  Ministeriums,  ernstere   Reibereien  vermieden. 

Schwieriger  Bchon  fiel  dem  Generalgouverneur  die  Aufrechterhaltung  guter 
Beziehungen  zum  Unterrichtsministerium  und  zum  Justizministerium.  Wohl  hatte 
der  Unterrichtsminister  dem  Generalgouverneur  die  Leitung  des  Schulwesens  für 
die  muselmanische  Bevölkerung  überlassen3)  und  >ich  nur  die  Leitung  des  euro- 
päischen Schulwesens  vorbehalten,  aber  die  Aufsicht  sowohl  über  den  euro- 
päischen wie  über  den  Eingebornenunterricht  führte  der  Rektor  als  Vertreter  der 
Universität.  Das  brachte  keine  Nachteile  mit  sich,  so  lange  der  Generalgou- 
verneur und  der  Rektor  miteinander  übereinstimmten,  sie  verfolgten  jedoch  ver- 
schiedene Ziele:  der  Generalgouverneur  sah  es  als  seine  Hauptaufgabe  an.  die 
.Mittelschulen  zu  entwickeln,  um  eingeborne  Beamte  heranzubilden,  während  es 
der  Rektor  für  wichtiger  hielt,  für  die  Verbreitung  des  Volksschulunterrichts  bei 
den  Eingebornen  zu  sorgen.4)  Sostand  der  Rektor  der  Schulpolitik  des  General- 
gouverneurs im   Wege. 

Beim  Verhältnis  (h^  Generalgouverneura  zum  Justizministerium  lagen  die 
Dinge  ähnlich;  sowie  er  vom  Unterrichtsministerium  die  Leitung  di'>  arabischen 
Schulwesens  zurückbekam,  übertrug  ihm  das  .Justizministerium  die  Leitung  der 
muselmanischen  Rechtspflege.5)  Dieses  Recht  hatte  indes  nur  dort  Bedeutung, 
wo  der  Generalgouverneur  auV  die  Besetzung  der  Richterstellen  Einfluß  hatte, 
d.h.  gegenüber  den  Eingebornenrichtern  'den  Kadis  usw.;.  nicht  aber  gegenüber 
europäischen  Richtern,  die  sowohl  gegenüber  Weißen  wie  Eingebornen  zuständig 
waren.  Nun  wurde  grade  in  jenen  Jahren  durch  Dekret  vom  10.  September  1  vv 
die  Zuständigkeit  der  Friedensrichter  im  ganzen  Zivilterritorium  grundsätzlich 
auf  alle  Zivilsachen  der  Eingebornen  ausgedehnt,  dem  Kadi  verblieb  die  Recht- 
sprechung nur  in  den  ihm  ausdrücklich  vorbehaltenen  Materien.  Den  Friedens- 
richtern gegenüber  fehlte  es  jedoeh  dem  Generalgouverneur  an  einer  wirksamen 
Gewalt:  wenn  —  was  häutig  vorzukommen  pflegte  —  ein  Konflikt  zwischen  dem 
Friedensrichter  und  dem  Administrateur  ausbrach,  und  der  Generalgouverneur 
nicht  etwa  den  Administrateur  versetzen  wollte,  so  blieb  dem  (Gouverneur  nur 
übrig,  sich  bei  der  Staatsanwaltschart  zu  beschweren,  um  die  Versetzung  des 
Friedensrichters  zu  veranlsssen;  aber  die  Beschwerde  war  meist  erfolgl" 

Die  meisten  Nachteile  zeitigte  das  System  der  Angliederimg  im  Bereich 
der  Ministerien  für  Post  und  Telegraphie  und  für  Ackerbau  und  Handel.  Da 
diese  Ministerien  die  Delegationen  sehr  karg  bemessen  hatten,  so  la<£  der  General- 


;)  Dekret  vom  19.  Mai  1882,  Art.  2.    Estoubl.  et  Lef.  im  Code  S.  578. 

2)  Flenry-Ravarin,  1.  c.  8.  542. 

M  Siehe  das  Dekret  im  Anhang  Nr.  44  Art.  1. 

ury-Eavarin,  1.  c.  S.  553. 
i  Dekret  vom   13.  September  1881,  Art.  1. 
6)  Fleurv  L'avurii).   1.  c.    S.  552. 
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gouvernour  boinaho  stilndig  in  Konflikt  mit  ihnen  Die  Po  i  und  Telegraphen 
Verwaltung  war  durch  Dekrete  von  1860  bezw.  1867  in  dei  Woi  o  uingcrichtei 
worden,  daß  der  Qenoralgouvernour  die  Legung  von  Linien  und  die  Errichtung 
□euer  Bureaus  bestimmen  konnte;  die  Beamton  wurden  aul  Voi  chlag  de 
ueralgouverneuri  ernannt,  blieben  aber  im  Verband  der  f  ran  zu  i  chen  Po  tboamton, 
in  den  sie  immer  nach  fünf  Jahren  zurückkehrten;  auch  unter  tand  die  \  erwaltung 
Ai'v  technischen  Kontrolle  der  heimischen  Zentralbehörden,  indem  ihnen  alle 
Plftne,  Voranschläge  und  Rechnungslegungen  zugesandt  wurden  An  teile  di>'  er 
relativen  Selbständigkeit  der  algerischen  Postverwaltung  setzte  dac  Dekret  vom 
März  L881  Btraffe  Zentralisation.  Auf  »las  Personal  der  Postverwaltuns  tand 
dem  Generalgouverneur  nun  gar  kein  Einfluß  mein-  zu,  nicht  einmal  oviel  wie 
den  Präfekten,  die  doch  immerhin  die  Briefträger  ernennen  durften:1  dem 
Generalgouverneur  blieb  allerdings  das  Recht,  sit-h  über  Personalwechsel  l'ni- 
achtlich  zu  äußern,8)  aber  da  der  Minister  zur  Einholung  des  Gutachtens  nicht 
verpflichtet  war.  so  blieb  diese  Befugnis  ein  toter  Buchstabe.  Beinahe  ebenso 
bedeutungslos  war  das  dem  Generalgouverneur  gewährte  Recht,  im  [nteresse  der 
Kolonisation  die  Orte  zu  bestimmen,  in  denen  neue  Bureaus  errichtet  werden 
sollten,  oder  die  Einrichtung  von  Verkehrsverbindungen  zu  veranlassen.3)  Denn 
die  Ausführung  solcher  Anregungen  hing  doch  von  dem  guten  Willen  des  Mini- 
steriums ab;  in  vielen  Fällen  blieben  die  Gesuche  des  Generalgouverneurs  un- 
berücksichtigt, ja  es  kam  sogar  vor,  daß  man  dem  Generalgouverneur  nicht  ein- 
mal Mitteilung  über  die  Beurteilung  seines  Vorschlags  zugehen  ließ,  so  daß  er 
erst  aus  dem  Budgetentwurf  die  Verwerfung  seiner  Forderungen  entnehmen 
konnte.4)  Bis  1886  wurde  die  Entwicklung  des  algerischen  Verkehrswesens  noch 
einigermaßen  gefördert,  indem  nicht  unerhebliche  Mehraufwendungen  für  Algerien 
gemacht  wurden,3)  von  da  ab  aber  blieben  die  Ausgaben  für  die  algerische 
Post-  und  Telegraphenverwaltung  hinter  den  aus  ilu*  fließenden  Kinnahmen  zu- 
rück.0) Daß  bei  einem  derartigen  Vorherrschen  fiskalischer  Gesichtspunkte  von 
einem  gedeihlichen  Ausbau  des  algerischen  Verkehrsnetzes  nicht  die  Rede  sein 
konnte,  läßt  sich  denken.7)     Natürlich  wirkte  diese  Vernachlässigung  des  Verkehrs- 


')   Kerry,   1.  c.   8.  17. 

2)  Art.  6  des  Hauptdekrets,  Art.  2  des  Postdekrets  vom  11.  März  1881.     Siehe  Anhang  Nr.  42. 

3)  Art.  1   des  Postdekrets. 

4)  „.  .  .  pour  cette  derniere  annee  (1892),  non  seulement  la  „demande"  du  gouvernement 
general  n'a  pas  ete  maintenue  au  projet  du  budget,  raais  eile  n'a  pas  ete  mentionnee  dans  la  note 
de  la  directum  generale.  Le  rejet  n'a  pas  meine  ete  notitie  au  Gouverneur  general,  qui  ne  l'a 
appris  que  par  la  lecture  du  projet  de  budget."     Ferry,  1.  c.  S.  18,  19. 

5)  1884  überstiegen  die  Ausgaben   die  Fiunabmen  um  422000  Fr. 
l')  Dies  war  von   1887—1890  der  Fall. 

'')  Es  trat  sogar  ein  völliger  .Stillstand  ein:  „De  1886 — 1888.  il  n'a  ete  consacre  aux  ameliorations 
postales  et  telegraphiques  en  Algene  que  121,  130  fr.,  ce  qui  a  permis  de  ereer,  en  trois  ans,  12  recettes 
et  8  burcaux  telegraphiques  seulement.  Depuis  1888,  on  a  t'ait  mieux:  on  a  renonee  resolument 
ä  aecorder  aueune  amelioration  ä  l'Algtme  .  .  .  dans  le  projet  de  Budget  pour  1892.  bien  que  150 
recettes  soient  demandees,  il  n'en  n'est  pas  reserve  une  jiour  notre  colonie.  Ce  delaissement  est 
d'antant  moins  justitie  que  la  progression  des  recettes  de  l'Algerie  a  ete  constante."  Rapport 
Burdeau,  C'bambre  des  deputes,  Session  de  1891,  n°  1647,  S.  67,  dazu  eine  Tabelle  und  eine 
grapbiscbe  Darstellung  der  Einnahmen   und  Ausgaben.      S.  68,  69. 

Gmelio,  Verfasbuni;sentwickluiig  von   Algerien.  8 
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wesens  sehr  lähmend  auf  <  1  i< ■  Fortentwicklung  der  Kolonisation:  dadurch,  daß  der 
Generalgouverneur  auf  die  Ausgestaltung  des  Verkehrsnetzes  so  gut  wrie  gar  keinen 
Einfluß  besaß,  vmrde  die  Ausübung  der  ihm  vom  Minister  des  [nnern  delegierten  Be- 
fugnis, neue  Ansiedelungen  zu  gründen,  wenn  nicht  geradezu  illusorisch  gemacht,  10 
doch  zum  mindesten  sehr  beeinträchtig! ;  denn  wa>  nützte  es  den  <  lencralj/ouverneur, 
wenn  er  Ansiedelungen  in>  Lehen  rufen  durfte,  und  er  konnte  den  Anschluß  der 
I  Irtschaft  an  den  Post-  und  Telegraphenverkehr  nicht  durchsetzen?  In  vom  Ver- 
kehr völlig  abgeschnittene  Orte  ließen  sich  schwerlich  Ansiedler  locken.1) 

Noch  nachteiliger  wie  die  zu  enge  Verbindung  di^  Postwesene  mit  dem 
Mutterland  war  für  die  Kolonisation  die  Leitung  der  Bewässerungsarbeiten  von 
Frankreich  aus.  Die  Wasserverwaltung  war  bis  L886  mit  dem  Ministerium  für 
öffentliche  Arbeiten  verbunden,  von  da  ab  mit  dem  Ministerium  für  Ackerbau 
und  Handel.  Schon  das  Ministerium  für  öffentliche  Arbeiten  gewährte  dem 
Generalgouverneur  keine  ausreichende  Bewegungsfreiheit,  -eine  Abhängigkeil 
steigerte  sich  aber  noch,  als  die  Wasserverwaltung  an  das  Ministerium  für  Acker- 
bau und  Handel  überging.  Zu  ganz  unbedeutenden  Bewässerungsanlagen  mußte 
der  Greneralgouverneur  die  Genehmigung  der  Heimbehörden  einholen.  Da  nun 
das  Aufblühen  der  Ansiedelungen  von  nichts  so  sehr  abhing,  wie  von  der  Be- 
wässerung, so  konnte  der  Generalgouverneur  von  seinem  Recht  zur  Schaffung 
neuer  Ansiedelungen  taktisch  ohne  Zustimmung  des  Ministeriums  für  Ackerbau 
und  Handel  keinen  Gebrauch  machen:  daher  verlangte  Generalgouverneur  Cambon 
eine  gewiße  Selbständigkeit  in  der  Errichtung  von  Iiewässerungsanlagen,2)  aber 
er  erreichte  nicht  mehr,  als  daß  er  Arbeiten  bis  zum  Betrag  von  15  000  Fr.  ge- 
nehmigen durfte.3 

War  schon  die  Kleinlichkeit  des  Ministeriums  für  Ackerbau  und  Handel  in 
der  Wasserverwaltung  unerträglich  für  die  Fortentwicklung  der  Kolonisation,  so 
bildete  der  büreaukratische  Geist,  den  dasselbe  Ministerium  in  der  algerischen 
Forstverwaltung  betätigte,  geradezu  eine  Gefahr  für  den  Fortbestand  der  rran- 
zösischen  Herrschaft.  Die  algerische  Forstverwaltung  ward  vor  1<S81  von  einem 
dem  Generalgouverneur  unterstehenden  Forstinspektor  (Conservateur)  in  Algier 
geleitet.  Aber  der  Gedanke  einer  Assimilation  der  Forstverwaltung  sickert  bereits 
zu  Beginn  der  siebziger  Jahre  durch.4!  Im  Jahre  1878  sandte  dann  der  Minister 
für  Ackerbau  und  Handel  einen  Inspektor  nach  Algerien  mit  dem  Auftrag,  im 
Namen  des  Ministeriums  von  den  Waldungen  Besitz  zu  ergreifen,  die  nach  den- 
selben Grundsätzen  und  Kegeln  wie  die  Wälder  in  Frankreich  verwaltet  werden 
könnten.  Das  Gutachten  fiel  durchaus  nicht  nach  dem  Wunsche  <]<■<  Minister- 
aus, denn  unter  den  zweieinhalb  Millionen  Hektar  bewaldeten  Bodens  fand  der 
Inspektor  nur  55000  Hektar,  für  die  er  eine  Behandlung  nach  heimischen  Grund- 


')  „Quels  >"iit  les  rolons  qui  consentiront  ä  s'installer  au  loin,  a  l'interieur,  dans  im  centre 
nouvellement  eivi'.  >i.  en  meine  temps  qu'on  Les  invite  a  s'y  6tablir,  od  ne  leur  donne  pas  le  moyen 
de  rester  en  communication  avec  le  monde  civilise?"     Fleury-Ravarin,  1.  e.  S.  550. 

2)  Ferry  1.  c.  S.  16,  Fleury-Ravarin,  1.  c.  S.  548. 

3)  Dekret  vom  30.  März  1893,  Estoubl.  et  Lef.  im  Code  S.  957. 
Siehe  das   Dekret  vom  27.  September  1873. 
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n  empfehlen  eu  können  glaubte  '  Der  algeri  ohe  Wild  i  t  nämlich  ganz 
andoror  Art  als  der  aiittolouropäi  che  Man  begreift  unter  dieser  Bezeichnung 
nicht  nur  wirkliche  Waldbestände  (Pinien,   Korkeichen    u  ondern   auch  dl 

Buschland  mit  seinen  verkrüppelten  Bäumen  und  undurchdringlichen  Strauch« 
dioses  Buschland  ließ  sioh  kaum  nach  den  Regeln  der  Franzi)  ischen  I 
w altung  behandeln,  nichl  allein,  weil  seine  Grenzen  schwer  Fi  tzu  tollen  waren, 
<la  es  oft  von  bebauten  Strecken  und  Weidegründen  unterbrochen  wird,  ondern 
vor  allein  deshalb,  weil  <1< *i-  Busoh  von  mindestens  einer  halben  Million  im 
Nomadenzustand  lebenden  Eingebornen  bewohnt  wird,  die  von  altersher  gewohnt 
Bind,  ihre  Ziegen  im  Busoh  weiden  zu  lassen  und  ihren   Bedarf   an   Wasser  und 

Holz   aus    ihm    EU    luden.'2) 

Aber  das  Ministerium  ließ  sich  weder  durch  die  Schwierigkeiten  der  Grenz 
bestimmung  noch  durch  die  Gefahren  einer  Auseinandersetzung  mit  den  Busch- 
bewohnern  davon  abhalten,  entgegen  dem  ( hitachten  des  nach  Algerien  abgesandten 
Porstinspektors,  das  gesamte  Waldland  den  Regeln  der  französischen  Forstver 
waltung  zu  unterwerfen.  Diese  Maßregel  wäre  ihres  bedenklichen  Charakters 
wenigstens  zum  Teil  wieder  entkleidet  worden,  wenn  das  .Ministerium  dem  General- 
gouverneur  die  Leitung  des  Forstdienstes  zurückübertragen  hätte;  die  Delegations- 
dekrete des  Ministeriums  für  Ackerbau  und  Handel  räumten  indes  dem  General- 
gouverneur keine  nennenswerten  Vollmachten  ein,3)  vor  allen  Dingen  gewährten 
sie  dem  Generalgouverneur  keine  Amtsgewalt  gegenüber  dem  Personal  der 
Forstverwaltung.  Die  Folge  war.  daß  die  nur  vom  Minister  abhängigen  Forst- 
behörden sich  durch  keinerlei  Rücksichten  auf  die  allgemeine  Landesverwaltung 
gebunden  glaubten,  eine  Auffassung,  in  der  sie  durch  die  Haltung  der  vorgesetzten 
Behörden  noch  bestärkt  wurden:  mochten  die  Forstbeamten  noch  so  anmaßend 
gegen  andere  Landesbeamten  auftreten,  sie  wurden  von  ihren  Vorgesetzten  ge- 
deckt. '  i  während  sie  Tadel  zu  gewärtigen  hatten,  wenn  sie  den  andern  Behörden 
ein  in  den  Reglements  nicht  vorgesehenes  Entgegenkommen  bewiesen.5!     Dadurch 

•)  Ferrv.   1.  c.   S.  20,  21. 

-)  Rapport  Jonnart,  Chambre  des  depute^s,  Sess.  de  18^:?.  n°  2315,  S.  101  f.,  Fleury-Bavarin, 
1.  c.  S.  ö4."),  Ferry,  1.  c.  S.  23:  ..(''est  dans  In  forSt  que,  de  temps  imm£morial,  ce  peuple  de  pasteurs, 
qui  so  chiffre  par  centaines  de  milles  et  qu'on  peut  sans  exageration  evaluer  a  800000  ames,  prend 
le  bois  qui  sert  h  cuire  les  aliments,  ä  entretenir  de  miserables  huttes,  ;'i  confectionner  »in  primitif 
araire;  c'est  la  que  se  rencontrent  les  sources  d'eau  vive;  o'est  lä  <|iie  !a  betau  trouve  en  6te  im 
abri  contre  la  chaleur,  en  hiver  contre  le  froid,  et,  en  tont  temps.  le  päturage." 

3)  Siehe  <las  Dekret  vom  26.  August  1881  (Anhang  Nr.  46)  and  das  vom  18.  August  1886. 

4)  Fleuiy-Ravarin  führt  1.  c.  T.  Vlll  S.  545  u.  546  folgendes  Beispiel  an:  Ein  Unterpräfekt 
war  vom  Generalgouverneur  mit  einer  Untersuchung  über  die  Gründe  der  Waldbrände  beauftragt 
worden;  der  Unterpräfekt  lädt  einen  Forstwächter  zur  Erteilung  von  Auskunft;  der  Forstwächter 
erseheint  zwar.  grüßt  jedoch  nicht  und  verweigert  die  Auskunft  mit  den  Worten:  „Je  n'ai  pas  ä 
vous  repondre;  je  ne  vous  connais  pas,  je  n'ai  d'ordre  de  mes  chefs."  Her  Forstinspektor,  an  den 
sieh  der  Unterpräfekt  wegen  dieses  Falles  wandte,  suchte  das  merkwürdige  Benehmen  <h  s  Forst- 
wächters zu  entschuldigen,  und  es  war  schon  sehr  viel,  wenn  dem  Forstwächter  zur  Pflicht  gemacht 
wurde,  in  Zukunft  dem  Unterpräfekten  und  den  Verwaltern  der  gemischten  Gemeinden  die  sre- 
bührende  Achtung-  zu  erweisen. 

')  Folgender  Fall  spricht  Bände:  Im  Januar  1887  bereiste  eine  Kommission  unter  dem  Vor- 
sitz des  Unterpräfekten  von  Si'tif  das  Gebirgsland  von  Bou-Thaleb.  Es  herrschte  empfindliche  Kälte, 
so   dal-!   sich    das    Bedürfnis    n;uh    wärmendem    Feuer   geltend    machte.     Da    in    dem   Bergdorf   kein 

8* 
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wurde    ein    gedeihliches  Zusammenarbeiten    der  Forstbehörden    mit    den   übrigen 
Landesbehörden  erschwert. 

I  );i>  Bedenklichste  aber  war,  daß  das  ueue  System  auch  das  bis  dahin  noch 
[eidliche  Verhältnis  zu  den  Eingebornen  trübte.  Es  wäre  Ereilich  ungerecht, 
wollte  mau  die  Angliederungsdekrete  allein  dafür  verantwortlich  machen:  viel- 
mehr traut  auch  die  Rechtsprechung  einen  Teil  der  Schuld:  das  Für  Algerien  er- 
lassene Gesetz  über  das  Grundeigentum  vom  16.  Juni  1851  ')  hatte  in  Beinern 
Artikel  4  auch  die  Wälder  ZU  Staatsdomänen  erklärt,  jedoch  vorbehaltlich  der 
bestehenden  Eigentums-  und  Gebrauchsrechte.3)  Dieser  Vorbehalt  hatte  bewirkt, 
daß  die  Regeln  des  von  der  Zeit  der  Eroberung  an  in  Algerien  geltenden  fran- 
zösischen Forstgesetzbuchs  Dicht  aüzustreng  angewandt  wurden.  Da  fällte  der 
Kassationshof  am  25.  Januar  1883  eine  ganz  im  Geist  der  Angliederungsdekrete 
gehaltene  Entscheidung,  daß  die  „Ausübung"  dieser  vorhehaltenen  Hechte  nur 
entsprechend  den  Hegeln  des  Forstgesetzbuehs  zulässig  sein  sollte.3;  Damit  war 
mit  einem  Male  die  ganze  bisherige  Lebensweise  der  Eingebornen  unter  Strafe 
gestellt:  wenn  der  Eingeborne  seine  Herden  im  Busch  weiden  ließ,4;  wenn  er 
seine  Hütten  in  der  Nähe  der  Gehölze  aufschlug,"'!  wenn  er  in  einer  Waldlichtung 
Gerste  anbaute6)  usf.,  immer  und  überall  stieß  er  auf  den  Forstwächter,  der  ihn 


Holz  verfügbar  war.  requirierte  der  (Jnterpräfekt  «ine  Anzahl  von  Eingebornen  mit  ihren  Maultieren, 
um  durch  sie  ;nb  dem  nächsten  Wald  Bolz  herbeiholen  zu  lassen.  Damit  nun  die  Eingebornen 
nicht  für  Holzdiebe  gehalten  würden,  gab  ihnen  der  [Jnterpräfekt  ein  Schreiben  an  den  Forstwächter 
mit.  Der  Forstwächter  glaubte  auf  dieses  Schreiben  hin  das  Holzsammeln  nicht  versagen  zu  dürfen, 
berichtete  aber  über  den  Vorfall  an  die  vorgesetzte  Behörde.  Diese  bestrafte  den  menschenfreund- 
lichen Wächter,  „pour  a\'dr  manqud  aus  prineipes  les  plus  elementaires  de  la  diseipline,  son  devoir 
etant,  avant  de  proeeder  ä  la  dc'livrance  demandee.  d"en  n'ferer  ä  ses  chefs  (!)"  Unterdessen  hätten 
der  Unterpräfekt  und  seine  Begleiter  erfrieren  können.  Vergebens  versuchte  der  Unterpräfekt,  eine 
Zurücknahme  der  Strafe  zu  bewirken;  erst  als  der  Generalgouverneur  sich  ins  Mittel  legte,  wurde 
die    Strafe    widerrufen.      Fleurv-h'avarin.   1.  c.    S.  546. 

')  Estoubl.  et   Lef.   im  Code  S.  135  ff. 

2)  Art.  4.  Le  domaine  de  l'Etat  se  compose:  ...  4°  Des  bois  et  forets,  sous  la  reserve  des 
droits  de  propriete'  et  d'usage  regulierement  acquis  avant  la  Promulgation  de  la  präsente  loi. 

3j  „La  reserve  .  .  .  consacree  pai  l'art.  4  de  ladite  loi.  ne  peut  et  ne  doit  s'appliquer  qu'aux 
droits  eux-memes  et  non  au  mode  d'exercice  de  ces  droits,  les  mesures  restrictives  edictees  h  cet 
egard  par  le  code  forestier  avant  pour  but  d'assurer  la  conservation  et  le  bon  etat  des  forgts  et 
etant  ä  ce  titre.   applicables  ä   l'Algerie  aussi   bien  qu'a  la  France."     Siehe   Sirey,   1883.  I,  S.  286. 

4)  Nach  dem  französischen  Forstgesetzbucli  ist  das  Weidenlassen  von  Herden  im  Walde  ver- 
boten, es  können  aber  durch  Dekret  des  Präsidenten  d.  Eep.  Ausnahmen  zugelassen  werden  (Art.  78). 
Für  Algerien  mußte  man  notgedrungen  diese  Ausnahmen  zur  Regel  machen.  Nach  Art.  67  ff.  des 
Forstgesetzbuchs  war  indes  die  Ausübung  dieses  ausnahmsweise  gewährten  Weiderechts  an  die 
Beobachtung  vieler  Vorschriften  gebunden:  Die  Kopfzahl  der  Herde  mußte  festgestellt  werden:  es 
durften  die  weidenden  Hammel  nicht  zum  Verkauf  bestimmt  sein:  die  Hirten  mußten  von  der  Ge- 
meindebehörde gewählt  sein;  die  zugelassenen  Tiere  mußten  für  jede  Gemeinde  verschieden  gezeichnet 
sein.  Glöckchen  tragen  usw.  Wie  wollte  man  diese  Vorschriften  im  algerischen  Busch  durchführen?' 
Ferry,  1.  c.  S.  24.  25. 

5)  Grundsätzlich  ist  die  Errichtung  von  Hütten,  Scheunen  usw.  innerhalb  einer  Zone  von 
1  km  von  der  Waldesgrenze  verboten  (Art.  152):  für  Algerien  schränkte  man  diese  Schutzzone  auf 
200  m  ein;  aber  auch  so  brachte  das  Verbot  für  den  Nomaden  noch  große  Harten  mit  sich.  Ferry, 
1.  c.  S.  26. 

')  Man  bestrafte  den  Ackerbau  im  Walde  nach  einer  Bestimmung  in  Art.  144  des  Forstge- 
setzbuehs, die  das  Herausnehmen  von  Steinen,  Sand.  Mineralien.  Erde.  Käsen.  Strauchern  usw.  aus. 
dem   Waldboden   mit   Strafe  bedroht!    Ferry.  1.  c.   S.  25.  26. 
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irgend   einer  Übertrel be  ohuldigto      In   dem    Zeitraum    ^<>u   1888     IE  >0 

folgten  uiclii   weniger  als  96570  Anseigen   wegen   Verfehlungen  vogen  dii    I 

tze .M     Die    Forstverwaltung    empfand   freilich   einige  Skrupel,    in    allen    der 
artigen   Fällen  zur  sollen  Bestrafung     u    ohreiten  und  machte  daher  von  der  Ihr 
im  Gesetze  eingeräumton  Möglichkeit,^)  dem  Be  chuldigten  im  Vergloichswog  'inen 
Teil  der  Strafe  nachzulassen,  häufigen  Gebrauch,  ein  Verfahren,  das  in  dem  ein 
fach   denkenden  Araber   erst    recht    die   Meinung  erwecken    mußte,  dafl  ihm  die 
Strafe  zu  [Jnreohl  auferlegt   wurde.  *)     LJmsomehr  ah   sich   die   Porstbeamten  oft 
mala    wirkliche   Gewaltüberschreitungen    und  z.  B.    bei   der   Abgrenzung    der 

Forste  Eingriffe  in  die  Eigentumsrechte  der  Eingebornen  zu  Schulden  kommen 
ließen.4)  Zur  Verzweiflung  getrieben,  verfielen  die  Eingebornen  auf  den  i 
danken,  den  Wald  Belber  zu  zerstören  und  damit  <li<>  verhaßten  Waldhüter  zu 
vertreiben.5)  Und  so  traten  allenthalben  in  früher  nicht  gekannter  Häufigkeit 
Waldbrände  auf.6)  Da  «lh>  Urheber  der  Brände  natürlich  nicht  leicht  festzustellen 
waren,  so  griff  das  Generalgouvernement  in  vielen  Füllen  zu  dein  ihm  im  Gesetz 


M  Ferry,  1.  c.   S.  29,   und  Jonnart,  1.  c.    S.  100.     Während  die   Verwertung   der  Wälder  nur 
500000  fr.  jährlich  abwarf,  beliefen    Bich  die  Gelstrafen  wegen  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Forst 
gesetze  1890  auf  1659000  fr. 

-)  Art.  158. 

3)  Fleury-Ravarin  gibt  I.e.  Tome  X  s.  j.'iO  folgendes  Beispiel:  Ein  Eingeborner  hat  eine 
Horde  von  30  Köpfen  in  einen  Wald  geführt;  er  sollte  300  fr.  erlegen,  die  Verwaltung  schlägt  ihm 
vor.  nur  !!0  t'r.  zu  zahlen;  das  ist  dem  Eingebornen  unmöglich.  Also  kommt  er  vor  Gericht,  das 
ihn  zu  300  fr.  Strafe  und  den  Gerichtskosten  verurteilt;  da  der  Eingeborne  natürlich  diese  Summe 
erst  recht  nicht  bezahlen  kann,  so  diktiert  man  ihm  schließlich  statt  der  Geldstrafe  zwei  oder  drei 
Tage  Zwangsarbeit  zu.  ..('et  honnne  simple  pensera:  „Si  j'etais  coupable,  on  ne  me  ferait  pas  gräce 
avec  deux  ou  trois  journt'es  de  travail,  dont  je  pourrais  m'aquitter  en  donnant  au  garde  nne  poule 
hu  nne  douzaine  d'oeufs."" 

4)  Als  Beispiel  möge  folgender  Vorfall  dienen,  der  zugleich  das  Verhältnis  zwischen  den  Forst- 
beamten und  den  übrigen  Landesbeamten  beleuchtet:  eines  Tags  erscheint  bei  dem  Administrateur 
(Bezirksamtmann)  Sabatier  in  Fort -National  im  Kabylenland  eine  Abordnung  der  djemäa  eines 
Dorfes  und  beschwert  sich  darüber,  daß  ein  Forstinspektor  mit  einigen  Forstwächtern  eine  Grenze 
zwischen  ihren  Eichen,  Eschen  und  Ölbäumen  hindurchziehe,  um  von  dem  Waldbestande  Besitz  zu 
ergreifen.  Sabatier  begibt  sich  sofort  an  Ort  und  Stelle,  um  den  Forstinspektor  um  Aufklärung 
zu  ersuchen.  Dieser  antwortet:  „Je  vois  nne  foret  et  je  la  prends."  Auf  den  Einwand  Sabatiers, 
daß  es  sich  hier  um  Privateigentum  handle,  beruft  er  sich  auf  den  ihm  erteilten  bestimmten  Auf- 
trag, den  Wald  abzugrenzen  und  einen  Waldhüter  einzusetzen.  „C'est  cependant  la  premiere  fois 
qne  les  gens  d'AiI-Mimoun  en  entendent  parier."  Entgegnet  Sabatier.  —  „C'est  possible,  on  n'avait 
pas  ä  les  prevenir."  —  „Mais  l'administration  locale?"  —  „Nous  n'avions  pas  ä  la  consnlter"  (!!).  — 
l>as  einzige,  was  der  Administrateur  erreichen  konnte,  war  ein  Aufschub  von  48  Stunden,  den  er 
dazu  benützte,  nach  Algier  zu  reisen,  um  den  Generalgouverneur  zu  benachrichtigen;  dieser  hatte 
nun  freilich  keine  Amtsgewalt  gegenüber  den  Forstbeamten,  sondern  nur  die  Befugnis,  Vorstellungen 
zu  erhellen;  „mais  gräce  ä  une  grande  habilite  personnelle,  il  avait  sur  les  hauts  fouetionnaires 
nne  action  superieure  aux  attributions  legales."  Und  so  gelang  es  dem  Generalgouverneur,  den 
Conservatettr  (den  höchsten  Forstbeamten  in  Algerien)  zu  der  Zurücknahme  des  Auftrags  zu  ver- 
anlassen.     Commission   dYtude  des  questions   algeriennes,   Senat   1891,   S.  103  f. 

5)  „Aujourd'hui  la  foret.  pour  l'indigene,  c'est  l'ennemi."     Kapport  Jonnart  S.  102. 

,;)  Die  Waldbrände,  die  übrigens  schon  vor  1S81  zu  den  alltäglichen  Erscheinungen  in  Al- 
gerien gehörten,  dürfen  natürlich  nicht  nur  auf  absichtliche  Brandstiftung  zurückgeführt  werden ;  sie 
entstanden  ebenso  häufig  durch   Unachtsamkeit. 
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\  «»in  17.  .Juli  L874 ')  eingeräumten  Mittel  der  Kollektivstrafen,3  d.h.  es  machte 
ganze  Stämme  in  ihrer  Gesamtheit  für  die  Brandschäden  verantwortlich.3)  Dabei 
verfuhr  das  Gouvernemenl  oft  mit  übertriebener  Strenge,  denn  die  den  Stämmen 
auferlegten  schweren  Geldstrafen  standen  vielfach  garnichl  im  Verhältnis  zn  dem 
verursachten  Schaden.4)  Dieses  Bcharfe  Vorgehen  steigerte  nur  noch  die  Ver- 
bitterung der  Eingebornen,  wie  die  starke  Zunahme  der  Waldbrände  in  den 
folgenden  .Jahren  beweist.8)6) 

So  war  das  System  der  IJattachements  überall  von  .Mißerfolgen  begleitet. 
Das  Ansehen  der  französischen  Verwaltung  bei  den  Eingebornen  wurde  stark  er- 
schüttert, einesteils,  weil  sie  unter  den  wirklichen  oder  vermeintlichen  Ungerechtig- 
keiten der  Forstbehörden  zu  leiden  hatten,  andernteils,  weil  ihnen  die  Verwaltung 
das  Bild  der  Schwäche  bot,  denn  die  Reibereien  unter  den  Behörden  und  die 
Machtlosigkeit  des  Generalgouverneurs  konnten  den  Eingebornen  nicht  entgehen. 
Aber  auch  die  europäische  Bevölkerung  konnte  nicht  lange  an  dem  neuen  System 
Gefallen  finden,  nicht  nur  weil  es  den  Aufgaben  des  Verkehrswesens  und  der 
Bewässerung  nicht  die  nötige  Förderung  zuteil  werden  ließ.7)  sondern  vor  allein, 
weil  es  den  steigenden  finanziellen  Bedürfnissen  der  Kolonie  in  keiner  Weise 
gerecht  ward.     Dadurch,  daß  die  Kredite  i'ür  die  verschiedenen  algerischen  Ver- 


>)  Estoubl.   et  Lef.  im  Code  S.  434  ff. 

2)  Art.  5  und  6  des  Gesetzes. 

3)  ,..  .  quelques-uns  proposaient  de  faire  payer  par  In  trilm  la  plus  voisine  tous  lea  d^gäts 
eommis  dans  iinc  foret.  (>n  n'a  p;b  pousse  aussi  loin  l'application  de  la  responsabilite'  collective. 
On  se  contente  de  l'appliquer  quand  la  trilm  a  refusd  de  travailler  a  l'extinction  de  l'incendie,  ob 
quand  il  y  a  des  preuves  d'nn  concert  pn'alahle  ei  general.  le  fen  ayant  pris  sur  plusieurs  points 
ä  la  fois  par  exemple."  So  wurden  wegen  der  Brände  im  .lalire  1881  -IG  Stämme  mit  Straten  im 
Betrag  von  2,2  Millionen  fr.  belegt,  so  daß  nicht  weniger  als  ein  Achtel  sämtlicher  Eingeborn 
gaben  aus  Forststrafen  bestand.  Außerdem  wurden  über  11000  Hektar  Eingebomenland  zur  Strafe 
eingezogen.     Kapport  Burdeau   S.  77. 

4)  Nacb  einer  Vorschrift  des  Generalgouverneurs  sollte  die  Entschädigung  nur  40%  des  Ver- 
lustes betragen;  in  Wirklichkeit  wurde  gelegentlich  mehr  al>  da.-  Hoppelte  des  derzeitigen  Wertes 
des  Waldes  gefordert  und  zugesprochen.  Diese  reichliche  Entschädigung  machte  den  Ankauf  al- 
gerischer Wälder  so  vorteilhaft,  daß  die  Gefahr  der  Brandstiftung  geradezu  als  Reklame  verwertet 
wurde.  Es  nimmt  darnach  nicht  wunder,  wenn  die  Kuhmisten  den  Ausbruch  oder  die  Verbreitung 
der  so  lohnenden  Waldbrände  begünstigten il  ressort  des  enquetes,  —  heißt  es  in  einem  Be- 
richt des  Generalgouverneurs  1886  —  d'une  part,  que  les  tncendies  survenus  dans  cette  commune 
out  <-te  caiiM-s  par  des  Lncinerations  de  chaumes,  pratiqu^es  plutöt  par  h-s  europeens  que  par  les 
indigenes  et,  d'autre  pari,  que  les  colons  (>nt  refusd  d'aider  ä  l'extinction  des  incendies,  tandis  que 
hs  indigenes  ont  an  contraire  fait  preuve   de  bonne  volonte."     Rapport  Burdeau  S.  78.  7(J. 

5)  Die  Zahl  der  Waldbrände  bezifferte  sich  18S3  auf  130.  1885  auf  28.').  1887  auf  395,  1889 
auf  309,  1890  noch  auf  202.     Rapport  Jonnart  S.  100.  101. 

6)  Daß  die  Zustande  wirklich  unhaltbare  geworden  waren,  geht  deutlich  au>  dem  Umstand 
hervor,  daß  die  Regierung  die  Frage  der  Gebrauchsrechte  der  Eingebornen  zum  Gegenstand  einer 
Gesetzesvorlage  machte,  die  im  Gegensatz  zu  der  Entscheidung  des  Kassationshofs  nicht  einfach 
die  Ausübung  der  Gebrauchsrechte  unter  Berufung  auf  das  Forstgesetzbuch  beschnitt,  sondern  die 
Gebrauchsrechte  anerkannte  und  nur  ihre  Zwangsablösung  ermöglichte.  (Gesetz  v.  9.  Dez.  1885, 
Art.  1  und  namentlich  die  Motive:  siehe  Estoubl.  et  Lef.  im  Code  S.  665  ff.) 

')  Von  1879 — 1900  wurde  das  Netz  der  Staatsstraßen  auch  nicht  um  einen  Kilometer  ver- 
mehrt,   und    von     1889 — 1900     wurde    keine     Eisenbahn     gebaut.      Rapport    Berthelot.    Chambiv    des 

deputes,  Sess.  de  1900,  n°  1781.  S.  7. 


—     119     — 

w&ltungszwoige  den  einzelnen  Fachuiini  tnrien  bewilligl  wurden,  richtete  lieh  « i  i  ■  - 
lldir  (In-  Dotierung  der  algori  chen  Verwaltung  zweige  nach  dem  (Jenamtbedar1 
des    einzelnen  Fachministeriums;    bedurfte    ein   Kachmini  torium  Summen 

für  Ausgaben   in   Mutterland,   bo  be  chnitt    i      eben  einfach    die   Forderungen  Füi 
Algerien  auf  das  Notwendig  te.     LJmgokehrl   konnte  ein  gut  dotiertet  Mim  teriuni 
auoh  einmal  mehr  Miiii'l,  als  unbedingt   nötig  waren,  für  Algerien  fordern      Dai 
erklärt    sieb   die  ungleiche    Berücksichtigung  der  algerischen    Verwaltungszwei 
die  Regel  war   freilich,  »lall    an  den   Ausgaben    h\f  Algerien    gespart    wurde 
kam  es,  daß  die  Ausgaben  für  die  im  algerischen  Budget  zusammengefaßten  Vei 
waltung8zweige  von   1884     <s7   von  26  Va  Auf  23  Millionen,  also  um3'/a  Millionen 
vermindert  wurden,  und  das  zu  einer  Zeit,  da  dir  Einnahmen  au-  Algerien   ständig 
Btiegen.1) 

2.   Ihr  Organisation  der   Kolonistenoligarchie. 

A.   Die  Gemeinde-  und  Departements  Verwaltung. 

a)  Ausbau  der  <  Organisation. 
Dieser  Schattenseiten  der  Assimilation  wurde  man  ersl  allmählich  gewahr, 
darum  vollzog  sieh  die  Weiterbildung  der  algerischen  Einrichtungen  vorersl  noch 
in  den  eingeschlagenen  Bahnen.  Den  Höhepunkt  auf  dem  Wege  zur  Assimilation 
bezeichnet  das  Gemeindegesetz  vom  ,">.  April  L 884,  das  in  seinem  Artikel  [64  auf 
die  algerischen  Vollgemeinden  für  anwendbar  erklärt  wurde.2)  Nur  für  wenige 
Punkte  wurden  Ausnahmen  vorbehalten,  so  insbesondere  hinsichtlich  der  Ver- 
tretung der  Eingeboraen.  Die  Eingebomenvertretung  ist  durch  ein  Dekret  vom 
7.  April  1<S84  geregelt  worden.3)  das  die  bevorrechtete  Stellung  der  französischen 
Bürgin-  noch  weit  mehr  als  bisher  zum  Ausdruck  brachte.  An  der  Berück- 
sichtigung der  Muselmanen  im  Gerneindovorstand  ist  zwar  nichts  verändert  worden: 


1  Von  1881 — 86  stiegen  die  algerischen  Einnahmen  von  29,6  Mill.  auf  37,8  Mill.,  also  um 
8  Millionen  fr.,  während  die  Ausgaben  im  algerischen  Budget  von  26354000  (1884)  auf  24:'>S7  0G0 
(1885)  23008000  (1886)  und  22  938 000  fr.  (1887)  sanken.  Siebe  die  Begründung  zum  Entwurf 
des  Generalgouverneurs  Tirman  betr.  das  Regime  financier  de  L'Algerie,  S.  6  und  die  Tabelle 
8.  •-'•-,.  23. 

2)  Art.  164:  „La  presente  loi  est  applicable  aux  communes  de  plein  exercice  de  l'Algerie, 
sous  resers-e  des  dispositions  actueüement  en  vigueur  concernant  la  Constitution  de  la  propriete 
communale,  les  formes  et  conditions  des  acqnisitions,  Behanges,  alieuations  et  partages,  et  sous 
n'-erve  des  dispositions  concernant  la  repr^sentation  des  musulmans  indigenes. 

Par  derogation  aux  art.  5  et  6  de  la  presente  loi,  les  erections  de  communes,  les  change- 
ments  projetes  ä  la  circonscription  territoriale  des  communes,  quand  ils  devront  avoir  pour  effet  de 
modiner  les  limites  d'un  arrondissement,  seront  deeides  par  de'cret  pris  apres  avis  du  Conseil  general. 

Par  derogation  ä  l'art.  74.  les  conseils  munieipaux  peuvent  allouer  aux  maires  des  indem, 
nites    de  fonetions,    saut'   approbation    du    gouverneur  general. 

Diese  Fassung  hat  der  Artikel  im  Senat  erhalten;  die  Deputiertonkammer  hatte  in  der  zweiten 
Lesung  die  Regierung  mir  zum  einmaligen  Erlaß  der  Regeln  über  die  Eingebomenvertretung  er- 
mächtigen  wollen,  („sous  reserve  des  dispositions  concernant  les  indigenes,  lesquelles  seront  edictees 
jiar  an  de'cret  presidentiel  qui  ae  pourra  Stre  modirie  que  par  ane  loi.")  Siehe  über  die  Entstehung 
des  Artikels   Mallarme,   Les   Conseils   locaux   S.  114  ff. 

3)  J.  off.,  vom   10.  Apr.   Sirey,  L.  a.  1SS4.  S.  t>17. 
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wie  bisher  können  in  Gemeinden,  die  eine  hinreichende  Eingehornenbevölkerung 
aufweisen,  besondere  eingeborne  Beisitzer  (sogenannte  adjoints  vom  Präfekten 
ernannl  werden;1)  diese  eingebornen  „Unterbtirgermeister"  üben  gegenüber  der 
muBelmanischen  Bewohnerschaft  hauptsächlich  polizeiliche  Befugnisse,  ea  können 
ihnen  aber  vom  Maire  noch  andere  Befugnisse  delegiert  werden.3 

ümsomehr  -in« I  die  Kegeln  über  die  Vertretung  der  Muselmanen  im  Ge- 
meinderat  umgestaltet  worden:  Zunächsl  ist  das  aktive  Wahlrecht  der  Musel- 
manen noch  etwas  enger  umgrenzt  worden.  Wahlberechtigt  ist  wie  bisher  jeder 
eingeborne  .Muselman  im  Alter  von  über  25  Jahren,  der  seit  zwei  Jahren  in  der 
Gemeinde  wohnt3)  und  entweder  Grundeigentümer  oder  Pächter  eines  Landguts 
ist.  oder  ein  Staats-.  Departements-  bezw.  Gemeindeamt  bekleidet,  oder  den 
Orden  der  Ehrenlegion  oder  eine  andere  Auszeichnung  erhalten  hat.  oder  eine 
Pension  bezieht.4)  Die  Ausübungeines  der  Gewerbesteuer  unterliegenden  Berufs 
(neben  der  Erfüllung  der  Bedingungen  über  Wahlalter  und  Wohnsitz)  «lairegen 
genügt  nicht  mehr  zur  Erlangung  dv>  Wahlrechts.  Auch  das  passive  Wahlrecht 
der  Muselmanen  wurde  beschränkt:  während  die  mit  dem  aktiven  Wahlrecht 
ausgestatteten  Muselmanen  nach  dem  Dekret  von  18r><i  als  Vertreter  jeder 
Wählerkategorie  (auch  der  Franzosen.  Juden  und  Ausländer)  gewählt  werden 
konnten,  können  sie  nunmehr  nur  noch  als  Vertreter  der  Muselmanen  in  den 
Gemeinderat  eintreten.5)  Dagegen  sind  die  zum  Conseil  munieipal  wählbaren 
Franzosen  nach  wie  vor  auch  als  Vertreter  der  Muselmanen  wählbar.8)  Dies  i-t 
deshalb  wichtig,  weil  die  Franzosen  (hierunter  fallen  auch  Muselmanen,  die  die 
französische  Staatsangehörigkeit  erworben  haben)  eine  bevorzugte  Rechtsstellung 
genießen.  Sie  äußert  sich  nicht  sowohl  darin,  daß  die  Teilnahme  an  der 
Wahlmännerwahl  zum  Senat  auf  die  Gemeinderäte  französischer  Staatsangehörig- 
keit beschränkt  ist  —  denn  das  ist  ja  selbstverständlich.7;  —  als  vielmehr  darin, 
daß  die  Wahl  des  Maire  und  der  französischen  Adjoints  nunmehr  den  Franzosen 

')  Art.  5. 

2)  Art.  6. 

3)  Die  Verlängerung  der  Wohnsitzdauer  von   1   auf  2  Jahre  wurde   1874  eingeführt. 

4J  Art.  2.    Les    indigenes    musulmans,    pour   Stre  admis  ä  l'electorat    munieipal,    doivent  Itre 
äg^s  de  vingt-cinq  ans.  avoir    ane  residence  de  deux    annees  consecutives  dans  la  commune, 
trouver  dans  l'une  des  conditions   suivantes: 

Etre  proprietaire  foncier  ou  fermier  d'une  propri&e'  rurale; 

Etre  employe  de  l'Etat,  du  departement  on  de  la  commune; 

Etre  membre  de  la  Legion  d'honneur,  deeore  de  la  medaille  militaire,  d'une  medaille  d'hon- 
neur  ou  d'une  medaille  commemorative  donnee  ou  autorisee  par  le  gouvernement  francais,  on 
titulaire  d'une  pension  de  retraite  .  .  . 

5)  Für  das  passive  Wahlrecht  der  Muselmanen  gelten  dieselben  Bedingungen  wie  für  das 
aktive,  nur  die  Dauer  de-  Wohnsitzes  ist  (auf  drei  Jahre)  erhöht. 

6)  Art.  3.    Sont  eligibles  an  titre  musulman: 

1°  Les  citoyens  francais  on  naturalis«.'*  qui  remplissent  les  conditions  prescrites  ]>ar  l'art.  31 
de  la  loi  municipale  sus-vise"e; 

2°  Les  indigenes  musuhnans  äg£s  de  vingt-cinq  an-  et  domicilii'-  dans  la  commune  depuis 
trois  ans  an  moins,  Lnscrits  sur  la  liste  des  electeurs  musulmans  de  la  commune. 

;)  Es  ist  vielmehr  auffallend,  daß  alle  Gemeinderäte  französischer  Staatsangehörigkeit,  auch 
die  von  Muselmanen  gewählten,  an  den  Senatswahlen  teilnehmen  dürfen.  Siehe  hierüber  unten  Erster 
Teil.   Dritter  Abschnitt,   IL.  2.,  B. 


alloin    /.nsii'lit. '  i    währond    vor   1884    auch    niuhtfranzö  i  ein    ücmiMndürUto    daran 
teilnehmen  durften.     Die  Schlochtonitcllun^  der  Mn  luinanon  komml  ondlich  no<  li 
in  der  Berechnung    der   Vertrotorzahl    im  (ieinoindoral    zum   Au  druck      Man   !"• 
reohneto    «In-  Zahl    der  Gemoindcratsmitglieder   nicht   mehr  nach  der  Ge  amtein 
wohner  zahl   einer  Gemeinde,   sondern    stellte   Für   die  Zahl    der   mu  elmanischen 
wie  fUr  die  der  französischen  Vertreter  je  einen  besondorn  Borechnungsmodux  aul 
I  >i<  >  Zu  wähl    von    muselmanisohen    Vertretern    zum    Oonseil    municipal    isl    davon 
abhängig,    dafi    die    Eingebornenbewohnerschaft     sieh     auf    wenig  tona     bundeii 
Seelen    belauft.     Für   das   erste  Tausend,    >iml    den   Bingebornen   zwei    Vertreter 
zugebilligt,  für  jedes  folgende  angefangene  Tausend  je  ein    weiterer,  iedoeb  darl 
ihre  Vertreterzahl  nie  mehr  als  sechs  betragen  und  ein  Viertel  der  französischen 
Vertreter  nioht  übersteigen.2) 

Im  Gegensatz  zu  dieser  vielfachen  Beschränkung  der  Eingebornenvertretung 
ist  den  Franzosen  eine  überreichliche  Vertretung  zuteil  geworden,  indem  ihnen 
die  Vertretung  des  europäischen  Elements  liberhaupl  zufiel:  Die  Vertreter  der 
Ausländer,  die  für  die  Conseils  generaux  schon  durch  das  Dekret  vom  28.  De- 
zember 1870  aufgehoben  wurde,  ist  nun  auch  in  den  Gemeinden  in  Wegfall 
kommen,  denn  das  Gesetz  von  1884  erwähnt  sie  nicht,  sondern  läßt  nur  offen, 
daß  die  französische  Gemeindevertretung  noch  durch  Vertreter  eingeborner  Musel- 
manen ergänzt  wird.  Aber  deswegen  ist  dio  Zahl  der  in  der  Gemeinde  ansässigen 
Ausländer  für  die  Zusammensetzung  der  Gemeindevertretung  doch  nicht  gleich- 
gültig, denn  die  Zahl  der  französischen  Vertreter  richtet  sich  nach  der  in  der 
Gemeinde  ansässigen  ..europäischen  Bevölkerung".3)  Nun  ist  zu  beachten,  daß 
in  vielen  algerischen  Gemeinden  die  Ausländer  (namentlich  Spanier  und  Italiener) 
unter  der  Ansiedlerbevölkerung  die  Mehrheit  ausmachen,  und  das  war  um  die 
Zeit  des  Erlasses  des  Dekrets,  bevor  das  Gesetz  von  1889  über  den  Erwerb 
und  den  Verlust  der  Staatsangehörigkeit  seine  Wirkung  äußerte,  in  noch  viel 
höherem  Grade    der  Fall,    als    heute.4)     So    kamen  durch  diese  zahlreiche  nicht- 


')  Art.  4  des  Dekrets:  Les  conseillers  elus  par  les  indigenes  musulmans  siegent  au  conseil 
municipal  au  meine  titre  que  les  conseillers  eins  par  les  citoyens  francais.  Tontefois,  en  execution 
de  hart.  11  de  la  loi  du  2  aout  1875,  ils  ne  prennent  part  ;'i  la  designation  des  delegu£s  pour  les 
elections  senatoriales  qu'a  la  condition  d'etre  citoyens  francais;  la  meme  condition  leur  est  aeces- 
saire  pour  partieiper  ä  la  nomination  du  maire  et  des  adjoints. 

-)  Art.  1  des  Dekrets:  Les  conseils  munieipaux  des  communes  de  plein  exercice  de  l'Algerie, 
compose's  comme  il  est  dit  ä  l'art.  10  de  la  loi  municipale  sus-vises,  la  population  europeenne 
servant  seule  a  determiner  cette  composition,  comprennent,  outre  les  conseillers  elus  par 
les  citoyens  francais  ou  aaturalises,  des  conseillers  elus  par  les  indigenes  musulmans,  des  que  la 
population  atteint  dans  la  commune  le  elnffre  de  cent  individus. 

Ces  derniers  conseillers  viennent  en  augmentation  au  chiffre  du  eonseil  municipal,  tel  qu'il 
est  determino  par  l*art.  10  precite.  Leur  nombre  est  fixe  comme  il  suit:  Deux  conseillers.  de  100 
ä  1000  habitants  musulmans.  Au-dessus  de  ee  chiffre,  il  y  aura  an  conseiller  musulman  de  plus 
par  chaque  excedant  de  1000  habitants  musulmans,  saus  que  le  nombre  puisse  jamais  depasser  le 
quart   de  l'effectif  total   du  conseil.   ni  depasser  le   nombre   de   six. 

3)  Vergl.  Art.  10  des   Gemeindegesetzes   und  Art.  1   des  Dekrete-. 

*)  Im  Jahre  1891,  also  nicht  lange  nach  dem  Inkrafttreten  des  Gemeindegesetzes,  betrug  die 
Zahl  der  Ausländer  immerhin  noch  219  920  gegenüber  272662  Franzosen  und  47  677  Israeliten 
(franz.  Staatsangehörige),  sowie  3267223  eingebornen  Muselmanen.  Im  Departement  Oran  waren 
die  Ausländer  sogar  in  der  i'berzahl,  indem  79  342  Franzosen  (dazu  20  000  Juden)  112  019  Aus- 
ländern (fast  nur  Spanier)  gegenüberstanden,     siehe  Etapport  Burdeao   S.  22 — 33. 
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französische   Bevölkerung  die  Franzosen  zu  einer  unverhältnismäßig  Btarken  Ver- 
tretung.' 

\>j  Wirkungen  der  Assimilation  in  der  Lokalverwaltung. 
Gegen  ein  derartiges  Überwiegen  der  Franzosen  in  der  Gemeindevertretung 
hätte  sich  nichts  einwenden  lassen,  wenn  die  Franzosen  allenthalben  den  leistungs- 
fähigeren Teil  der  Bewohnerschaft  einer  Gemeinde  ausgemacht  hätten,  wie  das 
z.  B.  in  den  größeren  Städten  zutraf.  Aber  nur  zu  oh  war  dies  nicht  der  Fall. 
da  man  in  dem  übertriebenen  Streben,  einen  möglichst  großen  Teil  des  Zivil- 
territoriums als  Vollgemeinden  zu  organisieren,  manchmal  ganz  unbedeutende 
Europäersiedelungen  zu  Vollgemeinden  erhob  und  ihnen  weite  Strecken  KinL'c- 
bornenlandes  als  Gemeindebezirk  zuteilte.  Die  Folgen  dieser  künstlichen  Ge- 
meindegründungen kann  man  sich  ausmalen:  die  Kolonisten  nützten  ihre  Mehrheit 
im  Conseil  municipal  dahin  aus.  die  Eingebornen  in  der  schamlosesten  Weise 
auszubeuten.  <  >b\vohl  die  Eingebornen  meistens  den  größten  Teil  der  Ausgaben 
aufzubringen  hatten.'2  wurden  die  Einnahmen  fast  ausschließlich  zur  Befriedigung 
von  Ansiedlerinteressen  verwendet.  Da  dazu  mehr  als  genug  Mittel  vorhanden  waren, 
so  konnten  die  Gemeindevertretungen  auch  reim?  Luxusbedürfnisse  befriedigen. 
Die  europaischen  Siedelungen  wurden  in  geradezu  verschwenderischer  Weise  mit  An- 
lagen, öffentlichen  Gebäuden  und  sonstigen  Einrichtungen  ausgestattet.3!  Natürlich 
wurde  auch  eine  mehr  als  ausreichende  Dotierung  aller  möglichen  Amter  und  Stellen 
nicht  vergessen.4)  Trotz  dieser  wenig  vorbildlichen  Wirtschaft  schlössen  die  Ge- 
meindebudgets,   dank    den   reichlichen    Einnahmen    aus    dem   Eingebornenbezirk. 


')  Nehmen  wir  z.  B.  an,  daß  eine  Gemeinde  in  dem  vorzugsweise  von  Spaniern  besiedelten 
Departement  (»ran  eine  weiße  Bewohnerschaft  von  1G00  Seelen,  darunter  300  Franzosen  (inkl.  100 
.luden)  und  eine  muselmanische  Bevölkerung  von  1"> 000  Seelen  zählte;  «laiin  nahen  die  Franzosen 
lind  .luden,  unter  denen  sieh  vielleicht  90  Wähler  hetinden.  nach  Art.  10  des  Gemeindegesetzes,  da 
es  sich  um  eine  europäische  Bevölkerung  von  1,001 — 2500  Seelen  handelt.  16  Gemeinderäte  zu 
wühlen;  die  15000  Eingebornen  hätten  ihrer  Zahl  nach  entsprechend  dem  Dekret  von  1884  eigentlich 
ebenfalls  16  Vertreter  zu  beanspruchen,  ihre  Vertretung  darf  aber  nicht  mehr  als  ein  Viertel  der 
französischen  Vertreter  betragen,  also  in  diesem  Fall  nur  vier  Mitglieder  zählen.  Daß  dieses  Bei- 
spiel in  Algerien  recht  wohl  vorkommen  kann,  zeigen  die  von  .Jonnart  angeführten  Wählerzahlen. 
Zur  Gemeinde  A'in-Kerma  gehörten  4187  Eingeborne.  die  Zahl  der  französischen  Wähler  betrug  52. 
die  Gemeinde  Tarafoni  umfaßte  5515  Eingeborne  und  wies  30  französische  Wähler  auf.  Sieh,- 
Rapport  Jonnart.  Chambre  des  deputds,  Sess.  de  1892,  n°  2815.  S.  34. 

2)  Z.  B.  beliefen  sich  in  der  Gemeinde  Sebdou  (22<>  Franzosen,  9500  Eingeborne)  die  Ein- 
nahmen auf  47  000  fr..  davon  nur  7000  von  den  Franzosen  aufgebracht  wurden.  Rapport  Bur- 
deau,  s.  109. 

3)  ,.11  n'est  si  }ietite  commune  en  Algi'rie  qui  ne  pretende  jouir  de  Squares,  de  rue^  plantees 
d'arbres  et  garnies  de  trottoirs,  et  non  seulement  d'eau  potable,  mais  d'un  lavoir,  d*un  marche, 
souvent  d'un  abattoir,  c'est-ä-dire  de  commodites  et  d'un  luxe  que  se  refusent.  par  mesure  d'£conomie, 
taut  de  communes  de  France."  (Rapport  Jonnart  S.  50).  Insbesondere  wurden  für  den  Bau 
von  K'athäusern  hohe  Summen  verbraucht.  Die  Gemeinde  Aön-Temouchent  (1076  Franzosen, 
3790  sonstige  Europäer)  erbaute  ein  Rathaus  im  Wert  von  mehr  als  400  000  fr.  (Rapport 
Jonnart  S.  50). 

4)  Die  Gemeinde  Pont-du-Che'liff  gab  in  10  Jahren  50  000  fr.  für  die  Unterhaltung  von  Wegen 
aus,   dabei  gab   es  in  der  Gemeinde   höchstens   100  m   Straße.      Kapport  Jonnart   S.  51. 
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gewöhnlich  rn.il  bedeutenden  Obei  cht]  en  ;d.  ')  Der  gttn  tig<  Stand  ihrei 
Finanzen  hielt  iedooh  die  Uomoinden  nicht  ab,  noch  um  Staal  ubvontionon  ein 
zukommen,9)  und  die  Einbeziehung  weiterer  ICingoboriiengobiete  ia  ilire  Qemoiade 
bezirke  eu  beantragen,')  um  so  ihr  \u-  augunp  )  tom  aul  breiterer  Ba  i  be 
treiben  bu  können;  und  diese  Wünsche  wurden  naturlich  erfüllt,  wenn  die  mächtigen 
algerischen  Deputierten   sie  unterstützten. 

Für  die  Eingebornen,  auf  denen  die  rlauptla  i   der  Gemeindeabgaben  ruhte, 
geschah  garnichts;    die  Gemeinde    sorgte    wedftr  Für  Wege,  noch    für  die   Unter 
haltung   der    Brunnen    im   Eingebornengebiel  '      Audi   sonsl    kümmerte    sich   der 
Maire  uiohl  um  die  Verwaltung  des  Eingebornengebiets,  und  bo  waren  die  Mu  el 
manen   Behutzlos   der  Willkür   der   muhammedanischen  Adjoints    und    deren  An 
hängerschall  preisgegeben.0)     Kein  Wunder,  wenn  die  Bingebornensteuern  in  den 
Bezirken  der  Vollgemeinden  sehr  unpünktlich  entrichtet  wurden8)  und  wenn  Bich 
noch  andere  Anzeichen  einstellten,  die  auf  ein  Sinken  des  französischen  Ansehens 
hindeuteten, T) 

In  den  gemischten  Gemeinden  ging  es  wenig  besser;8)  es  war  für  den 
Administrateur  keine  leichte  Sache,  die  Interessen  der  Eingebornen  gegenüber 
den  Ansiedlern  zu  wahren,  denn  diese  wußten  durch  ihre  Vertreter  im  Conseil 
general  und   im  Parlament   einen  so  starken  Druck  auf   den  Administrateur  aus- 


')  In  den  c.  100  Vollgemeinden  des  Departements  Algier  belief  sich  von  1885  90  der 
jährliche  Überschuß  auf  1600000  fr.,  in  den  c.  70  Vollgemeinden  des  Departements  Constantine 
auf  1200  000  t'r.  (Rapport  Jonnart  S.  49). 

*)  So  erhielten  die  Vollgemeinden  des  Departements  Constantine  für  das  Finanzjahr  1889 
938738fr.  Staatssubvention,  und  im  Departement  Algier  war  es  um  nichts  besser:  die  Gemeinde 
Algier  /..  1?.  bekam  für  1890  91331  t'r.  Staatssubvention,  obwohl  ihre  Einnahmen  einen  Überschuß 
von  ,"»14  766  fr.  aufwiesen.     Rapport  Jonnart  S.  53. 

;  So  die  Gemeinde  Tizi-Ouzou,  die  schließlich  25  000  Eingeborne  umfaßte.  Fleury-Ravarin, 
T.  X..  S.  543. 

4)  „Les  chemins  s'arrßtent  k  la  limite  des  territoires  de  colonisation :  on  ne  trouve  que  des 
sentiers  de  chevres  .  .  des  djemmäs  en  ruine,  des  fontaines  croulantes;  presque  pas  d'ean  potable." 
Fleury-Ravarin,  T,  X..  S.  542. 

5)  „Les  populations  sont  abandonnees  ä  l'adjoint  indigene  et  ä  son  cof,  qni  peuvent  se  livrer 

;'i  tous  les    exet's,  sans    que  le  maire  europeen  s'en    inquiete",  Fleury-Ravarin  1.  c.  S.  542 en 

general  les  tribus  indigenes  des  communes  de  plein  exercice  ae  sont  pas  administres  on  plutöt  ne 
le  sont  que  par  an  garde  champetre  indigene."  Aussage  von  Sabatier  in  der  Commission  dYtude 
des  questions  algeriennes,  Senat  1891,  S.  109. 

6)  „Qu'on  interroge  les  collecteurs  de  l'impöt,  et  ceux-ci  vous  avoueront  qu'en  territoire  de 
commune  de  plein  exercice  l'impöt  rentre  tres  mal."     Sabatier,  1.  c.  S.  109. 

;)  In  den  Vollgemeinden  war  z.  B.  der  Schulbesuch  schlechter  als  in  den  gemischten  Ge- 
meinden. Gelungen  klingt  folgende  Beobachtung  von  Fleury-Ravarin  über  das  Benehmen  der 
Muselmanen  den  Europäer  gegenüber:  „Lorsque  l'Arabe  croise  en  route  un  roumi.  son  attitude 
varie  suivant  le  pays  ou  il  est.  En  commune  de  plein  exercice,  il  detonme  la  tete,  et  crache,  en 
signe  de  mepris.  En  commune  mixte,  il  passe  sans  rien  dire.  En  commune  militaire,  il  salue." 
(1.  c.  S.  554).  Das  zeigt,  daß  die  Militärverwaltung  dem  Eingebornen  immer  noch  das  größte  Ver- 
trauen und  die  größte  Achtung  einflößte,  was  übrigens  auch  damit  zusammenhängt,  daß  das  Ge- 
richtsverfahren im   Militärterritoriuni  weniger  umständlich   war  als  im   Zivilgebiet. 

8)  Die  Organisation  der  gemischten  Gemeinden  wurde  insofern  verändert,  als  seit  dem  Dekret 
v.  7.  April  1884  (Art.  7)  die  französischen  Adjunkten  und  die  französischen  Mitglieder  der  Commis- 
sion  municipale  aus  Wahlen   der  französischen  Bürger  hervorgehen. 
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zuüben,  daß  dieser  gewöhnlich  nachgeben  mußte.1  und  bo  herrschte  in 
diesen  Gemeinden  gewöhnlich  dieselbe  Ausbeutungspolitik  wie  in  den  Voll- 
gemeinden.8) 

Nitlü  minder  ausgeprägt  als  bei  den  Gemeinden  entwickelte  sich  das  Aus- 
Baugungssystem  beiden  Departements.  Diese  stellten  überhaupt  wenig  glückliche 
Schöpfungen  dar,  denn  sie  entbehrten  der  geographischen  Geschlossenheit;*)  durch 
zwei  Grenzlinien  von  Norden  nach  Süden  hatte  man  ganz  willkürlich  das  Land 
in  drei  Teile  gespalten,  so  daß  jedes  der  drei  Departemens  einen  Teil  der 
Küstenstrecke,  des  Teilgebiets,  i\rv  Hochebene  und  der  Sahara  in  Bich  vereinigte.4 
Eine  wirkliche  gesunde  Interessengemeinschaft  konnte  sich  unter  den  Bewohnern 
dieser  Riesendepartements,  da  sie  unter  ganz  verschiedenen  Lebensbedingungen 
lebten,  natürlich  nicht  herausbilden.5)  Lud  so  lagen  die  Vertreter  der  ver- 
schiedenen Landschaften  in  den  Conseils  generaux  fortwährend  miteinander  in 
Fehde  und  suchten  einseitig  die  Interessen  ihrer  Gegend  zu  fördern.  Nur  in 
einem  Ziele  waren  sich  die  französischen  Mitglieder  der  Conseils  generaux  eins: 
Nämlich  in  der  Ausbeutung  der  Eingebornen.  Dazu  bot  ihnen  das  bestehende 
Finanzsystem  die  beste  Handhabe.  Während  die  Einnahmen  der  heimischen 
Departements  aus  Steuerzuschläsien  bestanden,  nährte  sich  nämlich  das  Budget 
eines  algerischen  Departements  nur  zum  kleinsten  Teil  aus  eigenen  »Steuerquellen 
(Steuerzuschlägen),  den  Hauptteil  der  Hinnahmen  bildete  der  Staatszuschuß,  und 
zwar  hatte  der  Staat  den  Departements  die  Hälfte  des  Ertrags  aller  Eingebornen- 
steuern  überlassen,  so  daß  die  Departenientsbudgets  beinahe  ausschließlich  von 
Eingebornenabgaben  gespeist  wurden.'')  Da  aber  die  Vertreter  der  weißen  Be- 
völkerung im  Conseil  general  die  Mehrheit  hatten,  so  wurden  die  Departements- 


')  „La  minorite  europeenne  repr^sente  des  besoins  imperieux.  Elle  a  derriere  eile  le  conseil 
general,  la  deputation,  tout  l'appareil  des  influences  electorales  et  administratives,  si  l'administrateur 
resistc,  oh  le  traite  en  ennemi  de  la  colonisation.  .  .  Ne  tronvant  pas  aupres  de  ses  chefs  imine- 
diats  l'appui  necessaire,  il  deserte  un  devoir  ingrat  et  p Drillens  ponr  se  faire  le  complaisant  d'une 
politiqne  qui  ne  voit  dans  l'indigene  que  le  commanditaire  de  la  colonisation."  Flenry-Eavarin 
1.  c.  S.  544.  ..Dans  la  plupart  des  communes  mixtes  existent  des  centres  de  colonisation  dont  les 
besoins  sont  toujours  eonsiderables.  II  est  assez  natnrel  que  les  representants  de  ces  centres  sol- 
licitent  constamment  an  hudget  de  la  commune  mixte  des  subventions  diverses.  A  ces  demandes 
qni  absorberaient  l'integralite"  du  bndget  si  on  les  accueillait  toutes,  l'administratenr  oppose  les 
besoins  a  satisfaire  en  territoire  de  tribu.  D'oü  un  contlit  permanent  entre  les  administrateurs  et 
les  Colons  des  centres."  Aussage  von  Sahatier,  der  selber  Administrateur  war.  vor  der  Commission 
d'etude  des  qnestions  algeriennes,  Senat  1891,  S.  107  f. 

2)  ,,Le  resultat,  c'est  que,  meme  dans  les  comnrones  mixtes.  la  presque  totalite  des  taxes 
payees  ]>ar  les  tribus  est  depensee  dans  les  centres  europeens."     Flenry-Eavarin  1.  c. 

:1)  „L'unite  geographique!  Elle  n'existe  pas."  Flenry-Eavarin  I.e.  s.  545.  „Tel  qn'il  est 
constitue"  en  Algerie,  le  departement  est  une  coneeption  tout  a  fait  arbitraire  qui  ne  repond  en 
aneune  facon  a  la  n'alite  des  faits."     Aussage  Sabatiers  I.e.  S.  112. 

4)  Flenry-Eavarin  vermißt  auch  die  ethnographische  Einheit  11.  c.  s.  54.")).  aber  das  Fehlen 
der  ethnographischen  Einheit  in  einem  kolonialen  Verwaltungsbezirk  ist  politisch  als  Vorteil  zu 
betrachten. 

5)  ..l.'unitr  des  interets!  On  la  chercherait  en  vain  .  .  II  y  a  lutte  entre  les  intergts 
regionaux"   .  .  Flenry-Eavarin  1.  c.  S.  545. 

G)  Die  Eingebornensteuern  machten  um  1890  vier  Fünftel  bis  elf  Zwölftel  der  Departements- 
einnahmen aus. 
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einnahmen   wiedorum  ffl  I   au    chliofilich    im  [ntcn     o  doi    \n  iedloi    verbraucht  ' 
1>.ms   selbstsüchtige  üobareu    der   Koluni  ton    wirkte    hier    noch    bedenklicher   al 
in    der  Gemeindeverwaltung,    denn    i      tral    nicht   nur   die   Kingebornen,     ondern 
hemmte   die  Ausbreitung  des   franzü  i  chon   E£inHui ■>■     überhaupt.     Die   Departe 
ments  umfaßten   (a  auch   die   Militärten'itorion;    au     die  en  fiofl    über  ein   Fünftel 
der  Departementseinnahmen;    es  bei    den   Kolonisten    aber    garnichl    ein,  Für   die 
hisi   um-  von   Eingobornen  bewohnten    Militärterritorien  auch  entsprechende    Aui 
gaben    bewilligen,9)  bo    daß   Bchon  damals   der  Godanke   auftauchte,    dai   Bud 
der  Militärterritorien    von   dem    der  Zivilterritorien  vollständig    zu  trennen,1    ein 
Gedanke,  der  vor  wenig  Jahren  (1902)  verwirklich!  worden  ist.4      Die  bestehende 
Departementseinteilung  paßte  mithin  zwar  vorzüglich  zudem   von  den  Kolonisten 
geübten    Aussaugungssystem,    aber    ~ie    schädigte    die    allgemeinen    Französischen 
[nteresBen. 

B.  Die  Verl  re  I  u  o  g  i  m  Pa  rl  ;i  m  ent. 
Das  Bild  dieser  algerischen  „Kolonistenoligarchie"  wäre  unvollständig,  wenn 
man  nicht  noch  zum  Schuß  auf  die  Vertretung  Algeriens  im  Parlamenl  einen 
Blick  werfen  würde.  Algerien  ist  in  beiden  gesetzgebenden  Körpern  vertreten. 
Die  Zahl  der  Senatoren  Algeriens  ist  in  dem  Verfassungsgesetz  über  den  Senal 
von  24.  Februar  L875  auf  einen  für  jedes  der  drei  Departements  festgelegt 
worden.5)  Die  allgemeine  Regel,  die  dasselbe  Grundgesetz  enthält,  danach  die 
Senatoren  in  jedem  Departement  von  den  Deputierten,  von  den  Mitgliedern  des 
Conseil  general,  den  Mitgliedern  der  Arrondissementsräte  und  von  Wahlmännern 
der  Gemeinderäte  gewählt  werden  sollten,6)  konnte  auf  Algerien  keine  Anwendung 
finden,  einmal  weil  es  in  Algerien  keine  Arrondissementsräte  gibt,  sodann  aber 
weil  die  algerischen  Conseils  generaux  und  munieipaux  auch  Nichtfranzosen  um- 
faßten. Daher  sind  in  dem  Wahlgesetz  für  den  Senat  vom  •_'.  August  1875  für 
die  Wahlen  in  Algerien  besondere  Vorschriften  getroffen.7;  Der  Wahlkörper 
setzt  sieh  in  jedem  Departement  zusammen:  1.  aus  den  Deputierten.  2.  aus  den 
französischen  Mitgliedern  des  Conseil  general.  3.  aus  den  von  den  französischen 
Mitgliedern  der  Gemeinderäte  aus  den  französischen  Gemeindewählern  gewählten 


')  „De^duction  faite  des  fonds  affectes  aux  d£penses  d'admiiiistration  generale,  on  peut  «lir<- 
que  Ia  presque  totalite  des  fonds  du  d£partement  est  affectee  ;i  la  satisfaction  d'interets  europeens,  1 1 
qu'on  ne  se  pr^oecupe  que  fort  pen  des  besoins  spewaux  des  Arabes."     Fleuiy-Ravarin  1.  c  S.  54fi. 

2)  1891  z.B.  steuerte  das  Militärterritorium  des  Departements  von  Constantine  500000fr. 
zu  den  Departementseinnahmen  bei,  es  wurden  aber  nur  2.'>000  fr.  für  Ausgaben  im  Müitärterritoriam 
vorgesehen.     Rapport  Jonnart  s.  47. 

3)  „Dans  ces  conditions.  il  n'est  pas  surprenant  qu'on  ait  songe  a  separer  les  territoires  de 
commandement  des  territoires  eivils  au  point  de  vue  financier  et  ä  former  avec  les  sommes  pro- 
venant  des  trois  divisions  militaires  im  budget  special  ä  tout  le  territoire  de  commandement." 
Kapport  Jonnart  S.  47  f. 

4)  Siehe  unten    Dritter  Teil.   Zweiter   Abschnitt. 

5)  Art.  2  .  .  .  les  trois  departements  de  l'Algerie  .  .  eliront  chaeun  an  senateur. 

6)  Art.  4  des   Gesetzes   vom   24.  Februar  1875. 

')  Art.  11.  Dans  chaeun  des  trois  departements  de  l'Algerie.  le  College  electoral  se  corupose: 
1°  des  deputes;  2°  des  membres  citoyens  francais  du  conseil  general;  3°  des  delegues  elus  par  les 
membres  citoyens  francais  de  chaque  conseil  munieipal  parmi  les  electeurs  citoyens  francais  de  la 
commune. 
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Wahlmännern,  Hier  stößl  man  auf  die  Frage,  was  unter  den  „französischen" 
Mitgliedern  des  Consei]  general  und  der  Gemeinderäte  zu  verstehen  ist  Oh 
bierunter  nur  die  die  französische  Bevölkerung  vertretenden  Mitglieder  gemeint  sind 
oder  etwa  auch  die  die  Eingebornen  vertretenden  Mitglieder,  die  die  französische 
Staatsangehörigkeil  erworben  haben.  Man  entscheidet  diese  Frage  dahin,  daU 
die  muselmanischen  Beisitzer  in  dem  Consei]  g^neral,  auch  wenn  sie  die  fran- 
zösische Staatsangehörigkeil  besitzen,  an  der  SenatorenwahJ  nicht  teilnehmen 
können,  und  zwar  deshalb,  weil  sich  aus  den  Bestimmungen  über  die  Senatoren- 
wahl als  Grundsatz  herausschälen  läßt,  daß  die  Mitglieder  der  Körperschaften 
nur  dann  an  der  SenatorenwahJ  teilnehmen  dürfen,  wenn  ihre  Mitgliedschaft 
auf  Wahl  Beruht.  Dieses  Prinzip  der  „indirekten  Wahl"  der  Senatoren  würde 
verletzt,  wenn  auch  musehnanische  Beisitzer  französischer  Staatsangehörigkeit  bei 
der  SenatorenwahJ  mitwirken  würden.1;  denn  die  muselmanischen  Beisitzer  wurden 
ja  vom  Generalgouverneur  ernannt.3)  Man  sollte  erwarten,  daß  die  Ausschließung 
von  der  Mitwirkung  an  der  Senatorenwahl  auch  für  die  muselmanischen  Vertreter 
in  den  Gemeinderäten  gelten  müßte,  wenngleich  diese  aus  Wahlen  hervor- 
gehen, denn  es  darf  doch  nicht  ühersohen  werden,  daß  sie  von  Nichtfranzosen 
gewählt  werden.3)  Jedoch  hat  das  Dekret  vom  7.  April  1.S84  über  die  Ver- 
tretung der  Eingebornen  in  den  Vollgemeinden  den  muselmanischen  Vertretern 
im  Consei!  munieipal,  die  die  französische  Staatsangehörigkeit  besitzen,  das  Recht 
verliehen,  an  den  Wahlmännerwahlen  für  die  Senatorenwahl  teilzunehmen.4)  Es 
ist  gewiß  eigentümlich,  daß  diese  mit  dem  Grundsatz  eines  Verfassungsgesetzes 
in  Widerspruch  stehende  extensive  Auslegung  des  Wahlgesetzes  von  1875  durch 
Verordnung  geschehen  konnte. 

Die  Zahl  der  algerischen  Deputierten  wurde  in  dem  Wahlgesetz  vom 
30.  November  1875  auf  drei  normiert,5)  aber  angesichts  der  Wahlen  von  1881 
vermehrte  man  die  Zahl  der  algerischen  Mandate  auf  sechs;6)  in  jedem  Departe- 
ment werden  je  zwei  Deputierte,  jeder  in  einem  besonderen  Wahlkreis.7)  ge- 
wählt. Diese  Bemessung  der  algerischen  Deputiertenzahl  entspricht  in  keiner 
Weise  den  in  Frankreich  geltenden  Regeln.  Denn  nach  dem  Wahlgesetz  von 
L875  entfällt    auf   jedes    französische  Arrondissement    ein  Deputierter,    und  wenn 


')  ..Ce  serait  violer  le  principe  mime  de  l'electorat  que  d'admettre,  dans  cette  election  a 
jilusieurs   degres,  des   individus  <jui  tiennent   leur   mandat  de   l'administration."     Charpentier  S.  34. 

2)  Siehe  oben  s.  91. 

3)  ...  .  .  les  conseillers  au  fcitre  indigene,  fussent-ils  naturalises  ou  meme  francais  d'origine, 
ae  ti  iiant  leur  mandat  que  d'electeurs  qui  n'ont  pas  de  droits  politiques,  ne  Bauraient,  par  leur 
qualite  personnelle  .  posseder  des  droits  dont  leurs  mandants  sont  priv^s."     Charpentier  8.35. 

4)  Siehe  den  oben  S.  121  Anmerkung  1  abgedruckten  Art.  4  de-  Dekrets.  Folgerichtiger- 
weise müßte  man  heute  auch  die  muselmanischen  Mitglieder  frau/..  Staatsangehörigkeit  in  den  Conseils 
generalis  zur  Senatorenwahl  zulassen,  da  die  muselmanischen  Mitglieder  der  Conseils  generaux 
seit  dem  Dekret  vom   24.  Sept.   1908  (Siehe  Anhang  Nr.  75)  aus  Wahlen  hervorgehen. 

5)  Art.  19. 

6)  Gesetz  vom  28.  Juli  1881  (Bull.  off.  641,  n"  10  907.  Sirey,  L.  a.  1881  S.  179),  Art.  2: 
Les  trois  departements  de  l'Algerie  et  les  colonies  de  la  Martinique,  de  la  Guadeloupe  et  de  la 
Rennion  nomment  chaeun  denx  deputea. 

')  Nur  von  1885 — 1S89  bestand  auch  in  den  algerischen  Departements  wie  in  Frankreich 
das  System   der  Listenwahl. 
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die  Bovölkorung   100  000  Seelen  Ubei  teigt,  I. a\  ihm  aui  je   100000  Kinwobnei 

oder   einen   Bruchteil    davon    «'in    weitorer  Deputierter    bu  '      Hätte    man    di< 
Grundsatz  auf  Algerien   Übertragen  wollen,     o  liRtto   Algerien,  da  e     in    17  Arroo 
(lissniiciiis  oingetoill   ist,  wenig  ten     i  .    Deputierte  und  unter  Zugrundlcguiifj  dei 
Einwohnerzahl  liber  50  Deputierte  erhalten  mtl    on      Danach  möchte  e      choinen, 
als  ob   Algerien  in    *  1 « * t ■  Zuteilung   von   Deputierten    bonachteiligl   wäre;    in   WirK 
lichkeit    ial    das   Gegenteil   der   Fall.      Denn    wahlberechtigt    lind    doch    nur   die 
Franzosen,    und  die   französischen    Ansiedler    bilden  kaum    ein  Zwölftel  dei    i 
Bamtbevölkerung  Algeriens,3)  ihre  Zahl  in  jedem  der  Departemente  erreichl   kaum 
die  Einwohnerzahl  eines  französischen  Arrondissements,  so  dafl  mit  der  Zuteilung 
\  cm  |e   zwei   Deputierten    auf   das   Departement    den    algerischen   Franzosen  eine 
zu  reichliche  Vertretung  zuteil  ward.     Zu  Beginn  der  neunziger  Jahre  belief  Bich 
die  Zahl  der  Wähler  nur  auf  zirka  78000,  so  daß  je  ein  Deputierter  auf   L3000 
Widder  entfiel.     So    geringfügig   war  zahlenmäßig   der  Bruchteil    der  algerischen 
Bevölkerung,  der  die  Herrschaft  liber  Algerien  zu  seinem  ausschließlichen  Vorteil 
ausübte.3) 

Man    wird    fragen:    wieso    kam    es.    daß    die     Kolonisten     Dicht     nur     in    den 

algerischen  L o k al Vertretungen  herrschten,  wo  dies  in  Anbetracht  ihrer  Zu- 
sammensetzung nicht  wunder  nehmen  kann,  sondern  daß  sie  auch  im  Parlament 
einen  großen  Einfluß  gewannen,  obschon  die  Zahl  ihrer  Vertreter  im  Verhältnis 
zur  Gesamtzahl  der  Senatoren  und  der  Deputierten  recht  klein  war.4)  Der  Grund 
ist  in  der  Unsicherheit  der  Parteivorhältnisse  zu  suchen.  Die  Algerier  hatten 
sieh  von  jeher  als  stramme  Republikaner  bewährt,  seihst  unter  der  Regierung 
Napoleons  hatten  sie  lud  den  Plebisziten  aus  ihrer  republikanischen  Gesinnung 
kein  Hehl  gemacht.  Diese  zuverlässige  Haltung  der  algerischen  Vertreter  war 
natürlich  während  des  hartnäckigen  Kampfes  gegen  die  Anhänger  der  Monarchie 
von  besonderm  Werte.  Und  dieser  Kampf  dauerte  bis  Ende  der  siebziger  Jahre; 
wenn  auch  den  Republikanern  in  der  Deputiertenkammer  schon  bei  den  Wahlen 
von  1876  die  Mehrheit  der  Sitze  zufiel,  so  gewannen  sie  im  Senat  doch  erst 
1879  die  Oberhand  und  bahnten  sich  erst  damit  den  Weg  zur  Regierung.  Mit 
dem  Rücktritt  des  zu  den  Konservativen  hinneigenden  Marschalls  Mac  Mahon 
war  zwar  der  Sieg  der  Republikaner  entschieden,  die  Staatsform  war  sicherge- 
stellt, aber  infolge  der  Spaltung  der  republikanischen  Partei  in  eine  „opportuni- 
stische" und  eine  ..radikale"  Gruppe  war  die  Bildung  einer  regierungsfähigen 
Mehrheit  sehr  erschwert.5) 

Unter    diesen    Umständen    fielen   nur    wenige    Stimmen    schon    schwer    ins 
Gewicht,     und    so     erklärt    es    sich,    wenn    die    paar    algerischen    Vertreter    im 


')  Art.  14  des  Gesetzes  vom  30.  November  1875. 
-)  Fleury-Ravarin,  1.  c.  S.  532. 

3)  „Voila  les  maitres  souverains  de  l'Algerie;  ce  -"iir  eux  i|iü  gouvernent,  e'est  pour  eux. 
a  la  satisfaction  de  leur  interets,  cju'ils  entendent  que  le  pays  tout  entiei  soit  dirige."  Fleury- 
Kavarin   S.  .Vi:;. 

4)  Drei  Senatoren  unter  300;  sechs  Deputierte  unter  c.  600. 

Namentlich    nach    den    Wahlen    von    1885.    die    202    Konservative    und   3S2    Republikaner 
(darunter  200  Gemäßigte  und   180  Radikale)  in  die   Deputiertenkammer  brachten. 
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Parlamenl    ei o    große   Rolle    spielten,     Die    Regierung    hatte    aber    noch    <'in 

besonderes  Interesse  an  den  algerischen  Vertretern;  ihre  Mandate  Liefien  sieb 
oämlich  mit  verhältnismäßig  leichter  Mühe  halten,1  weil  die  Wählerschaft  so  viele 
von  der  Regierung  abhängige  Personen  umfaßte,  voran  das  große  Heer  von 
Beamten,3  dann  die  mit  Landkonzessionen  ausgestatteten  Kolonisten,3)  und  weil 
die  eingebornen  Juden  sich    dem  Stimmenkauf    sehr   zugänglich    zeigten.4)    Eine 

instig  zusammengesetzte  Wählerschaft  war  Bchon  einige  Opfer  wert,  daher 
erwies  die  Regierung  den  Inhabern  der  algerischen  Dauermandate  gegenüber 
das  größte  Entgegenkommen.  Dabei  waren  die  Algerier,  zumal  ihnen  die  Un- 
entbehrlichkeit  ihrer  Stimmen  für  die  Regierung  Behr  l>ald  zum  Bewußtsein  kam. 
in  ihren  Forderungen  keine-we^-  heseheiden.  Die  Marin  der  algerischen  Ver- 
treter wäre  für  das  Gesamtwohl  Algeriens  weniger  bedrohlich  geworden,  wenn 
eine  genügend  starke  Gewalt  in  Algerien  ihr  die  Wege  gehalten  hätte.  Aber 
da  uiau  den  Generalgouverneur  jeder  wirkliehen  Gewall  entkleidet  und  ihm 
weniu  mein-  als  eine  repräsentative  Stellung  belassen  hatte,  so  fehlte  es  an  einem 
solchen  Gegengewicht  in  der  Kolonie».  Ks  war  mithin  hauptsächlich  der  Mangel 
einer  starken  Zentralstelle  in  der  Kolonie,  der  es  möglieh  machte,  daß  Algerien 
ausschließlich  zum  Vorteil  einer  .Minderheit  der  Bevölkerung,  nämlich  der  Kolo- 
nisten,  regiert  wurde. 

Das  politische  Ergebnis  der  Assimilationspolitik,  die  1870  einsetzte  und 
nach  kurzer  Rückströmung  seit  Mitte  der  70  er  Jahre  ununterbrochen  befolgt 
wurde,  um  in  den  Dekreten  von  1881  und  im  Gemeindegesetz  von  1884  ihren 
Höhepunkt  zu  erreichen,  war  also  die  Auslieferung  der  Eingebornen  an  die  Ein- 
gewanderten, die  Begründung  einer  Kolonistenoligarchie.  Und  was  war  das 
juristische  Ergebnis?  Hatte  Algerien  aufgehört,  Kolonie  zu  sein,  war  es  wirklich 
ein  integrierender  Bestandteil  des  Mutterlandes  geworden?  Mit  nichten.  Trotz- 
dem die  algerische  Verwaltung  mit  dem  heimischen  Verwaltungsorganismus  Mitte 
der  80er  Jahre  weit  enger  verknüpft  war  als  während  des  Höchststandes  der 
Assimilation  im  Jahre  1848,  unterschied  sich  das  Rechtsverhältnis  Algeriens  zu 
Frankreich  nicht  wesentlich  von  dem  Zustand  von  1848.  Gewiß,  die  Franzosen 
in  Algerien  nahmen  nicht  nur  —  wie   1K48  —  an  den  parlamentarischen  Wahlen 


')  ...  .  .  les  six  depntcs  et  les  trois  senateurs  ont  pu  se  considerer  comme  po88e8SenT8  k 
vie  de  leurs  sieges  an  parlement."  Lebourgeois  S.  89.  Der  Algerier  Thomson  z.  B.  ist  seit  1877 
ununterbrochen  Vertreter  des  ersten,  dann  des  zweiten  Wahlkreises  des  Departements  von 
Constantine  geblieben. 

2)  Louis  Vipern  berechnet  in  „La  Frame  en  Algerie"  1893  die  Zahl  der  vom  Staat  unmittel- 
bar oder  mittelbar  unterhaltenen  Nichtkolonisten  auf  61  000  Köpfe.  —  Es  gab  in  Algerien  förmliche 
Beamtendörfer;  Fleury-Kavarin  führt  S.  536  als  Beispiel  das  Dorf  Tablatt  in  der  Nähe  von  Algier 
an.  den  Hauptort  einer  gemischten  Gemeinde,  dessen  Bewohnerschaft  sieh  aus  dem  Administrateur 
mit  seinen  Unterbeamten,  dem  Friedensrichter  mit  seinem  Personal,  einem  Postbeamten,  einem 
Steuereinnehmer,   einer  Lehrerin  und  einer  Anzahl  von  Gendarmen  und  Waldhütern  zusammensetzte. 

')   dans  son  sein  (nämlich  im  corps  electoral)  se  rencontrent  des  eh'ments  qui,   ]>ar  leur 

origine,  ont  une  tendance  naturelle  ä  tourner  sans  cesse  leurs  regards  du  cöte*  des  pouvoirs  p  üb  lies: 
le  colon,  possesseur  d'une  concession  officielle,  et  le  fonetionnaire,  qui  pullule  dans  nos  centres  de 
colonisation."     Fleury-Kavarin  I.e.  S.  534. 

4J  ,,lls  considerent  le  droit  de  vote  comme  une  marchandise  dont  il  est  loisible  de  trafiquer." 
Fleury-Kavarin   S.  537. 
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teil,  sie  wählton  auch  ihre   Vertreter  in  diu  Con  eil     ^öncraux   und         im  Zivil 
territorium         in  die  Gemeinderäte,     Aber  * I i ■  -  große   Mehrhoil  der  Üovoikoi 
die   eingobornen   Muselmanen,    hatte   an    der  Ausübung   di<  hto   onl 

weder  Uberhaupl  keinen  oder  nur  beschränkten  Anteil  (bei  Oemeindewahlen 
—  Die  Verwaltung  wurde  allerdings  in  noch  weiterem  Maße  ;il  1848  \"in 
Mutterland  aus  geführt,  waren  doch  nicht  nur  Justiz,  Schule,  Kuhn  und  Finanzen, 
sondern  dem  X:uneii  naeli  alle  Verwaltungszweige  <len  beimischen  Pachministerien 
angegliedert,  aber  «lies»»  hatten  doch  einen  großen  Teil  ihrer  Gewalten  dem 
Generalgouverneur  zur  Ausübung  übertragen  ,  und  der  Süden  des  Landes 
wurde  immer  noch  militärisch  verwaltet.  Die  Rechtsgleichheil  zwischen  Algerien 
und  Frankreich  hatte  zwar  gegen  1848  bedeutende  Fortschritte  gemacht:  Die 
für  Frankreich  aufgestellten  Regeln  für  die  angegliederten  Verwaltungszweige 
galten  ohne  weiteres  auch  in  Algerien,  ebenso  die  Regeln  für  die  Departemente 
Verwaltung  und  —  in  den  Vollgemeinden  —  die  Regeln  für  die  Gemeindever- 
waltung. Aher  Rechtsverschiedenheil  blieb  im  übrigen  die  Regel,  das  heiß 
mußte  (von  den  durch  die  Praxis  eingeführten  Ausnahmen  abgesehen]  ausdrücklich 
ausgesprochen  werden,  wenn  ein  Gesetz  in  Algerien  wirksam  werden  Bollte. 
Außerdem  hatte  Algerien  nach  wie  vor  —  von  dem  Finanzgesetz  abgesehen  — 
an  den  in  Frankreich  bestehenden  Garantien  für  das  Zustandekommen  eines 
Gesetzes  keinen  Teil:  soweit  nicht  —  ausnahmsweise  -  formelle  Gesetze  in 
Algerien  eingeführt  waren,  ergingen  nach  wie  vor  alle  gesetzgeberischen  Akte 
für  Algerien  im  Verordnungswege.  *)  Sehen  wir  einmal  von  den  Militärterritorien 
ab,  die  ohne  weiteres  als  Kolonien  angesprochen  werden  dürfen,  und  fassen  nur 
dio  Zivilterritorien  ins  Auge.  Wie  paßte  die  Stellung  dos  Generalgouverneurs  in 
den  Rahmen  der  Mutterlandsverwaltung  hinein?  Wie  ließen  sich  die  Minder- 
stellung und  die  Sonderrechte  des  Großteils  der  Bevölkerung,  wie  die  grund- 
sätzliche Rechtsverschiedenheit  und  das  Fehlen  der  Garantien  des  formellen  Ge- 
setzes mit  den  Grundsätzen  des  Verfassungsrechts  in  Finklang  bringen?  Bevor 
nicht  die  grundsätzliche  Rechtsverschiedenheit  wegfiel,  bevor  nicht  die  Musel- 
manen und  die  große  Zahl  der  angesiedelten  Ausländer  dieselbe  Rechtsstellung 
erhielten  wie  die  eingewanderten  Franzosen  und  bevor  nicht  die  Stelle  des 
Generalgouverneurs  aufgehoben  wurde,  war  von  einer  vollständigen  Eingliederung 
der  Zivilterritorien  in  den  mutterländischen  ( Organismus  keine  Rede.  Bis  dahin 
blieb  Algerien  Kolonie. 

3.    Versuche  zur   Beseitigung  der  letzten  rechtlichen  Unterschiede  zwischen  Frankreich 

und  Algerien. 

A.  Versuche  zur  Aufhebung  des    Generalgouvernements. 

Es  müßte  einen  überraschen,  wenn  in  der  Zeit  der  Hochflut  der  Assimi- 
lationsbostrebungen  keine  Versuche  gemacht  worden  wären,  die  auf  die  Hinweg- 
räumung dieser  Unterschiede  abzielten.  Besonders  dringend  erschien  den  An- 
hängern der  Assimilation  die  Beseitigung  des  Generalgouverneurs;  denn,  so  wenig 


')   Siehe   unten   Erster  Teil,   dritter  Abschnitt,   II..   3-.   C,   a. 
Giuelin.  Vcrfassuiig«ontwickhinir  von  Algerien. 
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Macht  der  Generalgouverneur  auch  besaß,  so  machte  sich  seine  Gegenwart  mitunter 
doch  Fühlbar;  insbesondre  entwickelten  die  Bureaus  des  Generalgouvernements  eine 
ähnliche  zentralisatorische  Tätigkeil  wie  die  Bureaus  der  heimischen  Ministerien, 
und  da  ihnen  <  1 1  *  -  nötigen  Befugnisse  fehlten,  griffen  sie  eben  in  den  Wirkungs- 
kreis der  Präfekturen  ein.1)  So  äußerte  Allan,  der  Vizepräsident  des  Conseil 
superieur:  „In  Wirklichkeit  haben  wir  keim:  Präfekten  in  Algerien,  oder  viel- 
mehr wir  baben  nur  einen:  den  Generalgouverneur.  J)ie  Geschäfte  werden  in 
den  Präfekturen  nur  in  erster  Instanz  untersucht,  sie  werden  dann  nochmals  vom 
Generalgouvernement  überprüft,  das  endgültig  entscheidet.  I>m  Folgen  sind: 
Verwicklungen,  Überfluß  an  Beamten  und  unnütze  Ausgaben.  Auf  dieses  Dilemma 
kann  man  nichts  antworten  als;  schafft  die  Präfekturen  ab,  wenn  Euch  ihre  Arheit 
kein  Vertrauen  einflößt;  oder  schafft  das  Generalgouvernement  ah.  wenn  die 
Präfekturen  genügen."2)  Die  Übergriffe  <\v  Gouvernements  in  die  Lokalange- 
legenheiten bildeten  für  die  Anhänger  der  Assimilation  natürlich  nicht  den  eigent- 
lichen Grund,  als  vielmehr  nur  einen  willkommenen  Vonvand.  um  die  Aufhebung 
des  Generalgouverneurs  verlangen  zu  können;  der  wirkliche  Grund  der  Forderung 
i-t  wohl  darin  zu  suchen,  daß  der  Generalgouverneur  ein  Hindernis  für  die  voll- 
ständige Assimilation  darstellte  und  der  rücksichtslosen  Ausbeutungspolitik  der 
Kolonisten  doch  einigermaßen  im  Wege  stand:  es  ist  daher  wohl  kein  Zufall, 
wenn  man  grade  im  Conseil  general  von  Algier,  wo  die  Kontrolle  des  General- 
gouverneurs am  unheijuemsten  empfunden  wurde,  öfter  über  die  Auihebun<r  des 
Generalgouverneurs  verhandelte.3)     Im  Parlament  wurde  ein  aui'  die  Abschaffung 


')  „Les  bureaux  (nämlich  die  Bureaus  des  Generalgmn ■itiii-iim  sont  tri ■]>  nombreux  et  comme 

toutes  les  administrations  trop  n breuses,  ils  s'efforcent  de  jnstifier  leur  exißtance  en  eVoquant  Ja 

plupart  des  affaires  relevant  des  pouvoirs  locanx.  Calques  surles  bureaux  de  la  m£tropole,  ils  <>nt 
les  meines  tendances  i-i  ntralisatrices,  la  mSme  passion  de  L'administration  directe  .  .  tels  qu'ils 
fonetionnent,  ils  fönt  trop  souvent  double  emploi  avec  les  bureaux  des  pr^feetnres."  Rapport 
Jonnart,  S.  26. 

2)  „En  re'alite,  qous  n'avons  pas  de  prefets  en  Algerie.  ou  plutöt  nous  n'en  avons  qn'nn: 
le  gonverneur.  Les  affaires  ne  sont  etudiees  qu'en  premiere  instance  dans  les  pr£fectures;  elles 
subissent    un  nouvel    examen  au   gouvernement  general,    qui   tranche    detinitivement.     II  en  rösulte 

une  complication  excessive,  an  perso 1  exagere,  des  dt'penses  sans  utilite.     II  n'y  a  rien  a  repondre 

ä  ce  dilemme:  snpprimez  les  pr£fectures  si  le  travail  qn'elles  fönt  ne  vous  inspire  pas  confiance. 
Supprimez  le  gouvernement  general  si  le.s  pr£fectures  suffisent."  Angeführt  von  Dide  bei  Beiner 
Interpellation  im  Senat  am  26.  Februar  1891.  J.  off.  .Senat.  D6bats  pari.  1891,  Sess.  ord.  S.  95. 
Sehr  bezeichnend  ist  die  Begründung,  mit  der  Trolard  im  Conseil  general  von  Algier  in 
der  Sitzung  vom  9.  April  1888  seinen  Wunschantrag  auf  Aufhebung  des  Generalgouvernements 
rechtfertigt:  „Considerant  que  l'action  de  nos  representants  aux  Chambres  est  annihilee,  ou  tout 
au  moins  liee,  par  l'action  du  Gouverneur  assiste"  de  son  Conseil  superieur  .  .  Considerant  que  les 
differents  gouverneurs  civils  qui  se  sont  succede"  depuis  1871,  ont  declar^  en  toutes  occasions  que 
le  bnt  dennitif  poursuivi  par  eux  etait  l'assimilation  entiere  de  l'Algerie  ;'t  la  Metropole,  mais  qu'ils 
ont  constamment  mis  Leurs  aetes  en  Opposition  avec  leurs  deelaratimis  ofncielles;  que  loin  de 
chercher  a  restreindre  leur  action  et  leur  ingerence  en  vue  de  preparer  l'assimilation  progressive, 
ils  < «ii t  augmente  leurs  attributions ;  .  .  que  Tun  d'eux  (Tirman,  siehe  unten  Zweiter  Teil,  er^t'-r 
Abschnitt,  I.,  1..  B.)  a  meme  iti  jusqu'ä  proposer  une  forme  de  budget  absolument  contraire  aux 
prineipes  primordiaux  de  la  comptabilite"  en  matiere  de  finances  publiques;  et  ce,  uniquement  dans 
le  but  de  prolonger  l'existance  de  l'administration  qui  aurait  recn  mission  de  distribuer  les  reli- 
quats  de  ce  budget;  .  .  Considerant  en  resume'  que  le  Gouvernement  general  est  le  seul  obstacle 
a  l'assimilation  des  departements  algeriens;  .  .  .  "Conseil  general  du  departement  d'Alger,  lri'  Ses- 
sion ordinaire  de   1888,  Proces-verbaux  S.  249  ff. 


des  Goneralgouverneur     abzielendor  Antrag  ur  i    18'.W  cht,1     glückliche] 

wii  q     ii     pal,  denn  damals  hatte  die  Rück  trömurj gen  «11''  Asiumilatiun    chon 

die  ( überhand  gev  onnen 

B.   Bestrebungen    zur    Beseitigung   der    Roohl    ungloichheif    unter 

den  Bewohnern. 

.1     1 1  insichtlich  der  Europäer 

Audi  die  Beseitigung  der  zweiten  großen  Ausnal ■.  'Ii'    Algerien  von  dem 

Mutterlande  unterschied,  die  Ungleicbheil  in  der  Rechtsstellung  der  Bewohner, 
wurde  iu  Angriff  genommen  und  wenigstens  gegenüber  den  in  Algerien  ansässigen 
Ausländern  zum  Teil  durchgeführt:  da  die  Franzosen  in  Algerien  fortwährend 
Gefahr  liefen,  von  den  Bonstigen  Europäern  (namentlich  Spaniern  und  Italienern 
überflügeil  zu  werden,8)  so  regte  der  Generalgouverneur  im  Jahre  L885  an,  den 
in  Algerien  geborenen  Ausländern  die  französische  Staatsangehörigkeil  aufzuer- 
legen;3) ein  dahingehender  Gesetzentwurf  wurde  zwar  vom  Senat  verworfen,  aber 
der  algerische  Abgeordnete  Letellier  brachte  ihn  in  Form  eine.-  Gesetzesvor- 
schlags wieder  ein,  und  schließlich  dran»  der  Gedanke  in  dem  allgemeinen  G 
setz  über  Erwerb  und  Verlust  der  Staatsangehörigkeit  vom  6.  .Juni  1889  durch, 
indem  alle  in  Frankreich  (bezw.  Algerien)  geborenen  Nachkommen  von  aus- 
ländischen Eltern,  vorausgesetzt  daß  der  eine  Elternteil  in  Frankreich  geboren 
war,  zu  Franzosen  erklärt  wurden,  und  ebenso  die  in  Frankreich  (bezw.  Algerien) 
gebornen  und  dort  zur  Zeit  ihrer  Großjährigkeit  ansässigen  Nachkommen  aus- 
ländischer Eltern  ohne  Rücksicht  auf  deren  Geburtsort.4)  Die  zahlenmäßige 
Wirkung  dieses  Gesetzes  läßt  sieh  nicht  genau  feststellen.5)  denn  wenn  die  Fran- 

')  Siehe  den  Antrag  Harne]  im  Senat  und  seine  Besprechung  unten  Zweiter  Teil,  erster 
Abschnitt,  II..  1.,  C  und  D. 

2)  1851  standen  (17433  Franzosen  65  549  sonstigen  Europäern  gegenüber.  1866  hatten  die  Fran- 
zosen einen  bedeutenden  Vorsprang  erlangt  (112  119  gegen  95871),  wurden  aber  von  den  Nichtfran- 
zosen  1876  wieder  eingeheilt  (455363  Franzosen  gegen  155  072  sonstige  Europäer).  Dazu  kam.  daß  die 
Ausländer  sieh  in  stärkerem  Maße  vermehrten  als  die  Franzosen,  denn  in  vier  Jahren  hatten  >ie  um 
40  000  Seelen  zugenommen,  die  Franzosen  dagegen  nur  um  27  000.     Siehe  Rapport  Burdeau  S.  22 — 33. 

3)  Larcher  Bd.  II  S.  219  f. 

4)  C   c   Art.  8.   3   und  4. 

5)  Man  schätzt  die  Zahl  der  in  einem  Jahre  Naturalisierten  auf  über  8000.  Demontes  be- 
weist S.  565  f..  daß  die  bei  der  Zählung  von  1901  angegebene  Summe  von  71000  automatisch 
Naturalisierten  nicht  ganz  zuverlässig  ist.  weil  in  manchen  Orten  unter  dieser  Zitier  auch  die  auf 
Grund  von  Gesuchen  Naturalisierten  begriffen  wurden,  während  wieder  in  andern  Orten  die  auto- 
matisch Naturalisierten  von  den  Franzosen  überhaupt  nicht  gesondert  wurden.  Es  ist  fraglieh,  ob 
die  in  der  letzten  Zählung  (1906)  angegebene  Summe  von  170  000  Naturalisierten  zuverlässiger  ist. 
Immerhin  läßt  sich  aus  der  starken  Zunahme  der  Franzosen  (1886:  219  000;  1896:  318000:  1906: 
449000)  und  dem  Sinken  der  Ausländerbevölkerung  (1886:  225000;  1896:  229000;  1906:  167000) 
die  Wirkung  des  Gesetzes  einigermaßen  berechnen.  Einen  Anhaltspunkt  bietet  auch  die  Rekruten- 
statistik, indem  die  Zahl  der  Rekruten  von  2631  im  Jahre  1888  auf  4710  im  Jahre  1889  empor- 
schnellte; man  muß  jedoch  beachten,  daß  auf  Grund  einer  merkwürdigen  Konvention  zwischen 
Spanien  und  Frankreich  aus  dem  Jahre  1862  die  in  Frankreich  (Algerien)  ansässigen  Spanier  ihrer 
Dienstpflicht  in  Frankreich  (Algerien)  genügen  können;  und  grade  im  Jahre  1889  verdoppelte  sich 
dir  Zahl  der  spanischen  (nicht  naturalisierten)  Rekruten  in  den  algerischen  Regimentern.  Siehe 
Demontes  S.  5t>7  ff. 

9* 
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zosen  in  der  Folgezeit  wieder  «in  gewisses  Übergewicht  erlangten,  bo  hängl  das 
nicht  nur  mit  dem  Gesetz  von  1889  zusammen,  sondern  auch  mit  andern  Ur- 
sachen, /.  I».  mit  der  geringeren  Sterblichkeitsziffer  der  Franzosen.  Aber  soviel 
ist  ßicher,  daß  infolge  des  Gesetzes  von  1889  viele  Ausländer,  die  dem  fran- 
zösischen Wesen  innerlich  fremd  geblieben  waren,  politische  Gleichberechtigung 
mit  den  Franzosen  erhielten.  Und  wenn  es  den  Franzosen  bisher  gelungen  ist. 
ihr  Übergewicht  in  den  Conseils  generaux  und  Bogar  in  den  Gemeinderäten  zu 
wahren,  so  mußten  sie  doch  in  Bteigendem  Maße  auf  die  fremden  Wähler  Rück- 
sicht nehmen:  mußten  doch  in  der  Provinz  Oran  die  Kandidaten  zur  Deputierten- 
kammer sich  hei  ihren  Wahlreden  auch  der  spanischen  Sprache  bedienen,  um 
von  ihren  Wählern  verstanden  zu  werden!  Somit  ist  durch  das  Gesetz  von  I 
die  Fremdengefahr  nicht  beseitigt,  sondern  eher  gesteigert  norden,  denn  es  steht 
zu  befürchten,  daß  die  äußerlich  dem  französischen  Volke  eingefügten  Fremden 
Naturalisierte  in  den  gesetzgebenden  Körper  wählen  und  —  was  bedenklicher 
ist  —  in  den  lokalen  Versammlungen   die   Oberhand  gewinnen. 

b)  Hinsichtlich  der  eingebornen  Muselmanen. 
Aber  die  Gefahren  des  Fremdenproblems  sind  gering  im  Vergleich  zu  denen, 
die  der  französischen  Herrschaft  aus  der  Gleichstellung  der  Muselmanen  mit  den 
Franzosen  drohten.  Denn  auch  dies  ist  versucht  worden:  Ende  der  80er  Jahre 
trug  man  sich  ernstlich  mit  dem  sehr  gefährlichen  Gedanken,  auch  die  Einge- 
bornen der  Wehrpflicht  zu  unterwerfen,  wie  das  für  die  Franzosen  in  Algerien 
durch  das  Gesetz  vom  6.  November  1<S75  schon  geschehen  war.1)  Im  Zusammen- 
hang damit  tauchte  die  Idee  auf,  den  Eingebornen  als  Entgelt  für  die  Aufer- 
legung der  Wehrpflicht  die  politischen  Rechte  zu  gewähren.2)  So  brachten  im 
Juni  1887  die  Abgeordneten  Michelin  und  Gaulier  einen  Gesetzesvorschlag  ein, 
der  nichts  Geringeres  bezweckte  als  allen  muselmanischen  Eingebornen  mit  einem 
Schlage  die  französische  Staatsangehörigkeit  zu  verleihen  und  ihnen  so  das  Wahl- 
recht zum  Parlament  zu  verschaffen.3)  Es  hätte  wenig  gefehlt,  so  wäre  d! 
radikale    Vorschlag    zum  Gesetz    erhoben    worden,  denn    die  Initiativkommission 


')  Die  algerischen  Franzosen  sind  durch  das  Gesetz  vom  6.  November  1875  der  Wehrpflicht 
nicht  im  gleichen  Maße  wie  die  Franzosen  im  Mutterlande  unterworfen  worden:  sie  brauchen  nur 
»in  Jahr  bei  der  Fahne  zu  bleiben  (Art.  1  und  28,  2  des  Gesetzes;  Bulletin  des  lois  260,  n°  463<>. 
Sirey  1876,  L.  a.  8.  129  ff.). 

2)  ..En  effet,  s'ils  sont  soumis  aux  charges  qui  pesent  snr  tous  les  citoyens,  il  est  juste  et 
eqoitable  de  leur  conferer  egalement  les  droits  qui  appartiennent  ä  tous  les  citoyens  francais  .  .  ." 
Aus  der  Begründung  des  Gesetzesvorschlags    von  Michelin  und  Gaulier.    siebe  nächste  Anmerkung'. 

3)  Proposition  de  loi  ayant  pour  objet  de  conferer  les  droits  de  citoyens  francais  aux 
mnsulmans  indi<renes  des  departements  algenens,  presentee  par  MM.  Michelin  et  Gaulier,  deputes. 
(Chambre  des  deputes,  Documents  pari.,  Session  ordinaire  de  18S7,  Annexe  n°  lS-io".  Seance  du 
16juin  1887,  J.  off.  S.  915).     Der  Gesetzesvorschlag  lautet: 

Art.  1er.  Les  musulmans  indigenes  des  departements  de  l'Algerie  sont  declares  citoyens  francais. 

Art.  2.   Toutes  les  lois  politiques  de  la  France  leur  sont   applicables. 

Art.  3.  Au  point  de  vue  civil,  ils  restent  soumis  ä  leurs  lois  personnelles  ä  moins  ijti'ils  ne 
declarent,  conformement  au  decret  du  24  octobre  1870,  qu'ils  entendent  etre  regis  par  les  lois 
civiles   de    la  France. 
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der  Kammer  empfahl  den  Vor  ohlag  ein  timmig  Bur  Anna! '    i     wu  nur  der 

Schluß  dor  Legislaturperiode,    der  Frankrroich  yor   einem    o  übereilten  Schritt« 

bewahrte.      Eine   lolohe    Maßn I    hätte    vot   allem    unter   den    Koloni  ten    eine 

tiefe    Verstimmung    hervorgerufen,    weil   lie    bei   den  Wahlen    in   der  Haue   der 

Eiingebornen    unterj angon    waren.     Die  Kolonisten,   die  lieh    nun    eiber  durch 

die  Durchführung  des  von  ihnen  großgezUchteten  Assimilation  godankeni  bedroht 
fühlten,    beeilten   sich   denn   auoh,   das  Parlamenl  um   die    Verwerfung   der  Ein 
gebornennaturalisation  eu  ersuchen.3)  Aber  die  <  Geister  der  Assimilation  waren  nicht 
so    leichl    eu   bannen;   in   der  Session    von   1890   tauchte   die    Idee   der  Sfai  en 

uaturalisation   der    Eingebornen   in    einem    Gesetzesvorschlag    des    AI ordneten 

Martineau  schon  wieder  auf.3)  Auf  die  Beschwerden  der  Ansiedler  war  darin 
nur  in  geringem  Maße  Rücksicht  genommen.  Zwar  wollte  Martineau  vorerst  die 
Majorisiorung  der  europäischen  Algerier  bei  den  Waiden  hindern,  indem  nur 
in  solchen  Gemeinden,  in  denen  die  Franzosen  (und  .Indem  die  Mehrheil  bildeten, 

alle  Muselmanen  EU  Franzosen  erklärt  werden  sollten,  während  in  den  andern 
Gemeinden  nur  bestimmten  Kategorien  die  französische  Staatsangehörigkeil  ver- 
liehen Werden  sollte,  —  nämlich  solchen  [slamiten,  die  wenigstens  ein  .Jahr  in 
französischen  Truppenteilen  gedient  hatten  oder  die  während  fünf  Jahren  ein 
Amt  bekleidet  hatten  oder  die  eine  »(«wisse  Schulbildung  nachwiesen.  Allein. 
dieser  Schutz  wurde  den  Kolonisten  nur  vorübergehend  gewährt,  denn,  da  nach 
dorn  Vorschlag  alle  nach  dem  Inkrafttreten  des  Gesetzes  gebornen  Muselmanen 
Franzosen  werden  sollten,  so  mußte  nach  zwei  Jahrzehnten  die  Überflutung  der 


')  Rapport  sommaire  fait  au  nom  de  la  15e  commission  d'initiative  parlementaire  chargee 
d'examiner  la  proposition  de  loi  de  Michelin  et  (taillier  .  .  .,  par  M.  Michelin,  depute.  (Chambre 
des  deputes,  Documents  pari.,  Sess.  ord.  de  1888,  Annexe  n°  2977,  Seance  du  17  juillet.  J.  off. 
S.  10GI  f.). 

2)  Siehe  /..  B.  den  von  Broussais  im  Conseil  general  von  Algier  eingebrachten  Wunschantrag: 

„Le   Conseil  general : 

Considerant  que  la  uaturalisation  en  masse  des  indigenes  de  l'Algerie  est  un  danger  pour 
nos  concitoyens  et  qn'elle  ne  peut  ctre  ni  propose^  ni  vote  avant  ane  consnltation  reguliere  et 
eoniplete   de  tous  les  interesses. 

Considerant  toutefois  que  le  Conseil  general  d'Alger  est  neanmoins  desireux  de  laisser  aux 
indigenes,  dans  une  mesure  prudemment  etudiee,  la  possibilite  d'etre  representes  au  Conseil  general 
par  des  delegues  eins  et  non  par  des  assesseurs  nommes  par  1' Administration; 

Einet  le   voiii : 

1°  Que  le  Parlement  repousse  tout  projet  de  uaturalisation  en  masse  des  indigenes  musulmans ; 

2°  Qu'il  repousse  surtout  tout  projet  leur  donnant  des  droits  politiques  sans  les  sonmettre 
completement  ä  notre   legislation: 

3°  Que  ^Administration  soit  invitee  ä  etudier  dans  le  plus  bref  delai  possible  un  niode  de 
representation  dlective  des  indigenes  musulmans  au  sein  des  Conseils  generaux.  mais  avec  une 
Limitation  stricte  du  nombre  et  des  droits  des  assesseurs."  (Conseil  general  du  departement  d'Alger. 
2e  Session  ordinaire  de  1888.  Sitzung  vom  24.  Oktober,  Proces-verbaux  S.  500  ff-).  Der  Antrag 
wurde  übrigens  nur  mit  12  gegen  10  Stimmen  angenommen  —  die  Muselmanen  enthielten  sich  der 
Stimmabgabe,  offenbar  haben  die  radikalen  Anhänger  der  Assimilation  es  doch  nicht  über  sich  ver- 
mocht,  ihr  Prinzip   zu  verleugnen. 

3)  Proposition  de  loi  ayant  pour  but  d'aecorder  progressivement  la  nationalite  trancaise  ä 
tous  les  indigenes  d'Algene,  (Chambre  des  deputes.  Documents  pari..  Sess.  ord.  de  1890,  Annexe 
n°  857,  Seance  du  21  juillet  1890,  J.  off.  S.  1625  ff.). 
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Wahlkörper  durch  die  Masse  der  Muselmanen  eintreten.  Der  Martineau'sche 
Vorschlag  bedeutete  daher  keine  geringere  Gefahr  für  die  Kolonisten  als  der 
Michelin'sche. 

Die  Durchführung  der  Massennaturalisation  der  [slamiten  hätte  aber  nicht 
nur  das  gute  Verhältnis  zu  den  Ansiedlern  getrübt,  sondern  Bogar  die  Islamiten 
selber  vor  den  Kopf  gestoßen,  da  diese  gar  nicht  Franzosen  werden  wollten.1. 
Wenn  Martineau  glaubte,  dadurch,  daß  in  dem  Gesetzesvorschlag  da-  Sonder- 
recht der  Muselmanen  wenigstens  zum  Teil  aufrecht  erhalten  wurde,  den  Vor- 
urteilen der  Muselmanen  gegen  die  französische  Staatsangehörigkeit  und  gegen 
die  Wehrpflicht  im  französischen  Heere  allen  Grund  genommen  zu  haben,  so 
hatte  er  sieh  getäuscht.2)  Ein  mit  mehreren  tausend  Unterschriften  bedeckter 
Tretest  der  Muselmanen  von  Tlemcen  mußte  ihn  eines  andern  belehren:  darin 
kam  die  Ansicht  zum  Ausdruck,  daß  mit  der  Verleihung  der  französischen  Staats- 
angehörigkeit und  der  Auferlegung  der  Wehrpflicht  die  Axt  an  die  Wurzel  ihres 
ganzen  Gesellschaftsaufbaus  gelegt  würde,  nämlich  an  die  Religion.3)  Mit  andern 
Worten,  die  Muselmanen,  insbesondere  die  strenggläubigen  Araber,  empfanden 
die  Aufnahme  in  die  Bürgergemeinschaft  der  Christen,  der  verhaßten  Runds,   al- 


')  Von  1865 — 1887  ließen  sieh  nur  70-3  Muselmanen  naturalisieren. 

2)  Wie  wenig1  Martineau  im  Stande  war.  die  Muselmanen  zu  durchschauen,  zeigen  die  Schlüsse, 
die  er  aus  einer  in  Algerien  veranstalteten  Umfrage  über  die  Gründe  der  seltenen  Naturalisation 
der  Muselmanen  zog.  Ein  Islamit,  der  auf  Kosten  der  französischen  Regierung  erzogen  worden 
war.  gah  y.ur  Antwort:  ..II  m'aurait  fallu  demander  la  naturalisation,  j'aurais  eu  l*air  de  renjer  mes 
eompatriotes  et  d'abandonner  nies  eorreligionnaires ;  je  ne  Tai  pas  voulu:  Mais  j'aurais  ete  fcres 
h eureux  si  la  France  nous  l'avait  imposee,  et  nous  sommes  beaueoup  dans  le  meme  ras."  Ein 
andrer  (ein  Beamter)  antwortete:  »Que  voulez  vous?  Vnn>  pouvez  faire  tout  ee  qiie  vous  voulez. 
Decr^tez  que  nous  serons  citoyens  francais  et  nous  aeeepterons  cela  comme  tout  le  reste."  Daraus 
gewann  Martineau  die  Überzeugung,  daß.  wenn  die  Eingeborneh  sich  nicht  in  größerer  Zahl  naturali- 
sieren ließen,  ..ce  n'etait  point  j>ar  un  sentiment  d'hostilite  a  notre  egard,  mais  plutot  jiar  insou- 
ciance.  par  ignorance,  chez  quelques-uns  par  respect  huniain  ou  par  delieatesse.  Ajoutons  aussi 
par  decouragement."  Mir  scheint,  daß  aus  jenen  Antworten  viel  eher  die  Abneigung  gegen  die 
französische  Staatsangehörigkeit  spricht;  namentlich  aus  der  zweiten  Antwort:  die  Auferlegung  der 
französischen  Staatsangehörigkeit  würde  als  etwas  Unabwendbares  stillschweigend  hingenommen 
werden,  wie  alle  Demütigungen,  die  der  Sieger  ihnen  auferlegte:  und  dabei  war  es  noch  ein  Beamter, 
der  diese  Auffassung  durchblicken   ließ. 

3)  ..Nous  avons  In  les  deux  propositions  formulees  par  M.  Martineau.  l'une  relative,  ä  la 
naturalisation  en  masse  des  musulmans,  et  l'autre  teodant  ä  leur  imposer  le  service  militaire. 

De  l'adoption  de  ces  deux  mesures  resultera  n^cessairement  la  ruine  des  bases  de  notre 
eulte,   eile  dt'truira  le  principe  nieme  de  notre  loi.     Ce  sera  la  fin  du  respect  jure  de  nos  femmes.  .   . 

Toutefois  nous  sommes  bien  persuades  qu'on  a  seulement  en  vue  l'ameUoration  de  notre 
etat:  .  .  Nous  en  sommes  profond&nent  reconnaissants.  Mais,  comme  tous  ces  desseins  contrarient 
notre  foi,  atteignent  ce  qui  est  essentiel  en  nous.  ne  sont  pas  en  rapport  avec  notre  ignorance  .  .. 
que  nous  ne  revendiquons  nullement  le  droit  de  sufErage,  nous  ne  donnons  point  notre  consente- 
inent  a  ces  modifications  projetees  dans  notre  societe\  nous  ne  youlons  point  nous  eouvrir  d'un 
vetement  qui  n'est  pas  fait  ä  notre  mesure."  Am  Schlüsse  der  Eingabe  wird  der  Minister  gebeten. 
„d'eloigner  de  nous  les  maus  que  ereerait  l'adoption  des  projets  de  M.  Martineau.  Nous  tenons 
absolument  a  re^ter  tels  que  nous  sommes  .  .  .''  Die  Eingabe  ist  abgedruckt  im  Rapport  ISurdeau.. 
s.  154  ff. 
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eine    tiofo    Erniedrigung,    die    weder    durch    puliti  ein     Rechte,    noch    durch    diu 
Garantie  der  Sonderrochto  au  geglichen  wordon   könnt« 

Aus  dieser  Haltung  dor  Eingebornen  könnte  man     chlioßen,  dafi  ihnen  die 

Vertretung   im   Parlament    vollständig   gleichgülti iwü  en   wäro;    allein,  dai    war 

nicht    durchweg   der  Fall.     Diu    Eingebornen,   die    vox   der  im  Jahre   1891    vom 

Senat  eingesetzten  Kommission  zur  Untersuchung  der  algeri  chon  Atigoli uheiten 

vernommen    wurden,  forderten,  dafl    ihren  Sta -  geno    en  die  Eni  ondung  be 

Bonderer  Senatoren  und  Deputierten  zugebilligl   würde3),   oder  dafl   Vertreter  der 

Muselmanen    wenigstens    in    besonderen    Parlamentsk i    i n    ihre    Anliegen 

vorbringen  dürften.3)  1  >» •  r  letztere  Wunsch  wäre  erfüllbar  gewesen;  ea  stand 
nichts  im  Wege,  dafl  man  muselmanische  Delegierte  mil  bloß  beratender  Stimme 
in  parlamentarische  Kommissionen  zuließ;  dagegen  war  das  Zugeständnis  be 
Bonderer  Senatoren  und  Deputierten  an  die  Masse  der  Eingebornenbevölkerung 
ausgeschlossen;  es  konnte  Nichtfranzosen  kein  Wahlrecht  zum  Parlament 
währt  werden,  weil  dadurch  der  Charakter  der  französischen  Nationalvertretung 
gefälscht  worden  wäre.4)  1  > I * ^  Erteilung  des  Wahlrechts  an  die  Muselmanen  hätte 
sich  nur  dann  mit  dem  Wesen  der  französischen  Volksvertretung  vereinbaren 
lassen,  wenn  man  einer  großem  oder  geringem  Anzahl  von  Muselmanen  die 
französische  Staatsangehörigkeil  verlieh  und  diese  Naturalisierten  entweder  an 
der  Wahl  der  französischen  Deputierten  und  Senatoren  teilnehmen  ließ  oder 
ihnen   die    Entsendung   besonderer   Senatoren    und    Deputierten  gewährte.' 


')  .,.  .  vous  ne  supprimerez  pas  par  cela  la  blessure  de  conscience  que  provoquera  ehez  les 
populations  arabes  je  ne  dis  pas  kabyle,  —  l'imposition  de  la  quabte"  de  Francais,  blessure  qui 
sera  identique  ;'i  celle  que  ressentirait  des  protestants  ou  des  Übres  penseurs  ä  qui  cm  imposerail 
le  bapt<5me  catholique."     Aussage  von  Sabatiei  vor  der  Senatskommission  von  1891,  S.  121. 

'-)  1  ii  der  Senatskommissiou  frug  Franck  Chauveau:  „J'ai  entendu  des  indigenes  considerables 
demander  pour  leurs  correligionnaires  .  .  .  qu'ils  eussent  le  droit  de  voter  pour  les  repr£sentants 
de  l'Algene  au  Parlement."  —  M'hamed-ben-Rahaal:  „Ce  n'est  pas  nion  avis."  Isaac:  „Quelle  est 
la  repr£sentation  que  vous  comprenez?"  — M'bamed-ben-Rahaal:  ..('"est  ane  repr£sentation  ä  part, 
uiii'  repre'-sentation  indigene.  Nous  voulons  d'un  Seuateur  ou  d'un  Dcpute  indigene,  nomm£s  par 
des  indigenes."     Senat.  Commission  d'etude  des  questions  algdriennes.     \S'.H.  S.  290. 

3)  „Nous  demandons  le  droit  d'envoyer  au  Senat  et  ä  la  Cbambre  des  Dcputes  des  repr£sen- 
tants  Indigenes;  ei  si  l'on  y  voit  un  inconvenient  d' ordre  politique,  nous  de*sirerions  du  moins  avoir 
des  dclegm's  qui  seraient  entendus  par  des  Commissions  speciales  du  Parlement  .  .  ."  Aussage  von 
Dr.  Ben-Larbey  vor  der  Senatskommission  1891,  1.  c.  S.  290. 

4)  Der  Versuch,  den  Muselmanen  das  Wahlrecht  zu  verschaffen,  ohne  ihnen  die  französische 
Staatsangehörigkeit  aufzuerlegen,  ist  übrigens  gemacht  worden,  und  zwar  von  dem  Senator  der 
Guadeloupe,  Isaac,  einem  der  bekanntesten  französischen  Kolonialpolitiker  und  einem  der  begeistertsten 
Vorkämpfer  der  Assimilation;  siebe  die  Proposition  de  loi  portant  moditication  du  Systeme  de 
representation  des  indigenes  algeriens  presentee  par  M.  Isaac,  seuateur  (Senat,  Documents  pari., 
Sess.  onl.  de  1893,  Annexe  n°  134,  Seance  du  4  avril  1893,  J.  off.  S.  278  ff.).  Der  Vorschlag  ging 
dahin,  einigen  Kategorien,  die  sich  im  wesentlichen  mit  den  in  den  Vollgemeinden  zu  den  Wahlen 
zugelasseneu  Kategorien  «leckten,  das  aktive  Wahlrecht  zur  Deputiertenwahl  einzuräumen,  während 
das  passive  Wahlreckt  den  französischen  Staatsangehörigen  vorbehalten  bleiben  sollte.  Die  einge- 
bornen  Gemeinderäte  und  die  zu  wählenden  eingebornen  Mitglieder  der  Conseils  generaux  sollten 
an   der  Senatorenwahl   teilnehmen. 

5)  Dieser  zweite  Weg  war  zweifellos  der  gangbarere:  denn  bei  einer  Teilung  des  Wahl- 
körpers nach  Nationalitäten  —  hier  in  einen  europäisch-jüdischen  und  einen  muselmanischen  Wahl- 
körper —  wird  der  Rassengegensatz  aus  dem  Wahlkampf  ausgeschaltet.     (Vergl.  die  Trennung  der 
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Das  Beste  war  Ereilich,  man  ließ  <li<'  Frage  einer  Vertretung  der  Musel- 
manen im  Parlament  überhaupt  auf  sieh  beruhen,  denn  wie  man  das  Problem 
;iuch  gelöst  hätte,  einen  praktischen  Nutzen  hätte  es  weder  Frankreich  noch 
Algerien  gebracht.  Bei  der  Aufnahme  von  Muselmanen  in  größerer  Anzahl  in 
die  französische  Wählerschaft  wäre  der  ohnedies  recht  mangelhaft  zusammen- 
gesetzte Wahlkörper  noch  mehr  als  bisher  unlauteren  Beeinflussungen  zugänglich 
geworden,  —  und  hätte  man  den  Muselmanen  eigene  Vertreter  gewährt,  so 
wäre  das  französische  Parlament  um  Abgeordnete  vermehrt  worden,  die.  auch 
wenn  sie  nicht  an  sieh  unfähig  gewesen  wären,  den  französischen  Fragen  kaum  das 
nötige  Verständnis  entgegenzubringen  vermochten.  Und  so  ist  es  für  Frankreich  als 
ein  Glück  zu  betrachten,  daß  die  Frage  der  Fingcbornenvertretung  im  Parlament 
ungelöst  blieb. 

Anders  lagen  die  Voraussetzungen  für  die  Beteiligung  der  Ein<£ehornen  an 
der  Bildung  der  algerischen  Lokalvertretungen.  Wenn  die  Muselmanen  — 
ührigcns  unter  anerkennenswerter  Mäßigung  ')  —  verlangten,  daß  sie  in  stärkerem 
Maße  als  bisher  bei  der  Wahl  der  Gemeindevertretungen  mitwirken  durften,  daß 
ihre  Vertreter  in  den  Conseils  generaux  aus  Wahlen  hervorgehen  sollten  und 
daß  ihnen  auch  Vertreter  im  Conseil  superieur   zugebilligt  würden.2;  so  konnten 


Wühler  in  Mähren  in  einen  deutschen  und  in  einen  tschechischen  Wahlkörper).  Wenn  man  da- 
gegen einfach  die  französische  Wählerschaft  um  eine  bedeutende  Zahl  naturalisierter  Eingeborner 
vermehrte,  so  lag  die  Gefahr  nahe,  daß  die  europäischen  Wähler  wenigstens  in  einigen  Wahlkreisen 
den  Eingebornen  unterlagen,  zum  mindesten  aber,  daß  die  europäische  Minderheitspartei  mit  Hülfe 
der  ausschlaggebenden  Muselmanen  /.um  Sieg  gelangte;  jedenfalls  hätte  der  Rassenstreit  den  Wahl- 
kampf beherrscht.  Merkwürdigerweise  hielten  die  Franzosen  eine  derartige  Aufnahme  von  Einge- 
bornenkategorien  in  die  französische  Wählerschaft  für  durchaus  unbedenklich  (..L'adjonction  au  Corps 
electoral,  tel  qu'il  existe.  de  certaines  categories  d'indigenes  ä  determiner.  donnerait  .  .  .  satisfaction 
au  principe  de  la  repr^sentation  des  indigenes,  saus  rien  compromettre."  Cbarpentier  S.  3y).  während 
sie  der  Gewährung  einer  Spezial Vertretung  ganz,  ablehnend  gegenüberstanden.  Kenn  nach  ihrer 
Meinung  mußte  der  Rassengegensatz  durch  die  Einrichtung  einer  Spezialvertretung  noch  verschärft 
werden  (,..  .  nous  considerons  comme  funeste  la  proposition  d'aecorder  aus  indigenes  musulmans 
une  representation  speciale.  Cette  idee  .  .  .  perpetuerait  et  aggraverait  le  malentendu  et  l'anta- 
gonisme  qui  paraissent  exister  entre  les  Colons  et  les  indigenes  .  .  .  Les  deux  representations 
seraient,  par  le  vice  meine  de  leur  origine,  en  conflit  incessant,  au  grand  detriment  du  pays." 
Charpentier,  S.  38.  Denselben  Gedanken  äußert  Larcher  Bd.  II.  S.  197.  Ehenso  sprach  sich  General- 
gouverneur Tirman  vor  der  Senatskommission  1891  gegen  die  Spezialvertretung  aus:  ,.Pour  les 
elections  politiques,  il  serait  on  ne  peut  plus  dangereux  de  voir  les  deux  races  de  l'Algerie  repre- 
sentees  par  des  Senateurs  et  des  Deputes  d'origine  differente."  Senat.  Commission  d'etude  des 
questions  algeriennes.  1891,  S.  250).  Dieser  Einwand  kann  aber  nur  insofern  als  zutreffend  gelten,  als 
im  Parlament  die  Vertreter  der  verschiedenen  Volksstämme  einander  gegenübertreten  konnten, 
aber  das  war  auch  bei  dem  andern  System  nicht  ausgeschlossen,  und  es  war  doch  weniger  be- 
denklich, wenn  der  Rassenstreit  im  Parlament  zum  Austrag  kam.  als  wenn  er  im  Wahlkampf  &U8- 
gefochten  wurde. 

')  ...  .  atin  de  sauvegarder  le  droit  de  souverainete'  de  la  France,  nous  reconnaissons  qu'ils 
doivent  former  partout  la  minorite  (le  tiers  au  maximum.  le  quart  au  niininium).-'  Aussage  von 
M'hamed-ben  Rahaal  vor  der  Senatskommission  v.  1891,  1.  c.  S.  292. 

2)  ,.(Les  representants  indigenes)  .  .  .  ne  sont  pas  moins  indispensables  au  Conseil  superieur, 
aux  Conseils  generaux  et  munieipaux.  Mais  lä.  alors  il  est  necessaire  qu'ils  aient  les  memes  pou- 
voirs  .t  les  meines  prerogatives  quq  leurs  collegues  Francais  .  .  .  Le  College  electoral  devra  etre 
le  meme  que  pour  les  Francais.  du  moins  pour  l'election  des  conseillers  munieipaux.  Les  conseillers 
generaux  et  superieurs  pourront  Stre  elus  au  suffrage  restreint."  Aussage  von  M'hamed-ben-Rahaal 
vor  der  Senatskommission   von   1891,  1.  c.  S.  292. 
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solche  Wünsohe  sehr  wohl  in  Betracht     •■  i  worden,  denn  in  den   Lokal 

tretungen  handelte  es  lieh  /. i n 1 1 « •  i > i  um  uin  chaftliche  Prägen,  l>ei  deren  Rntscheidiing 
eine  stärkere  Mitwirkung  der  Eingebornen  Dicht  viel  sohaden,  wrohl  aber  but 
Bekämpfung  der  Mißbräuohe  der  Kolonistenoligarchie  nützen  konnte 

('.    Versuche   Bur  Beseitigung   der  Rechtsverschiedonheit    in    der 

Gesetzgebun 

a)   Die  geltenden   Regeln  Für  die  algerische  Gesetzgebung 

Endlich  versuchten  die  Förderer  »Um-  restlosen  Eingliederung  Algeriens  auch 
die  grundsätzliche  Rechtsverschiedenheit  zwischen  Algerien  und  dem  Mutterlande 
zu  beseitigen.  Hier,  im  Bereich  der  Gesetzgebung,  läßt  Bich  den  Bestrebungen 
der  Assimilatoren  eine  gewisse  innere  Berechtigung  nicht  abstreiten;  denn  in  der 
algerischen  Gesetzgebung  herrschte  eine  unbeschreibliche  Verwirrung.  Tatsächlich 
bestand  das  grundsätzlich  unbeschränkte  Verordnungsrecht  (\v*  Staatshauptes  aoeh 
immer  Fort,  obwohl  ihm  jede  rechtliche  Grundlage  Fehlte.  Weder  die  Recht- 
sprechung noch  die  Theoretiker  wagten  —  von  ganz  vereinzelten  Ausnahmen 
abgesehen,  —  das  unbeschränkte  Verordnungsrecht  anzufechten,  Bondern  gaben 
sich  mit  der  —  oben  zurückgewiesenen  —  gänzlich  verfehlten  Ableitung  zu- 
Frieden,  daß  durch  die  aus  der  Verfassung  von  1852  sieh  ergebende  Aufhebung 
dt>s  Artikel  109  der  Verfassung  von  1848  das  auf  das  Gesetz  von  lN'i.'J  sich 
gründende  Verordnungsrecht  der  Ordonnanz  von  1834  wieder  aufgelebt  sei  und 
somit  aueh  jetzt  noch  zu  Recht  bestehe.1)  In  Wirklichkeit  jedoch  läßt  sieh  das 
kaiserliche  Verordnungsrecht  —  wie  oben  gezeigt2)  —  nur  aus  dem  durch  den 
Staatsstreich  von  1851  herbeigeführten  Zustand  der  Verfassungslosigkeit,  der  für 
das  Mutterland  mit  dem  Erlaß  der  Verfassung  von  1852  endete,  erklären.  Diese 
rein  tatsächlich  bestehende  Gesetzgebungsgewalt  des  Kaisers  ist  nun  aber  —  wie 
wir  oben  gesehen  haben3)  —  noch  während  des  Kaiserreichs  erloschen;  denn, 
da  in  der  Verfassung  vom  Mai  1870,  die  —  wie  sich  aus  der  Teilnahme  der 
Algerier  an  der  Volksabstimmung  ergibt.  —  auch  in  Algerien  galt,  keine  Aus- 
nahme über  die  Verfassung  oder  die  Gesetzgebung  in  den  Nebenländern  ge- 
troffen wurde,  so  muß  man  annehmen,  daß  die  allgemeinen  Grundsätze  über 
Gesetz  und  Verordnung  auch  in  den  Nebenländern  zur  Anwendung  kommen  sollten. 
Um  wie  viel  mehr  ist  diese  Vermutung  unter  der  dritten  Republik  berechtigt, 
nachdem  noch  im  Oktober  1870  die  Vertretung  der  Algerier  im  Parlament  wieder- 
hergestellt worden  war.  Da  auch  in  den  Verfassungsgesetzen  von  1875  über  die 
Gesetzgebungsform  in  den  Nebenländern  keine  Ausnahme  vorgesehen  ist.  so 
muß  die  vom  Präsidenten  der  Republik  geübte  Gesetzgebuugsgewalt  in  Algerien 
als  verfassungswidrig  bezeichnet  werden.4)     Aber  dieser  verfassungswidrige  Brauch 


')  Larcher  Bd.  I  S.  150,  Ginuilt  Bd.  III  S.  1S3.  Sumien  S.  38,  Maljeau  s.  45  ff. 

2)  Siehe   oben   S  36. 

3)  Siebe  oben  S.  74. 

')  Charpentier  verkennt  den  Geist  der  gegenwärtigen  Verfassungsgesetze,  wenn  er  meint 
(S.  G5):  »La  Constitution  actuejle  ne  contient  aueune  disposition  sur  le  regime  legal  de  l'Algerie. 
En  droit,  le  regime  legal  n'est  donc  pas  chang6;  c'est  toujours  le  regime  des  d^crets." 
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liat  sich  durch  Beine  ununterbrochene  Übung  bei  stillschweigender  Duldung  der 
gesetzgebenden  Faktoren  zu  einem  Gewohnheitsrecht  gefestigt,  so  daß  ihm  die 
einem  richtigen  Gefühl  entspringenden,  aber  gewöhnlich  juristisch  verfehlten  Ver- 
suche,1) ihm  seine  Verfassungsmäßigkeil  ganz  oder  zum  Teil  abzusprechen,  nichts 
anzuhaben  vermochten. 

Man  muß  also  ;il<  gegebene  Tatsache  anerkennen,  daß  für  Algerien  noch 
immer  der  Grundsatz  der  Spezialgesetzgebung  gilt,  und  daß  als  Regelform  der 
Gesetze    die    Verordnung    des    Präsidenten    der    Republik    anzusehen    ist.2)     Der 


Vi  Sehr  bezeichnend  ist  der  von  Dessoliers  in  „Organisation  politiqüe  de  l'Algerie,  expose\ 
critiques  ei  re-formes,"  Paris  1  s: »4.  s.  20 f.  unternommene  Versuch,  ans  der  nach  Beiner  Meinung 
erst  durch  die  republikanischen  Gesetze  von  1875  erfolgten  Aufhebung  der  Verfassung  von  1852 
(in  Wirklichkeit  war  sie  schon  zur  Zeil  <1<-  Kaiserreichs  durch  die  Verfassung  von  1870  aufge- 
hoben worden)  das  Wiederaufleben  des  Artikels  109  «1er  Verfassung  von  1848  (Algerien  unter 
formellen,  wenn  auch  besondern  Gesetzen)  abzuleiten:  „La  Constitution  republicaine  a  abroge\  eu 
la  remplacant,  la  Constitution  de  1852.  laquelle,  par  son  article  27.  avait  virtuellement  abrog£,  par 
contraria  de  dispositions,  l'art.  109  de  La  Constitution  de  1818.  Mais,  en  abrogeant  la  Constitution 
de  1852,  eile  a  par  eela  raeme  t'ait  revivre,  Mir  les  points  qu'elle  n'a  pas  fcouchös,  la  Constitution 
similaire  de  1S48,  et  par  consequent  l'art.  109,  qui  vise  l'Algerie,  alors  que  la  Constitution  de  1875 
n<-  la  vise  pas.  C'est  en  effet  une  regle  d'interpr&ation,  que  tonte  loi  qui  en  abroge  une  autre 
t'ait  revivre.  ipso  facto,  les  lois  que  celle-ci  avait  ahrogees  j)our  autant  que  leurs  dispositions  ne 
lui  sont  pas  contraires.  L'Algerie  continue  donc  ä  etre  n'gie  [>ar  la  Constitution  de  1848."  Diese 
Idee  reiht  sich  der  verfehlten  Behauptung  von  dem  Wiederaufleben  der  Ordonnanz  von  1834  durch 
die  aus  der  Verfassung  von  1852  sieh  ergebende  Aufhebung  des  Art.  10U  der  Verfassung  von  1848 
würdig  an.  Hieran  sieht  man.  wohin  die  Anwendung  des  sonderbaren  Grundsatzes  des  Wiederauf- 
lebens  früherer  Gesetze   bei  Aufhebung  des   aufhebenden   Gesetzes  führt. 

Auch  der  Versuch  von  Thomas,  der  in  seinem  Aufsatz  über  L'electorat  aux  Di'h'gatioiis  al- 
geriennes  (Revue  du  droit  public  et  de  la  science  politiqüe,  1 900.  Bd.  13.  .S.  415  f.)  einige  Schranken 
für  das  Verordnungsrecht  des  Präsidenten  aufstellt,  scheint  mir  verfehlt.  Er  meint,  die  Gesetzes- 
form sei  da  notwendig,  wo  sie  die  Verfassungsgesetze  ausnahmsweise  ausdrücklich  vorschreiben, 
wie  z.  B.  hei  Gebietserwerbung,  bezw.  -Abtretung  entsprechend  Art.  8  des  Gesetzes  v.  lii.  .Juli  1875. 
Eine  weitere  Einschränkung:  des  Verordnungsrechts  ergibt  sich  ihm  aus  der  Unmöglichkeit  ..d'engager 
les  finances  de  l'Etat,  d'etablir  ni  tase.  ni  impöt  sans  un  vote  du  I'arlement.  Cette  restriction  est 
de  l'essence  meme  du  regime  parlementaire;  eile  est  traditionnelle  en  France,  et  eile  est  visee 
d'ailleurs  par  l'art.  8  de  la  loi  du  24  fevricr  1875".  Also  hier  fordert  er  die  Gesetzesform,  obwohl 
dies  in  den  Verfassungsgesetzen  von  1S75  nicht  ausdrücklich  ausgesprochen  ist:  erfordert  sie,  weil 
es  den  Grundsätzen  des  französischen  Staatsrechts  entspricht.  Ergibt  sich  nicht  auch  aus  dem 
französischen  Staatsrecht,  daß  eine  Kechtsregel  grundsätzlich  der  Gesetzesform  bedarf?  Kann  man 
nicht  auch  diese  Regel  aus  den  Verfassttugsgesetzen  von  1875  herauslesen'.''  In  der  von  Thomas 
aufgestellten  Begrenzung  des  Verordnungsrechts  ist  nur  die  selbstverständliche  Schranke  anzuer- 
kennen, daß  den  S t a a t s finanzen  im  Verordnungswege  keine  Lasten  auferlegt  werden  können. 
Aber  hier  handelt  es  sich  ja  um  gesetzgeberische  Maßnahmen  gegenüber  dem  Mutterland!  Für 
Algerien  dagegen  ergreift  das  Verordnungsrecht  des  Präsidenten  grundsätzlich  alle  Gegenstände  der 
formellen  Gesetzgebung,  also  können  z.  H.  auch  Gebietserwerbungen  im  Verordnungswege  vorge- 
nommen werden,  wie  das  z.  B.  bei  der  Erwerbung  der  Landschaft  Mzab  tatsächlich  geschah.  Auch 
die  Steuerauflage  kann  durch  Verordnungen  erfolgen,  und  sie  geschieht  ja  auch  in  dieser  Form. 
Allerdings  bestanden  auch  schon  vor  1900  im  Bereich  der  Finanzgesetzgebung  Grenzen  für  das 
Verordnungsrecht,  aber  die  ergaben  sich  nur  daraus,  daß  das  algerische  Budget  in  das  Staatsbudget 
eingegliedert  war:  indem  die  Steuererhebung  auch  in  Algerien  von  einer  Genehmigung  des  Parla- 
ments abhing,  war  das  Recht  der  Steuerautlage  im  Yerordnungswege  schon  vor  11)00  mittelbar 
beschränkt. 

2)  Natürlich  hat  das  Verordnungsrecht  des  Präsidenten  der  Republik  eine  andere  Bedeutung 
als   das   des   Kaisers.      Dem    Kaiser  konnte   sein  Verordnungsrecht    ohne   seine  Zustimmung  nicht  ge 
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Grundsatz  der  VerordnungsForm  chlioßl  keine  w< ■■•  nu  .  daß  auch  Formelle 
Go8etzo  Für  Algerien  erlassen  werden  und  daJ3  dadurch  dem  Vorordnung  rochl 
des  Präsidenten  Schranken  gezogen  werden;  '  und  ftui  dem  Orund  atz  der  Spezial 
gesetzgebung  Folgl  nicht,  daß  nicht  auch  allgemeine  Franzi)  i  ein  Ge  etze  bezw. 
Verordnungen  in  Algerien  eingoFührl  werden  können,  Tatsächlich  ind  manche 
allgemein-französischon  Gesetze  auF  Algerien  ausgodehnl  worden,  entweder  durch 
eine  Bestimmung  im  Gesetz    Belbel   (so  das  Gesetz   von    1881    über  die   PreßFrei 

heil   und  das  Schon  erwähnte  Ge indegosetz  vom  Jahr   1884)  oder  durch  Dekret 

des  Präsidenten  der  Republik;  im  ersten  Fall  erfährt  natürlich  das  grundsätzlich 
unbeschränkte  Verordnungsrechl  des  Staatshaupts  eine  Minderung,  während  im 
/.weiten  Fall  das  betreffende  Gesetz  Formel]  einer  Verordnung  gleichsteht,  also 
wieder  durch  Verordnung  geändert  werden  kann.  Eine  Durchbrechung  des 
Grundsatzes  der  Spezialgesetzgebung  liegt  nur  dann  vor.  wenn  eine  Materie  oder 
ein  Verwaltungszweig  ganz  allgemein  Für  die  Zukunft  der  mutterländischen  Ge 
setzgebung  unterworfen  wird;  Fälle«  dieser  Art  sind  uns  in  den  Angliederungs 
dekreten  schon  begegnet,  aul-ier  diesen  gehört  das  Dekret  vom  14.  Juli  L865 
hierher,  das  den  alljährlich  eleu  Wert  ausländischer  Münzen  Für  Frankreich  Fest- 
setzenden Verordnungen  auch  in  Algerien  unmittelbare  Geltung  verleiht.2)  Nur 
bei  gesetzgeberischen  Akten,  die  unter  eine  solche  Generalausdehnung  des 
Geltungsbereichs  Fallen,  ist  eine  ausdrückliche  Ausdehnung  in  dem  einzelnen 
Gesetz  oder  Dekret  unnötig,  ebenso  die  besondere  Kundmachung  in  Algerien 
Sonst  aber  sollte  immer  —  und  das  ist  eine  unabweisbare  Folgerung  aus  dem 
Grundsatz  der  Spezialgesetzgebung  —  die  Anwendbarkeit  eines  gesetzgeberischen 
Aktes  (ob  Verordnung  oder  Gesetz,  ist  gleichgültig)  in  Algerien  unzweideutig 
zum  Ausdruck  gebracht  werden,  durch  eine  besondere  Bestimmung  in  dem  be- 
treffenden (iesetze  oder  durch  eine  besondere  Form  der  Kundmachung  oder 
am  besten  durch  Verbindung  beider  Erfordernisse.  In  den  französischen  Kolonien 
i.  e.  S.  werden  auch  diese  Voraussetzungen  strenge  beobachtet,  dagegen  läßt  die 
Französische   Praxis  in  Algerien   einige  bedeutsame   Ausnahmen  zu. 

Zunächst  einmal  nimmt  die  Rechtsprechung  an.  dali  mit  der  nach  Fran- 
zösischer Auffassung  erst  durch  die  Ordonnanz  von  1<">34  erfolgten  Annektion 
Algeriens    die  gesamte    Französische  Gesetzgebung    dort  ohne    weiteres,   ohne  be- 


schmälert werden,  während  das  Verordnungsrecht  des  Präsidenten  der  Republik  aueh  gegen  den 
Willen  des  Präsidenten  eingeschränkt  werden  kann,  da  der  Präsident  gegenüber  Gesetzen  kein 
Sanktionsrecht,  sondern  nur  ein  aufschiebendes  Veto  lu-sitzt.  Und  während  der  Kaiser  mit  dem 
bis  1870  nur  von  ihm  abhängigen  Ministerium  das  Verordnungsrecht  selbst  ausübte,  wird  in  der 
parlamentarisch  regierten  Republik  das  Verordnungsrecht  des  Präsidenten  von  dem  aus  der  Mehr- 
heit  der  Kammer  hervorgehenden   Ministerrat,   bezw.   den   einzelnen  Ministern  ausgeübt. 

')  Eine  Schranke  für  das  Verordnungsrecht  des  Präsidenten  bilden  auch  die  Senatuskonsulte, 
die  als  formelle  (iesetze  angesehen  werden.  Näheres  über  den  Rechtscharakter  der  Senatuskonsulte 
unter  der  dritten   Republik  in   einem   späteren   Band. 

2)  Art.  '2  des  Dekrets  vom  14.  Juli  1805:  „Les  decrets  qui  paraitront  chaque  annee  pour 
fixer  la  valeur  des  monnaies  ctrangeres  seront  exeeutoires  en  Algene  sans  Promulgation  speciale." 
Der  Grundsatz  wird  gewohnheitsmäßig  auch  bei  der  Militärverwaltung  beobachtet,  rechtlich  be- 
gründen Läßt  er  sich  für  diese  nicht,  denn  er  ist  in  der  zweifellos  aufgehobenen  Ordonnanz  von 
1834  (Art.  G)  ausgesprochen. 
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sondere  Promulgation,  in  Kraft  trat.1  Die  Rechtsprechung  begründet  diese 
Stellungnahme  mit  dem  völkerrechtlichen  Grundsatz,  daß  ein  neu  erworbenes 
Gebiet  von  der  Gesetzgebung  des  Erwerberstaata  ergriffen  wird.  Dieser  Grund- 
satz ü i It  allerdings,  aber  doch  nur.  soweil  die  Gesetzgebung  des  Erwerberstaata 
nicht  entgegensteht.  Die  damalige  französische  Gesetzgebung  stand  ihm  jedoch 
entgegen,  denn  Artikel  64  der  zweiten  Charte2)  bestimmte  ja,  daß  die  Kolonien 
durch  besondere  Gesetze  regiert  werden  sollten.  Daß  diese  Regel  an!  Al- 
gerien anzuwenden  war,  darüber  kann  kein  Zweifel  bestehen,  stützte  sich  doch 
die  Verordnung  von  1834  auf  das  Kolonialgesetz  von  1*33  und  damit  indirekt 
auf  Artikel  dl  der  (harte.  Mithin  läuft  die  Anwendung  jenes  völkerrechtlichen 
(Grundsatzes  auf  Algerien  der  Verfassung  zuwider.  Diese  fehlerhafte  Stellung- 
nahme der  Gerichte  stellt  sich  als  eine  Folge  der  —  wie  oben  gezeigt3)  —  nicht 
völlig  stichhaltigen  Auffassung  dar.  daß  es  sich  bei  der  Regierung  Algeriens 
von  1830 — 34  um  bloße  kriegerische  Okkupation  handelte.  In  diesem  Zeitraum 
wandte  man  bei  der  Rechtsprechung  gegenüber  Franzosen  ohne  weiteres  die  in 
Frankreich  geltenden  Gesetze  an.  insbesondere  den  Code  civil,  den  Code  penal. 
das  Handelsgesetzbuch  usw.;  infolge  des  unmerklichen  Übergangs  von  der 
kriegerischen  Okkupation  zur  Aunektion  ist  dann  die  bei  einer  Kolonie  er- 
forderliche besondere  Promulgation  auch  später  nicht  nachgeholt  worden,  und  da 
blieb  der  späteren  Rechtsprechung  nichts  anderes  übrig,  als  die  schon  einge- 
bürgerte Anwendung  anzuerkennen.  Man  kann  dies  bei  der  Rechtsprechung 
immerhin  entschuldigen,  wenn  man  auch  die  Begründung  ihrer  Auffassung  als 
verfehlt  bezeichnen  muß.  Merkwürdig  ist  dagegen,  daß  die  Theoretiker  —  von 
einer  Ausnahme  abgesehen 4)  —  sich  der  Auffassung  der  Rechtsprechung  wider- 
spruchslos anschließen.5) 

Die  Theoretiker   wenden    sich    nur  gegen    die    zum  Teil    sehr  willkürlichen 
Einschränkungen,  durch  die  die  Gerichte    die  Geltung  jenes  Grundsatzes  zu  be- 


')  Z.  B.  Entscheidung  des  Kassationshofs  vom  4.  August  1881,  Sirey  1881,  1  8.  437. 

2)  Siehe  oben  S.  10. 

3)  Siehe  oben  S.  9  f. 

4)  Jacquey  verweist  in  „De  l'application  des  lois  francaises  en  Algene"  auf  die  bei  der 
Annektion  von  Nizza  und  Savoyen  sowie  der  Besitzergreifung  der  (früher  schwedischen)  Insel  Saint- 
Barthelemy  erfolgte  ausdrückliche  Kundmachung  der  dort  zur  Anwendung  kommenden  französischen 
Gesetze.  Sumien  entgegnet,  daß  in  diesen  Gebieten  die  Promulgation  notwendig  war,  weil  die 
Gesetzgebung  alle  Einwohner  erfassen  sollte,  während  in  Algerien  die  Eingebornen  und  Ausländer 
noch  ihren  eigenen  Gesetzen  unterstanden.  Sumien  vergißt,  daß  die  Sonderstellung  der  Nichtfran- 
zosen  in  Algerien  sehr  bald  und  zwar  noch  in  der  sogenannten  Okkupationsperiode  verschwand, 
bezw.  abgeschwächt  wurde:  denn  schon  1831  erklärte  die  französische  Regierung,  die  fremde 
Konsulargerichtsbarkeit  als  anvereinbar  mit  der  französischen  Okkupation  nicht  mehr  anzuerkennen 
(Larcher  Bd.  I  8.524),  und  auch  die  Eingebornen  unterlagen  von  Anfang  an  in  bestimmten  Fällen 
der  französischen  Gerichtsbarkeit.  Von  den  Beispielen  Jacqueys  trifft  übrigens  nur  das  von  Saint- 
Barthelemy  zu,  denn  nur  für  diese  Insel  war.  weil  es  sich  um  eine  Kolonie  handelte,  nach  dem 
für  die  Kolonien  geltenden  Grundsatz  der  Spezialgesetzgebung  die'  Promulgation  erforderlich;  da- 
gegen wären  Nizza  und  Savoyen.  weil  sie  dem  Mutterlande  als  integrierende  Bestandteile  einverleibt 
wurden,  dem  gemeinen  französischen  Recht  auch  dann  unterworfen,  wenn  dort  keine  besondere 
Promulgation  erfolgt  wäre. 

5)  z.B.  Sumien  S.  56  ff.  und  S.  86  ff.,  Charpentier  s.  70  f..  Girault  Bd.  III  S.  187  f..  Larcher 
Bd.  I  S.  174  ff.  Maljean  S.  76  ff 


izon  Buchen:1}  Die  Rechtsprechung  nimmt  nämlich  an,  daß  nur  die  allg< 
meinen"  Gosetze  bezw,  di<'  Gesetze  von  „allgemeinem  Interc*  e"  in  Algerien  in 
Kraft  getreten  seien,  und  daß  auch  die  e  Öc  etze  nur  10  weil  gelten,  al  ii  ich 
mit  den  Landesverhältnissen  vereinbaren  ließen. aj  Daß  die  Theoretiker  derartige 
willkürliche  Abgrenzungsversuche  de  Geltung  bereichs  dir  Gesetze  aus  der  Zeil 
vor  L 884  tadeln,  isi  begreiflich,  aber  sie  sollten  doch  erkennen,  dafl  derartige 
Umgehungen  des  Grundsatzes  dir  notwendige  Folge  dir  sowohl  verl 
widrigen  wir  gaohlich  bedenklichen  Annahme  von  der  unmittelbaren  Geltung  der 
französischen  Gesetzgebung  darstellen 

Eine  noch  größere  Unklarheit  entstand  in  der  algerischon  Gesetzgebung 
dadurch,  i\;\ti  man  auch  erst  nach  1834  in  Kraft  getretenen  allgemeinen  fran 
zösischen  Gesetzen  unmittelbare  Geltung  in  Algerien  zusprach.  Die  Rechtsprechung 
ist  sieh  nämlich  darüber  einig,4)  «lau  alle  Änderungen  von  in  Algerien  geltenden 
Gesetzen  ohne  weiteres  sieh  auch  auf  Algerien  erstrecken.8)  Diese  Ausdehnung 
des  Geltungsbereichs  erkennen  nicht  nur  die  Theoretiker  an,8)  auch  das  Parlament 
hat  Bchon  in  unzweideutiger  Weise  zu  erkennen  gegeben,  daß  es  diese  Auffassung 
teilt,  indem  bei  der  Änderung  des  Artikels  336  der  Strafprozeßordnung  in  der 
Kannner  hervorgehoben  wurde,  daß,  wenn  die  Anwendbarkeit  für  die  Kolonien, 
aber  nicht  für  Algerien  ausgesprochen  werde,  dies  ganz  korrekt  sei,  weil  die 
ein  in  Algerien  geltendes  Gesetz  ändernden  Gesetze  ohne  ausdrückliche  Be- 
stimmung anwendbar  würden.7- 

Diese    eigentümliche    selbsttätige   Ausdehnung   von  Mutterlandsgesetzen    auf 
Algerien    sucht    man    damit  zu    rechtfertigen,    daß    aus    der  Ausdehnung  von   I  I 


')  z.  B.  Larcher  Bd.  1  S.  IT.").  Girault  Bd.  111  S.  IST,  ebenso  Jacquey;  dagegen  I »Illiirt  Sumien 
(S.  59)  diese  Einschränkungen. 

2)  ..Dans  la  niesure  ou  les  circonstances  Iocales  en  permettent  l'applicabilit£"  oder  „dans  la 
niesure  des  moeuxs  er  des  habitades  locales"   usw. 

3)  Immerhin  können  die  aus  der  angenommenen  anmittelbaren  Geltang  der  französischen 
Gesetzgebung  von  vor  1834  entstellenden  Unzuträglichkeiten  leicht  beseitigt  werden,  da  man  dieser 
Gesetzgebung  keinerlei  erhöhte  Rechtskraft  gegenüber  den  sonstigen  Quellen  der  algerischen  Ge- 
setzgebung  zubilligt:  die  Gesetzgebung  aus  der  Zeit  von  vor  1834  steht  —  auch  wenn  sie  in  formellen 
Gesetzen  niedergelegt  ist  —  den  Akten  des  algerischen  Spezialgesetzgebers  im  Hange  gleich,  d.  h. 
sie  kann  im  Wege  der  algerischen  Spezialgesetzgebung  -  also  durch  Verordnung  des  Staatshaupts  — 
abgeändert  werden. 

4)  Siehe    z.B.    Entscheidung    des  Kassationshots    vom   11.  März  1907  (Sirey  1907,  1.   S.  216). 

5)  Das  gilt  sowohl  von  Änderungen  der  1834  en  bloc  in  Kraft  getretenen  Gesetzgebung  wie 
auch  von  Änderungen  später  eingeführter  Gesetze,  ganz  gleichgültig,  ob  sie  durch  Gesetz  oder  durch 
Verordnung  eingeführt  wurden.  Für  die  formelle  Kraft  des  ändernden  Gesetzes  i--t  der  Rang  des 
geänderten  Gesetzes  maßgebend:  d.  h.  betrifft  die  Änderung  nur  ein  Gesetz  aus  der  Zeit  vor  1834 
oder  ein  durch  Verordnung  eingeführtes  späteres  Gesetz,  so  kann  die  Änderung  durch  Verordnung 
wieder  aufgehoben  werden,  bezieht  sie  sich  jedoch  auf  ein  durch  formelles  Gesetz  eingeführtes  Ge- 
setz,  so   kann   eine  Aufhebung  nur  in  der  Form  der  Gesetzgebung  geschehen. 

°)  Larcher  Bd.  I  S.  182  ff.,  Charpentier  S.  71  ff.,  Girault  Bd.  III  S.  189f.  Sumien  S.  6$  ff.. 
Maljean   S.  ST  ff.,   dagegen   nur  Jacquey. 

")  „En  declarant  la  loi  applicable  aus  colonies,  le  Senat  ne  mentionne  pas  l'Algerie:  cette 
redaction  est  absolument  correcte,  il  est  de  principe  en  effet  que  les  lois  qui  modifient  une  legis- 
lation  di'jä  en  vigueur  en  Algene,  lui  sont  applicables  sans  qu'il  soit  n£cessaire  de  le  declarer  jiar 
une  disposition  expresse."     Chämbre  des  deputes,  Sitzung  vom   16.  Juni  1881,  J.  off.  vom   IT.  Juni. 
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Betzen  auf  Algerien  die  Absicht  des  Gesetzgebers  zu  entnehmen  Bei,  Algerien 
für  diese  Materien  dem  gemeinen  französischen  Recht  zu  unterstellen.1  Würde 
man  die  späteren  Änderungen  in  Algerien  nicht  anwenden,  so  würde  man  .-tau 
zur  Assimilation  zu  einer  immer  stärkeren  Differenzierung  der  algerischen  von 
der  französischen  Gesetzgebung  gelangen.2  Mir  scheinen  diese  Gründe  keine 
überzeugende  Sprache  zu  reden:  daraus,  daß  der  Gesetzgeber  ein  allgemeines 
französisches  Gesetz  für  in  Algerien  anwendbar  erklärt,  folgt  noch  nicht,  daß  er 
auch  alle  späteren  Änderungen  und  Zusätze,  die  vielleicht  auf  die  kolonialen 
Verhältnisse  gar  nicht  passen,  in  Algerien  angewendet  wissen  will.  Bei  der 
nur  durch  Btete  Übung  der  Gerichte  eingeführten  Gesetzgebung  aus  der  Zeit  von 
vor  1834  kann  von  einein  derartigen  Willen  <\i'>  Gesetzgebers  jedenfalls  keine 
Hede  sein.  Auch  der  Hinweis,  daß  sonst  immer  größere  Unterschiede  zwischen 
der  algerischen  und  der  französischen  Gesetzgebung  entstehen  würden.  i>t  nicht 
durchschlagend;  es  ist  vielmehr  ganz  naturgemäß,  daß  zwischen  der  Gesetzgebung 
des  Hauptlandes  und  der  Nebenländer  Differenzierungen  eintreten.  Freilich 
widerspricht  dies  dem  Gedanken  der  Assimilation,  aber  diese  läßt  sich,  bo  lange 
zwischen  Haupt-  und  Xebenland  noch  tiefgreifende  Unterschiede  in  der  Zu- 
sammensetzung der  Bevölkerung,  in  den  Lebensbedingungen  usw.  bestehen,  im 
Bereich  der  Gesetzgebung  ebensowenig  restlos  durchrühren,  wie  im  Bereich  der 
Verwaltung. 

Der  Grundsatz  von  dem  selbsttätigen  Inkrafttreten  der  ändernden  Gesetze 
birgt  die  Gefahr  in  sich,  daß  er  da,  wo  seine  Anwendung  mit  den  Landesver- 
hältnissen sich  nicht  in  Einklang  bringen  läßt,  von  der  Rechtsprechung  durch 
Auslegungsknirr'e  umgangen  wird.  Die  französische  Rechtsprechung  hat  denn  auch 
einen  bequemen  Ausweg  ausfindig  gemacht  in  der  dehnbaren  Unterscheidung 
zwischen  bloß  ändernden  Gesetzen  und  völlig  neuen  Gesetzen.  Ein  bezeichnen- 
des Beispiel  bietet  die  Stellungnahme  der  Rechtsprechung  zu  dem  (Jesetz  vom 
<S.  Dezember  von  1883,  das  das  Wahlrecht  zur  Wahl  der  Handelsrichter  be- 
deutend erweiterte;  während  der  Gerichtshof  von  Algier  diesem  Gesetz  unmittelbare 
Geltung  in  Algerien  zuerkannte,  weil  er  darin  nur  eine  Änderung  des  Handels- 
gesetzbuchs erblickte,3)  erklärte  der  Kassationshoi'  das  (iesetz  i'ür  nicht  anwend- 
bar, da  das  Gesetz  nicht  eine  bloße  Änderung,  sondern  eine  Neuregelung  dar- 
stelle.4) Der  wirkliche  Grund  der  Nichtanwendung  lag  wohl  darin,  daß  das 
Gesetz  —  wie  ein  Urteil  des  Friedensrichters  von  Bone  auszusprechen  wagte  — 


')  „Quand  le  Ugislateur  metropolitain  ou  algerien,  a  admis  qu'une  loi  francaise  >erait  appli- 
cable  a  l'Algene,  c'est  qu'il  a  jujre  que,  relativement  aux  matieres  r£gies  par  cette  l<>i.  l'assimllation 
doit  exister  entre  la  colonie  et  la  France."     Larcher  Bd.  I  8.  183. 

2)  ,,.  .  si  des  lois  dt'ja  ex^cutoires  en  Algerie  ae  subissaient  pas  les  transformations  auxquelles 
le  legislateur  les  soumet  en  France,  il  arriverait  capidement  que  les  codes  de  la  colonie  ne  res- 
sembleraient  plus  ä  ceux  de  la  Mere  Patrie,  et.  loin  de  s'assimiler,  les  deu_x  pays  sc  constitueraient 
ä  l'etat  de  nations  separees  par  les  moeurs  et  la  jurisprudence."  Biquet,  Repertoire  du  droit  ad- 
ministrativ eine  Stelle,  die  von  Sumien,  Larcher  usw.  nachgebetet  wird. 

3)  Entscheidung  der  Cour  a'Alger  vom  23.  April  18S4.  Sirey  1885,  II,  S.  33  ff. 

*}  Entscheidung  des  Kassationshofs  vom  5.  November  1884,  Sirey  1885,  I.  S.  "2Gö  ff. 
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im   algori  che   Verhältni    u  nichl  paßte,  indem  die    I  ranj lurch   E£iug<  bonn 

und   Naturalisierte  in  den   Hintorgrund  gedrängt   worden   wären  ' 

I  >ie    in    der   algerischen  l  I hon  chende   Verwirrung    wird    aoeh 

dadurch  ge  toigert,  daß  Ubor   die   Kundmachung  doi  (ebori  chon  Akte  die 

Meinungen    sehr    auseinandergehen.      Dem    Grund  atz    der    Spozialgogctzgobung 
wtlrde  es  entsprechen,  daß  jeder  in  Algerien  anzuwendende  gc  utzgeberi  che  Akt 
dort   besonders  kundgemacht  würde,     Ea  gölten  jedoch  in  Algorion  viele  Gesetze, 
die    dorl    nie  kundgemachl    worden   sind,    bo   daß    man   Eragen   muß,    für  welche 
Akte  isl  die  Kundmachung  in  Algerien  erforderlich,  für  wolche  reicht  die  Kund 
machung     im     Mutterlande     ans.       Die     Theoretiker     beantworten     die     I 
sein-    verschieden.     Am   strengsten    hält    sich    Jacquey    an    den    Grundsatz    der 
Spezialgesetzgebung,    denn    er    verlangt    schlechtweg     für    jeden     in     Algerien 
anzuwendenden  gesetzgeberischen   Akt    die  Kundmachung   in    Algerien.     Sumien 
weicht  von  dem  Grundsatz  der  Spezialgesetzgebung  insofern   ab,    als    er  für  die 
allgemeine    (auch    in     Frankreich    geltende)    Gesetzgebung    auf   das    Erfordernis 
der  Sonderkundmachung  verzichtet.     Ausgehend  von  der   Ministerialentscheidung 
vom    11.    August    I859a)    stellt   er   den    Leitsatz   auf,   daß    alle  gesetzgeberischen 
Akte,  die    Algerien  allein   angehen,    im  algerischen   Bulletin  officio!  kundgemacht 
werden  müssen.3)      Für    solche  Akte,  die    zugleich  das  Mutterland   betreffen,  hält 
tu-    die    Promulgation    im    Journal    officio!    in    Paris    für   genügend.     Demgemäß 
erscheint   ihm  die  Kundmachung  in  Paris  ausreichend  einmal  für  die  Gesetzgebung 
aus  der  Zeit  von  vor  1834;  sodann  bei  den  späteren  Gesetzen  für  die  „ändernden" 
Gesetze,    für    die    internationalen    Verträge,    für    die    Gesetze,    die    unter    eine 
Generalklausel  fallen  (Armee-,   Zollgesetze,  Gesetze    über   ausländische  Münzen, 
endlieh  für  solche    Gesetze,  deren    Anwendung   in  Algerien    in   den    betreffenden 
Gesetzen    selber     ausgesprochen     ist.4)      Unter    diesen,    in    Algerien    durch    den 
Gesetzgeber  für   anwendbar  erklärten  Gesetzen  meint   er  aber  nur  allgemein- 
französische   Gesetze,    bei    den   nur   für  Algerien    erlassenen   Gesetzen  verlangt  er 
die  Kundmachung  in  Algier."') 

Am  weitesten  entfernen  sich  Charpentier  und  Larcher  von  dem  Grundsatze 
der  Spezialgesetzgebung.  Sie  erklären  nämlich  auch  bei  den  nur  Algerien  be- 
treffenden gesetzgeberischen  Akten  —  Gesetzen  wie  Dekreten  —  die  Kund- 
machung im  Journal  officiel  in  Paris  für  maßgebend.  Charpentier  sucht  dies 
damit  zu  begründen,  daß  sonst  ein  vom  Gesetzgeber  für  in  Algerien  anwendbar 
erklärter  Akt   möglicherweise    keine  Rechtskraft    erlange,  wenn    der   Generalgou- 


')  „.  .  .  son  applicatioQ  a  l'Algerie  aurait  pu  entrainer  des  consequences  tres  grayes  ä  Tepoque 
ou  eile  a  6ti  rotie.  En  effet,  les  commercants  venus  de  la  metropole  etaient  en  minorite:  les 
indigenes  et  les  etrangers  naturalis^  seraient  arrives  a  oecuper  tous  les  sieges,  et  les  rentables 
tYaneais  jure  soli  et  sanguinis  en  auraient  ete  exclus,  et  n'auraient  pu  faire  prevaloir  en  Alg-erie 
les  usages  franoais,  que  dos  gouvernants  s'efforcent  depuis  si  longtemps  d'implanter  dans  notre 
colonie." 

2)  Siehe  oben  S.  44. 

3)  Sumien  S.  48. 

4)  Sumien   S.  96. 

'■>)  Sumien   S.  4S  ff.      Ihm   sehließt  sieh  Maljean  an   S.  68. 
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vernein  die  Kundmachung  unterließe;1  \\i'-  wenn  der  Minister  des  [nnern  dem 
Generalgouverneur  die  Kundmachung  nicht  anbefehlen  könnte!  Nicht  viel  über- 
zeugender  kling!  die  Begründung  von  Larcher:  er  leitel  <li<-  Regel  der  maßgebenden 
Kundmachung  im  Mutterlande  aus  dem  nach  Beiner  Meinung  niemals  aufgehobenen 
Dekret  vom  24.  Oktober  1870  ab,2)  das  —  wie  oben  erwähnl  —  entsprechend 
den  im  Mutterlande  geltenden  Vorschriften  kundgemacht  werden  sollte.3 |  In 
Wirklichkeit  ist  aber  doch  das  Dekret  vom  24.  Oktober  seit  dem  Thiers'schen 
Dekret  vom  29.  März  1871,  das  den  Generalgouverneur  wiederherstellte,  als  auf- 
gehoben  zu  betrachten  und  damit  ist  auch  die  Schlußbestimmung  hinfällig  ge- 
worden. Eine  neue  Vorschrift  ist  freilich  nicht  erlassen  worden,  und  so  ist  man 
hier  wieder  —  wenn  man  nicht  die  in  Frankreich  SO  beliebte  Hegel  von  dem 
Wiederaufleben  früherer  Gesetze  anwenden  will  —  auf  die  Praxis  angewiesen. 
Die  bietet  jedoch  keinen  festen  Grund;  in  den  Texten  der  gesetzgeberischen 
Akte  begegnet  man  nur  gelegentlich  dem  Hinweis  auf  die  besondere  Kund- 
machung in  Algier.4i  und  die  Rechtsprechung  hält  bald  die  Kundmachung  im 
Mutterlande  für  ausreichend  und  maßgebend5!,  bald  berechnet  sie  die  Geltung  eines 
gesetzgeberischen  Aktes  nach  der  Veröffentlichung  im  algerischen  Bulletin  ofticiel.6 » 

b)  Vorschläge  zur  Einschränkung  des  Verordnungsrechts  des  Präsidenten. 
Daß  angesichts  der  in  der  Gesetzgebung  herrschenden  Unsicherheit  die 
Algerier  eine  Klarstellung  anstrebten,  wird  ihnen  niemand  verübeln  können. 
Natürlich  suchte  man  in  den  80er  Jahren  durch  Anwendung  des  Assimilations- 
prinzips Abhilfe  zu  schaffen,  und  zwar  war  es  weniger  der  Grundsatz  der  Sonder- 
gesetzgebung, als  vielmehr  die  Form  der  Sondergesetze,  die  Verordnung,  gegen 
die  sich  die  Angriffe  richteten.  So  forderte  der  vom  Generalgouverneur  Grevy 
der  Iveorganisationskommission  von  1880/81  vorgelegte  Entwurf7)  die  Form  des 
Gesetzes  nicht  nur  für  beinahe  sämtliche  Gebiete  der  Rechtssetzung  —  wie  bei 
den  Europäern  für  persönliche  und  dingliche  Rechte,  politische  Rechte,  Naturali- 
sation, Preßfreiheit.  Versammlungs-  und  Vereinsrecht,  und  bei  den  Eingebornen 
für  die  Grundsätze  des  Sachenrechts  und  des  Familienrechts,  sowie  allgemein 
für  Wehrpflicht  und  Steuerauflage  — ,  sondern  auch  bei  sonstigen  wichtigen 
Gegenständen  —  wie  der  Verwaltungsorganisation  Algeriens,  dem  Handelsregime 
und  den  bedeutenderen  öffentlichen  Arbeiten.8)  Man  sieht  also,  daß  der  Grevvsche 


')  ...  .  .  mais  qn'adviendrait-il  si  la  loi  ne  devenant  exeeutoire  qu'en  vertu  de  la  Promul- 
gation,  le  gouvemement    omettait  on    n£gligeait    de  faire   cette   Promulgation ?"     Charpentier  8.  73. 

2)  ,.('e  (jui  nous  parait  de*cisif  en  faveur  de  notre  opinion,  c'est  «nie  le  decret  du  24  octobre  1ST0 
n'a  Jamals  ete*  abrogeV'     Larcher  Bd.  I  S.  170. 

3)  Siehe  oben  S.  78. 

4)  So  z.  B.  lautet  das  Dekret  vom  9.  September  1893,  das  das  Gesetz  vom  27.  Dezember  1892 
iilier  Schiedsgerichte  zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitern  für  in  Algerien  anwendbar  erklärte:  ..La 
loi  pn'eitee  du  .  .  est  rendue  applicable  ä  l'Algerie  et  y  sera  promulgule  ä  cet  effet." 

"■)  Siehe  ■/..  15.  die  Entscheid,  des  Kass.   Hofs  v.   1.  Dez.  1905,  Revue  alg.   1907.  8.87. 
6)  So   z.  B.  die  Entscheidung  des  Gerichtshofes    v.  Algier   v.  6.  Jnli  1905,  Revue  alg.   1906, 
S.   2 IG.   ferner   Sumien    S.  .">0,   51. 

')  siehe  Anhang  Nr.  41;  Procis-verbaux  S.   165 — 175. 
p)  Art.  1. 
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Entwurf   dorn   Gesetzverordnungsrechl    dos    Staatshaupti    weit    engere   Schranken 

ziehen    wo  Ihr,    all   der  Ucsutzontwurl    dor    K i    ion    von   1869         Dabei  w  ;i  r 

der   ( i ic\  \  sein«   Entwurf    noch    gemäßigt;    in    deriolben   Kommiision  brachte  der 
Staatsrat  Clamageran  einen   Entwurf  ein,  darin  einfach  <li''  in  Frankreich  für  die 
Trennung   von  Gesetz  und   Verordnung    geltenden  Grund  ätze  aui   Algerien  Über 
tragen  wurden.') 

Zu  einer  Beschlußfassung    der  Kommission   über   diese   Entwürfe  i  I  i 
doch    nicht    mehr   gekommen.     Auch   die   nach    dein    Erlaß   der  D^creti  de  rat 
taohemenl    von    den    Algeriern    unternommenen    Versuche,    dem    Grundsatz    der 
Assimilation   auch  in    der  Gesetzgebung  zum  Siege   zu  verhelfen,    schlugen   fehl: 
so  blieb  der  von  Jacques  (nunmehr  Senator  für  Oran    im  Mai  L 883  dem  Senat  vor 
gelegte   Gesetzes  Vorschlag,3)    der   den   Clamageran'schen    Gedanken    wiederholte, 
unbeachtet,  und  nicht  besser  erging  es  den  Gesetzesvorschlägen  des  Blarquia  de 
La   Ferronnays    in   der  Kammer,  die   gleichfalls   auf  die  Aufhebung   des  Gesetz 
Verordnungsrechts  abzielten.*)     Das  hängt  auch  damit  zusammen,  daß  sich  mittler- 
weile eine  neue  Schwenkung  in  der  algerischen  Politik  vorbereitete;  sie  zeigt  sich 
deutlich   in   der  Behandlung,   die    der   Vorschlag  von   de    La   Ferronnays  in  der 
Kammer  erfuhr:    als  er  ihn  zum  erstenmal  einbrachte  (Juni  1888),  wurde  er  von 
der  Kommission  zur  Berücksichtigung  empfohlen,0)  und    nur  infolge  i\*-^  Ablauts 


'i  Vergl.  Art.  1   des    Entwurfs    von  1881    mit  Art.  63    des   Gesetzentwurfs    von   1869/70  lAn 
hang  Nr.  26). 

■i  Sitzung  vom   15.  Januar  1881.  Proces-verbaux  S.  177 — 179. 

3)  Art.  Ier.  L'art.  4  de  l'ordonnance  du  22juillet  est  abroge.  Les  affaires  algeriennes  Beront 
di'soniiais  r£gl£es  par  dos  lois,  dos  di'i-rots  rendus  en  Consei]  d'Etat,  dos  d£crets  pr£sidentiels  ou 
dos  arrötös  miiiistöriols.  ooiiionnonionr  aus  prineipes  du  droit  comnmn,  et  selon  les  distinetions 
admises  dans  la  Legislation  de  la  France  m£tropolitaine. 

*)  Proposition  de  loi  ayant  pour  objet  de  substituer,  en  Algerie,  le  regime  l^gislatif  au 
regime  des  deorets,  prösentöo  par  MM.  le  marquis  de  la  Ferronnays  usw.  Chambre  des  deputes, 
Documents  pari.  Sess.  ord.  de  1888.  Annexe  n°  2783,  Seance  du  14juin.  J.  off.  s.  755  f.  Der  Ge- 
setzesvorschlag  lautete: 

Art.  let.  A  partir  du  1 l>r  juillet  1889,  le  regime  special  des  döerots  est  supprime  en  AJgerie 
dans  toute  retendue  du  territoiro  civil,   qui  est  desormais  place   sous  le  regime  de  la  loi. 

Art.  2.  Avant  le  31  decembre  de  l'annee  courante,  le  Gouvernemeet  sera  tenu  de  proposer 
aus  Chambres  im  ensemble  de  projets  de  loi  ayant  pour  objet  de  transformer  en  lois  les  d£crets 
qui  reglent  actuellement: 

1°  L'organisation   administrative; 

2°  L'organisation  municipale; 

3°  L'organisation  judiciaire; 

4°  Le  domaine  de  l'Etat ; 

5°  La  delimitation   du  territoire   militaire  du  torritoire   civil; 

6°  Les  impöts  indig&nes; 

7°  La  colonisation. 

Disposition  transitoire. 

Art.  3.  A  dater  de  la  Promulgation  de  la  presente  loi,  aueune  moditication  k  im  decret 
ri'o-lant  dos  matieres  souniises  en  France  au  regime  legislatif  ne  ponrra  etre  operee  en  territoire 
civil  que  par  la  loi. 

5)  Rapport  sommaire  fait  au  nom  de  la  23°  commission  d'initiative  pari,  cbargee  d'examiner 
la  proposition  de  loi  de  M.  le  marquis  de  la  Ferronnays  .  .  .  par  M.  Albert  Duchesne,  Chambre 
des    deputes,   Soss.   extr.   de   1888,  Docum.  pari.  Annexe  n°  3233,  J.   off.   S.  599  f. 

Gmelin,   VerfaasungBontwicklung  von   Algerien,  10 
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der  Legislaturperiode  kam  er  oichl  mehr  zur  Verhandlung.  Als  der  Vorschlag 
aber  in  der  neuen  Kammer  (Juni  1890)  wiederholt  wurde,1)  empfahl  die  Kom- 
mission zwar  wiederum  die  Berücksichtigung,2  aber  Bie  warnte  «loch  zugleich 
v^or  der  uneingeschränkten  Annahme  des  Vorschlags,  da  es  unvernünftig  sei,  die 
koloniale  Organisation  sklavisch  nach  dem  Vorbild  des  Mutterlandes  zu  gestalten.1 
Man  wird  vielleicht  finden,  daß  diese  Forderung  in  den  Gesetzesvorschlägen  von 
de  La  Ferronnays  und  Jacques  nicht  enthalten  war:  allein,  wenn  auch  ihre  Vor- 
schläge sich  ausgesprochenermaßen  nur  gegen  die  Form  der  algerischen  Ge- 
setzgebung, gegen  das  grundsätzlich  unbeschränkte  Verordnungsrecht  (\*>  Präsi- 
denten der  Republik,  richteten,  so  prägt  sich  in  ihnen  doch  zugleich  das  Beatreben 
aus.  die  Sondergesetzgebung  überhaupt  zu  beseitigen;  denn  es  war  kaum  anzu- 
nehmen, daß.  wenn  die  zur  Gesetzgebung  im  Mutterlande  zuständigen  Organe 
auch  in  Algerien  zuständig  wurden,  jeweils  bes lere  Gesetze  für  Algerien  er- 
lassen wurden.  So  mußte  das  Zusammenfallen  der  Gesetzgebungsgewalt  für 
Haupt-  und  Nebenland  die  Herbeiführung  der  Rechtsgleichheit  begünstigen.  Darum 
ist  es  zu  begreifen,  wenn  man  die  Versuche,  die  Gesetzgebungsform  zu  ändern, 
mit  Vorsieht  aufnahm.  Denn  daß  die  Rechtsverschiedenheit  zwischen  Frankreich 
und  Algerien  ohne  »Schaden  für  die  beiderseitigen  Interessen  in  vielen  (iehieten 
noch  nicht  beseitigt  werden  konnte,  darüber  gaben  sich  selbst  aufrichtige  Anhänger 
der  Assimilation  keiner  Täuschung  hin.  Aber  nicht  nur  die  in  den  <  Jesetzesvor- 
scblägen  sich  verbergende  Forderung  nach  gleichem  Gesetzes inh alt,  sondern 
auch  die  ausgesprochene  Forderung  nach  der  Gleichheit  des  Gesetzgebungs Ver- 
fahrens war  unzweckmäßig.  Die  Schnelligkeit  der  kolonialen  Entwicklung,  die 
aus  Verzögerungen  unter  Umständen  entstehenden  Gefahren  für  die  Sicherheit 
der  Kolonie  erfordern  in  Algerien  eine  andere  Abgrenzung  von  Gesetz  und  Ver- 
ordnung als  im  Mutterland.  Daher  ist  es  kaum  als  ein  Nachteil  zu  betrachten, 
wenn  jene  Gesetzesvorschläge,  die  die  besonderen  Verhältnisse  Algeriens  nicht 
berücksichtigten,  nicht  durchgedrungen  sind.  Damit  soll  aber  nicht  etwa  das 
bestehende  System  als  den  Bedürfnissen  Algeriens  entsprechend  bezeichnet  werden, 
es  leidet  an  zu  offensichtlichen  Mängeln.  Die  Theoretiker  verschlossen  sich  denn 
auch  seiner  Verbesserungsbedürftigkeit  nicht  und  suchten  nach  Lösungen,  die  den 
eigentümlichen  Verhältnissen  des  Landes  gerecht  zu  werden  versprachen.4 
Aber  die  maßgebenden  Faktoren  konnten  sich  vorerst  nicht  mit  dieser  Frage 
belassen,  sie  mußten  ihr  Augenmerk  auf  die  ungleich  dringendere  Frage  der 
Verwaltungsreorganisation  richten. 


')  Chambre  des    deputes,  Sess.    ord.    de   1890,  Docum.    pari.,  annexe  q°611,  J.  off.  8.  906  f. 

-)  Der  Vorschlag  wurde  auch  im  Plenum  (17.  Juli)  berücksichtigt,  kam  aher  nicht  zur  Be- 
ratung  und  wurde  mit  Ablauf  der  Legislatur  hinfällig  (1893). 

3)   Et.  en  effet,  s"il  est  ä  souhaitei  que  le  regime  de  l'Algene  et  de  nos  autrss  colonies 

se  rapproche  de  plus  en  plus  de  celui  de  m&ropole,  il  serait  deraisonnable  et  eontraire  a  tous  1' ss 
interets  (|ui  sont  iei  eu  presence  de  vouloir  calquer  s<-r\  iliiuent  notre  Organisation  coloniale  sur 
celle  de  la  France  continentale ;  cette  assimilation  absolue  repugne  a  la  nature  meme  des  choses 
autant  qu'elle  choque  le  bon  sens."  Rapport  sommaire  fait  au  nom  de  la  G°  commission  pari.  .  . 
]>ar  F.d.  Le  Roy,  deputd.  Chambre  des  deputäs,  Sess.  ord.  de  1890,  Docum.  pari.,  annexe  n°  79fi, 
Seance  du  5juillet,  .1.  off.  S.  1512  f. 

4l  Siehe  z.  15.  Sunden  S.  119  ff. 


Zweiter  Teil. 


Die  Begründung  der  algerischen 
Selbstverwaltung. 


Erster  Abschnitt. 

Pic  Wiederherstellung  der  Machtvollkommenheil  des 
Generalgouverneurs  (18ü(>). 


1.  Die  Versuche  zur  Schaffung  eines  algerischen  Budgets  (1885—91). 

/.   Der  Tirman'aeJie   Plan  eines  Sonderbudgets  innerhalb  des  Staatsbudgets. 
A.  Die  Rückströmung  gegen  die  Assimilation  in  Algerien. 

Die  Rückströmung  gegen  die  übertriebene  Assimilation  machte  Bich  sehr 
bald  nach  dem  Erlaß  der  Angliederungsdekrete  bemerkbar,  aber  es  dauerte  ein 
Jahrzehnt,  bis  sie  im  Parlament  die  Oberhand  gewann,  und  dann  verflossen  noch 
mehrere  Jahre,  bis  sie  in  der  Gesetzgebung  durchdrang.  Wir  haben  gesehen, 
dal)  die  restlose  Angliederung  der  Verwaltungszweige  durchaus  nicht  einmütig 
von  den  Algeriern  begrüßt  wurde,  und  so  kann  es  nicht  überraschen,  wenn  schon 
im  Juli  1882,  noch  ehe  ein  Jahr  seit  dem  Erlaß  der  Angliederungsdekrete  ver- 
strichen war,  ein  algerischer  Abgeordneter,  Letellier.  sich  gegen  das  neue  Ver- 
waltungssystem wandte.')  Er  zeigte  auf,  daß  die  Dekrete  je  nach  dem  Umfang 
der  Delegationen  sich  als  widersinnig  oder  als  schädlich  erwiesen:  denn  entweder 
delegierten  die  Minister  alle  ihre  Befugnisse  dem  Generalgouverneur,  dann  hatten 
die  Angliederungsdekrete  keine  andere  Bedeutung  als  die  Überordnung  der 
Minister  zu  betonen,  oder  die  Minister  behielten  ihre  Gewalten,  dann  nahmen 
sie  an  einer  Verwaltung  teil,  in  der  sie  sich  gewöhnlich  nicht  auskannten.2)  Daher 
wünschte  Letellier  dieses  für  Algerien  unheilvolle  System  beseitigt  zu  sehen.3) 
Er  stieß  jedoch  mit  seiner  Kritik  auf  Widerspruch  bei  seinen  algerischen  Kollegen 
Thomson    und  Treille.    die    ihm  nicht   ganz    zu  Unrecht    entgegenhalten  konnten. 


')  Chambre  des  deputt's.  lK'bats  pari.,    Seance  du  ojuillet  1882.  J.  off.  S.  1133 ff. 

2)  „De  tous  les  Services  rattaelu's,  Les  uns  ont  ete  immediatement  delegu^s  au  gouvernettr 
dans  leur  integralite" :  mesure  singuliere,  qui  semble  n'avoir  iti  prise  que  pour  donner  aus  ministres 
um'  vaine  satisfaction  d'amonr-propre  en  affirmant  leur  Suprematie,  qui  n'avait  jamais  ete  mise  eu 
question.  D'autres  ont  ete  maintenus  entierement  dans  les  mains  des  ministres  appeles  ainsi  ä 
partieiper  au  fonetionnement  d'nne  administration  qni  leur  est,  pour  la  plnpart  du  temps,  inconnne!" 
1.  c.  Su  1134. 

3)  „N'est-il  pas  temps  d'en  finir  avec  ce  regime  dont  l'experienee  a  ete  falte  et  qui  ne  pou- 
vait   rien   produire    de    boil    pour   l'Algirie?"      Ebenda. 
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man  Bolle  erst  einmal  die  Wirkungen  des  Versuche  abwarten,  bevor  man  zu 
rinn-  neuen  Organisation  schreite.1  Natürlich  wies  auch  die  Regierung  den  Vor- 
stoß gegen  die  Angliederungsdekrete  zurück:  Der  Minister  des  [nnern  stellte  den 
Antrag  Letelliers  auf  Einsetzung  einer  Kommission  zur  Prüfung  der  algerischen 
IVaue  gradezu  als  Versuch  zur  Einrichtung  einer  Nebenregierung  für  Algerien 
hin.2  Daraufhin  wurde  der  Antrag  abgelehnt,  wenn  auch  nicht  mit  allzugroßer 
Mehrheit  (284  gegen   159  Stimmen  .'■' 

l>ie  folgenden  Jahre  boten  wie  die  voraufgehende  Schilderung  zeigl 
zur  Genüge  Gelegenheit,  die  Wirkungen  der  Angliederungsdekrete  zu  erproben. 
Am  empfindlichsten  traf  die  Kolonisten  die  Zersplitterung  (\<->  algerischen  Budgets 
anter  die  verschiedenen  Ministerien,  die  wie  erwähnt  —  zur  Folge  hatte,  dafl 
die  Ausgaben  Vür  Algerien  immer  mehr  herabgesetzt  wurden.4)  Daher  setzte 
die  Rückströmung  gegen  die  Dekrete  an  diesem  Punkte  ein:  Im  Dezember  I 
brachte  Le.»ueur  im  Conseil  supericur  den  Antrag  ein,  es  möge,  da  die  Un- 
sicherheit über  den  Betrag  der  zu  erwartenden  Zuweisungen  die  Aufstellung 
eines  geordneten  Ausgabenprogramms  verhinderte,  ein  Teil  der  algerischen  Ein- 
nahmen zu  Kolonisationszwecken  der  Kolonie  überwiesen  werden.5»  In  dieser 
Anlegung  war  der  erste  .Schritt  auf  dem  Wege  zur  Autonomie  enthalten;  man 
war  sich  dessen  damals  sicher  nicht  bewußt,   sonst  hätte  kaum  ein  so   überzeugter 


')  Thomson:    „Kons    ne  sommes   pas    du    tout  d'aecord  avec    vous  Mir  la   question  <b-s  rat- 

tachements."     Treiile:   „Vous  parlez  en  votre  aom  et  ]>as  an  nom  de  tone  les  deput£s  abzeriens." 

Thomson:   od  attaqne  an  Systeme    administratif  .  .  on  affirme,    Bans  apporter  des  prew 

sans  dire  par  quoi  on  compte  le  remplacer,  que  l'experience  du  Systeme  des  rattachpments  a 
echoue*  .  .  .  Si  I'essai  ne  reussit  pas  on  pourra,  on  devra  recourir  ä  one  nouveüe  Organisation, 
mais  im  ne  devra  le  faire  que  si  l'experience  d^montre  que  c'est  absolnment  ne'cessaire  .  ."  Ebenda 
s.  1185. 

2)  „Qu'est-ce    que  veus    voulez    anjourd'hui?     Vous    roulez  entre  les    affaires    algerienn 

les  ministres  comp£tents,  cnVr  im  intermediaire :  ä  cöte*  du  Gouvernement,  one  grande  commis- 
siuu  serait  chargee  de  s'oecuper  des  affaires  alg^riennes.  Vous  von]./,  faire  le  contraire  de  ce  qu'on 
a  fait  par  les  rattachements.  ."   Ebenda  S.  1136  f. 

3)  I.e.  S.  1136. 

4)  Siehe  oben  S.  118  f.  Diese  Entziehung  von  Landeseinnahmen  traf  die  Algerier  um  so  härter. 
als  sie  auf  keine  außerordentliche  Beihilfen  des  Mutterlandes  zählen  konnten:  als  am  27.  Dez.  1883 
die  Minister  Waldeck-Rousseau  und  Tirard  50  Millionen  für  Kolonisationszwecke  verlangten,  wurde 
die   Forderung  von  der  Deputiertenkammer  abgelehnt.     Siehe  Chamboredon  s.  44  f. 

5)  ,,.  .  .  Considerant  qu'il  importe,  autant  dans  l'interet  de  la  metropole  que  dans  l'inte'ret 
de  l'Algerie,  que  la  colonie  soit  dotee  des  ressources  nlcessaires  an  prompt  achevement  de  sa  mise 
en  valeur  .  .  .  Que.  ä  raison  de  l'ineertitude  qui  existe  Mir  le  niontant  des  aüoeations  dont  <m 
disposera  chaque  annee  les  previsions  budge*taires  ne  peuvent  etre  £tablies  dans  des  vues  d'en- 
semble  et  d'avenir  .  .  .  Que,  >*il  est  juste  que  la  metropole  ben^ficie  dans  une  large  mesure  de 
l'augmentation  annuelle  des  produits  et  revenus  de  l'Algerie,  il  est  non  moins  bjgitime  qu'une  partie 
des  plus-values  soit  affectä«    an  de*veloppement  de  la  colonie.  .  . 

Kniet  le  voen, 

Que  le  Gouvernement  affecte  aus  depenses  interessant  la  colonisation  une  qnote-part  des 
produits  et  revenus  de  l'Algerie, 

Et  prie  instamment  le  Gouverneur  gen^ral  ainsi  que  les  repr£sentants  de  1'AlgeYie  de  faire 
aupres  des  pouvoirs  publics  les  demarches  les  plus  pressantes  pour  que  satisfaction  Boit  dönnee 
ä  ce  voeu."  Conseil  supeneur  de  Gouvernement,  Sess.  de  novembre-decembre  1S85.  Sitzung  vom 
5.  Dezember,  Proces-verbaux  S.  IST  ff. 
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\iili.-iii".  i     dl  i     \      iinil.iiiiiii,    w  ii  10     •  ■i'iiii:il"i>ii\  ,  i  ii.iir  'linnaii   \\  ;ii-.  il'-n    'in    Iiimiiii" 

angenommenen1)   Antrag     ich    zu  eige »macht    und    die   Form    oinoi   Entwurl 

dem   Ministerium   ompfohlen:    Davon  au  gehend,    daß  hauptsächlich    die  produk 
tiven    \n  gaben  (Kolonisation,  Häfen,  Bewässerung   u»^    .  die  insge  amt  etwa  « - ■  1 1 
Drittel  der  algerischen   Ausgaben  ausmachten,  der  Sicher  tellung  bedurften,   n 
Tirman  an,  daß  »'in   Drittel  der  Einnahmen  aui     Ugerien  dorn  Gouvernement  Für 
diese  /wecke  /.ur  Verfügung  gestellt  werden  möchte.     Die  Minister  nahmen  den 
Plan  verschieden  auf:    Während    der  Finanzminister   ein   Eingehen  aui  don   Vor 
Bohlag  ablehnte,  erklärte  sich  der  Minister  des  [nnern  bereit,  bei  günstigere] 
legenheil    auf    *  1 1  *  *    Prago    wieder    zurückzukommen.3)      Das    Gesamtministerium 
verwarf  den  Plan,  da  es  annahm,  daß  dem  Parlamenl  eine  derartige  Teilung  der 
algerischen  Einnahmen  unverständlich  erscheine.8)     Es  Ließ  jedoch  den  General 
gouverneur   wissen,    daß    ein    weitergehender  Vorschlag,   der   Bich    an    schon    er 
probte  Systeme  anschlösse,  eher  von  Erfolg  begleitet  sein  werde.1 

Ii.  Das  Tirman 'sehe  Spezialbudgot  (1887). 
Es  ist  möglich,  daß  das  Ministerium  bei  diesem  Wink  an  das  Verhältnis 
der  Kolonien  zum  Mutterland  dachte,  und  es  hätte  ja  nichts  näher  gelegen,  als 
einfach  das  in  den  Kolonien  geltende  System  auf  Algerien  zu  übertragen.9  Aber 
Tirman  fand  diese  Übertragung  bedenklich,  weil  die  Autonomie  in  der  Finanz- 
verwaltung dazu  führen  mußte,  eine  aus  Wahlen  hervorgehende  Lokalvertretung 
mit  beschließender  Gewalt  gegenüber  dem  Budget  auszustatten;  eine  derartige 
Einrichtung  widerstrebte  Tirman,  da  sie  die  zwischen  der  Organisation  des  Mutter- 
landes und  Algeriens  bestehenden  Unterschiede  vermehrte.6)  Denn  er  hielt  immer 
noch  an  dem  Ziele  der  vollständigen  Rechtseinheit  zwischen  Frankreich  und 
Algerien  fest.7)     Und  wenn  er  auch  zugehen  mußte,  daß  wegen  der  Verschieden- 

*)  1.  c.  S.  788. 

2J  Rede  des  Generalgouverneurs  Tirman  bei  Eröffnung  des  Conseil  superieur  am  1">-  Nov.  L886, 
Conseil  supeneur  Sess.  de  novembre  1886,  Proces-verbaux  S.  XXIII  t*. 

3)  „Le  Gouvernement  m'a  objecto  qu'on  ne  s'expliquerait  peut-Stre  pas  suffisamment  le  par- 
tage,  «.-ii  denx  budgets  distinets,  de  depenses  <|iii.  -i  elles  a'interessent  pas  Ia  colonisation  au  meme 
deirre,  Interessent  du  moins  l'ensemble  de  l'Algerie  .  .  ."  Rede  Tirmans  bei  Eröffnung  des  (  . >n>  i  1 
sup&ieur  am  1-1.  November  1887,  Conseil  superieur,  Sess.  de  novembre  1887,  Proces  -  verbaux 
S.  XXVIII. 

4  „On  lui  tit  observer  que  sa  proposition  aurait  plus  <le  chances  de  succes,  si  eile  e'tait 
jilus  vaste,  et  en  meme  temps  si  eile  pouvait  s'appuyer  sur  quelques  pr£c£dentsw  (Aussage  von 
Tirman  in  der  Commission  d'etude  des  questions  algeriennes,  Senat  1891,  S.  L'.'il).  Der  General- 
gouverneur war  darüber  erstaunt:  „11  m'avait  paru,  tont  d'abord,  qu'une  ret'orme  budg&aire 
aurait  d'autant  plus  de  ehances  de  succes  qu'elle  modifierait  moins  profondement  le  regime  financier 
actuel."     Conseil  supeneur,  Sess.  de  nov.  1887.  Proces-verbaux  S.  XXVIII. 

5)  „Le  innren  le  plus  radieal  de  reinedier  ;i  rette  Situation  consisterait  a  etendre  a  l'Algerie 
le  regime  financier  appliqud  ä  dos  possessions  d'outre-mer  .  .  ."  Begründung  des  Tirmanschen 
Entwurfs  S.  1'2. 

8)   l'autonomie  financiere  complete  impliquerait  la  creation  d'une  assemblee  locale,  dotee 

en  niatiere  budg£taire  d'un  pouvoir  de  decision  et  qui  devrait,  des  Iors,  tenir  son  mandat  des 
eiecteurs.  Or,  Institution  en  Algerie  d'un  nouveau  corps  electif  pre'senterait,  entre  autres  incoo 
venients.  eelui  d'aecentuer  les  differences  qui  existent  entre  la  legislation  rm'tropolitaine  et  l'organi- 
satimi  de  untre  grande  colonie.""     Ebenda  S.  13. 

')  „L'Algerie  fait  partie  intägrante  de  la  France;  eile  se  fondra  un  jour  dans  son  unite*  et 
l',,n  doit  desirer  que  ce  jour  soit  aussi  prochaia  que  possible."     Ebenda  S.  13- 
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heil  beidei  Länder  die  völlige  Assimilation  Bich  noch  nicht  durchführen  ließ  und 
daß  >ie  auch  eicht  libereill  werden  durfte,  bo  wollte  er  doch  auch  alles  vermeiden, 
w.i-  die  völlige  Verschmelzung  Algeriens  mit  dem  Mutterlande  verzögern  konnte.1; 

Darum  legte  Tirman  seinem  neuen  Entwurf  1887  einen  Plan  zugrunde,  der 
das  bestehende  System  möglichst  wenig  berührte,  vor  allem  die-  (.881  geschaffene 
Veroaltungsorganisation  unangetastet  ließ,  dabei  aber  doch  der  Kolonie  die  zu 
ihrer  Entwicklung  nötigen  Mittel  verscharrte.  Dieses  Ergebnis  suchte  er  nicht 
etwa  im  Wege  einer  Vermehrung  der  Lasten  des  .Staat-  zu  erzielen,  im  Gegen- 
teil, der  Staat  sollte  sogar  noch  an  den  Überschüssen  beteiligt  sein.-  Der  Plan, 
von  dem  sich  der  ( ieneralgouverneur  versprach,  daß  er  all  diesen  Anforderungen 
genügen  werde,  war  folgender:  Die  Ausgaben  für  die  Verteidigung,  sowie  die 
Zinsleistungen  für  die  im  Interesse  Algeriens  aufgenommenen  Anleihen  und  die 
übernommenen  Garantien  sollten  dem  Staate  auch  fernerhin  zur  Last  fallen;  in>- 
besondere  auch  die  Jahreszahlungen  an  die  Eisenbahngesellschaften,  jedoch 
diese  letzteren  nur  bis  zum  Betrag  von  lö  Millionen  Francs  jährlich.8)  Für  die 
Deckung  aller  übrigen  (Zivil-)  Ausgaben  sollte  die  Kolonie  mit  ihren  eigenen 
Einnahmen  aufkommen.  Die  algerischen  Einnahmen  wurden  der  Kolonie  vor- 
behalten, so  daß  ihr  alle  etwaigen  Überschüsse  verblieben.4)  Erst  wenn  die 
Jahreseinnahme  50  Millionen  überstieg,  sollte  die  Hälfte  des  Mehrbetrags  dem 
Mutterlande  zufallen.5)  Das  algerische  „Spezialbudget"  setzte  sich  also  zusammen 
aus  sämtlichen  aus  Algerien  fließenden  Staatseinnahmen  und  den  Zivilausgaben, 
ausgenommen  die  Zinsen  für  die  Anleihen  und  die  Zuschüsse  für  die  Eisen- 
bahngesellschaften. 

Trotz  der  Beschränkung  der  algerischen  Lasten  auf  die  ordentlichen  Zivil- 
ausgaben bot  der  Tirman'sche  Plan  eines  Spezialbudgets  Algerien  nur  geringe 
Aussicht  auf  Deckung  seines  Bedarfs;  denn  er  war  auf  den  unsichern  Boden 
einer  Wahrscheinlichskeitberechnung  gegründet.  Die  Gesamtausgaben  für  Algerien 
waren  für  das  Finanzjahr  1887  auf  101  Millionen  veranschlagt/')  Davon  entfielen 
62  '/2  Millionen  auf  militärische  Ausgaben  und  auf  die  Zinsen  von  Anleihen,  die 
der  Tirman'sche  Entwurf  dem  Mutterland  zuschob:  aus  den  algerischen  Ein- 
nahmen waren  mithin  nur  noch  3!)  Millionen  Zivilausgaben  zu  decken.  Nun 
waren  aber  die  Einnahmen  nur  auf  36,8  Millionen  veranschlagt,  so  daß  ein  Fehl- 
betrag von  über  zwei  Millionen  drohte.     Den  Eintritt  dieses  Defizits  hielt  jedoch 


')  ,..  .  .  s"il    convient,   dös   lors,    de    ne    pas  avancer   trop    preeipitamment    dans   la   voie  de 

l'.issimilation.  il  importe  e'galement  de  ne  pas  retarder,  par  des  mesnres  dont  l.i  nt'eessite  ne  s"im- 
pose  pas,  le  moment  oü  ce  resultat  si  d£sirable  pourra  Itre  obtenu."     Ebenda  S.  14. 

2)  ..Mais  une  antre  Solution,  reclanit'e  d'ailletirs  par  les  economistes  et  les  publicistes  versus 
dans  les  questions  coloniales  (z.  B.  Leroy-Beanlien),  et  qui,  sans  rnoditier  trop  profondement  le 
regime  financier  de  L'Algeiie,  sans  toucher  &  l'organisation  administrative  ereee  par  les 
di'crcts  du  26  aout  1881,  enfin,  sans  imposei  au  Tresor  des  saeritices  que  la  Bitnation  finaneiere 
ne  lui  permettrait  pas  d'aeeepter,  en  lui  assurant,  au  contraire,  d'importants  exeedants  de  reeettes, 
proenrerait  a  la  Colonie  les  rcssources   neeessaires  pour  conipleter  sa  mise  en  valeur."     Ebenda  S.    14 

3)  Art.  14  des  Entwurfs,   siehe  Anhang  N  r.  49. 

\rt.    11   und   12. 
Art.  13. 
6)  Genan:   101666  296  fr. 
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Tirman    Für   au  gc  chlo    enj    denn    dio    wirklichen   Einnahmen  Algeriern     b<'liof«'ii 
lieh  im  Jahre   1886  auf  87,8  Millionen,  und  da     enl  prach  der  regelmäßigen  Zu 

nähme    der   lotsten  Jahre,  denn   die  algori  chen   l&innal in    hatten    lieh    in  dem 

Zeitraum  von  1881  bis  96  um  libor  aohi  Millionen  Francs  vermohrt,  im  Jahre  durch 
Bohnitl  also  um  1,6  Millionen.  Der  Vorsicht  halber  nahm  Tirman  für  di> 
Jahre  L 887  88  eine  Steigerung  \  od  nur  1,2  Millionen  an  Wenn  lieh  die  e  An 
nähme  bewahrheitete,  bo  mußten  die  Einnahmen  im  Jalir  1888  10,2  Millionen 
betragen,  d.  h.  die  Zivilausgaben  Für  1887  um  mehr  als  eine  Million  übersteigen  ; 
l);uuii  hielt  Tirman  »las  Gleichgewicht  dea  algorischen  Budgets  für  gesichert.2) 
Er  nahm  ohne  weiteres  an,  dafi  die  jährliche  Einnahmesteigerung  von  1,2  Mil 
lionen  Fr.  in  den  folgenden  Jahrzehnton  ununterbrochen  vorhalten  werde,  und  daß 
die  Einnahmen  des  Spezialbudgets  au  einer  reichlichen  Befriedigung  der  Be 
dUrfnisse  Algeriens  ausreichen  winden.  Daß  auch  einmal  die  Einnahmen  hinter 
dem  Voranschlag  zurückbleiben  konnten,  und  vor  allem,  daß  die  Bedürfnisse 
Algeriens  sieh  nicht  immer  im  Rahmen  der  Einnahmen  halten  würden,  derartige 
Fälle  ließ  Tirman  ganz  unberücksichtigt.  Den  größten  Nutzen  hätte  bei  der 
Durchführung  des  Tirman'schen  Systems  der  Staat  gehabt,  denn  schon  im  Jahre 
L887  wäre  ihm,  da  nach  Tirmans  Berechnung  spätestens  in  diesem  Jahre  die 
Einnahmen  auf  über  ">0  Millionen  wachsen  mußten,  ein  Anteil  an  den  algerischen 
Einnahmen  zugefallen  und  vom  Jahre  1916  ab  hätten  dio  dem  Staatsschatz  zu- 
fließenden  algerischen  Einnahmen  die  Zinsleistungen  und  die  Zuschüsse  an  die 
Eisenbahngesellschaften  in  Algerien  überstiegen,  derart,  daß  der  Staat  seine  übrigen 
Ausgaben  für  Algerien  in  immer  stärkerem  Maße  mit  algerischen  Einnahmen 
hätte  decken  können.3)  Algerien  dagegen  hätte  das  System  Tirman  wenig  Vorteil 
gebracht;  nach  der  Tirman'schen  Berechnung  sollten  zwar  bis  zum  Jahre  1927 
im  ganzen  514,(5  Millionen  zu  außerordentlichen  Ausgaben  verfügbar  werden. 
aber  von  dieser  großen  Summe  liefen  alljährlich  nur  unbedeutende«  Beträge  ein, 
von  6,5  Millionen  ab  an  ansteigend.4)  Es  stand  aber  außer  allem  Zweifel,  daß 
der  Kolonie  mit  so  kleinen  Beträgen  nicht  gedient  war,  sie  bedurfte  vielmehr 
ganz  bedeutender  Beihilfen,  namentlich,  um  Bewässerungsarbeiten  ausführen  zu 
können.  Da  nun  —  wie  wir  noch  sehen  werden  —  die  Gewährung  außer- 
ordentlicher Zuschüsse  durch  das  Mutterland  nicht  zu  erwarten  stand  und  die 
Erhöhung  der  algerischen  Steuern  mit  großen  Schwierigkeiten  verknüpft  war.  so 
blieb    als    Ausweg   nur    die  Aufnahme    einer   Anleihe    durch    die    Kolonie.     Aber 


')  Die  Zivilausgaben    waren    für  1887  veranschlagt  auf 39  155  010 

Die  algerischen  Einnahmen  auf 36  860  001 

Fehlbetrag:     2  295  009 

Indes  beliefen  sieh  die  wirklichen  Einnahmen  1886  auf 37  803  000 

Die  wirkliche  Steigerung  betrug  1S81— 86  8230  977,  d.  b.  im  Durchschnitt  alljährlich 
1646  195.  Bei  Annahme  von  nur  1200  000  fr.  jährlicher  Zunahme  stiegen  die  Ein- 
nahmen 1887  aui 39  003  000 

1888  auf 40  203  000 

Begründung  zum  Entwurf  Tirman  S.  20. 

2)  „L'equilibre  du  budget  de  l'Algerie   est  donc  assure\"     S.  20. 

3)  Tabelle  bei  Tirman  S.  28—30. 

4)  Tabelle  ebenda,  S.  25. 
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dieser  Ausweg  war  rechtlich  verschlossen.  Er  konnte  erst  betreten  werden,  wenn 
Algerien  eine  eigene   Rechtspersönlichkeit  gewährt  wurdi 

Das  zu  fordern,  konnte  sich  Tirman  nicht  entschließen,  weil  es  dem  ( 
danken  der  Assimilation  zuwider  lief.  Das  algerische  Spezialbudget  Bollte  vielmehr 
wie  das  seitherige  algerische  Budget  einen  Bestandteil  des  Staatsbudgets  bilden. 
Demgemäß  wurde  auch  an  dem  Feststellungsverfahren  nicht  gerührt;2)  die  Tätig- 
keit des  Generalgouverneurs  und  des  Conseil  superieur  blieb  vorbereitender 
Natur,  die  Entscheidung  ruhte  nach  wie  vor  beim  Parlament.  Und  so  bestand 
der  einzige  Unterschied  gegen  früher  darin,  daß  die  aus  Algerien  fließenden 
Einnahmen  nur  für  Algerien  verwendet  werden  durften.  Dieser  Unterschied  war 
freilich  nicht  bo  belanglos  wie  Tirman  glaubte;8)  es  läßt  sich  zwar  mit  der  Ein- 
heit der  staatlichen  Finanzverwaltung  vereinbaren,  daß  bestimmte  Einnahmen  für  be- 
stimmte Ausgaben  verwendet  werden,  z.  B.  die  Einnahmen  aus  einem  Fonds  für 
einen  bestimmten  Verwaltungszweig,  aber  es  Bteht  im  Widerspruch  zur  einheit- 
lichen Finanzverwaltung,  wenn  die  Einnahmen  aus  einein  Teile  des  Staatsgebiets 
nur  wieder  für  diesen  Gebietsteil  verwendet  werden  dürfen.  Das  führt  leicht  zur 
Anerkennung  einer  vom  Staate  gesonderten  I'rovinzialpersönlichkeit.  namentlich 
dann,    wenn  wie    in   Algerien    im  Conseil    superieur    —    schon  Einrichtungen 

vorhanden  sind,  die  in  Organe  des  provinziellen  Kommunalverbandes  verwandelt 
werden  können.  Die  Durchführung  des  Tirmanschen  Entwurfs  hätte  daher  über 
kurz  oder  lang  die  Erhebimg  Algeriens  zu  einem  besondern  Kommunalverband 
nach  sich  gezogen.  Tirman  war.  ohne  es  zu  merken,  aus  der  Bahn  der  Asaimi- 
latoren  in  die  der  Autonomisten  geraten,  er  hatte,  obwohl  er  sieh  als  Gregner 
der  Autonomie  bekannte,  die  Weiterentwicklung  der  algerischen  Einrichtungen 
in  der  Richtung  der  Selbstverwaltung  eingeleitet. 

C.   Selbsttäuschung    der    Algerier    über    die    Vereinbarkeit    ihrer 
Forderungen    mit  der  Assimilation. 

Die  Selbsttäuschung,  in  der  sich  Tirman  befand,  daß  das  Budget  special 
mit  der  Assimilation  sich  vereinbaren  ließe,  scheint  übrigens  auch  sonst  in  Al- 
gerien verbreitet  gewesen  zu  sein.  Für  die  politische  Auffassung  der  Algerier 
sehr  bezeichnend  ist  ein  in  den  von  Mager  1889  gesammelten  Cahiers  coloniaux 
erschienener  Brief  von  Eugene  Robe,  einem  Mitgliede  des  Conseil  superieur: 
eigentliche  Autonomisten.  versichert  er  etwas  kühn,  hätte  es  in  Algerien  nicht 
gegeben:  freilich  denkt  er  dabei  an  die  Selbständigkeit  der   griechischen  Pflanz- 


' )  Immerhin  war.  schon  ehe  Algerien  eigene  Rechtspersönlichkeit  gewährt  wurde,  die  Auf- 
nahme einei  Anleihe  durch  Prankreich  auf  Rechnung  des  algerischen  Sonderbudgets  möglich;  aber 
das  war  dann  eine  französische  Anleihe  unter  Beschränkung  der  Haftung  auf  die  aus  Algerien 
fließenden   Einnahmen.     Siehe  hierüber  unten  Zweiter  Teil,  erster  Abschnitt,  3.,   C,  a. 

2)  Nur  daß  das  Budget  special  nach  der  Vorbereitung  durch  den  Generalgouverneur  und  der 
Verhandlung  im  Conseil  superieur  im  Ministerrate  durchgesprochen  werden  sollte,  bevor  es  ans 
Parlament  gelangte.     I.e.  s.  31. 

3)  ..II  s'agit  donc,  nun  d'£manciper  l'Algerie  au  point  de  vue  budgetaire,  mais  seulement 
d'affecter  aus  besoins  de  la  Colonie  les  produits  et  revenus  qu'elle  fournit  au  Tresor."     S.  31. 


i . i •  1 1  •  -  '       Ea  lei  algori  che  Überlieferung,  daß  Algorion  eine  Verlängern] 
roioha  darstelle  und  Früher  odor   Rpätor  eine-  odor  mehrere  Dopartomonl     bilden 
müsse.9)     »Die    Mgorier   sind    also    alle   A    imilatoren;    wir     troben    alle    danach, 
die  Verfassung,    die  Vorwaltung  and    die  <  ■■   etzgebung    dei   Mutterlande     zu  er 

halten:  dae  ist  unser  Ziel  und  unsere  Politik.     Geteilter  Auft'a  ■ ind   wir  nur 

Über  die  Präge  nach  der  Stunde  und  der  Zweckmäßigkeit  Während  die  einen 
die  Assimilation  Boforl  durch  Regierungsakl  verlangen,  wtlnschen  sie  die  andern 
allmählich  und  durch  den  Einfluß  der  Zeh  '  Robe  Bähll  sich  zu  den  letztem 
Daß  er  aber  garniohl  zu  ihnen  gehörte,  sprich!  aus  seinem  Urtoil  aber  die  von 
den  radikalen  Anhängern  der  Assimilation  erhobene  Forderung,  den  Genera] 
gouverneur  ganz  abzuschaffen.  Das  dünkte  ihn  gefährlich,  ja  sogar  unmöglich, 
weil  dadurch  die  einheitliche  Leitung  verloren  ginge.  Der  Goneralgouverneur 
wäre  notwendig,  und  Btatt  seine  Gewalt  zu  mindern  und  zu  schwächen,  sollte 
man  sie  stärken  und  mehren.  Zu  diesem  Zweck  müßte  man  dezentralisieren, 
statt  zu  zentralisieren.  ..Ich  wünschte,  das  Generalgouvernement  würde  derarl 
organisiert,  daß  alle  wichtigen  Angelegenheiton  Algeriens  in  Algier  behandeil 
und  entschieden  werden.*)  [ch  möchte  mit  einem  Wort  eine  möglichsl  weitgehende 
Dezentralisation.  Man  darf  Dezentralisation  nicht  mit  Autonomie  verwechseln. "a 
Gewiß,  Dezentralisation  und  Autonomie?  sind  nicht  ohne  weiteres  gleichbedeutend, 
aber  sieher  war  die  von  Hohe  vorgeschlagene  Vermehrung  der  Gewall  des 
Generalgouverneurs  erst  recht  nicht  gleichbedeutend  mit  Assimilation;  denn  der 
Generalgouverneur  war  ein  Algerien  eigentümliches  Organ,  dessen  Befugnisse 
nicht  vermehrt  worden  konnten,  ohne  daß  man  die  Verschiedenheit  der  franzö- 
sischen und  der  algerischen  Einrichtungen  steigerte.  Nur  die  Minderung  seiner 
Gewalt  oder  die  völlige  Beseitigung  des  Generalgouverneurs  entsprach  dem  assi- 
milatorischen Programm. 


')  „Les  autonomistes  proprement  dits,  les  partisans  d'une  Constitution  coloniale  independante 
de  la  Metropole  comme  celle  i|ii i  regissaient  le>  anciennes  colonies  grecques  qui  ont  donn4  leur 
nom  ä  la  chose,  n'ont  m;iis  existe  eil  Algerie."  Bei  H.  Mager,  Cahiers  coloniaux  de  1889 
Paris  1889,  S.  355. 

2)  „L'Algerie,  depuis  la  conquete,  a  toujours  ete"  considere"  comme  le  prolongement  de  la 
France  et  comme  devant  constituer,  dans  im  avenir  plus  ou  moins  eloigne,  im  <m  plusieurs  depairte- 
meuts  francais.     Cette  idde  est  de  tradition  chez  dous.  .  .■•     Ebenda. 

3)  „Les  Algeriens  sont  done  tous  assimilatetirs ;  tmis  qous  aspirons  au  regime  politiiaie.  ad- 
ministratif  et  legal  de  la  mere  patrie:  c'est  notre  1  > vi t  et  c'est  notre  politique.  Nous  ne  sommes 
divises  que  sur  la  question  d'heure  et  d'opportmnite\  Alors  que  les  uns  veulent  l'assimilation  im- 
mediate  et  par  decret,  les  autres  la  veulent  progressivement  et  par  l'aetion  du  temps.  Je  suis  de 
ees  derniers."     Ebenda. 

4)  ,,Si  ou  supprime  le  gouvernement  general,  l'Algerie  reste  en  prefectures  civiles  et  mili- 
taires  ....  e'est  l'unite  administrative  d'autorite,  de  vues  et  de  direction  qtii  est  detruite ;  .... 
c'est  de  Paris  que  Ton  colonisera.  Ce  sera  dangereux,  ce  sera  meme  impossible.  Le  gouverne- 
ment general  est  done  toujours  neecssaire  et.  ä  mon  avis.  loin  de  le  reduire  et  de  l'at'taiblir.  il 
taut  le  fortitier  et  accroilre  son  autorite.  Dans  ce  but,  il  faudrait  de  eent  raliser  au  lieu  de 
central  iser.  comme  im  le  fait  depuis  quelque  temps.  .  .  Je  voudrais  que  le  gouvernement  general 
tut  orgarnise  de  teile  maniere  que  toutes  les  affaires  importantes  de  l'Algerie  fassent  traitees  et 
resolues   a  Alger".      Ebenda   S.   357. 

5)  ...Je  voudrais,  en  un  niot,  une  deeentralisation  aussi  large  que  possible.  II  ne  taut  pas 
confondre  d£centralisation  avec  autonomie."    Ebenda. 
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Denselben  widerspruchsvollen  Gedankengang  entwickelte  Robe  ab  Bericht- 
erstatter Für  den  Tirman'schen  Entwurf  im  Conseil  Buperieur:  Algerien  be^ 
Bich  aotwendigerweise  auf  dem  Wege  zur  Assimilation;  zu  diesem  Xi'-l  werde 
ee  nur  gelangen,  wenn  es  zeige,  daß  es  die  gleichen  Lasten  wie  Frankreich  zu 
tragen  vermöge,  wie  es  schon  dieselben  Rechte  genieße.  Die  Erreichung  dii 
Ziels  könne  durch  das  Spezialbudget  nur  beschleunigt  werden1  .  Die  immer 
dringender  werdenden  finanziellen  Bedürfnisse  der  Kolonie  mußten  die  Algerier 
bald  belehren,  «laß  eine  aufrichtige  Abkehr  von  dem  Wege  der  Assimilation  not- 
wendig wurde.  Hatte  Kobo  als  Berichterstatter  über  den  Tirman'schen  Ent- 
wurf im  Conseil  superieur  noch  im  Jahre  1887  eine  algerische  Anleihe  als  un- 
denkbar bezeichnet,  da  Algerien  keine  eigene  Rechtspersönlichkeii  besitze2  .  »o 
erklärte  er  in  der  Session  des  Conseil  superieur  im  Dezember  1888  die  Auf- 
nahme einer  Anleihe  für  unumgänglich  nötig,  und  zwar  die  Aufnahme  einer 
Anleihe  durch  Algerien  selber.  Für  den  Fall,  daß  Frankreich  Algerien  die  Ge- 
währung der  Rechtspersönlichkeit  verweigerte,  wollte  man  die  Anleihe  einfach 
durch  die  Departements  aufnehmen3).  So  wuchs  sich  der  Gedanke  des  Tirman'- 
schen Sonderbudgets  unmerklich  zu  dem  Gedanken  eines  autonomen  Budgets 
aus,   wenn   man   sich   das  auch   noch   nicht  eingestehen  wollte. 

'2.  Der  autonomistische   Verfassungsentwurf  von  Sabotier  in  der  Deputiertenkammer 

(Juli  1889). 

I»er  erste,  der  es  wagte,  sich  offen  als  Anhänger  der  Autonomie  zu  be- 
kennen, war  der  Deputierte  von  Oran,  Camille  Sabatier,4)  der  im  Juli  1889  in 
der    Deputiertenkammer    einen    Gesetzentwurf    für    eine    algerische    Verfassung 


')  ,,  .  .  eile  (L'Algerie)  marchera  n£cessairement  vers  L'assimilation,  mais  eile  n'y  matchera 
que  progressivement  .  .  et  eile  n'y  arrivera  completement  que  le  jour  ou  eile  poiirra  affinner 
qu'elle  peut  supporter  les  meines  charges  comme  eile  jouit  des  meines  droits.  L'avenement  de  ce 
n'sultat  heureux,  le  budget  special  ne  peut  qu'aider  h  le  preeipiter".  Conseil  superieur.  Bess.  d>- 
novembre  18S7,  Sitzung  vom  26.  Nov..  Proces-verbaux  S.  577  f. 

2)  „D'un  autre  eöte,  il  ne  taut  pas  penser  ä  l'emprunt,  puisque  l'Algerie  ne  jonit  pas  de  la 
personalite  eivile.   .   .   "     Ebenda  S.  569. 

3)  ,.11  faudra  que  nous  empruntions,  c'est  evident;  mais  nous  ferons  par  nous-memes,  si    on 
nous  donne  la  personnalite  eivile,  ou  ]iar  l'intermediaire  des  departements,  si  on  nous  la  refnse  . 
Conseil    superieur.   Sess.   de   novemlire    ]NS8.    Sitzung  vom    1.   Dezember.   ProceB-verbauz   8.   573. 

4)  ('.  Sabatier  ist  am  10-  März  1851  zu  Tlenicen  geboren;  er  übte  später  dort  den  Anwalts- 
beruf und  war  von  1877 — 80  als  Richter  in  verschiedenen  Orten  tätig;  1880 — 84  versah  er  das 
Amt  eines  Administrateur  in  Fort  National,  wo  grade  damals  die  Zivilverwaltung  eingeführt  wurde. 
Er  wurde  während  dieser  Zeit  oft  angefeindet,  aber  von  den  Generalgouverneuren  Grevy  und 
Tirman  gehalten.  1881  ward  er  an  die  Ecole  superieure  des  lettres  in  Algier  berufen,  wo  er  Yor- 
lesungen  über  Einrichtungen  und  Sitten  der  Berber  hielt.  1885  wurde  er  zum  Deputierten  von 
Oran  gewählt;  1889  erstattete  er  den  Bericht  über  das  algerische  Budget.  Besonders  verdient 
machte  er  sieh  dadurch,  daß  er  den  tiefgreifenden  Unterschied  zwischen  den  Arabern  und  den  Ka- 
bylen  klarierte.  Die  Gelegenheit  zum  Studium  des  merkwürdigen  Volksstamms  dir  Kabylen  bot 
sieh  ihm  während  seiner  Amtszeit  im  Fort  National,  wie  die  aus  jener  Zeit  stammenden  Schriften 
Essai  sur  les  origines,  l'avenir  et  lVtat  actuel  des  Berberes  seüentaires,  Essai  Mir  l'ethnographie  de 
l'Afrique  du  nord  usw.  beweisen.  Sabatier  ist  nächst  Dessoliers  (siehe  unten)  der  bedeutendste 
Führer  der  algerischen  Autonomiebewe<runo'. 
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einbrachte1).    Auch  er  verfolgte  mit    oim  m  Entwurf  \<>\-  allem  den  Zweck.  Algoricn 
größere   Mittel  eu  ver  chaffen      I  i  berechnete  don  eur  Förderung  doi  Koloni  ation 
und  but  Hebung  der  Lage  der  Eingeborenen  orforderlichen   Bedarf  aul  800    bi 
850  Millionen.     Zur  Aufbringung  die  er  Summe  gab    <      Bwei   Wege      entweder 
das  Mutterland  nahm  die  Beschaffung  der  Mittel  auf  lieh  oder  die  Kolonie.     Dei 
erste  Weg  war  ungangbar,    denn  bei    dem  schlechten  Stande   dor    franzö  lachen 
Finanzen  war  niohl  daran  bu  denken,  das   Mutterland  um  <  •  i  t  n  •  so  große  Summe 
ansugehen').      Es    mußte  also  die   Kolonie  aus   eigner  Krafl    di<'    nötigen   Mittel 
aufzutreiben  versuchen,  entwedor  durch   Erhöhung  der  Abgaben  oder  durch  Aul 
nähme    einer  Anleihe.     Nun    war    aber    nach  Sabatiere    Meinung    an    eine  Ver 
mehrung  der  Steuern  in  Algerien  oichl  bu   (lenken'  .      Und    so    blieb   ;il-    letzte 
Möglichkeil  nur  die  Aufnahme  einer  Anleihe4);   dazu  mußte  aber  erst    der  Weg 
frei  gemacht  werden,  indem  man  Algerien  in  einen  Kommunalverband  mit  eigener 
Rechtspersönlichkeil  verwandelte '). 

Zur  Gewährung  eigener  Rechtspersönlichkeit  an  Algerien  hätte  ein  einziger 
G-esetzesartikel  ausgereicht6).  Aber  damit  war  nicht  viel  gewonnen,  es  war 
außerdem  erforderlich,  die  Organe  zu  bestimmen,  die  im  Namen  der  oeuen 
Rechtspersönlichkeit  handeln  durften7),  und  hier  glitt  man  aus  dem  wirtschaft- 
lichen Problem  in  das  politische  hinüber;  mit  andern  Worten,  man  konnte  Algerien 

')  Proposition  de  loi,  portant  projet  de  Constitution  algerienne,  Chambre  des  deputls,  Session 
de   1889  n°  3910.     Siehe  Anhang  Nr.  50. 

2)  .,11  n'v  a  im'im>  pas  a  prevoir,  dans  l'ctat  actuel  de  nos  finances,  l'e'poque  ou  la  France 
pöurrait  so  montrer  a  oe  point  gonereuse'".  Ebenda  S.  7.  Vergl.  auch  die  Aeußerung  Sabatiers 
in  der  Commission  dYtude  des  questions  alg&riennes,  Senat  1891,  S.  1*JD. 

Mm  berechnete  das  algerische  Kapital  auf  3'/2  Milliarden,  der  Steuerertrag  erreichte  4."> 
Millionen,  d.h.  V-7  des  Kapitals.  Das  Capital  des  Mutterlandes  wurde  auf  l'öO  Milliarden  geschätzt, 
die  Steuern  beliefen  sieh  dort  auf  3  Milliarden  200  Mill..  sie  betrugen  also  nur  '  .,  des  Kapitals. 
Danach  erseheint  die  Steuerlast  in  Algerien  wenig  größer  als  im  Mutterland:  Sabatier  hält  indes 
die  Belastung  der  Algerier  für  schwerer,  weil  sehr  viel  Grundstücke  in  Algerien  mit  Hypotheken 
belastet  waren,  deren  Wert  ca.  800  Mill.  erreichte,  also  ein  Viertel  des  algerischen  Vermögens. 
Expose*  de  motifs  zum  Entwurf  Sabatier,  S.  "),  l".  In  Wirklichkeit  sind  jedoch  die  Steuerlasten  in 
Algerien  verhältnismäßig  geringer,  namentlich  für  die  von  der  Grundsteuer  befreite  europäische 
Bevölkerung. 

4)  ,, Laisse/.  l'Algerie  l'emprunter,  l'emprunter  ä  ses  risques  et  perils.  sur  sa  seule  signature. 
Aujourd'hui,  vous  le  lui  defende/..  ear  l'Algerie  n'existe  pas".  Aus  dem  Gutachten  Sahatiers  vor  der 
Senatskomniision.    1.    e.    S.   129. 

5)  „L'obstaele  reside  tont  entier  en  ee  que  nos  lois  ne  reconnaissent  pas  ä  l'Algerie  la  per- 
sonnalite civile,  et  par  suite  lui  dement  le  droit  d'avoir  une  signature".  Motive  zu  dem  Ent- 
wurf S.  8. 

6)  ,.pour  lui  aecorder  eette  personnalite  civile.  un  article  de  loi  sufriraif.  Motive  S.  9. 
Warum  die  Gewährung  der  Rechtspersönlichkeit  an  Algerien  der  Gesetzesform  bedurfte,  sagt  Sa- 
batier nicht;  die  Gesetzesform  war  erforderlich,  weil  es  sich  um  Lostrennung  von  Einnahmen  und 
Ausgaben  von  dem   Staatsbudget  handelte. 

')„...  le  probleme  se  complique,  si  l'on  ret'lechit  qu'octroyer  ä  l'Algerie  une  verkable 
personnalite,  c'est  implicitement  lui  aecorder  un  organisme  independant,  propre  ä  mettre  en  oeuvre 
le  plus  efricaeement  et  le  plus  utilement  possible  l'activite,  l'initiative  de  eette  personnalite  nou- 
velle.  T.e  tont  ne  sera  pas  en  effet  d'emj>runter  les  3Ö0  millions.  il  t'audra  encore  les  repartir 
judicieusement  sur  la  surface  algerienne.  en  faire  un  fruetueux  emploi  et  en  contröler  severement 
la  depense".     Ebenda  S.   9. 
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nichl  1 1 1 1 1  privatrechtlicher  Rechtspersönlichkeil  ausstatten,  ohne  zugleich  die  öffent- 
lichrechtliche   Frage  der  algerischen   Verfassung  anzuschneiden1). 

A.   I '  a  -  Consei]  colonial  (die  Kolonistenvertrotung). 

a  Zusammensetzung. 
Sabatier  sah  sich  also  genötigt,  zu  dem  Verfassungsproblem  Stellung  zu 
nehmen;  dabei  war  freilich  große  Vorsicht  geboten,  weil  die  Franzosen  in  der 
Gewährung  der  Selbstverwaltung  an  Algerien  den  ersten  Schritt  zur  Loslösung 
Algeriens  von  Frankreich  erblickten2  .  So  unsinnig  der  Argwohn  einer  Los- 
reißung Algeriens  auch  war.  so  mußte  Sabatier  doch  dieser  Gespensterfurcht 
seiner  Landsleute  Rechnung  tragen.  Diese  kluge  Rücksichtnahme  spricht  schon 
aus  Sabatiers  Vorschlägen  über  die  Zusammensetzung  der  algerischen  Volksver- 
tretung. Im  bei  den  Deputierten  kein  Mißtrauen  zu  wecken,  hütete  er  sich 
davor,  die  Einführung  df<  allgemeinen  Wahlrechts  für  das  zu  schaffende  Consei] 
colonial  zu  verlangen,  denn  dann  hätten  sich  die  Mitglieder  dieses  Conseils  in 
ihrem  Ursprung  von  den  Deputierten  nicht  unterschieden:  und  eine  solche  Gleich- 
heit des  Ursprungs  hätte  dem  Ansehen  der  Deputierten  Eintrag  tun  können, 
wenn  etwa  die  Neuwahlen  zum  Conseil  colonial  anders  ausfielen  als  die  Farla- 
mentsWahlen3).  Außerdem  lag  die  Gefahr  vor.  daß  bei  der  Anwendung  des  all- 
gemeinen Wahlrechts  auf  die  Wahlen  zum  Conseil  colonial  die  allgemeinen  po- 
litischen Fragen,  die  aus  dem  Wirkungskreis  des  Conseil  colonial  herausfielen, 
die  Parole  für  den  Wahlkampf  abgaben*).  Die  Rücksicht  auf  die  Senatoren 
ließ  Sabatier  davon  Abstand  nehmen,  die  Wahl  der  Mitglieder  des  Conseil  co- 
lonial den  Gemeinderäten  zu  übertragen,  indem  diese  den  Hauptteil  der  Wahl- 
körperschaft der  Senatoren  stellten5).  Und  so  blieben  als  Wahlkörperschaften 
nur  die  Conseils  generaux  übrig,  die  ja  schon  bisher  die  nichtbeamteten  Mit- 
glieder des  Conseil  superieur  gewählt  hatten.  Es  lag  ja  auch  nichts  näher,  als 
einfach  dem  Conseil  superieur,  das  schon  bisher  an  der  Vorbereitung  des  alge- 
rischen Budgets    beteiligt     war.     eine     entscheidende  Stimme     in     der  Einanzver- 


')  „c'est  ici  que  le  probleme  economique  confine  an  probleme  politique.  C'ette  recherche  de 
l'organisme  propre  ä  assurer  le  judicieux  emploi  et  le  controle  severe  des  somiues  au>si  emprun- 
tees,  n'est  pas  autre  chose  que  la  recherche  de  Ia  meilleure  Constitution  ;'i  donner 
ä  l'Algerie."     S.  9. 

2)  ,j'entends  deji  les  objeetions  qui  eclatent:  ..("est  un  preniier  pas  vera  la  Separation  .  ". 
Aussage  von  Sabatier  vor  der  Senatskommision  v.   1891,  1.  c  S.   116. 

3)  „L'election  des  membres  du  conseil  colonial  parle  suffrage  universel  aurait  l'inconvenient 
.  .  de  creer  one  communaute  absolne  d'origine  entre  les  membres  du  conseil  et  les  eins  d'un  ordre 
]>]iis  eleve,  c'est-ä-dire  les  deputes.  11  en  resulterait  que  les  elections  an  conseil  colonial.  faites 
avec  un  caractere  dTiostilite*  a  La  representation  algerienne  au-Parlement,  infirmeraient  absolument 
L'autorite  morale  des  deputes,  soit  aupres  de  Ieurs  collegues,  soit  auz  yeux  de  l'Algerie".  An- 
merkung zum   Verfassungsentwurf  ^.   -'■'<■ 

4)  ...  .  un  connait  la  tendance  qu'a  le  suflrage  universel  a  faire  des  questions  generales 
l'objet  iirt'tV-re  de  ses  preoecupations  .  .  ."     Ebenda  S.  23. 

5)  ,.11  (ce  Systeme)  cree,  nitre  Les  delegues  au  Conseil  colonial  et  les  senateurs  algeriens, 
la  meme  facheuse  communaute*  d'origine  que  nous  avons  du  condamner  entre  delegues  et  deputes." 
Ebenda  S.  23. 
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eignol  zu  sein.     Einmal,  weil  die   VVahlkörpei   do     gewählten  Teil     di       Conieil 
Bupörieur,  die  Conscila  göncraux,  die   Mindorhoit   boi    der   Vortrotorwahl    jewoil 
unborüoksichtigt   golasson  hatten1),  und  sodann,   weil  zu  befürchten    tand,  daß  die 
algerische  Gosamtvortretung  in  Abhängigkeil    von  ihren    mächtigen   Wahlkörpern 
geriet,   wenn  sie   Konflikte  mil  diesen   vermeiden   wollte 

l'm   min    geeignete    Wahlkörper    Für    das    Conseil    colonial    zu    gewinnen, 
machte  Sabatier  den  Behr  gesunden   Vorschlag,  die  Organi  ation  der  Arrondi 
ments  auszubauen;  Arrondissements  bestanden  Bchon  in  Algerien         man  hatte  \  on 
1865  bis  85  im  ganzen    IT  gebildet3)       .  aber  es  waren  reine  Staatsvorwaltungs 
bezirke,  und  zwar  war  dieser  Charakter  bei  ihnen  noch    reiner    ausgeprägt,    als 
bei  den  Arrondissements  im   Mutterlande,  weil  man  keine  Arrondissementsräti 
schaffen  hatte.     Diese  Bezirke,  die  im  Gegensatz   zu    den    unförmigen   Departe 
ments    wirkliche   Interessengemeinschaften  darstellten    und    in    ihrer  Größe    den 
heimischen    Departements    entsprachen*),    wünschte    Sabatier    zu    Kommunalver- 
bänden ausgestaltet  zu  sehen;    die  Conseils  generaux  wollte    er  nicht    ganz    ab- 
schaffen, aher  erdachte  sie  zur  Bedeutungslosigkeit  der  französischen  Commissions 
interdepartementales5)  herabzudrücken0),  während  den  neu  zu  bildenden  Conseils 
d'arrondisseinents  im  großen  und  ganzen  alle  Befugnisse  der    Conseils    generaux 
zuffallen     sollten7),     selbst    die    Senatorenwahl8).     Vor    allem    aber    sollten    die 
Conseils  d'arrondissemenl  die  Wahlkörper  abgeben  für  die  Wahl  der  Mitglieder 


')  nBien  qu'on  ait  vu  souvent  la  majorite"  d'un  Conseil  general  exclure  systematiquement  la 
minorite  de  tonte  pari  dans  la  dolegation  an  Conseil  sup^rieür,  toutefois  l'inconvenient  n'esl  pas 
Tel  dans  un  Conseil  simplement  consultatif,  que  semblable  constatation  puisse  equivaloir  ä  im 
grave  reproche.  Mais  il  ne  serait  assur£ment  differemment  lorsque  s'elargiraient  Les  attributions 
aujourd'hui  si  restreintes  du  Conseil  superieur  transforme  eo  Conseil  colonial".  Ebenda  An- 
merkung zum  Verfassungstext  S.  •_'.">. 

-)   retteehit-on  ,;i  ee  qui  se  produirait  int'.iillilileiuent.  e'est  a-dire  im    conflit  surgissant 

entre  le  Conseil  colonial  et  les  Conseils  g^n^raux?  .  .  II  suftirait  assurement  que  deux  Conseils 
gencraux  sui  trois  se  missent  en  etat  d'hostilite,  pour  que  tont  le  credit  du  Conseil  colonial  tut 
mim'.  Le  cas  ne  serait  pas  moins  fächeux  si,  pour  eViter  le  conflit,  le  Conseil  colonial  capitulait 
devant  les  exigences  des  Conseils  generaux  .  .  .  ."     Ebenda,  S.  '24. 

3)  Girault  Bd.  111  S.  10S. 

4)  ...  .  on  est  aniene  a  reconnaitre  que  chaeun  de  uns  arrondissements  correspond  en  realite 
ii  un  departement.  Tandis  que  dans  nos  departemeats  sont  associes  dans  un  eternel  conflit  les 
intcivts  les  ]ilus  contradictoires  .  .  .  ,  chaeun  de  nos  arrondissements  a  ses  interets  homogenes, 
sa  physionomie  propre,  ses  tendances  bien  aecusees".     Ebenda  S.  24. 

5)  Siebe  Art.  S9 — Dl   des   Gesetzes  v.    10.  August    1ST1. 

6)  „Nous  ne  supprimons  pas  dans  notre  Systeme  les  Conseils  generaux.  Mais  nous  redui- 
rions  ses  attributions  au  controle  des  actes  prefectoraux  et  aux  reglements  des  questions  inter- 
arrondissementales  .  ."     Ebenda  s.  25. 

')  „Un  Conseil  general  d'arrondissement .  .  .  et  pourquoi  pas?  Mime  eu  laissant  subsister 
avec  certaines  attributions  le  Conseil  general  du  departement  qui  jouerait.  entre  les  arrondisse- 
nients  le  röle  d'une  conunission  interdepartementale  de  France,  pourquoi  ne  pas  constituei  par 
arrondisseinent  un  petit  Conseil  general  a  qui  on  transporterait  bon  nonibre  des  attributions  de- 
volues  actuellement,  fort  a  tort  en  Algerie,  au  Conseil  du  departement."  Aussafe  von  Sabatier  vor 
der  Commission  d'etude  des  questions  algeriennes,  S.  112. 

H)  Art  6,  2  des   Entwurfs. 
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des  <  '«ni~.il  colonial;  jedoch  Bollte  das  Conseil  colonial  nicht  ausschließlich  aus 
Vertretern  der  Arrondissementsräte  bestehen,  sondern  auch  die  algerischen  3 
□atoren  und  Deputierten  zu  seinen  Mitgliedern  zählen1),  bo  daß  diese  einleben- 
diges Bindeglied  zwischen  dem  Mutterlandsparlament  und  der  kolonialen  Volks- 
vertretung bildeten2  .  das  beste  Vorbeugemittel  gegen  etwaige  separatistische 
Bestrebungen.  Eine  weiten'  Kautele  gegen  Geltendmachung  von  Unabhängig- 
keitsgelüsten  war  in  der  langen  Mandatsdauer  (9  Jahre  in  Verbindung  mir  drei- 
jähriger Partialerneuerung  gegeben3). 

1))  Tätigkeit  des  Conseil  colonial. 

Audi  in  den  Bestimmungen  über  den  Geschäftsgang  (\<->  Conseil  colonial 
■war  an  Schranken  kein  Mangel.  Zunächst  einmal  wurde  die  Dauer  der  Sitzungs- 
perioden eng  begrenzt4),  um  zu  verhindern,  daß  das  Conseil  colonial  Zeit  ge- 
wönne, sich  mit  Dingen  zu  beschäftigen,  die  seinem  Wirkungskreis  nicht  zuge- 
hörten. Damit  die  Arbeiten  in  so  kurzen  Sessionen  erledigt  werden  konnten. 
mußten  die  Vorlagen  gut  vorbereitet  sein;  zu  diesem  Zwecke  sah  der  Entwurf 
die  Wald  einer  permanenten  Kommission  des  Conseil  colonial  vor5;,  die  er  in 
enge  Fühlung  zum  Generalgouvernement  brachte.  Es  sollte  nämlich  die  perma- 
nente Kommission  in  vier  Abteilungen  zerfallen,  in  denen  je  ein  Gouverneinents- 
rat,  d.  h.  ein  Vorstand  eines  Verwaltungszweiges  den  Vorsitz  führte.  Die  Re- 
gierungsvorlagen  ebenso  gut  wie  die  Anträge  der  Mitglieder  mußten  in  dieser 
Kommission  bearbeitet  werden,  erst  in  der  folgenden  Session  durfte  das  Conseil 
colonial  darüber  beschließen6).  Da  die  Regierung  von  vornherein  über  ein 
Drittel  der  Stimmen  in  der  Kommission  verfügte,  so  war  e?-  unwahrscheinlich. 
daß  die  dem  Conseil  colonial  vorzulegenden  Entwürfe  eine  von  den  Wünschen 
der  Regierung  abweichende  Gestalt  erhielten7). 

Noch  mehr  Bürgschaften  boten  die  Regeln  über  die  Kontrolle  der  Be- 
schlüsse. Das  Inkrafttreten  eines  Beschlusses  wurde  zwar  von  keiner  Be- 
stätigung abhängig  gemacht,  er  sollte  binnen  20  Tagen  nach  seiner  Verteilung 
im  Parlament  ipso  jure  rechtskräftig  werden,  aber  während  dieses  Zeitraums 
konnte  sowohl  die  Regierung  wie  auch  jeder  einzelne  Senator  und  Deputierte 
Einspruch  einlegen:  der  Einspruch  hatte  freilich  nur  aufschiebende  Wirkung, 
denn,  wenn  das  Parlament  nicht  binnen  eines  Monats  über  den  angefochtenen 
Beschluß  durch  Bestätigung  oder  Umstoßung  oder  Zurückverweisung  zu  erneuter 
Beratung  entschied,   wurde   der  Beschluß   des  Conseil   colonial  gleichwohl  rechts- 


')  Art.  7. 

2)  Die  Vertretung  Algeriens  im  Parlament  hielt  Sabatier  ausdrücklich  aufrecht  (Art.  6),  schon 
um  dem  Separatismus  entgegenzuwirken:  „D'ailleurs  supprimer  la  representation  de  l'Al^erie  au 
Parlement  serait  fournir  un  argument  aus  espexances  separatistes,  si  Jamals  celles-ci  venaient  ä 
naitre".     Anmerkung  zum  Verfassungsentwurf  S.  22. 

3)  Art.  10. 

4)  Art.  8:  zweimal  jährlich   mir  je  45   Tage. 
Art.   9. 

')   Art.    11. 

7  „Je  pourrais  dir»-.  en  outre,  qu'il  faudra  au  Gouverneur  une  rare  maladresse  s'fl  ne  ]>ar- 
vient  ]>as  ä  exereer  sur  les  huit  dele'gues  du  Conseil,  .  .  une  legitime  influence  .  .  .  ."  Aussage 
Sabatiers  vor  der  Senatskommission,  I.  c.  S.   125.   1_,:. 
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kräftig1)      Aber  doch  lag   in  die  er   Möglichkeit  einer  Berufung  -  •  r  •  da    Parlament 
eino  bodoutonde  Garantie  gegen  I  borgrifVe  dor  algeri  chen  Volksvertretung     Da 
bei  Btand  der  Regierung  außer  die  em  Einspruchsrecht  noch  eine  Auswahl  anderei 
Mittel  zur  Verfügung,  um  da    Conseil  colonial  gefügig  zu  machen.     Der  General 
gouverneur   konnte    eine    Beratung    oder    einen   Bc  chlufl   für   nichtig    erklären; 
ea    konnte    eino    mehrmals   abgelehnte    Ausgabe    (durch    Dekret)    ex    officio    im 
Büdgot   oingosjolll   werden;  der  Generalgouverneur  konnte  da     Con  ■  il    vorta) 
auch    konnte    (durch    Dekret)    ein     Kongreß    der    Arrondissementsräte    berufen 
werden,  damil  diese  die  Schiedarichterrolle  in  einem   Konflikt  zwischen   der  Re 
gierung  und    dem    von    ihnen    gewählten    ('<>nseil    übernähmen,    gewiß  ein    origi 
neiler  Vorschlag,  der  aber  daa  Conseil  colonial  in  völlige  Abhängigkeil    von    den 
Arrondissementsräten  gebrachl    hätte.     Endlich    war   noch  die   Möglichkeit    einer 
Auflösung  gegeben,  jedoch  wollte  BieSabatier  an  Gesetzesform  (!)  gebunden  -'Ihn. 

Nur  in  einem  Punkt  ließ  Sabatier  die  Rücksichtnahme  auf  die  Furcht 
seiner  Landsleute  vor  dem  algerischen  Separatismus  außer  acht:  nämlich  in  der 
Bestimmung  der  Zuständigkeil  des  Conseil  colonial.  In  Anbetracht  der  Häufung 
von  Garantien  gegen  ungesetzliche  Handlungen  des  Conseil  glaubte  Sabatier  die 
Zuständigkeit  des  Conseil  ziemlich  weit  bemessen  zu  dürfen3).  Er  dachte  aie 
nicht  auf  die  Feststellung  des  Lokalbudgets  und  die  Steuerbewilligung  zu  be- 
schränken, sondern  er  wollte  dem  Conseil  colonial  auch  das  Recht  der  Ver- 
waltungskontrolle und  der  Gesetzgebung  eingeräumt  wissen.  Nur  Beratungen 
über  die  Verfassung  des  Mutterlandes  und  politische  Frauen,  die  nur  das  Mutter- 
Land  angingen,  sollten  dem  Conseil  colonial  untersagt  sein4),  und  Beratungen 
über  die  Landesverteidigung,  über  Zollfragen,  über  die  Rechtsstellung  der  Aus- 
länder und  über  internationale  Fragen  konnten  von  der  Regierung  verboten 
werden5).  Eine  derartig  weite  Bemessung  der  Zuständigkeit  mußte  Redenken 
erregen;  es  war  vorauszusehen,  daß  Sabatier  an  den  Grundsatz  des  französischen 
Staatsrechts  erinnert  würde,  daß  die  gesetzgebende  Gewalt  nur  vom  Parlament 
geübt  werden  durfte6).     Dieser  Grundsatz  wurde  freilich  nicht  wörtlich  beobachtet, 

»)  Art.   13. 

2)  Art.  14. 

3)  „II  est  clair  qu'avec  des  garanti.es  semblables  ä  Celles  que  je  prevoyais  .  .  ..  contre  les 
dcarts  il'un  Consei]  colonial,  on  pourrait  hü  concdder  des  attributions  tres  larges  .  .  •*'  Anssage 
Sabatiers  vor  der  Senatskommission,  1.  c  S.  122. 

4)  Art.  12,    1. 

5)  Art.  12. 

6)  In  der  Sitzung  der  Senatskommission  v.  27.  Juni  1891  erhob  der  Senator  Pauliat  diesen 
Einwand:  „Cette  attrihntion  du  pouvoir  legislatif  a  an  eorps  autre  que  le  Parlement  est  contraire 
ä  tovis  les  principes  et  inacceptable  a  priori".  Darauf  erwiderte  Sabatier:  ...  .  En  realite.  le  Con- 
seil colonial  ne  formulerait  que  «les  projets  de  loi  qui  n'acquerraient  validite.  au  bout  d'un  eertain 
t i>ni]i -..  que  par  l'approbation  taeite  du  Parlement,  en  sorte  que  la  loi  emanerait  eu  realite  de  ce 
dernier".  (Cominission  d'etude  des  questions  algeriennes,  Senat  1S91.S.  122).  Dieser  Gedankengang 
ist  unzutreffend ;  wenn  ein  Organ  ein  Vetorecht  Regelt  das  Inkrafttreten  eines  Reehtssatzes  hat, 
und  <s  unterläßt,  von  diesem  Recht  Gebrauch  zu  machen,  so  geht  darum  allein  der  Reehte- 
satz  nicht  von  dem  einspruchsberechtigten  Organ  aus.  Aber  selbst,  wenn  der  Gesetzesbefehl  von 
diesem  Organ  erlassen  würde,  so  wäre  doch  das  zur  Feststellung  des  Inhalts  berufene  Organ,  in 
diesem   Falle  das  Conseil  eolonial,  an  der  gesetzgeberischen  Tätigkeit  beteiligt. 

Qmelio,  Verfassungsentwickluug  vun  Algerien.  11 
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denn  d;i~  Parlamenl  erteilte  von  jeher  der  Exekutive  weitgehende  Delegationen 
zur  Ausübung  gesetzgeberischer  Tätigkeit  wurde  doch  beinahe  die  gesamte 
Gesetzgebung  in  den  Kolonien  auf  Grund  von  solchen  Delegationen  von  dem 
Präsidenten  der  Republik  geübt  — .  aber  das  französische  Staatsrecht  hat  doch 
daran  festgehalten,  höchstens  der  vom  Parlament  ganz  abhängigen  Exekutive 
Delegationen  zu  gewähren,  nicht  aber  unabhängige  Vertretungen  von  Kommunal- 
vorbänden an  der  Gesetzgebung  teilnehmen  zu  lassen.  E>  kam  noch  dazu,  daß 
die  Passung  <\r\-  Artikel  über  die  Einräumung  gesetzgeberischer  Befugnisse  an 
das  Conseil  colonial  nicht  ersehen  ließ,  ob  das  Mutterlandsparlament  auch  weiter- 
hin zu  gesetzgeberischer  Tätigkeit  für  Algerien  befugt  blieb;  die  Fassung  konnte 
zu  der  Annahme  verleiten,  daß  das  Parlament  sich  mit  der  Gesetzgebung  Algeriens 
nicht  mehr  belassen  durfte,  wenn  nicht  ein  Beschluß  des  Conseil  colonial  vor- 
ausgegangen war1).  So  war  freilich  die  Kompetenzbestimmung  nicht  gemeint. 
vielmehr  schwebte  Sabatier  eine  konkurrierende  Gesetzgebung  des  Parlaments 
und  des  Conseil  colonial  vor.  derart,  daß  das  Parlament  in  allen  Gebieten  ge- 
setzgeberische Tätigkeit  entfalten  konnte,  das  Conseil  colonial  aber  nur  in  den- 
jenigen, die  noch  nicht  durch  mutterländische  Gesetze  geregelt  waren,  bezw. 
die  das  Parlament  sich  nicht  vorbehalten  hatte2).  Man  sieht  also,  daß  der  Ent- 
wurf zu  Mißverständnissen  Anlaß  geben  konnte;  es  war  von  vornherein  klar, 
daß  die  verschwommene  Kompetenzbestimmung  den  Franzosen,  die  an  die  Ziehung 
deutlicher  Grenzlinien  gewöhnt  sind,  mißfallen  mußte,  und  daß  ihr  Argwohn,  durch 
die  vorgeschlagenen  Einrichtungen  werde  die  Loslösung  Algeriens  vorbereitet, 
daraus  neue  ^Nahrung  ziehen  würde.  Bei  aller  Häufung  von  Garantien  schien 
Sabatiers  Entwurf  keine  ausreichende  Sicherheit  gegen  den  Separatismus 
zu  bieten. 

B.  Die  Eingeb  ornen Vertretung. 
Einen  andern  Vorwurf  dagegen,  der  gegen  die  algerische  Selbstverwaltung 
erhoben  zu  werden  pflegte,  nämlich  daß  die  Eingeborenen  den  Kolonisten  aus- 
geliefert würden3),  wußte  Sabatier  in  meisterhafter  Weise  zu  entkräften.  Er  ver- 
stand es,  für  das  Problem  der  Eingeborenenvertretung  eine  praktische  Lösung 
zu  finden  und  diese  sogar  mit  der  herrschenden  politischen  Theorie  in  Einklang 

')  Pauliat  bemerkte  in  der  Senatskommission  (Sitz.  v.  "27.  Juni  1891):  ,..  .  .  VOUS  paraissez 
.  .  .  interdire  au  Parlement  le  droit  d'intervenir  dans  les  questious  algeriennes,  s'il  a'est  pas  invite 
par  unc  deliberation  anterieure  du  Conseil  colonial?"  Sabatier  parierte  recht  geschickt:  ...J*aurais 
cm  .  .  manquer  de  deference  envers  le  Parlement  en  reservant  par  an  texte  expres  Bon  droit  sou- 
verain  d'intervenir  a  propos  de  l'universalite  des  interets  qui  s'agitent  sur  le  territoire  francais  tant 
colonial  que  m^tropolitain".     1.  c.  S.   124. 

2)  Auf  (he  Frage  von  Isaac  in  der  Senatskommission  :  ,Mais  si  le  Parlement  reste  investi 
en  face  du  Conseil  colonial,  du  droit  d'initiative  en  matiere  algenenne,  que  devient  le  Conseil?" 
antwortete  Sabatier:  ,.11  deviendra  exaetement  ce  que  le  Parlement  voudra  qu'il 
devienne,  car  suivant  le  degre  de  confiance  que  le  Conseil  lui  inspirera,  le  Parlement  pourra  se 
deeharger  sur  lui,  sous  la  reserve  d'un  controle  permanent,  du  soin  de  legiferer  sur  tont  les  interets 
algeriens,  moins  ceux  späcialement  reserv^s,  ou  an  contraire  animier  toutes  ses  deeisions  et  sub- 
stituer  son  initiative  ä  la  sienne".     Ebenda  S.   124. 

3)  ,,.  .  la  seconde  objeetion  au  Systeme  qni  aecorderait  a  la  colonie  une  certaine  action  sur 
ses  destinees  .  .  .  les  indigenes  seraient  opprim^s  ]>ar  les  Colons".     Ebenda  S.   119. 
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■u  bringen.     AI     \u  ••.in-  {Hinki   wählte  or   die   Itou    oau    che  An  chauun 
datf  bu  einem  Gesetz  die  Zustimmung  aller   davon   Betroffenen    erfordorlicli     ei 
imil  daß,  wo  die  Aufstellung  rinn-  Regel  ohne  die  e  Zu  tinimung  erfolge.  k<  in 
setz,  sondern  aui  < -i 1 1  Jussum,  ein  Befehl,  vorliegt  '        Die  algcri  chon  Muselmanen 
lebten  unter  der  Herrschaft  des  Jussum*):  auf  die  Gestaltung    der  Gesetzgebung 
konnten  Bie  nur  dann    Einfluß   ausüben,    wenn    sie   die    franzö  ische  Staatsai 
hörigkeil  besaßen,  denn  diese  bildete   « 1  ■  *  *   Voraussetzung   Für   die  Teilnahme   an 
den   Parlamentewahlen.     Es  war  nun  die    Frage,    in    welcher  Weise   den    musel 
manischen    Eingeborenen    die  Ausübung    der  Bürgerrechte    und    damit    di<'    Mit- 
wirkung   an  der  gesetzgeberischen    Tätigkeit  zugänglich    gemacht    werden    sollte. 
Zunächst  bestand  die  Möglichkeit,  der  Masse  der  Eingeborenen  die  französische 
Staatsangehörigkeit  zu  verleihen,   aber   »las    war  politisch    nicht   wünschenswert3), 
und  außerdem  wollten  ja  die  Muselmanen  von  dieser  Wohltat  gar  nichts  wissen1  . 
da  mit  dem   Eintritt  in    die  französische  Staatsangehörigkeit    der  Verlust    des    ie 
[amitischen  Sonderrechts  verknüpft  war.     Aus  diesen  Gründen  kam  eine  Massen 
naturalisation  nicht  in  Betracht.     Dagegen  standen    keine    praktischen  Bedenken 
entgegen,  wenn  man  die  Naturalisation    einzelner    Mohammedaner   begünstigte9), 

etwa    in    der    Weise,    daß    sie     ihr   Sonderrecht,    soweit     es     den     Grundsätzen     des 

französischen  Rechts  nicht  offenbar  widersprach,  auch  nach  der  Erwerbung  der 
französischen  Staatsangehörigkeit  behalten  durften6).     Gegenüber  denjenigen,  die 

trotz  dieser  weitgehenden  Erleichterung  nicht  um  die  Naturalisation  ersuchten. 
war  das  Jussum  ganz  gerechtfertigt,  denn  sie  hatten  es  sich  ja  selbst  zuzuschreiben, 
wenn  das   Gesetz   ohne   ihre   Mitwirkung  zustande   kam. 

Aber  Rücksichten  der  Klugheit  und  Billigkeit  geboten  doch,  auch  diesem 
bloß  beherrschten  Teile  der  Bevölkerung  die  Möglichkeit  zu  gewähren,  sich  über 
seine  Wünsche  und  Bedürfnisse  zu  äußern7).     Dies  hätte  in  der  Weise  geschehen 

')  la  majeste"  de  la  Loi  r^side  en  effet  dans  le  „consensus"  de  tous  Ies   interesses.  Le 

consensus  constitue  v&itablement  son  essence,  et,  saus  hü  il  n'y  a  point  de  Loi  .  .  .  la  regle  que 
certains  subiront  saus  se  l'Stre  h  eux-memes  librement  donnee,  s'appellera  non  la  Loi,  mais  le 
jussum".     Motive  s.  10. 

2)   .  nos  indigenes  sunt  soumis,  mm  au  regime    de    la    loi    mais    ä    celui  <lu  jussum". 

Ebenda  S.   11. 

3) ces  malbeureux  apporteraient  dans  l'exercice    de   leur    devoir    civique    la    passivite' 

inconsciente  qu'üs  apportent  d'ailleurs  h  tous  les  actes  de  leur  vie".     Ebenda  S.   12. 

4)  ..11  serait  trop  long  d'expliquer  pour  quelles  causes  nous  ne  pourrions,  sans  les  plus 
graves  dangers,  octroyer  aux  indigenes  algeriens  la  naturalisation  en  masse.  La  premiere  est  d'abord 
qu'ÜS    n't'ii    veulent    a    aueun   prix".      Ebenda    S.  12.      Siehe   aueli    oben   S.    134. 

5)  „Mais  si  nous  ne  pouvons  songei  a  faire  la  naturalisation  en  masse  ou  par  groupe  collectif, 
nous  nous  ne  saurions  trop,  par  contre,  favoriser  les  demandes  de  naturalisation  individuelles". 
Ebenda  S.  L2.  13. 

ö)  „Nous  pourrons  mime  .  .  .  favoriser,  par  une  sorte  de  privilege,  l'accession  au  droit  de 
citoyen  au  profit  des  indigenes  de  l'Algerie,  en  leiu-  concedant  le  droit  de  vivre  sous  le  benefice 
de  lois  speciales  qui  menagent  la  transition  entre  le  Statut  anterieur  et  le  Statut  francais."   Ebenda  S.  13. 

')  „Quant  ä  eeux  qui  entendraient  rester  sujets,  quelque  legitime  que  seit  ä  leur  egard  le 
regime  du  jussum,  puisqu'eux-mSmes  refnseraient  le  regime  de  la  loi.  nous  ne  saurions,  sans  mau- 
<1  iier  a  la  justice  t't  a  la  prudence,  leur  ret'user  de  nous  eclairer  constamment  sur  leurs  besoins,  de 
protester  contre  tout  ce  qui  leur  paraitrait  menacant  ou  tächeux,  et  de  nous  eontröler  efticacement 
ilans  la  gestion  des  sommes  qu'ils  procureraient  a  l'impöt".     Ebenda  S.  11. 
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können,  daß  man  einige  islamitische  Vertreter  in  das  Conseil  colonial  aufnahm. 
Allein  Sabatier  Volute  in  diesem  Punkte  niclit  dem  Vorbild  der  algerischen  Lokal- 
vertretungen, wohl  deshalb,  weil  daa  Conseil  colonial  an  der  Gesetzgebung  teil- 
nehmen sollte  und  diese  Befugnis  den  französischen  Staatsangehörigen  vorbe- 
halten bleiben  mußte,  ferner,  weil  man  nur  eine  Minderheit  von  Eingeborenen- 
vertretern in  das  Conseil  hätte  zulassen  können,  wa.-  zu  einer  ähnlichen  Unter- 
drückung di^>  Eingeborenenelement8  geführt  hätte    wie    in    den  Gemeinde-    und 

Departe ntsvertretungen.     Vermutlich  aus  diesen  Gründen    plante  Sabatier    die 

Bildung  einer  besonderen  Eingeborenenvertretung;  diese  Idee  war  nicht  neu, 
denn  wir  sind  einem  dahingehenden  Vorschlag  ja  schon  bei  der  Beratung  doa 
Gesetzes  über  die  Conseils  generaux  im  Jahre  isT'J  begegnet1);  originell  war 
aber  die  von  Sabatier  angegebene  Ausgestaltung  der  Eingeborenenvertretung. 
Er  dachte  nämlich  nicht  an  Vereinigung  sämtlicher  Eingeborenenvertreter  in 
einer  Körperschaft,  sondern  er  befürwortete  die  Schaffung  von  zwei  Ver- 
tretungen, einer  für  die  Araber  und  einer  für  die  Kabylen.  Hier  enthüllte  er 
sich  als  gründlicher  Kenner  des  Landes,  denn  die  zwischen  den  beiden  Volks- 
stämmen obwaltenden  Unterschiede  können  gar  nicht  stark  genug  betont  werden: 
während  die  Araber  als  Nomaden  leben,  nur  das  Stammet»-  und  das  Familien- 
eigentum, dagegen  kaum  das  Eigentum  des  Einzelnen  kennen,  sich  in  ihren 
Rechtsanschauungen  ausschließlich  nach  dem  Koran  richten  und  in  ihrem  sozialen 
Aufbau  an  das  Bild  des  mittelalterlichen  Leimsstaates  gemahnen2»,  sind  die 
Kabylen  in  Bergdörfern  ansässig,  der  Begriff  des  Privateigentums  ist  ihnen  ge- 
läufig, maßgebend  ist  für  sie  das  Gewohnheitsrecht,  der  Kanun,  das  mit  dem 
Koran  oft  in  Widerspruch  steht,  und  ihre  Einrichtungen  zeichnen  sich  durch 
demokratischen  Charakter  aus3;.  Es  lag  nun  durchaus  nicht  im  Interesse 
Frankreichs,  eine  Abschwächung  der  so  tief  greifenden  Gegensätze  zwischen 
beiden  Volksstämmen  durch  Vereinigung  arabischer  und  kabylischer  Vertreter 
in   einer  Körperschaft  zu  bewirken,   im  Gegenteil,   man  mußte  darauf  bedacht  sein. 


')  siehe  oben  S.  85 

2)  ,..  .  l'Arabe  procede  aniquement,  dans  la  coneeption  du  droit  et  de  la  morale,  de  L'idee 
religieuse  ....  L'organisation  du  peuple  arabe  est  essentiellement  feodale  ....  la  propri&e  en 
pays  arabe  est  k  peu  pres  exclusivement  collective  ....  Paus  les  plaines  Lndivises  l'Arabe  vir 
a  l't'tat  nomade".  Ebenda  S.  15,  H>.  Siehe  auch  die  sehr  interessanten  Ausführungen  von  Sa- 
batier  vor  der  Senatskommission  von  1891,  S.  GO — G(>.  wo  er  ein  Bild  des  sozialen  Aufbaus  der 
Araber  entwirft:  Die  oberste  Klasse  wird  gebildet  durch  den  geistliehen  und  weltlichen  Adel  (die 
marabouts  und  die  djouab),  die  zweite  Klasse  durch  die  fell&h,  und  die  unterste  Klasse  durch  die 
khainmes,   das  sind   Hörige. 

3)  ,..  .  .  le  Kabyle,  bien  qu'il  professe  la  toi  niusulniane,  ignore  le  Livre  avec  les  prescrip- 
tions  les  j)lus  formelles  duquel  les  coutumes  kabyles  im  „Kanoun"  sont  en  flagrante  contradiction 
.  .  .  Chez  les  Kabyles,  nulle  trace  de  pouvoir  ou  d'influence  h>'reditaire :  .  .  En  pays  kabyle.  .  . 
la  proprietc  est  essentielleiuent  divi-e  et  individuelle  ....  Les  Kabyles  .  .  .  hahitent  dans  de 
gros  villages  .  .".  Motive  zäun  Verfassungsentwurf  S.  1.').  16.  —  In  der  Kabylengemeinde  wählen 
alle  großjährigen  Gemeindeangehörigen,  zur  djemäa  vereinigt,  den  amin,  den  Bürgermeister:  der 
Kandidat  der  Gegenpartei  wird  ipso  iure  zum  „oukil",  d.h.  zum  zweiten  Gemeindebeamten ;  diesen 
beiden  zur  Seite  stehen  die  von  den  ..Kharouba".  d.  h.  den  Familien,  gewählten  ..tarnen"  als  Ge- 
meindevertretung.     Siehe    die   Aussage   von    Sabatier   vor   der   Senatskommission    S.    53 — 60. 


diese  Spaltung  unter  den    Mohammedanern   zu    erhalten1),   denn  du i  • 

Verachtung  der    beiden   Volk    tämme    bildete    einen    wertvollen    Schutz    flu    den 
Fortbestand  der  französischen   Hon  chafl 

Bei  der  Organisation  der  Eingeborononvertrotung   bot     ich  die  Gelegenheit, 
.in     dieser  Spaltung   Nutzen  zu  ziehen,  man  brauchte    nur   zwei    be  ondere   Vei 
tretungskörper   Für  Araber    und    Kabylen   einzurichten,    und    man    konnte   einen 
Volksstamm  gegen  den  andern  ausspielen.     Diese  Teilung  der  (eingeborenen 
tretung  erleichterte  auch  die   Präge  nach  der  Berufungsar!  der  Vertreter:  für  den 
Kabylenral    konnte    man,    der    demokratischen    Organi  ation    der    Kabylen    enl 
Sprechend,  unbedenklich  «las  allgemeine  Wahlrecht  einführen3),    nur  mußte    man 
es  so  einrichten,  daß         wie  es  der  Brauch  im   Kabylenland  war         (oder  Clan 
zu  einer  Vertretung  gelangte9).     Weniger  einfach  lag  die  Präge,  in  welcher  \\ 
die   Mitglieder  des  arabischen  Rates  berufen    werden  sollten,    darum  Überließ 
Sabatier  in  seinem   Entwurf  dem  Gouverneur,  die  wahlberechtigten  Gruppen    zu 
bestimmen4).     Er  begnügte  sich  mil  dem  Pingerzeig,  auch  die  in  die  Städte  en1 
laufenen  ehemaligen  Hörigen  zu  berücksichtigen,    um    gegenüber    dem    feudalen 
Elemenl  ein  Gegengewicht  zu  setzen5). 

Auch  in  der  Bemessung  der  Befugnisse  der  Eingeborenen  Vertreter  wich 
Sabatier  von  der  Regel  der  algerischen  Lokalvertretungen  ab;  er  gewährte  den 
Eingeboren enräten  in  seinem  Entwurf  nicht  volle  Gleichstellung  mit  dem  ConseiJ 
colonial,  sondern,  gleich  dem  Konnnissionsvorschlag  von  18726),  lediglich  beratende 
Befugnisse:  Die  beiden  Räte  konnten  erstens  im  Zuständigkeitsbereich  des 
Gonseil  colonial  Wünsche  äußern  und  zweitens  innerhalb  der  zwanzigtägigen  An- 
fechtungsfrist gegen  die  Beschlüsse  dos  Conseil  colonial  Vorstellungen  erheben1 
Mithin  besaßen  die  Eingeborenenräte  kein  Veto  wie  das  Parlament,  sie  konnten 
das  Inkrafttreten  von  Lokalgesetzen  nicht  selbständig  hemmen,  sondern  nur 
um  die  Einlegung  des  Vetos  ersuchen.  Aber  eine  Garantie  gegen  einseitige  Be- 
schlüsse des  Conseil  colonial  lag  doch  in  diesem  Beschwerderecht,  denn  das 
Parlament  bezw.  die  Regierungkonnte  sich  einer  gewissenhaften  Nachprüfung  eines  Be- 
schluss  es  nicht  gut  entziehen,  wenn  eine  oder  beide  Eingeborenenvertretungen  sich 
gegen  den  Beschluß  erklärt  hatten8).  Bei  den  geringen  Befugnissen  der  Eiugeborenen- 


')  ...  .  je  demande  ...  de  ne  pas  inettre  les  deux  peuples  indigenes,  qui  jusqu'ici,  fort 
beureusement  pour  aous,  ae  se  sont  Jamals  r&voltes  en  meme  teinjis  parce  qu'ils  se  meprisent 
mutuellement,  h  meine  de  s'habituer  au  contact  l'un  de  l'autre  et  de  se  gronper  peut-etre  par  leur 
repr£sentants  dans  une  meme  assemldee  sous  im  chef  common".  Aussage  Sabatiers  vor  der 
Senatskommission  S.   126. 

2)  Art.    16,    1    des   Entwurfs. 

3)  ,,Pour  les  Kabyles,  pas  de  diftieultes.  Le  suffrage  imiversel  leur  est  familier.  et  sous 
r£serve  (jue  la  nomination  des  deie*gues  ait  Heu  suivant  le  mode  kabyle,  c'est-a-dire  en  assurant  ä 
chaque  cof  une  repr£sentation  equitable,  il  n'est  pas  douteux  que  le  College  electoral  sera  .  .  tivs 
bien  intentionne   et   que   les   eins   seront  bien   choisis".      Aussage  von   Sabatier  1.  c.  S.  127. 

4)  Art,  16,   2. 

5)  ,..  .  assurons  ä  ces  kbammes  marrons  xine  representation  süffisante  pour  equilibrer  la 
representation   des  pays  de  feodalite".     Aassage   Sabatiers  1.   c.  S.  127. 

,;)   Siebe   oben   S.  85. 
T)  Art.  17. 

H)  „II  taut  qu'i]  y  ait  entre  les  interets  des  Colons  et  ceux  des  indigenes  an  juge  des  con- 
tlits   .   .    cc   sera  le   Parlament".      Motive  zum  Entwurf  S.    17. 
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rate  bedurfte  es  keiner  bo  weitgehenden  Sicherungemöglichkeiten  wie  gegenüber 
dein  Conseil  colonial,  es  lt< -i i üi/t < •.  daß  der  Generalgouverneur  einen  Beschluß 
für  Dichtig  erklären  und  daß  er  die  Räte  auflösen  konnte1).  Übrigens  fügte 
Sabatier  dem  relativen  Eingeborenenschutz,  der  in  der  Zulassung  von  Vor- 
stellungen durch  die  Eingeborenenräte  gegeben  war,  noch  einige  durch  die  Miß- 
bräuche in  der  Departements  Verwaltung  gerechtfertigte  absolute  Schutzbe- 
stimmungen  bei,  daß  Dämlich  keine  neuen  Steuern  eingeführt  werden  durften. 
die  die  Eingeborenen  ausschließlich  oder  in  stärkerem  Maße  wie  die  Europäer 
trafen2),  und  daß  wenigstens  ein  Zehntel  der  Eingeborenenabgaben  zur  Unter- 
stützung und  i'ür  den  Unterrielit  der  Eingeborenen   verwendet  werden  mußt' 

C.  Unvollständigkeil  und  Aussichtslosigkeit  des  Entwurfs. 

Auffallend  ist,  daß  der  Entwurf,  obwohl  er  von  der  Finanzverwaltung  aus- 
ging, über  das  Budget  und  die  Steuerbewilligung  nur  wenig  enthält:  denn  außer 
den  erwähnten  Vorschriften  über  die  Eingeborenenbcsteuerung  besagt  er  nur. 
daß  die  Einnahmen  aus  Algerien  dem  algerischen  Budget  zufließen4)  und  daß 
die  Ausgaben  für  die  Landesverteidigung  dem  Mutterland  zur  Last  fallen  sollten5). 
Auch  über  die  Rechtsstellung  des  Generalgouverneurs  läßt  der  Entwurf  einige 
Zweifel  bestehen.  Daß  der  Generalgouverneur,  wenn  er  die  Regierung  der 
algerischen  Volksvertretung  gegenüber  wirksam  vertreten  sollte,  nicht  in  seiner 
lediglich  repräsentativen  Stellung  belassen  werden  konnte,  darüber  war  sich 
auch  Sabatier  klar;  aber  er  erklärte  sich  nicht  mit  der  wünschenswerten  Un- 
zweideutigkeit  gegen  die  Angliederung  der  Verwaltungszweige  an  die  Ministerien. 
Statt  dem  Generalgouverneur  wieder  die  Leitung  der  gesamten  Verwaltung  zu 
übertragen,  begnügte  sich  der  Entwurf  damit,  dem  Generalgouverneur  das  Recht 
der  Ernennung  und  der  Entlassung  aller  Beamten  in  Algerien,  für  die  nicht 
etwa  die  Ernennung  dem  Präsidenten  der  Republik  vorbehalten  wurde,  zuzu- 
sprechen6). Das  bedeutete  zweifellos  eine  wesentliche  Machterweiterung  für  den 
Generalgouverneur7)  und  eine  starke  Durchbrechung  des  Angliederungssystems. 
Ob  aber  im  übrigen  die  Leitung  der  Verwaltung  vom  Mutterland  aus  fortbe- 
stehen sollte,  darüber  sagte  der  Entwurf  nichts  aus4-). 

Die  so  kärglichen  Bestimmungen  über  das  Budget  und  über  den  General- 
gouvcrneur  zeigen,  daß    der   Entwurf  Sabatier    an    umfassender  Bedeutung    weit 


')  Art.    19.  2)  Art.   24.  3)  Art.  25. 

4I  Art.  22.  5)  Art.   23.  6)  Art.  3  n.  26. 

")  Auch  wollte  Sabatier  den  Generalgouverneur  dem  Kommandanten  des  19.  Armeekorps  in 
gewisser  Hinsicht  überordnen,  indem  er  den  Generalgouverneur  für  die  Sicherheit  des  Landes  ver- 
antwortlich  machte.      Art.  3,  3. 

B)  Die  Zersplitterung  der  Verwaltung  unter  die  verschiedenen  Ministerien  wollte  Sabatier  ab- 
geschafft wissen,  was  sich  aus  der  Erwähnung  eines  .Ministeriums  für  Algerien  und  die  Kolonien 
ergibt  (Art.  1).  Zwei  Jahre  später  vor  der  Senatskommission  sprach  sich  Sabatier  allerdings  rück- 
haltlos für  die  Aufhebung  der  Angliederungsdekrete  aus:  ,..  .  la  conclusion  logique  de  vos  critiques 
.  .  aurait  du  ctre  celle-ci:  „Je  constate  que  tous  les  Services  rattaches  aus  Departements  ministe- 
riels  fonctionnent  mal.  Je  demande  donc  qu'on  les  reannexe  au  Gouvernement  general ;  ils  fonc- 
tionueront  peut-etre  mieux.  .  ."  Aussage  vor  der  Commission  d'etude  des  questions  alge- 
riennes.   S.    103. 
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hinter  dem  Verfa  ungRontwurf  der  Kommi  ion  von  18M)  i(|  zurück  tohl  Abor 
hol  drin  hält  der  Entwurf  \nn  Sabatier  einem  Vergleiche  mit  dem  Entwurf  \<m 
1865)  Bohr  wohl  stand1);  ewar  i  I  im  Entwurf  von  1869  die  Kompotenzabgrenzung 
der  algerischon  Lokalvertrotunp  bc  'i  gegJUckt  al  in  dem  Entwurl  yon  I 
indem  dein  Conseil  Bupcriour  nur  im  Bereich  'Im-  Finanzverwaltung  beschließende 
Funktionen    oingeräumt    wurden  nicht    auch    \%  i < ■    1889    auch    in    dei    Q< 

«^. t » l > 1 1 1 1 1;  ,  weshalb  der  Entwurf  von  1869  auch  nioht  so  viel  Garantien  gegen 
übergriffe  der  Kolonial  Vertretung  aufzustellen  brauchte  wie  der  Entwurf  ron 
1889.  AImm-  dafür  übertrafen  die  in  dem  Entwurf  von  1889  enthaltenen  Regeln 
Über  dir  Bildung  «Irr  Kolonialvertrotung  die  von  1869  zweifellos  an  Brauchbar 
keitj  die  Bildung  des  Conseil  superieur  nach  den  Vorschlägen  von  1869  — 
Wahl  von  2 1  Mitgliedern  durch  die  Conseils  generaux  der  Zivildepartements 
und  von  !•  Mitgliedern  durch  die  Conseils  getnian\  *  1  ■  •  i-  Eingeborenendeparte- 
ments —  hätte  zur  Majorisierung  dm-  Eingeborenen  geführt,  während  dir  von 
Sabatier  angeregte  Schaffung  von  besonderen  Eingeborenenkörperschaften  neben 
dem  nur  aus  Franzosen  gebildeten  Conseil  colonial  den  Eingeborenen  die  Mög- 
lichkeit gewährte,  ihre  Wünsche  und  Beschwerden  in  wirksamer  Weise  /um 
Ausdruck  zu  bringen.  Wir  werden  noch  sehen,  daß  die  Anregungen  Sabatiers 
in  diesem  Punkte,  namentlich  auch  der  sehr  sachkundige  Vorschlag  einer  Teilung 
zur  Eingeborenenvertretung  nach  Volksstämmen  auf  fruchtbaren  Boden  fielen, 
wenigstens  läßt  die  Organisation  der  algerischen  Finanzdelegationen  im  Jahre  1M982) 
darauf  schließen,  daß.  Sabatiers  Entwurf  das  Muster  abgab.  Jedenfalls  stellt 
Sabatiers  Entwurf  nach  dem  Entwurf  von  18(59  den  bedeutendsten  Versuch  zur 
Lösung  der  algerischen   Fragen  in  der  Richtung  der  Autonomie  dar. 

Der  Entwurf  von  Sabatier  ist  nicht  zur  Diskussion  gelangt,  da  der  Schluß 
der  Wahlperiode  vor  der  Tür  stand:  wenigstens  schob  die  Kommission,  der  die 
Prüfung  des  Entwurfs  zufiel,  den  Vorschlag  mit  dem  Hinweis  auf  den  heran- 
rückenden Schluß  der  Legislaturperiode  beiseite3;.  Eine  unparteiische  Beur- 
teilung wäre  dem  Entwurf  in  der  Kammer,  in  der  so  weitgehende  Assimilations- 
vorschläge  wie  die  Naturalisation  der  Muselmanen  eitrige  Fürsprecher  gefunden 
hatten,  auch  kaum  zuteil  geworden. 

3.  Das  Scheitern  des   Tirman1  sehen  Planes  (1891). 

A.  Die  Algerier  und  der  Tirman'sche  Entwurf. 
Daß   es  auch    nach    den  Neuwahlen    von    1889   für    die    Reformfreunde    im 
Parlament  noch  große  Widerstände  zu  überwinden  galt,  sollte  sich    bald  zeigen. 
Das  Conseil  superieur  hatte  sich  seit  1886  Jahr  für  Jahr  mit  dem  Tirman'schen 

')  Merkwürdig  ist.  daß  in  den  Motiven  des  Sabatier'schen  Entwurfs  mit  keinem  \Yorte  des 
Entwurfs  von  1869  gedacht  ist,  was  sieh  nicht  gut  anders  erklären  läßt,  als  daß  Sabatier  jenen 
Entwurf  nicht  kannte. 

2)  Siehe  unten   Zweiter  Teil,   zweiter  Abschnitt,  II,   2,  B. 

3)  Kapport  sommaire  fait  an  nom  de  la  33e  commission  d'initiative  pari,  chargee  d'examiner 
a  proposition  de  loi  de  M.   C.   Sabatier  .   .   .  par  M.  le  baron  de  Plazanet.    depute.     Chambre    des 

depntes,    Sess.    ordin.    de    1889.    Docuni.    pari  .  .  Annexe    n°    3932,    Seance    du     12   juillet    1889, 
J.  off.  S.  1384. 
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Plane  befaßl  und  ihn  immer  wieder  gutgeheißen.  Der  Generalgouverneur  geriet 
darob  in  nicht  geringe  Verlegenheit,  denn  er  merkte  wohl,  daß  die  maßgebenden 
Faktoren  im  Mutterland  dem  Plan  verständnislos,  wenn  nichl  gar  feindselig 
gegenüberstanden.  Vergebens  suchte  er  das  Conseil  Buperieur  mit  der  Be 
merkung  zu  vertrösten,  daß  mau  den  richtigen  Augenblick  zur  Vorlage  eines 
Gesetzentwurfs  abwarten  müsse;  das  Conseil  Buperieur  entgegnete,  «laß  man  die 
Vorsicht  nicht  Ins  zur  Ängstlichkeil  treiben  solle1).  Als  auch  dieser  Wink  nicht 
wirkte,  sprach  das  Conseil  Buperieur  im  Dezember  1890  den  unzweideutigen 
Wunsch  aus.  seine  nächste  Session  möge  ersl  stattfinden,  nachdem  das  Parlament 
über  die  Frage  des  Spezialbudgets  beschlossen  habe2).  Nun  konnte  der  General- 
gouverneur, wenn  er  nicht  einen  Konflikt  mit  dem  Conseil  superieur  riskieren 
wollte,  die   Vertretung  seines  Planes  im   Parlament   nicht  Länger  verschieben. 

B.  Die  algerische  Frage  im  Senat. 
Die  Gelegenheil  zur  Erörterung  des  Spezialbudgets  im  Parlament  hot  sich. 
als  der  Senator  Dide  am  26.  Februar  1891  die  algerische  Frage  durch  eine 
Interpellation  wieder  aufrollte  und  in  der  Begründung  auch  die  Idee  des  Spezial- 
budgets angriff3).  Der  Generalgouverneur  suchte  im  besten  Glauben  die  Verein- 
barkeit des  Spezialbudgets  mit  dem  bestehenden  System  darzutun:  was  dem 
Plan  eines  Spezialbudgets  so  großen  Eintrag  getan  hahe.  sei  der  Umstand  ge- 
wesen,  daß  man  es  nicht  unter  dieser  Bezeichnung,  sondern  unter  dem  Namen 
..autonomes  Budget"  kennen  gelernt  habe.  Es  sei  weder  ihm  noch  dem  Qonseil 
superieur4)  jemals  der  Gedanke  gekommen,  ein  autonomes  Budget  zu  scharten5;. 
Aber  so  sehr  sich  Tirman  auch  bemühte,  den  Unterschied  zwischen  dem  auto- 
nomen Budget  und  dem  von  ihm  ausgedachten  Spezialbudget  zu  verdeutlichen''  . 
so  gelang  es  ihm  doch  nicht,  den  Senat  für  seinen  Plan  zu  gewinnen:  mit  einigem 


')  „Cependant,  M.  le  Gouverneur  general  nous  a  dit  que  ponr  präsenter  au  Gouvernement 
et  au\  Chambres  un  projet  de  cette  importance,  il  fallait  choisir  le  moment  opportun  et  que  jus- 
qu'ä  presenl  ce  moment  opportun  ne  lui  avait  pas  encore  apparn.  Certes  nous  sommes  loin  de 
contredire  M.  le  Gouverneur  general  sur  ce  point  .  .  Mais  .  .  il  ne  faudrait  pas  que  la  prudence 
degeneräl  i'ii  tiniiditi'  .  ."  Conseil  superieur,  Sess.  de  novembre  188S.  Sitzung  v.  1.  Dezember, 
Proces-verbaux  S.  ~ü  t. 

2)  „Le  Conseil  superieur  considerant  que  ses  delilx'rations  sur  le  budget  de  l*Algerie  ne 
pourront  produire  de  bons  resultats  qu'apres  <iue  cette  assemblee  >era  fixer  sur  le  Bort  de  la  pro- 
position  relative  au  budget  special  ponr  l'exeiciee  1892.  Kniet  le  voeu  que  la  prochaine  sessinn 
ordinaire  n'aie  1  i « - > i  qu'apres  que  le   Parlemenl  aura  statin'   sur  ce  point".     Conseil  superieur,   8 

de  novembre-döcembre    I8»0,   Sitzung  vom   4.  Dezember.  Proces-verbaux   S.  408. 

3)  Senat,  Sess.  ord.  de   18»  1.  Döbats  pari..  J.  off.  S.  !)1   ff. 
4j   Für  das   Conseil   superieur  traf  dies   nicht   mehr  zu. 

5)  „Ce  qui  a  fait  le  plus  grand  tort  ä  notre  budget  special,  c'est  que  ce  n'est  pas  .«ms  ce 
nom--l;i  qu'on  l'a  connu:  c'est  sous  celni  de  „budget  autonome".  Or,  Jamals  il  n'est  nitre  dans 
la  pensi'e  du  conseil  superieur  ni  dans  la  mienne,  de  faire  un  budget  autonome".  Sitzung  v. 
•_'7.  Febr.   IS91,  1.  c.  S.  115. 

6|  „Qu'est-ee  donc  qu'un  budget  autonome?  C'est  un  budget  qui  est  rote,  en  vertu  d'un 
pouvoir  de  d('cision  propre,  par  une  Assemblee  eine:  qui  est  alimente  par  des  ressources  apparte- 
nant  a  la  personne  civile  interess£e,  ressources  dont  l'assemblee  locale  tixe  la  nature  et  la  quotite 
dans  les  Iimites  determinees  par  la  loi.  Le  budget  special  pn'senterait-il  un  seul  de  ces  caracteres? 
Aiu-un -    Ebenda   S.  115. 
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Rechl  drückte  fc&rnost  Boulanger'      ein  Kr  tauncn  au  .  daß  der  Gonoralgouvcrnour 
Tirman,  obwohl  er  «-in   Uborzougtei    Anhänge!    dei    A    imilation    war,    eine   Maß 
regol  vorsohlug,  die  eino   Verneinung  dieser  Politik,  einen  Rückzug  aul  der    eil 

her  in  der   algerischen   Vorwaltu »ingc  chlagonen   Bahn    bedeutete,    eine   Mafl 

regel,  die  naoh  seiner  Meinung  bu    dem   Ergebnis   führen    mußte,    „Algerien    au 

»Irr   französischen    Qemeinbürgschafi    au  zu  toße il     Algerien    von    Prankreich 

zu  isolieren"8).  Audi  erschien  es  ihm  in  Anbetracht  der  großen  pekuniären 
Opfer,  die  Frankreich  für  Algerien  gebracht  hatte,  unerhört,  gerade  jetzt,  wo 
Algerien  wirtschaftlich  so  weil  Bioh  entwickelt  hätte,  daß  man  von  ihm  einen 
höheren  Beitrag  zu  den  Lasten  des  gemeinsamen  Vaterlandes  verlangen  könne, 
die  Emanzipation  Algeriens  zu  fordern8).  Boulanger  glaubte  /.war  annehmen 
zu  dürfen,  daß  derartige  selbstsüchtige  Absichten  von  den  algerischen  Kolonisten 
nicht  geteilt  wurden*),  aber  offenbar  fühlte  er  sich  in  dieser  Annahme  oichl 
ganz  sicher,  denn  er  hiell  es  für  nötig,  seinen  Appell  an  die  vaterländischen  G< 
fühle  der  Algerier  noch  iliiivh  die  Drohung  zu  verstärken,  daß  Algerien  nach 
der    Lostrennung   seines    Budgets   nicht    mehr    auf   Zuschüsse    des    Mutterlandes 

rechnen     dürfe5).       Dann    werde    Algerien    genötigt     sein,     Anleihen     aufzunehmen; 

nach  seiner  Ansicht  hatte  man  aber  schon  genug  an  der  mutterländischen 
Schuld,  und  brauchte  nicht  noch  eine  algerische  Schuld  dazu6).  Als  letzten 
Trumpf   spielte    Boulanger   noch   das   Märchen   vom    algerischen    Separatismus    aus. 

indem  er  frug:  „Was  wollen  eigentlich  die  Anhänger  des  algerischen  Budgets? 
Ob  os  üinen  verborgen  ist  oder  ob  sie  es  sich  eingestehen,  sie  bedienen  sich 
dos  Spezialbudgets  als  eines  Mittels,  um  zur  völligen  Loslösung  Algeriens  zu 
gelangen"7). 


')  Nicht  zu  verwechseln  mit  dem  bekannten  General  Georges  Bonlanger;  Ernest  Boulanger 
ist  namentlich  durch  seinen  im  Senat  erstatteten  Bericht  über  das  Budget  für  das  Jahr  1888 
bekannt  geworden. 

2)  ...  .  .  le  gouverneur  general,  partisan  convainen  de  l'assimilation  .  .  .  vient  aujourd'hui 
vous  proposer  une  mesure  ijui  serait  la  negation  de  cette  politique,  le  reeul  de  toute  la  conduite 
anterieure  de  l'administration  algerienne,  puisqu'elle  aurait  pour  resultat  de  rejeter  l'Algerie  en 
dehors  de  la  solidante  francaise,  d'isoler  profondement  la  France  <le  l'Algerie".  Sitzung  v.  2.  März. 
1.  c  S.  L38. 

3)  ,.Or  voiei  venu  Le  moment  oü  cette  colonie  est  arrivee  .  .  .  ä  un  etat  de  prosperite  qui 
lui  pennet  de  demander  au  developpement  de  ses  recettes  une  contribution  plus  grande  auz 
charges  de  la  patrie  commune,  et  e'est  ee  momcnt-lä,  monsieur  le  gouverneur  general,  <|iie  vi  ms 
choisissez  pour  demander  L'emancipation  de  L'Algerie  .  .  ."     Ebenda  S.  L38. 

4)  „11  y  a  lä  un  sentinient  d't'goisnie  qui  n'est  assurement  jias  dans  la  pensi'e  des  Colons 
algeriens  .  .  ."     Ebenda. 

5)  „VOUS  entendez  liien  que  le  JOUT  OÜ  la  Separation  des  recettes  et  des  depenses  serait 
complete  .  .  .  que  les  departements  francais  ne  continueront  pas  ä  faire  ach  eminer  leurs  impots 
vers  un  pays  qui  sc  detache  de  la  solidarite  commune".     Ebenda. 

'')  „Et  alors,  qu'arrivera-t-il?  Si  des  Lnsuffisances  de  recettes  se  produisent  .  .  .  J'apercois 
un  moyen.  Vous  avez  un  budget  special,  vous  emprunterez.  Eh  hien,  je  trouve  que  nous  avons 
assez  de  la  dette  metropolitaine  et  je  ne  veux  pas  de  dette  algerienne  .  .  .  .■•     Ebenda, 

')  „Au  fond,  que  veulent  les  partisans  du  budget  algerien?  Qu'ils  l'ignorent  ou  qu'ils  se 
L'avouent,  ils  se  servent  du  budget  special  comme  d'un  moyen  d'arriver  ä  l'emancipation  complete 
de  l'Algerie".     Ebenda  S.  13ü. 
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Gegen  diese  einseitige  Beurteilung  des  Spezialbudgets  hätte  -ich  gewiß 
manches  einwenden  lassen;  allein,  die  Ausführungen  Boulangers  blieben  unwider- 
sprochen, sei  es,  weil  seine  Ansichten  von  dem  Senat  geteilt  wurden,  Bei  es 
auch  mir.  weil  Kniest  Boulanger  als  Autorität  in  Budgetfragen  galt.  Immerhin 
ließ  Bich  der  Senat  von  der  Notwendigkeil  einer  gründlichen  Prüfung  der  al- 
gerischen Frage  überzeugen,  denn  auf  (Terrys  Antrag  wurde  (in  Form  einer 
Tagesordnung)  die  Einsetzung  einer  Kommission  zur  Untersuchung  der  alge- 
rischen Gesetzgebung  und  Verwaltung  und  zur  Unterbreitun«.'  von  Reformvor- 
schlägen beschlossen').  So  nahm  sich  von  den  beiden  gesetzgeberischen  Körper- 
schaften  der  Senat  als  erster  der  algerischen  Frage  wieder  au.  er  trat  gewisser- 
maßen in  das  Vermächtnis  ein,  das  ihm  der  Senat  <\<>>  Kaiserreichs  hinter- 
lassen   hatte. 


C.  Die   Frage  des   S  pezialbudgets   in  der  Deputiertenkammer. 

a)  Die  Verurteilung  des  Spezialbudgets  durch  den  Berichterstatter  Burdeau 

(Juli   1891). 

Auch  in  der  Deputiertenkammer  widmete  man  im  selben  Jahre  (1891)  den 
algerischen  Angelegenheiten  wieder  eine  lebhafte  Aufmerksamkeit:  die  Veran- 
lassung dazu  gab  der  von  Burdeau  ausgearbeitete  Bericht  über  das  algerische 
Budget  für  18922),  der  natürlich  auch  das  Tirman'sche  Projekt  berührte.  Die 
Vermutung,  daß  Boulanger  mit  seiner  ablehnenden  Haltung  gegenüber  dem  Tir- 
manschen  Entwürfe  nicht  allein  stand,  wird  durch  den  ßurdeauschen  Bericht  be- 
stätigt. Weniger  leidenschaftlich  als  Boulanger.  aber  darum  doch  nicht  minder 
bestimmt  als  dieser  weist  auch  Burdeau  die  Idee  des  Spezialbudgets  zurück. 
Er  teilte  zwar  nicht  die  lächerliehe  Furcht  seiner  Landsleute  vor  dem  algerischen 
Separatismus  —  wie  konnten  7  %  der  Bevölkerung  ihre  Vorherrschaft  behalten, 
wenn  sie  sich  nicht  auf  das  Mutterland  stützten?3)  —  aber  er  fürchtete,  daß  die 
aus  der  Sonderstellung  des  algerischen  Spezialbudgets  sich  ergebenden  Abrech- 
nungen zwischen  Frankreich  und  Algerien  zu  einer  falschen  Auffassung  über  das 


')  „Le  Senat, 

Prenant  acte  des  declarations  du  gouvernement  et  confiaht  dans  sa  sollicitude  pour  assurer 
]c  developpement  de  la  colonie  alg^rienne, 

Decide:  Ine  commission  de  18  memhres  sera  nornnx'e  dans  les  hureaux.  ä  l'effet  de 
recherjeher  de  concert  avec  le  Gouvernement  et  de  proposer  les  naodifications  qu'ü  y  aurait  lieu 
d'introduire  dans  la  Legislation  et  dans  l'organisation  des  divers  Services  de  l'Alg^rie".  Sitzung  v. 
6.  März  (.1.  off.  7.  März  s.  1 G3).  Die  Tagesordnung  war  von  Berenger,  Merlin  und  Dusolier  vorge- 
schlagen,  die  Regierung  hat  dieser  Tagesordnung  vor  der  inhaltlich  wenig  abweichenden  von  Ferrv 
und  Dide  den  Vorzug  gegeben. 

2)  Rapport  fait  au  notn  de  la  commission  du  Budget  chargee  d'examiner  le  projet  de  loi 
portanl  fixation  dn  Budget  «rt'neral  de  l'exercice  1892  (Ministen-  de  l'Int&rieur)  (Service  de  l'Alg^rie) 
par  M.  Burdeau.  Chambre    des  depute^s,  Sessicm  de  1891,  Annexe  n°  1647,  Seance  du  18 juillet  1891. 

3)  „Assurement,  tonte  peiisee  de  Separation  est  loin  des  Algeriens:  leur  patriotisnie  est  plutöt 
surexcite  par  le  contact  quotidien  des  etrangers  et  des  indigi-nes ;  et.  d'ailleurs,  ce  n'est  qu'en 
s'appuyant  sur  la  mere  patrie  qu'une  minorite,  representant  ä  peine  7%  de  la  population  totale, 
peut  esperer  de  garder  sa  Suprematie".     1.  c.  S.  161. 


1,1    — 

Verhältnis  iwischon   Mutterland  und  Kolonie  führen  könnten'       Sodann  Bruch inn 
ihm    die    in    der   Schaffung    eine      algvri  chon    Spozialbudgot      l i ■  •  ■  •  •  1 1<  1 .     Durch 
brochung  der  Einheil  do     Budget     nicht   unbedenklich;    nicht    al    "I.  er  die  Zu 
gohörigkoit  des    algerischon    Budget     sum    franzö  i  chon    an     ich    Für    unbodingl 
nötig  hielt,  o  "ni    wie  Tongking    hätte    auch    Algerien     ein    eigen«      Budget 

haben  können,  aber  da  nun  einmal  Algerien  im  franzö  ichen  Budget  begriffen 
war,  glaubte  Burdeau  daran  festhalten  zu  müssen,  um  keinen  Präzedenzfall  für 
andere  Abspaltungen  vova  allgemeinen   Budget   zu  Bchaffen3), 

niesen  Sohatten selten  des  Spezialbudget  standen  nach  Burdeau  Meinung 
nicht  genügend  Vorteile  gegenüber8).  l>ali  die  Einführung  des  Spezialbudj 
die  Algerier  dahin  bringen  würde,  einerseits  ans  Sparen  zu  denken  und  anderer 
seiis  einer  Steigerung  der  Lasten  zuzustimmen,  bezweifelte  Burdeau  nicht ;  aber 
dies  Ergebnis  würde  -  wie  er  glaubte  ■  auch  ohne  das  Spezialbudget  erreicht, 
wenn  sieh  die  Algerier  davon  überzeugen  ließen,  daß  sich  das  Mutterland  keine 
weitem  Opfer  auferlegen  wolle1).  Dagegen  hielt  es  Burdeau  für  eine  Selbst 
täuschung,  wenn  man  sieh  von  der  Einführung  des  Spezialbudgets  eine  größere 
Dehnbarkeit  der  Einnahmen  versprach;  er  wies  nach,  daß  auf  gute  Finanzjahre 
immer  wieder  Rückschläge  gefolgt  waren,  und  /.erstörte  so  rücksichtslos  das 
entschieden  zu  rosige  Bild,  das  Tirman  von  <\rv  Zukunft  der  algerischen  Finanzen 
entworfen  hatte5).  Auch  in  der  einzigen  neuen  Einnahmequelle,  die  das  Spezial- 
budget eröffnete,  nämlich  in  der  Möglichkeit,  Anleihen  für  Algerien  aufzunehmen, 
erblickte  Burdeau  keinen  Vorteil.  Er  bat  zunächst  zu  bedenken,  daß  Algerien 
ca.  .">00  Millionen  Schulden  habe6),  nur  daß  es  deren  Zinsen  nicht  selber  zahle. 
Eho    es    neue    Schuldem    einginge,    müsse    es    zunächst   für   die    Zinszahlung    der 


')  „Mais  il  n'est  pas  moins  vrai  que  Ie  budget  special  amenerait  entre  la  metropole  et  la 
colonie,  ;'i  propos  dos  remboursements  annuels  faits  ;'i  celle-la  par  celle-ci,  des  reglements  de  compte 
comme  de  clerc  a  maitre:  l'Algerie,  traitee  en  debiteur  de  la  mätropole,  paraitrait-elle  aussi  bien 
quo  par  le  passe  partie  int£grante  de  la  patrie?"     Ebenda. 

2)  „De  niömo  on  uo  saurait  faire  ti  de  cette  autre  erainte,  que  la  cr^ation  d'un  budget  spe- 
cial ....  ne  tut  une  atteinte  portee  a  l'unite  de  aotre  budget  .  .  .  Saus  doute,  dans  la  nature 
dos  choses,  on  ne  voit  pas  qu'il  soit  necessaire  a  l'unite  de  la  France  de  comprendre  le  budget 
de  l'Algerie,  pas  plus  du  moins  quo  do  comprendre  celui  du  Tonkin  ou  celui  de  l'Imprimerie  na- 
tionale. Mais  il  y  a  ootto  ditVerenee,  quo  cos  derniers  ont  toujours  t'ait  compte  ;'i  part.  tandis 
qu'en  separant  aujourd'hui  le  budget  de  PAlgdrie,  on  eröerait  un  precedent  en  faveur 
d'autres  separations,  qui  sont  soutenables  au  meme  degre".     Ebenda,  S.  160,   161. 

3)  „.  .  a  ces  inconvenients,  peut-on  opposer  dos  avantages  egaux?"     Ebenda,  S.  161. 

4)  „Le  budget  special  interessera,  dit-on,  l'Algerie  ä  trouver  des  eeonomies  et  ä  consentir 
des  charges  nouvelles.  On  peut  1'osperer.  mais  le  budget  special  n'est  pas  le  seul  moyen  d'atteindre 
ce  rt'sultat:  il  suffit  que  l'Algerie  se  persuade  bien  de  cette  verite  .  .  quo  la  metropole  ne  veut 
plus  augmenter  ses  sacrifices".     Ebenda. 

5)  „.  .  il  est  vrai  que  les  recettes  de  l'Algerie  se  sont  augmentdes  depuis  vingt  ans  .  .  .  ., 
mais  cette   soiume  n'est  qu'une  niovenne,   et  les  annees  mauvaises   ou   saus  augmentation   ont  ete   ä 

peu  pres  aussi  nombreuses  que  los  autres Le  budget  special,   dans  ces  conditions,   ne  cree. 

donc  ni  recettes  nouvelles,   ni  elasticite  plus  grande:  il  ne   cn'o   qu'une  illusion   et  un   danger   nou- 
veau  de  deficit".     Ebenda  S.  163. 

6)  70  Mill.  Zxjscbüsse  an  die  Eisenbahngesellschaft  P.  L.  M.,  60  Mill.  an  die  Comp,  al- 
gerienne,   160  Mill.  Garantien.     Ebenda  S.  165. 
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alteii  Schulden  aufkommen1  ;  dazu  fehlten  ihm  jedoch  die  Mittel2).  Freilich 
würden  Anleihen  glücken,  auch  wenn  das  Spezialbudgel  (infolge  der  Zinsenlast 
niii  einem  Defizit  von  20  Millionen  abschlösse.  Aber  warum  würden  sie  glücken? 
„Weil  jedermann  weiß,  daß  Frankreich  seither  immer  die  Ausfälle  Algeriens 
deckte,  daß  es  Dicht  mit  einem  Mal  diesen  Brauch  ändern  kann,  und  daß  Frank- 
reich immer  da  ist,  um  zu  zahlen,  wenn  etwa  eine  schlechte  Ernte  oder  eine 
unvorsichtige  Geschäftsführung  Algerien  zahlungsunfähig  machen  würde.  So  daß, 
trotz  der  Absonderung  dr<  algerischen  Budgets,  die  Schulden  Algeriens  im  Grund 
genommen  Schulden  Frankreichs  wären;  nur  daß  sie  zu  einem  höhern  Zinssatz 
aufgenommen  würden3).''  Daher  sah  Burdeau  den  einzigen  Weg  zur  Erzielung 
höherer  Einnahmen  in  Algerien  in  einer  Vermehrung  der  Steuern4;,  und  in  dieser 
Richtung  bewegten  sich  denn  auch  seine  Vorschläge. 

So  sehr  sich  die  Einwände  Burdeaus  durch  ihre  Sachlichkeit  vor  den  Aus- 
führungen Boulangers  auszeichnen,  so  sind  sie  darum  doch  nicht  viel  stichhaltiger 
als  diese.  Das  gilt  namentlich  von  der  Beurteilung  der  Anleihefrage.  Wenn 
Burdeau  sagt,  eine  algerische  Schuld  sei  „im  Grunde"  eine  Schuld  Frankreichs, 
so  triffl  dies  jedenfalls  nicht  zu,  wenn  Algerien  eine  eigene  Rechtspersönlichkeit 
erhielt;  so  lange  Algerien  noch  keine  eigene  Rechtspersönlichkeit  gewährt  war. 
so  lange  war  eine  für  Algerien  aufgenommene  Schuld  allerdings  eine  Schuld 
Frankreichs.  Aber  —  und  das  ist  der  springende  Punkt  —  damit  ist  nicht 
gesagt,  daß  Frankreich  mit  allen  seinen  Mitteln  für  eine  algerische  Schuld 
haftete.  Es  stand  gar  nichts  im  Wege,  die  Haftung  Frankreichs  für  die  für 
Algerien  angenommenen  Anleihen  auf  die  dem  Spezialbudget  zur  Verfügung 
stehenden  Mittel  zu  beschränken.  Burdeau  gab  selbst  die  Möglichkeit  zu,  da  er 
von  den  Schwierigkeiten  sprach,  eine  algerisch»!  Anleihe  unterzubringen;  wenn 
die  Sicherheit  nicht  infolge  der  Haftungsbeschränkung  eine  verminderte  gewesen 
wäre,  so  ließe  es  sich  doch  nicht  erklären,  dal-i  sich  eine  solche  Anleihe  nicht 
zu  denselben  Bedingungen  unterbringen  ließ,  wie  eine  sonstige  französische  Anleihe. 
Burdeau  meint  nun  freilich,  daß  man  in  Notfällen  immer  auf  das  Mutterland 
rechnen  könne:  gewiß,  aber  hierbei  handelt  es  sich  doch  nicht  um  eine  recht- 
liche Verpflichtung  Frankreichs,  Ausfälle  im  algerischen  Spezialbudget  zu  decken. 


')  Burdeau  vergißt  liier,  daß  die  Eisenbahnen  nicht  nur  im  Interesse  Algeriens,  sondern 
ebensogut  im  Interesse  der  französischen  Herrschaft  erbaut  wurden.  Wenn  eine  Kolonie  auf  eigene 
Füße  gestellt  werden  soll,  darf  nicht  damit  begonnen  werden,  ihr  gleich  alle  Schulden,  die  für  das 
Gebiet  aufgenommen  wurden,  aufzuladen. 

2) avant  d'en  contracter  de  nouvelles,  eile  devra  s'assurei    des    ressources    lihres    et 

süffisantes  pour  y  faire  face.     <>r.  ces  ressources,  le  budget  special  ne  les  foumit pas".  1.  c  8.  165. 

3)  „Certes,  ils  n'ussiraient,  ces  emprunts.  mais  pourquoi?  parce  que  tout  le  monde  sait  que, 
dans  le  passe,  la  France  a  toujours  solde,  et  avec  raison,  les  difterences  de  lWlgerie,  qu'elle  ne 
peut  pas  changer  en  un  jour  les  moeurs  fondees  a  la  longue  sur  cet  etat  de  choses,  et  q'elle  se- 
rait  toujours  lä  pour  payer,  si  une  mauvaise  recolte  ou  une  gestion  imprudente  mettait  la  colonie 
dans  l'impuissance  de  s'acquitter.  En  sorte  que,  malgr^  toute  la  specialite  possible  du  budget  al- 
gerien,  les  engagements  de  l'Algerie  seraient  au  fond  des  enjragements  de  la  France:  seulement  ils 
seraient  contractes  ä  un  taux  plus  onereux.  S'ils  sont  necessaires,  la  France  n'a  pas  besoin  pour 
bs  faire  d'aucune  personne  interposee".     Ebenda  S.   166. 

'j  ..II  n'y  a  qu'un  moyen  connu  de  se  procurer  de  pareilles  ressources,  c'est  d'accepter  des 
taxes  nouvelles".     Ebenda  S.  167. 
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in  Notfällen  beizustehen.  Eine  solche  morali  oho  Pflicht  bnatohl  immer  für  ds 
Mutterland,  Belbsl  dann,  wenn  der  Kolonie  eigene  Recht  per  önlichkeil  ein 
geräumt  ist. 

Übrigens  mußte   auch   Burdeau    ein    Mittel    vorschlagen,    um  dem   lioillo 
Wirrwarr  des  algerischen  Budgets  zu   steuern    und   bo   empfahl   er,   die  Einheit 
liehkeil  des  algerischen  Budgets  Btrenger  als  bisher  zu  beobachten,     Bisher  waren 
nämlich  mehrere  Millionen  algerischer  Ausgaben    in    den   Budgets    der   einzelnen 
Ministerien  unter  allen  möglichen  Rubriken  erschienen,  was  einen  Oberblick  über 
die  Finanzlage    insbesondere    einen  Vergleich   der  Budgets    der   ein/einen  Jahre 
sehr  erschwert   halte1),     l'm   dieser  Unklarheit  ein  Ende  zu  machen,    beantri 
die  Kommission,  im  Finanzgesetz  festzulegen,   dali  künftighin  keine  Ausgabe  für 
Algerien  mehr  gemacht  werden    dürfe,    die    nicht    in    dem    Algerien    betreffenden 
Teil   des   Staatsbudgets   angeführt   wäre3).      Im   übrigen   sollte   alles    heim    alten 
bleiben;  z.B.  sollten  tue  Kredite  nach  wie  vor  den  verschiedenen  Ministern  zur  Ver- 
fügung   gestellt    werden,    „Ins    das    Parlament    es   anders   bestimmte."3)      In    diesem 
Zusatz   läßt  Burdeau    durchhlieUen,    daß    er,    wenn    er  /war  an    dem  Verhältnis   des 
algerischen  Budgets   zum  Staatsbudget  nicht  rütteln  lassen  wollte,  sieh  doch  der 
Notwendigkeit  einer  Verwaltungsreform  in  Algerien  nicht  verschloß. 

Wenn  er  auf  diese  Frage  nicht  näher  einging,  so  geschah  das  nur.  weil  er 
es  für  nicht  zulässig  hielt,  das  Finanzgesetz  mit  einer  Frage  der  allgemeinen 
Verwaltungsorganisation  zu  bepacken4).  Aber  er  hoffte«,  mit  der  von  ihm  vor- 
geschlagenen Vereinheitlichung  des  algerischen  Budgets  einen  Anstoß  zu  einer 
Aenderung  der  Verwaltungsorganisation  zu  geben.  Denn,  wenn  infolge  der  Ver- 
einheitlichung des  Budgets  dessen  Besprechung  in  Zukunft  den  Charakter  einer 
Untersuchung  der  gesamten  Landesverwaltung  annahm,  mußte  die  Regierung 
bald  merken,  daß  es  zweckmäßig  sei,  die  Auskunftserteilung  zu  zentralisieren 
und  vielleicht  auch  die  Leitung  und  die  Verantwortlichkeit  zu  vereinheitlichen5). 


')  ...  .  il  y  a  une  quantite  de  d£penses  algeriennes  qui  sunt,  dans  les  doewnents  parle- 
mentaires,  confondues  sous  les  rubriques  oü  rien  ne  les  Signale.  Kien  n'est  plus  difficile  que  de 
les  en  d£gager;  oo  a  reussi  ä  en  trouver  pour  2.114.822  fr.,  dont  611.255  fr.  qui  etaient  enve- 
loppos  dans  hnit  chapitres  differents  du  budget  de  l'Instruction  publique  .  .  .  .  On  coneoit  combien 
sunt  mal  assises,  dans  de  pareilles  conditions,  les  bases  de  fcoutes  comparaisons  entre  les  budgets 
successifs  de  l'Algerie".     Ebenda  S.  172. 

2)  „Votre  Commission  vous  demande,  pour  en  tinir  avec  ees  obseurites.  de  deeider,  par  la 
loi  meine  de  finatices,  que  nulle  depense  ne  pourra  desormais  etre  faite  pour  l'Algeiie,  si  eile  n'a 
ete  portee  dans  la  section  du  budget  consacree  ä  l'Algerie".     Ebenda  S.  172. 

3)  „Les  credits  de  cette  section  contiimeront,  d'ailleurs,  h  etre  mis  ;'i  la  disposition  des  divers 
Ministres  entre  lesquels  est  partagee  Tadministration  de  l'Algerie,  jusqu'ä  ce  que  le  Parlement  en 
ait  ordonne  axitrement-'.     Ebenda  S.  173. 

4)  Votre  Commission  n'a  pas  eru  qu'il  füt  d'une  bonne  methode  de  regier,  par  la  loi  de  fi- 
nances  une  question   d'organisation  generale,  comme  celle  des  rattachements".     Ebenda   S.  17.'!. 

5)  „II  n'est  pas  impossible,  au  reste,  que  eette  simple  unitieation  eonduise  ä  d'autres  conse- 
quences:  si  la  diseussion  du  budget  de  l'Al<rerie,  au  Heu  d'etre  morcelee.  prend  a  l'avenir  le  ea- 
ractere  d'uo  debat  d'ensemble,  d'une  sorte  d'enquete  annuelle  sur  l'etat  de  la  colonie,  on  s'aper- 
cerra  Sans  doüte  assez  vite  qu'il  serait  bon,  pour  le  Gouvernement  lui-nunie.  de  centraliser  les 
renseignements  necessaires  pour  soutenir  le  debat,  et  pent-etred'unifier  l'action 
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Burdeau  hieb  es  also  für  Behr  wohl  möglich,  daß  die  Vereinheitlichung  des  Bud- 
gets die  Abschaffung  der  Rattachements  und  damit  die  Verstärkung  der  Gewalt 
des  Generalgouverneurs  nach  ziehen  würde;  daß  die  Vereinheitlichung  des  Bud- 
gets in  Verbindung  mit  der  Verwaltungsrefonn  auch  die  Loslösung  des  algerischen 
Budgets  aus  dem  Staatsbudget  zur  Folge  haben  konnte.  daran  dachte  er 
sicher  nicht.  Und  doch  befand  man  sich  auf  dem  Wege  dahin:  was  hatte 
denn  für  einen  Sinn,  die  Ausgaben  für  die  algerischen  Verwaltungszweige  in 
einer  Sektion  des  Staatsbudgets  zusammenzufassen,  wenn  man  nicht  ein  gewisses 
Gleichgewicht  zwischen  den  Einnahmen  und  den  Ausgaben  herstellen  wollte? 
Ergab  sieh  daraus  nicht  von  selbst  der  Grundsatz,  dafi  die  algerischen  Hinnahmen 
zur  Deckung  grade  der  algerischen  Ausgaben  und  nur  dieser  bestimmt  Bein 
sollten?  Burdeau  glitt  also,  ohne  es  zu  wollen,  auf  den  Boden  des  Spezial- 
budgets  hinüber. 

b)  Die  Budgetdebatte. 

In  der  Budgetdebatte  wurde  Burdeau  darauf  aufmerksam  gemacht,  daß  er 
mit  seinem  Vorschlag  von  dem  Spezialbudget  nicht  sehr  weit  entfernt  war.  Der 
Abgeordnete  Thomson  frug  nämlich  bei  seiner  Verteidigung  des  SpezialbiuL 
„Da  Sie  Anhänger  der  Vereinheitlichung  der  Ausgaben  und  Einnahmen  Algeriens 
sind,  warum  stellen  Sie  sieh  der  Einrichtung  des  Spezialbudget^  entgegen?"1) 
Thomson  zeigte  auf.  daß  Burdeaus  Befürchtungen  hinsichtlich  der  algerischen 
Anleihen  unbegründet  waren,  da  ja  das  französiche  Parlament  selber  die  Anleihen 
bewilligen  sollte2).  Aber  wie  geschickt  auch  Thomson  Burdeaus  Schlüsse  be- 
kämpfte, so  ließ  Burdeau  doch  in  seinem  Widerstand  gegen  das  Spezialbudget 
nicht  nach,  für  ihn  war  es  entscheidend,  daß  das  Spezialbudget  Algeriens  keine 
neuen  Einnahmequellen  brachte,  es  sei  denn,  daß  man  zu  Anleihen  griff3).  Dies 
Argument  war  freilich  nicht  zu  widerlegen,  und  so  wurden  die  Vorschläge  der 
Budgetkommission  ohne  weiteren  Widerspruch  angenommen,  was  übrigens  bei 
der  Abneigung  der  Eranzosen  gegen  die  autonomistischen  Bestrebungen  der  Al- 
gerier und  bei  dem  großen  persönlichen  Ansehen,  das  Burdeau  genoß,  nicht 
überrascht.  Nach  dieser  Zurückweisung  des  Spezialbudgets  im  Parlament  konnte 
an  die  Verwirklichung  einer  Loslösung  des  algerischen  Budgets    vom  Staatsbud- 


directrice  et  la  resp  onsahilit  c.  Dans  lY-tat  actuel,  L'Algerie  .  .  n'est  representde,  dans  notre 
organisme  gouverneniental,  par  aucune  administration  qui  en  fasse  son  affaire  essentielle;  on 
s'oecupe  d'elle  partout,  et  partout  eile  est  releguee  au  second  plan.  L'Algerie  merite  im  inten*  t 
plus  attentif".     Ebenda  S.  17.'!   t'. 

')  „Nous  disions  k  M.  Burdeau:  Puisque  vous  Ites  partisan  de  1'unificatioD  des  depenses  et 
des  recettes  de  l'Algerie,  pourquoi  vous  montrez-vous  hostüe  au  budget  special,  tout  au  moins  ä 
son  Etablissement  immediat?"  Sitzung  vom  4.  Dezember  1891,  Chambre  des  deputes,  Sess.  ord. 
de  1891,  Debats,  J.  off.  S.  2420. 

2)  ...  .  .  si  des  demandes  d'emprunt  devaient  se  produire,  elles  seraient  soumises  au  Parle- 
in.  nt,  <|ui  pourrait  les  arreter  jiar  son  v£to".  Ebenda.  In  Wirklichkeit  handelt  es  sich  hier  nicht 
um  ein  bloßes  Einspruchsrecht,  um  ein  Kontrollrecht,  vielmehr  wurde  die  Anleihe  vom  Parlament 
seihst  bewilligt. 

3)  „Je  dis  que  le  budget  special  ne  cree  pas  de  ressouree>  ä  L'Algerie,  ;i  moins  qu'on  ne 
s'adresse  a  1'empmut  .  .■■     Ebenda  S.  2421. 
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gel   vorerst   niclii  gudachi   worden;    die  alguri  che    Verfa    ung  rofon ißt»     al  o 

an  dem  Punkte  einsetzen,  wo  der  gering  te  Widor  tand  der  \  "II.  vertrotung  zu 
erwarten  war,  und  das  war  eben  die  im  Bericht  Burdoau  angodoutote  Vi  r 
w  .1 1 1  ungBO  rgani  Ba  t  i  o  q. 

II.  Die  VerwaltungsreorganlsatioD  (1891    '.N'»). 

/.   />/(■    Vorbereitung  der    Verwaltungereform  nu   Senat. 
A.   1 )  i  e  Untersuchung  der  Senatskommission     1891 

Die  Vorarbeiten  dazu  waren  schon  im  Gange:    entsprechend  der   im   März 
189]    im  Senat  angenommenen  Tagesordnung  war  eine  UnterBuchungskommi 
gebildet  worden1),  deren  Vorsitz  Jules  Ferry  übernommen  hatte.    Einige  Mitglieder 

dieser  Kommission  bereisten  im  Frühjahr  Algerien,  wo  sie  sieh  durch  Ver- 
nehmung von  Vertretern  der  verschiedenen  Berufskreise  der  einzelnen  Volks- 
stämme ein  Bild  von  der  Stimmung  der  Algerier  zu  verschallen  suchten'),  und 
dieses  etwas  buntscheckige  Bild  ward  ergänzt  und  geklärt  durch  die  Aussagen 
von  hervorragenden  Kennern  der  algerischen  Verhältnisse,  die  die  Kommission 
von  Mai  bis  Juli  entgegennahm.  Diese  Gutachten  erstreckten  sich  auf  alle 
möglichen  Fragen3),  auf  dio  Gerichtsverfassung,  aui"  die  Schulfrage,  aui"  das 
Grundstücksrecht  und  die  Eingeborenenfrage,  denn  für  eine  Umgestaltung  der 
algerischen  Verwaltung  bildete  ein  Einblick  in  die  verschiedenen  eigenartigen 
Verwaltungsauigaben  Algeriens  die  unerläßliche  Vorbedingung. 

Die  VerVassungs-  und  Verwaltungsfrage  i.  e.  S.  bildete,  abgesehen  von  der 
Aussage  Sabatiers,  dessen  Ideen  über  die  algerische  Verfassung  wir  ja  schon 
kennen4),  den  Hauptgegenstand  nur  in  den  Aussagen  des  Exgeneralgouverneurs 
Tirman  und  des  damaligen  Generalgouverneurs  Cambon,  der  Tirman  im  April 
L891  gefolgt  war.  Diese  beiden  Gutachten  verdienen  nicht  nur  aus  dem  Grunde 
eine  besondere  Beachtung,  weil  sie  die  Auffassung  der  höchsten  Laudesbeamten 
wiederspiegeln,  sondern  namentlich  deshalb,  weil  sie  in  ihren  Ergebnissen  von  ein- 


')  Es  gehörten  der  Kommission  an:  J.  Ferry  (Vorsitzender),  Challemel-Lacoar,  Berthelot, 
Franck-Cbauveau,  Pauliat,  Keymond,  Jacques,  General  Deffis,  J.  Guichard,  Clamageran,  Combes, 
E.  Labiche,  Isaac,  Dide,  Maugnin,  General  Billot,  Hugot,  de  Ces-Caupenne. 

2)  Siehe  Henri  Pensa,  L'Algene,  Vbyage  de  la  delegation  de  la  conimission  senatoriale  d'etude 
des  questions  algeriennes,  Paris   1894. 

3j  Mit  der  Eingebornenfrage  beschäftigten  sich  die  Aussagen  von  Staatsrat  L.  Bequet,  Abg. 
Sabatier,  Senator  Franck-Cbauveau  und  die  Eingebornen  M'hamed-ben-Eahaal  und  Dr.  med.  Ben- 
Larbey;  mit  der  Schulfrage  die  Aussagen  von  Buisson,  Professor  Kambaud  und  dem  Rektor  von 
Algier,  Jeanmaire;  über  die  Gerichtsorganisation  berichtete  der  Staatsanwalt  beim  Appellgericht  von 
Algier  Flandin;  das  Grundstücksrecht  behandelte  der  Präsident  des  Appellgerichts  von  Algier  Zevs : 
über  die  Kolonisation  erstatteten  Gutachten:  Dam,  Professor  der  Rechte  in  Algier,  Professor  Wahl 
und  der  Domänendirektor  a.  D.  Perrioud;  der  bekannte  Kolouialpolitiker  und  Nationalökonom 
Leroy-Beaulieu  erörterte  die  Volkswirtschaft  i.  a. ;  für  die  Verfassung  und  Verwaltung  kommen 
außer  Sabatier  die  Aussagen  der  beiden  Generalgouverneure  Cambon  und  Tirman  in  Betracht 
Siehe  Senat,  Conimission  d'etude  des  questions  algeriennes.  Depositions  du  P'r  mai  au  20  juillet 
1891.     Paris   1891. 

4)  Siehe  oben  S.  156 ff. 
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andei  abweichen,  Vor  allem  gelangtes  die  beiden  Gouverneure  in  dem  Angel- 
punkte der  Reform,  nämlich  der  Frage  nach  der  Rechtsstellung  des  General- 
gouverneurs zu  entgegengesetzten  Forderungen.  Tirman  riet  dringend  von  einem 
Systemwechsel  ab:  nach  seiner  Meinung  durften  <lie  Angliederungsdekrete  von 
1881  nielit  angetastet  werden,  denn  wenn  man  -ie  aufhob,  mußte  man  entweder 
dem  Gouverneur  ministerielle  Gewalt  einräumen  oder  man  mußte  einen  einzigen 
Minister  in  Frankreich  Für  alle  algerischen  Fragen  für  zuständig  erklären1).  Die 
erste  Lösung  war  nach  seinem  Dafürhalten  nur  möglich,  wenn  man  den 
Gouverneur  zum  Minister  machte2);  darin  erblickte  er  ein  Unglück  für 
Algerien,  weil  dann  Algerien  bei  jedem  Kabinettswech.se]  einen  neuen  Gouver- 
aeurminister  erhalten  hätte3).  Die  zweite  Lösung  erschien  ihm  nicht  minder  un- 
zweckmäßig, da  bei  ihr  die  Nachteile  der  gegenwärtigen  Lage  fortbestünden  und 
der  weitere  Cbelstand  hinzuträte,  daß  die  Entscheidung*-  und  Aufsichtsgewalt 
einer  iachunkundigen  Behörde  zufielen4).  Aus  diesen  Gründen  wollte  Tirman 
die  Dekrete  von  1881  als  Basis  beibehalten  wissen:  nichtsdestoweniger  befür- 
wortete er  eine  Erweiterung  der  Gewalt  des  Generalgouverneurs:  er  wünschte. 
daß  die  Minister  —  wozu  ja  das  grundlegende  Dekret  von  1881  die  Handhabe' 
bot  —  dem  Generalgouverneur  ihre  ganze  Gewalt  für  Algerien  delegierten;  nur 
die  Rechtsprechung  für  Franzosen,  die  muselmanischen  Kulte,  den  mittleren  und 
den  höheren  Unterricht  und  die  Schatzverwaltung  wollte  er  von  der  Delegation  aus- 
geschlossen wissen:  aber  auch  im  Bereich  dieser  Verwaltungszweige  sollte  der 
Gouverneur  über  die  Ernennung  von  Beamten  gehört  werden,  damit  kein  Be- 
amter in  Algerien  sich  als  unabhängig  vom   Gouverneur  betrachi 

Der  Notwendigkeit  der  Vermehrung  der  Gewalten  des  Generalgouverneurs 
konnte  sich  also  auch  Tirman  nicht  verschließen,  aber  er  wollte  doch  als  An- 
hänger der  Assimilation  an  der  vorhandenen  Grundlage  festhalten.  Ganz  anders 
Cambon.  Er  bekannte  sieh  als  offenen  (iegner  der  Assimilation:  von  der  Er- 
kenntnis durchdrungen,  daß  sich  ein  orientalisches  Land  wie  Algerien  mit  seinen 
großen  Rassen-  und  Religionsunterschieden  nicht  nach  Art  der  französischen  De- 
partements   verwalten    ließ,    zerstörte    er    rücksichtslos    das  Traumbild    der  Assi- 


')  „Les  ck'crets  du  26  aoüt  doivent  Stre  maintenus:  si  les  rattachemente  etaient  Bupprimes, 
il  faudrait,  ob  bien  donner  les  pouvoirs  niinistc'riels  au  Gouverneur,  ou  tuen  attribuer  comp&ence 
■i  im  scul  Ministre  en  France  pour  Tensemble  des  questions  algeriennes".  Aussage  v.  1.  Juli  181)1, 
ii.  a.  o.  s.  247. 

2)  Tirman  erkannte  nicht,  daß  sich  die  Gesamthaftung  des  Kabinetts  und  die  Besidenzpflicht 
des  Generalgouverneurs  in  Algier  nicht   miteinander  vereinbaren  ließen. 

3j  „La  premiere  combinaison  n'est  possible,  etant  donnee  la  Constitution.  >ju";i  la  condition 
de  faire  du  Gouverneur  un  Ministre.  Ce  serait  an  grand  mallieur  pour  l'Algerie,  qui  ser.iit  con- 
damnee  a  une  instabilite  perp£tuelle,  ä  chaque  changement  de  Cabinet  il  y  aurait  un  nouvean 
Gouverneur-Ministre.".     Ebenda. 

4)  ..La  seconde  combinaison  n'est  pas  meflleure;  eile  aurait  tous  les  inconvenients  de  la  Si- 
tuation actuelle  et,  de  plus,  eile  donnerait  Ie  pouvoir  de  d^cision  et  de  contröle  ä  une  autorite 
incompdtente".     Ebenda  S.  248- 

5)  „Toutefois,  le  Gouverneur  devra  e"tre  consulte  -ur  toutes    les    nominations    dans    le« 
vices   qui   ne  lui  seront  pas   delegues.     II  est  bon    qu'aucun    fonetionnaire    en  Algerie    ne 
se  considere  comme  inddpendant    du  Gouverneur,    et   le  meilleur   moyen   de   lui    assurer 
hur  d£ference,  c'est  de  le  faire  participer  a  leur  nomination  et  ä  leur  avancement".     Ebenda. 
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[Dilation1),     Nicht    etwa,    um    die   Einführung    d<      Gogon  tück     dei     \    imilation, 
der  Autonomie,  zu  empfehlen;  daß  von  Selb  tregiorung   in   Algerien    keim    lledi 
sein    konnte,    wo    einerseits    die    Kolonisten    de     franzö  i  chon    Schutz« 
innere  Qefahron    bodurfton,    u m I    wo    ander  eil      die    Eingeborenen    gegen    Mio 
brauche    Beitons    der    Weißen    Bichor    gestellt    werden    mußten,    dei  en    war    lieh 
Cambon  klar  bewußt8).     Im    die  Algerien    zuträgliche   Regierung  form,    die    al  o 
/.wischen  der  Assimilation  und  der  Autonomie  zu   Buchen    war,    herzu  teilen,    be 
durfte  es    keiner    tiefgreifenden  Umgestaltung    *\n-  Verwaltung  Organisation,    man 
konnte  einfach  an  die  bestehenden   Einrichtungen,  an    d;is  Generalgouvernement 
und  an  das  Conseil  Buperieur,  anknüpfen3).     Zunächst  einmal  mußte  die  Stellung 
des    Generalgouverneurs    gestärkt    werden,    damit    dieser   allen    Beinen   Aufgaben 

gerecht    werden    konnte,    damit    er   vor   allem     in    Stand    gesetzt     wurde,    die    Int'i 

essen   Frankreichs  auch  da  zu  wahren,  wo  sie  mil  den  [nteressen  der  Kolonisten 
in    Widerspruch    standen1).      Die    Hauptursache    der    Ohnmacht     des    General 
gouverneurs    und    die  Bauptquelle    der   algerischen  Mißstände    überhaupt    lag 
wie  bekannt  —  in  der  Angliederung  der  algerischen  Verwaltung  an  die  einzelnen 

Ministerien;    es  handelte  sieh  mithin   vor  allein  darum,  die  Aufhebung  der  K'attaehe- 

ments  durchzusetzen;  Cambon  zögerte  denn  auch  nicht,  diese  logische  Forderung 
zu  stellen5),  denn  er  hatte  sich  ja  nicht,  wie  Tirnian,  in  der  Sackgasse  der  Assi- 
milation festgerannt.  Und  er  war  auch  gar  nicht  um  eine  Lösung  verlegen,  diu 
an  die  Stelle  dieses  Systems  zu  setzen  war:  mil  sicherem  Blick  erkannte  er, 
daß  weder  die  unmittelbare  Regierung  Algeriens  durch  einen  Minister,  d.  h.  die 
Wiederholung  des  Experiments  von  1858,  in  Frago  kommen  konnte,  noch  auch 
—  wegen  der  Solidarität  des  Kabinetts  —  die  Erhebung  des  Generalgouverneurs 
zum  Minister6).  Folglich  mußte  der  Generalgouverneur  fortbestehen,  aber  mit 
eigener  Gewalt  ausgestattet  werden. 

Natürlich  mußte  Cambon  zu  dem  zu  erwartenden  Einwand,  daß  ein  General- 
gouverneur  mit  erheblich  gesteigerter  Machtvollkommenheit  sich  mit  der  ministe- 


M L'Alg^rie  a'est  pas  un  pays  european,  mais  un  pars  oriental,  et  la  caracti'ristique 

de  l'Orient,  c'esl  la  superposition  et  la  coexistence  de  races  diverses  avec  leurs  religions  et  leurs 
fcraditions  dinerentes,  leurs  moeurs,  leurs  lois  speciales,  sur  un  meme  sol  ....  On  ne  peut  songer 
ä  administrer  un  pareil  assemblage  de  peaples  comme  an  departement  francais.  L'idee  de  l'assi- 
milation  est  donc  chim£rique  en  soi".     Ebanda  S.  180. 

2)  „11  ne  suit  pas  de  l;'i  qu'on  doive  aecorder  a  l'Algeric  snn  autonomie.  La  metropole  .  .  . 
a  a  garantii  ses  Colons  contre  tont  peril  interieur;  a  proteger,  d'aatre  part,  ses  sujets  indigenes 
contre  les  abus  qoi  aaissent  a£cessairement  de  la  coneurrence  des  races1'.     Ebenda. 

3)  „("est  donc  dans  un  Systeme  qoi  a'est  ni  l'assimilation,  ni  l'autonomie  que  se  trouvera 
le  regime  qu'ü  convient  d'appliquer  ä  AlgeVie  .  .  .  .  Ce  regime,  la  natore  des  choses  .  .  en  a  cree 
les  assises:  car  c'est  d'elle  qu'est  sortie  l'institution  dii  Gouvernement  general  et  du  Conseil  supe- 
rieur.  En  fortifiant  Tun  et  en  deVeloppant  l'autre  ä  eote  de  la  representation  au  Parlament,  on. 
peut  donner  ;'i  l'Algdrie  tons  les  organes  dont  eile  a  besoin".     Ebenda. 

4)  ,,.  .  .  le  Gouverneur  general  ne  represente  pas  uniqnemeut  l'interet  des  Francais  d*Algerie, 
mais  celai  de  la  France,  et  il  arrive  parfois  qae  ces  deux  interets  se  trouvent  en  contradiction". 
Ebenda   S.  181. 

5)  „11  est  donc  utile  de  mettre  fin  a  ce  Systeme  de  rattachements".  Aussage  vom  10.  Juni 
L891,  S.  183. 

6)  „Mais  par  qaoi  faut-il  le  remplacer?  Un  ministre  a  Paris  est  trop  loin;  un  ministre  ä 
Alger  ne  paraitrait  pas  ppuvoir  prendre  sa  part  de  la  solidarite  ministerielle".     Ebenda. 

Gmclin,  Verfassungsentwicklong  von  Algerien.  lz 
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ri eilen  Verantwortlichkeil  nicht  vereinbaren  Ließe,  Stellung  nehmen;  zunächst 
Buchte  er  den  Einwand  mit  dem  Binweia  auf  den  Rechtszustand  vor  1**1  zu 
begegnen,  in  dem  kein  parlamentarische!  Minister  etwae  Verfassungswidriges 
Funden  habe1).  Sodann  erinnerte  er  daran,  daß  es  auch  sonst  Beamte  gäbe,  die 
eigene  Befugnisse  unter  der  Verantwortlichkeil  der  Minister  ausübten  und  warnte 
vor  einer  Vermengung  der  administrativen  Verantwortlichkeil  <\<v  Beamten  mit 
der  politischen  Verantwortlichkeil  der  Minister3  ,  Man  wird  bezweifeln  dürfen, 
daß  Cambon  mit  diesen  Bemerkungen  alle  Bedenken  gegen  die  Gewaltenver- 
mehrung de.-  Generalgouverneurs  aus  dem  Wege  räumte.  Allerdings  blieb  der 
Generalgouverneur  auch  im  Fall  der  Vermehrung  seiner  Befugnisse  juristisch 
wie  bisher  Lediglich  administrativ    verantwortlich,    aber   es    wollte    —    wir    schon 

oben  hervorgehoben  wurde3)  —  doch  politisch    weil    hr    bedeuten,    wenn    ein 

Generalgouverneur  eigene  Gewalten  übte,  als  wenn  beispielsweise  ein  Präfekt 
einen  eigenen  Wirkungskreis  besaß.  Es  Lag  die  Gefahr  nahe,  daß  der  vorge- 
setzte  Minister  einen  Teil  seiner  politischen  Verantwortlichkeit  auf  den  General- 
gouverneur abwälzte.  Diese  Möglichkeit  gab  Camhon  selber  implicite  zu.  wenn 
er  beifügte,  die  Persönlichkeit  des  Gouverneurs  biete  dem  Kabinett  eine  stärkere 
Gewähr  als  die  Unpersönlichkeit  des  Bureaus,  und  der  Generalgouverneur  be- 
kleide eine  genügend  hohe  Stellung,  daß  die  Minister  Bich  wegen  der  Führung 
der  Lokalverwaltung  an  ihn  halten  könnten4  . 

Damit  nun  der  in  seiner  Machtstellung  gestärkte  Generalgouverneur  auch 
in  Algerien  seihst  das  nötige  Gegengewichl  fände5),  reute  Cambon  au.  die  Zu- 
sammensetzung des  Conseil  superieur  zu  ändern  und  seine  Befugnisse  zu  er- 
weitern. Jedoch  zeigte  er  in  seinen  Forderungen  auf  diesem  Gebiete  eine  weit 
größere  Zurückhaltung  als  bezüglich  der  Änderung  der  Gouverneursgewalt: 
die  Volksvertretung  Algeriens  erschien  ihm  in  dem  Conseil  superieur  gegeben 
zu  sein6);  von  einer  Ausschaltung  des  Beamtenelements,  also  einer  Umbildung 
des  Conseil  superieur  in  eine  ausschließlich  aus  Wahlen  hervorgehende  Volks- 
vertretung,  wie  sie  den  algerischen  Autonomisten  vorschwebte,    wollte    er   nichts 


')  „Le  Gouvernement  general  doit  donc  Stre  maintenu.  Mais,  dit-on  comment  l'autorite'  du 
Gouverneur  general  peut-elle  s'aecomoder  avec  la  responsabilite  ministerielle?  .  .  .  il  y  :i  lä  une 
>ini j>l<-  querelle  de  mots.  —  Sous  le  regime  de  1830  et  pendant  lea  <lix  ann^es  qui  ont  suivi  1870, 
le  Systeme  des  rattachements  n'existait  pas,  >'t  aueun  des  Ministres  d'alurs  .  .  .  n<-  jugeait  la  situa- 
tion  du  gouverneur  general  inconstitutionelle".     Ebenda. 

-)  <»ii  pourrait  .  .  citer  beaueoup  d'exemples  de  fonetionnaires  ayant  des  pouvoirs  propres 
et  les  exercant  sous  la  garantie  de  la  responsabilite  generale  d<-s  Ministres.  11  y  a  dans  toutea 
les  lois  an  poinl  oo  il  faul  s'en  remettre  aus  individus  qui  ]>■>  appliqnent  et  il  oe  faut  pas  eon- 
fondre  la  responsabilite  administrative  des  fonetionnaires  avec  la  responsabilite'  politique  des 
Ministres."      Ebenda. 

•ri  Siehe  "Leu  S.  lOi'f. 

1  „La  personnalite'  du  Gouverneur  offre  an  Cabinet  plus  de  garantie  reelle  que  l'impereon- 
nalite  des  bureaux,  et  <■(■  fonetionnaire  est  d'nn  ordre  assez  eleve1  pour  que  les  Ministres  puissent 
s'en  remettre  ä  lui  de  la  condnite  de  L'administration  locale  .  .  ."     Ebenda. 

„S'ensuit-il  qu'il  faule  le  laisser  isole\  sans  contröle,  au  point  de  vue  local?  L'orateur 
ne  le  pense  pas.  Ce  qu'il  faudrail  .  .  c'est  que  l'ensemble  des  interets  purement  algeriens  eüt 
une  i  tion  .  .  ."     Ebenda. 

representation   serait  naturellement  le  Conseil  superieur".     Ebenda. 
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wissen.     Er  rochtfortigto    < I i < ■   Mitglied  chaft    dor  Beamten    im    Con  eil      uperiour 
in  Bohr  goschioktor  Weise  damit,  daß  dor  Staat    in   Algerien    nicht  nur   al     poli 
tisohoa  Gemein  weson  in   Betracht   kämo,  Bondern  indem    er   die   Ei  enbahnen 

garantierte  und  Koloni  ationsuntornehmungon  betrieb         auch  all  privatrechtliche 
Persönlichkeit,  deren  [nterossen  durch  niemand  be    er  gewahrt   werden  könnten, 
als  »■  1  um i  durch   Beamte1),     Gegen  eine  gewisse  Verstärkung  de    gewählten    Ele 
ments  im  Conseil  Buperieur,  etwa  durch  Abgeordnete  der  Handelskammern  und 
der  Ackerbaugesellschaften,  hatte  Cambon   [edoch  nichti  einzuwenden2),    ebei 
wenig  gegen  eine  angemessene   Berücksichtigung    der  Eingeborenen3       I  bri 
deckten  sich  diese  Vorschläge  Cambons  Über  die  Umbildung  des  Conseil    supe* 
rieur  vollständig  mit  denen  Tirmans4).     Daß  Tirmans  Anträge  nicht  weitergingen, 
ist  nicht  verwunderlich,  denn  eine   Fortentwicklung  des  Conseil  Buperieur  in  der 
Richtung  einer  Volksvertretung  widersprach  ja  dem  Assimilationsgedanken.    Wohl 
aber  mag  liberraschen,  daß  Cambon  keine  weitergehenden  Anträge   stellte;    man 
wird  vielleicht  nicht  fehlgehen,  wenn  man  die  Vorsicht  Cambons   ans  einem  ge 
wissen  Mißtrauen  gegenüber   den   Kolonisten   erklärt,    deren   selbstsüchtiges  Ver 
halten  in  der  Gemeinde-  und  Departements  Verwaltung  die  Mißstände  in  Algerien 
/.um  guten  Teil  mitverschuldel  hatte,  so  daß  die  Beibehaltung  der  Beamten  und 
die  Aufnahme  von  Eingeborenenvertretern  im  Conseil  superieur  als  Gegengewicht 
gegen  die  Kolonisten  sehr  wohl  gerechtfertigt  erschien. 

Die  Zusammensetzung  des  Conseil  superieur  war  aber  auch  der  einzige 
Punkt,  in  dem  die  beiden  Generalgouverneure  miteinander  übereinstimmten. 
In  der  Frage  nach  den  Befugnissen  wichen  sie  wieder  voneinander  ab;  Tirman 
wollte  dem  Conseil  superieur  nach  wie  vor  nur  beratende  Funktionen  zuge- 
stehen''), während  Canibon  auch  beschließende  Funktionen  für  das  Conseil  supe- 
rieur beanspruchte.  Und  zwar  wünschte  er,  daß  das  Conseil  superieur  hinsicht- 
lich des  algerischen  Lokalbudgets  dieselben  Befugnisse  besitzen  sollte,  wie  die 
Conseils    generaux    gegenüber    den    Departementsbudgets6),    m.   a.  W.,   Algerien 

')  „Oii  a  posr  La  question  de  savoir  s'il  y  avait  Heu,  pour  l'avenir,  de  mainteuir  dans  le 
Conseil  superieur  la  presence  des  fonetiounaires  .  .  .  Ou  n'a  pas  assez  remarque  .  .  .  la  distinetion 
qu'il  taut  faire  entre  le  Gouvernement  et  l'Etat:  l'Etat  n'est  pas  seulement  uneentite 
politique,  c'est  une  personne  civile  qui  a  des  iuterets  materiels  con  siderable  s 
dans  la  eolonie  .  .  .  ;  il  garantit  les  chemins  de  fer;  il  est  le  plus  grand  colon  de  l'Algerie! 
A  ce  titre,  comment  serait-il  seul  ;'i  n'etre  ni  repr£sente  ni  defendu,  et  quels  representants  mieux 
qnalifies  pourrait-i]  avoir  que  ses  fonetiounaires?"     Ebenda  S.  185. 

2)  „D'autre  part,  on  pourrait,  non  saus  avantage,  faire  representer  les  Cliauibres  de  commeree 
et  les   soeieti's   d'agriculture  qui  ont  une  si  grande  importanee  en  Algerie."     Ebenda. 

3)  „.  .  .  le  Conseil  superieur  ayant  la  Charge  des  iuterets  propres  de  la  eolonie,  il  semble 
qu'il  y  aurait  lieu  de  donner  anx  indigenes  le  droit  d'entrer  au  Conseil  superieur  dans  une  propor- 
tion   qui   serait  ä   ctudier."      Ebenda. 

4)  „En  ce  qui  concerne  la  composition  du  Conseil  superieur,  l'orateur  estime  qu'il  ne  serait 
pas  saus  danger  d'en  faire  un  eorps  exclusivement  elu  .  .  .  Toutefois,  il  n'y  aurait  aueun  incon- 
vt'iiient  a  y  ajonter  un  eiement  indigene  ainsi  que  des  representants  eins  de  l'agriculture  et  du 
commerce."     Aussage  Tirmans,  ebenda  S.  24!'. 

5)  ,.(il  ne  serait  pas  saus  danger  .  .  .)  de  modifier  le  earactere  pureraent  consultatif  de  se< 
attributions."     Ebenda. 

II   serait  dc'sirable  que  ce  Conseil  eüt  des  attributions  budgetaires  au  point  de  vue  colo- 
nial,   comme   les  Conseils  generaux  en  ont  au  point  de  vue  departemental  .   .   ."   Ebenda  S.  183,  IS4. 

12* 
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sollte  zu  einem  Kommunalverband  mit  eigner  Rechtspersönlichkeit  erhoben 
werden.  Offenbar  um  das  Parlament  rftr  diese  Einschränkum.'  seiner  Budget 
gewall  zu  gewinnen,  Eügte  Cambon  vorsichtigerweise  hinzu,  dal)  für  das  vom 
ConseiJ  superieur  Festgestellte  Budget  die  Genehmigung  nicht  nur  der  Regierung, 
Bondern  auch  des  Parlaments  vorbehalten  bliebe1).  Auch  dachte  Cambon  im 
algerischen  Lokalbudgel  nicht  —  wie  das  Tirman  in  -einem  Spezialbudget  tat 
—  alle  algerischen  Einnahmen  und  Zivil-Ausgaben  zusammenzufassen,  sondern 
er  wollte  nur  die  Lediglich  die  Kolonie  berührenden  Ausgaben,  wie  z.  B,  die  für 
öffentliche  Arbeiten.  Kolonisation  und  Ackerhau  in  dem  Lokalbudget  begreifen, 
während  alle  „Souveränitätsausgaben",  z.  B.  die  Gehälter  für  Verwaltungsbeamte 
und  Richter,  im  Rahmen  des  Staatsbudgets  verbleiben  sollten2).  Es  schwebte 
also  Camhon  eine  ähnliche  Teilung  ^\r<  Budgets  vor,  wie  sie  von  der  außer- 
parlamentarischen Kommission  von    1869  70  vorgeschlagen   worden  war3). 

Die  Aussagen  der  beiden  Generalgouverneure  beweisen,  daß  —  während 
die  Umbildung  des  Conseil  superieur  keine  dringliche  Aufgabe  darstellte  und  die 
Aufgabe  der  Loslösung  des  Budgets  aus  dem  Rahmen  des  Staatsbudgets  noch 
nicht  zur  Entscheidung  reif  war  — .  die  Änderung  der  Rechtsstellung  des  General- 
gouverneurs sich  nicht  verschieben  ließ,  ohne  das  Wohl  Algeriens  zu  gefährden. 
Die  Ausführungen  Tirmans  sprechen  hierfür  noch  deutlicher  als  die  Cambons, 
denn  ein  so  begeisterter  Anhänger  der  Assimilation  wie  Tirman  mag  sich  nur 
schwer  entschlossen  haben,  eine  Vermehrung  der  Gewalten  des  Generalgouver- 
neurs zu  fordern,  da  sie  selbst  in  der  Form  einer  Übertragung  ministerieller 
Befugnisse  dem  Assimilationsgedanken  zuwiderlief.  Der  Wunsch  nach  einer 
Verstärkung  der  Stellung  des  Generalgouverneurs  klingt  auch  aus  den 
übrigen    Gutachten,    die    vor    der    Senatskomraission    erstattet    wurden,     heraus4). 


')  „11  faudrait  donc  que  le  Conseil  superieur  doli  berät  sur  le  budget  propre  de  l'Algerie, 
sous  reserve  de  l'approbation  de  l'autorite'  superieure  qui,  au  lieu  d'etre  le  Mini-trc  seul.  comme 
pour  les  departements,  serait  ici  le  Parlement".     Ebenda  S.  184. 

2)  „L'orateur  .  .  .  fait  sortir  du  budget  de  l'Algerie  les  depenses  de  souverainete,  tout  ce 
qui  represente  et  maintient  l'aetion  politique  de  la  France  en  Algerie,  non  seulement  l'armee,  mais 
les  traitements  des  hauts  fonetionnaires,  de  la  magistrature  et  les  credits  destines  aux  Services  qui 
n'ont  poiut  une  utilite  coloniale,  et  c'est  avec  les  depenses  afferentes  aux  Services  partienliers  de 
la  colonie,  aux  travaux  pablics,  ä  l'agricultare,  ä  la  colonisation,  p.  e.,  qu*il  constitue  le  budget  de 
l'Algerie  proprement  dit,  le  budget  colonial   .   .  .  ."     Ebenda. 

3)  Siehe  oben  S.  64;  übrigens  beriet'  sieh  Cambon  auf  dieses  Vorbild:  „Ce  pro j et  reproduit 
par  bien   des  cotes  les  propositions   de   M.  Hebic  .   .   ."     Ebenda  S.  185. 

4)  Staatsrat  Leon  Bequet  äußert  in  der  Sitzung  v.  13.  Mai  1891:  ,.11  taut  que  le  Gouver- 
nement general  soit  tres  fort  .  .  ."  Ebenda  S.  49).  Senator  Franek-Cbauveau  in  der  Sitzung  v. 
27.  Mai:  „Le  Systeme  des  rattacbements  .  .  .  ( st  eomplique  et  bätard.  11  faudrait  .  .  .  rattacher 
autant  que  possible  les  eboses  algeriennes  ä  un  seul  Ministere  .  .  ."  (S.  168).  —  Der  bekannte 
Nationalökonom  Leroy-Beaulieu  in  der  Sitzung  v.  24.  Juni:  ..L'Algerie  est  une  colonie  francaise  et 
doit  etre  traitee  comme  teile.  II  taut  qu'elle  ait  un  organe  central  dans  la  personne  du  Gouver- 
neur general,  ne  serait-ce  que  pour  proteger  la  population  indigene  qui  ne  trouve  pas  cette  pro- 
tection  dans  les  representants  de  la  colonie  au   Parlement Non   seulement  il  faut  mainte- 

nir  le  Gouvernement  general,  mail  il  faut  de  plus  augmenter  ses  attributions  .  .  ."  (S.  233).  —  Auch 
die  Eingebornen  fühlten  instinktmäßig  heraus,  daß  nur  ein  starker  Generalgouverneur  ihnen  vor 
der  selbstsüchtigen  Kolonistenoligarchie  Schutz    zu  bieten  vermochte:    , je    demande    que    le 
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Dftboi    Btandon    diese    Rat  ohlttge    nicht    etwa    im    Gegen  atz    eu    der   öffentlichen 
Meinung   in    Ugorien;  « I « > t- 1   bildete  jetal  die  Aufhobung  der  Angliederung  dol 
geradezu   die   Forderung    dei  Tages1),     Gin    wie     tarker  Stimmung  Wechsel     ich 
iu  Algorion  vollzogen    hatte,    mag    man    darau     oi  ohen,    dafl   die    Algerier   ganz 
unverblümt  ihre  Abgeordneten  im  Parlament,  die  la  in  dor  Tat  ein  gut  Teil  der 
Schuld    an  der   seitherigen   Politik    trugen,   für   die  unheilvollen   Wirkungen    der 
Rattaohements  verantwortlich  maohten9),  ja  daß  man    ogar  die  Ab  charTung    der 
Vertretung    Algeriens   im    Parlament    im    Conseil    Buperieur    allen    Brnstec    bean 
tragte3).     Die  in  diesen  Kundgebungen  liegende  Absage  der  Algerier  an   ihre  bi 
her    allmächtigen    Abgeordneten    mußte    das    Reformwerk    wesentlich    erleichtern. 

B.   Der  DekretsentwurS  Ferry  (Oktober  1892). 

So    konnte    mau,    ohne   durch    politische  Bedenken    gehemmt    ZU    werden,  den 

Weg  betreten,  den  die  Verhandlungen  der  Studienkommission  vorgezeichnet 
hatten.  Die  Ausarbeitung  der  Kommissionsvorschläge  über  die  Umgestaltung  des 
Generalgouvernements  übernahm  der  Vorsitzende  der  Kommission,  Jules  Ferry, 
und  er  entledigte  sich  dieser  Aufgabe  in  glänzender  Weise4);  in  keiner  anderen 
Quelle  sind  die  schlimmen  Wirkungen  der  Angliederungspolitik  so  klar  vor  Augen 
geführt  wie  in  seinem  Bericht.5)  Am  Schlüsse  des  Berichts  faßte  Ferry  seine  Forde- 
runsren in  einem  Dekretsentwurf  zusammen6):  Die  gesamte  Verwaltung  Algeriens 


gouverneur  general  alt  des  pouvoirs  ätendus ;  il  est  notre  medecin,  lui  seid    doit    dous  äcouter    et 
qous  däfendre,  parce  qu'en  France  nous  ne  sommes  i>;is  ecoute's  et  nos  besoins  ik>  sunt  pas  con 
nus  .  .  .  ."      (Ausssage   von    Ali    Cherif   vor   der    Delegation   der   Senatskommission    in    Algerien. 
Pensa,  S.  456). 

')  „Dans  notre  Systeme  le  gouverneur  doit  avoir  des  pouvoirs  tres  etendus  .  .  Les  rattache- 
ineuts  oni  poiti'  le  eoup  fatal  ;'i  l'Algerie  .  ."  Cellerin,  A  la  commission  d'etude  <le>  questions  al- 
geriennes,  reponse  ä  son  questionnaire,  Böne  1891. 

2)  ..Tons  les  Algeriens  savent  que  les  rattachements  ne  sont  que  l'oeuvre  egoiste  de  Lenrs 
deputes,  anibitieux  de  centraliser  tous  les  Services  de  l'Algerie  ;'i  Paris,  pour  s'y  introduire,  beys 
d' Alger,  d'Oran  et  de  Konstantine,  annihilant  ainsi  le  gouverneur  general,  r>'duit  an  röle  de  secr£- 
taire  de  leurs  eonimandenieiits".  Desfrancais  du  Verdier,  A  la  commission  d'etude  des  questions 
algeriennes.     Reponse  ä  son  questionnaire,  Böne   1891. 

3)  Wunschantrag  des  (späteren  Deputierten)  Marchai,  den  er  in  folgender  Weise  begründete: 
...  .  apres  vingt  annees  d'expexience,  on  peut  dire  que  ni  leur  nombre,  ni  la  dim'e  et  la  forme  de 
leur  niandat  ainsi  que  les  Services  rendus  ä  la  cause  algerienne  ne  sont  en  rapport  avec  ce  qn'on 
attendait  d'euz  .  .  .  ees  ineonvenients  aecumules  .  .  ont  arnene  des  ineidents  parlementaires  suivis 
d'un  mouvement  de  reaction  dont  soutfre  l'Algerie  et  d'une  grande  enquete  senatoriale  dont  les 
resultats  risquent,  en  certains  points,  d'etre  fausse's  par  une  preoceupation  liostile  ä  nos  repr^sen- 
tants  meines.  Cette  Situation  resulte  surtout  de  ce  t'ait,  qu'apres  avoir  longtemps  confie  ä  notre 
seule  representation  parlementaire  saus  contradiction  et  presque  sans  contröle,  la  baute  direction 
des  affaires  algeriennes  avec  les  rapports  de  leurs  budgets,  et  la  preparation  de  nos  lois  speciales. 
le  Parlement  a  du  demander  ;'i  d'autres  que  nos  representants  elus  niais  sans  cependant  s'adresser 
ä  des  algeriens  plus  competents,  les  indieations  neeessaires  ä  un  changement  politique.  Le  dis- 
credit  de  la  representation  est  donc  aussi  incontestable  que  malheureux  .  .  ."  Conseil  superieur, 
Sess.   de  Janvier   1893,   Sitzung-  v.  '28.  Januar  Proces-verbaux  8.   637  f. 

4)  Senat,  Session  ordinaire  1892,  n3  8,  Annexe  au  Proces-Yerbal  de  la  Seance  dir  27  oct. 
1892.  Organisation  et  attributions  du  Gouvernement  general  de  l'Algerie  par  M.  Jules  Ferry.  Der 
Bericlit  wurde  noeb  besonders  herausgegeben  bei  Armand  Colin. 

5)  Der  Bericht  war  eine  der  letzten  Arbeiten  Ferrys. 
''1  1.  c.  S.  50  ff.     Siehe  Anhang  Nr.  51. 
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Bollte  der  Leitung  des  Generalgouverneurs  unterstellt  werden;  grundsätzlich  tollten 
alle  Dienstzweige  der  Zivilverwaltung  von  ihm  abhängen'),  ausgenommen  die 
.lu-ti/..  die  nicht  muselmanischen  Kulte  und  der  Unterricht,  die  wie  bisher  von 
den  Fachministerien  unmittelbar  geleitel  werden  sollten2).  l>i<-  Ernennung  der 
algerischen  Beamten  sollte  in  Zukunft  durch  den  Generalgouverneur  geschehen, 
ja  Bogar  die  Ernennung  von  Beamten  durch  den  Präfekten  wurde  der  Ge- 
nehmigung <\i'>  Generalgouverneurs  unterworfen3).  Nur  die  Ernennung  der  Prä- 
fekten und  ünterpräfekten  blieb  dein  Präsidenten  der  Republik  vorbehalten,  und 
der  Generalgcuverneur  hatte  hier  nur  ein  Begutachtungsrecht4  ;  außerdem  waren 
die  Beamten  der  angegliedert  bleibenden  Verwaltungszweige  (.Justiz.  Kultus, 
Unterricht)  nach  wie  vor  von  den  betreffenden  Fachministern  zu  ernennen,  nur 
mußte  der  Generalgouverneur  über  die  Ernennung  gehört  werden.5)  Auch 
gegenüber  den  militärischen  Befehlshabern  wurde  das  (iewicht  des  General- 
gouverneurs verstärkt,  wenngleich  die  unmittelbare  Unterordnung  des  komman- 
dierenden Generals  (\(^  neunzehnten  Armeekorps  und  dc^  Konteradmirals  anter 
ihre  Fachminister  unberührt  blieb6). 

Dem  Generalgouverneur  räumte  der  Entwurf  mithin  einen  bedeutenden 
eigenen  Wirkungskreis  ein.  Der  Generalgouverneur  sollte  nicht  mehr  als 
Delegatar  der  Minister  handeln,  seine  enge  Abhängigkeit  von  den  ein- 
zelnen Ministerien  kam  in  Wegfall.  Aber  deswegen  erhielt  der  General- 
gouverneur keine  ministergleiche  Stellung,  vielmehr  sollte  eine  gewisse  Unter- 
ordnung unter  den  Minister  des  Innern  doch  fortbestehen:  der  Minister  des 
Innern  konnte  die  Akte  des  Generalgouverneurs  abändern  oder  aufheben7),  und 
alle  Algerien  betreffenden  Regierungsakte,  die  nicht  in  die  angegliedert  bleiben- 
den Verwaltungszweige  fielen,  sollten  vom  Minister  des  Innern  gegengezeichnet 
werden8).  Mit  der  Budgetfrage  beschäftigte  sich  der  Entwurf  nur  beiläufig  und 
ausschließlich  unter  dem  Gesichtspunkt  einer  Steigerung  der  Macht  des  General- 
gouverneurs :  an  der  Feststellung  des  Budgets  wurde  nichts  geändert  —  nur 
natürlich  fielen  die  Budgetvorschläge  der  Fachminister  fort  — .  wohl  aber  be- 
stimmte der  Entwurf,  daß  die  bewilligten  Kredite,  über  die  bisher  die  Minister 
verfügen  konnten,  dem  Generalgouverneur  zur  Verfügung  zu   stellen  seien9). 

Alles  in  allem  beabsichtigte  Ferry  also  eine  Wiederherstellung  des  vor  1881 
—  genau  gesprochen  des  vor  187G  —  geltenden  Rechtszustandes.  Mit  den 
Vorzügen  des  früheren  Systems  mußte  freilich  auch  dessen  wunder  Punkt  wieder 
auftauchen:  wie  ließ  sich    eine  starke  Stellung   des  Generalgouverneurs    mit   der 


■)  Art.  2. 
-)  Art.   3. 

3)  Art.  7.    1.   2,  3. 

4)  Art.  7,  4. 

5)  Art.  3,  2. 

6)  Der  Generalgonvemeni  erhielt  das  Recht,  zur  innern  oder  äußern  Sicherheit  Algeriens 
nötige  Maßnahmen  im  Einverständnis  mit  den  Befehlshabern  zu  trefi'eu  und,  im  Fall  diese  nicht 
zustimmten,  im   Wege   der  Requisition  zu  handeln   (Art.  6). 

7)  Art.  4. 

8)  Art.  5. 
")  Art.  8. 
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M  im  iir\  ri.uii  w  ni'ilii'liki'ii  \  i  •  i<  ■  1 1 1 1 1  :i  ii  •  n  V  Denn  daß  man  um  Rück  ichl  aul  diu 
Solidarität  des  Kabinetts  don  Genoralgouverncui  nicht  zum  Mini  toi  machon 
konnte,  darüber  war  sich  Ferry  vollkommen  klar'  I  frufl  ich  nur.  in  wie 
um  der  den  Qeneralgouvernour  deckende  Ministor  für  Handlungen  de  Qonoral 
gouverneurs  verantwortlich  gemacht  weiden  konnte;  hatte  der  Mini  ter  eine  ihm 
iui  Kenntnis  gekommene  Handlung  des  Genoralgouvornour  au  drücklich  oder 
stillschweigend  gebilligt,  so  trug  er  selbstverständlich  die  Verantwortung 5  der 
Minister  konnte  aber  auch  für  solelie  Handlungen  des  Generalgouverneuri  ver- 
antwortlich gemacht  werden,  die  nicht  zu  seiner  Kenntnis  gelangt  waren  l  >.-i 
meint  nun  Ferry,  die  parlamentarische  Praxis  weide  in  Bolchen  Fällen  das  über 
triebene  und  Unhaltbare  der  konstitutionellen  Fiktionen  korrigieren.  Es  wäre 
nur  natürlich,  wenn  der  Generalgouverneur  persönlich  sich  über  seine  Verwaltung 
vor  den  Kammern  erkläre.  Er  erscheine  dort  freilich  unter  dem  untergeordneten 
Titel  eines  Regierungskommissärs,  aber  trotz.  Beiner  Deokung  durch  die  offizielle 
Verantwortlichkeil  des  Ministers  könne  ihn  niemand  der  moralischen,  wirklichen 
und  persönlichen  Verantwortlichkeil  entkleiden3).  Damit  gab  Ferry  doch  die 
Möglichkeit  der  Herausbildung  einer  tatsächlichen  parlamentarischen  Verant- 
wortlichkeit dos  Generalgouverneurs  zu;  es  erschien  nicht  ausgeschlossen,  daß 
der  Generalgouverneur  zu  einem  außerhalb  des  Kabinetts  stehenden  parla 
mentarisch  verantwortlichen  Provinzialminister  wurde;  und  es  ist  doch  zweifel- 
haft, ob  dies  Ergebnis  zu  der  parlamentarischen  Regierungsform  nicht  in  noch 
größerem  Widerspruch  stand  als  die  Ernennung  des  Generalgouverneurs  zum 
Minister. 

Wenn  sich  Ferry  auf  das  Beispiel  Britisch-Indions  berief,  dessen  Vizekönig 
unter  der  Kontrolle  des  Staatssekretärs  für  Indien  eine  noch  viel  größere  Gewalt 
ausübte,  als  der  Generalgouverneur  von  Algerien,  ohne  daß  sich  irgendwelche  kon- 
stitutionelle Schwierigkeiten  ergaben,3)  so  übersieht  er,  daß  die  Schwierigkeiten 
nur  deshalb  nicht  auftauchten,  weil  das  britische  Parlament  sich  klugerweise  einer 
ernsten  Kontrolle  der  indischen  Verwaltung  enthält.4)  Eine  gleiche  Zurück- 
haltung konnto  auf  Seite  der  französischen  Kammern  bei  Besprechung  algerischer 
Angelegenheiten  nicht  erwartet  werden,  nicht  nur  weil  die  algerische  Verwaltungs- 


')  „Constitutionnellement,  la  responsabilite  du  Gouverneur  general  de  l'Algerie  doit  Stre 
couverte  par  celle  d'un  Ministre".     Kapport  Ferry,   S.  4.'i. 

2)  ,..  .  .  la  pratique  parlementaire.  le  bon  sens  des  Assemblers  et  ce  besoin  instinetif  de 
sincerite  <[ui  est  plus  fort  que  toutes  les  subtilites  de  la  politique,  corrigeront  ce  qu'en  pareille 
matiöre  les  fietions  constitutionnelles  ont  d'excessif  et  d'insoutenable.  N'est-il  pas  naturel  que  le 
Gouverneur  general  s'explique  en  personne  sur  les  actes  importants  de  son  administration?  qu'il 
defende  son  budget  devant  les  Chambres?  qu'il  leur  expose  ses  vues  et  son  Systeme?  II  uy 
paraitra  sans  doute  que  sous  le  titre  subordonne  de  eomruissaire  du  Gouvernement,  mais.  sous  la 
responsabilitü  officielle  qui  le  couvre,  s'il  est  vraiment  l'homme  de  sa  haute  fonetion,  qui  pourrait 
douc  le  depouiller  de  sa  responsabilite  m orale,  reelle   et  persojanelle  ?"      Ebenda  S.  44. 

3)    rien    n'est  plus    rassurant  et    plus    instruetif  que  l'exemple    qui  nous    est  donne  par 

l'Angleterre.  Cette  grande  edueatriee  de  tous  les  peuples  lihres  n'admet  pas  que  Tautonomie 
necessairo  (1'uii  gouvornement  colonial  soit  incompatible  avee  uue  Organisation  serieuse  de  la  res- 
ponsabilite parlementaire."     Ebenda  S.  45. 

4)  Das  Budget  für  Indien  wird  im  britischen  Parlament  meist  an  einem  Tage  erledigt.  Siehe 
Walter,  Die   englische  Herrschaft  in  Indien,   S.  18. 
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Organisation  eng  mit  der  des  Mutterlandes  zusammenhing,  während  die  englische 
und  die  indische  Verwaltung  vollkommen  gesondert  nebeneinander  bestehen, 
Bondern  vor  allem  weil  -  -  wofür  es  in  England  ebenfalls  an  einer  Parallele 
fehll  dem  französischen  Parlamenl  Vertreter  Algeriens  angehörten,  von  denen 
nicht  anzunehmen  war,  daß  Bie  die  Gelegenheit,  die  Regierung  wegen  algerischer 
Vorkommnisse  zur  Rechenschaft  zu  ziehen,  ungentttzl  vorbeigehen  Ließen.  Daher 
kann  der  Vergleich  der  Rechtsstellung  des  Generalgouverneurs  mit  der  des  Vize- 
königs von  Britisch-Indien  nicht  als  zutreffend  gelten;  die  Bedenken  gegen  das 
Verhältnis  des  Generalgouverneurs  zu  dein  verantwortlichen  Minister  waren  durch 
diesen  Vergleich  jedenfalls  nicht  zerstreut. 

C.  Gegenstoß  der  Assimilationsanhänger. 

Natürlich  entging  den  Anhängern  der  Assimilation  diese  schwache  .Seite  der 
Kerry '.sehen  Vorschläge  nicht,  sie  versäumten  es  daher  nicht,  ihren  Angriff  gl 
diese  Stelle  zu  richten.  Der  sehr  geschickt  geführte  Gegenstoß  der  Assimilations- 
anhänger verbarg  sich  unter  der  unschuldigen  Maske  eines  Gesetzesvorschlags  des 
Senators  Hamel ')  auV  Wiederherstellung  des  1860  aufgehobenen  Ministeriums 
für  Algerien  und  die  Kolonien.2)  Zunächst  war  der  Augenblick  recht  gut  ge- 
wählt, denn  man  trat  gerade  damals  an  die  Errichtung  eines  Kolonialministeriums 
heran;3)  da  erschien  nichts  natürlicher,  als  dem  Kolonialministerium  auch  Al- 
gerien zu  unterstellen.  Sodann  lag  in  dem  Vorschlag  an  sich  nichts,  was  den 
Widerstand  der  Assimilationsgegner  herauszufordern  geeignet  war:  im  Gegenteil, 
der  Gedanke,  daß  Algerien  nicht  mehr  wie  eine  Mutterlandsprovinz  von  allen 
Fachministerien  zugleich,  sondern  von  einer  besondern  Zentralbehörde  wie  eine 
Kolonie  geleitet  werden  sollte,  --  dieser  Gedanke  mußte  den  Beifall  grade  der 
Assimilationsgegner  finden. 

In  Wirklichkeit  jedoch  war  es  Hamel  durchaus  nicht  darum  zu  tun.  in  der 
Regierung  der  Kolonien  und  Algeriens  volle  Obereinstimmung  herzustellen,  ver- 
langte er  doch  die  Aufhebung  des  den  kolonialen  Gouvernements  entsprechenden 
Generalgouvernements.4)  Daß  diese  echt  assimilatorische  Forderung  den  Kern- 
punkt seines  Vorschlages  darstellte,  geht  äußerlich  daraus  hervor,  daß  er  sie  in 
dem  formulierten  Entwurf  an  die  Spitze  stellte,  noch  deutlicher  aber  aus  der 
Begründung,    die    über    die    Notwendigkeit    eines  Kolonialministeriums   kaum  ein 


')  Hamel  war  nicht  der  eigentliche  Urheber  des  Gedankens,  er  wurde  vielmehr  von  algerischen 
Kollegen  vorgeschoben;  Lebonrgeois  nennt  (S.  94  s.  Broschüre)  den  Senator  Manguin  als  Urheber: 
..M.  Maugnin  se  garda  bien  de  se  faire  le  iiromotew  du  projet;  en  senateni  prndent  qui  craint, 
par  sa  presence  de  tont  compromettre,  il  resta  dans  la  coulisse." 

2)  Proposition  de  Loi  bot  le  retablissement  du  ministere  special  de  l'Algerie  et  des  eolonies, 
presentee  par  M.  E.  Hamel.  senateur.  Jonr.  off.,  Senat,  Documenta  pari.,  Session  ordinaire  de  1893, 
Annexe  n°  144,  S.  324—326  (Sitzung  vom  25.  April  1893). 

3)  Siehe   näheres  hierüber  in  einem   späteren   Hand. 

4)  Art.  1er.  —  Le  gouvernement  general  de  l'Algerie  est  snpprime. 
Art.  2.  —  Le  ministere  de  l'Algerie  et  des  eolonies  est  retabli. 

Art.  3.  —  II  sera  forme  de  la  direction  des  affaires  de  l'Algerie  et  de  la  direction  des  eolonies 
distraites,  la  premiere  du  ministere  de  I'interieux,  la  seconde  du  ministere  du  commerce.  (Journ. 
off.  1.  c  S.  326). 
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Wort    verlor,  während  für   dio   Nutzlo  igkeit    de    Goneral iveroeur     oine   lull. 

\  im  Zitaten    und  Gründen    beigebracht    wurde      Haraol    knüpfte  dabei  nicht   un 
".    ohickt  an  die  Ausführungen  Fern     an:   wenn  Fern    da    Verkelirte  der  Reform 
von   1881   darin    erblickto,  aus   dem  Gonoralgouvorneur  ein    eben  o  h'>  i  nieligi 
wie  unnützes  Zierstüok    gemacht    eu  haben,  so     ah   Harne!  den   Hauptfehler   der 
Reform  von   1881   darin,  daß  Bie  dieses  unnütze  Ziorstück  nichl  ganz  abgo  chafft 

Und     au     seine    Stelle     ein    Sondenninisleiiuin     in    I'.im       -•     etzl     halle.1,       Auch    <lie 

vernichtende   Kritik   Ferrya    an    dem  System    der  Angliederung    wußte  Hamel  im 
Sinne   Beiner  Forderung  auszunützen:   er  frug,    wie  man   denn  annehmen  könne, 
daß    die   Mißstände    durch    die  Steigerung    <\rv   Gewalt    <\*'+    Generalgouvern 
hin  weggezaubert    würden,    und    ob    man    denn    glauben    machen    wolle,    daß    der 
Generalgouverneur,  (Km- doch  uicht  in  allem  bewandert  sein  könne,  die  algerischen 
Wälder    liessei-   zu    verwalten    verstehe   ;ds    die    französische    Forstverwaltun 
Hamel    bezeichnete    es  geradezu    als  kindisch,    dem  Generalgouverneur   eine  Art 
unbeschränkter  Gewall    über   alle   Dienstzweige  einräumen    zu  wollen,    nur  damit 
sein  Amt    der  Existenzberechtigung    nicht  ganz  entbehre.     Das    wäre    keine   De 
Zentralisation  —  wie  Ferry    es    nannte,      -    sondern    Zentralisation    am    falschen 
Fleoke.8) 

Zum  Schlüsse  suchte  Hamel  noch  eine  Andeutung  ^\r<  Ministerpräsidenten 
Ribot  für  seinen  Vorschlag  auszunützen:  Ribot  hatte  wenig  Tage  zuvor  in 
der  Kammer  dio  Stärkung  der  Stellung  des  Generalgouverneurs  empfohlen,  aber 
zu  gleicher  Zeil  die  Verantwortlichkeit  dos  übergeordneten  Ministors  betont,  denn 
was  in  der  algerischen  Regierung  fehle,  das  sei  die  Einheit  der  Handlung,  der 
Leitung  und  der  Verantwortlichkeit.  Darin  lag  nun  an  sich  kein  Widerspruch 
■wie  Hamel  meinte  — ,  denn  Ribot  wünschte  die  Einheit  der  Leitung  und  der 
Verantwortlichkeit  in  dem  Sinne,  daß  nicht  wie  bisher  alle  Ministerien,  sondern 
nur  ein  Minister  die  Verantwortung  für  die  algerische  Verwaltung  tragen  sollte. 
und  dorn  stand  die  Verstärkung  der  Gewalt  des  Generalgouverneurs  formell 
nicht  im  Wege.  Aber  freilich,  wenn  man  die  Einheit  der  Verantwortlichkeit 
nicht  nur  juristisch,  sondern  auch  tatsächlich  erreichen  wollte,  dann  durfte  man 
nicht  die  Befugnisse  des  Generalgouverneurs  erweitern,  man  mußte  vielmehr  das 


')  „,,U  (nämlich  Fern)  deplore  la  reforme  de  1881,  qui  a  eu  le  tort,  suivant  lui,  de  faire  du 
gouvernement  general  „un  decor  couteux  autant  qu'inutile,  dans  le  palais  d'un  roi  faineant"  .  .  . 
Le  grand  tort,  a  nos  yeux,  de  la  reforme  de  1881,  est  de  n'avoir  pas,  supprimant  tont  a  fait  le 
decor  inutile  autant  que  couteux,  institue  le  gouvernement  general  de  l'Algerie  h  Paris  meine,  oü 
il  doit  etre,  dans  la  personne  d'un  ministre  special.""     Journ.  ort'.  1.  c.  S.  325. 

2)  „.  .  .  commeut  a-t-il  pu  s'imaginer  que  les  abus  dont  on  se  plaignait  disparaitraient  comme 
par  eneliaiitement  si  le  gouverneur  general  de  l'Algerie  etait  arme  d'un  pouvoir  supreme?  A  qui 
fera-t-on  croire  que  le  gouverneur  general,  qui  ne  saurait  avoir  une  competence  universelle,  saura 
niii  ux  administrer  nos  forets  algeriennes  que  notre  administration  forestiere?"     1.  c.  S.  325. 

3)  „Vouloir  mettre  entre  les  mains  du  gouverneur  actuel  une  sorte  d'autorite  diseretionnaire 
sur  tous  les  Services  pour  ne  pas  enlever  a  la  fonetion  toute  raison  d'erre,  c'est  en  verite  un  peu 
enfantin.  Ce  serait,  au  dire  du  rapporteur,  de  la  decentradisation ;  non,  ee  serait  de  la  centralisation 
deplacee."     Ebenda  8.  '625. 
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Generalgouvernement  abschaffen  und  die  Leitung  der  Verwaltung  einem  Spezial- 
ministerium  am  ertrauen1). 

I.  Liegen  Anzeichen  vor,  die  daran)  schließen  lassen,  daß  die  Urheber  des 
Vorschlage  Eamel  mit  Bestimmtheil  auf  Annahme  ihres  Entwurfs  rechnete] 
das  Zeitgemäße  der  Forderung  eines  Kolonialministeriums,  die  scheinbare  Rück- 
sichtnahme auf  die  Assimilationsgegner,  die  Logische  Begründung  der  Aufhebung 
des  Generalgouvernements  berechtigten  in  <lm-  Tal  einigermaßen  zu  dieser 
Hoffnung.  Sic  sollte  sich  jedoch  als  trügerisch  erweisen;  das  zeigte  sich  bei  der 
Ende  .Mai  1893  stattfindenden  Debatte  im  Senat,  die  Bich  gleichzeitig  auf  den 
aus  dem  Schöße  der  Kommission  hervorgegangenen  Entwurf  Ferry  und  den 
ihr   überwiesenen   Vorschlag  Ilamcl  erstreckte3). 

D.  Die  Verliandlung  über  den  Entwurf  Ferry  und  den   Vorschlag 
Hamel  im   Senat  (26.— 31.  Mai  1893). 

Gleich  bei  Beginn  der  Verhandlung  wurde  es  offenbar,  daß  auch  aufrichtige 

Anhänger  der  Assimilation  eher  dem  Entwurf  Ferrys  zustimmten,  als  dem  Plan 
der  unmittelbaren  Regierung  durch  ein  Ministerium.  Der  frühere  General- 
gouverneur Tirman,  über  dessen  Vorliebe  für  die  Assimilation  keine  Zweifel 
aufkommen  können,  war  doch  Praktiker  genug,  um  die  Verfehltheit  des  assi- 
milatorischen Experiments  der  unmittelbaren  Regierung  Algeriens  von  Paris  zu 
durchschauen.  Nichts  wäre  unvorsichtiger  —  äußerte  er  — ,  als  Algerien  die 
Folgen  der  Unbeständigkeit  der  Ministerien  tragen  zu  lassen.  "Wenn  man  das 
Ministerium  für  Algerien  vor  zweieinhalb  Jahren  errichtet  hätte,  so  wäre  jetzt 
schon  der  dritte  Minister  für  Algerien  am  Ruder;  und  da  wenigstens  eine  ein- 
jährige Einarbeitung  erforderlich  sei,  bevor  man  in  Algerien  irgend  etwas  Nütz- 
liches zu  leisten  im  Staude  sei.  so  käme  vielleicht  kein  einziger  Minister  so  weit. 
daß  er  Algerien  in  richtiger  Weise  leiten  könne4).  Außerdem  sei  es  überhaupt 
unmöglich,  Algerien  von  Paris  aus  zu  regieren5). 

Also   der  Generalgouverneur  mußte   erhalten   bleiben;    es  frug    sich  nur,    in 
welcher  Weise    die    Stellung    des    Generalgouverneurs    verändert    werden    sollte. 


')  „Or,  par  une  logique  inflexible,  qui  semble  avoir  dchappe'  ä  la  perspicacite  de  l'ancien 
President,  on  ne  peut  gouverner  k  la  fois  l'Algerie  a  Alger  et  ä  Paris ;  il  taut  choisii  .  .  Cette 
unite  d'aetion,  de  direction  et  de  responsabilite  que  demandait  le  ministre,  vous  ne  la  tronverez 
que  dans  nn  ministere  special  de  l'Algerie".     Ebenda  S.  326. 

2)  Sie  hatten  ■/..  J5.  schon  einen  algerischen  Deputierten  als  Kandidaten  für  den  neu  zu 
schaffenden  Ministerposten  bereit!     Lebourgeois   S.  94. 

3)  Senat,  Debats  pari.,  Sess.  ord.  de   1893,  J.  off.  vom  26.— 31.  Mai.  S.  670  ff. 

4)  ,..  .  rien  ne  serait  plus  imprudent  que  de  faire  supporter  a  l'Algerie  les  consequences  de 
l'instabilite"  ministerielle.  Si  nous  avions  un  nünistere  de  l'Algerie,  si  ce  minister«  avait  ete  con- 
stitue"  il  y  a  dem  ans  et  demi  .  .  vous  en  seriez  aujourd'hui  .  .  ä  votre  troisieme  ministere  de 
l'Algerie  .  .  Je  pose  en  fait  .  .  qu'avant  d'arriver  a  faire  une  ebose  utile  en  Algerie,  il  faut  au 
moins  une  annee  d'ctudes.  S'il  y  avait  un  ministere  de  l'Algerie  bien  peu  de  titulaires,  pas  un 
seul  peut-etre  .  .  pourraient  franchir  cette  anm'c  an  bout  de  laquelle  ils  seraient  aptes  ä  bien  di- 
riger  l'Algerie".  1.  c.  S.  673. 

5)  Tirman  führte  hierzu  den  Ausspruch  des  Prinzen  Napoleon  an:  ..La  plus  grande  faute 
que  j'ai   commise  .   .   ,   a  ete   de  croire  qu'on  pouvait  gouverner  l'Algerie  de  Paris". 
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Denn  daß  die  bestehende  Ordnung,    die    dorn  Gonoralgouverneur   alli     wirklich« 
Macht   geraubt,  iliin  aber  gleiohwohl  tatsächlich  die   La  i   der  Verantwortuni 
lassen  hatte,    nicht    fortbestehen    konnte,    darüber    waren     ich    alle    einig')      Am 
Urlisten  hätte  «'s  Tirman  (wie  schon  oben  horvorgohoben    •■<   i  hon,  wenn  man   die 
Gewall  des  Generalgouverneurs  im  Wege  der  Delegation  mini  torioller  ßefugni    h 
ausgebaul    hätte,    also    unter  Aufrechterhaltung    de     Prinzip     der  Angliederui 
AImm-  angesichts  der  Stimmung  des  Senats  wagte  er  seinen  Standpunkt  nicht  I 
zuhalten  und  ^a l>   seinen   Widerstand    gegen    die    Aufhebung    der    Angliederung 
dekrete  und    gegen  die    Einräumung   eigener    Gewalten    an    den    Generalgouver 
neur  aufa), 

Nun  mußte  Tirman  eu  der  Präge  Stellung  nehmen,    wie    - i < •  1 1    das   Verhall 
ins  des   mit    eigenem  Wirkungskreis    ausgestatteten  Generalgouverneurs    zu    den 
Zentralbehörden  gestalten    sollte?     Wenn    es    mit    der  Verfassung  vereinbar 
wesen  wäre,  bo  hätte  Tirman  die  Erhebnng  des  Generalgouverneurs  zum  Minister 
für  die  heste  Lösung  gehalten,  aber  er  mußte  zugeben,  daß   es    mit    der   gegen 
wärtigen   Regierungsform  sieh  nichl  in   Einklang  bringen  ließ,  wenn  ein    Minister 
an  den  Sitzungen  des   Ministerrats  nicht  teilnehmen  konnte:    außerdem    war    mit 
dieser  Lösung  der   gleiche  Nachteil    verbunden    wie    mit    der   unmittelbaren    Re- 
gierung von  Paris  aus.  nämlich  daß  die  Leitung  mit  jeder  Ministerkrise  wechseln 
mußte4).      Dieser  Nachteil    hätte   sich    nur   dann    vermeiden   lassen,    wenn   man   den 
Generalgouverneur  mit  ministerieller  Gewalt   ausgestattet   hätte,  ohne  ihn  in  den 
Ministerrat   aufzunehmen,   d.  h.  wenn  man  ihm  die  Stellung  eines  Statthalters,   die 
er  von  1860/70  inno  hatte,  eingeräumt  hätte,  aber  eine  solche  Lösung  stand  mit 
der  parlamentarischen  Regierungsform  erst  recht  in  Widerspruch. 

Man  mußte  also  wohl  oder  übel  die  Unterordnung  des  Generalgouvernenrs 
unter  heimische  Zentralbehörden  bestehen  lassen.  Auch  hierfür  waren  ver- 
schiedene Lösungen  denkbar:  entweder  man  schuf  ein  besonderes  Ministerium 
für  Algerien  und  die  Kolonien;  aber  dann  stand  zu  befürchten,  daß  sich  der 
Minister    die  Rollo    des  Gouverneurs    anmaßte    und    diesen    in    den    Hintergrund 


')  ,,.  .  faut-il  laisser  le  gouverneur  general  dans  sa  Situation  actuelle  ?  .  .  je  crois  que  ce 
serait  im  tres  gros  danger  .  .  .  Le  gouverneur  perd  de  plus  en  plus  l'autorite'  sur  son  personnel; 
il  ne  peut  prendre  lui-meme  ses  decisions  force  qu'il  est  de  venir  les  queter  dans  les  bureaux  des 
ministeres  .  .  D'un  autre  cöte,  le  gouverneur  general,  aux  yettx  des  Algeriens,  a  toute  la  respon- 
sabilite ;  c'est  la  Beule  chose  qu'il  alt  eonservee  vis-a-vis  d'eux  .   •'*   1.  c. 

2)  „II  y  aurait  .  .  un  moyen  d'augmenter  la  Situation  du  gouverneur  general  sans  lui  donner 
des  pouvoirs  propres:  ce  serait  lui  donner  l'universalite  des  pouvoirs  delegu^s  par  les  ministres".  1.  c. 

3)  „Mais  aujourd'hui  .  .  .  en  presence  de  l'etat  d'esprit  que  je  constate  dans  le  Senat,  il 
est  certain  que  j'aime  infiniment  inieux,  dans  l'interet  de  mon  suecesseur,  demander  pour  lui  des 
pouvoirs  propres   .    ."      1.  e. 

4)  „.  .  .  (un)  moyen  que  je  prefererais  ä  tous  les  autres,  s'il  etait  eonstitutionellement  pos- 
sible:  ce  serait,  au  Heu  de  faire  un  niinistre  d'Algerie  en  France,  de  faire  en  Algerie  un  gouver- 
neur-ministre.  Celui-lä  aurait  la  decision,  la  responsabilite,  non  devant  un  niinistre.  mais  directe- 
ment  devant  les  representants  du  pays.  Seulement,  ce  moyen  est-il  praticable,  possible  avec  notre 
Constitution V  .  .  Est-il  possible  que  Tun  des  ministres  soit  detache  a  Alger  et  ne  partieipe  jamais 
aux  conseils  de  cabinet?  Je  crois  que  ce  serait  contraire  au  principe  de  notre  Constitution  actuelle. 
Et  puifi  ce  Systeme  aurait  encore  le  grand  inconvenient  .  .  de  l'instabilite  ministerielle.-'  Ebenda 
S.  674. 
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drängte').  Oder  man  unterstellte  den  Generalgouverneur  Bchon  bestehendea 
Zentralbehörden,  entweder  einem  oder  mehreren  .Ministerien.  Die  Unterstellung 
des  Generalgouverneura  unter  den  Minister  des  Innern  wie  sie  der  Feny'- 
Bche  Entwurf  vorschlug  —  befriedigte  Tirman  nicht,  denn  das  schien  ihm  zu 
der  umgekehrten  Wirkung  zu  führen  \\i«'  bei  der  Unterordnung  unter  ein  Mini- 
sterium für  Algerien.  In  diesem  Falle  erhalte  der  Generalgouverneur  zu  viel 
Macht,  da  der  Minister  des  Innern  nicht  in  der  Lage  Bei,  den  Generalgouver- 
netir  auch  in  solchen  Angelegenheiten  zu  kontrollieren,  die  nicht  zu  seinem 
Ressort  gehörten.  In  den  Augen  von  Tirman  bedeutete  die  Unterordnung  des 
( ieneralgouverneurs  unter  den  Minister  (\<->  Innern  nichts  anderes,  als  dafl  der 
Generalgoüverneur  überhaupl  keinem  Minister  unterstand  und  somit  auch  allein 
die  Verantwortlichkeil  tragen  mußte,  die  er  nach  der  Verfassung  mit  einem 
Minister  zu  teilen  hatte2). 

Diesen  beiden  Extremen  —  der  Entwertung  der  Stellung  de-  Generalgou- 
verneurs bei  Unterordnung  unter  einen  Minister  für  Algerien,  bezw.  der  Üher- 
treibung  der  Machtstellung  des  Generalgouverneura  hei  seiner  Unterordnung  unter 
den  .Minister  des  Innern  -  konnte  man  nach  Tirmans  Ansicht  nur  dadurch  aus- 
weichen, daß  man  jedem  Fachminister  die  Kontrolle  der  in  sein  Ressort  fallen- 
den Handlungen  des  Generalgouverneurs  überließ.  Nur  dann  Bei  die  zur 
Deckung  des  Generalgouverneura  erforderliche  Kontrolle  wirklich  vorhanden3). 
Es  handelte  sich  hei  dem  Tirman'schen  Vorschlage  um  nichts  anderes  als 
um  die  Wiederherstellung  <\<->  Rechtszustandes,  wie  er  durch  das  Dekret  von 
L8764)  herbeigeführt  worden  war.  Tirman  fühlte  wohl,  daß  dieser  Vorschlag 
dem  Vorwurf  ausgesetzt  war.  daß  er  der  Verzettelung  der  algerischen  Angelegen- 
heiten unter  die  verschiedenen  Ministerien  kein  Ende  setze,  daher  suchte  Tirman 
dem  Einwand  mit  dem  Hinweis  zuvorzukommen,  daß  doch  die  Leitung  und 
die  Initiative  dem  Generalgouverneur    zufalle5).     Damit    war    indes    der  Vorwurf 


')  „Le  ministre  de  l'Algerie  et  des  colonies  sera  le  veritahle  gouverneur,  et  er  dernier  sera 
absolument  efface\  II  est  impossible  qu'un  ministre  de  l'Algerie  et  des  colonies  ne  se  preoecupe 
pas  personnellement  de  ee  qui  constituera  la  partie  .  .  la  jilus  importante  de  sa  tache  .  ."  Ebenda. 

2)  ,..Ie  crains  qu'eüe  (la  proposition  de  votre  Commission)  ne  lui  donne  trop,  car  le  ministre 
de  rinteri' ■nr  n'a  rien  de  ce  qu'il  taut  pour  contröler  le  gouverneur  gcneral  dans  les  qnestions 
(|iii  ne  sont  jias  de  son  propre  ressort  .  .  A  mon  avis,  faire  relever  le  gouverneur  general 
du  ministre  de  l'Interieur,  c'est  ne  le  faire  relever  de  personne,  et  c'est,  par  conse- 
quent,  lui  laisser  ä  lui  tout  seul  une  responsabilite"  qu'il  doit  partager,  aus  termes  de  la  Constitu- 
tion, avec  le  ministre."     Ebenda. 

3)  „Eh  liien.  .  .  nitre  ces  deux  extremes,  le  ministere  de  l'Algerie,  qui  efface  le  gouverne- 
ment  general  et  le  ministere  de  l'interieur  qui  le  laisse  omnipotent,  il  y  a  un  moyen  terme:  c'est. 
tout  en  donnant  au  gouverneur  des  pouvoirs  propres,  et  en  supprimant  les  decisions  prises  a  Paris 
jiar  le  ministere,  de  laisser  a  chaque  ministere  auquel  ils  ressortissent,  le  contröle  des  actes  du 
gouvernement  .  .  Toutes  les  qnestions  seront  examiiu'es  par  les  ministres  cnmpetents  et  alors  le 
gouverneur  .  .  aura   le    contröle    absolumenl    n£cessaire    pour   le   couvrir   lui-meme  .  .  ."     Ebenda 

.  674. 

!)   Siehe   oben   S.  88. 

5)  „.  .  on  a  dit:  ..Mais  tous  alle/,  encore  eparpiller  toutes  les  affaires  de  l'Algerie  entre  les 
ministeres!"  Qui  aura  la  haute  direction  des  qnestions  algeriennes,  qui  aura  les  grandes  initiatives 
qui  sont  necessaires  dans  la  direction  de  la  colonie?  Mais,  messieurs,  eette  haute  direction.  cette 
initiative,   dans  mon   Systeme,   eile   appartient  au  gouverneur  .  .   .   ."      Ebenda  S.  674. 
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keinesweg     entkräftet;  diu   Einheit  der  Leitung    liofl     ich    allerding     auch    mit 
dem  Tirman'sohon  System  erreichen,  aber  nicht  die  Einhoit  der  Aul    iohl  und 
der    Verantwortlichkeit;    und    eine    der   Schatten  eiten    de      tagliederung 
Bystems  war  ia   eben    die,    daß   die  Verantwortlichkeit    unter   die    verschiedenen 
Fachministerien  Eersplittert   war  und    infolge   davon   Lücken    in   < I < ■  i-    Verantwort 
lichkeit  entstanden,  die  den  Generalgouverneur  unmittelbaren  Angriffen  de    Par 
laments  preisgaben.     Die  Einheit  der  Verantwortlichkeit   bildete  daher  ein 
Hauptziel  des  Ferry'schen   Entwurfs,  und  aus  diesem  Grunde  darf  die  Forderung 
der    Unterordnung    dos    Generalgouverneurs    unter    einen    Minister     nicht    all 
Nebensache  betrachtet  weiden. 

Darum  isi  Combes,  dem  anstelle  des  mittlerweile  verstorbenen  Ferry  die 
Verteidigung  des  Entwurfs  zufiel,  beizustimmen,  wenn  er  in  der  Beantwortung 
der  Tirman'schen  Ausführungen  diesen  nach  wie  vor  noch  unter  die  Gegner  des 
Ferry'schen  Entwurfs  rechnete.  Der  Tunkt,  in  dem  Tirman  von  dem  Ferry'schen 
Entwurf  abwich,  erschien  Combes  als  so  wesentlich,  daß  er  erklärte,  im  Fall 
der  Annahme  des  Tirman'schen  Vorschlags  werde  das  Reformwerk,  wenn  auch 
nicht  geradezu  vernichtet,  so  doch  zum  mindesten  stark  abgeschwächt.1  Combes 
begründete  diese  bündige  Abweisung  der  Tirman'schen  Lösung  mit  der  Auf- 
aeigung  des  tiefgreifenden  Unterschiedes,  der  zwischen  di'\-  von  Tirman  befür- 
worteten Aufsieht  und  der  im  Kommissionsentwurf  enthaltenen  bestand.  Bei  der 
Kontrolle  durch  die  Fachminister,  wie  sie  Tirman  vorschwebe,  handle  es  sieh 
nicht  um  eine  allgemeine,  um  eine  politische  Kontrolle,  denn  zu  dieser  wäre  ein 
Eingreifen  der  Fachminister  nicht  erforderlich,  sie  könne  ganz  gut  durch  den 
Minister  des  Innern  ausgeübt  werden;  das  Tirman'sche  System  enthalte  vielmehr  eine 
spezielle,  eine  fachmännische  Kontrolle.  Tirman  stelle  sich  vor.  daß  auch  weiterhin 
jede  einzelne  Entscheidung  des  (uuioralgouverneurs  von  Paris  aus  überwacht  und  ge- 
billigt, bezw.  gemißbilligt  werden  solle.  Aber  das  wäre  nichts  anderes  als  das 
gegenwärtige  System  der  Rattachements.  Die  Durchführung  des  Tirman'schen 
Vorschlags  würde  gar  nichts  ändern:  die  Stellung  des  Generalgouverneurs  wäre 
dann  nur  scheinbar  gehoben,  in  Wirklichkeit  bliebe  sie  wie  sie  war.3)  Die 
Reformfreunde  dagegen  wünschten  einen  starken   und  unabhängigen  Generalgou- 


1)   il  m'est  tres  difficile  de  dire  s'il  (Tirman)  est.  en  somme,    plus  favorable  qu'hostüe 

ou  plus  hostile  [[iic  favorable  aux  eonclusioiis  des  rapporteurs.  Lui-meme  ...  sc  regarde  comme 
tout  ä  t'ait  favorable  ä  ce  rapport  .  .  .  sauf  sur  un  point;  niais.  comme  c'est  lä  le  [mint  essentiel 
.  .  .  je  crois  pouvoir  dire  .  .  .que,  si  nous  aeeeptions  son  amendement,  notre  travail  serait,  sinon 
absolument  annule,  au  moins  singulierement  affaibli."     Ebenda  S.  G75. 

2)  Quelle  est  la  nature  de  ce  contröle  qne  M.  Tirman  est  si  desireux  de  eonserver?  .  . 
Est-ee  im  contröle  gencral,  un  contröle  politique?  .  .  .  Evidemment  non;  car  ce  contröle  n'exige 
nullement  rintervention  de  ministres  speciaux ;  il  peut  etre  exerce,  et  il  est  exerce,  en  effet,  dans 
notre  projot,  par  le  ministre  de  l'interieur.  11  s'agit  donc  d'un  autre  contröle,  d '  u  n  contröle 
special,  d'un  contröle  professionnel  .  .  .  Quand  nous  vous  proposons  d'organiser  en  Algerie 
um'  administratioo  autonome  et  locale,  .  .  .  nous  entendons  que  les  questions  ...  sc  deeideront 
a  Algei  .  .  .  M.  Tirman  entend  que  la  dt'cision  en  sera  revocable  qu'elle  Sera  siirvcilb'e  .  .  .  qu'elle 
sera  contröb'e.  par  consequent  approuvec  ou  desapprouv£e  par  les  administrations  de  Paris  .  .  . 
Mais,  messieurs.  c'est  le  Systeme  actuel  des  rattachements.  11  n'v  aurait  absolument  rien 
de  change  .  .  .  La  Situation  du  gouverneur  geni'ral.  grandi  en  apparence,  resterait  ce  qu'elle  est 
en    realite."      Ebenda  S.  G'<8. 
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vernein*,  der  die  Initiative  besitze  und  auch  die  Verantwortung  für  seine  Iland- 
lungen  trage,  aichl  nur  eine  fiktive,  sondern  eine  wirkliche  und  dauernde  Ver- 
antwortung gegenüber  dem   Minister  des   Innern.1) 

Mit  dieser  Behauptung,  daß  die  Verantwortlichkeil  des  Generalgouverneurs 
oüber  dem  Minister  des  [nnern  ernst  zu  aehmen  sei,  waren  natürlich  die 
/wcd'rl  über  die  Effektivität  der  Verantwortlichkeil  des  Ministers  des  Innern  vor 
dem  Parlament  nicht  völlig  beseitigt,  daher  konnten  die  Eteformgegner  diese 
Frage  immer  von  neuem  zur  Sprache  bringen.  So  meinte  der  Senator  der 
Guadeloupe,  [saac,  «lies  System  mache  die  ministerielle  Verantwortlichkeit  illu- 
sorisch; wie  könne  ein  Mildster  verantwortlich  Bein,  wenn  die  Gesamtheit  seiner 
Gewalten  durch  einen  von  einem  übergeordneten  Organ  ausgehenden  Akt  dem 
Generalgouverneur  delegiert  Bei?  Die  Ionische  Folgerung  Bei,  den  Generalgou- 
verneur zugleich  zum  Minister  zu  machen;  aber  er  wünschte  diese  Folgerung 
nicht  gezogen  zu  sehen,  vielmehr  war  ihm  -  wie  er  öden  zugab  —  die  Bei- 
behaltung dr<  Angliederungssystems  lieher.-  was  bei  der  einseitigen  Vorliebe 
Isaacs  für  die  Assimilation  nicht  überraschen  mag.3)  Indes  erzielte  Isaac  mit 
-einem  Eintreten  für  die  llattaehements  nicht  den  geringsten  Erfolg,  ihre  Auf- 
hebung war  so  gut  wie  beschlossene  Sache,  und  so  ging  denn  auch  niemand  auf 
diese  Forderung  mehr  ein.  Nur  die  Frage  der  Verantwortlichkeit  schien  noch 
nicht  genügend  geklärt  zu  sein,  weshalb  der  Generalgouverneur  Cambon  als 
Regierungskommissär  in  der  Schlussitzung  nochmals  diesen  Punkt  berührte.  Es 
war  natürlich  keine  leichte  Aufgabe,  eine  einigermaßen  befriedigende  Aufklärung 
über  diese  Frage  zu  geben,  auf  die  eigentlich  erst  die  Praxis  die  Antwort  geben 
konnte:  aus  den  Worten  Cambons,  nach  seiner  Meinung  habe  man  sich  viel  zu 
sein-  um  die  Verantwortlichkeit  des  Generalgouverneurs  bekümmert.4)  blickt  die 
Verlegenheit  durch,  in  die  die  Regierung  durch  die  immer  wieder  aufgeworfene 
Streitfrage  versetzt  wurde.  Auch  Cambon  wußte!  keine  zutreffende  Antwort  zu 
erteilen:    Er  meinte,  da  die  algerischen  Angelegenheiten  so  sehr  bedeutend  seien 


')  „Independant  et  fort,  il  (le  gouverneur  gein'ral)  aura  l'initiative  de  ses  actea  ei  il  en  .iura 
aussi  la  responsabilite'  .  .  .  cette  responsabilite  n'aura  rien  de  fictif  .  .  .  eile  sera  reelle  et  per- 
manente devant   .   .   .  le  ministre  de  l'interieur  .   .   ."     Ebenda  S.  677. 

2)  ...  .  .  ce  que  je  reproche  ä  cette  combinaison  (v.  Tirman)  comme  ä  Celle  de  la  Kommis- 
sion, c'est  de  rendre  ä  peu  pres  illusoire  la  responsabilite  ministerielle.  Comment  an  ministre 
peut-il  etre  responsable,  quand  la  totalin'  de  ses  pouvoirs  a  6t&  deleguee  par  un  acte  superieur? 
La  consequence  logique  de  ee  Systeme  serait  que  le  gouverneur  general  .  .  .  tut  en  meme  temps 
ministre  .  .  .  J'aimerais  mieux,  je  l'avoue,  le  simple  maintien  du  Systeme  des  rattachements  .  .  ." 
Sitzung  vom   26.  Mai,  Jouxn.   off.  vom   27.  Mai.      S.  685. 

3)  Wir  werden  in  einem  späteren  Bande  sehen,  daß  [saac  Bich  durch  kein  Hindernis  von  seinem 
Wunsche  nach  Assimilation  der  Kolonien  i.  e.  S.  abbringen  ließ.  Natürlich  trat  er  ebenso  eitrig  für 
die  Assimilation  Algeriens  ein,  denn  eine  Durchbrechung  des  Assimilationsprinzips  in  Algerien  mußte 
selbstverständlich  die  Durchführung  dieses  Grundsatzes  im  Verhältnis  zu  den  Kolonien  L  e.  S.  noch 
unwahrscheinlicher  machen,  als  es  ohnedies  schon  war. 

Vi  „On  s'esl  beaueoup  preoecupe^  de  savoir  devant  qui  et  comment  le  gouverneur  general 
serait  responsable,  .  .  .  j'avoue  .  .  .  qu'ä  mes  yeux  <>n  s'y  attache  nn  peut  trop  et  qu'il  y 
a  la  une  sorte  de  pharisaisme  constitutionnel  assez  particulier."  Sitzung  vom  30.  Mai,  Journ.  off. 
vom  31.  Mai,  S.  714. 
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und    der   Gouvoroeur   eine    wiohtige   L'oi  Unlichkoil     i    wogen     i  im  r 

Politik  tatsächlich  \  * » r  dem  ganzen   Kabinett   verantwortlich.') 

In  dein   Fern    ohen   Entwurf  itand   Dicht     von  einor  derartigen  Vorantworl 
liohkeit  des  Genoralgouvorneur    gegenübor  dem        amton  Kabinett,  rechtlich   war 
er  nur  dem   Minister   dei   Innern    verantwortlich.     Vielleicht    dachte  Cambon  au! 
diesem  Umwege  eine  Gesamthaftung  des  Kabinett     für  die  algori  chon  Angel« 
heiten  horauszukonstruieren.     Eine  solche  Gesamthaftung   wäre  rechtlich  denkbar 
gewesen,    und  man    Buchte    sie  damals    in  der  Form    einzuführen,  dal!    man  vor 
schlug,  den  Generalgouverneur  dem  jeweiligen  Ministerpräsidenten  unterzuordnen.3) 
Alter  im   l'Vrrv'sehen   Entwurf  war  die  Gesamthaftung    des   Kabinetts    für  die  al 
gerisohe  Verwaltung  Dicht  enthalten,  sondern  ans  ihm  ergab  Bich  nur  Boviel,  daß 
tlfv  Minister   des  Innern    <lie  Verantwortung  für   die   algerische  Verwaltung  [ 
Das  schloß  natürlich  nicht  aus.  dal!  sieh  in  gewissem  Umfang  eine  Gesamthaftung 
des  Kabinetts  für  die  algerische  Politik  herausbildete         für  wichtige  Angelegen 
heiten    Ließ  sieh    das  voraussehen       ,    aber  es    war   eicht   anzunehmen,    daß    das 
Kabinett  für  alle  Entscheidungen  in  der  Regierung  Algeriens  ohne  weiteres  die 
Verantwortung  übernahm;  und  bo  mußte  ein  Gebiet  übrig  bleiben,  auf  dem  der 
Minister  des   Innern  allein    die   Verantwortung  zu  tragen  haue:    es  bestand  die 
Gefahr,  daß  er  danach  strebte,  einen  möglichsl  großen  Teil  dieser  Verantwortung, 
soweit  es  ihm  nicht  gelang,  sie  dem   Kabinett  aufzubürden,  auf  den  Generalgou- 
verneur   abzuwälzen.      Vielleicht    ahnte    dies    der    Generalgouverneur    Cambon, 
wenigstens  Läßt  seine  wiederholt  ausgesprochene  Bitte,  man  möge  dem  General- 
gouverneur   doch    das    den    Präfekten    zugestandene    Recht    gewähren,    mit    allen 
Ministern    zn    korrespondieren,3)    darauf   schließen,    daß   er   mittelst   dieses    Kor- 
respondenzrechts   Deckung    hinter    den   Fachministern    suchte,    für    den   Fall,  daß 
ihm  der  Minister  des  Innern  seinen  Schutz  versagte. 

Ebensowenig  wie  der  Wunsch  nach  Beibehaltung  des  Angliederungssystems 
fand  der  Gedanke  der  unmittelbaren  Regierung  Algeriens  von  einem  Pariser 
Ministerium  aus  Anklang,  selbst  der  Hinweis  Harn  eis  auf  die  mit  der  Aufhebung 
des  Generalgouvernements  verbundene  bedeutende  Ersparnis4)  verfing  nichts. 
Nur  der  algerische  Abgeordnete  .Jacques  erwärmte  sich  für  die  Errichtung  eines 
algerischen  Ministeriums,  aber  bezeichnenderweise,  ohne  den  Generalgouverneur 
aufgeben  zu  wollen.  Er  wünschte  die  Schaffung  dieses  Ministeriums,  damit  der 
Generalffouverneur    durch    ein  sachverständiges  Ministerium    kontrolliert  würde.5) 


')  „Les  affaires  de  l'Algerie  sont  assez  considerables  et  le  gouverneur  general  de  l'Algerie 
sera  toujours  dans  le  Gouvernement  un  personnage  assez  important  pour  qu'en  fait  il  soit  respon- 
sable de  sa  conduite  devant  le  Gouvernement  tout  entieiv     Ebenda. 

2)  Lebourgeois,  S.  106.  „Nous  croyons  qu'U  serait  possible  de  traneber  la  difficulte  en  d^ci- 
dant  que  le  gouverneur  general  sera  subordonne  au  chef  du  cabinet  en  exercice.  La  responsabilite' 
collective  des  Ministres  etant  concentree  sur  la  t&te  de  celui-ci,  l'Algerie  se  trouverait  ainsi  .  .  . 
placke  sous  le  meme  regime  de  la  France." 

3J  „.  .  .  II  nie  parail  excessif  de  dire  que  le  gouverneur  general,  responsable  de  sa  conduite 
devant  im  ministre  qui  le  contrölera,  ne  pourra  correspondre  avec  aueun  autre  ministre  ...  II  est 
impossible    qu'on  refuse   an    gouverneur   g£neral  ce  qu'on    aecorde  aux   pröfets.  .  ."  J.  ort'.  S.  71-4. 

*)  Sitzung  vom  26.  Mai,  .).  off.  vom  27.  .Mai.  S.  688. 

5)  ...Mors,  il  y  aurait  an  controle,  narre  que  le  ministre  serait  eonipetent."  Sitzung  vom 
•29.  Mai.  .1.  off.  vom  29.  Mai,  S.  705. 
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Dem  Ließ  sich  natürlich  der  Einwand  entgegensetzen,  daß  eine  sachverständige 
Kontrolle  bei  den  häufigen  Kabinettswechseln  gar  nichl  möglieb  Bei;  darum  be- 
fürwortete Jacques,  den  algerischen  Minister  von  der  Gesamthaftung  des  Kabinetts 

auszunehmen,  so  daß  im  Falle  einer  Kabinettskrise  der  algerische  Minister  seinen 
Posten  nichl  zu  verlassen  brauchte,  es  Bei  denn,  daß  er  an  der  den  Sturz  her- 
beiführenden Entscheidung  in  hervorragendem  Maße  beteiligt  gewesen  wäre.') 
Dieser  Vorschlag  der  Sicherstellung  eines  Ministers  vor  der  Gesamthaftung  des 
Kabinetts  klingt  sehr  bestechend,  aber  er  war  mit  der  strengen  Durchführung 
der  Solidarität  de.-  Kabinetts,  einem  der  wichtigsten  Grundsätze  des  parlamen- 
tarischen Regierungssystems,  unvereinbar.2)  Wenn  man  den  Minister  für  Algerien 
aus  dem  Kabinett  ausschaltete,  so  hätte  man  ebensogut  den  Generalgouverneur 
zum  Minister  machen  können,  und  das  war  es,  worauf  Jacques  eigentlich  ab- 
zielte.3) 

Man  sieht  daraus,  daß  der  Gedanke  drv  Errichtung  eines  Ministeriums  für 
Algerien  sich  in  einander  ganz  entgegengesetzten  Richtungen  verwerten  ließ: 
während  Harne!  mit  seinem  Vorschlag  ausgesprochen  assimilatorische  Tendenzen 
verfolgte,  machte  umgekehrt  Jacques  die  Anregung  den  Plänen  der  Autonomisten 
dienstbar.  Es  paßte  vortrefflich  in  das  System  der  Verselbständigung  Algerien-, 
wenn  der  Minister  für  Algerien  nur  in  losem  Verhältnis  zum  Kabinett  stand,  und 
noch  mehr  entsprach  es  den  Ideen  der  Autonomisten,  wenn  durch  Verpflanzung 
des  Ministeriums  nach  Algier  auch  der  räumliche  Zusammenhang  mit  den  Zentral- 
behörden des  Mutterlandes  gelöst  wurde.  Der  Vorschlag  war  übrigens  ganz  aus- 
sichtslos, denn  es  bestand  bei  den  Franzosen  nicht  die  geringste  Neigung,  wissent- 
lich der  obersten  Behörde  Algeriens  eine  so  unabhängige  »Stellung  einzuräumen: 
di-v  Vorschlag  von  Jacques  war  aber  auch  unnötig,  da  es  gar  nicht  ausgeschlossen 
war,  daß  der  Generalgouverneur  nach  der  ihm  zu  teil  werdenden  Machtsteigerung 
zur  Stellung  eines  außerhalb   des  Kabinetts  stehenden  Provinzialministers   empor- 


')   au  point  de  vue  de  l'instabilite,  je  crois  que  nous  pourrions  avoir  un  ministere  de 

l'Algerie  qui  ne  paxtieiperait  pas  aus  travaux  des  autres  ministres  et  qui  n'aurait  pas  un  carac- 
tere  politique,  ce  qu'il  lui  permettrait  de  rester  lorsque  le  ministere  serait  renverse.  a  nioins 
que  lui-menie  ne  jugeät  que  sa  Cooperation  dans  la  decision  qui  a  cause  la  chute  dn  ministere  lui 
impose  ['Obligation  de  sc  solidariser  avec  ses  collegues."     Ebenda. 

2)  Daß  dieser  Grundsatz  der  Gesamthaftung  nicht  gut  durchbrochen  werden  kann.  <>lme  das 
ganze  System  zu  fälschen,  zeigen  die  in  verschiedenen  parlamentarisch  regierten  Staaten  gemachten 
Versuche,  einzelne  Ministerien  aus  dem  Rahmen  des  parlamentarischen  Kabinetts  auszuschalten. 
S,,  ■/..  15.  der  Versuch  des  Präsidenten  Mac  Mahon,  einige  Ministerien  (Krieg.  Marine  und  Äußeres) 
von  dem  Kabinett  loszulösen  und  dem  Präsidenten  allein  zu  unterstellen.  Brunialti,  11  diritto 
costituzionale  e  la  politica  nella  scienza  e  nelle  istituzioni.  Vol.  II.  Torino  1900.  S.  377).  Immerhin 
kann  dem  Minister  eines  nach  dem  Provinzialsystem  regierten  Nebenlandes  eher  eine  solche  Aus- 
nahmestellung eingeräumt  werden,  als  einem  Fachminister  im  Mutterlande;  aber  hei  Algerien  stand 
einer  solchen  Sonderstellung  des  Provinzialministers  entgegen,  daß  die  Algerier  an  der  Bildung  der 
Volksvertretung  teil  hatten  und  so  an  der  Kontrolle  des  Kabinetts  mitwirkten.  Es  wäre  wider- 
sinnig gewesen,  wenn  die  algerischen  Deputierten  beim  Sturz  der  Mutterlandsministerien  hätten 
mitwirken  können,  ohne  dabei  die  Nachteile  der  häutigen  Kabinettswechsel  in  ihrem  Lande  ver- 
spüren  zu   müssen. 

3)  ,.Si  c'etait  possible  on  pourrait  encore  avoir  un  ministen'  d'Algerie  ä  Alger.  Ah>rs.  il 
n'y  anrait  pas  besoin  de  gouverneur  general,  ce  serait  le  gouverneur  general  qui  serait  en  meine 
temjis   ministre."      Ebenda. 
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wuchs,    wenn    der    Mini    Irr    <lr       [ihm  in       ein.     .ilni      J  i  •  -     \'<\\\  ;i  ll  u  n  ■■    i.ii  i- I.  •  ii    nicht 

vollständig    deckte,     ECb    lag    kein    Grund    vor,    die  er  Entwicklung    vorzugreifen 
abgesehen  von  diesen   Abschweifungen  der    \    imilation  anhängor  einer  oit 
und  der  Autonomisten  andererseits  herrschte  über  die  Richtung  der  einzu  chla 
den  Reform  im  Senat   volle  Einmütigkeit.     Auch    dagegen,  daß  die   rlommii  ion 
die  Reorganisation  dem  Verordnungswege  überließ,  hatte  die  Versammlung  nichts 
einzuwenden,    wenigstens    blieben   die    Ausführungen  Combe     zur    Rechtferti 
des  Verordnungsweges ')  unwidersprochen.     Wohl  aber  erregte  die  von  der  Com 
mission    vorgeschlagene  Form  der  Beteiligung   des  Senats  an   der  Organisation! 
anderung  Bedenken:  die  Kommission  verlangte  nämlich  vom  Senal  nichts  Gering« 
als  daß  er  über  den  von  ihr  vorgelegten  Dekretsentwurf  beschließen  Bollte.    Nun 
stand   freilich  nichts   im  Wege,   daß   der  Senat,   wenn  er  den   Weg   der  Gesetz 
gebung   nicht    betreten    wollte,    in   einer  Resolution   oder   in    einer  Tagesordnung 
■u    der  Reorganisationsfrage   Stellung   nahm,    eine   Beschlußfassung   eines    gesetz- 
gebenden Körpers  über  den  Text  einer  zu  erlassenden  Verordnung  hätte  jedoch 
einen  Übergriff  der  gesetzgebenden  Organe   in   den  Bereich    der  Exekutive  be- 
deutet.    Man  mag  einwenden,  daß   ein  derartiger  Übergriff  in  das  Verordnungs- 
recht   im    parlamentarisch    regierten    Staate    nichts    Verfassungswidriges   an    Bich 
gehabt  hätte,  da   im  parlamentarisch    regierten  Staate    die  Linie  zwischen   Legis- 
lative und  Exekutive  ohnedies  sehr  verschwommen  ist.  indem  das  Parlament   bei 
diesem    Regierungssvstein    immer    versucht     ist,    in    die   Funktionen    der    von    ihm 
abhängigen   Regierung  einzugreifen  oder  ihr  eigene  Aurgaben  aufzubürden;  allein 
die  Beschlußfassung  des  Senats  über  den  Entwurf  der  Verordnung  wäre  auch  im 
parlamentarisch    regierten    Staato    verfassungswidrig   gewesen,  und    zwar    deshalb, 
weil  die  Regierung   für  ihre  Akte    die  Verantwortlichkeit    allein  tragen  muß,  ihr 
also  nicht  durch  ein  derartiges  „quasilegislatorisches"  Verfahren  die  Verantwortung 
für  eine  ihrer  Handlungen  im  voraus  abgenommen  werden  darf.     Daher  ist  dem 
Senator  Isaac  beizustimmen,  wenn    er  äußerte,  man    könne    über  einen  Dekrets- 
entwurf   nicht   beschließen;    weder    die  Regierung    noch  die    andere  Kammer  sei 
an    den  so    gebilligten  Text  gebunden.     Die  Diskussion  könne    somit  nur    durch 
eine  Tagesordnung  beschlossen  werden,  die    der  Regierung  die  allgemeine   Rich- 
tung der  Reformen  angebe.2)     Die  Kommission    befolgte  denn  auch    diese  sach- 


')  „Pourquoi,  nous  a-t-on  dit,  proeedez-vous  par  decret?  dans  une  matiere  si  considerable, 
(|iü  touche  aux  questions  les  plus  graves  de  l'ordre  politique  et  de  1' ordre  administrativ  ce  n'est 
pas  assez  de  donner  ä  des  Solutions  queleonques  la  sanetion  du  decret;  il  taut  leur  imprimer  .  .  . 
Le  caractere  d'un  acte  legislatif  .  .  ."  „La  matiere  a  ete  reglee  constamment  par  des  deerets  .  .  . 
Comment  sYtonner  des  lors,  qu'on  lui  ait  applique  et  que  nous  lui  appliquions  nous-memes  le 
regime  des  colonies,  regime  d'ordonnances  et  de  deerets'?"  .  .  .  „La  seconde  raison  .  .  .  c'est  que 
le  regime  des  deerets  se  prete  Inen  mieux  que  le  regime  legislatif  h  suivre  daus  leur  developpement 
progressif  les  phases  successives  des  formations  eoloniales  .  .  ."  Sitzung  vom  25.  Mai,  J.  off.  vom 
26.  Mai  S.  674. 

2)  „Statuer  par  un  projet  de  decret,  je  crois  que  vous  ne  le  pouvez  pas  .  .  .  Un  pareil 
texte  n'engagerait  pas  le  Gouvernement,  pas  plus  d'ailleurs  qu'il  n'engagerait  l'autre  chambre  .  .  . 
Je  crois  que  cette  discussion  ne  peut  etre  close  que  par  un  ordre  du  jour  qui  indiquerait  seule- 
inent  au  Gouvernement  le  sens  general  des  reformes  que  vous  jugerez  necessaires  .  .  ."  Sitzting 
vom  26.  Mai,  J.  off.  27.  Mai,  S.  685,  686. 

Gmclin,  Ver&SBungsentwicklung  TOD  Algerien.  1<J 
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gemäße  Anregung,  indem  Bie  dem  Senat  eine  Tagesordnung  vorschlug,  des  In- 
halt-, daß  der  Senal  die  zwischen  der  Regierung  und  der  Kommission  bestehende 
Obereinstimmung  Über  « li*-  Notwendigkeit,  die  Angliederungsdekrete  aufzuheben 
und  die  Gewall  des  Generalgouverneure  zu  stärken,  Feststellte.1]  Diesi  I 
Ordnung  wurde  mit  überwältigender  Mehrheit  mit  262  gegen  2  Stimmen)  ange- 
nommen.8) 

E.  Reformfreundliche  Haltung  der  Deputiertenkamm« 
Die  beinahe  einstimmige  Verurteilung  der  Angliederungsdekrete  durch  den 
Senat  gewann  dadurch  an  Bedeutung,  daß  mittlerweile  auch  die  Deputiertenkammer 
eine  freundliche  Haltung  zu  dem  Reformplan  des  Senats  angenommen  hatte.  Vor 
allem  hatte  der  Berichterstatter  für  das  algerische  Budget,  Jonnart  der  Bpätere 
Generalgouverneur),  sieh  in  allen  wesentlichen  Punkten  mit  den  Forderungen 
Cambons  und  Ferrys  einverstanden  erklärt;3  auch  .Jonnart  erschien  dm  Ver- 
stärkung der  Stellung  des  Generalgouverneurs  dringend  geboten.  Übrigens  war  auch 
er,  ebenso  wie  die  beiden  Generalgouverneure  in  dem  (Jlauben  befangen,  daß  sich 
diese  dezentralisatorische  Reform  durchführen  ließe,  ohne  daß  man  den  Autonomiebe- 
strebungen in  irgend  einem  Punkte  nachzugeben  hrauche.4). statt  sich  zusagen, daß  der 
Dezentralisation  der  Regierungsgewalt  auch  eine  gewisse  Dezentralisation  im 
Bereich  der  Finanzverwaltung,  vor  allem  in  der  Feststellung  des  Budgets,  früher 
oder  später  nachfolgen  mußte.  Aus  dieser  Täuschung  über  den  notwendigen 
Entwicklungsgang  ist  es  zu  erklären,  wenn  er  im  gleichen  Augenblick,  in  dem 
er  die  Dezentralisation  der  obersten  Gewalt  empfahl,  für  eine  Verstärkung  der 
mutterländischen  Kontrolle  über  die  algerischen  Finanzen  eintrat:  im  Pereich  der 
Finanzverwaltung  —  meinte  er  —  könne  die  Assimilation  nie  zu  eng  sein!5) 


')  ,.Le  Senat,  constatant  l'accord  du  gouvernement  et  de  la  commissioo  sur  la  necessite'  de 
rapporter  les  decrets  de  rattachements  et  de  fortifier  les  pouvoirs  du  gouverneur  general  de  l'Al- 
gerie,  conformement  aus  conclusions  du  rapport  et  ans  dexlarations  de  la  commission,  passe  a 
l'ordre  du  jour."     Sitzung  vom  30.  Mai,  .1.  off.  .'11.  Mai.  s.  715. 

2)  Ebenda. 

3)  Charubre  des  deputrs.  Sess.  de  1892,  docum.  pari.,  Annexe  n°  2315.  srance  du  12  jaulet  1892. 
Rapport  fait  au  noru  de  la  commission  du  budget  chargee  d'examiner  le  projet  de  loi  portant  fixation 
du  budget  general  de  l'exercice  1893  (Ministere  de  llntexieur)  (Servier  de  l'Algene)  par  M.  .Jonnart. 
d<]>utr.     Insbesondere  S.  20 — 26. 

4)  Da  es  sieh  bei  den  Ausführungen  Jonnarts  im  großen  und  ganzen  nur  um  Wiederholungen 
handelt,  so  greife  ich  nur  die  bezeichnendsten  stellen  heraus:  ..Le  regime  qui  lui  convient  n'est 
]ias  I'assimilation,  et  ee  n'est  pas  L'autonomie  .  .  .  Les  r£snltats  de  l'enquSte,  si  patiemment  pour- 
suivie  par  la  Commission  d'etude  des  questions  alg£riennes  elue  Tan  dernier  au  Senat,  demontrent 
une  fois  de  plus  la  necessite  du  Gouvernement  general.  S.  20)  .  .  .  Oui,  le  Gouvernement  genäral 
doit  etre  maintenu,  mais  pour  qu'il  aecomplisse  son  oeuvre  il  taut  qu'il  soit  fort  et  qu'il  soit  libre. 
<>r.  il  existe,  mais  d^pourvu  d'autorite*  et  d'initiative.  L'abus  de  la  centralisation  en  a  fausse*  les 
rouages  (S.  22)  .  .  .  Si  nous  nous  sonimes  bien  infornies,  la  Commission  de  l'Alg&ie  a  compris 
tous  les  inionvt'niiiits  du  Systeme  (hs  rattachements.  Elle  n'entend  rien  sacrifier  ä  l'autonomie; 
si  I'assimilation  est  une  chimere,  l'autonomie  en  est  une  autre."     (S.  2t  des  ausgeführten  Berichtes). 

5)  „Nous  serions  d'avis  surtout  de  fortifier  le  controle  financier  de  la  mdtropole.  A  ee  point 
de  \  ue  im  revirement  en  sens  inverse  s'impose;  I'assimilation  ne  sera  jamais  trop  etroite. 
Le  ministere  de  l'Interieor  avant  la  haute  directum  de  la  plupart  des  affaires  algeriennea,  il  con- 
viendrait  d'y  creer  im  Office  de  l'Algene,  centre  de  controle  et  centre  de  renseignements  et  d'£tudes 
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Str&muny, 

\.  r '.  i  •  11 1  -  ii  i  <  •  Debatte  im  Senat, 
Nach  alledem  mag  ei  einen  überraschen,  wenn  Jahr  um  Jahr  vorging, 
ohne  daß  die  bo  wann  empfohlenen  Organisationsänderungen  eingeführt  wurden 
l'iu  so  mehr,  als  bei  den  Wahlen  im  Augusl  und  September  1893  in  Algerion 
dii>  Autonomiston  die  Oberhand  gewonnen  hatten.  Aber  vielleicht  liegt  grade  in 
diesen  Neuwahlen  der  Schlüssel  de>  Rätsels  verborgen,  Diese  Wahlen  hatten 
die  Radikalen  sein-  gestärkt,  ohne  ihnen  jedoch  ein  absolutes  l  bergewicht  über 
die  den  Senat  noch  beherrschenden  Gemäßigten  zu  verscharfen.  I>i<'  Polgen 
traten  in  den  schwankenden  Mehrheitsbildungen  während  der  Präsidentenkrisis 
nach  der  Ermordung  Carnots  und  bei  den  häufigen  Ministerwechseln  zu  Tage1  j 
da  fanden  weder  die  Volksvertreter  Doch  die  Minister  die  nötige  Muße,  um  Bich 
niii  den  algerischen  Dingen  zu  beschäftigen3).  Schließlich  aber  riß  den  Reform 
freunden  doch  die  Geduld.  In  der  Senatssitzung  vom  6.  April  1895  rührte 
Comb  es  die  Sache  wieder  auf:  seit  vier  Jahren  ständen  die  algerischen  Fragen 
sozusagen  ununterbrochen  auf  der  Tagesordnung  (\r<,  Senats:  Algerien  müsse 
endlich  wissen,  cd)  dasselbe  Regiment  und  dieselben  Irrtümer  ohne  \\n*\c  fort- 
dauern sollten3).     Diese  Worte  gaben  dem  Senator  Guichard  Anlaß,    wenigstens 


.  .  ."  1.  c.  S.  -•").  Diese  Stelle,  wie  auch  die  in  der  vorhergehenden  Anmerkung  angeführten 
Mini  von  den  späteren  Berichterstattern  offenbar  übersehen  worden,  sonst  hätten  sie  nicht  in  den 
Irrtum  verfallen  können,  Jonnart  schon  damals  als  Anhänger  der  algerischen  Autonomie  anzusehen; 
siehe  z.  l'>.  den  Bericht  von  Pourquery  de  Boisserin  über  das  Spezialbudget,  Documents  pari., 
Chambre  des  deput£s,  Sess.  ord.,  annexe  n°  1655,  Seance  du  28  mai  1900,  J.  off.  S.  1563:  „Con- 
trairement  ä  MM.  Boulanger  et  Burdeau,  untre  distingue  collegue  (M.  Jonnart)  considerait  comme 
des  plus  naturelles  Involution  qui  conduit  los  colons  ä  demander  l'autonomie  nuanciere  et  surtoul 
uue  assembläe  locale  oü  la  colonie  puisse  exprimer  ses  aspirations  et  discuter  ses  interets  .  .  ." 
Wörtlich  sind  diese  Sätze  —  ohne  Angabe  der  Quelle  —  wiederholt  von  Dailheu  S.  75. 
Die  Bezeichnung  Jonnarts  als  Förderer  der  Autonomie  beruhte  auf  einem  Mißverständnis: 
Jonnart  berührt  in  seinem  Bericht  u.a.  den  Stimmungswechsel,  der  sich  in  Algerien  in  den  letzten 
Jahren  vollzogen  hatte:  früher  hätten  die  Kolonisten  die  Assimilation  erstrebt,  tun  politische  Frei- 
heiten zu  erhalten:  aber  „depuis  que  ces  libertes  et  ces  garanties  leur  ont  ete  aecordees,  leur 
sentiment  sur  le  regime  administratif  de  la  colonie  s'est  modine.  Les  colons  aujourd'hui  de- 
mandent  an  budget  special,  et  plus  encore,  une  sorte  de  parlement  local.  Rien  de  plus 
naturel  uue  cette  Evolution"  (S.  23).  Wohl  verstanden,  diesen  Stimmungswechsel  in  Algerien 
hält  . Jonnart  für  begreiflich,  dagegen  war  er  durchaus  nicht  der  Ansicht,  daß  den  Autonomisten  die 
Erfüllung  ihrer   Forderungen   gewährt   werden   müsse. 

')  Lavisse  et  Rambaud,  Histoire  generale.  XII.  S.  46  f. 

2)  Lebourgeois  schiebt  die  Schuld  z.  T.  den  algerischen  Abgeordneten  zu,  die  keine  Forderungen 
gestellt  hätten,  weil  es  noch  genügend  Zeit  bis  zu  den  Neuwahlen  war  („On  verra  en  1897  ce 
qu'on    aura   ä   faire    pour   conserver   ses    cinq    ou   six   mille   electeurs"    S.   110).      Mir    scheint.    Lebour- 

iibertreibt  in  diesem  Fall;  die  algerischen  Vertreter  hätten  mit  ihren  Forderungen  in  jenen 
krisenvollen  Jahren  kein  Gehör  gefunden. 

3J  „Depuis  quatre  ans,  les  questions  algeriennes  sont  pour  ainsi  dire  d'une  facon  perma- 
nente ä  l'ordre  du  jour  de  cette  assembl£e  .  .  il  faut  que  l'Algerie  sache  enfin  si  le  regime,  si  les 
meines  errementS  dnivent  s'y  eontinuer  inib'riniment  .  .  Nous  avons  brau  regarder  du  cote  de 
l'Algerie,  c'est  toujours  le  meine  Systeme  qui  est  en  vigueur  .  ."  Sitzung  vom  5.  April  1895. 
Senat.  Sess.  ord.  de  1895  DebatS  pari.,  .1.  off.  S.  405. 

13* 
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im  Forstwesen  eine  Reform  anzuempfehlen.  Der  folgende  Redner,  Gerente,  be- 
lehrte indes  den  Senal  darüber,  daß  aich  die  Algerier  mit  solchen  geringfügigen 
Verbesserungen  nicht  abspeisen  lassen  wollten,  vielmehr  Behr  bedeutende  An- 
sprüche stellten,  die  weit  über  die  von  Ferry  befürwortete  Reorganisation  hin- 
ausgingen1). Zunächsl  natürlich  forderte  auch  er  eine  selbständige  Entscheidi 
gewall  für  den  Generalgouverneur2);  in  der  Kontrolle  Bchloß  er  sich,  was  merk- 
würdig erscheinen  mag,  dem  Tirman'schen  Gedanken  an,  indem  er  gegen  die 
Kontrolle  durch  alle  Fachminister  nicht.-  einzuwenden  fand8).  Tatsächlich  aber 
lag  ihm  nichts  an  einer  wirksamen  Kontrolle  durch  die  Fachminister,  sondern 
er  zog  ihr  eine  unmittelbare  Kontrolle  des  Parlaments  gegenüber  dem  General- 
gouverneür  vor*);  mithin  schwebte  auch  Gärente  der  außerhalb  des  Kabinetts 
stehende  Q ou verneiirminister  vor,  nur  daß  er  ihn  durch  die  Fassade  der  Kollek- 
tivverantwortlichkeit der  Fachminister  zu  verdecken  suchte.  Die  Verstärkung 
der  Gewalt  des  Generalgouverneurs,  so  wichtig  sie  als  Voraussetzung  für  eine 
selbständige  Entwicklung  Algeriens  war,  bildete  indes  nur  einen  nebensächlichen 
Punkt  im  Programm  der  Autonomisten:  dieses  gipfelte  vielmehr  in  der  Forderung 
einer  Volksvertretung  und  der  eigenen  Rechtspersönlichkeit.  So  drückte  auch 
Gerente  den  Wunsch  aus.  der  Kmbryo  des  algerischen  Kolonialrats,  das  ( lonseil 
Buperieur  möge  in  der  Weise  zu  einer  Volksvertretung  umgebildet  werden,  daß 
er  nur  noch  aus  gewählten  Mitgliedern  bestehe  und  daß  die  Beamten  nur  noch 
mit  beratender  Stimme  an  den  Verhandlungen  teilnehmen  dürften5).  Für  dieses 
„Conseil  colonial"  beanspruchte  er  die  Entscheidungsgewalt  über  die  Einnahmen 
und  Ausgaben,  die  sich  auf  die  öffentlichen  Arbeiten,  auf  die  Kolonisation  und 
sonstige  rein  algerische  Interessen  bezogen6),  und  das  Recht  der  Begutachtung 
gegenüber  den  übrigen  Algerien  betreffenden  Budgets.  7j  Endlich  bat  Gerente 
noch,  dem  heillosen  Wirrwarr    der  algerischen  Gesetzgebung   dadurch    ein   Ende 


1)  Ebenda  S.  406  ff. 

2)  „En  ce  qui  concerne  le  gouvemement  general  de  l'Algerie.  nous  estimons  que  les  Cle- 
ments d'appreeiation  etant  sur  place,  le  pouvoir  de  derfsion  doit  t-tre  ägalement  sui  place.  Le 
gouverneur  general  aura  en  propre,  pour  L'Algerie,  les  attributions  de  chaque  ministre".  Eben- 
da S.  410. 

3)  „Quant  au  contröle  de  la  nietropole  .  .  nous  demandons  que  le  contröle  comp^tent  soit 
n'>erve  .  .  h  chaque  ministere."     Ebenda. 

4)  „J'ajoute  qu'il  ne  serait  pas  mauvais  que  le  Parlement  lui-meme  s'oecupät  de  ce  contröle. 
Nous  admettrions  volontiers,  pour  tout  ce  qui  tonebe  aox  affaires  algerienues,  que  le  gouverneur 
eut  acces   direct   au  Parlement  et  qu'il  y  eüt  ainsi  sa  responsabilite  individuelle".     Ebenda. 

'')  Nous  vous  demandons  .  .  d'avoir  pour  ces  interSts  eoloniaux  un  conseil  ehi.  Nous  en 
avons,  du  reste  aujourd'hni,  un  embryon,  qui  est  le  conseil  superieur  .  .  ce  n'est  point  une  revo- 
lu tion  que  nous  vous  demandons.  Nous  voulons  seulement  vous  voir  fortifier  le  conseil  Buperieur 
en  le  faisant  elire  .  .  .  en  ne  laissant  aus  hauts  fonetionnaires  de  la  colonie  l'entrt'e  dana  ce  con- 
seil qu'a    titre  consultatif".      Ebenda. 

6)  „Quant  aux  travaux  publics,  a  la  colonisation  et  aux  differents  interets  propres  a  l'Algerie; 
quant  aux  depenses  et  aux  recettes  y  afferentes,  laissez-en  l'etude  et  la  decision  a  ce  conseil  Bu- 
perieur, ou  conseil  colonial  .  ."  Ebenda.  Gerente  dachte  also  wie  Cambon  entsprechend  dem 
Plane  der  Kommission  von  1869/70  an  eine  Teilung  des  bestehenden  sogenannten  algerischen 
Budgets  in  ein  Staats-  und  ein  Kommunalbudget. 

')  ,..  .  il  ne  serait  pas  mauvais  de  lui  soumettre.  ä  ce  conseil  competent.  tous  les  budgets 
qui  Interessent  l'Algerie.   ne  füt-ce  qu'ä  titre  consultatif."      Ebenda. 
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■/.[[  setzen,  daß  man  <li<'  geltenden  Gesetz« au    bezeichnete    und    für    die  Zu 

kunfl  * I i « >  zur  Gesetzgebung  in  Algerien  eu  tttndigon  Organe  be  timmte1  Ob 
Görente  duroh  die  Aufrollung  die  <■  etwai  weiten  Programm  * J i ■  •  Inangriffnahme 
der  algerischen  Reorganisation  gefördert  hat,  i  I  die  Frage,  wenig  ton  faßte  dei 
Senal  keinen  Beschluß,  und  ebensowenig  tal  die  Regierung  etwas  zur  Erfüllung 
seiner  Wünsche. 


B.   Bestimmtes    Eintreten    der    Deputiertenkammer    für   die    Aul 

li  e  I)  u  n  g  der  Anglie de.rungsd  e  k  r  e  t  e. 

Ks  bedurfte  uoch  einer  unzweideutigen  Kundgebung  der  Deputiertenkai >r, 

um  die  Regierung  endlich  zur  Durchführung  der  dringendsten  Reform,  nämlich 
der  Reorganisation  des  Generalgouvernements,  zu  veranlassen.  Den  Anstoß  gab 
eine  [nterpellation  von  Fleury-Ravarin  im  November  1896  über  einen  der  da- 
mals so  häufigen  administrativen  Mißgriffe  in  Algerien.  Der  Interpellant  schlug 
vor,  in  einer  Tagesordnung  die  Regierung  aufzufordern,  erstens  soforl  die  An- 
gliederungsdekrete  aufzuheben  und  die  Leitung  der  Kolonie  umzugestalten  und 
zweitens  einen  Gesetzentwurf  vorzulegen,  sowohl  um  eine  Kontrolle  der  Ver- 
waltung einzurichten  als  auch  um  die  Zusammensetzung  und  die  Funktionen 
des  Conseil  superieur  zu  regeln2).  Danach  möchte  man  glauben,  daß  Fleury- 
Ravarin  autonomistische  Ziele  verfolgte;  allein,  er  war  zwar  ein  Freund  der 
Dezentralisation,  aber  ein  Gegner  der  Autonomie.  Dies  beweist  eine  Abhandlung 
über  die  algerischen  Zustände,  die  er  grade  um  jene  Zeit  in  der  Revue  politiquo 
et  parlementaire  erscheinen  ließ3).  Darin  verfocht  er  eifrig  die  Ferryschen  Or- 
ganisationsänderungen,  nur  hinsichtlich  der  Kontrolle  gab  er  der  Tirman'schen 
Idee  von  der  Unterstellung  des  Generalgouverneurs  unter  die  Kontrolle  sämt- 
licher Fachminister  den  Vorzug4).  Dagegen  trat  er  den  Forderungen  der 
Autonomisten  auf  Ausschaltung  des  Beamtenelements  aus  dem  Conseil  supe- 
rieur und  auf  Gewährung  der  Entscheidungsgewalt  über  daz  Lokalbudget  sehr 
schroff  entgegen:  einmal,  weil  er  davon  eine  noch  stärkere  Ausbildung  des  al- 
gerischen Sondergeistes,  des  Algerianismus,  befürchtete5);  und  dann,  weil  er 
meinte,  die  Fortentwicklung  des  Conseil  superieur  zu  einer  algerischen  Volks- 
vertretung müsse  den  Wegfall  der  dann  überflüssigen   algerischen  Vertretung  im 


')  „Nous  lui  demandons  de  vouloir  bien  nous  dire  quelles  sont  les  lois  applicables  ä  l'Al- 
gerie  pour  le  passe  et  jusqu'a  present.  et  de  nous  dire,  pour  l'avenir,  quel  est  le  pouvoir  qui  a  le 
droit  de  legiferer  d'une  facon  definitive  pour  l'Algerie,  si  c'est  le  elief  du  pouvoir  executif,  si  c'est 
le   Senat   et  la   Oiambre   .   ."      Ebenda. 

2)  Siebe   unten   S.  '202  den   abgedruckten   Text  der  Tagesordnung-. 

3)  Revue  politique  et  parlementaire,  Tome  VTII  (10  juin  1896),  S.  527 — 61  und  T.  X.  (10 
d&sembre  1896)  S.  531—70. 

4)  1.  c.  T.  VIII  S.  554—558. 

5)  ...  .  le  danger  politique  qu'il  y  aurait  ä  augmenter  im  esprit  loeal  et  partieulariste  dejä 
singulierenient  developpe.  Certes,  je  ne  mets  pas  en  doute  le  loyalisme  des  patriotes  algeriens  .  . 
Mais  il  a'emp€che  qu'il  existe  lä-bas  un  etat  d'äme  particulier  qu'il  taut  surveiller  de  pres,  l'alge- 
rianisme.     On   est  algi'rien   d'abord,   franeais  ensuite".     1.  c.  S.  560. 
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Parlamenl  nach  Bich  ziehen1).  I>a-  einzige,  waa  er  zugestehen  wollte,  war  die 
Vermehrung  des  Conseü  superieur  um  einige  Vertreter  des  Ackerbaus  und  des 
Handels  und  um  einige  Eingeborene  wie  sie  Cambon  und  Tirman  angeregl 
hatten  .  derart  daß  die  Beamten,  die  bisher  <li<'  Mehrheil  hatten,  von  <l<-m  ge- 
wählten Elemenl  majorisiert  werden  konnten2)-  An  den  bloß  beratenden  Punk- 
tionen des  Conseil  superieur  zu  rühren,  ihm  die  Entscheidung  über  das  algerische 
Budget  einzuräumen,  hielt  er  für  bedenklich3);  Algerien  sollte  wie  bisher  ledig- 
lich geographischer  Begriff  bleiben4).  Man  sieht  also:  obwohl  Fleury-Ravarin 
sich  als  aufrichtigen  Gegner  der  verfehlten  Assimilationspolitik  bekannte,  zeigte 
er  sich  darum  doch  den  Bestrebungen  der  Autonomisten  gegenüber  so  vorsichtig, 
daß  seine  Vorschläge  in  keinem  Punkte  über  die  des  Assimilationsfreundes 
Tirman  hinausgingen.  Mag  man  dieses  Mißtrauen  auch  etwa-  engherzig  finden, 
so  läßl  sich  ihm  eine  gewisse  Berechtigung  doch  nicht  absprechen:  die  trüben 
Erfahrungen,  die  man  in  den  Gemeinde-  und  Departementsvertretungen  ge- 
sammelt hatte,  ermutigten  wahrlich  nicht,  der  Kolonistenoligarchie  auch  noch  die 
Herrschaft  über  das  ganze  Land,  das  entscheidende  Wort  über  das  Landesbudget 
einzuräumen. 

Daher  beschränkte  sich  Fleury-Ravarin  auch  in  der  Begründung  seiner 
Interpellation5)  darauf,  die  Notwendigkeit  der  Aufhebung  der  Angliederungsdekrcte 
von  neuem  darzutun  und  die  Vermehrung  der  Befugnisse  de.-  Generalgouverneurs 
zu  fordern.6)  Dabei  wußte  er  eine  Petition  der  Kaids  und  der  Scheiks  der  ge- 
mischten  Gemeinde  Tablatt  sehr  geschickt  in  seinem  »Sinne  auszunützen:  diese 
baten  nämlich,  man  möge  doch  mit  ihrem  Schutz  nicht  die  Vertreter  von  Interessen, 
die  denen  der  Muselmanen  nur  zu  häufig  zuwiderliefen,  beauftragen,  sondern  ihre 
Tutel  dem  höchsten  Vertreter  Frankreichs  in  der  Kolonie,  d.  h.  dem  mit  un- 
bestrittener Gewalt  ausgestatteten  ( reneralgouverneur  anvertrauen.7)     Diese  Worte 


')  „Dans  cette  hypothese  on  serait  obUge*  de  supprimer  la  representation  algerienne  au  Par- 
lement  francais;  d£putes  et  senateurs  deviendraient  an  rouage  parfaitement  inutile  .  ."  Ebenda. 
M.  E.  war  die  Vertretung  Algeriens  im  gesetzgebenden  Körper  auch  nach  Gewährung  der  Selbstver- 
waltung nicht  sinnwidrig,  solange  über  einen  Teil  der  Algerien  betreffenden  Gesetzgebung  im  Par- 
lament beschlossen  wurde  und  solange  wenigstens  einige  Verwaltungszweige  vom  Mutterland  aus 
geleitet  wurden. 

2)  1.  c.  s.  560,  561. 

3)  „La  Solution  que  nous  preconisons  consisterait  ä  conserver  an  Conseü  superieur  Bon 
röle  consultatif  et  sa  composition  generale,  mais  a  modifier  l'importance  relative  des  elements 
Hui  s'y  rencontrent".     1.  c.  S.  .">60. 

4)  „L'Algerie  u'existe  pas  en  tant  qu'organisme  politique;  c'est  one  pure  expression  geogra- 
phique".     Ebenda. 

■')  Sitzung  vom  7.  Nov.  1896,  J.  off.  8.  Nov.,  Chambre  des  deput^s,  Deiiats  pari.,  Sess.  extra- 
ord.  de   1896,  S.  1430  ff. 

6)  ,,.  .  .  je  vous  demanderai  la  suppression  des  d^crets  de  rattachement,  de  ces  d^crets  <jui 
en  decapitant  le  gouverneur  general,  en  transportant  ä  Paris,  pour  l'eparpiller,  le  pouvoir  gou- 
vernemental,  livrent  l'AJgerie  ä  one  veritable  anarebie  .  .  ."     Ebenda  S.  14.J4. 

:i  „Comme  reme.de  de  n<>s  maux.  nous  ne  reclamons  point  une  assimilation  administrative 
et  politique  pour  iaquelle  nous  ne  serons  pas  mürs  ...  et  qui  ne  serait  que  l'organisation  du 
desordre  et  du  chaos  .  .  .  Nous  lui  demandons  de  ne  pas  deleguer  notre  tutelle  aux  representants 
d'interets  trop  souvent  rivaux  des  notres,  mais  au  contraire  de  la  concentrer  entre  les  mains  de 
son  plus  haut  repn'seiitant  dans  la  colonie,  c'est-a-dire  d'un  gouverneur  g£neraJ  aux  pouvoirs  in- 
contestes."     Aus  der  von   Fleury-Eavarin  verlesenen  Petition.  Ebenda  S.  1430. 
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Ließen    sich    bui    Zurttokwoi  ung    der    Autoi iobo  trobungon    natürlich    u>  1 1 1 i < h 

\  rrw  orten, 

Die   Aul mii  ton    fühlten  die  in    der   Rede   Kleur)  Kavarin     •"• 

richtoto  Spitze  wohl  heraus,  denn   sie    hielten  e    I tig    zu    erklären,  daß 

die  geplante  Reform  nur  dann  unterstützen  würden,   wenn  auch  der  Gedanke  d< 
Ausbaue  der  algerischen  Selbstverwaltung   entsprechende   Berück  ichtigung  fände. 
Nu  äußerte  dereine  Abgeordnete  von  Constantine,  Forcioli:   „Wir    etzen  um  der 
Tagesordnung    von    Fleury  Ravarin,    insoweit    sie   die   Vormehrung   der  Gewalten 
(des  Generalgouverneurs)  betrifft,  nicht   entgegen  .  .  .,  jedoch  um-  unter  der  Be 
dingung.  daß  man  neben   dieser  beinahe  unumschränkten  Gewalt    eine   Kontroll 
gewall  organisiert:  ein  gewähltes  Conseil  colonial."1)     Und  noch  schärfer  Bprach 
der  andere  Abgeordnete  von  Constantine,  Thomson:    „Wir  gehen  mit  Buch,  aber 
mir    unter    der    Bedingung,    daß    ihr    keine    unverantwortliche    Gewalt    BchaSft.' 
Natürlich  sei  der  Generalgouverneur  der  französischen  Regierung  unterstellt.    Allel- 
es sei  eben  die  Frage,  oh  die  französische  Regierung  die  Handlungen  des  Gou 
verneurs  auch  wirklich  verfolgen  könne.     Man  gebe  dem  Gouverneur  ministerielle 
Gewalten  und  unterstelle  ihn  dem  Minister  des  Innern,  so  daß  dieser  einen  wirk- 
lichen  Minister   unter   sich    habe.*)     Wenn         wie    es  nach    dem  Bericht    Ferrys 
sieh    wohl    annehmen    ließ   —   die    wirkliche    Verantwortlichkeit   nicht   auf   dem 

Minister   des  Innern  laste,    wie    könne   man    es  dann   für   möglich  halten,    daß    dieser 

die  erforderliche  Macht  besitze,  um  dem  Generalgouverneur  die  Richtung  für 
seine  Politik  zu  weisen?  Vielmehr  werde  der  Minister  ihm  freie  Hand  lassen.3) 
Auch  an  die  unmittelbare  Verantwortlichkeit  des  (ieneralgouvernours  gegenüber 
dem  Parlament  wollte  Thomson  nicht  glauben  und  so  kam  er  zu  dem  Schluß,  daß 
dm-  Generalgouverneur  von  der  Zentralgewalt  überhaupt  nicht  kontrolliert  werde.4) 
Ebensowenig  werde  die  Kontrolle  in  Algier  existieren,  da  man  an  das  Conseil 
superieur  nicht  rühren  wolle.5)     „Wenn    ihr    eine  Kontrolle   wollt,    fuhr    er   fort. 


')  „Nous  ne  nous  opposons  pas  du  fcout  ä  l'ordre  du  jour  de  M.  Fleuiy-Ravariii  en 
ce  (iiii  conceme  cette  augmentation  des  pouvoirs;  nous  voulons  que  le  gouverneur  general  soit  le 
maitre  des  Services  de  la  colonie  et  qu'il  ait  la  haute  main  sur  totis  .  .  .  nous  voulons  bien  cen- 
bralisei  les  Services  dans  sa  main,  .  .  .  mais  a  uue  condition  pourtant;  .  .  .  c'est  qu'on 
organiso  ä  cöte"  de  ce  pouvoir  tres  grand,  presque  absolu,  un  pouvoir  de  contröle 
.   .   .   Ce   sera   un   eonseil   eolonial   ein   .   .   ."      Ebenda  S.  1437. 

-)  ..Nous  marchons  avec  votis,  mais  ä  la  condition  que  vous  ne  ereerez  pas  im  pouvoir  ir- 
responsable  ...  11  est  bien  entendu  que  le  gouverneur  est  place  sous  les  ordres  du  gouvernement 
francais.  Seulement  toute  la  question  est  de  savoir  si  dans  cette  organisation-la  le  gouvernement 
francais  pourra  serieusement  suivre  les  actes  du  gouverneur.  .I'atfirme  le  contraire.  Vous  donnez 
;'i  ce  gouverneur  des  pouvoirs  ministeriels  et  vous  les  placez  sous  l'autorite  du  ministre  de  l'interieur, 
lequel  se  trouve  avoir  sous  ses  ordres  un  veritable  ministre.  j'allais  dire  un  veritable  ministere." 
Sitzung  vom  9.  Nov..  .1.  off.  10.  Nov.  S.  1446. 

3)    si  la  responsabilite  veritable  ne  pese  pas   sur  la  tete   du   ministre   de  l'interieur,   est- 

ce   que   vous   croyez  que   celui-ci  sera  arme  vis-ä-vis  du  gouverneur  de  pouvoirs  suffisants  pour  lui 
indiquer  la  voie  dans  laquelle  il  devra  s'engager?    Non,  il  le  Iaissera  son  maitre  .   .  ."     Ebenda. 

4)  „II   s'ensuit  que  le  contröle  par  le  pouvoir  central   sera  nul."      Ebenda. 

')  ..('e  contröle  existera-t-il  ä  Alger?  .  .  .  Pas  du  tout;  on  insiste  dans  le  rapport  et  on  dit: 
11   ne   taut   pas   touclier  an   conseil   superieur  .   .   ■"     Ebenda. 
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dann  tut,  was  Tinnan  vorgeschlagen  bat,  schafft  «•in  algerisches  Spezialbudget."1) 
Offenbar  hal  Thomson  den  Tirman'schen  Plan  mißverstanden,  denn  bekanntlich 
Btrebte  Tinnan  nur  nach  Verstärkung  der  Kontrolle  des  Mutterlandsparlaments 
über  die  algerischen  Einnähmen  und  Ausgaben,  während  Thomson  an  die  Be- 
willigung der  Ausgaben  und  die  Überwachung  ihrer  Verwendung  durch  die  Al- 
gerier  selbst  dachte.  Die  Einräumung  dieses  finanziellen  Selbstbestimmungs- 
recht-  an  die  Algerier  bildete  in  den  Augen  Thomsons  die  unbedingte  Voraus- 
setzung für  die  Vermehrung  der  Gewalt  des  Generalgouverneurs:  ..Wenn  Ihr 
den  Handlung- h ereich  des  Generalgouverneurs  erweitern  wollt,  bo  könnt  ihr  es 
tun,  aber  erst  nach  der  Einrichtung  einer  strengen  und  genauen  Präventivkontrolle 
über  jede   seiner  Handlungen."  2) 

Man  wird  nicht  behaupten  wollen,  daß  diese  Forderungen  des  Abgeordneten 
Thomson  sich  durch  besondere  Klarheit  auszeichneten.  Es  war  doch  keine  Rede 
davon,  aus  dem  Generalgouverneur  einen  unbeschränkten  Herrscher  zu  machen: 
vor  allem  sollten  -eine  Handlungen  in  dem  Bereich  der  Finanzverwaltung  zum 
großen  Teil  nach  wie  vor  von  der  vorherigen  Zustimmung  andrer  Organe  — 
der  Regierung  und  des  Parlaments  —  abhängen  und  für  die  Verwendung  der 
bewilligten  Mittel  mußte  wiederum  dem  Parlament  Rechnung  gelegt  werden. 
Immerhin  war  es  möglich  und  wohl  auch  zweckmäßig,  wenigstens  für  einen  Teil 
der  Finanzverwaltung  den  lokalen  Organen  Algeriens  das  bisher  vom  Parlament 
geübte  Mitwirkungs-  und  Uberwachungsrecht  zu  übertragen:  wenn  eine  algerische 
Versammlung  die  Steuern  bewilligte,  und  das  Lokalbudget  feststellte,  so  übte  sie 
eine  genügende  „Präventivkontrolle"  über  die  Handlungen  des  Generalgouverneur-: 
aber  daran  war  doch  nicht  zu  denken,  daß  überhaupt  alle  Handlungen  des 
Generalgouverneurs  —  wie  es  Thomson  forderte  —  Präventivkontrollen  unter- 
worfen werden  sollten.  Eine  gewiße  Freiheit  im  Handeln  ist  zur  gedeihlichen 
Führung  einer  Regierung  unerläßlich,  und  die  ganze  Dezentralisationsbe- 
wegung zielte  ja  eben  dahin,  dem  Generalgouverneur  die  ihm  fehlende 
notwendige  Bewegungsfreiheit  wieder  zu  verschaffen!  Aber  nicht  nur  der  Ge- 
danke der  umfassenden  Präventivkontrolle  war  sinnlos,  auch  die  Repressiv- 
kontrollen konnten  nur  in  geringem  Grade  in  der  Kolonie  selbst  geübt  werden. 
Dagegen  ließ  sich  nichts  einwenden,  daß  über  die  Verwendung  der  Mittel  des 
Lokalbudgets  vor  der  Vertretung  der  Kolonie  Rechnung  gelegt  wurde,  und  daß 
diese  Vertretung  Beschwerden  gegen  die  Landesverwaltung  richtete,  daß  also  eine 
gewiße  administrative  und  Finanzkontrolle  in  Algerien  selbst  stattfand,  aber  daß 
die  politische  Verantwortlichkeit  des  Generalgouverneurs  vor  der  Heim- 
regierung durch  die  Verantwortlichkeit  vor  der  Kolonialvertretung  ersetzt  werden 

'  Si  vmis  vonlez  un  contröle,  faites  ce  qu'avait  propose  M.  Tinnan  .  .  .  creez  im  budget 
special  de  l'Algerie.  Cela,  ('est  quelque  chose;  faites  que  l'Algerie  ait  un  interet  a  rechercher  des 
economies,  ait  un  interet  a  reporter  Les  depenses  lä  od  elles  sonl  ventablement  necessaires;  et  pax 
irla  lut'nie  que  l'Algerie  voterä  eis  depenses  eile  en  surveillera  L'emploi  .  .  ."     Ebenda. 

2)  ..Si  vous   vonlez  augmenter   les  pouvoirs    <lu  gouverneur   general,  ce    ;'i  quoi  personne  ne 

s'oppose,  }<■  dis  que  la  premiere  chose  ;'i  faire  .  .  .  c'est  d'organiser  ce  contröle  .  .  .  si  vous  vou- 

lez  .   .   .  elargir  le    champ  d'action    du  «rouverueur    general,  vous  ponvez  le  faire,    niais    apres  avoir 

organise"  im    contrdle  severe,    un    contröle   exact,  un   contröle    preventif   sur  chacun   de  ses  actes." 

ada. 
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sollte,   das   ließ  sich    mit    der  Stellung   de    Gonoral iverneur     Uberhaupl    iiichl 

vereinbaren,     Denn   es    nmll   als  einer   der  tiauptgrundsätze    des    Kolonialrecht 
betrachtet   werden,  daß  der  Gouverneur  einer  Kolonie  den  Organen  de    Muttor 
landes  und  nur  diesen  gegenüber  politisch  verantwortlich  ist;  auch  in  den  Kolonien, 
die  die  größten  Freiheiten  genießen,  in   den  britischen  Selb  trogierungskolonien, 
ist  der  Gouverneur  nur   dem  EColonialminister,  bozw.   der  Kinne    verantwortlich, 
nicht  aber  der  Coloniallegislatur.     Daß  sich    eine  gewiße  Verantwortlichkeit  der 
Mitglieder  des  (  \>hs<m1  de  gouvernement,    des  „algerischen   Ministeriums"   gegen 
über  der  algerischen  Vertretung  entwickelte,  war  nicht  undenkbar,  der  General 
gouverneur  dagegen  konnte   nur   den  Organen   des  Mutterlande    gegenüber  ver- 
antwortlich bleiben;  und  wenn  die  Formelle   Verantwortlichkeil  des  Ministers  dec 
Innern  /.nr  Kontrolle  der  algerischen  Verwaltung  durch  das  Parlament  nicht  aus- 
reichte,   so  mußte   sich  (dien   eine    unmittelbare  Verantwortlichkeil   des  General 
gouverneurs  gegenüber  dem  Parlament  herausbilden;  die  Anwesenheit  algerischer 
Deputierter  und  Senatoren  hot  eine  genügende  Bürgschaft  dafür,  daß  die  parla- 
mentarische Kontrolle  über  die  algerische  Verwaltung  auch  wirklich  geübt  wurde. 
Merkwürdigerweise   ging   der   Generalgouverneur   Cambon    bei    seiner    Er- 
widerung  mit   keinem  Worte   auf   die    Frage    der    Verantwortlichkeit    mehr   ein, 

sondern    begnügte    sich    damit,    nach  Möglichkeit  /.wischen  den  Freunden  der  reinen 

Dezentralisation  und  den  Autonomisten,  denen  sich  auch  noch  Etienne,  der  eine 
Deputierte  von  Oran,  angeschlossen  hatte1),  zu  vermitteln.  Er  warf  zwar  den 
Autonomisten  vor.  sich  desselben  Fehlers  schuldig  zu  machen  wie  die  Assimi- 
lationsanhänger, nämlich,  daß  sie  das  Vorhandensein  der  Eingeborenenbe- 
völkerung vergäßen.2)  Aber  doch  erörterte  er  nachher  in  ruhiger  Weise  die 
Möglichkeit  einer  beschließenden  Mitwirkung  einer  gewählten  algerischen  Ver- 
tretung bei  der  Feststellung  des  Lokalbudgots3).  Daß  Carnbon  mit  der  von  den 
Rednern  befürworteten  Vermehrung  der  Gewalt  des  Generalgouverneurs  voll- 
ständig einverstanden  war,  das  braucht  nicht  erst  gesagt  zu  werden.  Und  so 
hatte  auch  die  Regierung  gegen  die  von  Fleurv-Ravarin  vorgeschlagene  Tages- 
ordnung nichts  einzuwenden,  zumal  man  noch  ein  Kompliment  für  die  seitherigen 
Bemühungen  der  Regierung  einflocht4). 

Um  die  Bedeutung  der  Fleury-Ravarinschen  Tagesordnung  zu  erfassen,  muß 
man  sie  mit  der  im  Senat  im  Jahre  1893  angenommeuen  vergleichen:  Während 
sich  diese  darauf  beschränkte,  das  Einverständnis  der  Regierung  mit  der  Kom- 
mission über  die  Notwendigkeit  der  Aufhebung  der  Rattachements  und  der  Ge- 
waltenvermehrung des  Generalgouverneurs  festzustellen,  begnügte  sich  die  nun 
vorliegende  Tagesordnung  nicht  mit  einer  kraftlosen  Feststellung:  vielmehr  wurde 
aus  der  Erkenntnis,  daß  das  Angliederungssystem  von  1881  ein  Hindernis  für 
eine     gedeihliche     Verwaltung     und     für     die     Verwirklichung     der     Reformen 


*)  Ebenda  S.  1453. 

2)  „L'assimilation  et  l'antonomie  dement  totites  deux.  pax  des  roies  l>ien  differentes,  d'une 
lmnic  erreur".     Sitz.  v.  10.  Nov.,  J.  off.  11.  Nov.  S.  1466. 

3J  Wie  schon  vor  der  Senatskommission  1891,  so  empfahl  er  auch  jetzt  eine  Teilung  des 
algerischen   Budgets  in   ein   Staats-  und  ein  Spezialbudget.     Ebenda  S.  1470,    1471. 

4)   Siehe   unten   die   eingeklammerte   Stelle  im   Text   der  Tagesordnung. 
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bildeto,  auch  die  entsprechende  Folgerung  gezogen,  indem  man  die  Regierung 
aufforderte,  unverzüglich  <li''  Angliederungsdekrete  aufzuheben  und  die  oberste 
Verwaltung    der    Kolonie    neu    zu    ordnen:    auch    konnte    man    nicht  wie 

1893  bei    der    Anregung    einer    Reorganisation    dea    Generalgouvernements 

Halt  machen,  sondern  mußte  auch  auf  die  unaufhaltsame  Ausbreitung  der  auto- 
aomistischea  Bewegung  in  Algerien  wohl  oder  übel  Rücksicht  nehmen;  daher 
die  weitere  Aufforderung  an  die  Regierung,  alsbald  einen  Gesetzentwurf  vorzu- 
legen, zur  Einrichtung  einer  Verwaltungskontrolle  und  zur  Umgestaltung  der 
Zusammensetzung  und  der  Tätigkeit  des  Conseil  superieur1).  Die  Annahme 
dieser  bestimmten  Tagesordnung  bedeutete  ein  Ultimatum  für  die  Regierung, 
dessen  Erfüllung  sie  sich  schon  aus  dem  Grunde  nicht  entziehen  konnte,  weil 
es  der  über  das  Geschick  dc>  Kabinetts  entscheidende  Teil  der  Volksvertretung, 
nämlich  die  Deputiertenkammer,  Bt eilte. 

('.   Die  Wiederherstellung  der  eigenen  Gewalt  des, 
( i  ene  ralgo  u  v  er  n  e  urs. 

a)  Das  Dekret  de  derattachement  vom  31.  Dezember  1896. 
Daher  erging  schon  wenig  Wochen  nach  der  Kammerverhandlung,  am 
31.  Dezeinher  1896,  ein  Dekret,  das  z.T.  in  engem  Anschluß  an  den  Wortlaut 
des  Fernsehen  Entwurfs  die  Stellung  des  Generalgouverneurs  umgestaltete2!.  Jn 
Artikel  1  des  Dekrets  wurden  die  „decrets  de  rattachement"  von  1881  aufge- 
hoben.3) Die  folgenden  Artikel  behandeln  die  allgemeine  Stellung  des  General- 
gouverneurs; um  vor  Augen  zu  führen,  daß  der  Generalgouverneur  nicht  als  ein 
gewöhnlicher  Beamter  unter  dem  .Minister  des  Innern  angesehen  werden  darf,  ist  be- 
stimmt,  daß  eine  Ernennung  auf  Vorschlag  des  Ministers  des  Innern  durch  Dekret 
des  Präsidenten  der  Republik  im  .Ministerrate  vorzunehmen  ist4).  Der  General- 
gouverneur vertritt  die  Regierung  der  Republik  in  ganz  Algerien.  Die  Regierung 
und  die  hohe  Verwaltung  des  Landes  sind  in  seiner  Hand  zusammengefaßt"'). 
Dementsprechend  genießt  er  den  Vorrang  vor  allen  Zivil- und  Militärbeamten  im 
Lande.'')  und  hat  er  das  Rocht,  über  die  Ernennung  sämtlicher  hoher  Beamten 
in   Algerien  gehört  zu  werden7).     Der  Grundsatz   der  Zusammenfassung    der   ge- 


')  „La  chambre  (approuvant  les  efforts  faits  depuis  quelques  annees  pour  retablii  l'ordre 
dans  L'administration  algenenne),  convaineue  que  le  Systeme  des  rattachements,  «'- «1  i t-r •'  par  les  de- 
crets du  26  aoüt  1881,  constitue  im  obstacle  an  bon  fonetionnement  des  Services  publica  en  Al- 
gerie  et  ä  Ia  rlalisation  des  reformes,  invite  le  gouvernement : 

1°  ä  rapporter  immediatement  ces  decrets  et  ä  reorganiser  Ia  haute  administration  de  la 
colonie: 

2°  a  deposer  sans  retard  un  projet  de  loi  tanl  poui  constituer  le  contröle  de  l'administration 
que  pour  regier  la  composition  et  le  fonetionnement  du  conseil  superieur".     Ebenda  S.  1474.  1475. 

2)  Bull.  oft".  1835,  n°  32149,  Sirey,  L.  a.,   1897,  S.  244  f.  Siehe  Anhang  Nr.  .32. 

■' i  siehe  Art.  1   des  Dekrets. 

4)  Art.  2.   1    =  Art.   1    des  Fernsehen  Entwurfs. 

5)  Art.    2.    2   =   Art.  2.    Satz  1    des   Fernsehen    Entwurfs. 
')  Art.  3.    1    =  Art.  6,    1    des   Fernsehen   Entwurfs. 

;)  Art.  3,    2. 
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samten   Landoavorwaltung    in    der  Hand    de     General ivernour     «  •    inde     niclii 

vollständig  durchgeführt;  es  Bteheu  außerhalb  di      Wirkung  krei  i     d(     Genoral 

gouvomeurs  die  auswärtigen  Angel« nhoiten  und  die  Landesverteidigung;   nur  in 

Bofern  ist   ihm  ein  gewisser  Einfluß  auf  die  auswärtig*    Politik  eingeräumt,  ;il    <i 
unmittelbar  mit  dem  französischen  Gesandten  in  Marokko   verkehren  dar!    eben 
so    mit    dem  öeneralresidenten    in  Tunis,    aber    da    handoll   b       ich    um     inter 
kolonialen"  V^erkehr),  zu  irgend  welchen  politischen  oder  diplomatischen  Schritten 
[edooh  bedarf  er  der  Genehmigung  der  Regierung').     Ebenso  eng   begrenzt  sind 
die  Befugnisse  dos  Generalgouverneurs    im   Bereiche    der  Heeresverwaltung:    die 
Oberbefehlshaber    (der   kommandierende    General    des    neunzehnten  Armeekorps 
und  der  Kontreadmiral)    sind    nach    wie    \<>r   ausschließlich    ihren    Fachministern 
untergeordnet;  nur  soweit  es    das  [nteresso    der    allgemeinen    Landesverwaltung 
erheischte,    wurde   der  Grundsatz   der  Trennung    der  Militärverwaltung    von    t\*\- 
Zivilverwaltung  durchbrochen;    einmal  konnte  der  Generalgouverneur  im  Einvcr 
ständnis  mit  den  Oberbefehlshabern,  und  falls  diese  nicht  zustimmten,  wenn  Ge 
fahr  im   Verzuge,  im  Wege  der  Requisition  die  zur  Aufrechterhaltung  der  Sicher- 
heit   nötigen    Maßnahmen    treffen2);    und    sodann    unterstehen    die    mit    der    Ver- 
waltung   der  Militärterritorien    betrauten  Divisionsgeneräle    hinsichtlich    ihres   ad- 
ministrativen Wirkungskreises  unmittelbar  dem  Generalgouvernour3). 

Während  die  Gewalt  des  Generalgouverneurs  nur  ganz  ausnahmsweise  in 
das  Gebiet  des  Auswärtigen  und  der  Landesverteidigung  hineinreicht,  sind  die 
Zweige  der  Zivilverwaltung  grundsätzlich  alle  der  Leitung  des  Generalgouvcr- 
neurs  unterstellt4);  aber  auch  dies  gilt  nicht  ohne  Ausnahme.  Entsprechend  dem 
Ferr\  scheu  Entwurf  ist  nämlich  für  die  Justiz,  den  Kultus  und  den  Unterricht 
soweit  diese  drei  Dienstzweige  Nichtnniselmanen  betreffen,  ferner  (über  den 
Fernsehen  Entwurf  hinausgehend)  noeh  für  den  Schatzdienst  und  die  Zölle  die 
für  diese  Amtszweige  schon  seit  1S48  bestehende  unmittelbare  Angliederung  an 
die  Fachminister  aufrecht  erhalten  geblieben5).  Jedoch  muß  der  Generalgouver- 
neur, wenn  auch  nicht  über  alle  Ernennungen  in  diesen  Amtszweigen  —  wie  es 
Ferry  wünschte  — ,  so  doch  bezüglich  der  Ernennung  von  Friedensrichtern  und 
von  Officiers  ministeriels  (Notaren.  Anwälten.  Gerichtsvollziehern)  gehört  werden"); 
ebenso  über  Änderungen  des  Zolltarifs  und  des  Oetroi  de  mer7).  Auch  bei  den 
übrigen  Amtszweigen.  die  der  Leitung  des  Generalgouverneurs  unterstellt  wurden, 
ist  nicht  jeder  Zusammenhang  mit  den  Fachministerien  gelöst  worden :  zunächst 
werden  durchaus  nicht  alle  Beamten  der  betreffenden  Amtszweige  vom  General- 
gouverneur ernannt,  sondern  es  werden  manche  Beamte  von  den  Fachministerien 
der  algerischen  Verwaltung  zur  Verfügung  gestellt,  und  diesen  gegenüber  besitzt 
der  Generalgouverneur  nur  das  Recht,  über  ihre  Beförderung  und  sie  betreffende 


')  Art.  4.  ."). 

2)  Art.  4,  2—4.     Alml.  Art.  (>,  3 — .')  des  Fenyschen  Entwurfs. 

!)  Art.  4.    1.     Alml.  Art.  (i,  2  des  Fenyschen  Entwurfs. 

'l  Art.  .">.   1   Anhadg  =  Art.  2,  /.weiter  Satz  des  Fenyschen  Entwurfs. 

5)  Art.  5,    1,   vergl.  Art.  3,    1    des   Fernsehen  Entwurfs. 

'■)  Art.  j.  2.  vergl.  Art.  'A.  2  des  Fenyschen  Entwurfs. 

;)  Art.  5,  3. 
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Disziplinarmaßregeln  Gutachten  abzugeben.1)  Die  Steuer-  und  Domänenver- 
waltung, die  Post-  und  Telegraphenverwaltung,  sowie  die  Forstverwaltung  blieben 
sogar  Doch  in  einer  gewissen  Verbindung  mit  ihren  Fachministerien,  indem  die 
Direktoren  des  betreffenden  Dienstzweiges  in  Algerien  das  Recht  des  unmittel- 
baren Verkehrs  mit  ihren  Fachministern  behielten;  jedoch  müssen  die  Vorschläge 
dieser  Dienstvorstände  an  den  Generalgouverneur  gerichtet  werden,  damit  dieser 
sie  vor  *\<-\-  Weitergabe  an  das  Ministerium  begutachten  kann,  wenn  sie  die  al- 
gerische  Gesetzgebung  berühren.2) 

Über  die  Frage  der  Verantwortlichkeit  gibt  das  Dekret  keine  klare  Aus- 
kunft. Der  Generalgouverneur  hat  nicht  —  wie  im  Fenyschen  Entwurf  — 
lediglich  dem  Minister  des  Innern  Rechenschaft  abzulegen,  vielmehr  hat  er  dieselbe 
Verpflichtung  auch  gegenüber  den  Ministem  für  die  obengenannten  in  einem 
engern  Zusammenhang  mil  dem  Dienst  im  Mutterlande  stehenden  Amtszweige 
(also  gegenüber  dem  Finanzminister,  dem  Postminister  und  dem  Minister  für 
Ackerbau  und  Handel).  Außerdem  ist  ihm  das  Recht  des  unmittelbaren  Ver- 
kehrs mit  allen  Ministern  —  wie  es  Cambon  verlangte  —  gewährt.8)  —  Mit  der 
Budgetfrage  beschäftigte  sich  das  Dekret  nur  insoweit,  als  sich  dies  aus  der  Ge- 
waltenvermehrung  des  Generalgouverneurs  von  selbst  ergab:  d.  h.  an  der  Fest- 
stellung des  algerischen  Budgets,  an  der  bloß  beratenden  Mitwirkung  des  Oonseil 
superieur  wurde  gar  nichts  geändert  (man  konnte  es  auch  nicht,  denn  eine  Ein- 
schränkung der  Mitwirkung  des  Parlaments  hätte  selbstverständlich  der  Gesetzes- 
form bedurft).  Man  beschränkte  sich  vielmehr  darauf,  dem  Generalgouverneur 
die  Verfügung  über  die  für  Algerien  bewilligten  Mittel  zu  verschaffen,  ohne  die 
er  mit  seinen  vermehrten  Gewalten  nicht  viel  hätte  anfangen  können:  einmal 
sollton  die  Kredite  nicht  mehr  wie  bisher  allen  einzelnen  Ministerien  bewilligt 
werden,  sondern  nur  noch  einigen  Ministerien,  nämlich  den  Ministerien,  die  die 
angegliedert  bleibenden  Dienstzweige  leiteten.  (Justiz.  Kultus  und  Unterricht  für 
die  nichtmusehnanischen  Dienstzweige,  Schatzdienst  und  Zollwesen  und  den  Mini- 
sterien, die  die  Steuer-  und  Domänenverwaltung,  die  Postverwaltung  und  die 
Forstverwaltung  beaufsichtigten;  alle  übrigen  Dekrete  waren  nunmehr  dem  Minister 
des  Innern  zu  bewilligen.4)  Von  diesen  Krediten  sollten  jedoch  nur  die  für  die 
angegliedert  bleibenden  Dienstzweige  von  den  betreffenden  Eachministerien  ver- 
wendet werden,  während  die  übrigen  Kredite  von  dem  Ministerium  des  Innern, 
dem  Finanzministerium  usw.  dem  Generalgouverneur  zur  Verfügung  gestellt 
werden   mußten.5) 

b)   Die  Ausführung  des   Dekrets. 
Mit  diesem  Dekrete  war  ungefähr  der  Rechtszustand  aus  der  Zeit  vor  1876 
wieder  hergestellt.     Vorerst  freilich    nur  grundsätzlich:    denn  damit,    daß  in  dem 
Dkret    die  Leitung    der    algerischen  Verwaltung    dem    Generalgouverneur    über- 


')  Art.  6,  2. 

-i  Art.  7,  2  und  3. 

:i)  Art.  8,  vergl.  Art.  4  des  Fenyschen  Entwürfe?. 

4j  Art.  9,  4. 

5)  Art.  ;i.  .3.  vergl.  Art.  8,  .">  des  Fenyschen  Entwurfs. 
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tragon  wurde,  war  dem  Genoralgouvernour  eine  Frühem  Machtvollkommenheit 
noch  nicht  wiedergegeben,  es  bedurfte  vielmehr  zur  Verwirklichung  (ene  Ürund 
Batzes    noch    einer    Reihe   besonderer    \ U i < ■ .  in    denen   die  üronzo  zwi  ehen  dem 

Generalgouverneur    und    den    einzelnen    Mini  teri / >n    wurde.     !>!'■    i 

Grenzziehung,  die  in  einer  Anzahl  von   Dekreten  in  des  Jahren   1897  und    I 
erfolgte,1)  atmete  indes  nicht  durohweg  den  Geist  des  grundlegenden   Dekri 
nur  einige  Dekrete  entsprachen  seiner  dezentralisierenden  Tendenz      o  dz     De 
kret  vom  2%  Februar  1898,')  das  die  Präfekten  und  Unterpräfekten  dem  General 
gouverneur   unterstellte,4)    wodurch    jene   das  Recht    des    unmittelbaren   Verkehrt 
mit  dem  Minister  des  Innern  verloren;  ferner  das  Dekret  vom  26.  Februar  lv 
in  dem   der  Generalgouverneur   die   Befugnisse    des   Ministers    des    [nnern  in  der 
Polizeiverwaltung  erhielt.8)   In  einigen  der  übrigen  Dekrete,  z.  B.  in  denen  über  die 
Forst    und  die  Postverwaltung,  dagegen  wirkte  der  zentralisierende  Geist  der  voraus 
gegangenen  Periode  noch  nach.     Es  fiel  den  Bureaus  drr  Ministerien  eben  Bchwer, 
auf  das  ihnen  selbstverständliche  System  der  Rattachements  zu  verzichten  und  -ich  in 
den    neuen    Geist    der  Dezentralisation    hineinzufinden.     Aber   bo    unvollkommen 
die  Ausführung   dos   Dekrets  von    1896  vorerst  war,  es  war  doch    «'in  Ansäte  zu 
einer  unabhängigen  Regierung  Algeriens    durch    den  Generalgouverneur  gegeben. 
Damit  war  zugleich  eine  Grundlage  für  die  algerische  Selbstverwaltung  geschaffen, 
denn  eine  algerische  Volksvertretung  konnte  nur  dann  eine  gedeihliche  Tätigkeit 
entfalten,    wenn    die    Regierung  Algeriens    in  Algier   selbst   zusammengefaßt   war, 
nicht  aber,   so   lange  Algerien   von    Paris   aus  regiert   und   verwaltet  wurde. 


')  Außer  den  beiden  im  Anhang  Nr.  54  und  55  abgedruckten  Dekreten  seien  hier  genannt: 
das  Dekret  vom  12.  April  L897,  das  «lern  Generalgouverneur  die  lus  dahin  dem  Finanzminister  zu- 
stehende Entscheidungsgewalt  in  Fragen  betr.  die  arabischen  Steuern  übertrug  (Estoubl.  et  Let'.. 
Suppl.  189G — 97,  S.  78);  das  Dekret  vom  18.  August  1897  betr.  die  öffentlichen  Arbeiten  und  die 
Bergwerke  (Ebenda  S.  105 f.)  das  Dekret  vom  12.  Dezember  1897,  das  die  Kunstschule  dem  General- 
gouverneur unterstellte  (Ebenda  S.  122);  das  Dekret  vom  30.  Dezember  1897  betr.  die  Gewalt  des 
Generalgouverneurs  in  der  Bewässerung  und  Wasserpolizei  (Ebenda  S.  130);  das  Dekret  vom 
1(1.  März  L898  über  die  Post-  und  Telegraphenverwaltung  [Estoubl.  et  Let'.  Suppl.  1898,  S.  38f.)i 
das  Dekret  vom  19.  März  1898  über  die  Forstverwaltung  (Ebenda  S.  40):  das  Dekret  vom  19.  März 
1898  über  den  Ackerbau  (Ebenda  S.  41t'.):  das  Dekret  vom  2.k  Mai  1898  über  die  Verwaltung  des 
Enregistrement,  der  Domänen  und  der  Stempelsteuern  (Ebenda  S.  66  ff.);  das  Dekret  v.  21.  Aug.  1898 
über  die  Steuerverwaltung  (Ebenda  S.  87  t'.);  das  Dekret  vom  1.  Oktober  1898  über  die  Verwaltung 
der  Strafanstalten   (Ebenda  S.  99  f.). 

2)  ..Mais  tous  ces  actes  ne  s'inspiraient  pas  egaleinent  de  Tesprit  de  decentralisation  des 
pouvoirs  qui  a  toujours  guido  les  resolutions  du  Parlement  .  .  ."  Kapport  de  la  Batut,  Chambre 
des  Deputes,  Session  extraord.  de  1903,  Annexe  au  Proces-verbal  du  la  2e  seance  du  3  decemhre  1903, 
n°  1344,  S.  91. 

3)  Bull,  des  lois   1963,  n°  34432.  Sirey,  L.  a.   1899,  S.  909.     Siehe  Anhang  Xr.  54. 

4)  Art.  1. 

5)  Bull,  des  lois.   1963.  n°  34442,  Sirey,  L.  a.  Ebenda,  Siehe  Anhang  Xr.  55. 

6)  Ferner  gehört  hierher  das  Dekret  vom  29.  März  1898  (Estoubl.  et  Let'.  Suppl.  1898,  S.  45) 
das  dem  Generalgouverneur  das  seit  1881  vom  Minister  des  Innern  ausgeübte  Recht  zur  Er- 
nennung des  Administrateurs   in  den   gemischten  Gemeinden  zurückgab. 


Zweiter  Abschnitt. 

algeris 
(1898). 


Die  Einrichtung  der  algerischen  Volksvertretung 


1.  Die  Vorbereitung  der  Reform. 

/.    Die  Stellungnahme  der  Algerier. 

A.  Das  auton  omis tische  Programm. 
Das  Verlangen  nach  Dezentralisation  der  Regierungsgewalt  war  mit  dein 
Dekret  von  1896  erfüllt,  es  hlieb  aber  noch  die  weit  schwierigere  Aufgabe,  die 
Wünsche  der  Autonomisten  zu  befriedigen,  die  diese  in  so  geschickter  Weise 
mit  den  Forderungen  nach  Dezentralisation  zu  verbinden  wußten.  Um  das  nun 
beginnende  schrittweise  Zurückweichen  der  Regierung  und  des  Parlaments  vor 
den  Anhängern  der  Selbstverwaltung  zu  verstellen,  ist  es  nötig,  das  Programm 
der  Autonomisten  in  seinen  Grundzügen  kennen  zu  lernen.  Einen  der  besten 
Anhaltspunkte  hierfür  bietet  eine  Broschüre,  betitelt  „L'Algerie  libre"  ')  von  dem 
früheren  Deputierten  Felix  Dessoliers,2)  einem  der  kühnsten  Vorkämpier  der 
algerischen  Freiheitsbewegung.  Den  Ausgangspunkt  seiner  Ausrührungen  bilden 
natürlich  die  britischen  Selbstregierungskolonien,  bei  denen  er  dreierlei  Freiheiten. 
—  politische  Freiheit.  Freiheit  der  Finanzverwaltung  und  Freiheit  aui'  handels- 
politischem  Gebiet    —    unterscheidet.      Die  politische  Freiheit    beansprucht*?    der 


')  Alger  1895. 

2)  l'Ylix  Dessoliers  (oder  de  Solliers,  wie  er  sieh  später  schrieb)  war  der  Sohn  eines  al- 
gerischen Großindustriellen;  er  ergriff  den  Anwaltsberuf,  kam  als  Abgeordneter  des  Departements 
Oran  in  die  Deputiertenkammer,  wurde  aber  später  nicht  wiedergewählt.  Ähnlich  erging  es  ihm 
in  den  algerischen  Finanzdelegationen,  denen  er  \<>n  1898  ah  angehörte;  in  den  ersten  Jahren  fiel 
ihm  die  führende  Rolle  unter  den  Finanzdelegierten  zu.  er  wurde  regelmäßig  zum  Budgetbericht- 
erstatter bestimmt;  später  jedoch  wurde  er  der  Regierung  zu  unbequem,  und  auch  seine  Wähler  ließen 
ihn  im  Stich,  so  daß  sich  Dessoliers.  mit  einigem  Recht  üher  den  Undank  seiner  Dandsleute  ver- 
stimmt, vom  politischen  Leben  zurückzog.  Kr  starb  im  Jahre  1909.  Dessoliers  war  ohne  Zweifel 
der  bedeutendste  Vorkämpfer  der  algerischen  Selbstverwaltung;  er  hielt  sich  namentlich  in  späteren 
Jahren  von  den  Übertreibungen  andrer  Autonomisten  fern,  bei  aller  Kühnheit  seiner  Korderungen 
wahrte   er  sich   doch  —  von  einigen  Entgleisungen  abgesehen  —  immer  den  Blick  für  das  Krreichbare. 


Verfasser   fUr    Vlgorirrj    nioht1    sohon    de  halb,    weil     ie    l>ii  dor    wirl  chaftlichon 
Krise  doa   Landes    am   wenig  ten    dringend    war.1       Du     i  tehon    zwoiiu 

Rassen    botraohteto   er    an    sich    nicht    all    Hinderung  grund   für    <\i<-    Einführung 
politischer    Freiheit,   da    jfl    /    B     auch    in    Briti  eli  Südafrika    die    Eingebornon 
mehrheil   von  der  weißen  Mindorhoil  regioii  wurde.3)     Aber  or  hütete  sich  %\  < > 1 1 1 
weislioh,  aus  diesem  Beispiel  irgend  welche  Folgerungen  für  Algerien  zu  ziehen,' 
sondern  gestand  zu,  daJ3  man  die  nach  mehreren  Millionen  zählende  muselmani 
Bevölkerung  nicht  der  Herrschafl  der  europäischen  Minderheit  ausliefern  könne.4 
Vielleicht  sagte  er  sich  auch,  dafl   Für  die  Forderung  der  Selbstregicrung   in   AI 
gerien  wegen    der   zu    ihrer  Durchführung   erforderlichen    tiefen   Eingriffe    in   dai 
französische    Staatsrecht    doch    keinerlei    Aussicht    auf    Verwirklichung    bestand 
Kurzum,  er   verzichtete    von  vornherein    auf   die   Erhebung    von   Forderungen  in 
der  Richtung   der  Selbstregicrung    und    erklärte,    an  dem    bestehenden   Rechtszu 
stände,  danach  Algerien  eine  Gruppe  von  transmediterranen  Departements  bildete 
und  Senatoren  und  Deputierte  entsandte,  nicht  rütteln  zu  wollen.3)     Nur  wünschte 
er  —  wie    das  hei    einem  Autonomisten    nicht  anders  zu    erwarten   Btand  —   die 
algerische    Sonderregierung    verstärkt    zu    sehen,    in    der    Weise,    daß    man    den 
Generalgouverneur    mit    weilen   Vollmachten    ausstattete6)    und    ihm    die    Rechts- 
stellung eines  außerhalb  des  Kabinetts  Btehenden  Ministers  gewährte.7)    Sich  weiter 
mit  dieser  Forderung   zu   beschäftigen,  ist    überflüssig,  denn    mittlerweile  —    das 
Buch  Dessoliers'  ist  1895  erschienen  —  war  ja  die  Frage  nach  der  Rechtsstellung 
des  Generalgouverneurs  auf  absehbare  Zeit  gelöst  worden,  wenn  auch  nicht  nach 
dem    Sinne   der   Autonomisten. 

Um  so  wichtiger  sind  die  übrigen  Programmpunkte  Dessoliers'.  Zunächst 
streifte  er  die  Frage  der  Gesetzgebung,  und  da  ist  es  für  den  Autonomisten  be- 
zeichnend, daß  er  —  weit  entfernt,  eine  Erweiterung  des  Bereichs  der  formellen 
Gesetzgebung   zu    verlangen  —  „wegen    der  Langsamkeit   des  Gesetzgebungsver- 


')  „De  ces  fcrois  libertes,  nous  admettrions  volontiers  que  la  premiere,  la  liberte"  politique  ne 
t'ür  pas  accorde'e  ä  l'Algerie,  parce  que  dans  notre  e"tat  de  crise  economique,  c'est  la  moins  urgente 
et  paxce  que  c'est  aussi.  dans  lYtat  de  nos  moeurs,  la  plus  controvers^e."     S.  202. 

2)  S.  -20i. 

■')  „Mais  il  est  superflu  d'insister  sur  un  pareil  sujet  puisque  nous  ne  demandons  pas  pour 
l'Algerie  la  liberte  politique."     Ebenda  S.  204. 

4)  „Dans  eette  immense  etendue  de  territoire  .  .  .  s'agite  une  population  musulmane  de 
plusieurs  millions  d'ämes,  en  peut-on  remettre  la  direction  ä  une  s,,rte  d'oligarchie  europeenne?" 
Ebenda. 

')  „Elle  continuera  comme  par  le  passe  a  formet  un  groupe  politique  de  departements  trans- 
inediterraneens  noinmant  ses  senateurs  et  ses  deputes  comme  les  autres  departements  de  la  Metro- 
pole."     Ebenda. 

'  i  ..Mais  malgre  tout,  meme  au  point  de  vue  politique,  sa  Situation  devra  toujours  etre  un 
peu  particuliere.  Elle  ne  pourra  pas  etre  gouverne  de  Paris,  eile  devra  l'etre  d'Alger,  par  un 
representant  du  pouvoir  central  muni  de  pleins  pouvoirs.  .  ."     Ebenda. 

')  „II  devra  repondre,  aon  pas  devant  un  Ministre,  ce  qui  est  une  responsabüite  illusoire, 
niais  devant  le  Parlement  lui- meine.  Charge  des  affaires  d'Afrique  .  .  .  il  serait  contbrnie  ä  la 
logique  qu'il  repondit  seulement  des  affaires  d'Afrique.  Aucune  solidarite  ne  pourrait  se  concevoir 
entre   lui   et  les   Ministres   de   la   Metropole,    puisque   l'objet   de   leur  niandat    est   different."      Ebenda 

B.  205  f. 


-      20«     — 

fahrens"  ■)  die  Zuständigkeil  des  Parlaments  auf  wenige  Punkte  ausdrücklieb 
beschränk!  wissen  w  ollte.  Natürlich  ließ  er  sich  bei  dieser  Forderung  nicht  von  dem 
( bedanken  leiten,  die  Machtstellung  des  Präsidenten  der  Republik,  bezw.  der  Regierung 
durch  Sicherung  des  Verordnungsrechts  gegen  Einbrüche  der  formellen  Gesetz- 
gebung zu  steigern,  sondern  er  verfolgte  damit  hauptsächlich  das  Ziel,  den  lokalen 
Organen  einen  gewissen  Einfluß  auf  die  algerische  Gesetzgebung  zu  verschaffen; 
daher  wünschte  Dessoliers,  daß  auch  der  Generalgouverneur  wieder  an  der  1 1 
Betzgebung  teilnehmen  sollte,  indem  ihm  die  Ausführungsverordnungen  zu  über- 
lassen wären.-)  und  daß  auch  die  Algerier  der  gesetzgeberischen  Aktion  nicht 
lediglich  als  Zuschauer  anwohnen  sollten,3)  daß  vielmehr  über  alle  sie  betreffenden 
Gesetze  ein  Gutachten  ihrer  Vertreter  eingeholt  werden  müsse.  Dessoliers  sprach 
mit  dieser  Forderung  nicht  etwa  nur  einen  persönlichen  Wunsch  aus.  denn  auf 
Antrag  von  Robe  hatte  das  Conseil  superieur  1893  und  1894  den  Wunsch  aus- 
gesprochen, daß  die  Entwürfe  zu  den  Algerien  betreffenden  Gesetzen  und  De- 
kreten, bevor  sie  dem  Parlament  bezw.  dem  Staatshaupt  vorgelegt  würden,  der 
Begutachtung  durch  das  Conseil  superieur  unterworfen  werden  sollten.4)  Man 
darr  nun  nicht  annehmen,  daß  die  Autonomisten  an  eine  beschließende  Mit- 
wirkung bei  der  Landesgesetzgebung  überhaupt  nicht  dachten;  wenn  sie  sich  aul 
diesem  Gebiet  einige  Zurückhaltung  auferlegten,  so  geschah  dies,  weil  sie  genau 
wußten,  wie  eitrig  das  Parlament  über  dem  Gesetzgebungsmonopol  der  mutter- 
ländischen Organe  wachte. 

Im  Bereiche  der  „administrativen  Freiheiten"  (Finanzkontrolle  und  Handel- 
gesetzgebung)5) glaubten  die  Algerier  diese  ängstliche  Rücksichtnahme  nicht  be- 
obachten zu  müssen.  Und  so  forderte  Dessoliers  finanzielle  und  kommerzielle 
Freiheit  ohne  Einschränkung; 6)  er  erwartete  freilich  nicht,  daß  ihnen  diese  Frei- 
heiten ohne  Anstände  bewilligt  werden  würden.  Er  war  aui  den  üblichen  Ein- 
wand gefaßt,  daß  man  den  Kolonisten  keine  Entscheidungsgewalt  in  der  Finanz- 
verwaltung einräumen  könne,  weil  sie    dann  die  Eingebornen    mit  Steuern  über- 


')  „.  .  .  cette  centralisation  ä  forme  speciale  .  .  .  s'aecomoderait  mal  de  la  lenteur  des 
procedes  16gislatifs  en  vigueui  en   France  .  .  ."     Ebenda. 

2)  „Partant  de  ce  principe  qu'en  France  la  loi  est  faite  en  general  par  le  Parlement  et  que 
le  Chef  de  l'Etat  en  regle  les  dt'tails  ä  l'aide  d'un  decret,  il  faudrait,  par  one  Borte  de  transposition, 
deeider  qu'en  principe  et  sauf  certaines  reserves  a  ('nu  mt'r  er  limitativement,  le  Chef 
de  l'Etat  ferait  la  loi  et  que  le  Gouverneur  en  assurerait  l'execution  et  en  räglerait 
les  d^tails  par  des  arretes  locaux."     S.  206f. 

3)  „Mais  il  va  de  soi  que  si  les  Algeriens  ne  doivent  pas  jouir  de  la  liberte*  politiqae  .  .  . 
ils  ne  peuvent  cependant  en  f-tre  n'duits  ä  demeurer  les  speetatenrs  impassibles  et  indifferente  d'une 
action  politique  et  gouvernementale  dont  ils  seront  les  premiers  a  ressentir  les  effets  bona  ou 
mauvais."     S.  207. 

4)  ...  .  .  que  les    projets  de  decrets    concernant    l'Algerie    soient    soumis  ä  l'avis    du  Conseil 

superieur   avant    d'etre    presentes    au  Parlement  ou    au  pouvoir  executif."     Conseil    superieur.  . 

de  janvier  1893,  Sitzung  vom  19.  Januar,  Proccs-verbaux  S.  398,  und   sess.  de  deeembre  1894.  Siteung 
vom  22.  Dezember,  Proces-verbaux  S.  G84. 

5)    ces  libertes   que,  par    Opposition  a  la  liberte  politique,    nous  pouvons    bien  appeler 

des  libertes   administratives."     8.211, 

')  „Cette  liberte  nuanciere  et  cette  liberte  commerciale  .  .  .  devraient  etre  completes  ou  ä 
pen  pres  .  .  ."     S.  211. 
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bürden  winden      Diesen  Einwand  hoffte  er  mil  drin  Hin  weil  entkräften  zu  können, 
daß   für    beide   Bevölkerung  teile    in    gleicher  Woi  o    ein   Bodürfni     nach  Steuei 
entlastung    und    Dach   Warenabsatz    bestehe,    we     naoh     einei    Meinung    zu    einer 
Verständigung  der  beiden  Bevölkerungsteile  bei  der  Bewilligung  dor  Steuern  und 
bei    der  Auswahl   des  Eiandelsregimes  führen    mußte  ')     Bin    solche    Zu  ammen 
gehen  beider  Rassen  erschien  in  der  Tal   nichl  au  ge  chlo    en,  wo  die  [nter< 
beider  einander  gleichliefen,  aber   wo  ihre   Interessen  in   Wideratreii   miteinander 
gerieten,   stand    die    Vergewaltigung   der    Bingebornen    zu    befürchten,    wenn   die 
Kolonisten  Bie  überstimmen  konnten.3)     Es  war  daher  sehr  klug   von  Dessoliers, 
dem  sicher  zu  erwartenden  Einwand  der  möglichen  Ausbeutung  der  Eingebornen 
durch  die  Kolonisten  dadurch  die  Spitze  abzubrechen,  daß  er  eine  Beschränkung 
des    Steuerbewilligungsrechts    empfahl,3)    nach    dem    Vorbild    des    Entwurfs    ron 
1869/70!  darin  die  Erhöhimg  der  Eingebornensteuern  nur  im  Wege  des  Gesetzes 
zugelassen  wurde.*) 

Dessoliers  hatte  wohl  das  Gefühl,  daß  dieses  beruhigende  Zugeständnis  in 
dor  Frage  des  Eingebornenschutzes  noch  nicht  genügte,  um  alle  Bedenken  gegen 
die  Einführung  der  Autonomie  zu  zerstreuen.  Er  bemühte  sich  daher,  noch  den 
Nachweis  zu  führen,  daß  der  gegenwärtige  Augenblick  für  die  Erteilung  der 
Selbstverwaltun»'  der  gegebene  sei.  Daß  man  Algerien,  SO  lange  seine  Einnahmen 
zur  Deckung  der  Ausgahon  nicht  ausreichten,  noch  nicht  die  Verfügung  über 
das  Jnidgel  gewährte,  fand  er  begreiflich.5)  Aber  jetzt,  da  Algerien  im  Stande 
war.  aus  eigenen  Mitteln  alle  seine  Ausgaben  —  ausgenommen  die  Kosten  der 
Verteidigung  —  zu  bestreiten,  konnte  naoh  seiner  Meinung  die  Erbebung  Algeriens 
zu  einem  Kommunalverband  nicht  mehr  verweigert  worden,6)  zumal  das  Mutter- 
land  die  weitere  Zuwendung  von  Zuschüssen  ablehnte.7)     Es  schien  ihm  geradezu 


')  „Unis  d.ins  im  meine  b esoin  de  dägrevement,  sollicitos  par  an  meine  effort  d'expansion 
exterieurc,  pourquoi  ne  s'entendraient-ils  pas  loyalement,  n'opereraient-ils  pas  leur  t'usion  econo- 
mique,  pour  voter  les  impöts  qui  seraient  los  moins  lourds  ä  leur  milieu  primitif  et  pour  choisix  le 
regime  commercial  qui  stdmulerait  le  mieux  leurs  produetions?"     S.  209. 

2)  Wenn  Dessoliers  geltend  machte,  daß  grade  das  bestehende  Steuersystem  auf  die  Einge- 
bornen sehr  drückend  wirkte  („ees  malheureux  plient  litteralement  sous  le  poids  qui  leur  est  iiu- 
pe.se  par  les  philanthropes  de  la  Metropole."  S.  210),  so  darf  diese  —  wohl  zutreffende  —  Fest- 
Stellung  keineswegs  zu  dein  Schluß  verführen,  daß  sich  die  Verhältnisse  der  Eingebornen  bessern 
mußten,   sobald   die   Steuern  im    Lande   bewilligt  wurden. 

3)  „D'ailleurs  si  une  crainte  aussi  deraisonnable  .  .  .  persistait  a  hanter  le  cerveau  sensible 
de  certains  metropolitains,  rien  ne  serait  plus  facile  que  de  la  calmer  en  reprenant  et  en  appliquant 
l'art.  49  de  la  loi  organique  prepare  sous  l'Empire  .   .  ."     Ebenda. 

4)  Art.  49,   2   siehe  im   Anhang  Nr.  2(i,   sowie   oben   S.  66. 

5)  „Comme  l'Algerie  n'etait  pas  en  etat  de  suffire  ä  ses  depenses,  on  pouvait  hesiter  k  lui 
remettre  la  disposition  des  recettes  qui  nVtaient  pas  les   siennes."     S.  211. 

6)  „L'Algerie  est  d'autant  mieux  fondee  ä  demander  a  etre  erigee  en  personne  civile.  qu'avec 
ses  ressources  propres  eile  peut  maintenant  faire  face  a  toutes  les  depenses  .  .  ."  S.  214.  „Les 
depenses  militaires  qui  sont  rixees  d'ailleurs,  en  vue  des  necessites  continentales  et  non  pas  seule- 
ment  locales,  ne  peuvent  incomber  entierement  ä  Algerie,  taut  qu'elle  n'est  pas  un  etat  indepen- 
dant."      S.  216. 

')  „Le  moment  est  autant  mieux  indique  pour  l'Algerie  d'etre  erigee  en  personne  civile 
qu'elle  ne  peut  plus  compter  sur  l'assistance  de  la  nietropole.  parfaitement  decidee  ä  lui  refuser  de 
Douveauz  subeides  —  ..."     s.  213. 

Qinelin,  Verfassungsentwicklung  von  Algerien.  1-* 
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ein  Widerspruch  darin  zu  Liegen,  wenn  der  Staat  Überschüsse  aus  den  algerischen 
Einnahmen  bezog,  aber  keine  Subventionen  mehr  an  Algerien  zahlte.1  In  Wir- 
Lichkeil  war  darin  gar  kein  Widerspruch  enthalten;  wenn  ein  Staatsteil  dem 
Staate  mehr  entrichtet,  als  er  von  diesem  erhält,  so  widersprich!  das  ebensowenig 
dem  Regelbild  der  Staatswirtschaft,  als  wenn  ein  Staatsteil  vom  Staate  mehr  be- 
kommt, als  er  dem  Staate  leistet.  Daß  ein  Staatsteil  imstande  ist,  seine  Aus- 
gaben Belbsl  zu  decken.  i>t  an  sich  noch  kein  Grund,  ihn  zum  Kommunalver- 
band  zu  erheben;  namentlich  wenn  der  Staatsteil  dein  Staate  sehr  große  Kosten 
verursacht  hat,  ist  die  Frage  nicht  unangebracht,  ob  nicht  ein  Teil  der  Kosten 
durch  die  eintretenden  Einnahmeüberschüsse  des  Staatsteils  wieder  ersetzt  werden 
soll.  Aber  derartigen,  das  [nteresse  des  gesamten  Staate-  berücksichtigenden 
Erwägungen  waren  die  Autonomisten  nicht  zugänglich,  Bie  waren  gewohnt,  die 
Finanzlage  ausschließlich  unter  algerischen  Gesichtspunkten  zu  beurteilen. 

Dieselbe  einseitige  Stellungnahme  verrät  sich  auch  in  Dessoliers'  Vorschlägen 
über  die  Zusammensetzung  d<i<  Organes  für  den  zu  schaltenden  Kommunalver- 
band. Wie  seine  Vorgänger  in  der  Reformbewegung,  so  suchte  auch  Dessoliers 
die  algerische  Volksvertretung  durch  Umbildung  des  Conseil  superieur  zu  ge- 
winnen.2 Die  gemäßigten  Vorschläge  der  Generalgouverneure  Cambon  und 
Tirman,  «las  Conseil  superieur  um  einige  Vertreter  der  Bandeis-  und  Ackerbau- 
kammern zu  vermehren,  genügten  ihm  natürlich  nicht.8)  Den  Hauptfehler  des 
gegenwärtigen  Conseil  superieur  bildete  nach  seiner  Meinung  der  Mangel  an  Ein- 
heitlichkeit. Einmal  seien  die  Beamten  außerstande,  wie  die  algerischen  Dele- 
gierten zu  denken,  und  dann  wären  wieder  die  Delegierten  unter  sich  geteilt, 
daß  da.s  Conseil  superieur  zu  keiner  folgerichtigen  Politik  gelangen  könne.  Diese 
Schwäche  würde  durch  die  Vermehrung  der  Wahlkörper  nur  noch  gesteigert 
werden.4)  Er  bezweifelte  sogar,  daß  die  Vertreter  der  Berufskörperschaften  die 
manchmal  fehlende  Sachkenntnis  beibrächten,  und  behauptete  etwas  kühn,  der 
nötige  Grad  von  Einsicht  und  Sachkenntnis  werde  sich  durch  eine  weise  Be- 
messung der  Mitgliederzahl  des  Conseil  Buperieur  erzielen  lassen.   (!)*) 

')   „Elle  (l'Algerie)    ne  peut    davantage    comptei    bui   des  excedants    possibles  de  recetf 
qui  paräit   contradictoire   puisque   si   im   la  traite  comme  un   pays    c'tranger,   il   taut  au   moins   qu'elle 
ait  les  avantages  en   meme  temps  que  les   inconvenients  d'une  teile  Situation  —  ..."     8.  213. 

2)  „Pour  le  cri'cr  (le  conseil  colonial),  il  n'y  aurait  pas  lien  d'innover  beaueoup,  il  s'agirait 
seulement  de  perfectionner  un  organe  actuellement  existant,  le  cotfseil  superieur,  en  se  bornant  a 
accentuer  >a  composition  daus  un  sms  demoeratique  et  a  pr^cisei  ses  attributions."     S.  218. 

3)  „On  a  propose  ä  titre  de  combinaison  transactionnelle,  l'adjonction  aux  conseils  gen4raus 
de  Colleges  speciaux,  tels  que  les  chambres  de  commerce,  les  chambres  d'agriculture  <-tr..  qui,  elles 
aussi,  nommeraient  des  iHigais.  Mais  n'est-ce  pas  compliquei  dtrangement  les  choses  pour  at- 
teiudre  un  mauvais  rdsultat?"     S.  219. 

4)  ,.A  qui  suit  les  deliberations  du  Conseil  superieur  actuel,  le  grand  vice  de  cette  assembbfe, 
c'est  son  di't'aut  d'homogene'ite.  Les  fonetionnaires  .  .  .  ne  peuvenl  pas  pensei  comme  Les  del£gu£s 
algeriens  .  .  .  Les  del^gues  eux-mSmes  mit  des  vues  divergentes.  IN  ne  sunt  pas  nommes  d'apres 
un  programme  .  .  .  Aussi  le  Conseil  cst-il  de  plus  en  plus  Incapable  d'avoir  une  opinion  Buivie 
et  de  pouvoir  la  manifester.  Ce  di't'aut  d'homogeneite'  serait  singulierement  aceru  >i  on  multipliait 
les  sources  de  l'election   .   .   ."      Ebenda. 

5)  ,.On  pretendra  pout-etre  quo  les  nouveaux  del^gu^s  apporteraient  au  moins  un  element 
de  competence  qui  t'ait  parfois  defaut.  Rien  n'est  moins  certain  .  .  .  En  tout  cas,  tette  garantie 
de  lumiere  <-t  de  competence  pourrait  etre  .  .  .  obtenu  .  .  .  par  une  sage  limitatiob  apportee  au 
nombre  des  membres  du  Conseil   coloniaL"     S.  220. 


Darunter   verstand   De    olier     die   Krhühu lor  Zahl   der   gewählten   Mil 

glioder  auf  l\  die  provinaweise  nach  dem  >\   tom  dor  Li  tenwahl  gewählt   werden 
Boilten;  unter  den   16  auf  jede   Provinz  entfallenden   Vertretern     ollten  vier  Ein 
geborne  Boin.')  die  mithin  ein  volles  \  iertel  der  \  er  ammlung  au  machen     ollten, 

wa     sicherlich    eine  Behr    weitherzige   Berück  ichtigu le     ICingebornonelementi 

bedeutete,      Von    dieiem    Entg« nkommen    in    der    Präge    dor    Eingebornen 

tretung  Bttchl  die    unnachgiebige   Haltung   Dessoliers'  in    der  Präge  der  Beamten 
mitgliedschafl  sein-  ab;    die   Vorstände  *  1  < - 1 -  einzelnen   Dienstzweige    wollte  er  nur 
fakultativ,  in  der  Rolle  von  Regierungskommiasären  und  nur  mit  beratender  Stimme 
nooh  /. 1 1 1 : i s > ( > n . - )  in.  a.  \\ '..  er  verlangte      -  wie  die  meisten  Autonomisten         die 
Ausschaltung  des   Beamtenelements  aus  dem  Conseil  superieur. 

An  Befugnissen  beanspruchte  Dessoliers  für  das  Conseil  Buperieur  das  Steuer- 
bewilligungsreoht,  «las  Recht  zur  Feststellung  des  Kolonialbudgets,  «In-  Prüfunga 
recht  hinsichtlich  der  Verwendung  der  Ausgaben  und  die  Kontrolle  aber  die 
kolonialen  Verwaltungszweige.3)  Von  Wichtigkeil  ist,  daß  Dessoliers'  eine  Teilung 
der  Einnahmen  und  Ausgaben  zwischen  dem  Staat  und  dein  algerischen  (Kom- 
munalverband, die  nach  dem  Vorbild  der  Kommission  von  1869  70  der  General- 
gouverneur Cambon  und  der  Senator  Gerente  empfohlen  hatten  und  die  auch 
im  Conseil  superieur  (1894)  Unterstützung  gefunden  hatte,  als  unüberwindbares 
Hindernis  Für  eine  gründliche  und  vernünftige  Neuschaffung  des  algerischen 
Steuersystems  zurückwies4)  und  statt  dessen  die  Aufnahme  sämtlicher  Einnahmen 
und  aller  Zivilausgaben  ins  algerische  Kolonialbudget  forderte.3)  Bei  einer  Reform 
des  Steuersystems  schwebte  Dessoliers  nicht  nur  Änderung  der  Steuern  i.  e.  S. 
vor.  sondern  vor  allem  eine  Änderung  der  Zollsätze,  weshalb  er  auch  die  handels- 
politische Freiheit  in  seine  Programmpunkte  aufnahm.  Dessoliers  war  unvor- 
sichtig genug,  auch  gleich  mitzuteilen,  welcher  Dinge  das  Mutterland  gewärtig 
sein  konnte,  wenn  es  Algerien  die  gewünschten  Freiheiten  gewährte;  er  versprach 
sich  nämlich  von  ihrer  Einführung  außer  dem  Fortfall  des  Abflusses  der  auf 
11  Millionen  sich  belaufenden  algerischen  Zolleinnahmen  an  das  Schatzamt  des 
Mutterlandes  eine  Ersparnis  von  16  Millionen  an  den  der  Transportindustrie 
zufließenden  Einnahmen,  ferner  die  Abschaffimg  der  Zölle  und  Schiffahrtsabgaben 
in    Höhe    von    -40    Millionen,    an    deren    Stelle    er    ein    mäßiges    oetroi    de    mer 


')  „Une  assembläe  de  48  membres  elue  au  scrutin  de  liste  ä  raison  de  16  merubres  par 
province.  dont  4  membres  indig&nes,  proportion  largement  süffisante  pour  une  population  qui  n'a 
aueuue  notion  du  regime  representatit'.  nous  paraitrait  devoir  faire  de  la  bonne  besogne."     Ebenda. 

2)  „On  pourrait  facultativement  lui  adjoindre  .  .  .  les  cbefs  des  Services  algeriens,  en  qualite 
de  commissaires  du  Gouvernement  general,  mais  bien  entendu  .  .  .  sans  voix  deliberative.-'      Ebenda. 

3)  „Quant  aux  attributious  du  Conseil  colonial  .  .  .  elles  seraient  Celles  de  tout  autre  Conseil 
administrativ  Par  analogie  de  Situation,  le  Conseil  colonial  voterait  le  budget  colonial  alimente 
par  des  taxes  locales,  dont  il  etablirait  l'assiette  et  rixerait  les  tarifs,  il  contrölerait  les  depenses 
et  inspecterait  la  marche  des  Services  coloniaux."     S.  221. 

4)  „Le  systtme  de  la  Commission  de  1869  .  .  .  constituerait  selon  nous  un  perperael  et 
insttrmontable  obstacle  ä  la  refonte  integrale  et  rationelle  du  Systeme  fiscal  algerien  .  .  ."     S.  224. 

5)  „Mais  il  va  de  soi  que  l'Algerie,  gardant  toutes  ses  recettes.  devrait  faire  face  a  toutes 
ses  depenses,  non  seulement  ä  Celles  dont  eile  profite,  mais  aussi  ä  celles  qu'elle  occasionne.  II 
n'y  aurait  pas  Heu  de   distinguer  entre  les  depenses  locales  et  les  d«äpenses  de  souveraineteV'      S.  226. 

14* 
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von  30  Millionen  auf  Waren  jeglicher  Herkunft  gesetzl  biegen  wollte.1, 
I);i-  Ergebnis  wäre  also  nicht  nur  eine  Kürzung  der  Staatseinnahmen  um  den 
Betrag  der  algerischen  Zölle  gewesen,  Bondern  <■-  hätten  auch  die  französischen 
Schiffahrtslinien  Einbußen  erlitten,  und  der  französische  Handel  wäre  doppell 
geschädigt  worden,  einmal  durch  Aufhebung  der  Zölle  nach  dem  Ausland  und 
dann  durch  Unterwerfung  auch  der  französischen  Waren  unter  das  octroi  de  mer. 
Es  braucht  wohl  kaum  gesagt  zu  werden,  daß  für  die  uneingeschränkte  Durch- 
führung des  Dessoliers'schen   Programms  gar  keine  Aussicht  bestand. 

B.  Die  Behandlung  der  Reformfrage  im  Conseil  superieur 

(Feh  mar   1897). 

a)  Die  Vorschläge  zur  Umgestaltung  der  Versammlung. 

.Man  darf  auch  nicht  annehmen,  daß  die  Mehrzahl  der  Algerier  ihre  Hoff- 
nungen so  hoch  spannte.  Wohin  ihre  Erwartungen  gingen,  erhellt  aus  einer 
Beratung  des  Conseil  superieur,  die  Anfang  Februar  1897,  also  kurz  nach  der 
Annahme  der  Fleury-Ravarin'schen  Tagesordnung  in  der  Kammer,  stattfand.2) 
Den  Anstoß  zu  dieser  Verhandlung  gaben  einige  von  verschiedenen  Seiten  ein- 
gebrachte Wunschvorschläge,  deren  Inhalt  für  die  Stellungnahme  der  Algerier 
recht  bezeichnend  ist.  Man  sollte  erwarten,  daß  sie  sich  hauptsächlich  mit  der  Aus- 
dehnung der  B  efugnisse  des  Conseil  superieur  befaßten;  allein  zu  dieser  Frage 
lag  nur  ein  verschwommener  Vorschlag  von  Prion  vor.  Algerien  sollte  mit  eigener 
Rechtspersönlichkeit  ausgestattet  werden,  sein  Budget  sollte  alle  Ausgaben  (mit 
Ausnahme  der  natürlich  dem  Mutterlande  zur  Last  fallenden  Suzeränitätsausgahen 
umfassen  und  die  „Verteilung"  dieser  Ausgaben  sollte  eine  Aufgabe  der  neuen 
Versammlung  bilden.3)  Man  fragt  sich:  warum  nur  die  „Verteilung"  der  Aus- 
gaben? Sollte  die  Bewilligung  der  Ausgaben  etwa  nach  wie  vor  durch  das 
Parlament  geschehen?  Der  Vorschlag  zeigt  jedenfalls,  welche  Unklarheit  über 
die  Kompetenzfrage  herrschte,  was  sich  wohl  aus  dem  Umstände  erklären  läßt. 
daß  man  sich  mit  der  Kompetenzfrage  überhaupt  noch  nicht  genügend  beschäftigt 
hatte. 

Weit  mehr  als  um  die  Befugnisse  kümmerte  man  sich  um  die  Zusammen- 
setzung der  neuen  Versammlung,  denn  es  kam  der  europäischen  Bevölkerung 
vor  allem  darauf  an.  ihre  Vorherrschaft  unter  der  neuen  Ordnung  zu  erhalten 
oder  womöglich  noch  zu  verstärken.  Dies  Bestreben  spricht  deutlich  aus  dem 
Wunsche  von  Jacquiet,  man  möge  nur  den  französischen  Bürgern  das  Wahlrecht 
zu  der  neuen  Versammlung  einräumen.  Wie  wichtig  .Jacquiet  diese  Forderung 
erschien,   ersieht  man  aus   seiner  Nachgiebigkeit  in  andern  Punkten :    er  verlangte 


■)  S.  225. 

2)  Conseil  superieur,  Sess.  de  janvier  1897,  Sitzung  vom  1.  Februar,  Proces-verbaux  B.  626 ff., 
Sitzung  vom  2.  Februar,  S.  653  ff. 

3)  „.  .  .  que,  en  debors  des  depenses  de  suzerainete*  qui,  uaturellement  doivent  etre  supportäes 
par  le  budget  de  la  Metropole,  pour  toutes  les  autres  depenses,  dites  coloniales,  l'Algejrie,  reconnne 
personne  civile,  puisse  y  faire  face  ä  ['aide  d'un  budget  special  dont  la  renartition  sera  attribue  ä 
L'Assembl£e  cpii  remplacera  le  Conseil  de  Gouvernement."     Ebenda  S.  G28f. 
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weder   da      allgemeine   Wahlrecht    für   die    neue    Vorsammlung,    ooch    die    Aui 
Schaltung  des  Boamtenelemonts,    sondern    begnUgte     ich  mit    einem   be  chränkten 
Wahlrecht  und  mii  Ai>\-  Verminderung  der  BeamtonzahJ  aul  sin   Drittel  der  Ver 
Sammlung,     Dies  letztere  Zugeständnis  fiel  ihm  allordingi  recht    chwer;  er  fürchtete 

offenbar,  es  werde   der  Regierung    gel in,   mit    einigen  zugänglichen    gewählten 

Mitgliedern   eine  neue   gefügige   Mehrheit  zu  bilden,    daher  hielt    er  es  für  ange 
bracht,  dafl  den   gewählten   Mitgliedern   die  Annahme  \«>n  Orden    oder  Bonstiger 
Gunstbezeugungen  der  Regierung  während  der  Dauer  des  Mandats  und  ein  Jahr 
darnach  verboten  werde.1) 

Auch    die  Kommission,    die    diese  Vorschläge    prüfte,    widmete    ihre  Aulim-rU 

samkeit  vor  allem  der  Präge  nach  der  Zusammensetzung  und  each  dem 
schäftsgang  der  neuen  Versammlung,  während  sie  an  den  Befugnissen  kaum  etwas 
änderte,1)  Hut  Vorschläge  hinsichtlich  der  Zusammensetzung  wichen  indes  recht 
wesentlich  von  denen  Jacquiets  ab:  sie  Bchloß  Dämlich  die  Beamten  überhaupt 
von  dt'\-  Mitgliedschaft  aus.')  dafür  billigte  sie  aber  den  Eingebornen  eine  Ver 
tretung  von  sechs  Mitgliedern  zu  (je  zwei  für  das  Departement,  davon  je  eines 
für  das  Zivilterritorium  und  für  das  Militärterritorium),  die  von  der  Regierung 
ernannt  werden  sollten*)  —  eine  etwas  kärgliche  Vertretung  gegenüber  den  .'17 
französischen  Mitgliedern,  die  von  den  Arrondissements  unmittelbar  auf  je  Bechs 
Jahre,  mit  hälftiger  Erneuerung  alle  drei  Jahre,  gewählt  werden  sollten  (je  zwei 
für  das  Arrondissement,  in  den  Arrondissements  mit  der  Departementshauptstadt 


')   „1°  Que  «Luis  la  future  Assembler  les  citoyens  t'raneais  aienl   sruls  le  droit  de  vote; 
2°  Que  eett e  Assembler  ne  soit  pas  dlue  au  suffirage  universel; 

3°  Que  les  fonctionnaires  n'entrent  pas  pour  plus  d'un  tiers  dans  la  composition  du  Conseil; 
1'  Que  les  membres    Uns  ne    puissent  recevoir   aucune   decoration   ni    aucune    faveur   gou- 
vernementalc  pendant  la  duree  <lo  lern-  mandat  et  un  an  apres."     Ebenda  S.  627,  628. 

2)  ..1"  Le  Conseil  colonial  se  composera  de  membres  eins  et  d'indigenes  laisscs  au  choix  de 
l'adiiiiuistrarion ; 

2°  Les  membres  Francais  seront  eins  pour  (5  ans  au  suffirage  direct  dans  cbacun  des  arron- 
dissements administrativ ;  chaque  arrondissement  elisant  deux  membres,  saut'  les  arrondissements, 
ehet'-lieu.   i|iii   en   eliront  trois.     L'Assemblee  sera  renouvelee  par  moitie   eliaque  trois   ans; 

3°  Les  indigenes  seront  designes  ä  raison  de  deux  par  departement.  un  pour  le  departement 
civil,  un  autre  pour  le  territoire  de  commandement ; 

4°  Le  Conseil  elit  son   bureau; 

5U  Le  Gouverneur  general  de  l'Algerie  ou  son  representant  ont   entree   au   Conseil; 

6°  Le  Conseil  colonial  se  reunit  en  Session  ordinaire  deux  fois  par  an,  apres  chaeune  des 
SOSSionS   des    conseils   generaux; 

7°  Une  delegation  permanente  designee  par  le  conseil  lui-meme.  apres  sa  premiere  Session 
annuelle,   sera  constituee   et  se  reunira  obligatoirement  une  fois  par  mois  a  Alg'er; 

8°  Le  Gouverneur  general  ou  son  representant  ont  entree  dans  cette  eommission; 

9°  Les  Services  algeriens  releveront  ä  l'avenir  du  Ministere  des  colonies  qui  sera  cbarge  de 
l'ouverture  des  cn'dits  repartis  par  le  Conseil; 

10°  Le  Conseil  colonial  etablit  la  sous-repartition  des  depenses  ayant  un  caractere  exclusive- 
ment  colonial.  apres  que  les  Cliambres  ont  vote  par  ebapitre  le  budget  de  la  Colonie.  II  sera 
necessaireinent  consulte  sur  l'assiette  et  la  repartition  des  impöts  (ainsi  que  l'edicte  le  decret  du 
11  aoüt  1875).  II  sera  egalement  consulte  sur  toutes  les  questions  qui  touebent  ä  la  vie  econo- 
mique  et  ä  l'organisation  de  la  Colonie. " 

3)  Punkt  1. 

4)  Punkt  3. 
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je  drei  '  Da  man  die  Beamten  von  <1it  Mitgliedschaft  ausschloß,  so  konnte 
der  Generalgouverneur  nicht  gul  den  Vorsitz  behalten,  also  bestimmte  man,  dafi 
der  geschäftsführende  Ausschuß  und  damil  auch  der  Vorsitzende  von  der  Ver- 
sammlung zu  wählen  Bei;2  dem  Generalgouverneur  und  Beinern  Stellvertreter 
wurde  nur  wie  einem  Minister  Zutritt  zur  Versammlung  und  zu  der  von  der 
Versammlung  zu  wählenden  permanenten  Delegation3)  gewährt.*)  In  der  ); 
Stimmung  der  Befugnisse  folgte  die  Kommission  der  Andeutung  von  Prion:  in 
der  Steuerverteilung  begnügte  man  sich  mit  der  bisherigen  beratenden  Rolle,  und 
auch  das  Ausgabenbudget  sollte  wie  bisher  kapitelweise  von  den  Kammern  be- 
willigt werden,  nur  über  die  „Unterverteilung"  der  eigentlichen  Kolonialausgaben 
sollte  die  Versammlung  beschließen.3 

b)  Die  Verhandlung  über  die  Vorschläge. 
Bei  der  sich  anschließenden  Diskussion  Bind  an  diesem  Entwürfe  nicht  un- 
wichtige Änderungen  vorgenommen  worden,  nur  die  Hauptpunkte,  dämlich  die 
Vorschläge  hinsichtlich  der  Zusammensetzung  und  der  Befugnisse  der  Versammlung 
wurden  im  wesentlichen  unverändert  gutgeheißen.6)  Natürlich  wurden  auch  zu 
diesen  Punkten  Abänderungsvorschläge  eingebracht.  So  ward  selbstverständlich 
der  Versuch  gemacht,  den  Eingebornen  ihre  Vertretung  ganz  zu  rauben  oder 
sie  doch  einzuengen,7)  aber  die  Gegner  der  Eingebornen  Vertretung  erreichten 
nur  so  viel,  daß  dvn  Eingebornen  nur  beratende  Stimme  eingeräumt  wurde,  aus- 
genommen im  Gebiel  der  Finanzkontrolle;8)  das  bedeutete  indes  keine  wesentliche 
Einschränkung,  da  ja  die  Haupttätigkeil  di'<  neuen  Rates  eben  im  Gebiet  der 
Finanzkontrolle  liegen  sollte.  Wichtiger  ist,  daß  der  vernünftige  Gedanke  wieder- 
auftauchte, man  solle  auch  die  algerischen  Senatoren  und  Deputierten  als  Mit- 
glieder zulassen,9)  ein  Gedanke,  dessen  Ausführung  bekanntlich  in  den  70er  Jahren 
am  Widerstand  der  algerischen  Volksvertreter  gescheitert  war.  weil  sie  es  mit 
ihrer  Würde  nicht  für  vereinbar  hielten,  einer  bloß  beratenden  Versammlung 
anzugehören.10;  Da  es  sich  jetzt  nicht  mehr  um  eine  bloß  beratende  Körper- 
schaft handelte,  so  entfielen  jedenfalls  diese  Bedenken.  Gleichwohl  erklärte  sich 
der  ( ieneraluouverneur  gegen  die  Zulassung  der  Volksvertreter,  und  zwar  deshalb, 
weil  die  neue  Versammlung  an  der  Kontrolle  von  Staatsausgaben  und  an  der 
Vorbereitung  eines  Teils  des  Staatsbudgets  beteiligt  sein  sollte,  ihre  Beschlüsse 
also  der  Abänderung  durch  das  Parlament  unterlagen,  in  derselben  Weise,  wie 
die  Beschlüsse  der  Kammer  durch  den  Senat  abgeändert  werden  konnten.  Es 
sei  aber  unzulässig,  daß  ein  Parlamentsmit.»lied  an  den  Beschlüssen  dieser  Ver- 
sammln!)» teilnähme,  da  diese  nachher  durch  das  Parlament  bestätigt  werden 
müßten:  niemand  könne  sich  selber  richten.11) 

')  Punkt  2.  2)  Punkt  4. 

3)  Punkt  7.  4)  Punkt  5  und  8. 

5j  Punkt  10.  6)  1.  c.  S.  648  und  663. 

T)  Marchai  S.  636  f.  ")  S.  646. 

ü)  Marchai  1.  c.  S.  638.  Siehe  oben  S.  93. 

")   ce  nouveau  conseil  ne  doit  pas  Stre  assimild  a  un  Conseil  gdneral,  qui  a  en  mains 

d'autres  interets  que  les  interets  de  l'Etat.  Le  nouveau  Conseil  sera  nne  assemblee  eine,  qui  aura 
a  exercer  des  attributions  de  contröle  ayant    pour  objet    des  depenses    de  l'Etat  et  ä  preparer  nne 


Diese  QrUndu  gegen  die  Zula    der  Volk  Vertreter  wirken  kaum   U 

ougend :  ea  kommt  doch  vor,    daß   iomand  an    der  Kontrollo  Über    ein 
Handlungen  teilnimmt;  oder  enthalten  sich  etwa  die  Mini  ter  und  die  Untei  • 

Bokrotäi'ü  der  Stimmabgabe   bei  der  Ab  i mg   Über  Tagt'  Ordnungen,  die   Über 

den  Fortbestand  deB  Kabinetts  entscheiden?  E  ist  auoh  Mich  i  bedenklich,  die 
algerische  Versammlung  mit  « I «-n  beiden  Kammern  auf  eine  Linie  zu  stellen,  wo 
doch  ihre  Punktionen  ganz  verschiedene  bleiben  mußten,')  Soweit  die  neue 
Versammlung^  wie  bisher  das  Conseil  superieur,  nur  in  beratender  Weise  an  der 

Vorbereitung    des  Budgets    mitwirkte,    waren  ihre    Beschlüsse    für    die  Ki ern 

vollkommen  unverbindlich;  Boweil  ihr  aber  etwa  für  die  Unterverteilung  der 
Ausgaben  —  beschließende  Funktionen  eingeräuml  wurden,  behielten  die  Kammern 
ihr  gegenübor  nur  die  Stellung  eines  kontrollierenden  Organs,  das  die  B< 
schlüssr  der  Versammlung  bestätigen  oder  verwerfen  konnte,  aber  nicht  die 
Unterverteilung  selber  vornehmen  durfte.  Die  lediglich  kontrollierende  Bedeutung 
des  Parlaments  mußte  namentlich  dann  zum  Ausdruck  kommen,  wenn  Algerien 
eigene  Rechtspersönlichkeil  und  eigenes  Budgel  gewährl  wurde!  Kurzum,  die 
Frage  der  Zulassung  der  Volksvertreter  ließ  sich  eigentlich  ersl  beantworten, 
wenn  man  über  die  Kompetenz  der  neuen  Versammlung  schlüssig  geworden  war. 
Die  unbedingte  Abweisung  des  Antrags  durch  den  Generalgouverneur  legt  einem 
die  Vermutung  nahe,  daß  die  Regierung  ein  politisches  Interesse  an  der 
Fernhaltung  der  Volksvertreter   hatte;    und  in   der  Tat    bestand  die  Gefahr,  daß 

durch  ihre  Zulassung  einerseits  die  algerischen  Deputierten  und  Senatoren  in 
binden  Kammern  als  Vertreter  der  algerischen  Versammlung  ein  besonderes  Ge- 
wicht erlangten,  und  daß  andererseits  die  algerische  Versammlung  derart  an  Be- 
deutung gewann,  daß  der  Generalgouverneur  ihr  nicht  mehr  das  nötige  Gegen- 
gewicht setzen  konnte.  Blieben  die  algerischen  Volksvertreter  jedoch  außerhalb 
der  Versammlung,  so  lag  immer  die  Möglichkeit,  um  nicht  zu  sagen  die  Wahr- 
scheinlichkeit eines  Gegensatzes  zwischen  den  Volksvertretern  und  der  Versammlung 
vor,  und  die   Regierung  konnte  einen   Faktor  gegen  den  andern  ausspielen. 

Daß  sich  die  Regierung  --  wie  man  schon  bei  der  Zurückweisung  des 
Eintritts  der  Volksvertreter  mutmaßen  konnte  —  von  dem  Gedanken  leiten  ließ, 
die  Entwicklung  des  Conseil  superieur  zu  einer  wirklichen  Volksvertretung  zu 
verhindern,  zeigt  sich  deutlich  in  der  Haltung  des  Generalgouverneurs  in  der 
Frage  des  Vorsitzes.  Der  Generalgouverneur  erhob  nämlich  Anspruch  auf  den 
Vorsitz  in  der  neuen  Versammlung.  Diesen  Anspruch  begründete  er  in  höchst 
eigentümlicher    Weise.      Der    Vorschlag    der    Kommission    schien    ihm    au?    die 


part  de  son  budget.  Ce  sera,  par  consequent,  une  assemblee  d'Etat,  qui  verra  ses  eouelusions 
moditiecs  par  le  Parlement,  comme  Celles  de-  la  Chambre  peuvent  l'Stre  par  le  Senat.  Or,  il  n'est 
pas  admissible  qu'un  membre  du  Parlement  prenne  part,  dans  cette  premiere  assemblee,  an  vote 
de  questions  touchant  aux  interets  de  l'Etat,  alors  que  ce  vote  doit  Stre  ensnite  approuve  ou  con- 
tirnic  par  la   Chambre,   pnis   par  le   Senat:   mi   ne  peut   sc  juger  soi-m6me."      Ebenda  S.  644. 

')  Das  Verhältnis  des  Conseil  superieur  /.um  Parlament  war  in  jedem  Fall  ein  ganz  andres, 
als  das  des  Senats  zur  Deputiertenkammer.  Der  Senat  übt  nicht  kontrollierende  Tätigkeit  gegen- 
über der  Kammer,  er  braucht  sieh  nicht  auf  Bestätigung  oder  Verwerfung  eines  Entwurfes  zu  be- 
schränken, sondern  er  hat  gegenüber  einer  Vorlage  die  gleichen  Befugnisse  wie  die  Kammer 
namentlich    kann    er   eine    Vorlage    abändern. 
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<  Organisation  der  englischen  Kolonien  hinauszulaufen,  wo  der  Vizekönig  die  Session 
um-  eröffne,  aber  nichl  an  den  Beratungen  teilnähme;  eine  derartige  Organisation 
Bei  nur  in  monarchischen  Ländern  verständlich,  sie  könne  aber  nicht  auf  Algerien 
angewandt  werden,  weil  sie  .^ i < •  1 1  von  den  Grundsätzen  des  demokratischen 
Regimes  entferne.1)  (!?)  Cambon  bedachte  nicht,  daß  die  französische  Ver- 
fassung dem  Muster  des  britischen  parlamentarisch  regierten  Staates  oachgebildel 
ist.  I);ilici  fehlte  es  doch  auch  in  der  französischen  Lokalorganisation  nicht  an 
Vorbildern  für  einen  gewählten  Vorsitzenden;  man  konnte  auf  die  Conseils  generalis 
der  Departements  verweisen,  in  denen  nicht  etwa  der  Präfekt,  Bondern  ein  gewählter 
Präsident  den  Vorsitz  führte,  I  >ie  Bezugnahme  auf  die  <  ionseils  göneraux  war  ( lambon 
besonders  unbequem,  erwußte  nichts  anderes  gegen  sie  vorzubringen,  als  daß  die  Con- 
seils generaux  die  Interessen  einer  juristischen  Person  zu  wahren  hätten,  während  Al- 
gerien keine  Rechtspersönlichkeit  besitze:  er  mußte  aber  im  gleichen  Atemzuge  zu- 
geben, daß  man  sich  auf  dem  Wege  zur  Bildung  eines  Kommunalverbandes  befand.3) 
Der  Hauptgrund  für  das  Festhalten  am  Vorsitz  des  Generalgouverneurs  lag 
natürlich  weder  in  der  angeblichen  Unvereinbarkeit  des  gewählten  Vorsitzenden 
mit  der  Demokratie,  noch  in  dem  Fehlen  einer  algerischen  Rechtspersönlichkeit, 
sondern  in  der  Befürchtung,  der  Generalgouverneur  möchte  in  seinem  Ansehen 
geschädigt  werden.3)  Darauf  mußte  allerdings  Rücksicht  genommen  werden: 
wenn  auch  nicht  anzunehmen  ist.  daß  der  Präsident  des  Kolonialrats  dem 
Generalgouverneur  über  den  Kopf  gewachsen  wäre,  wie  es  ( 'ambon  (vielleicht 
im  Gedanken  an  die  machtvolle  Stellung  des  Kammerpräsidenten  im  Heimat- 
lande) sich  ausmalte.4)  so  bestand  doch  die  Gefahr,  daß  das  Ansehen  des  General- 
gouverneurs bei  den  Eingebornen,  denen  die  Fintziehung  des  Vorsitze-  eine  un- 
verständliche Maßregel  bleiben  mußte.  Einbuße  erlitt,  und  diese  Gefahr  mußte 
unter  allen  Umständen  abgewandt  werden;  insofern  war  das  Festhalten  Cambons 
am  Vorsitz  des  Generalgouverneurs  durchaus  gerechtfertigt.  Die  Berechtigung 
dieser  Forderung  konnte  durch  den  Einwand,  daß  in  den  Kolonialvertretungen 
der  Gouverneur  nicht  den  Vorsitz  führte,5)  nicht  widerlegt  werden,  denn  die 
wenigen  Kolonien,  die  ein  Conseil  general,  bezw.  ein  Conseil  colonial  besaßen.6) 
ließen  sich  schon  ihrer  kleinen  Verhältnisse  wegen,  vor  allem    aber  wegen  ihrer 


')  „Cette  Organisation,  qui  n'est  autre  que  celle  de  la  monarchie  parlementaire,  se  comprend 
dans  im  pays  monarchiqne,  mais  eile  ae  peut  pas  t'tre  appliquee  en  Algene,  parce  (prelle  sYcarte 
des  prineipes  de  notre  regime  d&nocratique.''     1.  c.  S.  649. 

2)  „L'Algerie,  au  contraire,  ae  constitue  pas  une  personne  morale:  peut-Stre  en  constituera- 
fc-elle  une  plus  t.uil.  mais  actuellement  eile  n'en  est  pas  une.  .  ."  Ebenda,  siehe  auch  S.  663,  wo 
er  die  Verleihung  der  Kechtspersönlichkeit  in  Aussicht  stellt. 

3)    le   Gouverneur  n'est  pas   seulement  un  administrateur,   .   .   .   il   est  le  repn'sentant   de 

la  France,   de    la  souverainete   nationale  vis    ä  vis  la  population    indigene,   en  regard    de  laquelle  il 
est  essentiel  que  son  prestige  demeure  intact."     Cambon,  I.e.  S.  650. 

4)  ,.En  eilet,  .  .  .  le  Gouverneur  serait  subordonne'  sur  Le  sol  de  l'Algerie  h  une  personnalite 
autre  que  la  sienne:  il  serait  oblige  de  demander  la  parole  qui  pourrait  lui  t'tre  refusee  et  retiree. 
et,  nn  jour  on  l'autre,  on  pourrait  voir  le  President  de  cette  assembhie,  .  .  .  vouloir  elever  son 
autorite*  en  face  de-  celle  du   repn'sentant  de  la  France."     Ebenda. 

5)  Ebenda  S.  651. 

6)  Guadeloupe.  Martinique,  Guyana,  Reunion,  Senegal.  Indien.  Cochinchina,  außerdem  da- 
mals noch   S.  Pierre  et  Miquelon  und  Ozeanien. 
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andere  gearteten   Eingobornenbevbikorung,  aiohf   mit  Algorion  vergleichen  '       Da 
Conseil  tuptaieur  bokohrto    lioh  denn  auch    tu    dor    \mi.-i    ung    di     General 
verneurs,  indem  es  ihm  don   Vorsite  in  dem   Entwürfe  vorbehielt 

Aulirr  dieser  Änderung  setzte  es   der  General ivernour    noch  durch,  daß 

die  Sessionsdauer  beschränkt9)    und  da  ll   auf  die   Kordoruug    einer   permanenten 
Kommission    verzichtet    wurde.*)     Im    übrigen    wurde    der  Entwurf    in   leiner  ur 
sprünglichen  Passung  angenommen,  ohne  beim  Generalgouvorneur  aul  Wider  pruch 
zu    stellen.     I'm  ' l i< ■  Bedeutung  dieses    Entwurfs  richtig  einzuschätzen,  muß  man 
sich  »Ins  Oberwiegen  des   Beamtenelements    im  Conseil  Buperieur    und   vor  allem 
den   starken   Einfluß   des  Generalgouverneurs   auf  die  Entschließungen   der   Ver 
Sammlung  vergegenwärtigen;  dann  wird  man  zu  dein  Schlüsse  gelangen,  daß  die 
in  dem  Entwürfe  aufgestellten  Forderungen  —  Ausschaltung  des  Beamtenelements 
bis  auf  den  Generalgouvorneur,  zahlenmäßiges  Überwiegen  dm-  aus  unmittelbarer 
Wahl  hervorgehenden  französischen   Mitglieder,   Ernennung  weniger  Eingebornen 
mitglieder  durch    dir  Regierung,  ünterverteilung   der  vom   Parlament    bewilligten 
Mittel  durch  den  Conseil  colonial         nicht  als  die  Wünsche  einiger  radikaler 
Politiker  aufgefaßt  werden  dürfen,  sondern  die  Mindestforderungen  der  Algerier 
darstellen. 


2.   />(■>•    Versuch  einer   Lösung  im    Wege  der  Gesetzgebung. 

A.  Der  Gesetzentwurf  Barthou  über  das  Conseil  superieur 

(März    IS!) 7). 

Aber  auch  dieses  Mindestprogramm  ging  noch  um  ein  Beträchtliches  über 
das  hinaus,  Mas  die  maßgebenden  Faktoren  in  Frankreich  gewähren  zu  können 
glaubten.  Das  beweist  der  Gesetzentwurf  über  die  Verwaltuugskontrolle  in  Al- 
gerien und  über  die  Zusammensetzung  und  die  Funktionen  des  Conseil  superieur, 
chm  das  Ministerium  Meline  im  März  1897  dem  Parlament  vorlegte,5)  um  auch 
in  diesem  Punkt  der  Fleurv-Ravarin'schen  Tagesordnung6)  nachzukommen.  Vor 
allen    Dingen    hielt    der  Entwurf    an    dem  Charakter    des    Conseil    superieur    als 


')  Mao  darf  nicht  übersehen,  daß  in  den  großen  Tropenkolonien  der  Gouverneur  den  Vorsite 
in  dem  Conseil  d'administration  führt. 

2)  Ebenda  S.  652. 

3)  Er  schlag  zwei  einmonatliche  Sessionen  vor.  man  begnügte  sich  mit  einer  von  einmonat- 
lichsr  Dauer  (1.  e.  S.  654). 

4)  Ebenda  8.  658.  Der  Generalgouverneur  konnte  sich  bei  der  Zurückweisung  der  perma- 
nenten Kommission  wieder  der  bequemen  Begründung  bedienen,  daß  das  Conseil  colonial  keine 
eigenen  Verwaltungsbefugnisse  ausüben  könne,  da  Algerien  keine  Rechtspersönlichkeit  besitze 
(S.  656).  Der  Hauptgrund  war  wohl,  daß  ein  derartiges  ständiges  Kontrollorgan  unbequem  werden 
konnte. 

5)  Chambre  des  deputes,  Docum.  pari.,  Sess.  ord.  de  1897.  annexe  n°  2333,  Seance  du  11 
mars,  .1.  ort'.  S.  358ff.  Projet  de  loi  ayant  pour  objet  de  eonstituer  le  controle  de  Tadministration 
en  Algerie  et  de  regier  la  composition  et  le  fonetionnement  du  Conseil  superieur,  presente  .  .  . 
par  M.  L.  Barthou,  ministre  de  l'interieur,  par  M.  Meline,  president  du  conseil,  ministre  de  Tagri- 
culture  et  par  M.  (j.  Cocherv.   ministre   des  finanees.     Siehe  Anhang  Nr.  53. 

6)  Siehe  oben  S.  202. 
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einer  bloß  beratenden  Versammlung  Vr-t:'  daraus  Folgerte  man,  daß  auch 
die  seitherige  Zusammensetzung  in  ihren  Grundzügen  unangetastet  bleiben  mtu 
den  Vorsitz  behielt  mau  wie  bisher  dem  Generalgouverneur  vor,2  und  ebenso 
beließ  man  die  21  hohen  Beamten  der  algerischen  Zentral-  und  Lokalverwaltung 
im  Conseil  Buperieur.3  Diese  Beibehaltung  des  Beamtenelements  ließ  sich  mil 
dem  Hinweis  auf  die  großen  wirtschaftlichen  [nteressen  des  Staates  in  der  Kolonie 
gewiß  vertreten,4)  es  kam  nur  darauf  an,  daß  immerhin  <  1  i « -  Möglichkeit  gegeben 
war,  das  Beamten element  zu  überstimmen.  In  diesem  Punkte  Bchien  der  Ent- 
wurf die  gewünschte  Reform  zu  bringen;  denn  während  bisher  das  nichtbeamtete 
Element  die  18  Vertreter  der  Conseils  generaux)  gegenüber  den  "21  Beamten 
in  der  Minderheit  war.  wurden  nunmehr  die  Mitglieder  kraft  Amtes  in  die  Minder- 
heit gesetzt,  indem  den  21  Beamten,  die  kraft  Amtes  im  Conseil  blieben,  nicht 
weniger  als  33  andere  Mitglieder  gegenüber  stehen  sollten.  .Man  muß  jedoch 
beachten,  daß  Bich  unter  den  33  andern  Mitgliedern  auch  Beamte  befinden 
konnten,  und  daß  außerdem  die  andern  Mitglieder  den  Beamten  nicht  als  ge- 
schlossene Masse  gegenübertraten,  sondern  nach  der  Rasse  in  zwei  Gruppen  zer- 
fielen. Die  '■'>'■>  anderen  Mitglieder  sollten  nämlich  bestehen  aus  24  Franzosen 
und  9  Eingebornen. 

Für  die  Wahl  der  französischen  Mitglieder  boten  sich  drei  Möglichkeiten: 
entweder  man  übertrug  sie  den  Conseils  generaux  oder  den  Gemeinderäten,  oder 
man  ließ  die  Vertreter  durch  die  französische  Bevölkerung  unmittelbar  wählen. 
Von  diesen  Lösungen  erklärte  man  die  erste  als  ungeeignet,  weil  die  Delegierten 
—  wie  die  Motive  sagen,  —  es  an  der  nötigen  individuellen  Initiative  fehlen 
ließen,5!  m.  a.  W..  weil  die  Wahl  durch  die  Conseils  generaux  zu  einer  sehr 
einseitigen,  von  ihrem  Wahlkörper  abhängigen  Lokalvertretung  geführt  hatte. 
Andererseits  schob  man  auch  die  unmittelbare  Wahl,  trotzdem  sie  die  Algerier 
einmütig  befürwortet  hatten,  beiseite,  da  man  befürchtete,  die  Wahlen  möchten 
einen  zu  politischen  Anstrich  bekommen.6)  Und  so  blieben  nur  die  Gemeinde- 
vertretungen als  Wahlkörper  übrig;  das  aktive  Wahlrecht  übertrug  man  demge- 
mäß den  unter  französischem  Titel  gewählten  Mitgliedern  der  Gemeinderäte  der 
Vollgemeinden  (also  nicht  den  etwa  von  den  Muselmanen  gewählten  Franzosen), 


')  „Le  Gouvernement  a  pense  qu'il  repondait  completement  aux  intentions  da  Parlement,  en 
conservant  au  conseil   superieur  son  role  actuel  de  conseil  consultatif."     Ebenda. 

-)  „Le  conseil  superieur  restant  nne  assemblee  consultative,  le  gouvemeur  general  .  .  .  d<>it 
y  avoir  entr£e;  d'autre  j>art.  sa  Situation  preponderante  en  Alg&ie  ae  Im  pennet  d'assister  aux 
deliberations  de  l'assemblee  que  s'il  en  a  la  presidence  .  .  ."     Ebenda. 

3)  Art.  1,  3—5. 

4)  ..La  presence  des  fonctionnaires  qui  sont  an  conseil,  non  pas  les  repr&entants  dn  Gou- 
vernement en  taut  que  puissance  et  entite  poütique,  mais  les  representants  des  Services  de  l'Etat 
et  de  ses  interets  comme  personne  morale,  est  indispensable  pour  e'clairer  l'assemblee  et  faire  pro- 
duire  aux  deliberations  tous  les  bons  resultats  «pi". >n  peut  attendre."  Ebenda.  Siehe  oben  S.  IT'.» 
die  im  gleichen   sinn  gehaltene  Aussage  Cambons  vor  der  Senatskommission  von  1891. 

5)  „Ces  del£gations  eines  par  la  seule  majorite  des  conseils  generaux  n'ont  pas  la  liberte 
d'initiativc  individuelle  qui  est  indispensable  dans  nne  assemblee  chargde  de  discuter  les  affaires 
de  l'AlgeYie  et  edles  de  l'Etat,  a  l'exclusion  de  toute  question  locale."     1.  c.  S.  359. 

6)  ..D'autre  part,  l'ölection  au  suffrage  nniversel  direct  aurait  peut-etre  tendu  ä  donner  an 
caractere  trop  politique  ä  la  nomination  des  membres  du  conseil  superieur."     Ebenda. 
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sowie    den    ebenfalls    au     Wahlen    hervorgehenden    franzö  1  chen   Bei  itzern    und 

den     französischen     Mitgliedern     «In-     Gemoindekoi i    ionen    der     gemischten 

Gomoinden. ')     l>i<-   Mitglieder   de     Con  eil    superieur   waren    einzeln  zu   wählen; 
der  Listenwahl  ging    man  ängstlich    aus  dem   Wege,    damit   nicht  etwa    trotz   der 
vorsichtigen   Auswahl   des   Wahlkörper     politi  che  (Je  ichtspunkte  in  die   Wahlen 
hereingetragen  werden  möchten.8)     Wählbar  sein  Bollten  alle  franzö  i  chen  Büj 
die  das    passive  Wahlrecht  za    den  Conseils  geueraux    in  Algerien    besaßen,  nur 
daß    die   für   die   Wahlen    zu    den    Conseils    gänäraus    aufgestellten   Unvereinbar 
keiten  Doch  verschärft   winden,  indem      -  ähnlich  wie  bei  den  Doputiertenwahlen 
die    Eigenschaft    eines    Staatsbeamten    oder   die    Betreibung    eines   vom  Staal 
subventionierten   Unternehmens,   außerdem  aber   auch  die   Bekleidung    der  Sena 
leren  ,    bezw.   1  >eputiertenv\ lirde   für   unvereinbar   mit    der  Eigenschaft    einet 
wählten  französischen  Vertreters  im  Conseil  Buperieur  erklärt  würde.3)     Die  Fest 
legung  der  Unvereinbarkeil  mit  der  Beamteneigenschafl   ist  recht  wesentlich;  denn, 
so  kümmerlich  die  Zugeständnisse  an  die  französische  Bevölkerung  auch  scheinen 

mögen,  so  gewährleistete  doch    diese  Unvereinbarkeitsklause]  zusi >n  mit  den 

Bestimmungen  über  die  Wahlkörper  (deren  Mitglieder  ja  Bämtlich  ans  Wahlen 
hervorgingen)  in  genügendem  Maße  die  Unabhängigkeil  der  französischen  Ver- 
treter im  Conseil  superieur  gegenüber  dem   Beamtenelement. 

Alier  diese  Unabhängigkeit  nützte  sie  wenig,  wenn  es  der  Regierung  gelang, 
sieh  mit  Hülfe  der  Eingebornenvertreter  eine  Mehrheit  zu  scharfen.  Die  Rekru- 
tierung der  Eingebornenvertretung  war  daher  von  großer  Bedeutung.  Nun  sollten 
von  den  neun  Eingebornenvertretern  allerdings  nur  die  drei  Vertreter  der  Militär- 
territorien vom  Generalgouverneur  (auf  Vorschlag  der  die  Territorien  verwaltenden 
Divisionsgeneräle)  ernannt  werden,4)  während  die  übrigen  gewählt  werden  sollten. 
so  daß  also  die  gewählten  Mitglieder  (24  Franzosen  und  (i  Eingeborne  =  30 
gegenüber  "J4  Beamten  und  ernannten  Eingebornen)  die  Mehrheit  bildeten.  Aber 
(-in  Zusammenstehen  sämtlicher  gewählter  Mitglieder  ohne  Unterschied  der  Rasse 
war  sehen  an  sich  nicht  sehr  wahrscheinlich,  es  war  eher  anzunehmen,  daß  die 
gewählten  französischen  Mitglieder  und  die  Eingebornen  infolge  des  zwischen 
ihnen  herrschenden  Interessengegensatzes  oft  verschieden  stimmten  und  so  der 
Regierung  die  Gelegenheit  boten,  den  Ausschlag  zu  gebon.  Dazu  kam.  daß  bei  den 
Eingebornenvertretern  die  persönlichen  Garantien  für  ihre  Unabhängigkeit  fehlten. 
Die  sechs  Vertreter  der  Zivilterritorien  (je  zwei  im  Departement)  sollten  zwar 
entsprechend  der  Wahl  der  französischen  Mitglieder  von  den  muhammedanischen 
Mitgliedern  der  Gemeindevertretungen  gewählt  werden.  Man  muß  aber  bedenken. 
daß  die  eingebornen  Gemeinderäte  nicht  wie  die  französischen  aus  allgemeinem 
Wahlrecht    hervorgingen,    daß    vielmehr    die    eingebornen    Gemeinderäte    in    den 


')  Art.  2. 

2)  ,.Lcs  motifs  (|iii  ont  tait  t'carter  l'&ection  au  suffrage  aniversel  ont  £galement  fait  preferer 
la  d^signation  des  membres  du  conseil  superieur  au  scrutin  individuel  a  leur  nomination  au  scrutin 
de  liste  poux  l'ensemble  de  chaque  departement.  Le  scrutin  nominal  favorisera  nioins  la  tendance 
des   electcurs    a    donner   a   leur  vote   un   caraeti'-re   pölitique.    .    ."      Ebenda. 

3)  Art.  3. 
«)  Art.  8. 
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Vollgemeinden  von  Grundbesitzern,  Beamten  und  Ordensträgern  gewählt,  und 
daß  die  eingebornen  Mitglieder  der  Gemeindekommissionen  in  gemischten  G< 
meinden  vom  Generalgouverneur  ernannt  wurden,  l'nd  wie  hei  diu  aktiv  Wahl- 
berechtigten die  Unabhängigkeit  gegenüber  der  Regierang  keine  unbedingte  war. 
so  fehlte  auch  die  wichtigste  Garantie  für  die  Selbständigkeit  der  passiv  Wahl- 
berechtigten.  Die  Wählbarkeit  knüpfte  man  nämlich  an  die  im  Dekret  aber  die 
Gemeindeverwaltung  vom  7.  April  L884  aufgestellten  Bedingungen,1)  also  an  ein 
Alter  von  25  Jahren,  dreijährigen  Aufenthalt  in  der  betr.  Gemeinde  und  einige 
besondere  Eigenschaften  —  Grundeigentum,  Staatsamt  oder  Auszeichnungen; 
wohlverstanden,  die  Bekleidung  eines  Staatsamts  wurde  nicht  —  wie  bei  den 
französischen  Mitgliedern  —  für  unvereinbar  mit  der  Vertretereigenschaft  im  Con- 
seil  superieur  erklärt,  sondern  sie  bildete  neben  Grundeigentum  und  neben  den 
Auszeichnungen  eine  Voraussetzung  der  Wählbarkeit.  Die  .Motive  rechtfertigen 
diese  im  französischen  Recht  auffallende  Abweichung  von  den  Unvereinbarkeits- 
regeln  in  etwas  naiver  Weise  damit,  daß  „man  sich  sonst  der  empfehlenswertesten 
muselmanischen  Notabilitäten  berauben  würde"2)  und  daß  ,,die  eingeborne  Be- 
völkerung noch  nicht  im  »Stande  sei.  die  Gründe  für  die  Ausschließung  der  von 
der  Regierung  durch  ihre  Ernennung  geehrten  Beamten  und  Richter  zu  begreifen."3) 

Nun  soll  der  Regierung  aus  der  Nichteinführung  der  Unvereinbarkeit  mit 
der  Beamteneigenschaft  für  die  Wahlen  der  muselmanischen  Vertreter  gewiß 
kein  Vorwurf  gemacht  werden,  bei  der  geringen  Zahl  politisch  nur  einigermaßen 
Befähigter  wäre  ihre  Anwendung  ein  großer  Fehler  gewesen.  Aber  soviel  ist 
jedenfalls  klar,  daß  die  gewählten  Muselmanen  nicht  einfach  den  gewählten 
Franzosen  beigezählt  werden  dürfen.  Im  Gegenteil:  da  die  Regierung  die  "Wahl 
von  muselmanischen  Beamten  nicht  nur  offen  hielt,  sondern  geradezu  mit  der 
Wahl  der  Beamten  rechnete,  so  wird  man  die  muselmanischen  Vertreter  eher 
den  Beamten  zurechnen  dürfen.  Dann  aber  stellt  sieh  heraus,  daß  die  Behauptung 
der  Motive,  das  Beamtcnelement  sei  in  dem  neuen  Conseil  in  der  Minderheit,4) 
in  dieser  Bestimmtheit  gar  nicht  zutraf;  die  Mitglieder  krai't  Amtes  kamen  aller- 
dings in  die  Minderheit  (21  gegen  33),  aber  die  Beamten  (21  krai't  Amtes  -\- 
höchstens  9  Muselmanen  =  30)  konnten  nach  wie  vor  die  Mehrheit  bilden;  das 
Übergewicht  des  Nichtbeamtenelements  war  in  keiner  Weise  gesichert. 

Nicht  minder  dürftig  wie  die  Änderung  in  der  Zusammensetzung  Hei  die 
Erweiterung  der  Zuständigkeit  des  Conseil  superieur  aus.  Da  die  Regierung,  wie 
schon  erwähnt,  an  der  lediglich  beratenden  Rolle  des  Conseil  superieur  festhielt, 
so  ließen  sich  nicht  viel  Befugnisse  den  schon  ausgeübten  hinzufügen.  Während 
bisher  das  Conseil    superieur    nur  über    die  Ausgaben   für  die    dem   Generalgou- 

')  Siehe  die  oben  S.  120  abgedruckten  Artikel. 

2)  ,.Ce  serait,  en  effet,  se  priver  de  la  presence  dans  cette  assemblee,  des  notabüites  musul- 
manes  les  plus  recommandables  que  de  proclamer  l'incompatibilite'  du  mandat  de  conseiller  superieur 
indigene  avec  la  qualite  de  fonetionnaire  ou  d'agent  de  1'Etat."     1.  e.  S.  359. 

3)  „La  population  indigene  n'est  pas  encore  apte  ä  eomprendre  les  motifs  qui  feraient  ex- 
clure  de  la  premiere  assemblee  locale  les  fonetionnaires  et  les  magistrats  honorcs  par  le  choix  du 
doxa  emement."     Ebenda. 

4)  ..Dans  la  nouvelle  assemblee,  les  proportions  sont  renversees;  l'element  fonetionnaire 
repr^sente  la  minorite\"     Ebenda. 
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\  erneur  unten  tohondoo  Verwaltung  swoigi    oin  ( Jutachton  abzugeben  hatto,    lolltuu 
ihm    in    Zukunft    auch    die   Ausgabenvoran  chläge    Für   di>'    unmittelbar    \<>n    den 
Ministerien    abhängigen    (die     sogenannten    „angoglioderten")    Verwaltung 
(cddch  mir   Eur  Kenntnisnahme    (a  fcitre    de   ren  oignomonl       vo\  worden 

Und  während  es  bisher  nur  Über  die  Ansetzung  und  'li'-  Verteilung  dor  Steuern 
gehört  worden  war,  sollte  es  künftighin  (der  Unterschied  isl  oichl  sehr  bedeutend) 
aber  jede  Änderung  im  Steuerwesen  befrag!  werden.2)  Endlich  sollten  ihm  «li'' 
Rechnungen  über  die  dem  Generalgouvernour  unterstehenden  Verwaltung 
zur  (lediglich  begutachtenden)  Prüfung  trorgelegl  werden.3)  Nur  in  einer 
Competehzbestimmung  schlich  sich  eine  Spur  \<>u  einer  beschließenden  Punktion 
ein:  dem  Conseil  Buperieur  wurde  wie  das  in  dem  Entwurf  des  Conseil 
Buperieur  angeregt  worden  war  die  Unterverteilung  nach  Artikeln  der  für  'lu- 
dern Generalgouverneur  unterstehenden  Verwaltungszweige  kapitelweise  bewilligten 
Kredite  aufgetragen.4)  Aber  diese  dem  rein  beratenden  Charakter  des  Conseil 
eigentlich  widersprechende  Aufgabe  ist  sowohl  im  Entwurf  wie  in  den  Motiven 
mehr  angedeutet  al>  ausgesprochen. ' 


B.  Scheitern  dos  Entwurfs  Barthou. 

a)  Unfreundliche  Aufnahme  in  Algerien. 

F.s  läßt  sich  denken,  daß  dieser  Entwurf  bei  den  Algeriern  große  Ent- 
täuschung hervorrief.  Er  bewirkte  zunächst  ganz  naturgemäß,  daß  in  der  Presse 
und  in  den  Lokalvertretungen  die  radikale  Richtung  die  Oberhand  gewann:  ..Das 
allgemeine  Wahlrecht  —  hieß  es  in  einem  Artikel  des  Akhbar  vom  8.  April  — 
erscheint  uns  als  die  unmittelbare  Abhilfe,  als  das  unerläßliche  Mittel  irgend 
einer  Reorganisation.  Da  man  uns  etwas  —  gleichgültig  was  —  versprochen 
hat,  so  können  wir  nicht  weniger  annehmen.'*6)  An  diesen  Kampfruf  schloß 
sich  die  Aufforderung  an  die  Conseils  generaux,  der  Stimmung  des  Landes  Aus- 
druck zu  verleihen.  Der  Aufforderung  hätte  es  wohl  kaum  bedurft.  Das  Conseil 
general  von  Algier  hatte  grade  einen  Ausschuß  zur  Prüfung  der  Reform  einge- 
setzt,7) als  auch  schon  das  Conseil  general  von  <  >ran  telegraphisch  den  Vorschlag 
machte,  eine  Delegiertenkonferenz  der  drei  Departements  zu  berufen;8)  das 
Conseil  general  von  Algier  stimmte  natürlich   zu,   und  so   konnte   schon   Mitte  Mai 


')  Art.  17   und    18. 

2)  Art.  20.    1. 

3)  Art.  20.  4. 

4)  Art.  20,   3. 

5)  Das  Zugeständnis  wird  —  wahrscheinlich  nicht  zufällig-  —  dadurch  verdunkelt,  daß 
Art.  20,  3  bestimmt,  die  Unterverteilung  solle  durch  den  zuständigen  Minister  nach  der  Bewilligung 
des    Budgets   durch   das    Parlament    endgültig;  festgelegt   werden. 

°)  „Le  suffrage  universel  nous  apparait  le  remede  immediat.  le  moyen  indispensable  d'une 
reorganisation  quelconque.  Puisqu'oa  nous  a  promis  quelque  chose  —  et  n'importe  quoi  —  nous 
ae  pouvons  accepter  moins."     Akhbar,  8.  April  !.s;i7. 

')    Sitzung   vom    26.  April,    Froees-verliaux    8.  246 — 49. 

8)   Sitzung  des   Conseil   general   von   Algier  vom   29.  April.   Proces-verbaux  8.  256. 
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die  Delegiertenkonferenz  zusammentreten.  Stolz  verkündete  die  Landespresse, 
daß  die  Conseila  generaus  den  „höhnischen  Kniffen"  Barthous  in  energischer 
Weise  die  durch  die  Bedürfnisse  der  Algerier  gerechtfertigten  Forderungen  ent- 
ogesetzt  halten.1  Der  Kindruck  des  prompten  Vorgehens  der  Conseils 
generaux  ward  freilich  dadurch  einigermaßen  abgeschwächt,  daß  das  Conseil 
general  von  Constantine  keine  Delegierten  zu  dev  interdepartementalen  Konferenz 
entsandte. 

Das  hiell  jedoch  die  übrigen  Teilnehmer  oichl  ab,  ••inen  Entwurf  zur  Um- 
gestaltung des  Conseil  superieur  auszuarbeiten.  Man  kann  sich  denken,  wie  er 
ausfiel;2)  allgemeines  Wahlrecht,  Verdrängung  des  Beamtenelements,  Schlechter- 
stellung der  Eingebornen  gegenüber  den  französischen  Vertretern  Bie  Bollten  wie 
die  Beamten  nur  mit  beratender  Stimme  den  Verhandlungen  beiwohnen  dürfen 
bildeten  die  leitenden  Gesichtspunkte.  Insofern  brachte  der  Entwurf  keine  Über- 
raschung. Im  so  bemerkenswerter  ist,  daß  man  Bich  diesmal  mit  den  Befugnissen 
oäher  befaßte.  Man  dachte  nämlich  an  eine  Teilung  des  algerischen  Budgets  in 
ein  Lokalbudget  und  ein  Budget  für  gemeinsame  Ausgaben  und  beanspruchte 
für  das  Conseil  colonial  das  Bewilligungsrecht  gegenüber  dem  Budget  der  lokalen 
Ausgaben  und  für  den  Beitrag  zu  den  gemeinsamen  Ausgaben.  Die  Beschlüsse 
des  Conseil  colonial  über  diese  Gegenstände  sollten  endgültig  sein,  es  Bei  denn. 
daß  sie  durch  das  Parlament  umgestoßen  wurden.  Um  diese  Kontrolle  durch 
das  Parlament  zu  ermöglichen,  sollte  das  algerische  Spezialbudget  je  als  ein 
einziger  Artikel  unter  die  Einnahmen  und  Ausgaben  im  Finanzgesetz  eingestellt 
werden.3)  Diese  Artikel  über  die  beschließende  Mitwirkung  des  Conseil  bei  der 
Feststellung  des  Budgets  zeichneten  Bich  gegenüber  den  einseitigen  Vorschlägen 
über  die  Zusammensetzung  des  Conseil  durch  ihre  Durchführbarkeit  aus.  ihre 
Anregungen  über  die  Teilung  des  algerischen  Budgets  und  über  die  Kontrolle 
des  Parlaments  sind  denn  auch  nicht  ohne  Einfluß  auf  die  spätere  Entwicklung 
geblieben.  Als  die  Conseils  generaux  im  Oktober  1897  den  Entwurf  der  Kon- 
ferenz entgegennahmen,  kam  ihnen  wohl  kaum  zum  Bewußtsein,  daß  sein  Haupt- 
wert in  den  Bestimmungen  über  die  Zuständigkeit  lag.  Die  Billigung  des  Ent- 
wurfs durch  die  Conseils  generaux  —  auch  das  Conseil  general  von  Constantine 
genehmigte  den  Entwurf  —  bezog  sich  wohl  hauptsächlich  auf  die  beherrschende 
Stellung  der  französischen  Vertreter  im  Conseil,  wenigstens  bekümmerte  man  sich 


')  „Aux  derisoires  finasseries  de  Barthou.  il-  (les  conseils  generaux)  ont  oppose  l'expression 
energique  et  loyale  flu  desir  que  justifient  aussi  bien  nos  ln-soins  que  ii">  droits."  Akhbar  vom 
in.  Mai  1897. 

2)  Es  ist  mir  nicht  gelungen,  den  vollständigen  Text  zu  Gesicht  zu  bekommen;  in  den 
Protokollen  der  Conseils  p'nt'raux  ist  er  nicht  abgedruckt,  und  so  war  ich  auf  Inhaltsangaben  in 
der  Presse  angewiesen.  Nur  ein  Teil  des  Textes  ist  mir  in  den  Protokollen  der  Conseils  generaux 
begegnet. 

3)  Art.  21.  Le  eonseil  colonial  vote  le  budget  des  depenses  locales,  dit  budget  special,  en 
arrete  la  sous-repartition  et  deübere  sur  la  contribution  ;'i  certaines  depenses  communes.  Ces  de- 
cisions  sont  definitives  si  la  rectification  de  la  deliberation  du  Conseil  colonial  n'est  pas  prononcee 
par  le  Parlement  qui,  chaque  anni'e,  comprend  le  budget  special  algvrien,  dans  la  loi  de  finances 
pour  un  seul  article   de  recettes   et  tin   seul  article  de  depenses. 
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nicht   um  den  Ein  pruch  der  mu  olnianl  ohon  Uoi  itzi  die  don  Mn  olmam  u 

dachte  lediglich   beratende   Kolle, ' 

Im   Notwendigkeit  oiner  schleunigen   Lö  ung  der   Frage  im   Verordnunj 

Diese   Kundgebung  der  Consoils  gändraux    hatte  an     ioh  keine  andere   l><- 

deutung,    als  daß    Bio    einen   Einblick    in    <li''  Sti ing   der  Koloni  tonoligarchie 

gewährte:  es  ls:nn  nun  darauf  an,  welche  Stellung  das  Parlament  und  die  Kogi<  rung 

zu    den    ausgesprochenen    Wünschen    einnahm.      Die    Deputiertenkam r    hatte 

wenig  Tage  nach  der  Vorlegung  des  Regierungsentwurfs  auf  Vorschlag  de« 
Algeriers  Viviani  eine  Kommission  von  22  Abgeordneten  eingesetzt,  in  die  man 
neben  hervorragenden  Kennern  der  algerischen  Präge  alle  algerischen  AI 
ordneten  berief.3)  Die  reichliche  Berücksichtigung  der  Algerier  kam  in  der 
Stellungnahme  der  Kommission  alsbald  zum  Ausdruck:  zwar  nahm  Bie  « I < - 1 1 
Regierungsentwurf  zur  Grundlage  ihrer  Beratung,  aber  sie  verlangte  doch  von 
vornherein  bedeutende  Änderungen,  wie  Erweiterung  der  gewählten  Vertretung, 
Verminderung  »In-  Beamtenzahl,  Wahl  des  Vorsitzenden  durch  die  Versammlung. 
So  schien  alles  auf  dem  besten  Wege  zu  sein,  und  die  Algerier  konnten  Bich 
der  Erwartung  hingeben,  die  Kammerkommission  der  22  werde  für  Algerien 
ähnlich  Bedeutsames  schallen,  wie  wenige  Jahre  zuvor  die  Senatskommission 
der  18.  Da  wurde  den  Algeriern  wieder  einmal  durch  die  Schwerfälligkeit  dr> 
parlamentarischen  Mechanismus  eine  herbe  Enttäuschung  bereitet;  die  Session 
wurde  geschlossen,  noch  ehe  die  Kommission  ihren  Bericht  erstattet  hatte;  damit 
war  der  Regierungsentwurf  hinfällig  geworden.  Von  einer  Wiedereinbringung 
desselben  Entwurfs  bezw.  der  Vorlage  eines  neuen  Entwurfs  sah  die  Regierung 
ab,  wohl  deshalb,  weil  die  letzte  Session  der  sechsten  Legislatur  grade  genug 
Aufgaben  zu  erledigen  hatte. 

I  >a  gaben  die  Algerier  die  Hoffnung  au?,  die  Umgestaltung  des  Conseils 
durch  Gesetz  verwirklicht  zu  sehen  —  denn  von  einer  neugewählten  Kammer 
darf  man  sieh  gewöhnlich  keine  schleunige  Lösung  schwebender  Fragen  ver- 
sprechen —  und  suchten  auf  anderm  Wege  zum  Ziele  zu  gelangen.  So  ist  es 
zu  verstehen,  wenn  das  Conseil  superieur  in  der  Frühjahrssession  von  1898  den 
Wunsch  aussprach,  das  neue  ( Jonseil  superieur  möge  durch  Verordnung  organi- 
siert werden.3)  Diese  Anregung  entsprach  durchaus  den  Interessen  Algeriens, 
bot  doch  die  Wahl  des  Verordnungsweges  den  doppelten  Vorteil,  daß  die  Reform 
ohne  die  unberechenbaren  Verzögerungen  des  Gesetzgebungsverfahrens  durchge- 


')  Conseil  general  von  Algier,  2lie  sess.  de  1897,  Sitzung-  vom  12.  Oktober,  Pröces-verbaux 
S.  322  ff.  Marchai  hält  den  Wünschen  der  Muselmanen  auf  Gleichstellung  im  Conseil  colonial  ent- 
gegen: „N'etant  pas  eitoyens,  .  .  .  vous  ue  pouvez  avoir,  parmi  nous,  d'autres  droits  que  ceux 
que  la  Frame  genereuse  et  bienfaisante  a  bien  voulu  vous  aecorder,  et  que  vous  ne  soupconniez 
pas  avant  la  conquete  .  .  .  Les  eitoyens  francais  seuls  petivent  revendiquer  des  droits  politiques." 
Worauf  Ali  Cherif  sehr  geschickt  entgegnete:  „Les  questions  politiques  devant  etre  etfangeres  aux 
discussions  de  cette  Assemblee,  quels  inconvenients  peut-on  voir  a  l'admission  d'assesseurs  musul- 
mans?"     (S.  326— 332). 

2)  U.  a.  Forcioli,  Thomson,  Samary,  Etienne,  de  Saint-Germain,  Viviani,  Fleury-Ravarin, 
Chaudey,  Etienne  Flandin. 

3)  Conseil  superieur  sess.   de  mars   1898,  Sitzung  vom  28.  März,  Proces-verbaux  S.  563 — 565. 
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führt  werden  konnte,  und  daß  die  neuen  Einrichtungen,  im  Fall  >i<-  den  B< 
dürfnissen  oder  den  Wünschen  der  Algerier  nicht  gerecht  wurden,  ohne  besondere 
Schwierigkeiten  wieder  geändert  werden  konnten.  Aber  auch  die  Interessen  des 
Mutterlandes  drängten  zur  Beschreitung  dieses  Weges,  da  sich  die  politischen 
Zustände  Algeriens  von  Tag  zu  Tag  verschlimmerten;  bei  den  Vorbereitungen 
zu  den  Deputiertenwahlen  brach  Dämlich  die  Bchon  lange  bestehende  Unzufrieden- 
heit mit  der  ausschla<>gebenden  Stellung  der  jüdischen  Wähler  allenthalben  her- 
vor. Vergebens  suchte  der  Generalgouverneur  Cambon  durch  Btrenge  Anwendung 
des  bis  dahin  fast  unbeachtet  gebliebenen  I>ekrets  vom  7.  Oktober  1x71  ')  über 
die  Einschränkung  der  Naturalisation  der  .luden  der  um sichgreif enden  antisemi- 
tischen Bewegung  zu  steuern:  die  Agitation  nahm  immer  gefährlichere  Formen 
an  und  führte  an  manchen  Orten  zu  offenem  Aufruhr.  Mine  gründliche  Abhilfe 
dieser  Üb elstände  ließ  sich  nur  aus  einer  Aufhebung  des  Deeret  Cremieux  (über 
die  Massennaturalisation  der  Juden  |  erwarten,  die  die  Algerier  in  stürmischer 
Weise  forderten :  alle  drei  ( lonseils  generaux  äußerten  einen  dahingehenden  Wunsch, 
dem  sogar  die  eingeschüchterten  jüdischen  Mitglieder  beistimmten,  und  in  der 
Kammer  brachten  die  algerischen  Deputierten  Samary.  Forcioli  und  Andere  einen 
Gesetzentwurf  zur  Aufhebung  des  Dekrets  ein.2) 

Die  einmütige  Haltung  der  Algerier  machte  zweifellos  Eindruck,  ob  sie 
alier  mit  ihren  Wünschen  durchdrangen,  war  bei  den  schwankenden  Mehrheits- 
bildungen recht  zweifelhaft,  zum  mindesten  war  bei  dem  schleppenden  Gang  der 
Gesetzgebungsmaschine  mit  einer  starken  Verzögerung  zu  rechnen.  Irgend  etwas 
zur  Beruhigung  der  Algerier  mußte  aber  doch  geschehen,  und  zwar  bald;  da 
empfahl  es  sich,  einstweilen  die  Aufgaben  in  Angriff  zu  nehmen,  zu  deren  Lösung 
es  keiner  formellen  Gesetze  bedurfte.  In  erster  Linie  kam  natürlich  die  Umge- 
staltung des  Conseil  superieur  in  Betracht;  gelang  es,  dieser  Körperschaft  eine 
die  Algerier  befriedigende  Form  zu  geben,  so  war  diese  Änderung  wie  keine 
andere  zur  Ablenkung  der  Algerier  von  der  Judenfrage  geeignet.1    Eine  gedeihliehe 

')  Siehe  oben  S.  87. 

2)  Chambre  des  deputes,  Sess.  ord.  de  1S98,  Docum.  pari.,  annexe  n°  3054.  Sitzung  vom 
19.  Februar,  J.  off.  S.  71  mV. 

3)  Wenn  die  Regierung  sich  von  diesem  Gedanken  leiten  ließ,  so  hat  ihr  die  weitere  Ent- 
wicklung Recht  gegeben;  die  algerischen  Deputierten  sind  mit  ihren  Gesetzesvorschlägen  betr.  die 
Aufhebung  des  Decret  Cremieux  (der  oben  erwähnte  und  dann  der  von  Morinaud  und  Genossen 
am  9.  Februar  1899.  Chambre  des  deputes,  sess.  ord.  de  1899.  Docum.  pari.,  annexe  n°  737,  J.  off- 
S.  601  f.)  nicht  durchgedrungen.  Es  «ar  namentlich  Barthou,  der  in  einer  bekannten  Bede  am 
15.  Mai  1899  einer  Änderung  des  Decret  Cremieux  entgegentrat  (Chambre  des  deputes,  däbats,  bobs. 
ord.  de  1899,  J.  otf.  S.  1363 ff.).  Daß  er  aber  gleichwohl  die  Juden-  und  die  Fremdenfrage  als 
ernste  Gefahr  auffaßte,  zeigt  folgende  Stelle  in  seiner  Hede:  ..Dun  cdtd  .  .  .  l'Algerie  tVconde. 
laborieuse  er  tenace,  l'Algerie  de  l'olivier,  de  la  vigne,  de  l'elevage;  de  l'autre  l'Algerie  de  l'industrie 
poUtique  .  .  .  abusant  jusqu'a  des  exces  criminels  des  libertes  dont  nne  folle  unpreVoyance  lui  a 
prematur£ment  octroye'  le  privilege,  l'Algerie  des  partis.  des  classes,  des  sofs  innombrables,  .  .  . 
entrainant  derriere  eile  comme  an  appoint  d^cisif  dans  les  lutres  electorales  tantot  des  indig 
israelites  trop  tut  pourvus  de  la  qualitr  de  citoyens  francais,  et  tantot,  plus  nombreux  encore,  ces 
milliers  de  n^o-Francais,  Francais  par  l'automatisme  indifferent  de  la  loi,  mais  restea  £trangers,  pour 
un  trop  grand  aombre,  par  leurs  moeurs,  ]>ar  lein-  langue,  souvent  meine  par  leurs  esperanc 
dont  l'invasion  croissante  constitue  le  plus  redoutable  danger  pour  l'autorite  de  untre  domination 
et  de  notre  securite'  en  Algerie." 


Lösung  dieser  Aufgabe  konnte  freilich  nur  einem  bo  ondor  dazu  befähigten 
Manne  > • . ■  1 1 1 1 •  ■  c •  1 1 ;  iiiul  st»  is1  c>  zu  \  rr  tohon,  wenn  da  neue  Mini  torium  IJri  oti 
(soit  28.  Juni)  die  Würde  des  Genoralgouvornour    einorn  In  i  iden  Juri 

dem   Vizepräsidenten  dos  Staatsrats,   Laforriero, ')  Übertrug     16   Juli 


II.  Die  Organisationsdekrete  rom  l\.  iugusl  L898. 

/.    Die   Erweiterung  der  Gewalt  </■     Generalgouverneur  . 

Laferriere  ist  als  der  Urheber  der  drei  Dekrete  anzusehen,3  die 
kaum  einen  Monat  später,  am  23.  Augusl  L898j  die  Verwaltungsorganisation 
Algeriens  neu  geregell  haben  und  bis  beute  nahezu  unverändert  in  Kraft 
blieben  sind.  I  > ; i s  erst«-  der  drei  Dekrete  beschäftigte  sich  mit  dn-  Rechtsstellung 
di's  Generalgouverneurs;8)  es  ist  eine  beinahe  wörtliche  Wiederholung  des  De- 
krets  vom  31.  Dezember  1896,  nur  daß  die  liberwiegende  Gewall  des  General- 
gouverneurs noch  etwas  schärfer  betonl  wurde.  Zunächst  gegenüber  den  <  >ber- 
befehlshabern:  nach  dem  Dekret  von  1896  konnte  drv  Generalgouverneur  die 
für  die  innere  oder  äußere  Sicherheit  Algeriens  erforderlichen  Maßnahmen  grund- 
sätzlich mir  im  Einvernehmen  mit  den  Oberbefehlshabern  treffen,  im  Falle  der 
ablehnenden  Haltung  der  Oberbefehlshaber  durfte  er  jedoch  im  Wege  der 
Requisition  handeln.4)  Dies  System  war  in  doppelter  Hinsicht  fehlerhaft:  daß 
es  (hm  Generalgouverneur  grundsätzlich  an  die  Zustimmung  der  Oberbefehlshaber 
band,  ihn  aber  gleichwohl  ermächtigte,  trotz  der  entgegenstehenden  Meinung  der 
Oberbefehlshaber  zu  handeln;  sodann,  daß  die  Beschreitung  des  Requisitions- 
weges jeweils  die  Meinungsverschiedenheiten  zwischen  dem  Generalgouvernonr 
und  den  Oberbefehlshabern  nach  außen  hervortreten  ließ,  was  unmöglich  zur 
Hebung  des  Ansehens  der  beteiligten  Behörden  beitragen  konnte.  Daher  war 
es  durchaus  zweckmäßig,  wenn  das  neue  Dekret  dem  Generalgouvernonr  kurz- 
weg das  Recht  gab,  in  Friedenszeiten  die  nötigen  Maßnahmen  „nach  Verab- 
redung" mit  den  Oberbefehlshabern  zu  treffen,  nur  daß  er  deren  Ausführung  den 
Oberbefehlshabern  überlassen  mußte.5)  Nur  im  Kriege  wird  die  Verwendung 
der    Streitfälle    allein    durch    die  Re°ierun°    des    Mutterlandes    bestimmt.'1 1      Ganz 


')  Julien  Laferriere  ist  1841  zu  Angouleme  (als  Sohn  dos  gleichnamigen  Juristen,  des  Ver- 
fassers des  in  erster  Auttage  1S39  erschienenen  Cours  de  droit  public  et  administratif)  geboren; 
1879  wurde  er  zum  Direktor  des  Kultus  im  Ministerium  des  Innern  ernannt  und  noch  im  selben 
Jahre  in  den  Staatsrat  berufen,  dessen  Vorsitz  er  im  .Jahre  lSSli  übernahm.  l>ie  Würde  des 
Generalgouverneurs  bekleidete  er  vom  26.  Juli  1898  bis  zum  ;!.  Oktober  1900.  Später  wurde  er 
Staatsanwalt  am  Kassationshof.  Er  ist  namentlich  durch  seinen  Tratte*  de  juridiction  administrative 
et   des  recours  contentieux  (1887 — 88)  bekannt   geworden. 

2)  Das  geht  auch  aus  der  Einleitung  zu  den  Dekreten  hervor,  die  alle  drei  beginnen  ..Yu 
les  propositions  du  gouverneur  göneral  de  l'Algerie,''  eine  Vorbemerkung,  die  sonst  bei  den  Algerien 
betreffenden    Dekreten    nicht    üblich   ist. 

3)  Bulletin  des  lois.  2018  n°  35  368,  Sirey,  Lois  ann.     1900.  S.  1010  f..  Siehe  Anhang  Nr.  5G. 
1)  Yergl.  Art.  4  des  Dekrets  von   1896. 

5)  Art.  4,  2  und  3. 

6)  Art.  4,  5. 

Qmelin,   Verfasaungsentwicklung  von   Algerien.  15 
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abgesehen  davon,  daß  nunmehr  das  Hervortreten  von  Meinungsverschiedenheiten 
zwischen  dem  Generalgouverneur  und  den  Oberbefehlshabern  nach  außen  ver- 
mieden winl.1  ist  diese  Regelung  der  früheren  auch  deshalb  entschieden  vorzu- 
ziehen, weil  Bieder  gesteigerten  Machtstellung  des  Generalgouverneura  entspricht: 
indem  der  Generalgouverneur  sich  mit  den  Kommandierenden  ins  Benehmen 
setzen  und  ihnen  die  Ausführung  seiner  Anordnungen  anvertrauen  muß,  und  in- 
dem im  Kriege  die  Verfügung  idter  die  Streitkräfte  allein  der  Heimregierung 
zusteht,  isl  der  der  Armeeleitung  gebührende  Einfluß  immer  noch  genügend 
gesichert,  andererseits  isl  aber  deich  die  überwiegende  Gewall  des  General- 
gouverneurs gegenüber  den  Oberbefehlshabern  im  Frieden  zum  Ausdruck  gebracht. 
Auch  im  Bereiche  der  Zivilverwaltung  erfuhr  die  Stellung  des  General- 
gouverneurs eine  Verstärkung,  und  zwar  im  Gebiet  der  angegliederten  Ver- 
waltungszweige: es  sollen  nämlich  alle  diese  Verwaltungszweige  betreffenden,  an 
die  Minister  oder  andere  Beamten  gerichteten  [nstruktionen  und  Entscheidungen 
gleichzeitig  dem  Generalgouverneur  zugesandt  werden,2)  so  daß  er  auch  über 
den  Geschäftsgang  der  angegliederten  Yenvaltungszvveige  ständig  unterrichtet  ist. 
Es  ist  natürlich  kein  Zufall.,  wenn  diese  Vermehrung  der  Befugnisse  de-  General- 
gouverneurs gleichzeitig  mit  der  Schaffung  einer  algerischen  Volksvertretung  und 
der  Umgestaltung  des  Conseil  superieur  erfolgte.  Man  wollte  auf  diese  Weise 
die  aus  der  Mitwirkung  neuer  beschränkender  Organe  bei  der  algerischen  Ver- 
waltung sich  möglicherweise  ergebende  Schwächung  der  Gewalt  <\r>  (jeiieral- 
gouvemeurs  zum  Voraus  ausgleichen.  Auch  die  Form  der  Machterweiterung 
verrät  diese  Absicht:  man  kleidete  sie  nicht  in  die  Form  von  Zusatzbestimmungen 
zu  dem  früheren  Dekret,  sondern  faßte  nochmals  alle  Befugnisse  des  General- 
gouverneurs  zusammen,  und  man  stellte  das  Dekret  über  den  Wirkungskreis  des 
Generalgouverneurs  den  beiden  andern  Organisationsdekreten  voran.  So  war 
der  Ehrenvorrang  des  Generalgouverneurs  gewahrt. 

2.  Die  Schaffung  der  Finanzdelegationen. 

An  Bedeutung  stand  jedoch  das  erste  Dekret  weit  zurück  hinter  den  beiden 
andern  Verordnungen,  insbesondere  hinter  dem  folgenden  Dekret,  das  die  Volksver- 
tretung Algeriens,  die  Finanzdelegationen,  ins  Leben  rief.3)  Wie  wir  gesehen 
haben,  bildete  die  Frage  nach  der  Mchrheitsbildung  im  Conseil  superieur  die  Haupt- 
schwierigkeit  für  die  Schaffung  einer  algerischen  Kolonialvertretung:  indem  die 
weißen  Algerier  zumeist  die  Ausschaltung  der  Beamten  verlangten,  um  ihren 
Abgeordneten  die  unbestrittene  Mehrheit  gegenüber  den  Eingebornenvertretern 
zu    sichern,    während    die    Regierung   an    der   vollberechtigten    Mitgliedschaft   der 


')  ,,11  semble  preferable  que  le  gouverneur  grnt'ral  .  .  ..  ä  qui  appartient  en  principe  ce 
droit  de  decision,  piüsse  l'exercer  sous  des  formes  plus  simples  et  plus  discretes,  sans  avoir  ä 
reveler  .  .  .  les  differences  d'apprdciation  que  des  circonstances  difficiles  uu  simplemeut  delicates 
peuvent  faire  naitre  entre  des  autorites  egalement  deVou^es  au  bien  public",  heißt  es  in  den  Motiven 
zu  dem  Dekret. 

2)  Art.  5.  2. 

3)  Bulletin    des    lois    2018,    n°  35369,    Sirey,    L.  a.   1900,    S.  1011.     Siehe    Anhang   Nr.  57. 
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Boainton  fc  thielt,  um  nötigenfalls  mit  ihnon  und  doli  l.i ibornenvertrotern  die  Kolo 

nisten   in    die   Minderheit    versetzen    zu    könnon,     Die  e  Schwierigkeit    überwand 
Laforrioro  in  der  denkbar  einfaoh  ton  Woi  o     01     etzte  in  den  Pinanzdologationon 

eine  Volksvertretung  nichl  anstelle,  sondern   neben  da    <  il     up<  riour      I  i 

Dölcgations  financieros  Btellen  eine  van/  eigenartige  Schöpfung  dar,  eine  Mi  chung 
von    [ntoressen     nnd    Rassenvertretung  ')      Die    tTinanzdelegationen    letzen     ich 
nämlich  zusammen  aus  « li<-i  oder  vier  Körperschaften,  von    denen  die    i 
den  französischen  Landwirten,  die  zweite  aus   den  übrigen  französischen  Steuer 
eahlern  und  die  dritte  aus  den   Eingebornen  hervorgeht;    diese  « I il t l< ■   Delegation 
zerfällt  ihrerseits  in  eine  arabische  und  eine  kabylische  Abteilung. 


A.   Die   Bildung  der  französischen   Delegationen. 

ai    Das  aktive   Wahlrecht. 

Die  beiden  französischen  Delegationen  bestehen  aus  je  _1  Mitgliedern,  die 
ohne  Ausnahme  gewähll  werden.  Die  für  das  aktive  Wahlrecht  geltenden  Be- 
dingungen sind  zum  'Teil  für  jede  Delegation  im  besondern  aufgestellt,  /.um  Teil 
gelten  sie  für  die  Wühler  beider  französischen  Delegationen.  Gemeinsam  sind 
folgende  Bedingungen:  1.  Zurücklegung  des  25.  Lebensjahrs,  2.  Besitz  der  fran- 
zösischen Staatsangehörigkeil  seit  zwölf  Jahren,  3.  Ansässigkeit  in  Algerien  seit 
drei  Jahren,  I.  Eintragung  in  eine  Gemeindewählerliste,  bezw.  Nachweis,  da  13 
die  Eintragung  am  1.  Januar  hätte  geschehen  sein  müssen.2)  Diese  Häufung  von 
Erschwerungen  des  Wahlrechts  für  einen  aus  Franzosen  bestehenden  Wahlkörper 
wirkt  im  französischen  Staatsrecht  sehr  auftauend.  Schon  das  Erfordernis  eine» 
Alters  von  25  Jahren  bedeutet  gegenüber  dem  sonst  in  Frankreich  üblichen 
"Wahlalter  von  "21  Jahren  eine  recht  wesentliche  Beschränkung;  immerhin  rinden 
sich  für  diese  Bedingung  sowohl  in  den  früheren  französischen  Verfassungen  wie 
auch  außerhalb  Frankreichs  Vorbilder  genug,  und  in  einer  Interessenvertretung 
erscheint  diese  Bedingung  ganz  am  Platze,  weil  eine  feste,  selbständige  Erwerbs- 


')  Am  ehesten  lassen  sich  die  Finanzdelegationen  mit  dem  durch  das  Landesstatut  vom 
17.  Februar  IUI  0  geschaffenen  bosnischen  Landtag  vergleichen.  Der  Spaltung  der  Finanzdelegationen 
in  eine  französische  und  eine  muselmanische  Vertretung  entspricht  die  Verteilung  der  Mandate  des 
bosnischen  Landtags  unter  die  Katholiken,  die  serbischen  Orthodoxen  und  die  Islamiten.  Und 
wie  in  Algerien  die  französischen  Wähler  in  Kolonisten  und  Nichtkolonisten  geschieden  sind,  so 
null  heim  bosnischen  Landtag  die  Wähler  in  verschiedene  Interessengruppen  eingeteilt  (Groß- 
grundbesitzer; Eöchstbesteuerte  und  Intelligenzvertreter;  städtische  Wähler;  Wähler  der  Landge- 
meinden). Die  Finanzdelegationen  und  der  bosnische  Landtag  unterscheiden  sieh  aber  wieder  da- 
durch, daß  in  den  Delegationen  nur  bei  der  französischen  Vertretung  die  Unterscheidung  nach 
Interessengruppen  durchgeführt  ist.  während  sie  sich  im  bosnischen  Landtag  auf  alle  Wähler  er- 
Btreckt.  Ferner  gibt  es  im  bosnischen  Landtag,  da  ihm  kein  Oberhaus  zur  Seite  steht,  auch  Viri- 
listen  (kirchliche  und  weltliche  Würdenträger);  in  Algerien  dagegen  rindet  man  die  Virilisten  im 
Conseil  superieur.  Endlich  kennt  die  bosnische  Verfassung  die  in  den  Finanzdelegationen  als 
Kegel   eingeführte   getrennte  Beratung  der  einzelnen   Berufs-  und   Kassenvertretungen  nicht. 

2j   Art.  2,   2  und  Art.  3,  2. 

15* 
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Stellung  auch  in  einer  Kolonie  wohl  Belten  vor  dem  fünfundzwanzigstea  Lebens- 
jahr begründel  werden  wird. '  i 

Die  Bedingung  des  zwölfjährigen  Besitzes  der  französischen  Staatsangehörig- 
keil erscheint  nur  au-  den  besondern  Verhältnissen  Algeriens  heraus  verständlich: 
man  wollte  dadurch  die  nachteiligen  Polgen  des  Gesetzes  vom  26.  .Iimi  Ins'.»  be- 
treffend den  Erwerb  der  französischen  Staatsangehörigkeit2)  wieder  einigermaßen 
ausgleichen.  Allein  <!a-  Erfordernis  des  zwölfjährigen  Besitzes  der  französischen 
Staatsangehörigkeil  verfehlte  sein  Zid.  denn  es  triffl  nur  diejenigen,  die  aus 
eigenem  Antrieb  seil  noch  nicht  zwölf  Jahren  Franzosen  geworden  sind,  sei  es, 
daß  ihnen  die  Staatsangehörigkeil  auf  Grund  eines  Naturalisationsgesuches  durch 
Dekret  des  Präsidenten  erteilt  worden  ist,3)  sei  es,  daß  sie  die  französische 
Staatsangehörigkeil  auf  Grund  des  Gesetzes  von  1893  beansprucht  haben,  weil 
sie  in  Prankreich  geboren  sind  und  sich  im  Jahre  nach  ihrer  Großjährigkeit 
dort  niederließen.4)  Aber  diese  Gruppen  von  Naturalisierten  sind  ja  gerade  die 
am  wenigsten  gefährlichen,  einmal  wegen  ihrer  verhältnismäßig  geringen  Kopf- 
zahl und  dann,  weil  diejenigen,  die  um  die  französische  Staatsangehörigkeit  ein- 
kommen,  in  der  Kegel  dem  französischen  Wesen  sich  schon  angeglichen  haben. 
Dagegen  werden  die  automatisch  Naturalisierten,  deren  unaufhaltsames  Herein- 
strömen in  die  algerischen  Wahlkörper  eine  politische  Gefahr  in  sich  birgt,  durch 
die  Bestimmung  des  Dekrets  nicht  getroffen,  denn  die  auf  französischem  Boden 
geborenen  Abkömmlinge  von  ausländischen  Eltern,  deren  eine-  in  Prankreich 
(Algerien)  geboren  ist,5  sind  Franzosen  von  ihrer  Geburt  an,6)  und  das 
gleiche  gilt  von  den  in  Frankreich  (Algerien)  geborenen  und  dort  wohnenden 
Nachkommen  ausländischer   Kitern.7) 

Kaum  daß  die  algerische  Regierung  dieses  groben  Versehens  gewahr  wurde. 
suchte  sie  auch  schon  den  Fehler  durch  Auslegung  wieder  gut  zu  machen:  einer 
der  höchsten  Beamten  Algeriens,  de  Peyerimhoff,  wies  nämlich  die  Verwaltungs- 
behörden   in    einem    vertraulichen    Rundschreiben    an,    bei    den    auf    (Jrund    des 


')  Nicht  pmz  zutreffend  erscheint  mir  die  Rechtfertigung  von  Besnard,  s.  42:  „pour  n'elire 
que  des  hommes  competents,  il  taut  .  .  .  une  maturite  d'esprit  que  n'ont  souvent  pas  les  tout 
jeunes  gens,  surtout  aux  colonies  pu  la  vie  est  moins  intense,  plus  rustique,  et  par  suitc  1<- 
developpement  intellectuel  plus  lent."  In  Wirklichkeit  entwickelt  sich  der  Kolonist  schneller  als 
z.  B.  der  Bauer  im  Mutterlande,  <la  in  der  Kolonie  der  Einzelne  viel  mehr  als  im  Mutterlande  auf 
seihständiges    Handeln  angewiesen   ist.      Nicht,   weil  man    den  Kolonisten  für  weniger  t'ii  1 1 i >r  hielt  als 

den  Wähler  im  Mutterlande,  s lern  weil  man  überhaupt  das  Alter  von  25  Jahren  als  die  geeignetere 

Altersgrenze  ansah,  verlangte  man  ein  Mindestalter  von  25  .fahren  heim  Delegationswähler.  Die 
Worte  vmi  Thomas  (S.  13):  „La  majorite'  de  25  ans  est  une  condition  qu'il  conviendrait  d'intro- 
duire  dans  toutes  les  elections,  m£tropolitaines  ou  coloniales  .  .  ."  sind  wohl  vielen  Franzosen  aus 
der  Seele  gesprochen. 

2)  Siehe  oben  S.  131  f. 

Senatuskonsult  von   1S65. 

4)  C.  c.  Art.  9. 

"•)  C.  c.  An.  S.  3. 

'  i  Man  darf  sich  nicht  dadurch  irre  führen  lassen,  daß  die  Nachkommen  einer  in  Frankreich 
gebornen  Ausländerin  und  die  in  Frankreich  gebornen  und  dort  z.  Z.  ihrer  Großjährigkeit  wohnenden 
Nachkommen  ausländischer  Eltern  die  französische  Staatsangehörigkeit  innerhalb  des  Jahres  nach 
ihrer  Großjährigkeit  ablehnen  können.  Sie  gelten  als  Franzosen  nicht  etwa  erst  von  dem  Zeitpunkt 
ab,  da  die  Frist  des  Zurückweisungsrechts  verstrichen  i-t.  sondern  von  ihrer  Geburt  ab. 

')  C:  c.  Art.  S.  4. 
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Territorialprinzips    (iure    soli)    Naturali  icrten     die    zwölfjährige    TVi  i    erst    vom 
21,  Lebensjahre  ab    zu  borochnon  ')     l'i*    u  Au  legung    war    nun    aber    zwcifelloi 

tzwidrig    und  konnte    daher   für   don  Richtor   u lieh    bindend     ein      Da 

fühlte  die  Ltogior wohl,  daher  suchte     ie  der  bo  chränkenden  Au  legung  durch 

Einkleidung  in  ein  Dekret  (vom  1.  Januar  L900)  Recht  Verbindlichkeit  zu  vet 
schaffen,  l>a>  Dekret  ')  ist  jedoch  derart  oberflächlich  abgefaßt,  daß  e  die 
Wirkungen  dos  Elauptdekrets  kaum  verstärkt;  es  bestimmt,  daß  die  zwölfjälu*ige 
Frist  berechnet  werden  boII:  für  die  auf  Grund  einee  Dekrets  naturalisierten 
ETranzosen  vom  Zeitpunkt  des  Dekrets  ab,  und  für  die  auf  Grund  de«  Ge  etzei 
von  1898  in  den  Französischen  Untertanenverband  eintretenden  Ausländer3  \<>in 
Zeitpunkt,  da  sie  die  französische  Staatsangehörigkeit  beanspruchen.  Diese  Be 
Btimmungen  waren  ganz  überflüssig,  denn  für  diese  beiden  Kategorien  konnte  die 
Frist  gar  nicht  anders  berechnel  werden;  erforderlich  war  dagegen  eine  Auf- 
klärung über  die  Fristberechnung  für  die  automatisch  Naturalisierten.  Aber  grade 
in  diesem  Punkte  ist  das  Dekret  höchst  unvollständig,  denn  es  besagt  nur.  daß 
für  die  auf  Grund  des  Art.  8  §  I  des  Code  civil  Naturalisierten  in  Frankreich, 
bezw.  Algerien  geborene  und  dort  wohnende  Sühne  von  Ausländern)  die  Frist 
von  dem  Zeitpunkt  ab  berechnet  werden  soll,  da  ihr  Recht  zur  Zurückweisung 
der  französischen  Staatsangehörigkeit  erloschen  ist  (also  vom  zweiundzwanzigsten 
Jahn«  ab).  Dagegen  hat  man  die  Kategorie  derjenigen,  die  zu  Franzosen  werden. 
weil  eines  ihrer  Eltern  auf  französischem  Boden  geboren  ist  (C.  c.  Art.  8  §3) 
vollständig  unberücksichtigt  gelassen;  diese  Klasse  der  automatisch  Naturalisierten 
kann  also  das  Wahlrecht  schon  nach  Zurücklegung  (\c>  25.  Lebensjahrs  bean- 
spruchen, während  die  andere  Klasse  das  Wahlrecht  erst  mit  34  «Jahren  erhält.4 
Die  Bestimmungen  über  das  Erfordernis  der  französischen  Staatsangehörig- 
keit waren  aber  nicht  nur  unzulänglich  formuliert,  sondern  sie  wiesen  noch  einen 
viel  bedenklicheren   Makel  auf:  sie  waren  gesetzwidrig.     Man  wende  nicht  ein.5) 


')  Thomas  S.  21. 

2)  Art.  \cv.  Le  ^  2  di'  l'art.  2  du  decret  du  2.'»  aoüt  1898  sur  les  delegations  financieres  est 
complete  ainsi  cra'il  suit: 

Le  drlai  de  douze  ans  ci-dessus  preVu  a  pour  point  de  depart:  —  1°  Pour  les  etrangers 
naturalis^  en  vertu  d'un  decret  du  President  de  la  Republique,  la  date  de  ce  decret;  —  2°  Pour 
les  tils  d'ätrangers  ayant  henetieie  de  l'art.  S.  paragraphe  4  du  code  civil,  modirie  par  la  loi  du 
2t>  juin  1881).  du  jour  oi't  est  expire  leur  droit  de  n'pudier  la  qualite  de  francais;  —  3°  Pour  les 
rils  dYtrangers  ayant  hc'm'ticie  de  l'art.  9  du  eode  civil,  moditie  par  la  loi  du  22  juillet  1893,  du 
jour  oü  ils  ont  reclame  la  qualite  de  francais   eonfonnöment   audit  article. 

3)  Das  sind  Ausländer,  die  in  Frankreich  geboren  sind,  und  dort  /.wischen  dem  21.  und  22.  Jahre 
ihren   Wohnsitz  nehmen.     C.  c.    Art.  9. 

4)  Zu  diesem  Ergebnis  gelangt  man  bei  strenger  Auslegung  des  Dekrets;  Thomas  legt  in 
seinem  Aufsatz  „L'electorat  aux  delegations  algeriennes"  (Revue  du  droit  public  et  de  la  scieuce 
politique  Bd.  XIII.  19(10.  S.  404)  diese  Bestimmung  etwas  weiter  aus,  indem  er  sie  auch  auf  die 
durch  Art.  8  §  3  C.  c.  naturalisierten  Ausländer  bezieht,  soweit  sie  die  französische  Staat  saugehörig- 
keit  ablehnen   dürfen  (also   bei  solchen,    deren  Mutter  in   Frankreich  geboren   ist). 

■"')  Wie  das  Grivaz  verkehrterweise  tut  (S.  105):  ..La  loi  francaise.  en  effet,  tonten  admettant 
en  principe,  l'egalite  du  naturalis^  et  du  Francais  d'origine,  apporte  ä  cette  regle  une  exception 
remarquable,  et  pn'ciseuient  en  matiere  de  droit  electoral.  L'etranger  naturalis^  n'est  eligible  aux 
a^scmbh'es  legislatives  .  .  .  (nie  dix  ans  apres  le  decret  de  naturalisation.  Or,  cette  exception.  le 
Le'gislateur  est  evidemment  maitre  de  la  reproduire,  de  la  renforcer  meme,  en  l'appliquant  aux  nou- 
"velles  institutions  qu'il  lui  plait  d'etablir." 
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daß  die  im  Französischen  I i •  -< -1 1 1  geltende  grundsätzliche  Gleichheil  der  Naturali- 
sierten niii  den  übrigen  Franzosen  sowieso  durchbrochen  ist,  indem  der  naturali- 
sierte Fremde  z.  B.  nach  zehn  Jahren  zum  gesetzgebenden  Körper  wählbar  wird, 
and  daß  daher  ähnliche  Ausnahmen  auch  Bonsl  getroffen  werden  können.  Daß 
zwischen  den  politischen  Rechten  der  Naturalisierten  und  denen  der  Urfranzosen 
Unterschiede  eingeführt  werden  können.  boII  nicht  bestritten  werden,  <■-  fragt 
sich  nur,  ob  sie  im  Verordnungswege  eingeführt  werden  dürfen.  Und  das  isl 
zu  verneinen:  zwar  isl  die  Verordnung  noch  heute  die  grundsätzliehe  Form  des 
Gesetzes  In  Algerien,  aber  in  diesem  Falle  ist  der  Verordnungsweg  ausgeschlossen, 
denn  das  Gesetz  vom  26.  Juni  1889,  das  dem  naturalisierten  Ausländer  dieselben 
bürgerlichen  und  politischen  Rechte  zuspricht  wie  dem  Franzosen,  ist  in  Algerien 
eingeführt  worden.  Folglieh  kann  eine  Beschränkung  der  grundsätzlichen  Rechts- 
gleichheil der  Franzosen  und  Naturalisierten  auch  in  Algerien  nur  im  Wege  der 
formellen  Gesetzgebung  erfolgen.1)  .Mithin  war  die  Bedingung  des  zwölfjährigen 
Besitzes  der  französischen  Staatsangehörigkeil  rechtsungültig,  bis  der  Mangel  durch 
ein  Gesetz  geheilt  wurde.2) 

Die  dritte  Bedingung  dagegen,  die  der  dreijährigen  Ansässigkeit  in  Algerien, 
gibt  rechtlich  zu  keinerlei  Anständen  Anlaß;  sie  mag  höchsten-  wegen  ihrer 
Wirkung  beanstandet  werden ;  denn,  da  die  naturalisierten  Ausländer  in  der  Regel 
schon  länger  im  Lande  sind  oder  durch  die  zwölfjährige  Frist  noch  vom  Wahl- 
recht ferngehalten  werden,  so  trifft  die  Bestimmung  tatsächlich  fast  nur  Franzosen.3 
Wennzwar  das  Erfordernis  eines  längeren  Aufenthaltes  im  Lande  an  Bich 
rechtfertigt  erscheint,  so  mag  man  sich  doch  fragen,  ob  es  zweckmäßig  ist.  bei 
der  steigenden  Fremdengefahr  die  zuziehenden  Franzosen  so  lange  vom  Wahl- 
recht auszuschließen.  Von  der  Bedingung  der  dreijährigen  Ansässigkeit  im  Lande 
muß  man  unterscheiden  das  Erfordernis  eines  längeren  Aufenthalts  an  einem 
Orte;  da  nun  nach  gemeinem  französischen  Recht  mindestens  sechsmonatlicher 
Aufenthalt  in  einer  Gemeinde  die  Voraussetzung  für  Eintragung  in  die  Wähler- 
liste der  betr.  Gemeinde  bildet  und  die  Ausübung  des  Wahlrechts  zur  Delegation 
von  der  Eintragung  in  eine  Gemeindewählerliste  bezw.  von  dem  Nachweis  des 
Rechtes  auf  Eintragung  in  die  Wählerliste  abhängt,  muß  man  den  andern  Be- 
dingungen noch  die  des  sechsmonatlichen  Aufenthalts  in  einer  Gemeinde  hinzu- 
fügen. Bleibt  noch  die  Frage,  wie  der  Wähler,  der  außerhalb  einer  Gemeinde 
wohnt  —  was  ja  im  Militärterritorium  möglich  ist  — .  sein  Wahlrecht  ausüben 
soll.  Die  Frage  ist  nicht  im  Dekret  beantwortet,  sondern  in  einer  ergänzenden 
Verfügung  des   Generalgouverneurs,   die  nach   dem   Vorbild   dr>  Wahlgesetzes  für 


')  Diese  Auffassung  wird  auch  von  Thomas,  I.e.  S.  430,  von  Larcher,  Bd.  I  S.  259f.  von 
Besnard  S.  46ff.  und  von  Girault  Bd.  III  S.  104  geteilt. 

2J  Das  ist  denn  auch  —  was  merkwürdigerweise  durchweg  übersehen  wird  —  mittlerweile 
geschehen,  und  zwar  durch  das  Gesetz  vom  19.  Dezember  1900.  (Siehe  unten  Zweiter  Teil,  Dritter  Ab- 
schnitt. III,  3.,  A.)  Da  in  diesem  Gesetz  (An.  2)  die  Regelung  der  Organisation  und  der  Befugnisse 
der  Finanzdelegationen  und  des  Conseil  superieur  einem  Gesetze  vorbehalten  wird,  so  kann  die 
Ri  gierung  die  Dekrete  nicht  mehr  ändern,  die  Dekrete  sind  von  der  Gesetzgebung  ergriffen  worden. 
sie  sind  zu  formellen  Gesetzen  geworden.  Damit  > i 1 1 d  aber  auch  die  gesetzwidrigen  Beatimmungen 
in  den   Dekreten  rechtsgültig  geworden. 

Man  vergl.  die  ähnlich  wirkende  Bestimmung  in  §  2  des  Wahlgesetzes  t'iir  Elsaß-Lothringen. 


die   Deputiortonkammor    vom  .">(•    Novoinber  1875'    diu   Wähler   außerhalb    oinor 
Gemeinde  der  näohsten  Gemoinde  zuteilt 

Außer  den  den  boidon  Französischen  Dologationoi mein  amen  Bodi n 

Ahn-  \  011   25  Jahren,  zwölfjähriger   Besitz  der  franzö  i  chen  Staal  a Iiörigkoit, 

dreijährige   Ansässigkeit   in   Algerien    und   Eintragung    in    eine   W  Khlorliste,    bi 
Nachweis    des    Rechtes    auf    Eintragung     sind    noch    besondere   Erfordernis  o   Für 
das    aktive  Wahlrechl    in    « I < * i*   einen  oder   andern   Delegation   aufgestellt:    in  der 
ersten   Delegation,  der  Delegation  der  Kolonisten,  besitzen  das  aktive  Wahlrechl 
mir  Eigentümer,  Konzessionäre,  Betriebsleiter  und  Pächter  \"n  ländlichen  Grund 
stücken;3)    in  der  zweiten   Delegation,  in  der  grundsätzlich    alle  Übrigen  den  all 
gemeinen  Voraussetzungen  genügenden   Franzosen   wählen  können,  i-t  das  Wahl 
recht  Doch  an  die  Eintragung  in  eine  der  Listen  der  direkten  Steuern,4    also  an 
innen         wenn  auch  ganz  geringen  —  Zensus  geknüpft  •      Natürlich    Liegen    bei 
manchen  Bürgern  die   Voraussetzungen    zur  Ausübung  des  Wahlrechts  in  beiden 
Delegationen  vor;  in  solchen  Fällen  muß  der  Wähler  sich  (binnen  zwanzig  Tagen 
nach  der  Veröffentlichung   der  Listen11)  Für   eine  der    beiden   Listen  entscheiden. 

in    keinem    Falle    darf   er    in    beiden    Wahlkörpern    wählen.7) 

b)  Wählbarkeit  und  Wahlverfahren. 

Für  die  Wählbarkeit  in  den  französischen  Delegationen  gelten  die  gleichen 
Bedingungen  wie  für  das  aktive  Wahlrecht;  sie  ist  nur  insofern  beschränkt,8)  als 
die  in  dem  Dekret  über  die  Conseils  generaux  vom  23.  September  1875  aufge- 
stellten Unvereinbarkeitsfälle °)  auch  auf  die  Delegationen  Anwendung  finden,10) 
wozu  noch  ein  dem  Delegationsdekret  eigentümlicher  Fall  von  Unvereinbarkeit 
tritt :  daß  nämlich  die  Senatoren  und  Deputierten  nicht  in  die  Delegationen  ge- 
wählt werden  können.")  In  der  Deputiertenkammer  hat  man  diese,  nach  den 
früheren  Verhandlungen  im  Conseil  süperieur12)  kaum  überraschende  Ausschließung 


')  Art.  20. 

-)  Anvtr  vom  4.  Oktober  1898,  Art.  2.  siehe  Anhang  Xr.  ÖD. 

3)  Art.  1.   1°. 

4)  Art.  ,'5    des  Dekrets. 

5)  Datier  wurde  diese  Delegation  zunächst  mit  der  schwerfalligen  Bezeichnung  „delegation 
des  contribuables  autres  que  les  Colons"  belegt,  an  deren  Stelle  später  die  kurze  Benennung  Dele- 
gation der  Nichtkolonisten  (Nun  Colons)  getreten  ist. 

'  i   Art.  4  der  ersten  Verfügung  des  Generalgouverneurs  vom  4.  Oktober  1898. 

7)  Art.  4  des  Dekrets. 

s)  Es  mag  auffallen,  daß  das  Dekret  aber  die  Unfähigkeitsgründe  keine  Andeutung  enthält. 
Man  nimmt  an.  daß  die  im  Dekret  vom  2.  Februar  1852  angeführten  Gründe  (mitsamt  den  spätem 
Änderungen)  auf  die  Delegationen,  und  zwar  auch  auf  die  Muselmanen  anzuwenden  sind,  siehe 
z.  B.  Entscheidung  des  Staatsrats  vom   13.  Juli  1900,  Sirey  1903,  III.  S.  5. 

v)  Art.  7— 10  des  Dekrets  von  IST"),  siehe  Anhang  Nr.  38.  Diese  Verweisung  auf  Art.  7 — 10  des 
Dekrets  von  1875  ist  insofern  sehr  merkwürdig,  als  diese  Artikel  durch  Dekret  vom  3.  August  1880 
aufgehoben  und  durch  die  entsprechenden  Artikel  des  Gesetzes  vom  10.  August  1871  ersetzt  wurden. 

,0)  Art.  2,  3. 

")  Art.  2,  4. 

I2)  Siehe  oben  S.  214  t'. 
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der  Volksvertreter  als  gesetzwidrig  bezeichnet,1  und  mit  Recht,  denn  die  Un- 
vrereinbarkeitsfälle  für  Deputierte  und  Senatoren  sind  in  Gesetzen  festgelegt,2)  sie 
können  daher  nichl  im  Verordnungswege  vermehrt  werden.  Man  hal  aus  den 
Vorschriften  über  Wählbarkeil  noch  eine  weitere  Beschränkung  herauszulesen 
versucht:  Dämlich  daß  die  Wählbarkeil  auch  von  der  Eintragung  in  die  Wähler- 
liste abhänge,  denn  als  Wähler  könnten  nur  die  in  die  Listen  eingetragenen 
Bürger  angesehen  werden.  Das  is1  indes  falsch,  gewähr!  «loch  Artikel  2  des 
Dekrets  das   aktive  Wahlrecht  nicht  nur   den  in  die  Wählerlisten    eingetragenen 

Wählern,  sondern  auch  denen,  die  nachweisen,  daß  sie  hätten  eingetragen  werden 
müssen.3 

Schwieriger  ist  die  Frage  zu  entscheiden,  was  zu  geschehen  hat.  wenn  ein 
Widder  in  der  Liste  einer  Delegation  eingetragen  ist,  bezw.  in  dieser  Delegation 
sein  Wahlrecht  ausgeübt  hat.  aber  in  der  andern  Delegation  gewählt  wird.  Streng 
genommen  kann  ein  Bürger,  der  den  ]ie>tirntnungen  für  beide  Delegationen  ge- 
nügt, sobald  er  sich  für  eine  der  beiden  Delegationen  entschieden  hat.  nur  in 
dieser  gewähll  werden,  denn  ersteht  nicht  in  der  Liste  der  andern  Delegation, 
und  er  kann  auch  nicht  mehr  nachweisen,  daß  er  in  die  andere  Liste  hätte  ein- 
getragen werden  sollen.  Aber  gleichwohl  gab  der  Staatsrat  der  milderen  Aus- 
legung  den  Vorzug,  daß  der  Wähler  einer  Delegation  in  der  andern  Delegation 
gewählt  werden  kann,  vorausgesetzt  daß  er  die  für  diese  aufgestellten  Bedingungen 
erfüllt.*)  Daß  auch  das  Generalgouvernement  diese  Auffassung  teilt,  ersieht  man 
ans  der  in  der  Verfügung  vom  1.  Oktober  18985)  erfolgten  Regelung  des  Falles, 
daß  ein  Kandidat  in  b eiden  Delegationen  gewählt  wird;  bei  strenger  Auslegung 
des  Dekrets  wäre  ein  solcher  Fall  nur  dann  unentschieden,  wenn  der  betreffende 
Kandidat  in  keiner  Wählerliste  eingetragen  wäre  bezw.  in  keiner  Delegation 
gewählt  hätte,  im  übrigen  könnte  der  Kandidat  immer  nur  für  die  Delegation 
annehmen,  für  die  er  schon  als  Widder  optierte».  Die  Verfügung  des  General- 
gouverneurs gewährt  jedoch  allen  Kandidaten,  die  in  beiden  Delegationen  ge- 
wählt werden,  die  Befugnis,  sich  hinnen  bestimmter  Frist  für  die  Zugehörigkeit 
zur  einen  oder  andern  Delegation  zu  entscheiden  (andernfalls  im  Conseil  de 
Gouvernement  das  Los  gezogen  wird). 

Über  das  Wahlverfahren  gibt  das  Dekret  nur  wenige  Vorschriften:  es  be- 
stimint  nur.  daß  die  französischen  Delegierten  unmittelbar  in  Finzelwahl  gewählt 
werden   sollen,  und  zwar  von  jeder  Delegation  je  8  in  einem  Departement;'')  alles 


')  In  der  Sitzung  vom  17.  März  19Ö0  bemerkte  Marchai:  ..En  droit,  ne  vous  semble-t-i]  pas 
que,  si  mininie  qu'gppaxaisse  cette  restriction,  eile  etait  du  domaine  de  la  loi  et  non  du  simple 
decret?    Ne  vous  semble-t-i]  pas  qu'i]  y  a  la  um-  ülegalitd?" 

2)  Gesetz  vom  2.  August  1875,  Art.  20,  21  und  Gesetz  vom  30.  November  1875.  Art.  7 — 9  und  12. 

3)  Auch  der  Staatsrat  hat  unterm  8.  .Juli  1899  in  dioem  Sinne  entschieden.  Siehe  Sirey  1901. 
III.   s.  142. 

4)  „Considerant  qu'i]  n'est  |>as  conteste  que  le  sieur  Berard  reunissait  les  conditions  preVues 
par  l'article  3  du  decret  precite"  pour  etre  eligible  ä  la  deuxieme  delegation :  que  la  rirconstance 
qu'il  a  i'te  inscrit,  saus  qu'i]  l'eüt  d'ailleurs  demande,  Mir  la  liste  electorale  de  la  premiere  deh'- 
gation  n'a  pas  pu  lui  faire  perdre  son  aptitude  ä  'tre  elu  ä  la  deuxieme  .  .  ."  (Entscheidung  des 
Staatsrats  vom  8.  Juli  1899.  Sirey  L901,  3  S.  142). 

5)  Art.  8. 

Art.  2.    1    und   Art.  3.    1. 
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übrige    i  i    den    Au  IfUhruns  vorordnu in    de     Genoral i  Uborla 

I  ).-i  die   Wahlen  in   den   Departement«  nach    dem  Cirund  atz   der  EinzolwaliJ 
sich  gehen  Bollen,  bo  fiel  dem  Genoralgouvornour  \<»r  allem  die  wichtige  Aufgabe 
bu,  die   Departements    in   Wahlkreise   zu    zorlegon  '      Außerdom    mußte    er    über 
die  Vorbereitung  der  Wahlen,  die  Wahlhandlung   und  die  1  ■    i  tollung  de    W  ahl 

orgobnissee  Vorschriften  treffen;  in  der  Verfügung   vom    I    Oktober  L898  gi u 

jedoch    nicht    auf    alle    Einzelheiten    ein,    Bondorn    begnügte    »ich    damit,    einige 
Richtlinien    zu  geben,    /..  B,    daß    getrennte   Listen  für   beide   Delegationen    anzu 
legen  sind.''  daß  die   Wahlkommission  für  eino  Delegation  our  au    Wählern  der 
betreffenden  Delegation  bestehen  darf,*)  für  die  Wahlhandlung  und  dii    l  Uung 

des  Wahlergebnisses  aber  erklärte  er  einfach  die  in  dem  Dekret   über  die  Consoils 
genöraux  aufgestellten  Regeln  für  anwendbar.8)     Ausdrücklich  wurde  nur  der  be 
kannte  französische  Grundsatz  wiederholt,  daß  als  gewählt  gilt,  wer  entweder  im 

ersten  Wahlgang  die  absolute  Mehrheit  der  abgegebenen  Stä len,  die  wenigstens 

ein  Viertel  der  eingetragenen  Wühler  betragen  müssen,  auf   sich  vereinigt,  oder 
im  zweiten  Wahlgang  die  relative  Mehrheit  ohne  Rücksicht  auf  die  Zahl  der  ein 
getragenen  Wähler.0)    Für  die  Anfechtung  von  Wahlen  gelten  —  wie  das  Dekret 
bestimmt7)  — ■    dieselben   Regeln    wie   für  die  Conseils   göneraux,  d.h.    über  die 
Anfechtung  hat  der  Staatsrat  zu  entscheiden. 

B.   Die  Bildung  der    Eingebornendelegation. 
Dm  zwei  französischen  Delegationen  steht  nur  eine  Eingebornendelegation, 

die  Delegation  der  eingebornen  Muselmanen,  gegenüber;  sj  aber  diese  Einge- 
bornendelegation bildet  keine  einheitliche  Versammlung,  vielmehr  zerfällt  sie  selbst 
wieder  in  zwei  Abteilungen  (Sektionen);  nur  daß  das  trennende  Merkmal  bei 
den  Eingebornen  nicht  der  Beruf,  sondern  die  Stammeszugehörigkeit,  die  Rasse 
bildet,  indem  wahrscheinlich  unter  dem  Eindruck  der  Schritten  und  des  Ver- 
fassungsentwurfs von  Sabatier9)  —  dem  freiheitliebenden  Bergvolk  der  Kabylen 
eine  besondere  Vertretung  neben  den  Arabern  gewährt  wurde."'  Man  könnte 
also    ebensogut    von    zwei    Eingebornendelegationen.    einer  arabischen    und    einer 


')   Art.  15. 

2)  Geschehen  erstmals  durch  Verfügung  vom  5.  November  1898;  eine  neue  Wahlkreiseinteilung 
wurde  infolge  der  Loslösung  der  Südterritorien  (siehe  unten  dritter  Teil,  zweiter  Abschnitt)  nötig; 
die  Neueinteilung  erfolgte  durch  Verfügung  des  Generalgouverneurs  vom   28.  Oktober  11307. 

3)  Art.  1. 

4)  Art.  6,   2. 

5)  Art.  6,    1  • 

')   Art.  7,  vergl.  /..  B.  Art.  IS  des  Wahlgesetzes  zur  Deputiertenkammer  von   187.5. 

7)  Art.  6  des  Dekrets  von   1898. 

8)  Die  eingebornen  .luden  haben  keine  besondere  Vertretung;  sie  wählen,  da  sie  ja  Franzosen 
sind,  für  die  französischen  Delegationen  mit,  tatsächlich  nur  für  die  Nichtkolonisten. 

'•')  Siehe  oben  S.  164f. 

,0)  Andern  Berberstämmen  ist  eine  besondere  Vertretung  versagt  geblieben;  als  die  außerhalb 
des  Mzab  wohnenden  Mozabiten  eine  Petition  an  den  Senat  richteten,  in  der  sie  um  Gewährung 
einer  besonderen  Vertretung  ersuchten,  gab  der  Minister  des  Innern,  dein  die  Petition  überwiesen 
wurde,  im  Hinblick  auf  die  geringe  Zahl  der  Mozabiten  in  den  Städten  einen  abschlägigen  Bescheid 
(2-1.  August  1904,  Est.  et  Lef.  1905  S.  1). 


kabylischen  Delegation  reden;  wenn  man  der  Bezeichnung  „Sektionen"  den  Vor- 
zug gegeben  hat,  so  geschah  das  vielleicht  aue  dem  politischen  Grunde,  auch  in 
der  Zahl  der  Delegationen  das  Obergewicht  der  Franzosen  zum  Ausdruck  zu 
bringen,  und  dann  wohl  auch  mit  Rücksicht  auf  die  geringe  Mitgliederzahl  der 
Eingebornenabteilungen,  denn  «Im  ganze  Muselmanendelegation  zählt  nur  21  Mit- 
glieder gegenüber  "_' I  bei  jeder  der  französischen  Delegationen).  Von  diesen 
entfallen  15  Delegierte  auf  die  arabische  Sektion  und  9  auf  die  kabylische 
Sektion. '  I 

a)  Die  Araberabteilung. 

Von  den  1")  Mitgliedern  der  arabischen  Sektion  vertreten  9  die  Zivilterritorien, 
6  die  Militärterritorien.  Die  Vertreter  der  Militärterritorien  werden  je  zwei  im 
Departement)  durch  den  Generalgouverneur  auf  Grund  eines  dreifachen  Vor- 
schlags der  Divisionsgeneräle  ernannt^2)  die  9  Vertreter  der  Zivilterritorien  da- 
gegen werden  gewählt,  aber  sie  -teilen  doch  kaum  ein  unabhängigeres  Element 
dar  als  die  ernannten.  Denn  das  aktive  Wahlrecht  ist  —  wie  in  dem  Barthou'- 
schen  Entwurf  von  1897 3)  —  nur  den  eingebornen  Gemeinderäten  in  den  Voll- 
gemeinden  und  den  eingebornen  Mitgliedern  der  Gemeindekommissionen  in  den 
gemischten  Gemeinden  eingeräumt.4)  Die  eingebornen  Mitglieder  der  Gemeinde- 
kommissionen der  gemischten  Gemeinden  werden  aber  vom  Generalgouverneur  er- 
nannt: die  eingebornen  Gemeinderäte  in  den  Vollgemeinden  werden  zwar  gewählt, 
jedoch  von  einem  sehr  regierungsfrommen  Wahlkörper  (den  Grundbesitzern,  den 
Beamten   und   den  Ordensträgern).5) 

Nicht  minder  eng  ist  der  Kreis  der  passiv  Wahlberechtigten  bemessen 
worden:  Im  Dekret  fehlt  es  merkwürdigerweise  an  einer  Bestimmung  über  die 
Wählbarkeit  zur  Eingebbrnendelegation,  und  so  mußte  eben  der  Generalgou- 
verneur diese  Lücke  ausfüllen.  Er  bestimmte  daher  in  einer  Verfügung  vom 
4.  Oktober  189N  kurzerhand,  daß  nur  die  Wähler  — ■  also  die  eingebornen  Ge- 
meinderäte und  die  eingebornen  Mitglieder  der  Gemeindekommissionen  —  wähl- 
bar sein  sollen.6)  Damit  griff  der  Generalgouverneur  freilich  in  ein  Gebiet  ein, 
auf  dem  er  nur  auf  Grund  ausdrücklicher  Ermächtigung  tätig  werden  durfte) 
nämlich  in  das  Gebiet  der  Gesetzgebung,  denn  es  enthielt  zweifellos  einen  Akt  der 
Rechtssetzung,  der  materiellen  (Gesetzgebung,  wenn  einem  Teil  der  in  Betracht 
kommenden  Personen  das  passive  Wahlrecht  zuerkannt  wurde  und  die  übrigen 
davon  ausgeschlossen  wurden.     Aber   deswegen  braucht  man    doch  nicht  —  wie 


')    Art.  5. 

2)  Art.  5.  Nr.  '2.  VergL  Art.  8  des  Barthou'schen  Gesetzentwurfs. 

3)  Siehe  oben  S.  219  f. 

4)  Art.  .').   Nr.  I. 

5)  Dazu  kommt  noch,  «laß  das  Gouvernement  die  Zahl  der  eingebornen  Mitglieder  der 
Gemeindekommissionen  der  gemischten  Gemeinden  beliebig  erhöhen  kann,  denn  die  Zusammen- 
setzung der  Gemeindekommissionen  wird  jeweils  durch  Verfügung  des  Generalgouverneurs  bestimmt, 
während  die  Zahl  der  eingebornen  Gemeinderäte  in  den  Vollgemeinden  durch  das  Gesetz  von  1S84 

;  i  legi   i-t. 

6    Anhang  Nr.  .">:i.   Art.  10,  .">.    Jedoch  ist  die  Wählbarkeit  vom  Wohnsitz  in  dem  betr.  Wahl- 
rk  anabhängig. Entscheid,  des  Cons.  iL'  Gouvernement  vom  27.  Jan.  1905   Est.  et  Lef.  1905,  S.  17). 


das  gewöhnlich  ihioht         die   \  or  chrifl  für  go  otzwidrifl  ku  erl  län  n         man 

um i:  \  irliiirlir  bodonkon,  daß  der  '  lonoralgou\  »rueur  im  Dokrol  boauftragl  wonli  n 

war,  duroh   Verfügungen  die  Ausführu le    Dokrol  hern         Dahor  durfte 

iiu.l  mußte  or  alle  cur  Au  Führung  nötigen  Bestimmung«  n  treffen,  nlb  I  w<  nn 
in  das  Gebiet  der  Gesetzgebung  uinüberroiehtonj  nur  mußte  er  -ich  bei  dii  er 
tzergänzendon  Tätigkeil  möglichsl  dem  <..i  i.  de  Dokrol  anpa  on.  Nun 
warm  die  Bestimmungen  des  Dekrets  über  dio  Wahl  der  Eingobornendologation, 
so  wie  sir  Vorlagen,  liberhaupl  unausführbar;  g  mußte  der  Persononkreis  der 
passiv  Wahlberechtigten  irgendwie  begrenz!  werden.  Da  lag  es  außerordentlich 
nahe,  die  Grenze  in  derselben  Weise  zu  ziehen,  wie  die  im  Dekret  Für  die 
französischen  Delegationen  geschehen  war.  nämlich  die  Wählbarkeil  aui  die  aktiv 
Wahlberechtigten  zu  beschränken.  Mau  wird  nicht  behaupten  dürfen,  daß  der 
Generalgouverneur  die  Absicht  des  Gesetzgebers  mißverstanden  habe,  wo  er  doch 
seihst  das  grundlegende  Dekret  ausgearbeitet  hatte.  Mithin  ist  die  Beschränkung 
der  Wählbarkeit  zur  Eingebornendelegation  durch  Verfügung  des  Generalgou 
verneurs  als  rechtsgültig  zu  betrachten. 


In   Die   Kabylenabteilung. 

Eine  noch  weitere  gesetzergänzende  Tätigkeit  mußte  der  Generalgouverneur 
entfalten,  um  dio  Wahlen  für  die  Kabylensektion  zu  ermöglichen,  denn  bei  dieser 
herrschte  auch  Unsicherheit  über  den  Kreis  der  aktiv  Wahlberechtigten.  Der 
Wahlkörper  der  Kabylensektion,  deren  sämtliche  sechs  Delegierte  aus  Wahlen 
hervorgehen,  ist  nämlich  in  höchst  eigentümlicher  Weise  gebildet:  während  für 
die  Wahlen  zur  arabischen  Abteilung  die  von  den  Franzosen  eingeführte  Ge- 
meindeorganisation die  Grundlage  abgibt,  ist  der  Wahlkörper  zur  Kabylenabteilung 
den  vorgefundenen  Stammeseinrichtungen  angepaßt:  Dio  Delegierten  der  Kabylen 
sollen  von  den  Häuptern  der  als  Kharoubas  bezeichneten  Familiengruppen  ge- 
wählt werden.3)  Die  Kharouba  stellt  eine  Familiengemeinschaft  dar.  die  mit  der 
germanischen  Sippe  und  mit  der  römischen  Gens  Ähnlichkeiten  aufweist.  Die 
Glieder  einer  Kharouba  sind  gewöhnlich  untereinander  verwandt,  doch  bildet  die 
Verwandtschaft  kein  wesentliches  Erfordernis  zum  Eintritt  in  den  Familienverband; 
dagegen  ist  der  räumliche  Zusammenhang  als  ein  wesentliches  Merkmal  der 
Kharouba  anzusehen,  denn  die  Kharoubas  bilden  besondere  Häusergruppen  oder 


')  So  besonders  Besnard  S.  65:  „Reste  ä  savoir  jusqu'a  quel  point  le  gouverneur  gendral  a 
le  droit  de  legiferer  par  voie  d'arre*te\  quand  il  s'agit  de  matieres  d'ordre  constitutionnel  comm  • 
l'eligibilite  et  I'eiectorat.  11  a  le  devoir  d'assurer  le  bon  fonetionnement  des  delegations,  mais  il 
doit  le  faire  en  s'inspirant  des  lois  et  decrets  en  vigueur.  S'ils  sont  trop  concis,  il  peut  les 
Computer  sur  des  points  de  detail;  mais  on  ne  saurait  lui  reconnaitre  le  droit  de  legiferer  librement 
sur  des  matieres  anssi  importantes  que  l'eligibilite  et  I'eiectorat.  En  deeidant  que,  ponr  la  troisieme 
deiegation,  sont  senls  eligibles  les  eiecteurs,  il  n'a  pas  interprete  le  texte  du  decret;  il  a  pose^  une 
regle  qui  ne  decoule  d'aucun  article ;  anssi  nons  semble-t-elle  nulle  parce  qu'illegale."  Auch  Larcher, 
Bd.  I  s.  265  begt  Zweifel  an  der  Gesetzmäßigkeit  der  Bestimmung. 
t.  15,. 

:1;  Art.  .").   Nr.  .'!. 


—    236     — 

-Viertel  innerhalb  der  Ortschaften.1  An  der  Spitze  der  Kharoubas  stehen  die 
als    Tarnen    bezeichneten    Familienhäupter,    denen  wie  das    aktive 

Wahlrecht  Eür  die  Kabylensektion  zuerkannt  worden  i- 

So  interessant  diese  Begründung  des  Wahlrechts  auf  eine  uralte  Familienein- 
richtung erscheinen  mag,  so  war  sie  doch  rechl  anzweckmäßig.  Einmal  wirkl  sie  un- 
gerecht, weil  die  Kharoubas  von  Behr  ungleicher  Größe  sind;  sodann  herrscht  große 
Unsicherheit  über  die  Wahlberechtigten,  weil  die  Kharoubas  keine  festgefügten 
Verbände  sind,  sondern  sich  häufig  miteinander  verschmelzen  oder  sich  in  mehrere 
auflösen.3)  Dazu  kommt  noch,  daß  in  manchen  Teilen  des  Kabylenlandes,  namentlich 
im  Arrondissemenl  von  Bougie,  überhaupt  keine  Kharoubas  bestehen.  K- 
mußten  also  wohl  oder  übel  uoch  besondere  Bestimmungen  ergehen,  damit  der 
Kreis  der  Wahlberechtigten  einigermaßen  feststand.  Für  die  Gegenden,  in  denen 
überhaupt  keine  Kharoubas  bestehen,  Bprach  der  Generalgouverneur  in  Beiner 
Verfügung  vom  I.  Oktober  1898  das  Wahlrecht  —  wie  das  durch  das  Dekret 
für  die  arabische  Sektion  geschehen  war  —  den  eingebornen  Gemeinderäten  in 
den  Vollgemeinden  und  den  eingebornen  Beisitzern  der  Gemeindekommissionen 
in  den  gemischten  Gemeinden  zu.3j  Natürlich  wird  auch  bei  dieser  Bestimmung 
die  Gesetzmäßigkeit  angezweifelt;4)  scheinbar  mit  Recht,  weil  das  Dekret  nur 
den  Familienhäuptern  das  Wahlrecht  zur  Kabylensektion  gewährte;  aber  dann 
wären  die  Landschaften,  in  denen  keine  Kharoubas  bestehen,  ohne  Vertretung 
geblichen,  denn  die  Kharoubas  können  nicht  willkürlich  durch  die  Verwaltung 
ins  Leben  gerufen  weiden.  Also  mußte  der  Generalgouverneur  den  Kreis  der 
Wahlberechtigten  für  diese  Landschaften  bestimmen;  wenn  er  dabei  die  für  die 
arabische  Sektion  aufgestellten  Regeln  zur  Richtschnur  nahm,  so  entsprach  das 
noch  atn  ehesten  dem   Geist   des   Dekrets. 

Wo  dagegen  Kharoubas  bestanden,  hatte  sich  das  Gouvernement  darauf 
zu  beschränken,  das  Vorhandensein  der  Kharoubas  festzustellen;  höchstens  durfte 
es  Vorschriften  über  die  Neubildung  oder  Umformung  von  Kharoubas  erlassen, 
um  willkürlichen  Verschiebungen  im  Wahlkörper  vorzubeugen.  Das  Gouvernement 


')  Es  werden  sowohl  bei  Besnard  wie  bei  Larcher  zwei  Begriffsbestimmungen  tür  die  Kharouba 
angeführt,  die  eine  von  Hanoteau  und  Letourneux  (aus  La  Kabylie  et  les  coutumes  kabyles):  „Les 
kharoubas  se  composenl  d'un  certain  nombre  de  familles  generalement  de  meme  origine  et  unies 
par  des  li.n>  de  parente.  Autoui  d'elles  viennent  quelquefois  se  grouper  des  menages  etaangers 
au  pays  ou  des  habitants  du  village  qui  n'out  plus  eux-memes  de  parents.  Souvent  la  kharouba 
est  exclusivement  formte  des  membres  d'un.'  meme  Familie."  Die  andre  von  dem  vorzüglichen 
Kenner  des  Kabylenlandes,  Sabatier:  ..La  kharouba  est  une  sorte  de  gens  qui  se  dirh'rencie  de  la 
gens  romaine  en  ee  qu'elle  ne  consacre  aueune  relation  de  patronage  ou  de  clientele,  et  s'en 
rapproche  en  ee  que  les  membres  y  sont  onis  par  im  lien  civil,  une  sorte  d'agnation.  Topographique- 
ment  chaque  kliarouba  forme  dans  le  village  un  quartier  separe."  (Aus  Les  Berberes  seden- 
t.-iire-.   Revue  d'authropologie  1  - 

2)  Dabei  i-t  diese  Wahlart  nicht  einmal  volkstümlich,  haben  doch  die  kabylischen  Vertreter 
selber  die  Einführung-  des  für  die  arabische  Sektion  geltenden  Wahlmodus  verlangt. 

3)  Anhang  Nr.  59.  Art.  10.  4.  Siehe  auch  das  Gutachten  des  Conseil  de  Gouvernement  vom 
26.  .Januar  1900  (Estoubl.   et  Lef.,   Suppl.  1900,   S.  3). 

4)  Besnard  S.  55,  Larcher  Bd.  I  S.  264 f.:  ..Tranein >ns  le  mot:  toutes  les  elections  faites  par 
le  corps  electoral  ainsi  c-ompose  sont  nulles,  car  elles  Tont  ete  en  violation  formelle  de  l'art.  5 — 3 
du   deeret." 


—     '287     — 

Im!  auch  Schritte  in  diosor  Itiohtun tan;1     i      ließ     ich   indc     nienl  an  cii 

lediglich  feststellenden  Tätigknil  genügen,     lern  vor  lichte,  den  Wahlkörpor  Hur 

die   Kabylonsektion  möglichsl  dem  Für  die  arabi  che   Abtoilung  anzunähern    eine 

Instruktion    vom     18,   November   I89ti    empfahl,    in    der    Au  legu ler    Begriffe 

Kharouba   und  Tarnen  rechl   weitherzig  zu  Bein,  damit  di<-    eingobornen   lioi  \\/<  i 

der  Gemeindekommissionen,  die   als  di< boronen  Tarnen    eu  betrachten  seien, 

auf  die  Wählerlisten  gebrachl   werden   könnten,     Bei  dieser  Instruktion  wäre  der 
Vorwurf   der  Gesetzwidrigkeit   am   Platze,    weil  Bie   -li''    im   Dekrol  deutlich 
geprägten   Unterschiede  zwischen  den  Wahlkörporn  dor  Kabylen  und  der  Araber 
zu  verwischen  drohte. 

Für  die  Wählbarkeit  gill  die  in  Ermangelung  einer  Vorschrift  im  Dekret 
ergangene  Bestimmung  der  Verfügung  des  Generalgouverneurs,  daß  nur  die 
Wähler  bei  den  Kabylen  also  die  Tarnen  der  Kharoubaa  und  die  eingobornen 
Gemeinderäte  bezw.  eingobornen  Beisitzer  der  Gemeindekommissionen  wählbar 
sind.  Die  Wahlen  zur  Eingebornendelegation  linden  wie  bei  den  französischen 
Delegationen  nach  dem  System  der  EinzelwahJ  statt.2-  Im  übrigen  isl  das  Wahl- 
verfahren und  die  Feststellung  des  Wahlergebnisses  in  der  Verfügung  des  General- 
gouverneurs vom  4.  Oktober  1898  geregelt;3)  hervorzuheben  ist  daraus  nur,  daß 
auoh  bei  der  Eingebornendelegation  die  Wahlen  geheim  sind,  l)  und  daß  über 
die  Gültigkeit  der  Wahlen  im  Conseil  de  gouvernement  entschieden  wird.5) 

C.  Gemeinsame  Bestimmungen  für  die  Delegationen. 
Die  Bestimmungen  über  die  Erneuerung  der  Delegationen,  über  die  Rechts- 
stellung der  Mitglieder,  über  den  Geschäftsgang  der  Delegationen  und  über  ihre 
Befugnisse  sind  —  bis  auf  kleine  Ausnahmen  —  allen  drei  Delegationen  gemeinsam. 
Bemerkenswert  ist  bei  diesen  Bestimmungen  das  auch  bei  der  Zusammensetzung 
der  französischen  Delegationen  hervortretende  Bestreben,  nach  Möglichkeit 
zu  verhindern,  daß  die  Delegationen  einem  Parlament  zu  ähnlich  würden.  Das 
zeigt  sieh  gleich  darin,  daß  man  für  die  Erneuerung  der  Delegationen  dem  System 
der  Partialerneuerung  den  Vorzug  gab,  indem  alle  drei  Jahre  die  Hälfte  der  für 
sechs  Jahre  gewählten  (bezw.  ernannten)  Delegierten  auszuscheiden  hat.6)  Es 
spricht  aber  noch  deutlicher  aus  der  dürftigen  Regelung  der  Rechtsstellung  der 
Delegierten.  Das  Dekret  beschränkt  sich  nämlich  darauf,  die  Unterhaltsfrage  zu 
lösen:  das  Delegiertenamt  soll  grundsätzlich  unentgeltlich  sein,  jedoch  wird  Ersatz 
der  Reise-  und  Aufenthaltskosten  zugesichert.7)  Im  übrigen  aber  genießen  die 
Delegierten  keinerlei  Vorrechte;  insbesondere  ist  ihnen  weder  das  Recht  der 
freien  Meinungsäußerung,  noch  ein  besonderer  Schutz  gegen  Verhaftung  gewähr- 


')  Der  Präfekt  von  Algier  wurde  zu  einer  Enquete  über  Änderungen  der  Kharoubas  aufgefordert. 

2)  Art.  5.  Nr.  1    und  3  des   Dekrets. 

3)  Verfügung  des   Generalgouverneurs  Art.  10 — 13. 

4)  Art.  10,   2. 

')  Art.  13.      Übrigens    hält    sieh  der    Staatsrat    zu    einer  Nachprüfung    dieser  Entscheidungen 
für  zuständig.     Siehe   die  Entscheidung  vom    13.  Juli  1900,  Sirey,   1903,  III,   S.  ."). 
6)  Art.  1,  2. 
:)  Art.  7. 
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leistet.  Im  Gegensatz  zu  den  Mitgliedern  der  britischen  Koloniallegislaturen  ent- 
behren also  die  algerischen  Finanzdelegierten,  gleich  den  Mitgliedern  der  Conseils 

gi  im  i'.-iii\. '  der  parlamentarischen  Immunitäten;  darin  kommt  deutlich  zum  Aus- 
druck, daß  in  den  Delegationen  kein  Parlamenl  für  Algerien,  sondern  Lediglich 
ein  Selb stverwaltungs organ  nach  Art  der  Gemeinde-  oder  der  Departementsver- 
tretung geschaffen  werden  sollte. 

Audi  die  Regeln  des  Dekrets  über  den  Geschäftsgang  lassen  in  ihrer  Lücken- 
haften Formulierung  die  Tendenz  erkennen,  zwischen  den  Delegationen  und  einem 
Parlament  möglichst  viel  Unterschiede  bestehen  zu  Lassen:  Aus  dem  Dekret  ist 
mir  soviel  zu  entnehmen:  der  Generalgouverneur  beruft,  eröffnet  und  schlieft  die 
Delegationen;2)  [eile  Delegation  besitzt  das  Recht,  ihren  Präsidenten  und  die 
übrigen  Mitglieder  des  gesehäitsiührenden  Ausschusses  zu  wählen  (die  Kabylen- 
sektion  wählt  nur  einen  Vorsitzenden) ;  3)  die  Delegationen  beraten  getrennt,  ge- 
meinsame Sitzungen  heute  als  assembleea  plenieres,  Vollversammlungen  bezeichnet; 
bilden  die  Ausnahme;  sie  dürfen  nur  auf  Grund  einer  besondern  Genehmigung 
des  Generalgouverneurs  stattfinden;4)  Vorsitz  und  Geschäfteführung  in  den  Voll- 
versammlungen steht  den  ältesten  Mitgliedern  der  Bureaux  der  beiden  französischen 
Delegationen  zu,5)  die  Muselmanen  sind  also  von  der  Leitung  ausgeschlossen. 
Diese  Regeln  waren  natürlich  in  mancher  Hinsicht  ergänzungsbedürftig;  vor  allen 
Dingen  mußte  über  das  im  Dekret  merkwürdigerweise  nicht  berührte  Verhältnis 
der  Delegationen  zur  Außenwelt  etwas  bestimmt  werden,  ob  die  Sitzungen  öffentlich 
oder  nicht  öffentlich  sein  und  in  welcher  Weise  die  Sitzungsberichte  mitgeteilt 
werden  sollten;  ferner  mußte  etwas  über  den  Verkehr  mit  der  Regierung  aus- 
gesagt werden;  endlich  waren  eingehendere  Bestimmungen  über  den  Geschäfte- 
gang erforderlich.  Diese  Lücken  sind  durch  eine  zweite  Verordnung  des  General- 
gouverneurs vom  4.  Oktober  18Ü80)  nur  notdürftig  ausgefüllt  worden:  darin  sind 
nur  über  die  Präsidentenwahl  genauere  Vorschriften  getroffen.7)  Über  den  Ver- 
kehr mit  der  Regierung  besagt  die  Verfügung  nur,  daß  der  Generalgouverneur 
die  Beamten  bezeichnen  werde,  die  die  Verwaltung  vor  den  einzelnen  Delegationen 
vertreten  sollen."1)  Über  den  Zutritt  des  (ieneralgouvemetirs  zu  den  Delegationen 
fehlt  es  an  einer  Bestimmung;  da  er  nirgends  ausgeschlossen  ist,  so  steht  seinem 
persönlichen  Erscheinen  in  den  Delegationen  nichts  im  Wege,  und  tatsächlich 
nimmt  er  an  den  wichtigeren  Vollversammlungen  gewöhnlich  teil.  Im  übrigen 
wird  in  der  Verfügung  einfach  auf  die  entsprechenden  Bestimmungen  im  Dekret 
über   das  Conseil    superieur9)  verwiesen,10)   so  hinsichtlich  der  Beschlußfähigkeit 


')  Hauriou   S.  116. 
-)   Art.  10. 

3)  Art,  11. 

4)  Art.  9. 

5)  Art.  11,  3. 

6)  Bulletin  off.   du  Gouvernement  genera]   1S9S.   15-11    n°  333.      Siehe  Anhang  Nr.  60. 
;)  Art.  1. 

8)  Art.  4. 
'■')   Siehe  unten. 
10 J   Art.  2. 
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Anw  osonhoit  der  Hülfte    der  Mitglieder  <  1 1  < . i < I •  irli<  l>. '  hinsichtlich  der  Ab 

Stimmung  Vorm  BoBchlußfa    Nu"    inii    einfacher    Mehrheit;    grund  atzliche  Ab 

Stimmung  durch  Erhoben  von  den  Sitzen;  geheime   \i>  timmung  nur.  wenn  durch 
zehn   Mitglieder  beantragt  und  endlich   liia  ichtlich  der  Veröffentlichung  der 

Sitzungsberichte         während   der  Session    dürfen  dor   Pre    e    nur  kurze    \n  , 
mitgeteilt    werden,    die    genauen    Sitzungsberichte    dürfen    ersl    nach    Schluß    der 
Session  veröffentlicht  werden.8) 

Auch  diese  Verfügung  1 1  < ■  s  Generalgouvorneura  wird  angefochten,4    obwohl 

der  Generalgouverneur  die  ihm  delegierte  Ergänzungsbefugnis  ka Überschritten 

hat.  Da  »las  Dekret  den  Delegationen  keine  Autonomie,  d.  h.  kein  Recht  zur 
Aufstellung  der  Geschäftsordnung  einräumt,  ein  Bolches  Recht  sich  aber  durchaus 
nicht  von  selbst  versteht,  so  muß  angenommen  werden,  daß  * I i « -  Delegationen 
keine  Autonomie  besitzen;  daher  lälit  sich  nichts  dagegen  einwenden,  wenn  der 
Generalgouverneur  die  Grundlage  der  Geschäftsordnung  festlegte,  um  bo  weniger, 
als  er  zumeist  nur  die  Regeln  des  gemeinen  Rechts  Über  Präsidentenwahl, 
Beschlußfähigkeit,  Abstimmungsmodus  wiederholte.  Bedenklich  erschein!  nur 
die  aus  dem  Dekret  über  das  Conseil  superieur  herübergenommene  Regel  be 
treffe  die  Veröffentlichung  der  Sitzungsberichte,  denn  in  ihr  ist  zugleich  enthalten. 
daß  die  Sitzungen  nichtöffentlich  sein  sollen.  Hier  wäre  die  Frage  berechtigt: 
durfte  der  Generalgo-uverneur  eine  derartige  Beschränkung  des  Grundsatzes  der 
Öffentlichkeit  verfügen?  Wo  doch  die  Öffentlichkeit  der  Sitzungen  bei  den  Lokal- 
vertretungen als  das  gemeine  Recht  zu  betrachten  ist.  da  sowohl  die  Gemeinde- 
vertretungen wie  auch  die  Conseils  generaux  öffentlich  tagen.  Man  konnte  ein- 
wenden: bei  diesen  Vertretungen  handelt  es  sich  um  beschließende  Körperschaften, 
während  die  Finanzdelegationen  nur  beratende  Funktionen  erhielten,  und  lediglieh 
beratende  Körperschaften  pflegen  gewöhnlich  geheim  zu  tagen.  Allein  dieser 
Einwand  wäre  deshalb  nicht  stichhaltig,  weil  —  wie  wir  gleich  sehen  werden  — 
den  Finanzdelegationen  nur  vorläufig  nur  beratende  Funktionen  verliehen  wurden. 
Aber  freilich,  der  Ausschluß  der  Öffentlichkeit  paßte  vorzüglich  zu  der  schon 
gekennzeichneten  Tendenz,  den  parlamentsähnlichen  Charakter  der  Finanzdele- 
gationen nach  Möglichkeit  zu  verdunkeln. 

Das  gleiche  Bestreben  kann  man  aus  der  Bemessung  der  Befugnisse  der 
Delegationen  und  aus  der  Häutung  von  Garantien  gegen  Überschreitungen  des 
Wirkungskreises  herauslesen,  indes  muß  man  hier  vorsichtig  sein,  weil  innige 
dieser  Bestimmungen  nur  eine  vorläufige  Regelung  darstellen.  Zunächst  einmal 
durften  die  Delegationen  nur  über  finanzielle  oder  wirtschaftliche  Fragen  betragt 
werden;5)  darin  lag  nun  an  sich  noch  keine  allzugroße  Beschränkung,  denn  es 
stehen  sehr  viele,  wenn  nicht  die  meisten  Aufgaben  der  Verwaltung  und  Gesetz- 


')  Art.  6  des  Dekrets  über  das  Conseil  superieur.  Anhang  Nr.  58. 

2)  Ebenda. 

')   Art.  7   des   Dekrets   über  das   Conseil   superieur. 

>)   Besnard  S.  37. 

')   Art.  8,   2. 
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gebung  mit  finanziellen  und  wirtschaftlichen  fragen  in  Zusammenhang.1  Aber 
man  muß  bedenken,  nur  dem  fakultativen  Wirkungskreis  «rar  ein  bo  weiter 
Elahmen  gewährt;  der  obligatorische  Wirkungskreis  dagegen  war  sehr  karg 
bemessen,  denn  die  Befragung  war  nur  obligatorisch,  wenn  es  -ich  um  Einführung 
von  Steuern  oder  Änderungen  im  Besteuerungssystem  handelte,  und  zwar  mußte 
nur  die  Delegation  befragt  werden,  deren  Wähler  von  der  Steueränderung  be- 
troffen wurden.2]  Also  brauchten  nicht  einmal  die  jährlichen  Voranschläge  für 
das  Budget  den  Delegationen  vorgelegl  zu  werden.  Diese  enge  Begrenzung  des 
obligatorischen  Wirkungskreises  mußte  um  so  fühlbarer  werden,  als  den  Dele- 
gationen keinerlei  Initiative  eingeräuml  wurde,  so  daß  sie  sich  streng  genommen 
nur  mit  den  vom  Generalgouverneur  an  sie  gebrachten  Gegenständen  befassen 
durften.  Allein  die  Delegationen  wußten  sich  zu  liehen:  -ie  legten  Bich  von 
Anfang  ein  Recht  bei,  das  ihnen  im  Dekret  offenbar  absichtlich  vorenthalten 
wurde.  —  denn  allen  andern  Vertretungen,  insbesondere  auch  dem  Conseil 
suju'iieiir :t  ist  es  ausdrücklich  gewährt  worden.  —  nämlich  das  Recht,  Wünsche 
zu  äußern.  Und  da  die  Delegationen  von  diesem  Mittel  Beither  —  unter  still- 
schweigender Duldung  der  Regierung  —  in  immer  steigendem  Maße  Gebrauch 
gemacht  haben.4)  so  kann  man  von  einem  durch  stete  Übung  entstandenen  Rechte 
der  Delegationen  auf  Äußerung  von  Wünschen  reden.  Auf  diese  Weise  wußten 
die  Delegationen  ihren  fakultativen  Wirkungskreis  auch  unabhängig  vom  General- 
gouverneur auszunützen. 

Die  enge  Begrenzung  dv>  obligatorischen  Wirkungskreises  und  die  Vorent- 
haltung jeglicher  Initiative  nimmt  sich  aus  dem  Grunde  so  eigentümlich  aus.  weil 
die  Delegationen  nur  Gutachten  abgeben  durften,  also  nur  beratende  Funktionen 
ausübten.  Und  geradezu  grotesk  wirken  gegenüber  einer  derart  gefesselten  Vi  r- 
sammlung  die  der  Gesetzgebung  über  die  Conseils  generaux  und  über  die  ' 
meindevertretungen  nachgebildeten  äußerst  strengen  Garantien  gegen  Überschrei- 
tung des  Wirkungskreises:  Alle  Beratungen  über  Gegenstände,  die  außerhalb  der 
Zuständigkeit  der  Delegationen  liegen,  und  ebenso  alle  Beratungen  außerhalb  der 
gesetzlichen  Sessionen  sollen  ipso  iure  nichtig  sein,  und  die  Nichtigkeit  ist  durch 
Verfügung  des  Generalgouverneurs  auszusprechen.5)  Außerdem  ist  dem  General- 
gouverneur das  Recht  verliehen  worden,  eine  Delegation,  die  sich  eine  derartige 
Gewaltüberschreitung  oder  eine  Zuwiderhandlung  gegen  den  Grundsatz  der  ge- 
trennten Beratung  zu  Schulden  kommen  läßt,  oder  die  sich  weigert,  über  die  ihr 
vorgelegten  Gegenstände  ein  Gutachten  abzugeben,  aufzulösen  und  an  ihre  Stelle 
eine    Kommission   zu    setzen,    deren  Mitglieder    er    aus    den    für    die    betreffende 


')  Wenn    Grivaz    (S.    108)    die    Befugnisse    der    Delegationen    in    der    Weise    kennzeichnet: 

ces    attritmtions  sont    exclusivement    administratives,    aon    politiqnes,"    bo  ist    ihm    nur  darin 

beizustimmen,  daß  rein  politische  Fragen  nicht  voi  die  Delegationen  gebracht  werden  dürfen;  wo 
aber  politische  Fragen  in  finanzielle  hineinspielen,  können  sich  die  Delegationen  auch  mit  den 
politischen  Fragen  beschäftigen;  tatsächlich  ist  das  oft  genug  geschehen. 

2)  Art.  8.    1. 

3)  Art.  8  des  Dekrets  über  das  Conseil  snperieur. 

'     Es  werden  jährlich  mehrere  Sondert  Wünsche  vorgebracht. 
5)  Art.  12  und   13. 


•II    — 

Delegation    wählbaren   Personen    ornennl  '      So   i  i    dem  General ivernouj    eine 

weitgehende  Gewall  gewährt,  um  joden  Vor  uch  der  Delegationen,  ihre  Befugni  u 
m  mißbrauohon,  im  Keim  ersticken  zu  können,  aber  anderer  eil  isl  doch  in 
dieser  letzten  Bestimmung  und  das  darf  nichl  Über  ehon  worden  auch  eine 
wichtige  Sohranke  Für  seine  Gewall  aufge  tollt  er  dar!  nur  in  den  ausdrücklich 
aufgeführton   Fällen  zu  einer  Auflösung  der  Delegationen     chrciten. 

Verständlich   wird  die  Häufung  von  Garantien  gegen  Gewaltenüborschreitung 
erst,    wenn    man    berücksichtiget,  daß    den    Delegationen    nur    vorläufig    bloß    be 
ratende  Punktionen   eingeräuml   wurden;    die   Regierung    faßte  Bchon  beim   Erlaß 
der   Organisationsdekrete   die    Errichtung    eines    algerischen   Kommunalverbandes 
ins  Auge,  aber  dessen  Budgel  die  Finanzdelegationen  und  das  Conseü  Bup^rieur 
beschließen  sollten,     lud  wenn  sie  nichl  schon  in  dem  Dekrel  seihst  den  Finanz 
delegationen  und   dem  Conseü  Buperieur   beschließende  Funktionen  libertruj 
geschah  dies  nur,  weil  dazu  die  Mitwirkung  der  gesetzgebenden  Organe  erforderlich 
war:  denn  da  das  algerische  Budgel  einen  Bestandteil  des  französischen  bildete, 
so  konnte    die  Loslösung  tU*s   algerischen  Budgets   aus   dem  Zusammenhang  mil 
dem  mutterländischen   und  die  Übertragung   beschließender  Gewalten    gegenüber 
dem  algerischen  Budget  an    die  algerischen  Versammlungen    nur  im   Wege  eines 
Gesetzes  geschehen.3)    Unter  diesem  Gesichtspunkt  der  unmittelbar  bevorstehenden 
Erweiterung   der    Befugnisse    betrachtet,    erscheinen    die  Vorschriften   gegen   Ge- 
waltenüberschreitung nicht  als  überflüssig. 


D.  Beurteilung  der  Finanzdelegationen. 

Man  muß  dann  aber  auch  die  übrigen  Teile  des  Dekrets  unter  diesem  Ge- 
sichtspunkt der  Kompetenzerweiterung  prüfen,  und  da  wird  man  namentlich  über 
die  Zweckmäßigkeit  der  getrennten  Beratung  der  Delegationen  Zweifel  aus- 
sprechen müssen;  der  Generalgouverneur  rechtfertigte  bei  der  Eröffnung  der 
Delegationen  die  getrennte  Beratung  damit,  daß  die  einzelnen  Delegationen  vor 
ganz  verschiedene  Fragen  gestellt  würden,  indem  manche  Steuern  ausschließlieh 
die    städtische,    andere    ausschließlich    die    ländliche    Bevölkerung    träfen.3       Tat- 


')  Art.  1 1. 

2)  „.  .  .  de  bons  esprits  ont  pense  qu'en  dehors  de  ce  budget  de  souverainete  il  pourrait  y 
avoir  place,  en  Algerio.  pour  im  budget  special,  analogue  aux  budgets  eoloniaux  .  .  .  Je  me  bäte 
de  le  dire,  la  realisation  de  eette  idee  ne  pourrait  resulter  que  de  decisions  legislatives:  en  eilet. 
le  budget  de  L'Algexie  Traut  vote  tout  entier  par  les  Chambres,  dies  seules  pourraient  deleguer 
aux  aatorites  algeriennes  la  part  de  pouvoir  necossaire;  elles  seules  pourraient  anssi  etablir  la  ligue 
de  demarcation  entre  im  budget  special  et  le  budget  de  souverainete. 

(''est  ponrquoi,  M.  le  President,  tout  en  me  reservant  d'appeler  ulterieurement  1'atteutiou 
iI.n  Chambres  sur  ces  importantes  questions,  je  ne  vous  propose  pas  d'attribuer  aux  Delegation* 
fiuaiicieres  ou  au  conseü  superieur  de  gouvernenient,  par  les  deerets  soumis  a  votre  Signatare,  an 
droit  de  decision  propre  en  matiere  budgetaire."  Bericht  an  den  Präsidenten  vom  "21.  August  1898, 
Journal   officio]    vom   2ö.  August. 

3  ,,.  .  .  il  ne  saurait  £chapper  a  aueun  esprit  attentif  que  ni  les  questions  e'conouüques  ni  les 
qaestions  fiscales  ne  se  posent  dans  des  termes  identiqnes  au  regard  de  chaque  groupe.  L'impot 
foncier  par  exemple,  est  percu  dans  les  villes  grandes  et  petites  sur  la  propriete  bätie:  il  ne  Test 
Gmelin,  Vcrfassungsentwicklung  von  Algerien.  16 
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sachlich  wiid  /.  I).  (1  io  Grundsteuer  nur  von  dem  mit  Häusern  bebauten  Boden 
erhoben,  dagegen  nicht  von  den  landwirtschaftlichen  Grundstücken,  und  anderer- 
seits treffen  <li''  Abgaben  zum  Schutz  der  Weinberge  und  die  Bewässerungsäb- 
gaben nur  die  Pflanzer.1)  Ferner  sind  die  Muselmanen  einem  besondern  Stei 
system,  in  dem  die  seit  . Jahrhunderten  entrichteten  Abgaben  fortleben,  unter- 
worfen.2) Allein,  neben  diesen,  den  einzelnen  Gruppen  eigentümlichen  .Steuern. 
gibt  es    doch  auch    eine  Reihe    von  gemeinsamen  Abgaben,  man    denke   nur 

an    die    indirekten    Abgaben    auf   Alkohol,  Tabak    usw.  Aber    Belbst  die  nur 

eine  Interessengruppe  treffenden  Steueränderungen  sind  doch  für  die  anderen 
Gruppen  nicht  ganz  gleichgültig,  denn  je  nach  der  Steuerleistung  einer  Gruppe 
wird  die  andere  in  größerem  oder  geringerem  Maße  herangezogen  werden.  Immer- 
hin ist  der  Form  der  getrennten  Beratung  für  die  Zeit,  da  die  Delegationen  nur 
beratende  Befugnisse  auszuüben  hatten,  noch  einigermaßen  verständlich,  denn 
so  lange  kam  es  ja  nicht  darauf  an.  Mehrheitsbeschlüsse  herbeizuführen,  Bondern 
es  genügte,  die  Auffassung  einer  oder  mehrerer  Interessengruppen  festzustellen. 
Sobald  aber  den  Delegationen  beschließende  Befugnisse  eingeräumt  wurden. 
mußte  die  getrennte  Beratung  —  wie  wir  noch  sehen  werden  —  zu  großen  Er- 
schwerungen führen  und  alsbald  die  Frage  auftauchen,  ob  nicht  eine  Verein- 
fachung am  Platze  sei.3) 

Aber  über  diesem  Mangel  darf  man  doch  die  Vorzüge  des  Dekrets  nicht 
übersehen;  vor  allem  muß  die  Organisation  der  französischen  Delegation  als 
gelungen  bezeichnet  werden,  weil  sie  dem  französischen  Element  das  ihm  zu- 
kommende Übergewicht  wahrt.  Ausgesprochenermaßen  verfolgte  man  diesen 
Zweck  durch  die  Aufnahme  der  Bedingung  des  zwölfjährigen  Besitzes  der  fran- 
zösischen Staatsangehörigkeit;  hauptsächlich  der  Wirkung  dieser  Bedingung  i-t 
es  zuzuschreiben,  wenn  die  Zahl  der  Wahlberechtigten  zu  den  französischen 
Delegationen  nur  57  000  erreichte,  während  die  Zahl  der  Wähler  für  das  Parla- 
ment, die  Conseils  generaux  und  die  Gemeinden  sich  auf  beinahe  90000  belief.4 
Es  scheint  indes,  daß  auch  die  Trennung  der  französischen  Vertretung  in  eine 
Kolonisten-  und  eine  Nichtkolonistendelegation  auf  den  Gedanken  zurückzuführen 
ist,  die  Naturalisierten  in  den  Hintergrund  zu  drängen.  Es  mag  schon  auffallen, 
daß  nur  eine  Interessengruppe  —  die  der  Landwirte  —  eine  Sondervertretung 
erhalten  hat,  während  alle  anderen  Berufe  in  der  Delegation  der  Xiehtkolonisten 
zusammengeworfen  sind.     Diese  unvollkommene  Aufteilung  wirkt  aber  noch  ver- 


pas  sur  les  domaines  agricoles.     La  patente  et  la  taxe    Mir  les  loyers   sont  des  impöta  prescpie  ex- 
clusivement  urbains;    pur  contre,  l'impöt  des  prestations,  les   taxea   pour  la   defense  des  vignes.  les 
taxes  d'irrigation  sont  des  iropots  ruraux.   .   ." 
')  Siehe  Larcher  Bd.  I,  S.  312. 

2)  Siehe  namentlich  Bonzom,  Du  regime  fiscal  en  Algerie,  Paris  1899;  auch  Girault  Bd.  III, 
S.  171  ff.   und  Larcher  Bd.  I.   S.  323  ff 

3)  Siehe  unten.   Dritter  Teil,   Schloß,  2..  B. 

4)  Unter  den  90  000  Wählern  zum  Parlament  befanden  sich  —  nach  den  Angaben  Laferrieres 
in  der  Kammer  vom  25.  Mai  1S99  —  nur  65  700  eigentliche  Franzosen;  dann  8000  Juden,  sowie 
lii-iOO  Naturalisierte,  von  denen  8500  durch  Dekret  und  7900  durch  das  Gesetz  von  1889  naturali- 
siert waren.  Man  sieht  hieraus,  daß  durch  die  schweren  Bedingungen  des  Delegationsdekrets  nicht 
nur  Naturalisierte,  sondern  auch   ein  Teil  der  Franzosen  ausgeschlossen   wurde. 
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blUffondor,  wenn  man  »ich  voti  Augen  hält,  daß  von  den  zirk  ■"  Europa«  rn 

und  Juden  iu  Algorion  nur  ein  Drittel  (1904:  I 9 y  48  I  und  von  den  k'ranzöniMchon 
Staatsangehörigen  ogar  nur  wenig  mehr  alt  oin  Viortol '  in  dor  Landwirt  chafl 
beschäftig!   i  i     und  wenn  man  weiter  bedenkt,   daß  durohau     nicht  alle  in  land 

wirtschaftlichen  Betrieben  beschäftigten  fraDi shon    Mgerior  zu  der  Kolonisten 

delegation  walilbereohtigt  Bind,  sondern  um- dir  Konzessionäre,  Eigentümer,  Pächter 
und  Betriebsleiter  ländlicher  Grundstücke.  Die  Masse  der  Landarbeiter 
machen  in  der  gesamten  landwirtschaftlichen  Bevölkerung  zwei  Fünftel,  unter  den 
Franzosen  immerhin  noch  ein  Drittel  aus')  i-i  mithin  vom  Wahlrecht  zur 
ELolonistendolegation  ausgeschlossen  und  tritl  Boweil  sie  Franzosen  Bind  und 
direkte  Steuern  zahlen  den  Wählern  zur  Nichtkolomstendelegation  hin/u.  Die 
algerischen  Landwirte  genießen  also  ein  unverhältnismäßig  stärkeres  Wahlrecht 
als  die  Übrigen  Algerier.  Der  Grund  für  diese  Bevorzugung  ist  wohl  darin  zu 
suchen,  daß  unter  den  ländlichen  Grundeigentümern  die  Franzosen  die  unbe- 
strittene Mehrheit  (73%)  gegenüber  den  Fremden  (die  naturalisierten  und  die 
fremden  Europäer  zusammengenommen)  besitzen  und  auch  unter  den  Pächtern 
und  Halbbauern  noch  beinahe  die  Hälfte  ausmachen,11)  so  daß,  wenn  späterhin 
noch  so  viele  Ausländer  naturalisiert  worden,  das  Obergewicht  der  Franzosen  in 
der  Kolonistendelegation  kaum  gefährdet  werden  wird. 

Die  merkwürdige  Aufteilung  der  Widder  unter  die  beiden  französischen 
Delegationen  scheint  aber  noch  auf  einen  andern  Gedanken  zurückzuführen  zu 
sein:  nämlich  den,  politischen  Konflikten  zwischen  der  algerischen  Volksver- 
tretung und  dem  Mutterlande  vorzubeugen.  Indem  man  den  Landwirten  die 
Hälfte  der  französischen  Vertreter  vorbehielt,  wurde  die  unruhige  algerische  Intelli- 
genz, die  sonst  vielleicht  die  ganze  französische  Vertretung  überschwemmt  hätte, 
in  die  Nichtkolonistendelegation  zusammengedrängt.  Das  war  sehr  wichtig  für 
die  Beschlußfassung  in  der  Vollversammlung:  es  war  kaum  anzunehmen,  daß  sich 
die  Kolonistendelegation  durch  die  Politiker  der  Nichtkolomstendelegation  etwa 
in  der  Frage  des  Ausbaus  der  Selbstverwaltung  in  einen  Gegensatz  zur  Regierung 
hineintreiben  ließ;  viel  wahrscheinlicher  war.  daß  die  Kolonistendelegation  die  ihr 
vorgelegten  Fragen  nach  Art  der  Großgrundbesitzer  vorwiegend  nach  ihrem  Inter- 
essenstandpunkte  beurteilte  und  dadurch  in  einen  Gegensatz  zur  Schwester- 
delegation geriet;  und  selbst  wenn  es  talentvollen  Führern  der  Niehtkolo- 
nisten  gelang,  einen  Teil  der  Kolonisten  zu  sich  herüberzuziehen,  so  konnte  die 
Regierung  immer  noch  mit  Hülfe  der  ganz  von  ihr  abhängigen  Muselmanen  der 
französischen  Minderheit  zur  Mehrheit  verhelfen.  So  sicherte  das  Dekret  einer- 
seits den  eigentlichen  Franzosen  das  Übergewicht  in  den  französischen  Dele- 
gationen und    andererseits    der  Regierung    die    ausschlaggebende  Stellung   in    der 


')   1904:    126  593  gegenüber  einer  Gesamtzahl  von   (1901)  421000  Franzosen   und  Juden. 

2)  Unter  den  199  000  in  der  Landwirtschaft  beschäftigten  Europäern  (darunter  126  593  Franzosen 
und  Naturalisierte)  waren  1904:  82  162  Landarbeiter.  Davon  waren  38469  Franzosen  und  Naturalisierte. 

3)  Unter  den  80  357  europäischen  ländlichen  Grundeigentümern  waren  (1904)  58178  Fran- 
zosen und  8412  Naturalisierte;  unter  den  27 694  Pächtern  1 1  734  Franzosen  und  3523  Naturalisierte; 
uut.r  den  10819  Halbbauern  514S  Franzosen  und  1129  Naturalisierte,  siiehe  die  Tabelle  bei  De- 
montes,   S.  427. 
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Vollversammlung.  Man  mag  einzelne  Bestimmungen  dee  Dekrets,  namentlich  die 
über  die  Geschäftsbehandlung  für  verf ehll  und  für  verbesserungsbedürftig  halten, 
im  ganzen  wird  man  doch  zugeben  müssen,  daß  ein  geeignetes  Organ  für  die 
Selbstverwaltung  Algeriens  ins  Leben  gerufen  war. 

3,  />/<■  Umbildung  des  Conseil  tupe'rieur. 
Nachdem  in  den  Finanzdelegationen  mim  Volkskammer  oder  vielmehr 
mehrere  Volkskammern  geschaffen  waren,  konnte  die  Umbildung  des  Coneeil 
superieur1)  keim-  Schwierigkeiten  mehr  bereiten.  Vielleicht  mag  die- Umge- 
staltung des  Conseil  superieur  nunmehr,  da  das  Problem  der  algerischen  Volks- 
vertretung gelöst  war,  als  überflüssig  erscheinen;  allein,  man  muß  bedenken,  daß 
jetzt  dem  Conseil  superieur  die  Aufgabe  zufiel,  neben  dem  Generalgouverneur 
ein  Gregengewicht  gegenüber  den  Finanzdelegationen  zu  bilden;  in  seiner  da- 
maligen Zusammensetzung  eignete  sich  das  Conseil  superieur  wenig  zu  dieser 
Rolle,  weil  man  bei  dem  Überwiegen  des  Beamtenelements  jeden  Beiner  Be- 
schlüsse  als  durch  die  Kodierung  vorgeschrieben  hinstellen  konnte.  Es  mußte 
daher  das  Nichtbeamtenelement  derart  verstärkt  werden,  daß  wenigsten-  schein- 
bar die  Möglichkeit  gegeben  war.  auch  der  Regierung  gegenüber  unabhängige 
Beschlüsse  zu  fassen.  Andererseits  mußte  der  aus  Nichtbeamten  bestehende  Teil 
der  Versammlung  doch  so  zusammengesetzt  werden,  daß  er  nicht  in  Abhängig- 
keil von  den  Finanzdelegationen  geriet.  Da  hätte  es  eigentlich  nahe  gelegen. 
einfach  die  Zahl  der  von  den  Conseils  generaux  gewählten  Mitglieder  zu  erhöhen: 
aber  dann  wäre  das  Conseil  superieur  zu  einem  Werkzeug  der  in  den  Departe- 
ments herrschenden  einseitigen  Ansiedlerpolitik  geworden;  daher  ist  es  zu  ver- 
stehen, venu  Laferriere  zur  Verstärkung  des  Nichtbeamten elements  andere  Fak- 
toren heranzog:  er  nahm  nämlich  neben  den  von  den  Conseils  generaux  ge- 
wählten Mitgliedern,  deren  Zahl  er  sogar  von  18  auf  15  verringerte,  (nunmehr 
je  5  statt  je  6  im  Departement)2)  16  Finanzdelegierte  ins  Conseil  superieur  auf. 
die  von  den  einzelnen  Delegationen  durch  Wahl  bestimmt  werden  sollten  (je  6 
durch  die  beiden  französischen  Delegationen,  4  durch  die  Eingcbornendelegation. 
darunter  einer  durch  die  Kabylensektion.3)  Ob  aber  gerade  die  Aufnahme  von 
Finanzdelegierten  in  das  Conseil  superieur  ein  glücklicher  Gedanke  war.  darf 
billig  bezweifelt  werden,*)  denn  die  Finanzdelegierten  können  nicht  gut  im  Conseil 
superieur  an  der  Frnstoßung  von  Beschlüssen  mitwirken,  die  sie  in  den  Dele- 
gationen gutgeheißen  haben;  sie  kommen  also  mit  gebundener  Marschroute  in 
das  Conseil  superieur.  Außerdem  bringt  die  Mitgliedschaft  der  Finanzdele- 
gierten im  Conseil  superieur  noch  einen  ganz  äußerlichen  Nachteil  mit  sich, 
nämlich  daß  das  Conseil  superieur  und  die  Finauzdeleirationen  nicht  zu  gleicher 


')  D.-kret  vom  23.  August  1898.  Bulletin  des  lois  2018,  n°  35371,  Sirey.  L.  a.  1900,  S.  1012: 
siehe  A  n  li  a  n  g  Nr.  58. 

2)  Art.  1   Nr.  2. 

3)  Art.  1.   Nr.  1. 

4)  Wenn  man  das  Conseil  superieur  als  Oberhaus  autfaßt,  liegt  hier  eine  eigentümliche  Durch- 
brechung des  Grundsatzes  vor.  daß  die  Mitglieder  des  Unterhauses  nicht  zugleich  Mitglieder  des 
Oberhauses   sein   dürfen. 


Zeit    tagon    kiiniii'ii;    dahor    findet    diu    's''    Ii       Con  eil      uperiour    immoi 

nach  Beendigung  dor  So  ion  der  Delegationen  tatl  '  Natürlich  mll  un 
der  Aufnahme  der  Finanzdologierten  auch  f?ute  Seiten  zuerkannt  werden 
ein  Vorteil,  der  hauptsächlich  <ln-  Kolonie  zukommt,  be  tehl  darin,  dafi  da 
Conseil  Buperiour  immer  in  lebendiger  Fülüung  mit  den  Delegationen  bleibt. 
Der  Regierung  wieder  kommt  zugute,  daß  das  gewählte  Elemenl  im  Conseil 
superieur  aus  ganz  verschiedenen  Körperschaften  horvorgoht,  zwischen  denen 
vielfach  Gegensätze  herrschen,  so  daß  ein  einheitliches  Vorgehen  doi  gowählten 
Teiles  gegen  die  Beamten  rechl  unwahrscheinlich  i-i  Und  nur  bei  einheitlichem 
Vorgehen  ist  eine  CJberstimmung  der  Beamten  möglich. 

Es  gehören  nämlich  dem  Conseil  Buperieur  außer  den  31  gewählten  Mit 
gliedern  noch  an:  1.  wie  bisher  22  hohe  Beamte  krafl  Amtes  der  General 
gouverneur,  der  Generalsekretär  des  Gouvernements,  der  erste  Präsident  des 
Appelationsgerichts  von  Algier,  dor  Staatsanwalt  bei  diesem  Gericht,  der  Erz- 
bischof von  Algier,8)  der  kommandierende  Admiral,  der  Geniekommandant,  die 
drei  Divisionsgeneräle,  die  drei  Präfekten,  der  Rektor  der  Akademie  von  Algier, 
der  Generalinspektor  dor  Brücken  und  Wege,  dor  Generalberginspektor,4  der 
Generalfinanzinspektor,  dor  Forstinspektor  und  vier  vortragende  Räte  des  Conseil 
de  gouvernement),  2.  vier  Beamte,  die  dor  Generalgouverneur  ernennt3)  und  3. 
drei  ebenfalls  vom  Generalgouverneur  ernannte  eingebornen  Notabein.6)  Es 
könnton  also  26  Beamten  möglicherweise  <">  I  Nichtbeamte  (31  gewählte,  drei  er- 
nannte) gegenüberstehen;  in  Wirklichkeit  tritt  dieser  Fall  natürlich  nicht  ein: 
denn  anter  den  vom  Generalgouverneur  ernannten  eingebornen  Mitgliedern,  sowie 
unter  den  von  dor  muselmanischen  Delegation  gewählten  Mitgliedern  sind  immer 
auch  einige  Beamte,  aber  selbst  wenn  dies  nicht  der  Fall  ist,  kann  die  Regierung 
doch  beinahe  immer  auf  die  Unterstützung  der  eingebornen  Mitglieder  rechnen: 
m.  a.  \Y..  sie  verfügt  im  Conseil  superieur  tatsächlich  über  die  Mehrheit  der 
Stimmen  (26  Beamte  -}-  ^  Muselmanen  =  33),  so  daß  die  gewählten  Franzosen 
(27  .  selbsl  wenn  sie  unter  sich  nicht  gespalten  sind,  nicht  viel  auszurichten  ver- 
mögen. Man  sieht  also,  der  aus  dem  Barthou'schen  Entwurf  hervorblickende  Ge- 
danke, den  Nichtbeamten  nur  ein  scheinbares  Übergewicht  zu  geben,  tatsächlich 
aber  das  Obergewicht  der  Regierung  zu  erhalten,  kehrt  in  dem  Dekret  wieder, 
ja  er  wird  hier  noch  deutlicher  vorfolgt  als  dort,  indem  man  die  französischen 
Vertreter  nicht  aus  einem  Wahlkörper  hervorgehen  läßt.  Aber  die  Erhaltung 
der  überwiegenden  Stellung  der  Beamten  im  Conseil  superieur  hat  in  diesem 
Dekret  doch  eine  andere  Bedeutung  als  im  Barthou'schen  Entwurf,  denn  jetzt 
war  doch   eine  Volksvertretung  neben   dem  Conseil  superieur  geschaffen,   in  der 


')  Art.  4. 

-)   Art.  1,   Nr.  3. 

3)  Infolge    der  Trennung  von  Kirche  und   Staat   entsprechend   dem  Dekret  vom    li!.  Mai  1907 
ausgeschieden. 

4)  An   seine   Stelle   ist  auf  Grund  des  Dekrets  vom  8.  Juni  1901   der  Oberingenieur  der  Berg- 
werke  getreten. 

'I   Art.   1.    Nr.  5. 
«)  Art.  1,  Nr.  4. 
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die  Meinung  des  Landes  zum  Ausdruck  kommen  könnt«-:  da  Bchadete  ea  Dicht 
so  viel,  wenn  im  Conseil  Buperieur  die  gewählten  Franzosen  in  die  Blinderheit 
\  ersetz!   werden   konnten, 

Sonst  i-t  nicht  viel  an  den  seitherigen  Regeln  über  das  ConseiJ  superieur 
geändert  worden:  die  Dicht  schon  krall  Amtes  dem  ConseiJ  superieur  angehörendeo 
Mitglieder  werden  wie  schon  bisher  die  Vertreter  der  Conseils  gen^raux  — 
auf  je  drei  Jahre  gewählt  bezw.  ernannt.1)  Außer  den  Vertretern  der  Conseils 
generaux  erhalten  auch  die  Vertreter  der  Finanzdelegationen  Tagegelder  und 
Reiseentschädigung.2)  I>;i-  Conseil  Bupe*rieur  tritl  alljährlich  nach  der  Session 
der  Finanzdelegationen  an  dem  vom  Generalgouverneur  festgesetzten  Tage  zu 
einer  ordentlichen  Session  zusammen,  außerdem  kann  es  der  Generalgouverneur 
zu  einer  außerordentlichen  Session  berufen.3  Den  Vorsitz  führt  wie  bisher  der 
Generalgouverneur,*)  und  wie  bisher  wählt  das  ConseiJ  Buperieur  seinen  Vize- 
präsidenten;5) und  zwar  hat  sich  die  Überlieferung  aufrecht  erhalten,  den  Vize- 
präsidenten den  gewählten  Mitgliedern  des  ConseiJ  superieur  zu  entnehmen.  Die 
Funktionen  des  Sekretärs  werden  von  dem  Sekretär  des  Conseil  de  gouvernement 
versehen.6)  Die  Bestimmungen  über  Beschlußfähigkeit  und  Abstimmung  sind 
beinahe  unverändert  aus  dem  früheren  Dekret  herübergenommen,  nur  daß  eine 
gelieime  Abstimmung  der  Unterstützung  von  10  (statt  früher  vier  Mitgliedern 
bedarf.7)  Die  Sitzungen  sind  wie  bisher  uichtöff entlich;  und  auch  daran  ist  nichts 
geändert,  daß  die  Sitzungsbericlite  erst  naeli  der  Session  aur  Grund  eines  be- 
sonderen Beschlusses  des  Conseil  superieur  veröffentlicht  werden  können  und  daß 
während  der  Session  nur  kurze  Auszüge  der  Presse  mitgeteilt  werden  dürfen, 
vorbehaltlich  des  Einspruchsrechts  des  Generalgouverneurs  gegen  Veröffent- 
lichungen, die  der  Sicherheit  Algeriens  Eintrag  tun.8)  Immerhin  ist  der  gänzlich 
veraltete  und  schon  lange  nicht  mehr  innegehaltene  Artikel  weggefallen,  daß  die 
Sitzungsberichte  die  Kamen  der  Redner  nicht  erwähnen  dürfen.9) 

Der  Wirkungskreis  des  Conseil  superieur  erscheint  weiter  umgrenzt  als 
1875.  Zum  Teil  handelt  es  sich  dabei  allerdings  nur  um  Anerkennung  einer  in 
der  Zwischenzeit  durch  stete  Übung  eingetretenen  Kompetenzerweiterung:  So 
wenn  bestimmt  wird,  daß  das  Conseil  superieur  über  alle  die  Verwaltung  Alge- 
riens betreffenden  Fragen  berät,  die  ihm  vom  Generalgouverneur  unterbreitet 
werden:  oder  wenn  dem  Conseil  superieur  die  Befugnis  verliehen  wird,  auf  die 
Verwaltung  Algeriens  sich  beziehende  Wünsche  zu  äußern.1"  Eine  wirkliche  Er- 
weiterung aber  hat  der  obligatorische  Wirkungskreis  erfahren :  mußte  früher 
das  Conseil  nur  über  den  sogenannten  algerischen  Budgetentwurf  —  und  es  gab 


')  Art.  •_',    1    vergl.  Art.  6  des  Dekrets  von    IST."). 

2;  Art.  •'!  in   Verbindung  mit  dem   Dekret   vom   7.  Miirz  1876. 

3)  Art.  4.  vergl.  Art.  8  des  Dekrets  von   1875. 

4)  Art.  5.   1,  im  Dekret  von  187.")  nicht   ausdrücklich  ausgesprochen. 

r'|  Art.  ').   2;   vergl.  Art.  11   des  Dekrets   von  1875  und  Art.  2   des  Dekrets  von   23.  Febr.  1 882. 
')   Art.  5,   2. 

')  Art.  6,  vergl.  Art.  DJ  des  Dekret-  von  L875. 
8J   Art.  7.  vergl.   Art.  14   des   Dekrets   von  187"). 
'•')  Art.  13  des  Dekrets   von  1875. 
'")  Art.  8. 


nur    ein    algori  oho     Au    gabonbudgol  owie    über    wichtige   \t\6  n   im 

Steuoi  \   hin   "i »hört    werdon,'      ßton    ihm    nunmehr  aufiei   dem   Au  gaben 

budgel    der  dem  Genoralgouvernour  untor  tohondon   Dion  tzwoige  auch  die   \ 
ansohläge  <Iit  Einnahmen  cur  Beratung,  sowie  die  Au  gabenvor  chläge  der  i 
gliederten  Dienstzweige  wonigsteni    zur  Kenntnisnahme   vorgolegl   worden.3      AI  o 
ist    sowohl    der   obligatorische    wie    der   fakultative   Wirkung  krei      beim  (  onset] 
Bupörieur   weiter   bemessen    worden   als    bei    den   Delegationen      Da  der  obliga 
torische   Wirkungskreis  bei  beiden  Versammlungen  bald  wieder  geändert   worden 
ist,3)  brauchl    man    die  [Jnterschiede    in    diesem   Bereich  der  Kompetenzen  nichl 
■u  betonen;   aber  der  zwar  faktisch  nichl  Behr  große  Unterschied  im   Fakulta 
fciven  Wirkungskreis  ist  festzuhalten,  weil  er  noch  heute  fortbesteht:  da    Conseil 
superieur   kann    sich    mit  allen   Fragen  der  algerischen   \  erwaltung  befassen,    die 
Finanzdelegationen    dagegen    dürfen    sich    nur   mit    wirtschaftlichen    oder  Finanz 
fragen   beschäftigen.  —  Natürlich  Fehlt   es  auch  beim  Conseil  superieur  nichl  an 
einer    Bestimmung,    um    die    Versammlung    nötigenfalls    in    die    Schranken    ihrer 
Kompetenz  zurückzuverweisen:  alter  man  hat  es  bei  dem  einzigen  Artikel  bewenden 
lassen,    daß    alle    außerhalb    der   gesetzlichen    Befugnisse    liegenden    Beratungen 
nichtig   sind    und    die    Nichtigkeit    durch    Dekret    des    Präsidenten    der  Republik 
nach  Anhörung  des  Staatsrats  auszusprechen  ist.*)     Eine  Kompetenzüberschreitung 
steht   bei    einer  derart  zusammengesetzten  Versammlung,    die  unter  dem   Vorsitz 
des  Generalgouverneurs  tagt,  in  der  Tat  kaum  zu  befürchten.     Aber  man  glaubte 
eben  nichl  vorsichtig  genug  sein  zu  können.     So  spricht  auch  aus  diesem  Dekret 
wie   aus    den    beiden    andern    das  Bestreben,    die  Machtvollkommenheit   der  Re- 
gierung ungeschwächt  zu  erhalten. 

4.  Ihr  Eindruck  in  Algerien. 
Bei  der  algerischen  Bevölkerung  fand  natürlich  diese  ängstliche  Einleitung 
der  Selbstverwaltung  wenig  Beifall,  die  unübersichtliche  Organisation  der  Dele- 
gationen und  des  Conseil  superieur  stach  doch  gar  zu  sehr  von  dem  einfachen 
Plane  ab,  nach  dem  die  Algerier  ihre  Vertretung  zu  bilden  dachten.  So  mag 
es  nicht  überraschen,  wenn  das  Conseil  general  von  Constantine  die  Dekrete 
einmütig  verurteilte.5)  Und  zwar  beschränkte  es  sich  nicht  darauf,  den  „byzan- 
tinischen" Zug  der  neuen  Organisation  zu  tadeln,6)  sondern  es  warf  der  Regierung 
auch  vor.  eine  ganze  Anzahl  gesetzwidriger  Bestimmungen  in  das  Dekret  über 
die  Finanzdelegationen  gebracht  zu  haben.  Man  ging  davon  aus,  daß.  wo  es 
sich  darum  handle,  einen  Wahlkörper  auf  andern  als  den  in  den  Gesetzen  ge- 
gebenen Grundlagen  aufzubauen  und  die  wesentlichen  Rechte  der  Bürger  anzu- 
tasten,  nur  die  gesetzgebende   Gewalt  zuständig  sei.7) 

')   Art.    7   des   Dekrets  von    1875. 

:)  Art.  9  des  Dekrets  von   1898;  vergl.  auch  Art.   18  des   Barthou'schen  Entwurfs. 
)    Siehe   nuten   Zweiter   Teil,   Dritter   Abschnitt.   III. 

*)  Art.   10. 

■r')  Sitzung  vom  8.  August   1898. 

'i   „Nous  .airions  bien  des  observations  a  faire  sur  le  byzantinisme  d'une  teile  combinaison". 

T)  „Economique  ou  politique,  du  moment  qu'un  corps  electoral  doit  etre  forme  sur  d'autres 
bases  que  les  bases  legales  ördinaires  et  que  Ton  doit  toucher  aus  droits  essentiels  de  tous  les 
eitoyeiis.    le    pouvoil   lt'irislatif  seul   a   le   droit   eonstitutionnel    d'agir." 
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Das  ConseiJ  genöral  übersah,  daß  die  regelmäßige  Form  des  Gesetzes  in 
Algerien  immer  noch  die  Verordnung  bildete  und  daher  ein  Gesetz  cur  not- 
wendig war,  um  in  formellen  Gesetzen  geregelte  Materien  zu  ändern.  Der  Vor- 
wurf des  <  Jonsei]  general  war  Bomil  nur  insofern  berechtigt,  als  er  die  Schlechter- 
stellung der  Naturalisierten  betraf,1)  denn  dir  rechtliche  Gleichstellung  der  Natu- 
ralisierten mit  den  Franzosen  isl  wir  wir  gesehen  haben2)  —  durch  ein  in 
Algerien  eingeführtes  formelles  Gesetz  gewährleistet.  Im  übrigen  jedoch  war 
die  Regierung  bei  der  Bildung  des  Wahlkörpers  an  keinerlei  Schranken  ge- 
bunden, [nsbesondere  trill't  die  Annahme  nicht  zu.  daß  das  allgemeine  Wahl- 
recht und  das  Wahlalter  von  21  Jahren  ein  für  alle  Wahlen  feststehendes  Prinzip 
bildete;3)  das  auch  in  Algerien  geltende  Gemeindegesetz  von  1884  führt  aller- 
dings irre,  weil  die  darin  gegebenen  Bestimmungen  über  Aufstellung  der  Wähler- 
listen nicht  nur  für  die  Gemeindewahlen,  sondern  ebensogut  für  die  Wahlen  zu 
den  gesetzgebenden  Körperschaften  und  zu  den  Conseils  generaux  gelten  - 
gibt  seit  1884  nur  noch  eine   Wählerliste   in  Frankreich  für  die  Volksvertretung 

und    die   Vertretung    der  K munalverbände,    —  und   man  deshalb  auch  das    in 

Artikel  1  I  auf 21  Jahre  angesetzte  Wahlalter*-  auf  alle  diese  Wahlen  beziehen  muß. 
Aber  daraus  folgt  keineswegs,  daß  da-  allgemeine  Wahlrecht  und  das  niedere 
Wahlalter  auch  für  alle  übrigen,  zumal  die  später  geschaffenen  Selbstverwaltungs- 
organe, als  festgelegt  anzusehen  i>t .  Damit  erledigt  sich  auch  der  namentlich 
gegen  die  Bedingung  der  dreijährigen  Ansässigkeit  gerichtete  Einwand,  ein 
Franzose  könne  nicht  dadurch,  daß  er  das  ÄGttelmeer  durchquere,  -einer  Rechte 
verlustig  gehen.5)  Er  verliert  keines  seiner  Rechte;  seine  Befugnis,  an  den  poli- 
tischen Wahlen,  an  den  Wahlen  für  die  Conseils  generaux  und  für  die 
meinden  teilzunehmen,  bleibt  ja  unberührt.  Her  vom  ConseiJ  general  erhobene 
Vorwurf    der  Gesetzwidrigkeit    <\^>  Dekrets    ist  also  zum  großen  Teil  hinfällig.6) 

Natürlich  war  es  dem  Conseil  general  nicht  darum  zu  tun.  in  der  theo- 
retischen Frage  nach  der  Gesetzmäßigkeit  die  Oberhand  zu  behalten,  sondern 
es  wollte  mit  seiner  Kritik  ein  praktisches  Ergebnis  erzielen:  Die  sofortige  Än- 
derung der  (  »rgauisationsdekrete.  Es  gab  auch  gleich  die  Richtlinien  für  die 
Umgestaltung:     bei   den    französischen    Delegationen    sollten    die     erschwerenden 


')  „Un    article    de   cette    Charte    (du    citoyen    francais)  c'est  que  Les  naturalis^  .  .  .  ont  Les 
memes  droits  que  les  Francais  d'origine  .  .  ." 
'-')  Siehe  oben  S.  "230. 

3)  ,.IVans  notre  deinoeratie.  le  citoyen  francais  est  t'lecteur  ä  ringt  et  im  ans!  Voila  le 
principe!  Ce  principe  est  inscrit,  soit  dans  la  Constitution  .  .  ..  soit  dans  les  lois  electorales  qui 
en  decoulent  et  qui  organisenl  Le  corps  electoral  dont  elles  procedent.  C'est  la.  pour  ainsi  dire, 
la  charte  du  citoyen  francais  sous  notre  EMpublique". 

4)  ..s.int  electeurs  tont  les  Francais  äg£s  <le  vingt  et  im  ans  et  nY-tant  dans  aueun  cas 
d'incapaeite'  preVu   par  la  loi." 

i    „Un    autre    article   encore,    c'est    (|tie  le   Francais    de   France    ne  saurait  perdre  ses   droits 
parce  qu'il  passe  la  M£diterran£e :  ses  droits  restent  exaetement  les  mein 

'i   Es  ist  bezeichnend,  daß  die  französischen  Schriftsteller  wie  Grivaz,  Thomas  und  Besnard, 

sich   mehr   oder  minder   eingehend   mit    diesen   eigentlich    gar    nicht    ernst  zu  nehmenden  Vorwürfen 

läftigten;    aber    sie    mußten    es.    weil   das   allgemeine   Wahlrecht  im   demokratischen   Frankreich 

in   unantastbares   Prinzip   gilt.      Besonders   interessant  sind   die  Ausführungen   von  Thomas  über 

die   Frage  der  Vereinbarkeit  der  Interessenvertretung;  mit  der  Volkssouveränität. 


Bodingui n   llbor  Aller,  Staa!  s ihürigkeit  und  An  H    igk<  il  in  W  egfall  kommt  n, 

.il  o    allgemoinos   Wahlreohl    eingeführt    worden      Bei    der  0111  olmani  chen    I' 
oratio  n  wünschte    man    das  Wahlruonopol   de    Scheik     in  der  arabi  dien  Sektion 
beseitigt   zu  Behon  und   verlangte  daher  die  Ausdehnung  de     Wahlrocht     aui  alle 

dieienigon,    die    200    l''r.     Steuer     zahlten.1)       Die    Ei ibornonvertrotung    der 

Militärterritorien  sollte  überhaupt  fortfallen,  und  zwar  de  halb,  weil  cinorseit    die 

Ernenn der  Vertreter   der  Unabhängigkeit  dor  Delegationen  zuwiderliof,  und 

weil    andererseits    die  Einführung    von   Wahlen    in    einem    unter  dem   Ausnahme 
recht  der  Militärverwaltung  Btehenden  Gebiete  nicht  anging         I  brigent  begi 
sich  das  Conseil  central  nicht  mit  Reformvorschlägen  Für  die  Delegationen,  viel 
mehr   wollte    es    auch    das   Conseil    superieur   ganz    nach    den   Früher    erhobenen 
Forderungen         direktes  Wahlrecht,  Ausschaltung  der  Beamten         umgeschaltet 
w  issen. 

Es  braucht  wohl  kaum  gesagt  zu  werden,  daß  diese  radikalen  Vorschläge, 
die  nur.  soweit  sie  die  Eingebornendelegation  betrafen,  ernstere  Beachtung  ver- 
dienten, ohne  Wirkung  blieben.  Es  hatte  keinen  Sinn,  die  algerische  Volksver- 
tretung gleich  wieder  umzugestalten,  ehe  mau  sie  noch  auf  ihre  Brauchbarkeil 
erprobt  hatte.  Die  der  neuen  Organisation  anhaftenden  Fehler  konnten  am 
besten  erkannt  werden,  wenn  die  neuen  Organe  in  Tätigkeit  getreten  waren,  und 
dann  war  immer  noch  Zeit  zur  Abhilfe.  Vorerst  durfte  man  sieh  nicht  in  klein- 
liche Organisationsfragen  verlieren,  sondern  mußte  zur  Lösung  der  Hauptaufgabe, 
zur  Schaffung  des   Kommunalverbandes  Algerien  weiterschreiten. 


')  „En  ce  qui  concerne  la  d&^gation  arabe  du  territoire  civile,  en  aueune  facon  uous  ne 
saurions  admettre  un  corps  älectoral  compose*  de  cheiks.  Les  cheiks  sonl  les  agents  de  l'exäcu- 
tit'  ...  11  taut  donc  im  corps  electoral  plus  libre  que  celui-lä,  .  .  .  En  fixant  ä  200  fr.  d'impöl  La 
limite  ezacte  a  partir  de  laquelle  .  .  .  un  indigene  pourra  voter  pour  les  d£legations  financieres, 
qous  aurons  un  corps  Electoral  restreint  et,  dans  tous  les  cas,  plus  libre  que  les  cheiks." 

-|  „Le  territoire  de  commandement  etant  ane  exeeption  an  droit  commun,  il  n'est  pas  ad- 
missible  que  les  indigenes  y  soient  appel£s  a  exercer  le  droit  de  vote.  Les  faire  designer  par  le 
pouvoir  serait  aller  a  l'encontre  de  L'independance  qui  doit  regner  dans  les  delegations.  La  seule 
Solution  est,  a  notre  avis,  l'augmentation  des  repre'sentants  indigenes  en  territoire  civil,  en  ajoutant 
<leux  autres  membres  indigenes  ii  eure  dans  chaque  döpartement  .  .  ." 


Dritter  Abschnitt. 


Die  Erhebung  Algeriens  zum  Kommunal- 
Verband  (1000). 

I.  Der  Versuch  der  Einführung  eines  Teilbudgets. 

1.  Der    Versuch  der   Regierung  (1898—99). 

A.  Das  Briss  on-Laff  eriere 'sehe  Spezialbudget. 

Die  Gewährung  der  finanziellen  Selbstverwaltung  an  eine  Kolonie  hat  die 
Beantwortung  von  zwei  Fragen  zur  Voraussetzung:  welche  Ausgaben  sind  von 
der  Kolonie  zu  bestreiten,  und  mit  welchen  Mitteln  sind  diese  Ausgaben  zu 
decken.  Auszugchen  hat  man  bei  der  Einrichtung  eine-  kolonialen  Selbstver- 
waltungsbudgets von  den  Einnahmemöglichkeiten 5  man  kann  Bagen:  es  dürfen 
einer  Kolonie  nur  so  viel  Ausgaben  aufgebürdet  werden,  als  sie  zu  tragen  im- 
stande erscheint.  Das  schließt  nicht  aus.  daß  einer  Kolonie  für  den  Fall,  daß 
sie  mit  ihren  eigenen  Einnahmen  die  ihr  übertragenen  Ausgaben  nicht  zu  decken  ver- 
mag, Staatszuschuß  in  Aussicht  gestellt  wird;  aber  der  Staatszuschuß  hat  doch  die 
Bedeutung  einer  außerordentlichen  Beihilfe,  die  Deckung  der  Ausgaben  durch  eigene 
Einnahmen  bleibt  die  Kegel.  Die  Bemessung  der  Ausgabenseite  richtet  sich  also 
in  erster  Linie  nach  der  Steuerkraft  der  Kolonie:  erscheint  die  Kolonie  nicht 
imstande,  alle  ihre  Ausgaben  zu  tragen,  so  muß  eben  eine  entsprechende  Be- 
schränkung der  Ausgabenseite  eintreten,  d.  h.,  die  Ausgaben  müssen  zwischen 
dem  Staat  und  der  Kolonie  aufgeteilt  werden.  Dabei  übernimmt  das  Mutter- 
land naturgemäß  die  Ausgaben  iür  die  eigentlichen  Staatsaufgaben,  für  die 
Sicherungsaufgaben,  wie  namentlich  die  Kosten  der  Verteidigung,  sodaß  dem 
kolonialen  Selbstverwaltungsbudget  hauptsächlich  die  Ausgaben  der  Zivilverwal- 
tung, insbesondere  die  der  Wohlfahrtspflege  zufallen.1)  Die  Beschränkung  der 
Ausgabenseite  des  Kolonialbudgets  braucht  aber  nicht  gerade  darin  begründet  zu 
sein,  daß  die  Steuerkraft  der  Kolonie  größeren  Anforderungen  nicht  zu  genügen 
vermöchte.     Die  Ausgabenbeschränkung  kann  auch  durch  andre  Gründe  bedingt 


')  Diese  Ausgabenverteilung  entspricht  dem  Vorrang  der  Sicherungsanfgaben ;  die  für  diese 
nötig«  ii  Ausgaben  darf  der  Staat  dem  Kolonialbudget  erst  überlassen,  wenn  die  Kolonie  genügende 
Garantien  in  finanzieller  und  politischer  Einsicht  bietet  Siehe  über  den  Vorrang  der  Sicherungs- 
anfgaben  Richard  Schmidt.  Staatslehre,  Bd.  I.  Leipzig  1901,  S.   153  ff. 
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sein:    o     i  i   b,  B     ehr    wohl  denkbar,    daß    dor    Staat  oinor  Kolonie,  ungnaehtei 
ihrer   größeren    Loi  ■  1 1 1 1 1  •  •  fähig  ki-it .    au     politi  'Im  ii  Gründen,    etwa    weil    er   eine 

\  i  i  n.i.  Iil.i    i-ini"    dor  Eingobornonii un    befürchtet,    zunächst    nur  im   eii 

Verwaltung  aufgaben    finanzielle    Selb  tvorwaltui  Ihrl    und   dei >mäß    dem 

Selbstverwaltungsbndgol  au  oh  nur  einen  Teil  dor  au  der  Kolonie  Hiefionden 
l'jiiiinlimrii  zuweist,  während  er  den  übrigen  Teil  der  aui  dor  Kolonie  her 
rührenden  Einnahmen  dafür,  daß  ein  Teil  der  kolonialen  Ausgaben  au  dem 
Staatsbudget  gedeckt  wird,  dem  Staatsbudget   vorbehält 

Bei  der  Einrichtung  des  algerischen  Selbstverwaltungsbudgets  konnte  keine 
Rede  davon  sein,  der  Kolonie  ;illc  ihre  Ausgaben  aufzubürden.  Zunächst 
mußten  mit  Rücksicht  auf  *  1  • « *  beschränkte  Steuerkrafl  des  Lande  die  Ver 
teidigungskosten  ausscheiden,  >\eil  diese  allein  Bchon  beinahe  alle  aus  Algerien 
fließenden  Einnahmen  verschlungen  hätten.  Auch  an  einen  mäßigen  Beitrag  der  Kolonie 
eu  den  Heereskosten  war  bei  den  damaligen  Finanzverhältnissen  der  Kolonie  nichl  zu 
denken.  Es  konnte  Bich  nur  darum  handeln:  inwieweit  Hellen  Bich  Algerien  die 
Kosten  der  Zivilverwaltung  aufbürden?  Daher  kamen  fdr  Algerien  nur  folgende 
Möglichkeiten  in  Frage:  entweder  mau  überließ  der  Kolonie  sämtliche  Ein- 
nahmen, vorteilte  jedoch  die  Au8gabenla8l  für  die  Zivilverwaltung  zwischen  dem 
Staat  und  der  Kolonie,  d.  h.  man  führte  »las  System  durch,  wie  es  früher  in  den 
französischen  Kolonien  i.  e.  S.,  besonders  ausgeprägt  von  1854  Ins  66  bestand.') 
(»der  man  teilte  nicht  nur  die  Ausgaben,  sondern  auch  die  Einnahmen  zwischen 
dem  Staat  und  der  Kolonie  auf,  wie  das  1839  für  Algerien  und  1841  für  die 
französischen  Kolonien  i.  e.  S.  geschehen  war.  (»der  endlich  man  bürdete  der 
Kolonie  alle  Zivilausgaben  auf,  überließ  ihr  aber  auch  dafür  alle  Einnahmen 
und  gewährte  ihr,  wenn  nötig,  Staatszuschüsse.  Von  diesen  Systefmen  wurde 
das  letzte,  das  sogenannte  Vollbudget  (budget  integral)  eifrig  von  den  Autono- 
msten verfochten,  während  das  System  der  Teilung  der  Ausgaben  und  der  Ein- 
nahmen unter  Gewährung  eines  bloßen  Teilbudgets  (budget  special)  an  die 
Kolonie2)  von  den  Anhängern  der  gemäßigten  Dezentralisation  vor  allem  von 
Cambon)  ;1)   vertreten  wurde. 


')  l>ie  Senatuskonsulte  von  18.')4  und  lSGli  werden  in  einem  späteren  Hand  behandelt 
werden. 

2)  Das  einheitliche  Kolonialbudget  wird  von  den  Franzosen  zutreffend  als  Budget  integral 
(„Vollbudget")  bezeichnet,  während  sie  das  im  Fall  der  Teilung  der  Einnahmen  und  Ausgaben 
/.wischen  Staat  und  Kolonie  der  Kolonie  gewährte  Budget  mit  der  unscharfen  Bezeichnung  Spezial- 
budget (Budget  special)  belegen,  wohl  deshalb,  weil  mit  seinen  Einnahmen  die  Kosten  der  «1er 
Kolonie  eigentümlichen  Aufgaben  zu  bestreiten  sind,  im  Gegensatz  zu  den  Kosten  der  allgemi  inen 
Regierungsaufgaben,  die  dem  Staate  zur  Last  fallen.  Nur  selten  wird  das  Spezialbudgetmitderzutreffendi  □ 
Bezeichnung  „budget  restreint"  belegt,  die  dem  im  folgenden  /.um eist  verwendeten  Ausdruck  „Teilbudget" 
entspricht.  Der  Ausdruck  Spezialbudget  für  Teilbudget  war  insofern  wenig  glücklich  gewählt,  als 
der  Ausdruck  sehen  vergehen  war.  da  ihn  Tirman  für  sein  algerisches  Sonderbudget  sehen  verwendet 
hatte:  und  hei  dem  Tirman'sehen  Spezialbudget  handelte  es  sieh  ja  nicht  um  ein  Teilbndget,  sondern 
um  ein  Vollbudget,  mir  daß  es  eine  besondere  Abteilung  des  Staatsbudgets  bilden  sollte.  Außer- 
dem konnte  auch  das  Vollbudget  des  Kommunalverbandes  Algerien  als  Spezialbudget  im  sinn  von 
algerischem  Sonderbudget  bezeichnet  werden,  und  in  diesem  sinn  ist  der  Ausdruck  später  ver- 
wendet worden,  denn  heute  dient  er  zur  Bezeichnung  des  algerischen  autonomen  Vollbudgets. 

3)  siehe  oben  S.  180. 


Aii  welches  der  oben  erwähnten  Systeme  der  Ministerpräsident  Brisson 
dachte,  als  er  in  seinem  Bericht  zu  den  Dekreten  vom  23-  Augusl  1898  die 
Gewährung  beschließender  Funktionen  an  die  algerischen  Versammlungen  in 
Aussicht  stellte,  ist  nicht  ganz  deutlich  zu  ersehen.  Ausdrücklich  Bpricht  der 
Minister  nur  von  einer  Teilung  der  Ausgaben:  er  erklärte,  daß  die  Souveräni- 
tätsausgaben, nämlich  die  Ausgaben  für  die  politische  Leitung,  für  die  Ver- 
teidigung und  für  die  übrigen  Verwaltungszweige,  „die  die  Achtung  vor  dem 
nationalen  Hecht  und  Ah>  Ansehen  der  Justiz  sichern",  im  Staatsbudget  ver- 
bleiben müßten.2  Neben  diesem  „Souveränitätsbudget"  könne  indes  ein 
„Spezialbudget"  bestehen,  ähnlich  den  Kolonialbudgets,  da-  durch  die  vom 
Mutterland  an  Algerien  zu  überlassenden  Mittel  gespeist  würde.')  „Vielleicht" 
könne  man  Algerien  auch  eine  eigene  Rechtspersönlichkeit  gewähren,  damit  es  in 
Stand  gesetzt  werde,  zur  Ausführung  öffentlicher  Arbeiten  Anleihen  aufzunehmen.4 

Nach  diesen  Andeutungen  könnte  man  vermuten,  daß  der  Minister  nur  an 
eine  Teilung  der  algerischen  Ausgaben,  nicht  aber  an  die  Teilung  der  Ein- 
nahmen dachte.  Allein,  in  Wirklichkeit  schwebte  ihm  wohl  eine  Teilung  der 
Ausgaben  wie  auch  der  Einnahmen  nach  Art  der  Cambon'schen  Vorschläge 
vor,  wenigstens  i-i  der  vom  Generalgouverneur  Lafferriere  nach  den  Andeutungen 
des  Ministers  ausgearbeitete  Entwurf  auf  der  Idee  von  Cambon  aufgebaut.  In 
diesem  Entwurf  wurden  nämlich  sowohl  die  Einnahmen  wie  die  Ausgaljen  zwischen 
dem  Staatsbudget  und  dem  Spezialbudget  aufgeteilt;  auf  dem  algerischen  Spezial- 
budget sollten  nur  die  Algerien  eigentümlichen,  d.  h.  die  mit  der  Besiedelung  und 
mit  der  Eingebornenpolitik  zusammenhängenden  Ausgaben  lasten,  nämlich  die 
Ausgaben  für  Kolonisation.  Ackerbau,  öffentliche  Arbeiten.  Forstverwaltung,  Post- 
und  Telegraphenwesen,  Landesvermessung,  Armenwesen,  sowie  für  die  Recht- 
sprechung, den  Unterricht  und  den  Kultus  der  Muselmanen,  während  für  alle 
übrigen  Verwaltungskosten  wie  bisher  der  Staat  autkommen  sollte,  nämlich  (ab- 
gesehen von  der  Verteidigung  und  den  Zinsgarantien,  die  sowieso  dem  Staate  zur 
Last  Helen  für  die  Zentral-  und  Departements  Verwaltung,  für  die  Polizei,  für  die 
Finanzverwaltung,  sowie  für  die  Rechtsprechung,  den  Kultus  und  den  Unter- 
richt für  Nichtmuhammedaner,  endlich  für  die  Strafanstalten.  Auffallend  wirkt  an 
dieser  Aufteilung  der  Ausgaben,  daß  die  dem  Staate  und  der  Kolonie  zuge- 
wiesenen Lasten  sich  ungefähr  auf  gleicher  Höhe  hielten,  indem  der  Ausgabenteil 
des  Spezialbudgets    auf  "24.7  Millionen  veranschlagt  wurde  und  der  Ausgabenteil 


')  J.  off.  vom  2").  August,  S.  .">2i;7. 

le  bud<ret  de  l'Alg£rie  a  toujours  &te  an  budget  d'etat.     Nu!  ae  pourrait  admettre 

qu'il  ae  cessät  <!<•  l'etre  pour  tout  ce  qui  conceme  les  depenses  de  souverainete,  c'est-ä-dire  celles  qui 
out  trait  a  la  direction  politique  de  la  colonie,  a  sa  defense  sur  terre  et  sur  mer,  et  aux  autres 
Services  publics  qui  assurenl   le  respect  du  droit  national  et  l'autorite"  de  la  justice."     Ebenda. 

3)  „Mais  de  bous  esprits  oni  pense"  qu'en  dehors  de  ce  budget  de  souverainete  il  pourrait 
y  avoir  place,  en  Algerie,  pour  im  budget  special,  analogue  aux  budgets  coloniaux,  s'alimentant 
au  moyen  de  ressources  dont  la  m£tropole  abandonnerait  la  disposition  a  notre  France  algenenne." 
Ebenda. 

4)  „Peut-etre  pourrait-elle  lui  conferer  aussi  one  personnalite  civile  et  financiere,  lui  per- 
mettant  d'avoir  un  patrimoine  et  de  faire  appel  au  credit  en  vue  d"executer  de  grands  travaux 
d'inteJret  public".     Ebenda. 


des  Staatoa  (für  'li«'  Zivilvorwaltung)  au!    'I  l   Millionen;    •       choinl  danach 

daß    n !i  In     owohl    die   Einnahmen  nach    Maßgabe  der  Au  gabenvorteilun >t«'ili 

wurden,  als  vielmehr  die  ^usgabonvcrtoilung  dem  Modu  der  ESinnahmenver 
1,'ilmi"  angepaßt  wurde.')  Die  algerischen  Einnahmen  tollten  nämlich  zur  Hälfte 
dem  Staate,  zur  Hälfte  dem  Spezialbudget  zufallon  Die  i  bcrschU  e  an  dem 
Einnahmenteil  dep  Spezialbudget  flo  en  elbstverständlich  di  r  Kolonie  und  nicht 
etwa  dem  Staatsschatz  zu;  *  1 1 •  -  auf  Seilen  des  Staate*  dee  en  Au  gabon  für  die 
algerische  Zivilverwaltung  libersteigenden  algerischen  Einnahmen  hätten  dag» 
dem  Staate  zugute  kommen  müssen;  indes  Bprach  der  Generalgouverneur  den 
Wunsch  aus,  daß  die  den  auf  den  Staat  im  ersten  Jahre  entfallenden  Einnahmen 
anteil  Bpäter  übersteigenden  Einnahmebeträge  wenigstens  aui  in  Jahre  der  Kolonie 
überlassen  werden  möchten,  damil  diese  ihren  Kredit  festigen  könne  und  bo  ihre 
Anleihen  zu  günstigen  Bedingungen  aufzunehmen  imstande  Bei.2) 

Wie  die  Berührung  der  Anleihefrage  zeigt,  war  die  Schaffung  des  Spezial 
budgets  noch  mit  andern  Fragen  verknüpft,  es  handelte  sieh  nichl  wie  beim 
Tirman'schen  Plane  —  um  die  Bildung  einer  besonderen  Abteilung  des  Staate 
budgets,  sondern  um  die  Ausstattung  Algeriens  mit  eigener  Rechtspersönlichkeit; 
daher  mußte  man  die  Zuständigkeit  der  für  Algerien  handlungsberechtigten  Or- 
gane von  den  für  den  Staat  bändelnden  Organen  abgrenzen.  Es  war  anzunehmen, 
daß  die  algerischen  Organe  das Rechl  der  Ausgabenbewilligung  für  das  Spezial- 
budget  ohne  Beschränkung  zugewiesen  erhielten:1'  hinsichtlich  der  Hinnahmen 
dagegen  konnte  ihnen  nur  ein  Recht  der  Begutachtung  eingeräumt  werden.  Denn. 
da  dem  Spezialbudget  nicht  bestimmte  Einnahmequellen  überlassen  werden  sollten, 
sondern  nur  ein  Anteil  an  den  gesamten  algerischen  Einnahmen,  mußte  den  ge- 
setzgebenden  Organen  im  Mutterland  das  Bewilligungsrecht  gegenüber  sämt- 
lichen algerischen  Einnahmen  erhalten  bleiben,*)  sonst  hätten  die  algerischen 
Organe  durch  Herabsetzung  von  Abgaben  auch  die  Einnahmen  des  Mutterlandes 


')  Der  Entwurf  stellte  die  gleiche  Höhe  der  Ausgabenteile  freilich  als  Zufall  hin:  „Si  dn 
budget  des  depenses  de  l'Algerie  .  ,  .  on  distrait  la  somme  correspondant  ä  la  garantie  d'interSt 
des  chemins  de  fer  algeriens,  garantie  conc^d^e  par  contrats  metropolitains  et  qui  doit  demeurer 
h  la  Charge  de  la  Metropole  .  .  .,  ou  est  trappe  du  partage  presqne  egal  des  eredits  entre  les  dd- 
penses  ayant  an  caractere  nettement  algerien  et  Celles  qni  »>ut  plutöt  en  vue  des  interets  d'ordre 
national  on  nietropolitain."  Delegations  financieres,  Sess.  de  deeembre  181*8.  Sitzung  vom  27.  De- 
zember,  Froces-verbaux   S.    226. 

2)  „  .  .  .  on  pourrait  solliciter  de  la  Metropole,  ä  titre  transitoire  et  pour  tine  duree  de 
10  ans  .  .  .  l'abandon  ä  l'Algerie  de  sa  part  des  plus-values  au  delä  du  montant  forfaitaire  de 
50  °/0  des  recettes  calcule  sur  les  chiffres  de  la  premiere  annee  du  compromis.  Cette  niesure 
bienveillante  permettrait  ä  l'Algerie  d'inangurer  son  existence  nuanciere  dans  de  bonnes  conditions, 
d'asseoir  solidement  son  credit  et  de  contracter  ponr  l'execution  de  ses  travaux  de  premier  Eta- 
blissement des   emprunts  a   amortissement  rapide."      Ebenda   S.   227. 

3)  „En  ce  qui  concerne  les  depenses.  l'Algerie  pourrait  lögitimement  esperer  voir  les  depenses 
de  son  „budget  special"  deliberees  et  votees  par  ses  propres  assembKes,  la  Metropole  conservant 
ses  droits  pour  le   „budget  m&ropolitain"".     Ebenda. 

4)  „En  ce  qui  touche  les  recettes,  comme  elles  doivent  rester  communes  entre  l'Algerie  et 
la  Metropole  l'une  et  l'autre  devront  y  concourir,  l'Algerie  par  l'organe  des  delegations  et  du  Con- 
sei]  superieur,  appeles  h  donnex  im  avis,  la  France  par  ses  assemblees  legislatives  appelees  ä  statuer 
definitivement".     Ebenda. 


—    -l'A    — 

Bchmälero  können.  Im  Zusammenhang  mil  dem  Spezialbudgel  berührte  Lafer- 
riere  auch  die  Frage  der  Kolonialdomäne :  da  Algerien,  sobald  es  eigene  Rechts- 
persönlichkeit erhielt,  auch  Eigentum  besitzen  konnte,  schien  die  Frage  am 
Platze,  ob  nicht  ein  Teil  des  Staatsgutes  etwa  die  Wälder  der  Kolonie  als 
I) äne  überwiesen  weiden  sollte.1)  Allein,  die  Frage  hatte  vorerst  wenig  prak- 
tische Bedeutung,  <la  die  Einnahmen  aus  der  Kolonialdomäne  als  ordentliche 
Einnahmen  doch  der  Gesamtmasse  der  nachher  zwischen  dem  Staat  und  der 
Kolonie  zu  teilenden  algerischen  Einnahmen  zufließen  mußten. 

1).  Aufnahme  des  Entwurfs   in  den  algerischen  Versammlungen. 
a     In  den   Finanzdelegationen. 

y.     In  der  Kolonistendelegation. 

Der  Brisson - Laferriere'sche  Entwurf  wurde  den  algerischen  Versamm- 
lungen  zur  Begutachtung  vorgelegt.  Die  Delegationen  nahmen  ihn  mit  gemischten 
Gefühlen  auf:  einerseits  begrüßten  sie  es  mit  aufrichtiger  Freude,  daß  die  P^iu- 
räumung  einer  eigenen  Rechtspersönlichkeit  an  Algerien  in  Aussicht  gestellt 
wurde,  andererseits  alter  beschlich  sie  eine  gewisse  Enttäuschung,  daß  der  Ent- 
wurf nur  ein  Teilbudget  und  nicht  ein  Vollbudget  gewährte.  Diese  Stimmung 
trat  schon  in  der  Delegation  der  Kolonisten  zutage.2)  Ihr  Kommissions- 
berichterstatter Pierrard  ließ  in  seinen  Ausführungen  deutlich  durchblicken,  daß 
das  Vollbudget  das  Ziel  ihrer  Wünsche  bildete,  und  wenn  er  gleichwohl  die 
Billigung  des  Regierungsentwurfs  empfahl,  so  geschah  das  nur  mit  Rücksicht  auf  die 
politischen  und  die  praktischen  Hindernisse,  die  der  Durchführung  des  Voll- 
budgets im  Wege  standen:3)  man  mußte  sich  sagen,  daß  bei  der  in  Frankreich 
weit  verbreiteten  Furcht  vor  der  Loslösung  Algeriens  wenig  Aussicht  für  die 
Verwirklichung  des  Vollbudgets  vorhanden  war:4,  und  daß.  wenn  das  Vollbudget 
trotzdem  eingerichtet  wurde,  Algerien  keine  Fnterstützung  mehr  vom  Mutter- 
lande erwarten  konnte.5)  was  um  so  fühlbarer  werden  mußte,  als  die  Steuerkraft 
Algeriens  allem  Anschein  nach  den  Anforderungen  eiues  Vollbudgets  noch  nicht 
gewachsen  war. 

Der  Kegierungskommissär  de  Peyerimhorr'  beeilte  sich  natürlich,  die  Dele- 
gation in  ihren  Zweifeln   über  die  Durchführbarkeit  des  Vollbudgets  zu  bestärken. 


')  „Quant  au  domaine  il  y  anrait  a.  poursuivre  une  entente  entre  les  pouvoira  alg&riens  et 
La  Metropole  en  vue  d'operei  une  r^partition  equitable  selon  les  Services  auxquels  il  sentit  Effecte"- 
Ebenda. 

-)  Sitzung  vom  27.   Dezember  1898,  Proces-verbaux,  S.  221   ff. 

3)  ,,  .  .  .  si  un  budget  algerien  Lntr£gral  est  a  desirer  dans  an  avenir  prochain,  nous  pen- 
sons  (|u"il  anrait,  pour  le  moment,  de  graves  inconvenients".     Ebenda  S.  224 

4)  ..II  serait  difficilement  aeeepte"  d'nne  grande  partie  de  l'opinion  mötropolitaine  qui  y  ver- 
rait,  ä  tort  ou  h  raison,  une  £mancipation  trop  rapide  et  une  menace  possible  de  desunion". 
Ebenda  S.  225. 

Ä)  ,.11  romperait  trop  brusquement  tout  lien  nuancier  entre  la  France  et  l'Algene  .  .  .  il 
d£sinteresserait  la  Metropole,  d'un  budget  auquel  eile  se  ret'userait  definitivement  ä  participei  .  .  ." 
Ebenda. 


— 

Er  warnte  dahor  voi  den  schworen  Gefahren,  die  dl  Vollbud| 
flihrorisohen  Einfachheit  in  sich  borge.1)  Kr  wie  darauf  hin,  daß  Algerien  noch 
nicht  imstande  war,  alle  Beine  Zivilau  gaben  zu  bo  troiten,  denn  diene  bezifferten 
sieh  auf  98  Millionen,  während  die  Kinnahnion  nur  eine  Höhe  von  >l  Millionen 
erreichten.  Der  etwas  kühnen  Versicherung  Do  olior  in  der  Delegation  dor 
Nichtkoloniston),  daß  Algerien  in  /.rhu  bis  fünfzehn  Jahren  die  •  Differenz 
decken  könne,  bediente  sich  <lcr  Regiorungskommi  iäi  ehr  ge  chickt,  indem  er 
an  die  Vortreter  der  algerischen  Landwirtschaft  die  Präge  richtete,  ob  sie  boreil 
wären,  von  ihren  Wählern  eine  Steigerung  ihrer  Steuorloistungen  um  75  %  hinnen 
so  kurzer  Zeil  zu  fordern?2)  Was  brauche  denn  Algerien  schließlich?  I. 
nötig,  daß  es  an  seinem  finanziellen  Gedeihen  Anteil  gewinne,  daß  es  Nutzen 
;ius  seinen  Überschüssen  siehe  und  damit  ein  Interesse  an  diesen  habe.  Diese 
Vorteile  siohere  ihm  das  Spezialbudget.3)  Ks  sei  weiter  erforderlich,  daß  Algerien 
über  einen  Teil  seiner  Einnahmen  verfügen  könne.  Darum  überlasse  man  ihm 
die  Hälfte  der  Einnahmen  und  für  bestimmte  Zeil  die  Überschüsse  sämtlicher 
Einnahmen,  sowie  die  Entscheidung  Über  alle  Ausgaben,  die  das  Lehen  der 
Kolonie  unmittelbar  berührten.4)  Endlich  müsse  Algerien  in  Stand  gesetzt  werden, 
seine  wirtschaftliche  Ausrüstung  ans  eigener  KraVt  zu  beschaffen.  Das  Spezial- 
budget biete  ihm  die  Möglichkeit  zur  Aufnahme  von  Anleihen,5)  Warum  wolle 
man  denn  schwere  Lasten,  die  das  Spezialbudget  nicht  zn  trauen  habe,  in  der 
Form    des  [ntegralbudgets   auf   sich    nehmen?6)  Diese   nüchterne,    scheinbar 

ganz  unparteiische  Darlegung  der  Vorteile  des  Regierungsentwurfs  verfehlte  denn 
auch  ihre  Wirkung  nicht,  und  so  wurde  nach  kurzen  Bemerkungen  das  von  der 
Kommission  empfohlene  Gutachten,  das  die  Einführung  dos  Spezialbudgets  als 
Vorstufe  zu  einem  Vollbudget  billigte,7)  einstimmig  angenommen.8) 


')  „Cette  Solution  a  peut-etro  toutes  les  seduetions  des  Solutions  radicales ;  eile  parait  claire, 
logique  et  definitive;  mais  .  .  .  eile  comporte  de  graves  dangers  .  .  ."     Ebenda  S.  231, 

'-)  ,.Etes-vous  prfits  a  demander  ä  vos  electeurs  de  s'imposer  une  augmentation  de  75%  de 
leurs  charges  dans  an  pareil  laps  de  temps?"      Ebenda  S.  23'2. 

3)  „Que  t'aut-il  en  definitive  ä  l'Algerie?  Qu'elle  soi<  associee  a  sa  prosperite  financiere, 
qu'elle  air  interll  et  b£n£fice  ä  avoir  des  excedants  de  recettes.  —  Le  bndget  special  le  lui 
assure".      Ebenda. 

')  „Qu'elle  ait  la  disposition  d'nne  partie  de  ses  recettes.  On  lui  en  abandonne  la  moitie 
et.  pour  im  temps  donne,  la  totalite  de  ses  plus  values  en  meine  temps  que  le  VOte  de  toutes  Les 
depenses  qui  Interessent  directement  sa  vie  coloniale".     Ebenda. 

')   „Qu'elle   puisse  enfin  se  donner  ;'i  elle-meme  l'outillage  ^conomique  qui  lui  manqne.     Le 
budget  special  lui  pennet  de  contracter  des  emprnnts  et  d'en  assurer  le  service".     Ebenda  S.  234. 
i     Pourquoi,  dans  ces  conditions,  vouloir  assumer  des  aujourd'hui,  sous  la  forme  d'un  bud- 
get integral,   des  charges  tres  lourdes  dont  le  budget  special  n'aurait  pas  ä  porter  le  poids  .  . 
Ebenda. 

')   „Votre  Commission  .  .  .  einet  .  .  .  l'avis : 

1°  Qu'un  budget  special,  pour  le  moment,  et  devant  nous  amener  progressivement  au  hudjret 
integral  algerien,  est  absolument  opportun  et  qxie  nous  devons  etre  unanimes  a  le  demauder; 

2°  Elle  viius  propose  de  vous  rallier,  purement  et  simplement,  au  projet  de  budget  special 
de  M.  le  Gouverneur  gene*ral,  tout  en  faisant  les  plus  extremes  reserves  sur  tout  ee  qui  serait  de 
nature  ;'i  engager  L'avenir  et  en  demaudant  que  les  Delegations  soient  consultees  aussi  sur  les  de- 
penses m&tropolitaines  dans  ee  projet".     Ebenda  S.  229. 

8)  Ebenda  S.  236. 


—     256    — 

In  der  Nichtkolonistendelegation. 
Weniger  glatt  vollzog  sich  die  Gutheißung  dea  Etegierungsentwurfa  in  der 
Delegation  der  Nichtkolonisten;  der  lebhaftere  Ton  erklärt  Bich  am  der 
Zusammensetzung  dieser  Delegation  und  vielleicht  noch  mehr  aus  der  Auswahl 
des  Berichterstatters,  indem  die  Kommission  Dessoliera  mit  der  Berichterstattung 
beauftragte.1)  Daß  ein  So  begeisterter  Verfechter  der  Autonomie  von  dem  Plane 
eines  Teilbudgets  nicht  befriedigl  war,  kann  man  Bich  denken.  Es  ging  natürlich 
nicht  an,  dem  Spezialbudget  alle  Beine  Vorteile  abzusprechen;  auch  Dessoliera 
mußte  anerkennen,  daß  bei  diesem  System  von  Anfang  an  Oberschüsse  für  die 
Kolonie  in  Aussicht  standen,  denn  da  «Im  der  Kolonie  zur  Last  fallenden  Aus- 
gaben auf  24,7  -Millionen  Fr.  beziffert  wurden,  dm  Gesamteinnahmen  Algeriens 
aber  auf  5 1  Millionen  veranschlagt  wurden,  der  Anteil  der  Kolonie  mithin  auf 
27  Millionen  sich  berechnen  ließ,  so  mußte  die  Kolonie  gleich  im  ersten  Jahr 
zwei  .Millionen  gewinnen.  Wenn  dazu  noch  <\<t  Staal  seinen  Überschußanteil 
di'v  Kolonie  überließ,  so  konnte  Algerien,  vorausgesetzt,  daß  die  Einnahmen 
wie  bisher  stiegen,  schon  im  dritten  oder  vierten  Jahr  einen  Überschuß  von 
7 — 8  Millionen  gewinnen,  was  zur  Tilgung  einer  Anleihe  von  200  Millionen  Fr. 
genügte.  Alter  freilich,  diese  Vorteile  stellten  sich  nur  ein,  wenn  die  Einnahmen- 
steigerung anhielt,  und  darauf  durfte  man  bei  den  schwankenden  Ernteergebnissen 
Algeriens  nicht  mit  Bestimmtheit  zählen.2)  lud  selbst,  wenn  die  Vorausberech- 
nungen  sich  als  richtig  erwiesen,  so  reichten  die  Oberschüsse  zur  Deckung  dea 
algerischen  Bedarfs  nicht  aus.  denn  Generalgouverneur  Tirman  hatte  ja  die  für 
die  Kolonisation  Algeriens  erforderliche  Summe  auf  eine  halbe  Milliarde  berechnet. 
auf  die  bei  der  Durchführung  des  Teilbudgets  im  günstigsten  Fall  erzielten 
Überschüsse  ließ  sich  jedoch  nur  eine  Anleihe  von  200  Millionen  basier« 
K>  gab  in  der  Tat  nur  einen  Ausweg,  um  die  Aufnahme  höherer  Anleihen  zu 
ermöglichen:  man  schuf  neue  Steuern.*)  Aber  hier  versagte  eben  das  vorge- 
schlagene System  des  Spezialbudgets  vollkommen:  dadurch,  daß  dem  Spezial- 
budget keine  bestimmten  Einnahmequellen  zugesprochen  wurden,  sondern  seine 
Aktiva  eigentlich  in  nichts  weiter  bestanden  als  in  einer  Forderung  an  den  Staat 
auf  Auszahlung  eines  Anteils  aus  den  algerischen  Einnahmen,  war  dem  algerischen 
Kommunalverband  die  selbständige  Erschließung  von  ordentlichen  Einnahme- 
quellen   unmöglich   gemacht.5)      Das  Recht    der  Erteilung   von   Gutachten,  worin 

'l  Sitzung  vom   26.   Dezember   1898,   Proces-verbaux  S.  450  ff. 

2)  „On  table  aussi  sur  des  excedents  fdturs,  mais  les  exei'dents  ne  sont  Jamals  assures  i  o 
Algene,  pays  agricole  ou  Li  produetion  est  si  vivement  influencec  par  les  dreonstances  climate- 
riques  et  oü  le  rendement  de  l'impöt  varie  n£cessairement  avec  la  produetion  elle-meme". 
Ebenda  S  459. 

•')  ..11  a  l'inconv£nient  capital,  d'assurer  assez  mal  la  possibilite  de  ces  emprunts  qui  ont 
toujours  en'  justement  donnes  comme  la  raison  d'etre  d'un  budget  particulier  ä  l'Algerie,  emprunts 
dont  l'importance  depasse  notablem ent  200  millions,  puisque,  d'apres  M.  le  gouverneur  general 
Tirman.  l'acbevement  de  notre  outillage  economique  doit  couter  an  demi-miUiard  ..."     Ebenda. 

4)  „C'est  surtout  en  creant  d'impots  nouveaux  que  Ton  trouvera  les  sommes  necessaires  pour 
gager  süremenl  d'importants  emprunts".     Ebenda. 

5)  „Comme  l'Algerie  .  .  .  n'a  j»as  de  recettes  qui  lui  sont  propres,  comme  l'Algerie  reeoit 
en  realite*  de  l'Etat,  c'est  toujours  l'Etat  et  non  l'Algerie,  qui  aura  le  premier  et  le  dernier  mot  en 
mattere  d'impots".     Ebenda  £.  460. 


sich    die   Mitwirk der  algerischen  Organe  bei   I  ui  choidungon   über  die  algi 

risohon  Einnahmen  erschöpfen  Bollte,  hatte  keine  große  Rodeutung;1  namentlich  in 
den  Fällen,  da  die  [ntere  en  Algerien  und  de  Mutterlando  miteinander  in  Wider 
Btreit  gerieten,  mußten  die  Kai  chlägo  dor  algeri  chon Organe  Wirkung  I"   verhallen  ' 

Demgegenüber  gewährte  das  System  de  [ntogralbudgei  der  Kolonie  volle 
Freiheil  in  der  Erschließung  neuer  Einnahmequellen,  denn,  wenn  alle  Einnahmen 
dem  Kolonialbudgel  Buflossen,  hatte  es  keinen  Sinn,  den  algeri  chon  Organen  die 
Entsoheidungegewall  über  die  Einnahmen  vorzuenthalten.  Es  bot  auch  in  weiterem 
Maße  als  das  Spezialbudgel  die  Möglichkeit,  durch  Vereinfachung  der  Verwaltung« 
Organisation  Ersparnisse  zu  erzielen.3)  Dessoliers  stellte  außerdem  noch  in  sichere 
Aussicht,  daß  die  Kolonie  durch  das  Vollbudgel  Behr  rasch  zu  bedeutenden 
Überschüssen  gelangen  werde,  so  daß  sie  alsbald  große  Anleihen  aufnehmen 
könne.4)  Diese  Behauptung  war  wohl  nicht  ganz  ernsl  zu  nehmen:  gab  doch 
Dessoliers  selher  zu,  daß  die  algerischen  Einnahmen  auch  wenn  der  Staat 
die  Zinsgarantien  für  die  Eisenbahnen  noch  weiterhin  trug,  ja  sogar,  wenn  er 
noch  die  Zivilpensionen  übernahm  —  zur  Deckung  der  Zivilausgaben  noch  nicht 
ausreichten.5)  Wie  sollte  dann  den-  Tilgungsfonds  für  die  aufzunehmenden  An- 
leihen gebildet  werden,  und  wie  sollte  Algerien  schlechte  Finanzjahre  überwinden, 
mit  denen  doch  immer  gerechnet  werden  mußte?  Sollten  die  Fehlbeträge 
durch  neue  Abgaben  vermindert  werden V  Da  mußte  man  doch  zuerst  prüfen, 
oh  die  Steuerkraft  dos  Landes  gesteigerten  Anforderungen  gewachsen   war. 

Der  Beweis  Vor  die  Durchführbarkeit  des  Völlbudgets  war  durch  die  Aus- 
führungen Dessoliers'  jedenfalls  nicht  erbracht,  daher  war  es  dem  Regierungs- 
kommissär  de  Peyerimhoff  ein  Leichtes,  den  ablehnenden  Standpunkt  der  Regierung 
zu  begründen.6)  Um  so  schwerer  hielt  es  aber,  den  gegen  das  Spezialbudget 
gerichteten  Einwänden  zu  begegnen.  Auf  die  Feststellung  Dessoliers',  daß  das 
Spezialbudget  zu  geringe  Einnahmen  brächte,  antwortete  der  Regierungskommissär, 
hinsichtlich  der  Einnahmen  sei  das  Spezialbudget  nichts  anderes  als  das  Integral- 
budget, nur  da  13  eine  den  Souveränitätsausgaben  ungefähr  entsprechende  Summe 
abgezogen  würde.  Also  weiso  das  Spezialbudget  die  gleiche  Dehnbarkeit  auf 
wie    das    [ntegralbudget.7).     Das    stimmte    indes   nur    insofern,    als    dem    Spezial- 


')  ..<>r  cet  avis  ue  dous  p&rait  pas  de  nature  ä  retenir  beaueoup  l'attention  du  Parlement  .  .  ." 
Ebenda. 

2)  So  /..  I!..  wenn  es  sich  warum  handelte,  das  octroi  de  mer  umzugestalten;  denn  es  war 
ohne  weiteres  an/.unelmieii.  daß  das  französische  Parlament  irgendwelche  Schlechterstellung  der 
französischen  Ausfuhrartikel  zu  Gunsten  der  algerischen  Produkte  nicht  zulassen  würde.  Ebenda 
S.  460,  461. 

3)  „L'avantage  qu'offre  un  tel  Systeme  est  que  l'Algerie.  libre  dans  le  maniement  de  sou 
budget,  pourrait  chercher  a  diminuer  ses  frais  generaux  en  emondant  certains  Services  trop  exube- 
rants."     Ebenda  S.  455. 

*)  „Elle  aurait  aussi  en  mains  et  bien  vite  un  gros  budget  pourvu  d'excedents  certains  qui 
lui   faciliterait  les  importants  emprunts   qu'elle  aura  a   contracter  des  le  debut   .   .   ."      Ebenda. 

5)  Ebenda  S.  456  f. 

'')  Ebenda  s.  466—68. 

')  „Mais  a  ce  point  de  vue.  le  budget  special  n'est  autre  que  le  budget  integral,  sous  deduc- 
tion  d'un  forfait  a  peu  pres  egal  aux  depenses  de  souverainete.  Toute  Pelasticite  du  budget  inte- 
gral se  retrouve  donc  dans  le  budget  special."     Ebenda  S.  468. 

Qmelin,  Verfasenngsentwicklung  von  Algerien.  \( 
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budgel  wie  beim  Vollbudgel  wenigstens  vorläufig  sämtliche  Überschüsse  zugute 
kommen  sollten;  aber  diese  Überschüsse  Btellten  doch  eine  recht  unsichere  Ein- 
nahmequelle dar,  wie  denn  auch  der  Regierungskommissär  nicht  in  Abrede 
stellen  konnte  daß  die  Einnahmesteigerung  Algeriens  immer  wieder  durch  plötzliche 
Rückschläge  und  lang  anhaltende  Stockungen  gehemmt  worden  war.1)  Das,  was 
die  eigentliche  Dehnbarkeil  des  Vollbudgets  ausmachte,  die  Möglichkeit,  neue 
Einnahmequellen  zu  erschließen,  fehlte  dagegen  dem  Spezialbudget.  Dieser 
Unterschied  gegenüber  dem  Vollbudget  war  übrigens  keineswegs  durch  das 
Wesen  <\c>  Spuzialbudgets  bedingt:  man  hätte  sehr  wohl  —  wie  z.  B.  der  Ent- 
wurf von  1869/70  vorgesehen  harte2)  —  dem  Staatsbudget  und  dorn  Spezial- 
budget bestimmte  Steuerquellen  zuweisen  und  so  den  algerischen  Organen  *'('- 
legenheil  bieten  können,  die  dem  Spezialbudget  überlassenen  Steuerquellen  mehr 
oder  minder  auszunützen.  Allein,  die  Regierung  war  der  Ansieht,  die  Ent- 
scheidungsgewalt  der  algerischen  Organe  über  die  Einnahmen  ließe  .-ich  nur 
schwer  durchsetzen,  und  wenn  sie  gewährt  würde,  schlage  sie  zuni  Unheil  der 
Kolonie  aus.  da  es  dann  bei  der  Anwendung  des  octroi  de  mer  auf  französische 
Erzeugnisse  zu  Reibereien  mit  dem  Mutterlande  kommen  werde.3)  Als  ob  man 
bei  der  Aufteilung  (\rr  Einnahmequellen  zwischen  dem  Staats-  und  dem  Spezial- 
budget die  Zölle  und  ähnliche  Abgaben  nicht  dem  Staate  hätte  vorbehalten 
können!  —  Kurzum,  es  ist  Peyerimhoff  nicht  geglückt,  die  von  Dessoliers  an 
dem  Spezialbudget  geübte  Kritik  zu  widerlegen.  Es  war  doch  wenig  mehr  al- 
eine wohlklingende  Phrase,  wenn  d<-v  Regierungskommissär  meinte,  man  könne 
erwarten,  daß  bei  der  Durchführung  des  Spczialbudgets  das  Mutterland  Algerien 
das  warme  Interesse  entgegenbringen  werde,  das  ein  Vater  den  Minderjährigen 
bei  der  Emanzipation  bewahre,  während  beim  Integralbudget  zwei  Mächte  ein- 
ander gegenüberstünden,  die  wie  zwei  Volljährige  in  Geschäftsfragen  miteinander 
auf  gleichem  Fuße  verhandelten.4) 

Übrigens  stand  nicht  zu  befürchten,  daß  der  Regierungsentwur!  von  der 
Delegation  gemißbilligt  würde;  die  Kommission  hütete  sich  wohlweislich,  einen 
unreifen  Vorschlag  auf  Einführung  eines  Integralbudgets  einzubringen,  vielmehr 
empfahl  sie  —  und  das  zeugt  von  einer  gewissen  staatsmännischen  Begabung 
der  Algerier  —  die  Gutheißung  des  Regierungsentwurfs.5)     In  ihren  zur  Annahme 


')  ..Sans  doute  il  t'.'iut  <'tiv  prudent;  .  .  .  Les  plus  values  sont  variables  el  Lrregulieres,  avec 
de  brusques  recults  et  de  longues  stagnations,  mais  si  1*<  m  prend  pour  base  d'evaluation  des 
periodes  assez  larges,  ont  trouve  des  exc^dants  nettement  aecusds."     Ebenda. 

2)  Siehe  oben  S.  64  und  Anbang  Nr.  26,  Art.  41   und  4"2. 

■')  „Quanl  an  vote  definitif  des  recettes  ce  serait  im  droit  diffieile  h  obtenir  et  pent-etre 
dangereux  pour  la  colonie,  notamment  en  ce  qui  concerne  l'octroi  de  mer.  Du  jour  oü  on  admet- 
irait  .  .  .  que  les  produits  francais  ponrraient  Stre  touches  pax  an  droit  qui  serait  .  .  .  an  rentable 
droit  de  doaane,  on  reveülerait  toutes  les  jalousies  t-t  les  rivalit^s."     Ebenda  S.  469. 

4)  ..En  tout  cas  sous  la  forme  de  budget  special,  on  pent  croire  qa'elle  (la  France)  portera 
.:i  l'Algerie  quelque  chose  de  llnteret  affectueux  qae  le  pt'-re  de  famille  reserve  aux  mineurs  qu'il 
emaneipe.  Avec  le  budget  Integral,  od  aurait  au  contraire  denx  pnissances  financieres :  on  traiterait 
d'egal   ':'■   egal,  de  majeur  ä  majeur  t-t   >ur  le  terrain  des  affaires."     Ebenda  S.  468. 

5)  „Toutefois,  afin  de  bien  reconnaitre  les  bonnes  intentions  du  Gouvernement  de  la 
Republique  qui  vient  de  rompre  avec  les  traditions  autoritaires  dont  nous  avons  taut  souffert,  .  .  . 
loin  de  vous  engager  a  repousser  la  combinaison  d'un  budget  simplement  special,  nous  vous  pro- 
posons  de  vous  y  rallier."     Ebenda  S.  461,  462. 
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vorgelegten  Schlußfolgerungen  machte    ie  zwar  keinon  Hehl  darau  ,  daß    ie  oinom 

[ntcgralbudgol  den   Vorzug  gebe,  aber,  um  dem  General iverneur  bei  der  Ver 

tretung  der  Vorh vor  dem   Parlament  den   nötigen   litlckliali  zu   verleihen,  tral 

sie  Vi *i i-  den  Regierungsontwurf  ein.')  Nur  wün  chte  tie,  und  dagegon  hatte 
dii>  Regierung  nichts  einzuwenden,3)  daß  den  algori  chen  Organen  auch  ein 
Begutaohtungsrechl  gegenüber  den  auf  <l« •  i •  <  Staatsbudget  lastenden  Ausgaben 
eingeröuml   werde.8) 

y)   In  der  Vollversammlung. 
Die  Solilüsse  der  Kommission  fanden  einsti ige  Annahme4)  und  bo  konnte 


')  „La  d(51t?gation  financiere  des  non  Colons,  l^galemenl  consultöe  jur  l'opportunitd  de 
doter  l'Algerle  d'un  budget  particulier,  point  sm-  lequel  il  ae  saurail  3    avoir  de  desaecord: 

Tout    en    Indiquanl    ses    pröf^rences    pour    an    budgel    autoi ie,    an    bi 

franchemenl  alg^rien  et  integral  dont  la  colonie  aurail  la  gestion  ei   la  responsabilit^ 

ei  cii  depenses,    sous  1«'  contröle    superieur   du   Parlement,  e1    < statanl    que    l'avenir  esl   n 

Vu  les  circonstances    ei  afin  de  donner   .'in  Gouvernemenl  de    la  Republique  an  tömoi 
nun  i'<|ui\  ih|uc  de  sa  d^ference,  ainsi  que  poui  fournir  h  M.  Le  Gouverneur  gen^ral   I. 
riere,  qui  est  son  representant,  la  pleine  autorit^  qui  lui  esl   näcessaire  pour  däfendre 
avec  efficacitä,  devant  le  Parlement,  la  cause  de  L'Algärie: 

Kniet  l'avis  que,  des  1900,  l'Alg^rie,  erigeo  en  personne  morale,  > < > i  t  dotäe  d'un 
budgel  special  constitue*  ainsi  qu'il  suit: 

L'Algene  prendrait  en  charge  les  depenses  afferentes  au  service  de  la  colonisation,  des 
fcravaux  publics,  des  postes  et  t£bSgraphes,  agriculture  et  forets,  topographie,  assistance  publique 
Lndigene,  eultes  musulmans,  justier  indigene  y  compris  IVtat  civil  <les  indigenes. 

Pour  faire  face  ä  ces  depenses,  il  lui  serait  alloue*  la  moitie"  des  recettes  geniales  actuelle- 
nieiit  percues  et  qui  sont  disponibles. 

Les  e\c('<leuts,  quand  il  s'en  produirait  dans  l'avenir,  seraient  partages  par  moitie  entre  la 
colonie  et  la  nietropole,  cette  derniere  prenant  l'engagement  d'abandonner,  pendant  une  periode 
de  10  ans  au  nioins.  sa  pari  ä  la  colonie,  afin  que  celle  ci  puisse  plus  ais£men1  gager  les  emprunts 
necessaires  a  l'achevement  de  son  outillage  economique. 

La  di'li' e.i  tion  exprime  aussi  l'avis  qu'en  debors  du  droit  de  vote  du  budget 
special,  qui  sera  reconnu  aus  Delegations  financieres  ainsi  qu'au  Conseil  Superieur,  elles  portent 
ä  titre  consultati'f  Ieur  examen  sur  l'ensemble  du  budget  de  l'Etat  en  Alg£rie, 
avant  que  ce  budget  soit  d^pose*  sur  le  bureau  des  Chambres."     Ebenda  s.  10-   und  4G3. 

2)  Ebenda  S.  469  (Kede  von  Peyerimhoff). 

3)  „Toutefois,  nous  demanderions  .  .  .  que  l'Algerie  .  .  .  ne  tut  pourtant  pas  depourvue  de 
tout  droit  d'inspeetion  sur  la  partie  du  budget  des  depenses  qui  incombera  a  TEtat.-'  Ebenda 
S.  462  (Rede  von  Dessoliers). 

4)  Ebenda  S.  475.  liier  muß  noch  ein  merkwürdiger  Einwand  erwähnt  werden,  der  am 
Schluß  der  Verhandlung  gegen  eine  Bestimmung  des  Regierungsentwurfs  erhoben  wurde.  Der 
Delegierte  Tedeschi  meinte  nämlich,  der  Staat  könne  sich  zwar  für  längere  Zeit  zu  Ausgaben  ver- 
pflichten, aber  hinsichtlich  der  Einnahmen  könne  er  dies  nicht  tun;  daher  könne  man  ihm  keine 
derartige  Verpflichtung  auf  zehn  Jahre  auferlegen,  das  laute  der  Verfassung  zuwider,  die  die  jähr- 
liche Budgetbewilligung  vorschreibe  (1.  c.  S.  474).  Hier  liegt  ein  Mißverständnis  vor:  die  Ver- 
pflichtung des  Staates,  seinen  Überschußanteil  auf  zehn  Jahre  der  Kolonie  zu  überlassen,  war  keine 
Verpflichtung  zur  Verwendung  einer  Einnahme,  sondern  eine  Aus  gaben  Verpflichtung;  der  Staat 
verpflichtete  sich,  der  Kolonie  einen  Zuschuß  für  zehn  Jahre  in  Höhe  des  Ihm  zufallenden  Uber- 
Bchußanteils  der  algerischen  Einnahmen  zu  zahlen.  Das  Recht  des  Parlaments,  die  Einnahmen  all- 
jährlich zu  bewilligen,  blieb  unberührt.  Übrigens  griff  der  Präsident  der  Delegation,  Vinci,  den 
Einwand  Tedeschis  auf  und  brachte  eine  Resolution  zur  Annahme  in  der  die  Kegierung  auf  diese 
vermeintliche    „Verfassungswidrigkeit"    hingewiesen    wurde.      Warum    dies    geschah,    ist   leicht    ver- 

17* 
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schon  zwei  Tage  Bpäter  die  Beschlußfassung  der  vereinigten  Delegationen  über 
den  Regierungsentwurf  stattfinden.1  Nach  der  Verlesung  der  in  den  drei  Dele- 
gationen angenommenen  Gutachten  leitete  Jacquiel  die  Diskussion  mit  einem 
ebenso  heftigen  wie  grundlosen  Angriff  auf  die  Regierung  ein.  Der  Delegierte 
war  offenbar  der  Meinung,  daß  mau  mit  der  Reform  nichts  andres  beabsichtigte, 
als  einen  Teil  des  algerischen  Budgets  der  Kontrolle  des  Parlaments  zu  entziehen, 
damit  die  Regierung  in  diesem  Teil  des  Budgets  ganz  unabhängig  schalten  und 
walten  könne.  Nur  so  isl  es  zu  verstehen,  wenn  er  äußerte:  Bevor  man  ein 
Spezialbudget  einrichte,  müsse  man  wissen,  welche  Versammlung  es  zu  bewilligen 
und  zu  kontrollieren  habe.  Wenn  es  sich  darum  handle,  ein  Spezialbudget  zu 
bekommen  ohne  solche  Kontrolle,  dann  wäre  es  noch  besser,  den  bestehenden 
Zustand  aufrechl  zu  erhalten.  „Bei  der  Vorbereitung  des  Budgets  durch  da- 
Parlament  können  wir  durch  unsre  Abgeordneten  mitwirken.  Wenn  alter  das 
Ganze  oder  ein  Teil  des  Budgets  ohne  Kontrolle  in  den  Händen  des  General- 
gouverneurs  liegt,  werden  wir  kein  Mittel  mehr  haben,  uns  Gehör  zu  verschaffen. 
Es  genügt  nicht,  uns  Versprechungen  zu  machen  und  zu  sagen:  ..Aber  Ihr  werdet 
befragt  werden.  Eure  Befugnisse  werden  erweitert  werden."  Diese  Versprechungen 
flößen  mir  kein  Vertrauen  ein.  Die  Minister  haben  uns  daran  gewöhnt,  daß  wir 
kein  Vertrauen  zu  ihren  Versprechungen  haben."2)  Das  bezog  sich  hauptsächlich 
auf  die  Umbildung  des  Conseil  superieur,  auf  die  manche  Autonomsten  ><>  große 
Hoffnungen  gesetzt  hatten.  Man  habe  immer  erwartet,  daß  der  Ausdehnung  der 
Gewalten  des  Gouverneurs  eine  durchgreifende  Umgestaltung  des  Conseil  superieur 
entsprechen  werde.  Das  Versprechen,  das  das  Ministerium  in  dieser  Richtung 
im  Parlament  abgegeben  habe,  «ei  unerfüllt  geblieben,  denn  das  Conseil  superieur 
sei  immer  noch  eine  lächerliche  Versammlung,  lediglich  auf  die  Täuschung  dc> 
Steuerzahlers  berechnet.3)  Bevor  man  sich  nun  mit  dem  Spezialbudget  be- 
schäftige, müßten  die  Zusammensetzung  und  die  Befugnisse  des  Conseil  superieur 
geändert  werden;  noch  besser  sei  freilich,  man  würde  diese  unnütze-  Versammlung 
überhaupt  aufheben. 


ständlich:  wenn  das  Mutterland  seinen  Überschußanteil  der  Kolonie  nicht  überlassen  durfte,  dann 
hatte  <1<t  Vorwurf,  daß  das  Spezialbudget  der  Kolonie  zu  wenig  Mittel  gewähre,  noch  mehr 
Berechtigung;  und  so  war  der  Präsident  nicht  im  unrecht,  wenn  er  den  Einwand  Tedeschie  als  „la 
ruine  meine  du  budget  special"  liezeichnete.  Die  Sache  hatte  nur  einen  Haken:  Der  Einwand 
der  Verfassungswidrigkeit  traf  nicht  zu. 

1    Sitzung  vom   28.  Dezember  1898,  Proces-verbaux  S.  IVff. 

2)  „.  .  .  avant  de  penser  a  instituer  un  budget  special  de  l'Algerie,  il  importerait  de  se 
prdoecuper  de  la  creation  de  L'Assembl^e  algenenne  qui  doit  le  voter  et  le  contröler.  s"il  s'agit 
d'avoir  an  budget  special  sans  avoir  cette  assemblee,  mieux  vaut  encore  conservei  la  Situation 
actuelle.  Amt  la  preparation  du  budget  par  le  Parlement,  nous  pouvons  intervenir  par  nos  deput£s. 
Quand  tout  ou  partie  du  budget  sera  entre  les  mains  du  Gouverneur  general,  sans  controle,  nous 
n'aurons  plus  aueun  moyen  de  nous  faire  ecouter.  II  ne  sut'tit  ]>as  de  nous  faire  des  promesses  et 
de  nous  dire:  „mais  vous  serez  consultes,  vos  pouvoirs  seront  etendus."  Ces  promesses  ne 
m'inspirent  aueune  confiance.  Les  Ministres  nous  out  habitues  h  ne  pas  avoir  confiance  dans  Ieur 
promesses."     Ebenda  S.  V. 

3)  „.  .  .  il  y  a  toujours  ete  bien  entendu  qua  l'extension  des  pouvoirs  du  Gouverneur 
correspondrail  une  refbrme  radicale  du  Conseil  superieur.  La  promesse  de  cette  reforme  a  ete 
faite  par  le  Ministere  ä  latribune  du  Parlement;  eile  est  restee  vaine  .  .  .  le  Conseil  superieur  est 
restd  une  assemblee  derisoire,  un  veritable  trompe-l'oeil  pour  le  contribuable."     Ebenda. 
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M ii  einer  bo  wenig  maßvollen  Rode  orwio    Jacquiel  dor  »Sache  der  Autonomie 
lohwerlich    oinou    Dienst,     Wenn    Jacquiot    gerade    don   A »nblick,    in  dem  die 

nni"    durch    Vorschlag    eines    Spczialbudgol      Ugerioa    einen    Bewei     ihre 
Vertrauens  lieforto,  zur  Veranstaltung  eine    Mißtrauen  votum     wählte,    10   war  da 
ebenso  taktlos  wie  unklug,1)  es  trug  jedenfal]    nicht  zur  Förderung  der  autonomie 
freundlichen  Stimmung  in  Frankreich    bei.     Es  i  I  daher  zu  begreifen,  wenn 
gar    Dessoliers    seinen    radikalen    Forderungen    ontgogontrat,      Dagegon    brachte 
Jacquiets  Angriff  die  Regierung  in  eine  sehr  günstige   Lage.     Im  Tone  ehrlicher 
Entrüstung    konnte   der   Generalgouverneur   die    Verdächtigungen    zurückweisen, 
die    Jacquiel    der  Regierung   entgegengeschleuderl    hatte.     Er  zeigte,    daß,    wenn 
die  letzten   Dekrete  den  algerischen   Vertretungen   nur    beratende   Befugni  se  ein 
räumten,    dies    mir  geschah,    weil  die   Exekutive    nicht   mein-    gewähren    konnte. 
Die    Umwandlung   des    bloßen    Begutachtungsrechtes    in    ein    Entscheidungsrecht 
habe  mau  nur  mil   Rücksicht    auf  die  Rechte    «Im-  Kammern    aufgeschoben,  aber 
jetzt  stehe  man    im   Begriff,    diese   Umgestaltung  von    ihnen  zu  verlangen.2)     Die 
Ungeschicklichkeit  Jacquiets  erleichterte    dem  Generalgouverneur   auch  die   Ver- 
teidigung  seines    Budgetsystems;    die    Durchführung    eines    Vollbudgets    hielt    er 
wegen  des  zu  großen  Abstands  zwischen  Einnahmen  und  Ausgaben  für  unmöglich; 
das  wäre  ein  übler  Anfang,  wenn  das  algerische  Budget  gleich  mit  einem  Defizit 
von   10  oder  20  Millionen  beginne.3)     Der  Gedanke  Dessoliers',  den  Fehlbetrag 
allmählich  mit  den   Überschüssen  zu  decken,  schien  ihm  ganz  verfehlt,  denn  die 
Oberschüsse     wollten     sie    ja     grade     behalten,     um    damit    die    Zukunft    des 
Landes    sicher    zu    stellen.4)     Als    letzten    Grund   führte    der    ( reneralgouverneur 
gegen     das     Vollbudgel     dessen    Abhängigkeit     vom    Mutterlande     an:     er    er- 
innerte    daran,     daß     es    gewisse     Ausgaben    gäbe,     für    die     dem     Mutterland 
das    entscheidende    Wort    verbleiben    müsse:    man    müsse    anerkennen,    daß    der 
mutterländischen  Regierung  das  Recht  zustehe,  z.  B.  für  die  Rechtsprechung,  den 
Kultus,    den    öffentlichen  Unterricht    die    ihr   nötig    erscheinenden  Beträge    einzu- 
setzen.5)    Der  Generalgouverneur  wünschte  aber  ein  Budget,  darin  sie  die  Herren 


')  „Je  nie  demande  si  M.  Jacquiet  a  bien  choisi  son  heure  pour  faire  une  manifestation  de 
defiance,  au  moment  oü  le  Gouvernement  de  la  Republique  au  contraire  vient  de  manifester  sa 
confiance  dans  l'Alg&rie  entiere.  .  ."   Aus  der  Rede  des  Generalgouverneiirs  Lafferriere,  Ebenda  S.  VI. 

2)  „On  critiquait  tres  amerement  tout  a  l'heure  ce  fait  que  les  deU'g-ations  fin  anderes  ne 
donnent  que  des  avis.  Cette  critique  ne  semble  pas  completement  justifu'e.  Le  rentable  sen>  des 
rapports  qui  precedent  les  derniers  deerets  est  celui-ci:  nous  pouyons  yous  donner  seulement  ce 
qu'il  appartient  au  pouvoir  exeeutif  de  vous  donner.  Mais  ce  que  Ton  a  ajourne  par  deference 
pour  les  Chambres,  il  est  juste  qu'on  le  leur  demande  et  ce  qu'on  leur  demandera  en  effet,  c'est 
la  Transformation  du  droit  d'avis  en  droit  de  deeision."     Ebenda  S.  IX  und  X. 

3)  „Ce  serait  mal  inaugurer  le  budget  algerien  que  de  mettre  en  evidence  un  deficit,  ne 
serait-il  que  de  20  millions,   de   10  millions  meme."     Ebenda  S.  VIII. 

4)  „Mais  preeisement  ees  excedents,  je  veux  que  nous  les  gardions.  C'est  sur  eux  que  nous 
comptons  pour  assurer  Tavenir."     Ebenda. 

5)  „Dans  un  budget  integral  .  .  .  tout  le  monde  reconnait  qu'il  y  a  des  depenses  sur  les- 
quelles  la  Metropole  a  le  droit  de  conserver  la  haute  main.  Pour  les  budgets  de  la  justice,  de 
l'instruction  publique,  des  cnltes,  p.  e.,  nous  sommes  obliges  de  reconnaitre  que  le  Gouvernement 
metropolitain   a  le    droit  d'imposer  l'inscription  de  tel  credit  qu'il   juge  neeessaire."     Ebenda  S.  IX. 
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wären,  und  das  dem  Mutterland  keine  Versuchung  biete,  Bich  einzumischen. 
Das  klingt  Behr  bestechend;  gewiß,  das  Vollbudget  wäre  hinsichtlich  der  obli- 
gatorischen Ausgaben  durch  das  Mutterland  bestimml  worden;  aber  bei  dem  von 
der  Regierung  vorgelegten  Spezialbudgel  war  die  Abhängigkeil  von  den  Mutter- 
landsorganen doch  QÖch  weil  stärker,  indem  die  ganze  Einnahmenseite  durch  die 
Bewilligung  des   Parlamente  bedingt  war. 

Dem  Generalgouverneur  gelang  es  denn  auch  nicht,  die  Versammlung 
zu  überzeugen,  Dessoliers  blieb  dabei,  daß  das  Vollbudget  kein  nebelhaftes 
Gebilde  Bei,2)  und  in  der  zum  Schluß  mit  allen  gegen  eine  Stimme 
angenommenen  Tagesordnung  stimmten  die  vereinigten  Delegationen  dem  Spezial- 
budget  nur  mit  dem  Vorbehalt  zu,  daß.  sobald  es  die  Wirtschaftslage  Algeriens 
erlaube,  das  Vollbudget  durchgeführt  werden  solle.3 


b)  Im  ( ionseil  superieur. 

Im  Conseil  superieur,  das  im  Januar  1899  über  den  Entwurf  beriet.4 
machte  man  den  Versuch,  die  Teilungslinie  zwischen  den  beiden  Budgets  anders 
zu  ziehen:  der  Berichterstatter  Casanova  empfahl,  die  dem  Mutterlande  zur  Last 
lallenden  Ausgaben  etwas  enger  zu  begrenzen,  dafür  aber  auch  den  Einnahme- 
anteil des  Mutterlandes  auf  ein  Drittel  (18  Millionen)  zu  beschränken.  Der 
Grund  dieses  Antrags  ist  durchsichtig:  man  wollt»!  der  Kolonie  auf  diese  W  eise 
etwas  größere  Überschüsse  verscharren.5)  Als  es  jedoch  der  Generalgouverneur 
ablehnte,  seinen  Entwurf  in  diesem  Sinne  zu  ändern,  weil  die  Delegationen  die 
hälftige  Teilung  schon  gebilligt  hatten  und  weil  nach  seiner  Meinung  ein  der- 
artiger Vorschlag  im  Parlament  nicht  auf  Annahme  rechnen  konnte,6)  da  wurde 
dem  Regierungsentwurf  die  Priorität  gewährt  und  ein  diesen  empfehlender  Be- 
schluß angenommen.7)  So  ward  der  Brisson-Laferrieresche  Entwurf,  dank  dem 
von  der  Regierung  sehr  geschickt  geübten  Druck,  von  beiden  algerischen  Ver- 
sammlungen gutgeheißen.  Der  Vorlage  des  Entwurfs  an  das  Parlament  schien 
nichts  mehr  im  Wege  zu  stehen.  Aber  mittlerweile  hatte  sich  die  Sachlage  ver- 
ändert, so  daß  der  Entwurf  nicht  in  Form  einer  Regierungsvorlage  ans  Parlament 
gebracht  wurde.  Die  Idee  des  Teilbudgets  ist  jedoch  in  einem  Gesetzesvorschlag 
einiger  Parlamentsmitglieder  verwertet  worden. 


')  „Ce  que  je  desirerais  c'est  que  aous  ayons  im  lmdget  dont  nous  soyons  maitres,  et  dans 
lequel  l'autorite     snperieure  ne  soit  pas  tentee   d'intervenir."     Ebenda. 

2)  Ebenda  S.  XI— XIII. 

3)  „Les  soussignes,  tout  en  se  declarant  partisans,  en  principe,  d'un  lmdget  integral,  lorsqne 
la  .Situation  eeonomique  de  l'Algerie  le  permettra,  proposent  a  la  reunion  planiere,  un  voen  en 
faveui  du  budget  special,  tel   qu'il   est  propose   par  M.  le   Gouverneur  General." 

4)  Conseil   superieur,   Sess.  de  janvier   1899,   Sitzung  vom  30.  Januar.  Proces-verbaux  S.  848  ff. 

5)  „en  reduisant  ä  la  moitie  la  pari  dr  l'Algerie,  il  ne  reste  qn'nn  excedent  assez  faible." 
Äußerung  von   de  Beaucoudrey,  ebenda  S.  887. 

|   Ebenda  S.  878  ff. 
7)  Ebenda  S.  892  ff. 


i.  Der   \  i in    I '.I i  Liim  ni . 

\.   her  Gosetzesentwurf  Morinaud  iu  dor  Doputiertenkammor 

März   1899  , 

Noch  rln«  die  Regiei mil   einer  Vorlage  Über  die  algerische  Finanzreform 

;m  das  Parlamenl  herantrat,  wurde  der  Versuch  gemacht,  "Im-  Frage  au  dem 
Schöße  des  Parlaments  heraus  zu  lösen.  Es  brachten  nämlich  am  28.  März  1899 
die  Deputierton  Morinaud,  Marchai,  Drumonl  und  Firmin  Faure  in  der  Kammer 
zwei  Gesetzosvorschläge  zur  Schaffung  eines  Spezialbudgets  und  zur  Bildung 
eines  Conseil  colonial  ein.1)  Der  eine  GesetzeBvorschlag  bezweckte  die  Ein 
Führung  eines  Teilbudgets  nach  Maßgabe  des  Brissou  Laferriere'schen  Entwurfs 
und  der  von  den  algerischen  Vertretungen  angeregten  Verbesserungen.  Nur  in 
zwei  Punkten  wich  der  Gesetzesvorschlag  von  dem  Regierungsentwurf  ab:  in 
einem  Punkte  gingen  die  Antragsteller  weiter,  indem  sie  für  Algerien  das  Rechl 
verlangten,  sich  eigene  Einnahmequellen  zu  verschaffen,2)  obwohl  Bich  das  mil 
dem  gewählten  System  nicht  vereinbaren  ließ,  denn  die  Schaffung  eigener  Ein- 
nahmen durch  die  Kolonialorgane  war  doch  nur  dann  möglich,  wenn  die  ver- 
schiedenen Einnahmequellen  zwischen  Mutterland  und  Kolonie  aufgeteilt  wurden. 
nicht  aber,  wenn  die  Einnahmen  in  eine  Masse  zusammenflössen,  um  dann  hälftig 
geteilt  ZU  werden.  In  einem  andern  Punkte  dagegen  blieben  die  Antragsteller 
sogar  noch  hinter  den  Forderungen  des  Brisson-Laferriere'schen  Entwurfs  zurück, 
indem  sie  auch  das  lokale  Ausgabenbudget  und  die  Beschlüsse  über  eigene  Ein- 
nahmen nicht  ganz  aus  dem  Staatsbudget  lostrennen  wollten,  sondern  als  je 
einen  Artikel  auf  der  Einnahmenseite  und  auf  der  Ausgabenseite  des  Staats- 
budgets erscheinen  ließen,3)  damit  das  Parlament  die  Kontrolle  über  das  Lokal- 
budget  behielt.  Es  mag  einen  überraschen,  daß  algerische  Deputierte  sich  den 
Regierungsentwurf  —  abgesehen  von  den  erwähnten  Abweichungen  —  unver- 
ändert zu  eigen  machten;  die  Erklärung  für  diese  unerwartete  Zurückhaltung  ist 
in  dem  andern  Gesetzesvorschlag  gegeben:  offenbar  hofften  die  Antragsteller  für 
ihre  bereitwillige  Haltung  in  der  Budgetfrage  durch  Nachgiebigkeit  der  maß- 
gebenden Faktoren  in  der  algerischen  Verfassungsfrage  entschädigt  zu 
werden. 

Die  Antragsteller  forderten  nämlich  nichts  geringeres  als  Ersetzung  des 
Conseil  superieur  und  der  Finanzdelegationen  durch  ein  gewähltes  Conseil 
colonial.  Sie  glaubten  ihre  Forderungen  genügend  zu  begründen,  wenn  sie  auf 
die  Möglichkeit  hinwiesen,  daß  die  Eingebornen Vertreter  im  Conseil  superieur 
mit  den  Beamten  zusammengingen   und   so    die   nichtbeamteten  Mitglieder  in  die 


')  Chambre  des  deputes,  Sess.  ord.  de  1899,  Doc.  pari.,  Annexe  n°  8G7,  2°  Seance  du  2S  niars 
1899,  .).  off.  S.  981  f.  Projiosition  de  loi  portant:  1°  ereation  d'un  budget  special:  2°  Constitution 
et  reglement  des  attritrations  d'un  conseil  colonial  elu  de  l'Algerie,  presentee  par  MM.  Morinaud, 
Marehal,  Drumont,   Firmin  Faure,  depntes.     Siehe  Anhang  Nr.  61. 

2)  Art.  3  des  ersten  Entwurfs  und  Art.  29.  2   des   zweiten   Entwurfs. 

3)  Art.  27   des   /.weiten   Entwurfs. 
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Minderheil  versetzten.1  Daraus  folgerten  sie,  die  von  der  Kammer  gewünschte 
Kontrolle  Bei  oichl  vorhanden3  ;  von  den  Finanzdelegationen  schwiegen  sie  wohl- 
weislich, denn  Bonsl  hätten  sie  ja  zugeben  müssen,  daß  doch  ein  ziemlich 
unabhängiges,  wenn  auch  etwas  schwerfälliges  Kontrollorgan  vorhanden  war. 
Aber  das  Conseil  superieur  stellte  eben  eine  bessere  Zielscheibe  dar.  und  so 
richteten  die  Antragsteller  ihre  Angriffe  scheinbar  nur  gegen  dieses,  obwohl  Bie 
natürlich  auch  die  Finanzdelegationen  beseitigen  wollten.  Anstelle  der  beiden 
oder,  wenn  man  will,  der  fünf  algerischen  Kammern  wollten  Bie  ein  Conseil 
colonial  setzen,  das  nur  aus  gewählten  Mitgliedern  bestehen  Bollte  und  zwar  aus 
38  Franzosen  und  einem  starken  Viertel  (13  Muselmanen  (9  Arabern  und 
4  Kabylen).3)  Die  französischen  Mitglieder  Bollten  —  entsprechend  den  von 
den  algerischen  ( Jonseils  gene'raux  geäußerten  Wünschen  — aus  dem  allgemeinen 
Wahlrecht  hervorgehen4),  für  die  arabischen  und  kabylischen  Mitglieder  sollte  es 
bei  dem  für  die  Finanzdelegationen  eingeführten  Bestellungsmodus  verbleiben 
Wahl  durch  die  Gemeinderäte  bezw.  durch  die  Gruppenhäuptlinge),  nur  daß 
auch  die  auf  tue  Militärterritorien  entfallenden  Vertreter  von  Gemeindevertretungen 
gewählt,5)   also   nicht  mehr  vom  Generalgouverneur  ernannt  werden   sollten.6) 

Au  Befugnissen  wies  der  Entwurf  diesem  Conseil  colonial  die  Beschluß- 
fassung über  die  Ausgaben  des  algerischen  Lokalbudgets  zu,7)  dann  das  Be- 
willigungsrecht für  Anleihen  und  neue  Einnahmen,8)  sowie  das  Kontrollrecht  über 
die  Rechnungen  des  Lokalhudgets.-'i  (iegenüber  einer  Reihe  von  andern  Gegen- 
ständen beanspruchte  der  Entwurf  wenigstens  ein  Begutachtungsrecht,  so  gegen- 
über Änderungen  des  Zolltarifs  und  der  anderen  Frankreich  und  Algerien 
gemeinsamen  Einnahmen;'0)  wie  auch  gegenüber  allen  Algerien  betreffenden 
gesetzgeberischen  Akten,  ob  sie  nun  im  Wege  der  Gesetzgebung  oder  der  Ver- 
ordnung erlassen  werden  sollten.11)  Vor  allem  aber  strebten  die  Antragsteller 
danach,  eine  dauernde  Kontrolle  des  Conseil  colonial  über  die  Verwaltung  ein- 
zurichten; zu  diesem  Zweck  sah  der  Entwurf  die  jährliche  Wahl  eines 
permanenten  Ausschusses    des    Conseil    colonial    (sechs    Franzosen,    zwei    Musel- 


')  ,.On  peut,  en  efl'et,  fort  aisernent  prevoir  le  mnment  oü  les  qnatre  dele'gaes  indig 
nonnm's  par  des  delegues  i'lus  eux-memes  en  partie  par  les  agents  de  l'adminißtration,  le>  cheicks, 
c'est-ä-dire  par  des  fonetionnaires,  viendraient  s'adjoindre  aux  vingt-neuf  chefs  de  Service  ou  indi- 
genes  nommos  par  le  gouverneur,  de  teile  facon  que  le  conseil  superieur  ne  compterait  plus  en 
n'alite  que  vingt-sept  repr£sentants  eins,  vingt-sept  repr£sentants  libres  de  tonte  attache  avec  le 
gouvernement.     Ils  seraient  encore  une  fois  en  minoritr  .  .  ."   1.  c.  S.  981. 

2)  ..l.i'    controle    tant    desire    par   la   chambre    qui    supprima   les    decrets    de   rattachements 
a'existe  pas  tel  qu'i]  devrait  exister."     Ebenda. 

3)  Art.  1  des  zweiten  Gesetzesvorschlags. 

4)  Art.  2. 
•')  Art.  8. 

6)  ,,11    serait   absolument   illogique    d'admettre    des    indigenes,    nonmies    par  le   Gouvernement. 
d.uis  la  nouvelle  asseniblee."     Ebenda  S.  982. 

')  An.  27. 

s)  Art.  29,  2. 

'•)  Art.  28. 
*)  Art.  29,  1. 
")  Art.  25,  1. 


2  Co 

manon)  \hi.'i  dem  der  General ivernour  allmonatlich   über  die  im  Lokalhu 

bewilligten   \n  ".'iIm'h   Rechnung  legen     ollto 

Hüll   man   die  Zusammensetzung  de     C il  colonial    tnil    der  Bildung  dei 

permanenten   Kommission    zusammen,     o    wird    einem   deutlich,    wai   die  An< 
Bteller    mit    ihrem    Entwurf    beabsichtigten:    durch    'li'-    völli  chaltung    der 

Beamten  aus  der  algerischen  Volksvertretung  wurde  jodei  Hommni  für  deren 
unabhängige  Beschlußfassung  beseitigt,  «li'1  dem  Conseil  colonial  etwa  noch 
hinderliche  Selbständigkeit  des  Generalgouvorneurs  wurde  durch  die  charfe 
Überwachung  seitens  i\i~i  permanenten  Kommission  abgeschwächt,  und  indem 
man  die  Körperschaften  der  Eingebornenvertreter  wegfallen  ließ  und  'li'-  Muse! 
manen  als  Minderheit  in  das  Conseil  colonial  aufnahm,  wurden  die  Eingebornen 
an  die  Wand  gedrückt.  Es  liegt  der  Verdacht  nahe,  daß  die  Antragsteller  auf 
diese  Weist«  der  Aussaugungspolitik  der  Kolonisten  gegenüber  den  Eingebornen 
freie  Bahn  verschaffen  wollten,  hie  Antragsteller  waren  sieh  wühl  bewußt,  daß 
die  Zustimmung  der  mutterländischen  Organe  zu  einer  so  weitgehenden  Ein 
Bchränkung  der  Machtstellung  der  Regierung  in  Algerien  nicht  ohne  weiteres  sich 
erlangen  ließ,  sie  waren  insbesondere  darauf  gefaßt,  daß  man  sieh  der  Aus- 
schaltung dos  Beamtenelements  aus  der  Volksvertretung  im  Einblick  auf  die 
großen  Aufwendungen  Frankreichs  für  die  Kolonie  widersetzen  würde.3  Eben 
um  diesen  Einwand  im  voraus  zu  entkräften,  hatten  die  Urheber  di->  Entwurfs 
das  System  des  Teilbudgets  mit  ihrem  Verfassungsentwurf  verwoben,  denn  nun 
konnten  sie  entgegnen,  daß  Frankreich  durch  das  Parlament  seiher  in  den 
algerischen  Angelegenheiten  vertreten  sei.  indem  dieses  den  dem  Mutterland  zu- 
fallenden Ausgabenteil  in  voller  Freiheit  bewillige.  Man  sieht,  der  Plan  war 
nicht  schlecht  ausgetüftelt;  aber  er  stand  und  fiel  mit  dem  System  des  Teil- 
budgets;  suchte  man  die  Budgetfrage  durch  Einführung  eines  Vollbudgets  zu 
lösen,  so  mußten  die  Bedenken  gegen  die  vorgeschlagene  Umgestaltung  der 
Selbstverwaltung  weit  schwerer  ins  Gewicht  fallen.  Da  indes  die  Regierung  und 
der  Generalgouverneur  die  Einführung  eines  Teilbudgets  vertreten  hatten  und 
auch  die  algerischen  Vertretungskörper  sich  —  wenngleich  widerstrebend  — 
diesem  System  angeschlossen  hatten,  so  war  die  Annahme,  daß  die  Budgetfrage 
auf  diesem  Wege  ihre  Erledigung  linden  werde,  einigermaßen  berechtigt. 


B.    Kommissionsbericht    von    Pourquery    de    Boisserin    über    den 

Vorschlag  (Mai  1900). 

Tatsächlich  erfuhren  die  Morinaud'schen  Gesetzesvorschläge  in  der  Kammer- 
kommission   für  Justizreform    und  Zivilgesetzgebung    eine    ziemlich    günstige  Be- 


•)  Art.  18. 

2)  Art.  23. 

3)  „L'Etat,  i'tant  un  des  plus  gros  contribuables  de  l'Algerie,  logiquement  ne  doit-il  pas 
rtre  represente  au  sein  du  eonseil  superieur?  Nous  repondons  qu'il  sera,  dans  notre  Systeme, 
rcpn'scnu'  par  le  Parlement  hu-meme,  deh'gue  de  la  nation,  qui  votera  en  toute  souverainete  le 
budget  des   (U'pcnst's  nii'tropolitaines  .  .  ."     Ebenda   S.  982. 
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urteilung.1)  Dabei  war  der  Berichterstatter  Pourquery  de  Boisserin  kein  Neuling 
in  algerischen  Fragen,  hatte  er  doch  Bchon  mehrmals  ttber  das  algerische  Budget 
berichtet.  Überraschen  mag  vor  allem,  daß  er  der  völligen  Ausschaltung  des 
Beamtenelements  aus  dem  anstelle  der  bestehenden  algerischen  Vertretungskörper 
zu  errichtenden  Conseil  colonial  zustimmte.  Gegenüber  dieser  schwerwiegenden 
Konzession  fiel  es  kaum  ins  Gewicht,  wenn  er  an  einigen  der  bestehenden  Be- 
schränkungen des  Wahlrechts  der  Franzosen  Altersgrenze  von  25  Jahren  und 
zwölfjährigem  Besitz  der  französischen  Staatsangehörigkeil  festhielt  und  nur  die 
Bedingung  des  dreijährigen  Wohnsitzes  aufgeben  wollte:-!  oder  wenn  er  die 
Forderung  Morinauds,  alle  muselmanischen  Vertreter  aus  Wahlen  hervorgehen 
zu  lassen,  zurückwies  und  ganz  im  Gegensatz  zum  Antragsteller  die  Gelegenheit 
der  Einbildung  der  algerischen  Vertretungskörper  dazu  auszunützen  suchte,  den 
Muselmanen  «las  Wahlrecht,  auf  das  sie  seiner  Meinung  nach  doch  keinen  Wert 
legten,3)  wieder  zu  entziehen,  indem  er  für  den  Generalgouverneur  das  Recht  in 
Anspruch  nahm,  sämtliche  muselmanische  Vertreter  im  Conseil  colonial  zu 
ernennen;  das  bedeutete  kaum  eine  Änderung  gegenüber  dem  geltenden  System, 
denn,  ob  nun  die  muselmanischen  Vertreter  gewählt  oder  ernannt  wurden,  ihre 
Unselbständigkeit  gegenüber  der  Regierung  war  in  beiden  Fällen  ungefähr  die 
gleiche.1  Nur  in  einem  Punkte  wich  Pourquery  de  Boisserin  wesentlich  von  dem 
Morinaud'schen  Organisationsvorschlag  ab:  er  verwarf  die  Schaffung  einer 
permanenten  Kommission;  zwar  hatte  er  gegen  die  Kontrolle  des  General- 
gouverneurs durch  das  Conseil  colonial  nichts  einzuwenden,  aber  den  Vertreter 
der  mutterländischen  Regierung  an  eine  ununterbrochene  Mitwirkung  der 
algerischen  Vertreter   zu    binden,    erklärte    er   für    undenkbar.5) 

Das  von  Morinaud  vorgeschlagene  Budgetsystem,  das  in  so  geschickter 
Weise  die  Einschränkung  der  Entscheidungsgewalt  des  Parlaments  verhüllte, 
fand    natürlich    den    vollen    Beifall    des  Berichterstatters,    so    daß    er    sich    darauf 


')  Rapport  t'ait  au  nom  de  la  commission  de  r^forme  judiciaire  et  de  Legislation  civile 
chargee  d'examiner:  1°  le  projet  de  loi  portant  ereation  d'un  bndget  special  p*our  l'Algene 
(n°  1644):  2°  la  proposition  de  loi  de  M.  Morinaud  et  plusieurs  de  ses  collegues  sur  le  meine  oltjet 
(n°  867),  par  M.  Pourquery  de  Boisserin,  depute.  Chambres  des  dcpntes.  Sess.  ord.  de  1 H00. 
Docum.   pari..  Annexe  n°   1655,   Seanee  du  28  mai   1900,  J.  off.  S.  1362. 

-)  Art.  3  des  zweiten  Kommissionsentwurfs. 

3)  Les  populations  indigenes  de  l'Algerie  .  .  a'attacbent  pas  au  syst&me  electoral  l'interet  <j u<- 
nous  y  voyons.  Elles  considerent  que  l'autorite'  est  tout:  elles  s'inclinent  devant  le  chef  .  ." 
S.  1365. 

4)  Nicht  ganz  zu  Unrecht  werden  in  Algerien  die  muselmanischen  Vertreter  als  „Beni  Oui 
Oui"   bezeichnet. 

')  ..Le  conseü  colonial  exercera  .  .  im  contröle  effectif  ä  l'egard  du  gouverneur  general:  mais 
nous  ne  pouvons  songer  ä  soumettre  le  representant  du  Gouvernement  m£tropolitain  a  l'action  constante 
des  elus  de  l'Algene  .  ."  Ebenda.  Merkwürdigerweise  suchte  er  diese  Zurückweisung  damit  zu 
rechtfertigen  „que  l'iflee  n'avait  pas  encore,  que  nous  sachions,  &t&  emise  de  creer  des  eommissions 
permanentes  de  la  Chambre  et  du  Senat  siegeant  dans  l'intervalle  des  sessions  parlementaires." 
"Warum  ein  solcher  Gedanke  nicht  auftaucht,  ist  leicht  erklärlich:  man  braucht  den  Kammerkom- 
missionen den  Charakter  der  Permanenz  nicht  ausdrücklich  beizulegen,  weil  die  Kammern  fast 
ununterbrochen  tauen  —  anders  als  die  algerischen  Vertretungen,  denen  nur  ganz  kurze  Sessionen 
zugebilligt  sind. 


beschränkte,    <li''    otwas    dürftigon    Sätze    de      Morinaud1  chon    Vorschla 
Bubauen,    indem    er    in  be  onderc    den    Umkreis    der   dorn    Mutterland    zur 
fallenden  Ausgaben  festlegte')  und  genaue  Regeln   über  die  Vorwondung  der  f  ber 
sohüsse  aufstellte:  daß  die  l  berschüs  e  zwi  chen  dorn  Muttorland  und  derKolonii 
icili   werden  sollten,3)  und  daß  die  der  Kolonie  Einfallenden  i  bi  i  bi    zum 

Betrag  um  j  Millionen  Fr,  einem  Reservefonds  zugeführt  werden  ollten.3  Das  von 
Morinaud  für  das  Conseil  oolonial  beanspruchte  Recht  der  Schaffung  eigener  Ein 
nahmen  erweiterte  der  Berichterstatter  «In hin.  daß  er  jede  Änderung  der  algerischen 
Einnahmen  die  Zölle,  die  der  heimischen  Gesetzgebung  vorbehalten  blieben, 
ausgenommen,  -  -  der  Bewilligung  des  Conseil  colonial  unterwarf,  nur  daß  die 
Beschlüsse  der  Bestätigung  durch  Gesetz  bedürfen  sollten.4)  Auf  diese  Wei  e 
sicherte  Pourquery  de  Boisserin  den  Mutterlandsorganen  ein  Vetorechl  gegen  zu 
verschwenderische  Bewilligungen,  aber  er  vergaß  das  Wichtigere,  nämlich  das 
Mutterland  gegenüber  zu  kargen  Bewilligungen  sicher  zu  Btellen.  Das  Unzuläng- 
liche des  abgeänderten  Entwurfs  erklärt  sich  zum  Teil  daraus,  daß  diese  Er 
gänzungen  eigentlich  nichts  anderes  sind  als  wörtliche  Wiederholungen  aus  dem 
mittlerweile  (am  ■_,-_).  Mai  1900)  der  Kammer  vorgelegten,  aber  auf  ein  Vollbudget 
hinauslaufenden  Regierungsentwurf.8)  Daher  führen  sie  auch  vielfach  irre  und 
verwischen  den  Unterschied  zwischen  dem  Vollbudget  und  dem  Teilbudget;  es 
muß  deshalb  ausdrücklich  betont  werden,  daß  Pourquery  de  Boisserin  ein  Teil- 
budget vorschwebte.  Übrigens  stand  nicht  zu  befürchten,  daß  das  Parlament  den 
widerspruchsvollen  Kommissionsentwurf  zum  Gesetz  erhob,  denn  inzwischen  hatten 
die  maßgebenden  Faktoren  ihre  Stellungnahme  zu  der  Budgetfrage  vollkommen 
verändert. 

II.  Die  Unisclnvenkuiig  zum  Vollbudget. 

/.  Die   Frage  der  Durchführbarheit  des   Vollbudgets. 

Durch  die  kräftige  Kritik,  die  die  Delegationen  an  dem  Regierungsentwurf 
geübt  hatten,  und  durch  ihre  bloß  bedingte  Zustimmung  war  die  Durchführung 
des  Entwurfs  Brisson-Laferriere  tatsächlich  unmöglich  gemacht  worden.  Der 
Regierungsentwurf  bot  zweifellos  sowohl  dem  Mutterland  wie  der  Kolonie  ge- 
wisse Vorteile:  der  Kolonie  kam  zugute,  daß  von  vornherein  ein  nicht  unbe- 
deutender Überschuß  für  sie  zu  erwarten  stand,  und  daß  sie  in  der  Verwendimg 
der  ihr  zufallenden  Mittel  ganz  unabhängig  war;  dem  Mutterland  war  das  System 
insofern  günstig,  als  der  Kolonie  keine  zu  große  Selbständigkeit  gewährt  wurde. 
da  einerseits  das  Bewilligungsrecht  des  Parlaments  gegenüber  den  Einnahmen 
Algeriens    überhaupt   keine  Einschränkung    erfuhr,  und    so    die  Kolonie    in  ihren 


')  Art.  4  des  ersten  Kommissionsentwurfs. 

2)  Der  von  Morinaud  gewünschte  Verzicht  des  Mutterlands  auf  seinen  Anteil  auf  zehn  Jahre 
hinaus  erschien  ihm  verfassungswidrig:  „Le  bndget  doit  etre  vote  annuellement:  le  Parlement  ne 
Baurait  ouvrir  par  un  vote  uniqne  des  credits  applicables  a  dix  exereiees  successifs."   Ebenda  S.  1366. 

3)  Art.  9  des   ersten  Entwurfs. 

4)  Art.  11    des  ersten  Entwurfs. 

5)  Siehe  unten  Zweiter  Teil,  Dritter  Abschnitt.  III.,   1. 
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Einnahmen  vom  Mutterland  abhängig  blieb,  und  <Ia  andererseits  die  Souveränitäts- 
ausgaben der  Bewilligung  der  algerischen  Vertretung  entrückl  blieben.  Diesen 
Vorteilen  standen  jedoch  starke  Nachteile  gegenüber;  sie  trafen  namentlich  die 
Kolonie,  indem  diese  keine  neuen  Einnahmequellen  selbständig  erschließen  konnte, 

und  indem  sie  auch  gegen  eine  Verminderung  der  Steuern  und  damit  ihrer  Ein- 
aahmen  wehrlos  war.  Aber  auch  das  Mutterland  wurde  von  den  Nachteilen  des 
Systems  in  Mitleidenschaft  gezogen,  denn  es  mußte  außer  den  durch  den  Anteil 
in  den  algerischen  Hinnahmen  einigermaßen  gedeckten  Zivilsouveränitätsaus- 
gaben die  Zinsgarantien  für  die  algerischen  Eisenbahnen  tragen,  ganz  abgesehen 
von  den  Kosten  der  Landesverteidigung.  M.  a.  \\\.  das  Mutterland  mußte  das 
Defizit  Algeriens  übernehmen.1)  Und  dieses  Opfer  wäre  «lern  Mutterland  von 
den  Algeriern  gar  nicht  einmal  gedankt  worden,  da  diese  aus  dem  System  des 
Spezialbud«fets  nichts  anderes  herauslasen,  als  das  Bestreben,  Algerien  auch  weiter- 
hin in  Abhängigkeit    zu    halten. 

Wollte  man  die  Algerier  befriedigen,  so  mußte  man  ihnen  das  Yollbudgot 
gewähren.  Dies  System  hatte  vor  dem  Teilbudget  unbestreitbare  Vorzüge  voraus: 
die  Algerier  gewannen  die  Verfügungsgewalt  über  die  Steuerkraft  des  Landes, 
sie  konnten  ungehindert  neue  Einnahmequellen  erschließen  und  waren  vor  einer 
Herabsetzung  ihrer  Hinnahmen  durch  das  Parlament  sichergestellt.  Das  Mutter- 
land andererseits  durfte  sich  eine  wesentliche  Erleichterung  seiner  Lasten  ver- 
sprechen, denn  Algerien  mußte  alle  Zivilausgaben  (einschließlich  der  Zinsgarantien 
übernehmen.  Der  Gefahr,  daß  die  dadurch  dem  Vollbudget  zur  Last  fallenden 
Souveränitätsausgaben  von  den  algerischen  Organen  in  unzureichendem  Maße 
bewilligt  würden,  ließ  sich  durch  die  Festlegung  ihres  obligatorischen  Charakters 
vorbeugen.  Diese  im  Interesse  des  Mutterlandes  gebotene  Sicherheitsvorkehrung 
bedeutete  freilich  einen  Nachteil  für  die  Kolonie,  denn  es  stand  zu  befürchten, 
daß  die  für  die  Souveränitätsausgaben  zu  bewilligenden  Beträge  im  Vollbudget 
vom  Mutterland  verhältnismäßig  höher  angesetzt  wurden,  als  im  Spezialbudget. 
wo  diese  Posten  auf  den  Einnahmen  des  Mutterlandes  lasteten.  So  gewährte 
das  Vollbudget  der  Kolonie  zwar  volle  Sicherheit  gegen  Einschränkung  der  Ein- 
nahmen durch  das  Parlament,  aber  es  bedurfte  noch  besonderer  Vorkehrungen, 
um  eine  Steigerung  der  vom  Mutterland  auferlegten  Ausgaben  zu  verhüten. 
Indes  wurden  diese  mit  dem  Vollbudget  verbundenen  Beschränkungen  auf  der 
Ausgabenseite  durch  die  aus  ihm  fließende  volle  Bewegungsfreiheit  der  Kolonie 
auf  der  Einnahmenseite  mehr  als  aufgewogen.  Und  so  durften  beide  Teile  — 
das  Mutterland  wie  die  Kolonie  —  aus  dem  Vollbudget  überwiegend  Vorteile 
erwarten  —  vorausgesetzt,  daß  die  Kolonie  imstande  war.  ihre  Ausgaben  mit 
eigenen  Einnahmen  zu  decken. 

Aber  eben  diese  unerläßliche  Voraussetzung  war  nicht  gegeben.     Wir  haben 
ja  oben  gesehen,  daß  die  algerischen  Einnahmen  hinter  den  Zivilausgaben  (unter 


')  ,.('e  niode  de  proeeder  donnerait  eVidemment  ;i  l'Algerie  une  Situation  tres  cn  equilibre; 
mais  il  en  n'sulterait,  comme  eontrepartie,  qne  la  metropole  resterait  definitivement  dott'e  de  tous 
Ies  deficits."  Kapport  Le  Moigne,  Chambre  des  deputes,  Sess.  ord.  de  1899,  Docum.  pari.,  Annexe 
n°  1150,  Sesmce  du  dinillet  1S99.  .1.  off.  S.  302. 
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Einschluß  der  Garantien)  noch  sehr  weil  zurückblieben  Da  gar  nicht  daran  zu 
denken  war,  diesen  riosigon  Abstand  plötzlich  durch  Auferlegung  neuer  Abgaben 
zu  (lecken,  ließ  Bich  ein  Gloichgewiohl  der  Einnahmen  und  Au  gaben  nur  mit 
Hülfe  eines  Zuschusses  seitens  des  Mutterlandes  erziolon  Die  Folge  mußte  ein, 
daß  Algerien  nie  in  den  Genuß  nennenswerter  ,,l  ber  chU  e",  die  die  Voi 
setzung  Für  die  Aufnahme  von  Anleihen  bildeten,  gelangen  konnte,  denn  es  war 
doch  kaum  anzunehmen,  daß  die  Mutterlandsorgane  die  Zuschüsse  höher  be 
maßen,  als  zur  Deckung  des  algerischen  Defizits  erforderlich  war;  ')  dae  Natürliche 
war  vielmehr,  daß  die  Subvention  herabgesetzt  wurde,  sobald  ein  Anwachsen  der 
algerischen  Einnahmen  eintrat.  Dieser  Umstand,  daß  bei  etwa  eintretenden 
Überschüssen  keine  andere  Wirkung  zu  erwarten  stand,  als  eine  Kürzung  des 
Zuschusses,  mußte  wiederum  dem  Staatsbudget  nachteilig  werden:  bo  lange  nämlich 
für  die  Kolonie  gar  keine  Aussicht  vorhanden  war,  in  den  Genuß  von  Über- 
schüssen zu  treten,  halten  die  algerischen  Organe  keinen  Anlaß,  die  algerischen 
Einnahmen  zu  steigern,  im  Gegenteil:  es  lag  in  ihrem  Interesse,  die  Steuern  zu 
vermindern,  um  so  das  Mutterland  zu  zwingen,  seinen  Zuschuß  mindestens  auf 
gleicher  Höhe  zu  halten.-)  Das  Hauptziel  der  algerischen  Budgetreform,  Algerien 
an  seiner  finanziellen  Entwickelung  zu  interessieren,  indem  man  ihm  den  Genuß 
von  Überschüssen  ermöglichte,  blieb  also  bei  diesem  System  unerreicht.  \  on 
der  Durchführung  des  reinen  Vollbudgets  konnte  ans  diesem  Grunde  vorerst 
keine    Rede   sinn. 

Das  schloß  jedoch  nicht  aus.  daß  man  dem  Hauptwunsche  dm-  Algerier, 
die  Entscheidungsgewalt  über  die  Einnahmen  zu  erhalten,  entgegenkam;  man 
hätte  ja  —  wie  im  Entwurf  von  1.869  70  —  die  Steuerquellen  zwischen  dem 
Staatsbudget  und  dem  Spezialbudget  teilen  können,  aber  das  hätten  die  Algerier 
als  eine  Halbheit  empfunden.  Daher  war  es  besser,  dem  algerischen  Budget  alle 
algerischen  Einnahmen  zuzusprechen.  Auf  dm-  andern  Seite  indes  durften  nicht 
einfach  alle  Zivilausgalten  (einschließlich  der  Zinsgarantien)  Algerien  aufgebürdet 
werden,  sondern  man  mußte  auf  die  Leistungsfähigkeit  Algeriens  —  ich  sage 
nicht  auf  die  gerade  erreichte  Höhe  der  Einnahmen  —  gebührende  Rücksicht 
nehmen,  derart,  daß  die  Erzielung  von  Überschüssen  ermöglicht  und  damit  das 
Interesse  an  der  Bewilligung  von  Einnahmen  erweckt  wurde:  sonst  bestand  die 
Gefahr,  daß  sich  das  algerische  Budget  vorzugsweise  mit  Staatszuschüssen 
speisen  ließ.  Der  allmählichen  Überwälzung  der  noch  dem  Staate  verbleibenden 
Ausgaben  auf  das  algerische  Budget,  sobald  es  die  Entwicklung  der  Einnahmen 
erlaubte,  war  durch  dies  System  in  keiner  Weise  vorgegriffen.  Wenn  man  in 
Frankreich  schließlich  zu  einer  Lösung  gelangte,  die  den  erwähnten  Erfordernissen 


')  Wenn  der  Staatsanwalt  Renaud  in  seinem  am  16.  Oktober  1899  vor  dem  Rechnungshöfe 
über  das  algerische  Budget  gehaltenen  Vortrage  meint,  „toutes  les  augmentations  de  recettes  sunt 
acquises  au  Tresor  et  diminuent  d'autant  sa  Subvention  .  .  ."  (S.  39),  so  ist  das  freilich  nicht 
richtig,  denn  das  würde  dem    Grundsatz  der  Budgettrennung    widersprechen.     Die  Überschüsse  des 

Vollbudgets  fielen   nicht    ipso  iure    in   den   Staatsschatz,    sondern    kamen    der  Kolonie    zugute;    aber 
natürlich  stand  eine  entsprechende  Verminderung  der  Subvention  zu  erwarten. 

2)  „La  colonie  n'a  plus  autant  d'interet  ;'i  creer  des  taxes  Qouvelles  qui  pourraient  n'etre 
ainsi   qu'un    inode   de   reduetion   de   la   Subvention."      Vortrag  von   Renaud   S.  '.VJ. 
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entsprach,  so  geschah  das  wohl  nicht  nur  deshalb,  weil  man  erkannte,  dafi  die 
gedeihliche  Entwicklung  des  autonomen  Budgets  von  der  Ennöglichung  von 
Überschüssen  abhing,  vielmehr  i>t  die  glückliche  Lösung  sicher  zum  guten  Teil 
dem  regelmäßigen  Anwachsen  der  algerischen  Einnahmen  zu  danken,  das  es  er- 
möglichte, der  Kolonie  rasl  alle  Zivilausgaben  aufzuladen.  Jedenfalls  war  man 
sich  über  die  Notwendigkeit,  «las  Lokalbudgel  von  einer  Staatssubvention  unab- 
hängig zu  machen,  vorerst  noch  nicht  im  Klaren. 


2.   Die   Befragung  der  algerischen    Versammlungen  über  das    Vollbudget 

im  Jahre  1899. 

A.  Die  Anordnung  der  Befragung  durch  Minister 

Wal  d  eck-  R  o  u  8  S  eau. 

Im  Mutterlande  fand  der  Gedanke  des  Vollbudgets  die  erste  wirksame 
Unterstützung  hei  Le  Moigne,  dem  Berichterstatter  der  Deputiertenkammer  für 
das  Pmdget  von  1900:  er  ersuchte  im  August  1899  —  nicht  im  Namen  der 
Budgetkommission,  sondern  von  sich  aus  —  die  Regierung,  in  den  Entwurf  des 
Finanzgesetzes  einen  Artikel  aufnehmen  zu  dürfen,  des  Inhalts,  daß  die  id.  h. 
sämtliche)  Einnahmen  und  die  Zivilausgaben  Algeriens  ein  „  Spezialb  udget"  (hier 
im  Sinn  von  Vollbudget i  bilden  sollten,  das  die  Finanzdelegationen  und  das 
Conseil  superieur  festzustellen  hätten;  die  Souveränitätsausgaben  sollten  obligato- 
rischen Charakter  tragen.  Dem  rügte  Le  Moigne  noch  zwei  weitere  Beschränkungen 
bei,  indem  er  für  die  Einführung  neuer  Abgaben  durch  die  algerischen  Organe 
die  Genehmigung  des  Parlaments  und  für  das  Inkrafttreten  des  algerischen  Budgets 
die  Bestätigung  des  Parlaments  verlangte.1)  Der  Sinn  dieser  Beschränkungen  ist 
einigermaßen  deutlich;  indem  die  Schaffung  von  Abgaben  von  der  Genehmigung 
durch  das  Parlament  abhängig  gemacht  wurde,  konnten  die  Eingebornen  gegen 
Überbürdung  geschützt  werden,  und  indem  das  ganze  Budget  dem  Parlament 
zur  Bestätigung  vorgelegt  werden  mußte,  war  die  Möglichkeit  gegeben,  über- 
triebene Ausgaben,  die  zu  den  Einnahmen  in  keinem  Verhältnis  standen,  zu  be- 
anstanden: aber  mit  dieser  Organisation  der  Kontrolle  war  die  Hauptfrage :  wie 
sollte  der  sicher  zu   erwartende   Fehlbetrag  gedeckt  werden,   nicht  gelöst. 


')  „11  eüt  t'te  .  .  .  infinimenl  desixable  de  voir  la  Frame  inaugurer  le  nouveao  siecle  en 
donnant  a  l'Alg^rie  la  liberte  financiere.  C'esl  dans  cette  intention  que  votre  rapporteur,  a  titre 
tout  p ersonn el,  et  san-  aueune  attache  de  la  part  de  la  commissioa  du  budget,  avait  demande* 
au  Gouvernement,  dans  le  courant  du  mois  d'aoüt  dernier,  d'aecord  avec  M.  le  g-ouverneur  gem-ral. 
de  consentir  ä  l'insertion,   dans  la  loi  de  finances,   d'un  article  ainsi  coneu: 

A  Tavenir  les  recettes  et  les  depenses  civiles  de  TAlgerie  formeront  nn  budget  special  qui 
Sera  delibere"  et  votr  i>ar  les  debigations  financieres  alg£riennes  et  le  conseil  superieur  du  Gouvernement. 

Toutes  les  depenses  de  souverainete*  ont  le  caractere  de  depenses  obligatoires ;  les  credits  les 
concernant  pourront  Stre  Lasciits  d'office  par  le  Gouvernement. 

Les  assemblees  algdriennes  pourront  etablir  des  impositions  speciales  dans  l'interet  de  la 
colonie,  sous  reserve   de  l'approbation  des   Cbambres. 

L'ensemble  du  budget  alg^rien  ne  sera  definitit'  que  lorsqu'il  aura  ete  homologue  par  le 
pouvoir  leg-islatif."     Rapport  Le  Moigne,  S.  301. 
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Die  Regierung    Heß   sich    natürlich    nichl    bewugon,     o   Hai     über  Kopl   zu 
der  Budgetreform  Stellung  eu  nehmen,    vielmehr  vi  ie  dei    Aufnahmt!  d< 

Le   Moigne'sohen   Vorschlagt    In    da     Finanzge  etz    ihre  Zu  ti iung,    einmal 

einem    äußeren  Grunde,    weil  sie  bofttrehtote,  daß  die   Frage  dot   Spezialbud 

in    den   Kommissionen    und    den   Kammern    zu     o    au  gedehnten    Vorhandlu >n 

führen  werde,  daß  das   rJinanzgesotz  vor  dem   Beginn  de    Jahse     1900  nichl  ver 
abschiedel  werden  könne;1)  Bodann  aber  und  vor  allem  aus  einem  innern  Grunde, 
nämlich  weil  ihr  der  Le  Moigne'sche  Vorschlag  doch  einen  gar  zu  oberflächlichen 
Eindruck    machte.     Es   genügte  nicht         Bohrieb  der  Finanzminister  an  den   Be 
riohterstatter       .  zu    erklären,    die  Einnahmen    und   Ausgaben    Algeriens    werden 
ein    besonderes    Budgel    bilden.      Man   müsse    diese    Einnahmen    und    Ausgaben 
näher    bestimmen,    damit    nichl    etwa    eine    Verminderung    der  Einnahmen    des 
Mutterlandes    dabei    herauskomme,  und  damil  das  Gleichgewicht  i\<-±  algerischen 
Budgets   auf  eine  sowohl   das   Mutterland  wie  die   Kolonie  befriedigende  Arl   er 
reicht  werde.8)     Auch  könne  die  Abgrenzung  dt^v  SouveränitäHaausgaben  Schwierig 
keiten  bereiten.8) 

Übrigens  machte  sich  das  Ministerium  trotz  dieser  etwas  schulmeisterlichen 
Absage  die  Grundgedanken  des  Le  Moigne'schen  Entwurfs  zu  eigen,  wie  aus 
einem  Briefe  des  Ministerpräsidenten  Waldeck-Rousseau  hervorgeht,  den  dieser 
am  1.  September  1899  an  den  Generalgouverneur  Laferriere  richtete.  Der 
Ministerpräsident  war  der  Ansicht,  daß  der  in  den  algerischen  Vertretungs 
körpern  besprochene  Entwurf  eines  Spezialbudgets  nicht  jeder  Kritik  widerstehe, 
daß  insbesondere  die  Teilung  von  Einnahmen  und  Ausgaben  zu  Verwicklungen 
führen  müsse.4)  Daher  suchte  er  die  Lösung  nach  einer  anderen  Richtung.5) 
Nach  seiner  Meinung  mußte  die  Einheit  des  algerischen  Budgets  beibehalten 
bleiben,  indem  man  die  Entscheidungsgewalt  über  das  ganze  Budget  vom  Parla- 
ment  auf   die  algerischen  «Vertretungskörper    übertrug.      Die    Ausgaben    für    die- 


1  ..11  no  saurait  vous  echapper  que  la  question  du  budget  special  de  l'Algerie  est  de  nature 
ä  soulever,  au  sein  des  commissions  et  dans  les  Chambres,  des  discussions  etendues,  ei  ä  retarder 
le  vote  du  budget  de  li)00  qui  peut  encoie  intervenir  .  .  .  avant  le  lei  janvier  prochain."  Aus 
dem  Briefe  des  Finanzministers  an  Le  Moigne  vom  31.  August   1899.     Ebenda  S.  301. 

2)  „La  reibrme  proposee,  par  sa  complexite'  et  son  importance,  demande  d'aiüeurs  one  etude 
approfondie  ...  11  ne  suffit  pas,  en  effet,  de  declarer  que  les  recettes  et  les  depenses  de  l'Algerie 
formeront  un  budget  distinet.  II  convient  de  determiner  ees  recettes  et  ces  depenses  afin  que 
l'operation  ne  se  traduise  pas  par  une  diminution  nette  des  recettes  de  la  metropole  et  que  le  budget 
algerien  s'equilibre  dans  des  conditions  satisfaisantes  pour  celle-ci  aussi  bien  que  pour  la  colonie". 
Ebenda  S.  302. 

3)  „D'autre  part,  la  definition  des  depenses  de  souverainete'  .  .  .  peut  Clever  des  difficultes". 
Ebenda. 

4)  „Je  ne  vous  dissimulerai  pas  que  le  projet  de  budget  special  sur  lequel  se  sont 
prononces  les  del£gations  financieres  et  le  eonseil  superieur  de  gouvernement  ne  me  parait  pas 
;'i  l'abri  de  toute  critique.  La  division  en  deux  budgets  distinets  .  .  ..  la  scission  operee 
entre  los  recettes  et  les  depenses,  plus  ou  moins  arbitrairement  reparties  entre  chaeun  de  ees  bud- 
gets,  m'ont  paru  devoir  Ctre  la  source  <le  serieuses  complications  et  je  craindrais  qu'une  pareille 
ret'ormr  n'enträt  dans  la  pöriode  d'exikuition  qu'au  prix  de  certaines  dit'tieultes."  Der  Brief  ist  ab- 
gedruckt im   Rapport   Le  Meigne  1.  c.  S.  302,  auch  bei  Demade,  S.  33  tf. 

')   ..11    serait,    a   mon    avis",    preterable    de   se    placer  dans   un  autre   ordre  d'idees'.     Ebenda. 
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[enigen  Dienstzweige,  die  der  Entscheidung  der  Lokalversammlungen  nicht  unter- 
worfen werden  konnten,  waren  als  Pflichtausgaben  festzulegen.  Den  Vertretern 
der  Kolonie  war  das  Recht  einzuräumen,  ..unter  gewissen  Bedingungen"  lokale 
Abgaben  einzuführen.  Endlich  sollte  die  Gesamtheil  der  Einnahmen  and  Aus- 
gaben alljährlich  dem  Parlamenl  zur  Bestätigung  vorgelegt  werden.  Iu'e  von 
Waldeck-Rousseau  vorgezeichneten  Linien  stimmten  —  wie  man  sieht  —  mit 
dem  Vorschlage  von  Le  Moigne  völlig  überein,  der  Vorwurf  der  Verschwommen- 
heil konnte  Bie  ebensogul  treffen  wie  den  Le  Moigne'schen  Reformplan.  Nur  in  einem 
Punkte  war  Waldeck-Rousseau  deutlicher,  insofern  als  er  ausdrücklich  aussprach, 
was  man  bei  Le  Moigne  erraten  mußte,  daß  der  Fehlbetrag  d<^  algerischen 
Budgets  durch  Zuschuß  seitens  <.\>-<  .Mutterlandes  gedeckt  werden  sollte.') 

Eine  gesunde  Grundlage  für  die  Reform  konnten  die  Waldeck-Rousseau'schen 
Andeutungen  ebensowenig  abgeben  wie  der  Le  Moigne'sche  Plan,  denn  es  fehlte 
eine  Bestimmung,  die  die  Eerbeiführung  von  Überschüssen  bezweckte ;  wenn  der 
Staatszuschuß  nur  grade  den  Fehlbetrag  im  Budget  decken  sollte,  dann  war  für 
die  Algerier  keine  Möglichkeit  vorhanden,  zu  Überschüssen  zu  gelangen,  und 
damit  entfiel  der  Hauptanreiz,  die  eigenen  Einnahmen  zu  steigern.  Die  Steigerung 
der  eigenen  algerischen  Einnahmen  mußte  aber  das  Hauptziel  bilden,  sie  lag  so- 
wohl im  Interesse  der  Kolonie,  weil  sie  dann  finanziell  unabhängig  wurde,  wie 
im  Interesse  des  Mutterlandes,  weil  es  dann  seine  Leistungen  für  Algerien  herab- 
setzen konnte:  aus  diesem  Grunde  mußte  die  Beteiligung  des  Staates  an  den 
algerischen  Ausgaben  den  Fehlbetrag  des  algerischen  Budgets  vorerst  überragen, 
und  zwar  mußte  der  Staat  den  Zuschuß  einer  bestimmten  Summe  oder  die 
Tragung  der  Kosten  bestimmter  Aufgaben  auf  sich  nehmen,  damit  Algerien 
mit  feststehenden  Verpflichtungen  rechnen  konnte.  Es  scheint,  daß  Waldeck- 
Rousseau  sich  der  Unzulänglichkeit  seines  Planes  bewußt  war.  jedenfalls  wollte 
er  nicht  allein  die  Verantwortlichkeit  für  seine  Durchführung  übernehmen,  denn 
er  übte  keinen  Druck  auf  den  Generalgouverneur  aus.  das  in  dem  Briefe  skiz- 
zierte System  zu  vertreten,  sondern  forderte  den  Generalgouverneur  nur  auf, 
sich  zu  dem  System  zu  äußern  und  auch  die  algerische  Volksvertretung  dar- 
über zu  hören.2) 


'l  „Comrae  aujourd'hui,  le  budget  de  l'Algerie  resterait  un.  toutes  les  parties  en  seraient 
soumises  au  vote  n<m  plus  seulement  ä  l'avis  dos  delt'-g-ations  et  du  eonsei]  superieur.  Mais  poui 
assurer  lVxecution  des  Services  qui,  ä  raison  de  leur  objet,  ne  sauraient  restei  subordonnt'-  en 
derniere  analyse  a  la  d£cision  d'assembl£es  locales,  tout  ce  qui  se  rattache  h  cea  Services  revltirait 
un  caractere  obligatoire  et  pourrait  etre  inscrit  d'office  au  budget  pax  lo  Gouvernement.  Une 
Subvention  de  la  metropole  couvrirait  le  deficit  que  laisserait  subsister  l'applicatioa 
aux  depenses  de  l'Algerie  du  produit  de  tous  les  impöts  qui  y  sont  perens.  Les  repr dsentants 
de  la  colonie  seraient  d'ailleurs  admis  ä  cn'er.  sous  certaines  conditions,  des  taxes 
locales.  Eutin,  l'ensemble  äßs  recettes  et  des  depenses  de  notre  possession  africaine  serait 
pri'Miite.   chaque  annee.  ä  l'homologation   de  la  Cbambre  des  deputes   et  du   Senat".     Ebenda. 

2)  „Mais  avant  de  poussei  plus  loin  l'elaboration  d'un  projet  coneu  dans  ce  sens,  je  consi- 
dere  comnie  indispensable  d'avoir  l'opinion  des  grands  corps  elus  de  l'Algerie 
sur  les  prineipes  uu'il  met  en  jeu.  C'est  lä  un  Clement  d'apprcciation  capital.  non  moins  que 
votre  avis  personnel  que  je  vous  serai  reconnaissant  de  nie  faire  parvenir  lorsque  vous 
m'adresserez    le  compte  rendu  di-^  travaux  des  dclegations  et  du  conseil  superieur  .  .  ."     Ebenda. 


Daß  dein  Gonoralgouvornour  freie   Hand   gola    on   war,   bewei  >     eine   Ued< 
vom  7.  November  1899,  mit  der  er  die  Se    Ion  der  Kinanzdelogationen  orttffn 

Mii  I » ■  •  V i  i t •  1 1 1 ■  •  1 1 n ■  -  wie    der  Generalgouverneur  auf  die  »ich  mehrende  Anhäi r  chafl 

des  algerischen  Sonderbudgets  hin,3)        deutliche  Anzeichen  dafür  bildeten  der  B< 
rieht  Le   Moignes  in  der  Deputiertenkammer   und  >\i-v  Vortrag  de     Staat  anwall 
Renaud  vor  dem   Rechnungshof  am   16.  Oktober')    —  und  er    chlofl  darau  .  daß 
die  Reform  als  gesichert  gelten  könne  und  nur  die  Art   der  Durchführung  zu  be 
Btimmen   bleibe4).     Er   erinnerte  dann  daran,    daß    sich    zwei  Systen  über 

ständen  und  daß  die  algerische  Volksvertretung  und  er  selbst  dem  Teilbudget 
„den  Vorzug  gegeben"  hätten.5)  Vielleicht  hätten  Bie  besser  getan,  ohne  ihre 
Vorliebe  für  das  Teilbudget  zu  verleugnen,  doch  zugleich  zu  verstehen  zu  geben, 
d.-d.i  sii«  auch  gegen  ein  anderes  System  nichts  einzuwenden  hätten,  vorausgesetzt, 
dali  es  Algerien  entsprechende  finanzielle  Vorteile  gewähre.8)  Zweifellos  aus 
diesem  Grunde  habe  nun  der  Ministerpräsident  Bie  aufgefordert,  die  Prüfung  der 
Frage  wieder  aufzunehmen.7)  Diese  Mahnung  zu  unparteiischer  Prüfung  klingt 
etwas  sonderbar;  es  paßte  wahrscheinlich  dem  Generalgouverneur  nicht,  Bich  der 
in  dem  Gutachten  der  Delegationen  deutlich  ausgesprochenen  Bevorzugung  des 
Vollbudgets  zu  erinnern,  sonst  hätte  er  zugeben  müssen,  daß  „das  Vorurteil 
gegen  ein  vom  Spezialbudget  verschiedenes  System"  nicht  bei  den  Delegationen, 
sondern  nur  bei  ihm  selber  vorhanden  war.  Auch  seine  übrigen  Begleitworte 
zu  dem  ministeriellen  Briefe  zeigen,  daß  er  keineswegs  gewillt  war.  das  Teil- 
budget  aufzugeben.  Statt  für  das  vom  Minister  empfohlene  System  einzutreten, 
erklärte  er.  den  Schlüssen  der  algerischen  Vertretungskörper  nicht  vorgreifen  zu 
wollen.8)  Und  um  nun  sein  System  noch  zn  retten  für  den  Fall,  daß  sich  die 
algerischen  Versammlungen  —  wie  ja  anzunehmen  war  —  dem  ministeriellen 
Vorschlage    zuwandten,    meinte»    er,    man    brauche    sich  nicht  auf  ein  System  zu 


')  Abgedruckt  u.  a.  in  den  Questions  diplomatique!  et  coloniales  vom  15.  November  1899, 
S.  832  ff. 

2) l'institution   d'un    budget    special    de   l'Algerie,  .  .  .  a  obtenu,    depuis  un  an,  des 

adhesions  de  plus  en  plus  nombreuses  et  convainenes  .  .  .  Cette  adbesion  ne  s'est  pas  seulement 
produite  «laus  les  conseils  de  gouvernement ;  eile  s'est  manifestere  aussi  dans  les  milieux  parlemen- 
taires  .  .  .  Notre  cause  vient  enfin  d'etre,  ppur  la  premiere  t'ois,  exposee  et  defendue  devant  la 
]>lus  haute  juridiction  nuanciere   du  pays,   devant  la  Cour  des  Comptes   .   .  ." 

:i)  Discours  de  M.  le  Procureur  general  Renaud  (16  octobre  1899)  Etüde  sur  le  budget  de 
l'Algerie.     Paris   1899. 

4)  „On  peut  donc  considerer  aujourd'hui  la  ret'orme  comme  acquise  en  principe,  niais  il  reste 
a  assurer  son  application". 

5)  „Sans  meconnaitre  la  valeur  du  premier  Systeme,  les  IV'eg-utions  financieres,  le  Conseil 
superieur  et  le   Gouvernement  general   ont  donne  leur  preference  au  second  .   .   ." 

')  „Nous  avons  pent-etre  eu  tort,  Messieurs,  tout  en  donnant  nos  preferenees  ä  ce  Systeme, 
de  ne  pas  faire  connaitre,  en  meine  temps,  que  nous  n'avions  pas  de  parti  pris  contre  un  Systeme 
different,  ä  condition,  bien  entendu,  qu'il  assurät  ;'i  l'Algerie  des  franchises  equivalentes". 

')  „("est  dans  ce  motif  que  M.  le  President  du  Conseil  a  bien  voulu  nous  inviter  ;t  reprendre 
sur  ce  poinl   notre  6tude  et  en  indiquer  les  principales  donnces  .  .  ." 

Nous  n'avons  pas.  Messieurs,  a  prejuger  quelles  pourront  ctre  les  conclusions  de  l'etude 
;'i  laquelle  le  Gouvernement   veut  bien  nous  convier  .  .  ." 

Ginelin,  Verfa£6ungsent Wicklung  von   Algei'ieD.  18 
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versteifen,    sondern    man    könne   den    Mutterlandsorganen    die  Auswahl    zwischen 
den  >\  steinen  überlassen. ') 

B.   Die  Stellungnahme  <  1  *  - 1*  algerischen   Versammlungen. 

So  hatten  diesmal  die  algerischen  Kammern  Freie  Wahl  zwischen  den 
verschiedenen  Systemen,  sie  brauchten  nicht  ans  Rücksicht  auf  die  Regierung 
einem  ihnen  nicht  zusagenden  System  zuzustimmen:  einerseits  konnten  sie  sich 
über  «las  Spezialbudget  unbefangen  äußern;  denn  wenn  auch  der  General- 
gouverneur  noch  daran  festhielt,  so  stand  doch  die  Regierung  nicht  mehr 
dahinter.  Andererseits  blieb  der  algerischen  Volksvertretung  aber  auch  die 
aufrichtige  Stellungnahme  zum  System  des  Vollbudgets  unbenommen,  denn  das 
Ministerium  vertrat  dieses  System  ohne  besonderen  Nachdruck.  Diese  Zurück- 
haltung der  Regierung  bewirkte,  daß  die  Vertretungskörper,  weil  sie  die  Ver- 
antwortung für  die  Auswahl  auf  sich  .-eili.-t  abgewälzt  sahen,  mit  weit  größerer 
Sorgfalt  als  das  erstemal  an  die  Prüfung  der  Frage  herantraten.  Während  sie 
im  Vorjahre  ohne  Überlegung  die  Einführung  des  Vollbudgets  gewünscht  hatten. 
beschäftigten  sie  sich  diesmal,  da  seine  Verwirklichung  ernstlich  in  Fra^e  kam. 
eingehend   mit  der   Frage   der  Durchführbarkeit  des  Vollbudgets. 

a)  Die  Finanzdelegationen. 

7.)    Die    Kolonistendelegation. 

Besonders  vorsichtig  trat  man  dem  Plane  des  Vollbudgets  in  der  Delegation 
der  Kolonisten  gegenüber,  in  der  der  Gegenstand  zuerst  zur  Verhandlung  ge- 
langte.2) Der  Berichterstatter  Aymes  warnte  eindringlich  vor  den  Hindernissen, 
die  sich  der  Verwirklichung  des  Vollbudgets  entgegenstellten;  nicht  als  ob  er 
ein  Anhänger  des  Teilbudgets  gewesen  wäre,  im  Gegenteil,  er  gab  dessen  Nach- 
teile unumwunden  zu3j  und  erklärte  das  Vollbudget  für  das  vollkommenste 
System,  nur  eben  schien  ihm  seine  Durchführbarkeit  durch  das  Gleichgewicht 
der  Einnahmen  und  Ausgaben  bedingt;  und  daran  fehlte  es.4)  Zwar  glaubte  er. 
daß  das  Haupthindernis,  nämlich  die  Zinsgarantie  für  die  Eisenbahnen  und  die 
Zuschüsse  an  die  Compagnie  algerienne  sich  beseitigen  lassen  werde,  denn  er 
traute   Frankreich  die   Ungerechtigkeit  nicht  zu.  der  Kolonie  die  Lasten  von  Ver- 


')  ..II  semble  d'ailleurs  jms^ililc  de  donner  confiance  a  ce  Systeme,  sans  la  retirer  entiexement 
h  celui  qui  l'a  prec^de,  rien  ne  nous  contraint,  <■<•  semble,  ä  nous  renfermer  dans  an 
Systeme  exclusif  qui  pourrait  ne pas  Stre  en  faveur  au  moment  on  il  s'agira  de  statuer,  et  rien 
ne  nous  empecberait  de  dire  respectneusement  aux  pouvoirs  publics:  „Voila  deox  systemes  .  .  . 
veuillez  rlmi>ir  .  .  ."."     Ebenda  S.  335. 

2)  Delegations  financieres  algeriennes.  Session  de  novembre  1899,  Proces-verbaux  des 
ddliberations.     Sitzung  vom   17.  November  1899,  S.  "'*;.")  6f. 

3)  „.  .    on   peut   lui    reprocher    de   manquer   h    la    loi    fundamentale    qni    semble    chere    aux 
financiers  officiels;  l'unite  budg£taire.    Ensnite,  ce  partage  par  moitie"  des  recettes  et  des  d£pi 
l>arait  arbitraire  .  .  .  Enfin  on  ist  fonde  a  se  demander,  quelle  est  la  partie  de  ce  budget  tranche 
en  deux  .  .  qui  devra  supporter  le  deficit?"     Ebenda  S.  373. 

l)  ..II  (le  budget  integral)  serait  parfait  >i  l'equilibre  sc  trouvait  n'alise  ...  11  o'en  est  pas 
ainsi."     Ebenda  S.  370. 
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11  aufzuerlegen,  mii  denen  ie  nicht  teilgonommon  hatte  '  Aber  auch,  wenn 
da  V^ollbudgel  \i>n  diesen  Lasten  verschont  blieb,  konnte  ei  ich  kaum  im 
Gleichgewicht  halten;  wurden  Algerien  auch  die  Kosten  für  dio  Gendarmerie 
aufgebürdet  was  Aymes  Übrigens  al  unbillig  empfand,  weil  die  Gendarmerie 
ohor  deni  Aushebungsgoschäft  als  der  Sicherheil  de  Landes  diente3  .  10  Ubor- 
Btiegen  die  Ausgaben  die  Einnahmen,  und  dieses  Defizit  mußte  auf  lib< 
Millionen  anwachsen,  wenn  man  eine  Anleihe  von  I"11  Millionen  aufnehmen 
wollte.8)  1  > .- 1 s  Gleichgewicht  des  Budgets  ließ  Bich  also  nur  durch  einen  Zu 
schuß  Beitens  des  Mutterlandes  sicher  Btellen,  der  aber  alljährlich  durch  die 
Launen  des  Parlaments  gefährdel  war.  Und  da  die  obligatorischen  Ausgaben 
vom  Mutterland  festgelegt  wurden,  traf  eine  Herabsetzung  der  Subvention  jeweils 
das  Kapitel  der  fakultativen  Ausgaben,  d.  h.  die  Bedürfnisse  der  Kolonie,  so  daß 
dieser  in  solelien  Fällen  nichts  übrig  blieb,  als  entweder  ihre  Ausgaben  einzu 
schränken  oder  selber  den  Fehlbetrag  zu  decken.4)  Diese  Abhängigkeil  vom 
Mutterland  mußte  sieh  noch  steigern  bei  Aufnahme  einer  Anleihe.  Aymes  hielt 
es  für  ausgeschlossen,  daß  das  Mutterland  zur  Fundierung  einer  Anleihe  eine 
Subvention  gewähren  werde,  sondern  glaubte,  daß  die  Anleihe  sich  nicht  anders 
verwirklichen  ließe  als  unter  Garantie  des  Mutterlandes,  das  sich  als  Entgelt  für 
die  Übernahme  der  Bürgschaft  die  Kontrolle  über  die  Verwendung  der  Mittel 
ausbedingen  werde. ») 


M  „Plusieurs  obstacles  cependant,  se  dressaienl  en  fcravers  de  ce  projet.  Le  premier,  et  de 
beaueoup  le  plus  important,  räsultait  de  l'inscription,  au  chapitre  algerien  du  ministere  des  Travaux 
publics,  de  la  garantie  d'interlts  aecordäe  aus  chemin  de  fer  algeriens,  et  des  annuit£s  restant 
;'i  verser  a  la  Compagnie  Algerlenne.  Cet  obstacle  semble  devoir  disparaitre  .  .  .  en  droit  il  eüt 
ete  illogique  autant  qu'inique  d'imputer  h  la  Colonie  les  charge's  de  contrats  ou  eile  a'a  pas  ete 
partie,  et  la  responsabilite  d'un  reseau  qui  constdtue  au  premiei  chef  le  meilleur  Instrument  de  la 
souverainete  francaise  en  Algerie."     Ebenda  S.  366  f. 

-)  ...  .  ce  qui  est  discutable,  la  gendarmerie  assurant  le  recrutement  beaueoup  plus  que  la 
säcurite."    Ebenda  S.  .5 1 i 7 . 

3)  Die  Einnahmen  betrugen  54000000 
Die  Zivilausgaben  53700000 
Überschuß  300000 

Wurden  Algerien   auch    die  Kosten    für   die  Gendarmerie   aufgeladen,    so    stiegen   die  Ausgaben    um 
2500000  Fr.,  mithin: 

Einnahmen  54000000 

Ausgaben  56200000 

Fehlbetrag  2200000 

Bei   Aufnahme    einer  in   75  Jahren  zu  tilgenden  Anleihe  von    \t\Q  Millionen   waren  etwa  4  Millionen 
jährlich   erforderlieh,   das   Defizit   mußte  also  auf  6  200  000  anwachsen.      Ebenda  S.  367  f. 

4)  ..1/eijuilihre  budg&aire  ne  peut  Stre  assure  que  par  le  versement  d'une  Subvention  con- 
sentie  ]>ar  la  Metropole,  Subvention  soumise  tous  les  ans  aux.  caprices  du  Parlament.  Or,  par  la 
division  des  depenses  en  obligatoires  et  facultatives,  les  premieres  constituant  sans  conteste  des 
depenses  d'office,  toute  reduetion  dans  le  chiffre  pesera  directement  sur  le 
Chapitre  facultatif,  c'est-ä-dire,  sur  les  besoins  de  la  Colonie.  Nous  a»>isterons, 
des  lors,  a  ce  fait,  que  les  Services  de  souverainete  etant  assures  par  les  inscriptions  d'office  de  la 
Metropole,  les  Algeriens  seront  invitea  ä  restreindre  leurs  depenses  ou  ä  parfaire  eux-memes  le 
deficit  cause"  par  la  diminution  ...  de  eette  Subvention."     Ebenda  S.  371. 

'»  „Le  danger  est  plus  grand  encore,  si  l'on  envisage  l'hypothese  d'un  emprunt  et,  pour  y 
parer,  l'on  arrive  fatalement  dans  ce  Systeme,  soit  a  baser  le  Service  de  l'emprunt  sur  le  versement 

IS* 
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Deshalb  wollte  Aymes  das  Vollbudgel  nur  unter  gewiesen  Garantien  ein- 
geführt sehen,  Dämlich  daß  die  algerischen  Versammlungen  ein  unbedingtes  Ent- 
scheidungsrecht über  die  fakultativen  Ausgaben  erhielten,  dann,  dafi  der  Ertrag 
aller  neuen  Abgaben  Algerien  zuflösse,  endlich  dafi  alle  Überschüsse  der  Kolonie 
zuwüchsen.1  Diese  Vorbehalte  erscheinen  durchaus  oichl  als  überflüssig,  denn 
das  in  dem  ministeriellen  Briefe  erwähnte  ßestätigungsrechl  des  Parlaments  sollte 
Bich  ja  auf  das  ganze  Budget,  also  auch  auf  die  fakultativen  Ausgaben  erstrecken, 
auch  war  in  drin  ministeriellen  Plane  nicht  mit  der  wünschenswerten  Deutlich- 
keit ausgesprochen,  dafi  alle  im  Lande  noch  zu  erschließenden  Einnahmequellen 
und  alle  Überschüsse  der  Kolonie  zugute  kommen  sollten.  Aber  auch,  wenn 
diese  Vorbehalte  berücksichtigt  wurden,  dünkte  Aymes  das  Vollbudgel  eine  wenig 
befriedigende  Lösung  zu  sein.  Er  warf  diesem  System  ebenso  wie  dem  Spezial- 
budget  vor.  daß.  während  die  Einnahmen  eine  Masse  bildeten,  die  Ausgaben 
geteilt  wurden  heim  Teilbudget  in  »Staats-  und  Kolonialausgaben,  heim  Voll- 
budget in  obligatorische  und  fakultative  Ausgaben  .  und  dafi  das  Defizit  durch 
das   .Mutterland   gedeckt   werden  müsse.2) 

Uni  dem  abzuhelfen,  schlug  er  eine  der  Teilung  der  Ausgaben  entsprechende 
Teilung  der  Einnahmen  vor,3)  ähnlich  dem  System  der  Kommission  von 
1869/70.  Dem  Staatsbudget  sptach  er  die  Einnahmen  zu.  die  Algerien  am 
engsten  mit  dem  Mutterland  verknüpften,  nämlich  die  Zolleinnahmen,4  alle 
übrigen  Einnahmen  beanspruchte  er  für  Algerien.  Algerien  fiel  bei  dieser  Auf- 
teilung der  Löwenanteil  zu:  denn  während  die  Zölle  nur  13  Millionen  abwarfen, 
sodaß  das  Mutterland  zur  Bestreitung  der  —  auf  den  Schatz-  und  Zolldienst, 
auf  die  algerische  Zentralverwaltung,  sowie  Unterricht,  Kultus  und  Justiz  für 
Nichtmus elmanen  beschränkten  Souveränitätsausgaben  noch  5  Millionen  zu- 
schießen mußte,  beliefen  sich  die  übrigen  Einnahmen  auf  41  Millionen,  von 
denen  nur  36  Millionen  für  algerische  Ausgaben  abzuziehen  waren,  so  daß  für 
Algerien  ein  jährlicher  Überschuß  von  5  Millionen  heraussprang,  ein  stattlicher 
Tilgungsfonds   für  die  aufzunehmenden  Anleihen. 

Dieses  System,  das  Aymes  verkehrterweise  als  „Budget  integral  restreint" 
bezeichnete,  während  es  in  Wirklichkeit  kein  ..beschränktes"  Vollbudget,  sondern 
ein  Teilbudget  mit  eigenen  Einnahmequellen  war.  —  dies  System  wies  gegenüber 

d'une   egale    Subvention    impossible    en    cette   mattere,    soit  a  rexlamer  la  garantie  de  la  Metropole 

.  .  .  .  il  est  a  pr£sumer  qu'elle  exigera,  en  e'change  de  son  aval,  le  contröle  de  l'emploi  des  fonds 

.  ."     Ebenda. 

')  „1°  Qu'il    soit    consenti    aux   assembbies    algeriennes   an    droit    de  deasion   ferme   sui  les 

depenses  fakultatives. 

2°  Qu*il   soit   entendu,   que  le  produit   de  t.>ut   impot  on  taxe  nouvelle  profitera  a  1"A!_ 
3°  Eutin  que  toutes  les  plus-values  soient  acquises  a  notre  Colonie."    Ebenda  S.  '■'•~'2. 

2)  Ebenda  S.  374. 

3)  ,.11  ne  sut'tit  pas,  en  effet,  de  categoriser  les  depenses  il  faul  encore  cat£goriser 
les  recettes,  et  laisser  ;'i  chaque  partie  les  plus-values  de  l'avenir.  II  taut  en  regard  des  de- 
penses coloniales,  placer  les  recettes  de  meme  ordre,  c'est-ä-dire  deelarer  coloniaüx  un  certain 
Qombre  d'impöts  suffisants  pour  couvrir  nos  depenses  et  nous  assurer  en  plus  les  sommes  aäcessaires 
au  paiement  des  annuit£s  de  l'emprunt."     Ebenda  S.  374. 

4  ..11  taut,  en  t'aee  du  chiffre  des  depenses  de  souverainete,  faire  figurer  celui  de-  hos  ünpöts, 
qui  nous  reunit  le  plus  ätroitement  ä  la  France  .  .  .  J'ai  oomme  les  Douanes  .  .  ."     Ebenda. 


dem    Bri    "ii  Laferriöro1  ohon  Spozindbudgel    und    dem    Waldeek  Kou    uau    chen 

\ rollbudgot  /.w oifellos  einige   Vorteile,  aui     •■< Über  dem  erstgenannten   EDtwuri 

liatto    r     vorau  .    daß   die    Kolonie    eigene    Einnahmequellen    erhiolt  Iber 

(liiM   Vollbudget    hatte    ea    den   Vorzug,    daß    da     Kolonialbudget    von    den    Sub 
ventionsbowilligungen  des  Parlament     unabhängig  wurde;1    Ferner  daß  'Ii'-  Kolonie 
von  \  ornherein,    ohne   Einführung    neuer  Abgaben,    in  den  Stand    gc  otzl   wurde, 
eine  hohe  Anleihe  aufzunehmen,8)  endlich,  daß  die   Kolonie   in  der   Vorwondung 

ihrer  Einnahmen  ungebunden  blieb,  da  dem  Kolonialbudget   keine  obligi lachen 

\n  gaben  auferlegt  wurden.  I  >aa  System  des  Berichterstatters  verband  al  o  die 
Dehnbarkeit  des  Vollbudgets  auf  der  Einnahmeseite  mit  der  Selbständigkeit  de 
Teilbudgets  auf  der  Ausgabenseite.  Aber  alle  diese  Vorteile  kamen  eben  nur 
drv  Kolonie  zugute,  für  das  Mutterland  ergaben  Bich  nur  Nachteile  aus  diesem 
System,  denn  nicht  nur  das  Defizit,  das  mm  doch  einmal  vorhanden  war.  blieb 
auch  bei  diesem  System  auf  dem  Mutterland  haften,  Bondern  auch  der  ganze  zur 
\  ermeidung  von  Erhöhung  der  Abgaben  künstlich  hergestellte  Überschuß  auf 
i\c\-  Einnahmenseite  des  Kolonialbudgets  lastete  als  Einnahmeausfall  auf  dem 
Mutterlande.  Demgegenüber  wollte  es  wenig  besagen,  wenn  das  Mutterland 
durch  die  Zuweisung  der  Zolleinnahmen  „an  den  zukünftigen  Überschüssen" 
teilnehmen  seilte. ;li  denn  es  war  nicht  anzunehmen,  dal!  die  steigenden  Zollein- 
nahmen in  kurzer  Zeil  die  Souveränitätsausgaben  vollkommen  deckten,  es  Bei 
denn,  daß  Frankreich  der  Steigerung  seiner  algerischen  Zolleinnahmen  künstlich 
nachhalf,  was  aber  den  Wohlstand  der  Kolonie  gefährden  konnte. 

Immerhin  stellt  der  Aymes'sche  Vorschlag  einen  interessanten  Versuch  einer 
reinlichen  Scheidung  zwischen  dem  Staatsbudget  und  dem  Kolonialbudgel  dar. 
Der  Regierungskommissär  de  Peyerimhoff  konnte  daher  nicht  umhin,  sieh  an- 
erkennend über  dio  von  Ayrnes  empfohlene  Abart  des  Spezialbudgets  zu  äußern,*) 
aber  die  Schattenseiten  des  Systems,  namentlich  die  damit  verbundene  dauernde 
Belastung  des  .Mutterlandes."')  ließen  ihn  davon  Abstand  nehmen,  den  Entwurf  zu 
unterstützen.  Um  so  eifriger  pflichtete  der  Regierungskommissär  den  Ausführungen 
Aymes  über  das  Vollbudget  bei;  zwar  konnte  sich  der  Regierungskommissär  der 
durch    den  ministeriellen  Brief   ziemlich  nahe  gerückten  Möglichkeit   der  Durch- 


')  „Le  premier  (avantage),  le  i>lus  serieux  de  fcous,  est  de  mettre  notre  tradget  h  l'abri  des 
fluetuations  parlementaires."     Ebenda  S.  ."TT. 

-)  ....  nous  avons  k  notre  disposition  an  Systeme  budg£taire  de*sirable  qui  rm>  permet, 
sans  recourir  h  L'£tablissement  de  nouveaux  impots  <>u  de  nouvelles  tax  es,  de 
contracter,  des  son  Etablissement,  an  emprant  de  100  millions."     Ebenda. 

3)  ....  il  Interesse  la  France  au  deVeloppement  de  l'Alge'rie,  et  lui  assure  one  part  dans  nps 
lu'm'rici's  futurs.*'     Ebenda  S.  ;578. 

4)  „Ce  projet,  qui  est  .  .  .  ane  modalite  d'exEcution  tres  interessante  d'aillenrs,  du  budget 
special,  a  de  serieuses  qualit£s  de  logjque  et  de  darte."      Ebenda  S.  382. 

')  ..Mais  il  est  ä  craindre  que  le  double  classement  des  recettes  et  des  d&penses  .  .  .  et  la 
difficulte*  d'assurer  la  superposition  de  ces  deux  classements  ne  le  rendent  delicat  ;'t  appliquer. 
11  aurait  aussi  l'inconv£nient  de  .  .  paraitre  imposer  a  la  Metropole,  des  anjourd'hni,  la 
continuation  indefinie  des  saciifices  qu'elle  s'impose  depuis  la  couquete.  II 
serait  illusoire,  en  effet,  de  compter  stu  les  exc^dents  du  budget  „m^tropolitain"  de  l'Algerie,  exce- 
dents  qui  pourraient  tont  au  plus  se  montei  a  quelques  centaines  de  mille  francs  pour  combler  le 
dt'licit  repr£sente  par  une  Subvention  de  peut-Stre  20  millions."     Ebenda. 
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Führung  des  Vollbudgeta  nicht  verschließen,  er  mußte  Bchon  mil  Rücksicht  aid 
das  Ministerium  zu  den  aufgeworfenen  Prägen  Stellung  nehmen;  und  so  gab  er 
zu,  daß  sich  auch  mit  «lern  Vollbudgel  das  erstrebte  Ziel  erreichen  ließe,  jedoch 
nur    unter   der         durchaus    gerechtfertigten  Bedingung,    daß    die  Erträgnisse 

der  „neuen  Steuern"  und  die  etwa  erzielten  Überschüsse  nicht  lediglich  zur  Ver- 
minderung der  Subvention  dienten,  sondern  wenigstens  z.  T.  der  Kolonie  zugute 
kamen. ' 

Aber  das  Vollbudget  zu  empfehlen,  davon  war  der  Regierungskommissär 
weit  entfernt;  im  Gegenteil,  er  ließ  es  an  eindringlichen  Warnungen  nicht  fehlen, 
in>l)csondcro  suchte  er  darzutun,  daß  die  Vormundschaft  des  Parlaments  im  Kall 
i\fv  Durchführung  des  Vollbudgets  fortdauern  werde:  Wenn  die  Kredite  für 
obligatorische  Ausgaben,  mit  denen  das  Parlament  sich  befassen  müsse,  in  dem 
algerischen  Budget  Aufnahme  fänden,  so  seien  auch  die  fakultativen  Aus- 
gaben einer  unvermeidlichen  Nachprüfung  durch  das  Parlament  ausgesetzt.  Dann 
würde  über  beide  verhandelt  und  an  beiden  würden  Änderungen  vorgenommen. 
So  erweitere  das  Yollhudget  die  Gewalten  der  Delegationen  und  das  Conseü 
superieur  nur  scheinbar,  in  Wirklichkeit  schränke  es  ihre  Zuständigkeit  ein.  zwar 
nicht  dem  Umfang,  aber  doch  der  Wirksamkeit  nach.2)  Und  vor  dieser  Ein- 
mischung des  Parlaments  konnte  man  das  algerische  Budget  um  so  weniger 
sichern,  als  sein  Gleichgewicht  von  der  Bewilligung  des  Staatszuschusses  abhu 
Wie  anders  beim  Spezialbudget!  Da  waren  —  nach  der  Meinung  Peyerimhoffs 
—  die  Zuständigkeiten  so  genau  abgegrenzt,  daß  keine  Konflikte  entstehen 
konnten.4)  Darum  ließ  er  seine  Rede  in  die  Mahnung  ausklingen,  doch  das 
Spezialbudget  nicht  einfach  beiseite  zu  schieben. 

Wenn    die    Rede    des   Regierungskommissärs    einigen    Einfluß    auf   die    Ab- 
stimmung ausübte,   so  war  es   wohl  weniger  die  Warnung  vor  der  mit  dem  Voll- 


')  II  faudrait  que  Its  taxes  nouvelles,  si  bn  devait  en  i'tablir,  ne  servissent  pas 
seulement  ä  diminuer  le  c  bittre  de  la  Subvention  de  la  metropole:  les  contribuables 
algeriens  seraient  evidemment  peu  portes  ä  les  voter.  11  faudrait.  en  outre.  que  les  excedents 
budgetaires  fussent  abandonn^s,  au  moins  en  partie,  ä  l'Algerie  .  .  .  il  faut  que  l'Alg^rie 
ait  i n  t  ('■  r e  t  ;'i  avoir  un  budget  en  exeddent;  faire  exclusivement  profiter  le  tr£sor  nn'-tro- 
politain  des  excedents  budgetaires  algeriens,  serait  .  .  .  instituer  pour  les  assembl£es  alg^riennes 
uue  prime  au  gaspillage.  Ces  excedents  devraient  donc  rester  au  credit  de  la  colonie,  pour  Stre 
au  besoin  atVeeti's  a  la  formation  d'une  caisse  de  reserve.  Hans  ces  conditions,  le  budget  „integral" 
pourrait  certainement  n'aliser  le  but  qu'on  se  propose."     Ebenda  S.  381. 

2)  „Le  budget  „integral"  se  presente  avec  l'aspect  d'un  large  et  grandiose  edifiee.  11  est 
logique,  il  est  definitif;  ce  sont  des  avantages,  mais  il  les  paye  .  .  .  En  rotant  .  .  un  budget,  ou 
fignrent  des  eredits  dits  de  souverainete,  la  Delegation  expose  les  eredits  algeriens  qui 
fönt  partie  du  meine  budget,  a  l'inevitable  e x  a m  e  n  des  assemblees  m 6  tr op  o litain e s , 
qui  ne  sauraient  se  desinteresser  des  premiers.  Ces  deux  sortes  de  eredits,  reunis  dans  le  meme 
budget,  seraient  di-cutes  simultanement.  et  .  .  soumis  ä  des  modifications  peut-etre  egales.  Ainsi, 
en  paraissant  elargir  les  pouvoirs  des  Delegat ions  et  du  Conseil  superieur 
1  e  budget  integral  les  re S treint ,  sinon  en  surface,  du  moins  en  vigueur."   Ebenda  S.  379,  380. 

3)  „Une  seconde  raison  y  contribue  d'ailleurs:  c'est  la  Subvention  qui  doit  assurer  l'equilibre 
du  budget;  tant  qu'elle  n'est  pas  v«>tee,  il  n'y  a  pas  de  budget  algdrien.  Or,  le  Parlement  en  est 
evideinment    le   niaitre    souverain ;    s'il  la  restrein;.   lYtlitice   bud^i'taire   eroule:   .   .   .  Ebenda  S.   380. 

4)  ..Des  distinetions  aussi  nettes  sont  le  ]>lus  sur  moyen  dYviter  les  conflits."    Ebenda  S.  381. 


— 

budgol   verbundenen    ^bhllngigkoit  vom  Parlament,  a]    vielmehr  die  ganz  lioilll 
Erwähnung  der    etwaigon   Bewilligung    neuer  Stouorn      Denn    au     der   folgenden 

Debatte  klang  immer  wieder  der  Wim  ch   heraus    diu  Auforl« ng  uouor  Steuern 

unter   allen  Umständen    zu    vermeiden.1       Di »ring  tc   Notwendigkeil    zur   I 

Führung    neuer    Abgaben    lag    im    Falle    der    Verwirklichung    de      Vymi      chen 

Planes    vor;    aber    da  die    Wahrscheinlichkeit,    daß    da      E'arli nl    einen    dorn 

Muttorland     so     wenig     günstigen      Entwurf     guthieß,     eine     äußoi  I 
war,    bo    kamen     nur    das     ursprüngliche    Spozialbudgel    und     das    Vollbudgel 
ernstlich    in     Frage;     und     zwischen    diesen     gab    die     Kolonistendclegation    in 
einer  mii    allen   Stimmen   bei  vier    Enthaltungen2)   angenommenen   Tagesordnung 
bezeichnenderweise  «lern  Spozialbudgel  den   Vorzug,  bol  es  doeb  von  Anfanj 
einen  Überschuß.     Natürlich  mußte  die  Delegation  auch  die  mögliche  Einführung 
d(>s  Vollbudgets    ins  Auge  fassen  —  denn  es   stand  zu  erwarten,    daß  das   Mini 
sterium  diese  Lösung  vor  dem  Parlament  vertrat,         daher  forderte  sie  für  diesen 
Fall      -  wie  der  Berichterstatter  angeregt   hatte         1.  die  Anerkennung  des  Ent- 
scheidungsrechtes der  Kolonialorgane  hinsichtlich  der  fakultativen  Ausgaben,  darin 
alle  die  wirtschaftliche  Entwicklung  des  Landes  berührenden  Ausgaben  begriffen 
sein  sollten,  2.  die  Verwendung  aller  von  den  algerischen  Versammlungen  zu  be- 
willigenden Abgaben  zur  Deckung  der  Bedürfnisse  des  Landes  und  zur  Sicherung 
Beines    Kredits,    3.  die    Verwendung    der    Überschüsse    zur    Begründung    eines 
Reservefonds.9) 

ß)  Die  Nichtkolonistendelegation. 

Während  dio  Kolonistendelegation  ihren  im  Vorjahre  geäußerten  Wunsch 
nach  Einführung  des  Vollbudgets  ängstlich  verleugnete,  schritt  die  Delegation  der 
Nichtkolo nisten,  in  der  es  an  weitblickenden  Männern  nicht  fehlte,  mutig 
auf  dem  einmal  eingeschlagenen  Wege  weiter.  Allen  voran  natürlich  Dessoliers; 
es  hätte  sich  in  der  Tat  merkwürdig  ausgenommen,  wenn  dieser  vorwärtsstürmende 
Geist  jetzt,  da  seine  Ideen  von  der  Regierung  angenommen  worden  waren.  Halt 
gemacht    hätte.     Wie    im  Jahre   181)8,    so  war   ihm  auch    diesmal   die  Berichter- 


')  So  die  Äußerungen  von  Lanmr  und  Garau,  1.  c.  S.  385. 

2)  Ebenda  S.  387. 

3)  Die  von  Oberst  Corps  vorgeschlagene  und  von  der  Delegation  gebilligte  Tagesordnung  lautet 
„La  Delegation, 

Tout  en  recommandant  plus  particulierement  le  projetditle  ..budget  special," 
s'en  remet  a  la  sagesse  des  Pouvoirs  publics  poui  faire  im  choix  entre  un  ..budget  integral"  et  un 
„budget  special,"   a   condition  toutefois,  que  le   „budget  integral"    soit  complete  eorunie   suit: 

1°  Reconnaissance  ä  la  colonie  de  son  droit  de  decision  sur  les  depenses  facul- 
tatives.  avee  faculte*  de  comprendre  dans  ces  depenses  toutes  celles  qui  ont  pour  but  de  seconder 
le  developpenient  deonomique  de  la  Colonie; 

2°  Affeetation  ä  ses  besoins  et  a  l'assiette  de  son  credit,  des  taxes  speciales,  que 
les  assemlili'es   algeriennes  seraient   admises   ii   voter; 

3°  Affeetation  des  exeedents  de  recettes  a  la  Constitution  d'un  fonds  de 
reserve,    destine    ä    pourvoir    a   des    besoins   urgents   ou   ä  fortirier   le   credit   de  l'Algerie.      Ebenda 

8.  386. 


—     280     — 

stattung  zugefallen  Als  Ausgangspunkt  diente  ihm  Artikel  15  im  Entwürfe  de« 
Finanzgesetzes  für  1900  (der  spätere  Artikel  33  .-'  der  offenbar  dem  Minister  h«-i 
der  Abfassung  Beines  Briefes  vorgeschwebt  hatte;  dieser  Artikel  zielte  dahin  ab, 
für  die  Kolonien  i.  e.  S.  anstelle  der  bisherigen  Teilung  der  Zivilausgaben  zwischen 
Staat  und  Kolonie  das  englische  Self-supporting-S)  stem  einzuführen,  d.  h,  den  Lokal 
budgets  grundsätzlich  alle  Zivilausgaben  aufzubürden.  I  lessoliera  erklärte  es  für  ganz 
selbstverständlich,  daß  man  jetzt,  da  Algerien  unter  die  Kolonien  eingereiht  sei,  die 
neue  koloniale  Budgetordnung  auf  Algerien  anwende.3)  Aber  man  täusche  sich  Behr, 
fuhr  er  fort,  wenn  man  glaube,  daß  die  Aufnahme  des  Grundsatzes  der  Budget- 
emanzipation in  (incm  Artikel  <le>  Finanzgesetzes  ausreiche,  um  diese  Emanzi- 
pation zu  einer  vollendeten  Tatsache  zu  machen.4)  Die  Budgetreform  müsse  ein 
toter  Buchstabe  bleiben,  wenn  sie  nicht  durch  eine  Verwaltungsreform  belebl 
werde.  Gegenwärtig  könne  von  einem  wirklichen  algerischen  Budget  gar  nicht 
die  Rede  sein,  aus  dem  einfachen  Grunde,  weil  es  ein  algerisches  Budget  über- 
haupt nicht  gäbe.  Wenn  man  ein  dauerhaftes  und  logisches  Werk  schaffen  wolle. 
80  müsse  man  alles  beseitigen,  was  noch  von  der  alten  Unterscheidung  in  an- 
gegliederte und  nielit  angegliederte  Verwaltungszweige  übrig  sei  Man  müsse 
alle  Dienstzweige  in  den  Händen  eines  einzigen  Mannes,  des  ( louverneurs.  zu- 
sammenfassen, der  für  seine  politischen  Akte  vor  den  Kammern  und  für  seine 
Finanzverwaltung  vor  den  Lokalvertretungen  verantwortlich  -ein  mü- 

Nach  dieser  Andeutung  über  die  mit  der  Budgetreform  zu  verbindende  Uin- 
gestaltung  der  Verwaltung  wandte  sich  Dessoliers  der  Ausführung  des  Vollbudgets 
zu.  Über  die  Einnahmenseite  brauchte  er  nicht  viel  Worte  zu  verlieren,  denn 
diese  sollte  grundsätzlich  alle  bisher  dem  Staate  zufließenden  Einnahmen  Algeriens 
umfassen,  bis  auf  einige  Monopole  und  die  Erträgnisse  der  .Militärdomäne.  1' 
eingehender  mußte  sieb  der  Berichterstatter  mit  der  Ausgabenseite  beschäftigen. 
Eine  Anwendung  der  in  Artikel  15  des  Entwurfs  des  Finanzgesetzes  für  L900 
vorgesehenen  Bestimmung,  daß  den  Kolonien  bis  zum  Betrag  der  Verteidigungs- 
kosten Beiträge  auferlegt  werden  könnten,6)  auf  Algerien   erklärte  Dessoliers  von 


')  Delegation  des  Non-Colons,  Sitzung  vom   18.  November  1899.  1.  e.  S.  fiOlrl'. 

2)  Dieser  die  Lokalbudgets  der  Kolonien  i.  e.  s.  betreffende  Artikel  wird  im  zweiten  Bande 
näher  behandelt  werden.  Siehe  auch  <;.  Francois,  Le  budget  local  des  colonies,  '.'>r  id.  I'aris  1908, 
S.  104  ff. 

3)  „Du  moment  que  l'Algerie  est  aujourd'hui  rangee  au  nombre  des  colonies,  il  etait  tont 
indiqud  .  .  .  qu'on  lui  fit  application,  sous  certaines  reserves  .  .  .  de  c<  tte  nouvelle  Organisation 
budge'taire."     Ebenda  S.  (SOS. 

4)  On  se  r'erait  d'ailleurs  one  grande  Ulusion,  .  .  .  si  l'on  supposait  .  .  .  qu'il  suffira  d'inscrire 
dans  l'art.  d'une  l<>i  de  nnances,  le  principe  de  l'^mancipation  budg£taire  de  la  Colonie,  pour  que 
citte  emaneipation  devienne  un  fait  aecompli."     Ebenda  8.  609. 

5)  „La  retVirim-  budgelaire  restera  ä  IVtat  de  lettre  morte  si  eile  n'est  pas  viviriee  par  la 
reforme  administrative.  Dans  IVtat  actuel  des  choses,  il  ue  peut  pas  y  avoir  de  ventable  budget 
algerien  par  la  raison  bien  simple  qu'il  u'y  a  pas  de  budget  alg£rien  .  .  .  si  l'on  veut  faire  une 
oeuvre  durable  et  logique,  il  est  indispensable  de  supprimer  .  .  .  ce  qui  reste  de  l'antique  division 
entre  Services    rattaches    ei  rattaches  .  .  .  il   taut    centraliser  .  .  .  tous    le-    Services    algerieus 

atre  les  mains  d'un  seul  bomme,  d'un  g-ouverneur   responsable  de  ses   actes  politiques  devant  les 
Chambres  et  de  sa  gestion  financiere  devant  les  Conseils  locaux."     Ebenda  S.  (>09f. 

6)  Heute  Art.  33,  §  1,  3  des  Finanzgesetzes  für  1900. 
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\  ornhcroin    für    a chlo    en;    er    Im  ..| l.i,     dii    ,     Ablehnung    einer    M 

loistunp   u,  s     damit,    daß    dir    in    Afrika      toh<  ndon    Truppen    1^ <  i n- ■    Armoe    dor 
Kolonie  bildeten,    Bondorn  vox   allem   einen   Öc  tandteil    der  franzii  i  eben   Ai 
ausmachten.1)      Daran    war   gewiß    etwa     Walire       um     Algerien    zu    verteidi 
halte  oa  nicht  oinos  ganzen  Armeekorps  bedurft,  und  im  Krieg  Falle   worden  nichl 
alle  Truppen  in  der  Kolonie  belassen;  aber  daß  die  algerischen  Regimenter  doch 
zu  einem  guten  Toilo  zur  Sicherung  der  Kolonie  nötig   waren,  durfte  doch  nicht 

übersehen  werden,  und  insofern  wäre  die  Auferl >inor  Boitragsloistung  zu  den 

Heereskoston  nichl  ungerechtfertigt  gewesen.  Wenn  ie  aber  vororsl  unterbleiben 
mußte,  so  lag  das  daran,  daß  die  algerischen  Einnahmen  noch  nichl  einmal  zur 
Deckung  der  Zivilausgaben  ausreichten.2)  Es  war  rein  unmöglich,  Algerien  jetzl 
schon  die  Zinszahlungen  für  die  Eisenbahngarantien  aufzuladen,  und  selbsl  nach 
dieser  Ausschaltung  mußte  man  den  Ausgabenkreis  noch  sehr  vorsichtig  ab- 
grenzen, um  die   Kolonie  nichl  zu  überbürden. 

Begriff  man  wie  es  der  Kammerberichterstatter  Le  Moigne  vorscbli 
unter  den  Ausgaben  lediglich  die  Zivilverwaltungsausgaben  im  eigentlichen  Sinn. 
die  sich  auf  .'>!  Millionen  beliefen,  so  ergab  sieh  für  die  Kolonie  ein  Überschuß 
von  4  Millionen;  legte  man  jedoch  —  wie  Leroy-Beaulieu  forderte  der  Kolonie 
auch  noch  die  Kosten  der  Gendarmerie  und  die  Zivilpensionen  auf,  bo  Btanden 
55  Millionen  Einnahmen  61  .Millionen  Ausgaben  gegenüber,  d.  h.  das  Budget 
schloß  mit  einem  Fehlbetrag  von  ('>  Millionen  ah.  Der  erste  Vorschlag  war 
zweifellos  der  verlockendere,  aber  da  diu-  Leroy-Beaulieu'sche  Plan  in  Regierungs- 
kreisen viel  Anklang  gefunden  hatte,  so  legte  Dessoliers  diesen  Plan  .-einen  Be- 
rechnungen  zu  Grunde.3)  Übrigens  gelangte  er  zu  eintun  andern  Ergebnis  als 
Leroy-Beaulieu,  denn  die  Ausgaben  für  Gendarmerie  (2  "228  000)  und  für  Pensionen 
(2  531000)  steigerten  nach  seiner  Berechnung  die  Ausgaben  nur  um  4759000, 
nicht  um  10  Millionen,  so  daß  der  Fehlbetrag  auf  759000 Fr.  zusammenschrumpfte. 
Diese  Feststellung  gab  indes  noch  kein  richtiges  Bild  von  dem  kommenden  al- 
gerischen Budget:  das  Hauptziel  der  Reform  hildete  bekanntlich  die  Ermöglichung 
einer  algerischen  Anleihe;  also  mußte  ein  zur  Schuldentilgung  nötiger  Betrag  ins 
Budget  eingestellt  werden;  Dessoliers  berechnete  das  zur  Tilgung  einer  Anleihe 
von  100  Millionen4)  erforderliche  Kapital  auf  etwas  über  4  Millionen  und  zählte 
dem  noch  1  '  2  Million  für  die  bei  der  Verwendung  der  Anleihe  notwendig 
werdende  Vermehrung  von  Material-  und  Personalkosten  hinzu,  die  Ausgabenseite 
wurde  mithin  mit  weiteren  5  '  2  Millionen  belastet;5)  auf  der  anderen  Seite  erfuhren 
die  ordentlichen  Ausgaben  aber  auch  wieder  eine  gewisse  Verminderung,  denn 
manche  Ausgaben,    vor    allem    die  Kosten    von    Neubauten,    die    bisher   aus    den 


')  „L'armee  d'Afrique  n'est  pas  l'armee  de  la  Colonie,  c'est  avant  tont  l'armee  de  la 
France."     Ebenda. 

-  l>i«'  Verteidigungskosten  in  vollem  Umfang  Algerien  aufzubürden,  daran  konnte  überhaupt 
nicht  gedacht  werden,  denn  sie  betrugen  .">2  Millionen,  die  algerischen  Einnahmen  55  Millionen. 
Ebenda  S.  611. 

3)  „Acceptons  dons  cette  these  afin  qu'on  n'aecuse  pas  l'Algerie  de  reclamer  l'autonomie  et 
de  vouloir  cependant  echapper  ä  ses  cons£quences  .  .  ."     Ebenda  S.  612. 

')  Amortisation  in  75  Jahren,  bei  Verzinsung  zu  o3 

5)  Ebenda  S.  614. 
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ordentlichen  Einnahmen  bestritten  wordeD  waren,  konnten  in  Zukunft  aus 
den  außerordentlichen  Einnahmen,  aus  der  Anleihe,  gedeckl  werden;1  diese 
dem  ordentlichen  Budget  wegfallenden  Ausgaben  veranschlagte  Dessoliera  auf 
4,6  Millionen.2)  I  >a  diese  Ausgabenverminderung  von  der  Ausgaben  Vermehrung 
noch  um  beinahe  1  .Million  übertroffen  wurde,  erreichten  die  algerischen  Ansgaben 
insgesamt  .r>7  Millionen,  d.  h.  das  Defizit  stieg  auf  2  Millionen  an. 

Es  handelte  sich  nun  streng  genommen  nur  darum,  für  die  Deckung  dieser 
2  Millionen  Sorge  zu  tragen.  Allein  in  einem  Lande  wie  Algerien,  dessen  Ein- 
nahmen fast  ausschließlich  auf  dem  Ackerbau  beruhten,  mußte  damit  gerechnet 
weiden,  daß  infolge  einer  plötzlichen  Mißernte  die  wirklichen  Einnahmen  hinter  den 
Voranschlägen  erheblich  zurückbleiben  konnten  ;3)  deshalb  empfahl  es  Bich,  vorsichts- 
halber mein-  Einnahmen  in  den  Voranschlag  einzustellen,  als  zur  Deckung  der 
Ausgaben  erforderlich  war.  Dessoliers  henial-i  den  zur  Abwehr  der  Folgen  eines 
schlechten  Jahres  nötigen  Überschuß  auf  2  Millionen;*)  d.h.  es  mußten  im 
ganzen  4  Millionen  mehr  aufgebracht  werden,  als  an  ordentlichen  Einnahmen  zu 
erwarten  stand.  Dessoliers  hielt  es  für  ausgeschlossen,  daß  sich  eine  so  große 
Summe  durch  Verminderung  der  Ausgaben  oder  durch  Vermehrung  der  Steuern 
aufbringen  lassen  werde;5)  nach  seiner  Ansicht  konnte  der  Mehrbedarf  nicht 
anders,  als  durch  einen  Zuschuß  seitens  des  Mutterlandes  gedeckt  werden. 
Entgegen  der  Meinung  von  Aymes6)  glaubte  Dessoliers,  daß  das  Mutterland  den 
erforderlichen  Zuschuß  leisten  werde,  zumal  die  Kolonie  Aufgaben  auf  sich  nehme. 
über  deren  Natur  sich  streiten  lasse.7)  Außer  der  Subvention  verlangte  der  Be- 
richterstatter noch  die  Überlassung  sämtlicher  Überschüsse  an  die  Kolonie:5")  da- 
mit erschien  das  Gleichgewicht  des  algerischen  Budgets  genügend  gesichert. 

Zum  Schlüsse    stellte  Dessoliers    noch   einige  Forderunsren    auf.    die  darauf 
abzielten,  einerseits  die   Kontrolle  des  Mutterlandes  abzuschwächen,    anderere 
die  durch  die  Kolonialorgane  geübte  Kontrolle  zu  stärken.     Er  forderte  nämlich 
nichts  geringeres,  als  den  Verzicht  auf  die  Unterscheidung  zwischen  obligatorischen 


')  „Or  certaines  depenses  cesseront  de  figurer  au  budget  ordinaire  poui  etre  alimentees  par 
les  fonds  d'emprunt."     Ebenda  S.  (513. 
2)  Nämlich : 

1.  1800  000  für  Kolonisation  i.e.  S. 

2.  1250  000    „    Hafenbauten 

3.  1  093000    ,.     neue  Staatsstraßen 

4.  443  000    „     Neuanlagen  und  Verbesserung  der  Bewässerung. 

4586  000.     Im  ganzen. 
3j  „Si  l'annee  agricole    a  ete    mauvaise  .  .  .    l'impot   rend  moins  que  les  previsions   budg^t- 
aires".     Ebenda. 
')  s.  615. 

5)  Dessoliers  stellt  die  Steuerleistungen  der  Algerier  in  Parallelle  zu  denen  der  alten  Kolonien: 
In  Algerien  kamen  38  Fr.  allgemeine  Steuern  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung,  in  der  Guadeloupe 
dagegen  nur  27,8;  iu  der  Martinique  23,2:  in  der  Reunion  20,6;  im  Senegal  nur  12  Fr.  (1.  C.  S.  6161 
Diese  Statistik  läßt  aber  die  Steuerprivilegien  der  weißen  Algerier  nicht  erkennen.  VergL  dazu 
oben   S.  157,   Anmerkung  3. 

6)  Siehe  oben   S.  275. 
:)  Ebenda  S.  617. 

"j  Ebenda  S.  619. 
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und  Fakultativen  Ausgaben.  Die  IV  i  tollung  der  obligatori  chen  \u  gaben  durch 
den  Euständigon    Minister    mußte    soinor  An  iclil    nach    mit   der  'An  aumicnl 

sämtlichor  Dionstzweige  (in  den   Händen  di     Oouvori mini  tor      in  AI 

eohwinden    und    an  ihre  Stolle    die    Freie  Bewilligung  in   Algwien  treten.1      Abor 

iiiflii    genug    damit,    daß    er   Viir   die    algori  chon    Vertrot ktfrpor  ein  uneiugi 

Bchränktea  Bewilligung  recht  auch  gegonüber  don    obligatori    chon   Au  •• 
beanspruchte,  wollte  er  auch  noch  eine  ständige  Kontrollo  der  Selb  tvorwaltung 
organe  gegonüber  der  algerischen  Verwaltung  organisiert  sehen;  zu  diesem  Zw» 
verlangte  er  (wie  der  Morinaud'sche  Gesetzesentwurf)    die  Schaffun  \n- 

Schusses  nach  dein  Muster  der  Departementskommission,  dem  die  l  berwachung 
<.\w  Ausführung  »Irs  Budgets  obliegen  Bollti 

Die  Ausführungen  Dessoliers1    deckten    sich    uichl    durchweg    mit    den    An 
sichten  der  Kommission.     Daher  sah  sich  ein  anderes  Kommissionsmitglied,  Casa 

nova.  veranlaßt,  die  Punkte  klar  zu  legen,  in  denen  die  Kommission  von  l>> 

Hers'  Standpunkt  abwich.  Zunächst  einmal  hegte  <1  i< -  Kommission  die  nicht 
unbegründete  Befürchtung,  daß  man  in  Prankreich  hinter  der  Verknüpfung  der 
Finanzreform  mit  einer  Verwaltungsreform  LoslösungsbeBtrobungen  wittern  werde 
und  sich  so  Schwierigkeiten  ergäben.3)  Ferner  war  man  mit  der  Abhängigkeil 
des  Budgets  von  einem  Staatszuschuß  unzufrieden,  weshalb  Casanova  in  ganz 
richtiger  Erkenntnis  dev  Sachlage  beantragte,  durch  Aufbürdung  der  Zivilpen- 
sionen  und  der  Gendarmerie  auf  den  Staat  die  Ausgabenseite  der  Kolonie  zu 
entlasten,  damit  die  Subvention  überflüssig  werde.4)  Klier  wollte  er  die  Leistung 
von  jährlichen  Beiträgen  an  das  Staatsbudget  zugestehen,  aber  die  Abschaffung 
der  Subvention  erschien  ihm  unerläßlich,  weil  sonst  für  das  algerische  Budget 
die  Gefahr  vorlag,  zwischen  den  vom  Staat  möglichst  hoch  angesetzten  obliga- 
torischen Ausgaben  und  der  vom  Staate  möglichst  knapp  bemessenen  Subvention 
eingekeilt  zu  werden.3)     Gegen  die  Beibehaltung  des  obligatorischen  Charakters 


')  ..Vax  souvenir  de  I'ancienne  distinetion  entre  les  depenses  de  souverainete  et  celle-  d 
l'administration  .  .  .  ces  depenses  (obligatoires)  doivent  §tre  iixces  a  Paris  par  les  ministres  com- 
petents  et  votees  seulement  „pro  forma"  a  Alger.  Comme  ici  aueune  discussion  serieu-.-  a'est 
possible,  l'inscription  d'office  est  assez  naturelle.  Mais  cette  distinetion  perd  sa  raison  d'etre  si  la 
refornie  administrative  .  .  .  aecompagne  la  reforme  budgetaire.  Tous  les  Services  etant  centralis^ 
a  Alger  .  .  .  une  discussion  est  desormais  possible  ä  propos  de  ohaeun  d'eux  .  .  ."     Ebenda  S.  621. 

'-')  „Les  detournements  de  eredits  .  .  .  ont  ete"  trop  frequents  p'ottr  qu'on  n'en  craigne  pas 
le  ntour  ...  II  est  donc  ueeessaire  .  .  .  d'instituer  une  commission  odoniale  analogue  ä  la 
C'omission  departementale,  cbanree  de  surveiller  la  stricte  execution  du  budget  algerien".  Ebenda 
Seite  623. 

3)  ..Tont  d'abord  la  Commission  craint  qu'en  subordonnant  la  reforme  financiere  ä  la  reforme 
administrative,  nous  ne  rencontrions  des  difficultes  et  qu'en  France,  on  ne  voie.  dans  cette  demande, 
des  tendances  separatistes  un  peu  trop  accentuees  .  .   .-   Ebenda  S.  625. 

4j  „Nous  voudrions  que  la  Metropole  conservät  ä  sa  Charge  certaines  depenses  qui  n'ont 
jamais  ete  comprises  au  budget  de  l'Algerie;  je  veux  parier  des  pensions  civiles  et  des  depenses 
de  gendarmerie.  Si  la  Metropole  au  Heu  de  nous  aeeorder  une  Subvention,  eonsentait  a  maintenir 
ces  depenses  aux  budget  oü  elles  sont  actuellement  colloquees,  nous  recettes  suftiraient  ä  gager 
largement  nos  emprunts".     Ebenda. 

5)  „La  grosse  objeetion  que  nous  fait  M.  le  Gouverneur  est  que  nous  allons  etre  pris  entre 
les  depenses  obligatoires  et  la  Subvention  et  que  nous  ne  pourrons  rien  faire.  Supprimons  donc 
la  Subvention  et  pn'voyons  ati  besoin  un  contingent  annuel  que  nous  foumirons  ä  la  Metropole 
pour    lui    muntrer    que    nous    ne    nous    desinteressons  pas  absolument  de   ces  depenses''.     Ebenda. 
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gewisser  Ausgaben    « 1 ; i  ^  <;_■•■  1 1    hatte  Casanova  andere    als   Dessoliers     -  Dichte 

einzuwenden.1       Für   ein    ganz    selbständiges  Budg  \\  1  <  ■    es    Casanova    vor- 

schwebte bedeuteten    die   obligatorischen    Ausgaben    ja   auch    nicht    dieselbe 

Gefahr  wie  Für  ein  vom  Staatszuschuß  abhängiges  Budget.  In  der  Hauptsache 
jedoch,  Dämlich  in  der  Auswahl  des  Systems,  stimmte  die  Kommission  mit  I» 
ücis  überein.  Alle  bekannnten  Bich  zu  dem  Vollbudget,  zu  dem  „algerischen" 
Budget,  wie  sie  es  nannten.2)  Das  Spezialbudgel  wolhe  Casanova  überhaupt 
nicht  als  ßudgel  gelten  laBsen:  es  war  in  Beinen  Augen  mir  ein  Auskunftsmittel, 
ein  besonderes  Kapitel  <lc<  Staatsbudgets,  ein  Ausgabenkapitel,  daß  die  Algerier 
bewilligen  dürften.3)  Das  war  nun  freilich  übertrieben,  denn  auch  beim  Spezial- 
budgel bandelte  es  sich  um  Schaffung  einer  eigenen  Rechtspersönlichkeit,  und 
für  den  rechtlichen  Charakter  eines  Budgets  is1  es  gleichgültig,  ob  es  aus  eigenen 
Einnahmequellen  oder  aus  einer  Staatssubvention  gespeist  wird.  Immerhin  ist 
die  Charakterisierung  des  Spezialbudgets  durch  Casanova  sehr  bezeichnend  für 
die  unter  den  Nichtkolonisten  herrschende  Abneigung  gegen  das  Teilbudget. 

INI i t  seiner  Kritik  an  Dessoliers'  Forderungen  erreichte  Casanova  übrigens 
nur  so  viel,  daß  die  Versammlung  sich  für  die  Beibehaltung  des  Unterschieds 
zwischen  obligatorischen  und  fakultativen  Ausgaben  aussprach,  wohl  hauptsächlich 
deshalb,  weil  man  sich  sagte,  daß  das  Mutterland  in  eine  Beseitigung  dieser 
Unterscheidung  doch  nicht  willigen  würde.  Dagegen  fand  sein  Wunach,  die 
Verwaltungsreform  aus  der  Budgetreform  auszuschalten,  keinen  Anklang.4)  und 
ebensowenig  folgte  man  seiner  Anregung,  durch  Beschränkung  der  Ausgabenseite  die 
Subvention  überflüssig  zu  machen.5)  Und  so  nahm  die  Delegation  heinahe  alle 
Punktc>  der  Dessoliers'schen  Forderungen  an:6)  1.  daß  mit  der  Budgetreiorm 
gleichzeitig  die  Zusammenfassung  aller  Verwaltungszweige  beim  Greneralgouver- 
neur  durchgeführt  werden  möge,  damit  dem  algerischen  Budget  auch  ein  alge- 
risches  Ministerium  entspreche;  "2.  daß  das  Budget  an  Ausgaben  nur  Zivilaus- 
gaben begreife,  dagegen  keinen  Beitrag  zu  Verteidigungszwecken;  3.  daß  das 
Mutterland  einen  den  Jahreszahlungen  für  eine  Anleihe  von  100  Millionen  ent- 
sprechenden Zuschuß  gewähre  und  die  (Garantie  für  diese  Anleihe  übernehme: 
4.  daß  die  Überschüsse  lediglich  Algerien  zuwüchsen,  um  zur  Bildung  eines  Re- 
servefonds   verwendet    zu    werden;     5.    daß    eine   Kolonialkommission    zur   Ober- 


')  Der  Behauptung  Dessoliers".  daß  die  Algerier  aber  die  obligatorischen  Ausgaben  keine 
Kontrolle  besäßen,  hielt  er  entgegen,  daß  die  dem  Staatsrat  vorgelegten  Voranschläge  doch  auch 
von  den  algerischen  Vertretern  geprüft  wurden.     Ebenda  S.  tri'!. 

2)  „D'abord  le  budget  algerien;  je  dir  algerien,  parce  que  le  mot  integral  nie  semble 
defeetueux  et  me  Laisse  entrevoir  la  prise  en  Charge  des  depenses  militaires".     Ebenda. 

3)  „C'es<  ensuite  le  budgel  special  qui  n'a  de  budget  que  le  nom.  qui  est  plutot  im  expä- 
dient,  im  chapitre  special  du  budget  metropolitain,  chapitre  de  depenses  qu'on  nous  pennet  de 
voter.     Ses  recettes    sont  des  recettes  d'Etat  sur  lesquelles  nous  n'avons  aueune  action  .  .  .  Ebenda. 

')   Rede  von  Vinci.  Ebenda  S.  630. 

5)  Vinci  suchte  die  Befürchtungen  wegen  der  Subvention  mit  dem  Hinweis  auf  Tunis  und 
[ndochina  /.u  zerstreuen;  was  Frankreich  für  diese  Länder  tue,  werde  es  aueb  für  Algerien  tun. 
Ebenda  S.  G30. 

6)  Ebenda  S.  634. 


— 

wachung    der    Ausführung    des   Budgol     zu     ohaffen     oi  '       Nui    d(  i    Punkl    d< 
I  i,     olioi      rhon   Programm  .    der    verlangte,    i        olle    von    einer    I  ntei  cheidung 
■wischon  obligatori  ohon    und    fakultativen   An  -{abon  ahge  ehon   worden,3     wurde 
abgolehnt. 

Y  i   Die   Eingobomondologal  ion. 

Angesichts    dor  Einmütigkeit,    mil    der   die    Delegation    der    Nichtkol tun 

Für  das  Vollb*udge1  eintrat,  machte  der  Regiorungkommi  jär  keinen  ernstlichen 
Versuch,  »las  Spezialbudgel  bu  verteidigen.3)  E  war  auch  aichl  nötig,  denn  die 
Delegation  der  Kolonisten  hatte  sich  schon  für  das  Spezialbudgel  ausgi  prochen; 
und  daß  von  der  Eingebornendelegation  kein  Widerstand  gegen  den  Entwurf 
drs  Generalgouverneurs  zu  erwarten  war,  zeigen  die  farblosen  Resolutionen,  in 
denen  die  arabische  und  die  kabylische  Sektion  der  Regierung  die  Wahl  zwischen 
den    beiden    Systemen   anheim    stellten.4)       Offenbar    war    es    den    Eingebornen 

etwas  peinlich,    sich  zwischen    einem  vom   Ministerium    und  einem  \ Gouver- 

aemenl  empfohlenen  System,  deren  Unterschiede  ihnen  wohl  kaum  in  voller 
Klarheit  zum  Bewußtsein  kamen,  entscheiden  zu  sollen,  [ndem  die  Eingebornen- 
delegation  dem  „Gouvernement"    die  Auswahl    überließ,    war  das  Absti ungs- 

ergebnis  in  der  Vollversammlung  schon  vorgezeichnet. 


')  „La  _''  Delegation  eraet   l'avis: 

..1"  Que  l'emancipation  budg&aire  de  la  colonie  soit  proclamee,  sans  nouveaux  retards,  par 
la  loi  de  finanoes  de  l'exercice   1901   et  que  La  reforme    administrative,    aecompagnant 
1  a  rot'orme  budgätaire,  tous  les  Services  soient  centralis^s  anpres  duGou 
n  !•  u  r  ^'rni'ral,  atin  qu'a  un  budget  algl.rien  corresponde,  comme  il  est   necessaire  et  logique,  an 
Ministre  alg&ien; 

2"  Que  le  budget  des  depenses  ne  comp  renne  que  leg  d^penses  civilis, 
saus  contingent  d'aucune  sorte  a  fournir  pour  les  depenses  militaires  ou  la  marine; 

3°  Qu'une  Subvention  äquivalente  ä  l'annuite  du  pr emier  emprunt  de  100 
mülions,  qu'elle  aura  ä  contracter,  lui  seit  allouee  par  la  m^tropole,  afin  que,  sans  crainte 
de  mdeompte,  eile  puisse  assurer  le  parfait  äquilibre  de  son  budget  et  que  ce  premier  emprunt 
seit  g  a  r  a  n  t  i ; 

1"  Que  les  exeedents  de  r  e  c  e  1 1  e  s  soient  acquis  ä  l'Alg^rie,  -ans  partage  avec 
la  metropole,  de  maniere  ä  former  une  caisse  de  reserve,  comme  en  possedent  toutes  les  autres 
colonies ; 

5°  Qu'une  Commission  coloniale  soit  constituee,  sur  place,  chargee  de  surveiller 
l'execution  du  budget  alg£rien".     Ebenda  S.  6*23. 

2)  „Que  la  distinetion  en  depenses  obligatoires  er  t'acultatives,  teile  qu'elle  est  prevue  (Lin- 
ie projet   esquisse"  par  M.le  President  du  Conseil,  ne  soit  pas  maintenue."     Ebenda. 

3)  Natürtich  hob  er  pflichtmäßig  die  guten  Seiten  des  Spezialbudgets  wieder  hervor;  dabei 
behauptete  er  verkebrterweise,  die  Einnahmen  des  Spezialbudgets  bestünden  einerseits  aus  der 
Dotation  und  „en  outre  du  produit  des  taxes  speciales  qu'elle  (la  colonie)  jugerait  utile  d'ajouter 
a  cette  dotation"  (1.  c.  S.  634),  während  doch  nach  dem  System  des  Spezialbudgets  die  Kolonial- 
organe gar  kein   Einnahmebewilligungsrecht  besitzen  sollten. 

4)  Die  Resolution  der  arabischen  Sektion  lautete:  ..Sans  renoncer  au  budget  special  ...  la 
Bection)  est  d'avis  que  le  Systeme  du  buget  integral  .  .  .  est  egalement  de  nature  ä  realiser  le 
progres    cherch^;    Et  s'en    remet    au  Gouvernement    du  soin   de  choisir    entre   les  deux  systemes." 

Delegation  indigene,  Section  arabe,  Sitzung  vom  IS.  November  1899,  1.  c  S.  752).    Die  kabylische 
Sektion    nahm    in   der  Sitzung  vom   20.  November  eine   ähnliche   Resolution   an   (1.  c.  S.  804). 
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8  Die  Vollversammlung. 
Daher  konnte  der  Generalgouverneur  in  der  Vollversammlung1  unbedenklich 
die  Forderungen  Dessoliers'  bekämpfen,  ohne  eine  Niederlage  zu  riskieren.  Er 
zeigte,  daß  es  sich  bei  den  Vorschlägen  Dessoliers'  nicht  nur  um  eine  Ver- 
waltungsreform,  sondern  um  politische  Umgestaltungen  handelt.-.-  Von  einem 
Gouverneur-Minister  wollte  Laferriere  nichts  wissen,  und  ersl  recht  oichts  von 
einem  Gouverneur-Minister  unter  Vormundschafl  einer  Kolonialkommission.3)  Über- 
haupt hielt  er  es  —  und  wohl  mit  Recht  für  ratsam,  die  Schwierigkeiten,  die 
sich  der  Lösung  der  Budgetfrage  möglicherweise  entgegenstellten,  nicht  noch  durch 
Äußerung  derartiger  Wünsche  zu  vermehren.4)  Seine  ablehnende  Haltung  gegen- 
über dem  Vollbudget  suchte  er  ebenfalls  mit  Rücksicht  auf  die  Stimmung  im 
Mutterland  zu  rechtfertigen.  So  bezeichnete  er  es  als  unklug,  alle  Oberschüsse 
für  Algerien  zu  beanspruchen,  weil  er  annehmen  zu  dürfen  glaubte,  das  man  in 
Frankreich  die  Rückzahlung  der  für  das  Land  gebrachten  Geldopfer  von  Algerien 
erwarte;  deswegen  dünkte  es  Laferriere  besser,  die  Hand  zu  einem  Vergleiche 
nämlich  zur  Teilung  der  Oberschüsse)  zu  bieten,  als  gleich  alle  Oberschüsse 
für  Algerien  zu  verlangen.*)  Nun  gar,  da  Dessoliers  vom  Mutterland  noch  vier 
Millionen  zur  Garantie  der  Schuld  verlangte.  Ob  sie  denn  glaubten,  auf  die 
Weise  ihrer  Sache  Anhänger  zu  gewinnen,  daß  sie  zuerst  sagten,  wir  wollen 
alle  Überschüsse  für  uns  behalten  und  dann  hinzufügten:  aber  wir  erwarten  daß 
du,  Mutterland,  dich  verpflichtest,  uns  alljährlich  4  Millionen  zu  zahlen.'"';  Auch 
den  Umstand,  daß  die  Regierung  an  der  Unterscheidung  zwischen  obligatorischen 
und  fakultativen  Ausgaben  festhielt,7)  wußte  der  Generalgouverneur  zu  einem 
Angriff  auf  das  Vollbudget  auszunützen,  indem  er  nämlich  daraus  ableitete,  daß 
sie  doch  immer  zwei  Budgets  hätten  und  daß  sie  dem  gar  nicht  ausweichen 
könnten,  weil  die  Zweiheit  des  Budgets  die  logische  Folgerung  der  Zweiheit  von 


')  Reunions  pl£nieres,  Sitzung  vom   21.  November   1899,  S.  XXIV ff. 

-i   les    propositions    budgetaires    qui   ont    6t6  deVeloppees    par  .  .  M.  Dessoliers,  Bont 

subordonn£es,  ä  des  propositions  —  je  veux  bien  dire  d'ordre  administratif  .  .  .  mais  qui  dans  leur 
essence,    sont  bien  de  veritables  propositions   politiques  pnisqu'elles  tendent  h  l'unification  de  tous 
les  serviees    algeriens  .  .  entre    les    mains    d'un  Gouverneur    qu'on  fransforme  en  meine    tempe 
Ministre."     Ebenda  S.   XX^  1 1. 

l de    teile    sorte    que    ce  gouverneur-ministre  se  trouve  en  m6me  temps  an  gouver- 

heur  en  tutelle".     Ebenda. 

4J  ,,11  me  semble  que  la  question  du  budget  algenen  .  .  .  est,  par  elle-meme  assez  grave,  assez 
importante  ...  et  peut  donner  lieu  .  .  .  ä  assez  de  difncult^s  pour  que  nous  n'allions  paz  a 
plaisir,  augmenter  ces  difficult^s,  en  presentant  au  gouvernement  .  .  .  des  desiderata  qui  peuvent 
ne  pas  cadrer  avec  leurs  vues".     Ebenda. 

5)  „Pensez-vous  qu'il  sera  prudent  en  presence  d'un  tel  etat  d'esprit  possible,  dYtaler  comme 
condition  absolue  une  pr&ention  aussi  accentuee,  et  ne  croyez-vous  pas  que  si  nous  avons  ä 
qous  engager  sur  ce  terrain,  ce  ne  soit  pas  plutöt  en  faisant  preuve  d'un  esprit  de  transaction  et 
en  demandant  un  partage,  au  lieu  d'une  absorption  complete  des  exc^dents  du  budget  de  l'Algene  .  .  .?" 
Ebenda  S.  XXVITI. 

')  „Croyez-vous  que  ce  sera  bien  disposer  les  esprits  .  .  .  apres  avoir  dit:   ..Nous  entendons 
l./n.'tHier  de  tous  les  excedents"   d'ajouter:    mais  nous  entendons  que  vous,  Metropole,  vous  vous 
giez  ä  nous  donner  tmis  les  ans  4  millions   .   .   .?"      Ebenda. 

T)   „Cette  distinetion,  le  Gouvernement  y  tierit  et  a  le  'droit  d'y  tenir  beaueoup".  Ebenda  XXIX. 


— 

Muttorland  und  Kolonie    oi  '}     Kurzum,  der  Gunoral vornour  ei  igti      i<  li  um  i 

ohöpflich    im    Auffinden    immor    neuer  Schwächen    de     Vollbudgel        Ang<    icht« 
diesor  Bohr  einsoitigcn   Beurteilung  de     Vollbudget«   klingt   i\     morkwürdi 
wriiu   Laforriere  Belbst  die  Delogationou  vor  dor  Üjinsoitigkoil  warnte,  dem  Mutter 
land  nur  oin  S\  Btom  anzubiotoa 

Mit  dieser  Aufforderung  stieß  der  Generalgouverneur  natürlich  aul   beftigeu 
Widerspruch    bei  den   NiohtkoloniBten,   Vinci  bezeichnet  adezu  al    Pflicht 

vergessenheil    gegenüber   ihren   Wählern,    wenn    Bio   sich    nicht   ohne   Umschweife 
■u  einer  bestimmten   Meinung  bekennen  würden.3)     Der  Auffassung  des  General 
gouverneurs,    daß    die  Reform    nicht   mit  politischen   Reformen  verquickt   worden 
dürfe,  begegnete  Vinci  mit  der  Frage,  ob  die  im  ministeriellen   Briefe  angei 
Übertragung   des  Bewilligungsrechts   an  die  algerischen  •  trgane  etwa  keine  poli- 
tische   und    verfassungsrechtliche   Reform    darstelle.4)      Ebenso  konnte  sich   \  in«i 
hinsichtlich  der  Subvention  auf  den  Brief  des  Ministerpräsidenten  berufen. 8J     Als 
überzeugter  Anhänger  des  Vollbudgets  wies  Vinci  natürlich  auch  den  von  Aymea 
in    der  Kolonistendelegation    verfochtenen   Plan    eines   Teilbudgets    mit    eigenen 
Einnahmequellen6)  zurück.7)     Seine  materiellen  Vorteile  vermochten  die  Autono 
misten    nicht   zu    locken,    denn  die   Forderung  der  Loslösimy  de-  gesamten  alge 
rischen   Budgets  Btand  ihnen  über  der  Frage  nach  dem  praktischen  Ergebnis;  das 
zeigen  die  Worte,  mit  denen  Vinci  unter  dem  Beifall  seiner  Gesinnungsgenossen 
Bchlo.fi :   „Algerien  ist  eine   Kolonie,   braucht  also  kein  Staatsbudget;   Algerien  ist 
kein  französisches   Departement,  es  ist  keine   Vereinigung  von  drei  französischen 
Departements;  Algerien  ist  nicht  Frankreich.  Algerien  ist  ein  anderes  Frankreich".8 
'Trotz  der  geschickten  Verteidigung  des  Vollbudgets  durch  Vinci  behielt   der 
Generalgouverneur  —  wie  vorauszusehen  war  —  die  Oberhand,  denn  die  in  der 
Kolonistendelegation  gebilligte  Tagesordnung,  die  dem  Spezialbudgel  den  Vorzug 


')  „De  sorte  que  .  .  .  vous  avez  toujours  deux  budgets,  et  von-  ne  pouvez  pas  ne  pas  lea 
avoir  parce  que  cette  dualite  du  budget  algdrien  est  la  consequence  Logique  de  la  dualite  meme 
constitude  par  une  me'tropole  et  une  Colonie."     Ebenda  S.  XXX. 

-)  „Je  crois  qu'il  est  imprudent  de  se  präsenter  avec  an  seul  Systeme  ...  et  de  dire  a  la 
Metropole:   „hors  de  lui,  j>as  de  salut!""     Ebenda  XXXIII. 

3)  ..Eh  Inen.  .  .  .  nous  manquerions  a  nos  devoirs,  non  seulemenf  envers  les  pouvoirs  publics, 
mais  envers  nos  electenrs,  en  n'ayant  pas  une  opinion  saus  ambages,  une  opinion  eate- 
gorique".     Ebenda  S.   KL. 

4)  „N'est-ce  point  la  une  reforme  politique  et  constitutionelle"  V     Ebenda  S.    XL1. 

5)  „  .  .  .  ce  n'est  pas  nous  qui  avons  invente  le  principe  de  cette  Subvention  .  .  ." 
Ebenda  S.  X1.I1. 

6)  Siehe   oben    S.  276  f. 

')  Vinci  ualmi  an,  daß  bei  der  Durchführung  des  Aymes'schen  Teilbudgets  das  Mutterland 
die  ihm  zugewiesenen  Einnahmen  erhöhen  werde :  „Elle  (la  metropole)  s'arrangerait  de  facon  ;'i  aug- 
menter  l'impot  .  .  .  Si  vous  ne  croyez  pas  la  Metropole  assez  gen^rense  pour  nous  donner  une 
Subvention  de  4  millions,  eile  nous  frappera  d'impots  pour  combler  le  deficit".  (Ebenda).  Aymes 
erwiderte,  daß  die  Zölle,  die  er  dem  Mutterland  als  Einnahmen  zugewiesen  hatte,  nicht  für  Algerien 
allein  erhöht  werden  könnten,  da  sie  in  internationalen  Verträgen  festgelegt  seien.  Das  trat'  aber 
nur  /..   T.   zu. 

H)  „  .  .  .  il  ne  taut  pas  que  l'Algerie.  qui  est  une  colonie,  ait  un  budget  d'Etat;  l'Algerie 
C6  n'est  pas  un  departement  francais;  l'Algerie  ee  n'est  pas  la  reunion  de  trois  departements 
francais;  l'Algerie,  ce  n'est  pas  la  France,  c'est  une  autre  France1'.     Ebenda  S.  XLY. 
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gab.  aber  Für  den  Fall  der  Einführung  des  Vollbudgets  gewisse  Bedingungen  auf- 
stellte, '  wurde  auf  Vorschlag  ihres  Urhebers,  des  Obersten  Corps,  uun  auch  in 
der  Vollversammlung  angenommen,  freilich  nichl  mit  großer  Mehrheil  mit  '■>'■>  *_r  *  -  *^r  ■  - 1 1 
■_' ]  Stimmen,  bei  vier  Enthaltungen  .-'  Gegenüber  dem  Vorjahre  waren  also  die 
Rollen  vertauscht:  im  Jahre  L898  hatte  das  Ministerium  das  Teilbudgel  empfohlen, 
die  Delegationen  hatten  grundsätzlich  dem  Vollbudgel  den  Vorzug  gegeben  und 
mir  aus  politischen  Rücksichten  dem  Teilbudgel  zugestimmt,  während  jetzt  um- 
gekehrt das  Ministerium  die  Lösung  in  der  Richtung  des  Vollbudgets  suchte,  aber 
die  Vollversammlung  der  Delegationen  sich  für  das  Spezialbudgel  aussprach. 
Man  darf  indes  nicht  vergessen,  daß  dieser  Beschluß  nur  mii  Hülfe  der  Einge- 
bornen  die  Mehrheil  erlangt  hatte,  und  daß  der  wichtigste  Teil  der  algerischen 
Vertretung,  die  Nichtkolonisten,  dagegen  gestimmt  hatte,  [nfolge  dieses  Zwiespalts 
unter  den  Delegationen  gewann  die  Stellungnahme  des  Conseil  superieur  diesmal 
eine  ausschlaggebende  Bedeutung. 

b)  Das  Conseil  superieur. 

Der  Berichterstatter  im  Conseil  superieur,  Casanova,  ließ  die  verschiedenen 
Vorschläge  nach  der  Reihe  Revue  passieren  und  erörterte  die  Vorteile  und  die 
Nachteile  jedes  einzelnen  Vorschlags.3)  Von  den  beiden  Teilbudgetentwürfen 
legte  er  den  Brisson-Laferriere'schen  Entwurf  beiseite,  weil  sich  die  parlamen- 
tarischen und  die  Regierungskreise  dem  Grundsatz  des  einheitliehen  Budgets  zu- 
gewandt hatten.4)  Man  hätte  nun  erwarten  sollen,  daß  Casanova  eines  der  Voll- 
budgets (entweder  das  ministerielle  oder  das  von  Dessoliersi  empfahl:  allein  er 
brachte  den  Vollbudgetentwürfen  kein  großes  Vertrauen  entgegen,  weil  sie  sich 
auf  einen  Staatszuschuß  stützten."'  Und  so  blieb  nur  der  Teilbudgetentwurf  von 
Aymes  übrig,  an  dem  der  Berichterstatter  nichts  anderes  anzusetzen  wußte,  als 
daß  bei  ihm  die  Einheit  des  Budgets  fehlte.6)  Daher  schlug  die  Kommission 
eine  diesem  System  günstige  Resolution  vor.7)  Es  muß  jedoch  hervorgehoben 
werden,  daß  in  der  Kommission  auch  der  Vollbudgetentwurf  der  Regierung  eine 
sehr    günstige  Aufnahme    gefunden    hatte,    und    daß    die    das  Budget   von  Aymes 


')  Siebe  oben  S.  279. 

2)  Ebenda  S.  XI.YIII. 

3)  Conseil  superieur,  Session  de  decembre  1 8i'l •.  Sitzung  vom  20.  Dezember,  Proces-verbaux 
S.  670ff. 

4)  „Le  principe  flu  budget  special  .  .  .  n'est  plus  en  faveur  aujourd'hui,  ct.  dans  les  milieux 
parlementaires  comme  dans  les  milieux  gouvernementaux  on  est  de  plus  en  plus  paitisan  de  l'uni- 
fication  budgetaire  .  .  ."     Ebenda  S.  675. 

8)  1.  c.  S.  677. 

6)  Ebenda  S.  676. 

")   „Les  recettes  et  les  depenses  de  l'Algerie  seront  divisees  en  deux  parties  distinctes: 

La  premiere,  en  recettes,  comportera  le  produit  des  douanes,  et  en  depenses,  toutea  les 
depenses  metropolitaiues,  dont  la  nomenclature  a  6t&  fixee  dans  le  projet  de  1898. 

La  seconde  (partie  algerienne,  budget  algerien  .  en  recettes,  tous  les  produits  percus  en 
Algerie,  autres  que  ceuz  des  douanes;  en  depenses,  toutes  les  depenses  dites  algeriennes  et  dont 
la  nomenclature  a  i'te  egalement  tixt'-c  en   I 

L'Algerie  sera  dotee  de  la  personnalite  civile  et  pourra  contracter  des  emprunts."  Ebenda 
683. 
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onniVehlondo  Ite  ulution  eigontlicli   nur  vorgi  logt  wurde    um   Überhaupt   oi \  01 

Bchlag  zu  machen, ') 

Einem  bo  wenig  elb  tsichoron  ßorichtor  tattcr  fgogoriübcr  hatten  die  An 
hängur  des  Vollbudgeta  leiohten  Stand.     Vinci   verfochl   natürlich  den  De    olior 

Bohen  Plan.     Dabei  wußte  er  ganz  geschickt  «I shwachen  Punkt  di     i 

Bohen  Berichtes  aufzudeokon,  indem  erzeigte,  daß  nicht  nur  dai  Vollbudget  von 
einer  Subvention  abhängig  ei,  sondern  auch  das  Toilbudget;  tatsächlich  war  die 
Binnahmonselto  des  Brisson  Laferricre'schon  Spezialbudgets  nicht  andere  alt  ein 
Staatszuschuß,  der  ebenso  wie  die  Subvention  beim  Vollbudget  zwar  nicht  in 
seiner  relativen  Höhe,  wohl  alter  in  sein. 'in  absoluten  Betrag  von  der  Bewilligung 
durch  das  Parlament  abhing.2)  Nur  dem  Teilbudget  Aymes1  gegenüber  war  dieser 
Vorwurf  unzutreffend.3)  Es  war,  da  ob  über  eigene,  mehr  als  ausreichende  Ein- 
nahmequellen verfügte,  gegenüber  dem  Staate  unabhängig. 

Man  sollte  denken,  daß  in  einer  bo  mit  Beamten  durchsetzten  Versammlung, 
wie  das  (\>nseil  superieur  es  war,  ein  sehr  gemäßigter  und  gegen  Neuerungen 
zurückhaltender  (ieisi  herrschte;  allein  das  Gegenteil  war  der  Fall.  I  >ie  ängst- 
lichen Ausführungen  von  Broussais,  —  der  meinte,  bei  der  Durchführung  des 
Vollbudgeta  würde  das  Parlament  das  Budget  bewilligen,  es  gäbe  also  keine 
Finanzautonomie  und  folglich  auch  keinen  Kredit,*)  —  fanden  gar  keinen  Wider- 
hall. Wohl  aber  wurde  den  Vinci'schen  Forderungen  volle  Beachtung  zu  Teil.8) 
Von  besonderer  Wichtigkeit  war  es.  daß  auch  der  Generalinspektor  der  Finanzen 
Beaucoudrey,  das  Vollbudget  befürwortete,6)  denn  als  der  höchste  Finanzbeamte 


')  Ebenda  S.  680. 

-)  „l.o  Systeme  de  la  dotation  est  donc  soumis  aux  fluetuations  parlementaires,  il  est  aussi 
ah'atoiro  que  celui  de  la  Subvention  .  .  ."     Ebenda  S.  C>86. 

3 )  Es  ist  also  nicht  richtig,  wenn  Vinci  die  vom  Staat  aufzubringende  Summe  zur  Deckung 
dos  Fehlbetrags  zwischen  seinen  algerischen  (den  Zoll="  Einnahmen  und  seinen  algerischen  Aus- 
gaben als  „dotation  de'guisee"  (S.  685)  bezeichnet;  denn  es  wurde  ja  dem  algerischen  Kölonialbudget 
keine    Dotation   geleistet. 

4)  en   somme,  ce  n'en  sera  pas  moins  le  Parlement  qui  votera  le  budget  algerien,  aussi 

hion  pour  los  depenses  t'acultatives  que  pour  los  depenses  obligatoires,  et  pai  suite  ce  budgel  sera 
uu  budget  d'Etat.  II  n'y  aura  donc  pas  d'autonomie  financiere,  et  par  consequent  pas  de  credit 
possible  pour  l'Algerie."     Ebenda  S.  61)4. 

5)  Adniiral  de  Servan  suchte  sie  sogar  noch  zu  übertrumpfen.  Ihm  war  der  Gedanke,  daß 
Algerien  wieder  zu  einer  gewöhnlichen  Kolonie  herabgedrückt  werden  sollte,  nicht  sympathisch. 
„La  conclusion  ;'i  tirer  dos  paroles  de  M.  Vinci  n'est-elle  pas  que  l'Algerie,  jalouse  du  regime 
appliqu£e  aux  autres  colonies  francaises,  demande  ä  leur  etre  assimilec  completement?  11  semble- 
rait  .  .  .  quo  l'Algerie  desire  etre  ramenee  au  rang  de  simple  colonie.  Or.  de  tolles  visees  ne 
seraient  pas  dignes  (Volle.  .  ."  (Ebenda  S.  698).  Nun  bezeichnete  er  aber  nicht  etwa  die  Ein- 
gliederung ins  Mutterland  als  das    dos  algerischen  Ehrgeizes    würdige  Ziel,   sondern  er  befürwortete 

die   Erhebung  zum    „Reichsland":    eile   a  le   droit  et  le  devoir  d'elever  plus  haut  son  ambition 

et,  pour  se  servir  d'une  expression  empruntöe  au  regime  constitutionnel  d'un  pays  etranger,  on 
pourrait  faire  d'elle,  en  quelque.  sorte,  une  „terre  ou  pays  d'empire.""  (Ebenda).  Es  ist  gewiß  sehr 
merkwürdig,  daß  ein  französischer  Adniiral  die  Verwaltungsform  Elsaß-Lothringens  al>  Muster  em- 
pfohlen hat.  .Juristisch  war  freilich  mit  diesem  Vorschlag  nichts  anzufangen,  denn  die  Einrichtung 
eines   Reichslandes   ist  nur  in   einem   Bundesstaate   denkbar. 

1  |  Ebenda  S.  691  Bf. 

Gmelin,  VcrfaesuiigBentwicklnng  vom  Algerien.  U 
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in  Algerien    konnte    er  doch    die    finanziellen    Folgen    Beiner  Durchführung  über- 
blicken. ' 

Ja  -rlli-t  der  Generalgouverneur  Laferriere  zeigte  Bich  wider  Erwarten  ent- 
akommend;  freilich  wiederholte  er  Beine  Mahnung,  ^ i < ■  1 1  nicht  auf  ein  System 
festzulegen,  denn  weder  die  Finanzdelegationen  Doch  das  Conseil  Buperieur,  aoch 
der  Budgetberichterstatter  (Le  Moigne  könnten  Bich  das  Recht  anmaßen,  die 
Umgestaltung  des  algerischen  Budgets  zu  bestimmen.2)  Aber  die  von  ihm  zur 
Annahme  empfohlene  Resolution  zeigt,  daß  er  die  Sache  des  Teilbudgets  für 
verloren  gab  und  nun  noch  in  letzter  Stunde  Bich  dem  Vollbudgel  zuzuwenden 
suchte.  Der  Grund  für  diese  auffallende  Schwenkung  1;il'  darin,  dafi  am  Vortage 
Ktienne.  Thomson,  Barthou  und  Le  Moigne  in  der  Deputiertenkammer  einen  auf 
Einrichtung  eines  Vollbudgets  abzielenden  Zusatzantrag  zum  Entwurf  des  Finanz- 
gesetzes eingebracht  hatten.3;  wovon  dem  Generalgouverneur  eben  telegraphische 
Mitteilung  zugekommen  war. 

Daher  wurde  in  der  vom  ( n-neralsekretär  des  Gouvernements  abgefaßten 
Resolution  das  von  den  Delegationen  gebilligte  Teilbudget  Entwurf  Brisson- 
Laferriere  und  das  von  der  Finanzkommission  des  Conseil  superieur  empfohlene 
Teilbudget  (Entwurf  Aym es)  nur  gestreift,  während  sie  dem  in  der  Kammer  ein- 
gebrachten Gesetzentwurf  ohne  Einschränkung  beistimmte  und  ihn  der  Regierung 
und  den  gesetzgebenden  Körpern  zur  Annahme  empfahl.4  —  Auch  Vinci  schlug 
eine  Resolution  vor.  die  einerseits  ein  Vollbudget  mit  Subvention,  andererseits 
administrative  Dezentralisation  i  nämlich  außer  der  Entscheidungsgewalt  der  al- 
gerischen Organe  über  das  Pmdget  die  Schaffung  eines  algerischen  Ministeriums 
oder    wenigstens     eines    algerischen    Staatssekretariats     und    die     ]>ildun<r     einer 


')  Ebenda  S.  706. 

2; il  serait    impölitique    de    se    montrer    exclnsif  .  .  .  il  est    Kien    Evident    que    oi    les 

Delegation^  financieres,  ni  le  Conseil  superieur,  oi  le  Rapporteur  du  budget,  ni  aueun  de  ceux  qui 
vc  pr^oecupent  de  cette  question,  ae  peut  avoir  la  pretention  de  determiner,  des  ä  present,  ce  que 
scra   le   Inulo-ct   ,1c   l'Alfrerie."      Kbenda  S.  710f. 

3)  Siehe    unten    S.  294. 

4)  „Le  Conseil   Superieur, 

Vu  le>  conclusions  <lc  la  Commission  des  finances; 

Vu  les  diffierentes  formes  du  budget  algerien,  ehum£r£es  dans  le  rapport  de  ladite  Commission; 

Vo  la  proposition  deposee  par  MM.  Lemoigne,  Barthou,  Etienne  et  Thomson, 
tendanl  ä  ce  que  la  loi  de  finances  de  l'exercice  1900  deeide  qu'a  partir  du  1er  j  an  vier  1901  l'Al- 
gerie  soil   dot^e  d'un   budgei   special; 

Considerant  que  cette  proposition  de  l"i.  par  son  importance  et  par  les  effets  hnnie- 
diats  qu'elle  est  susceptible  de  produire,  s'impose  avant  tout  ä  l'attention  du  Conseil 
Superieur,  qui  ae  peut  que  manifester  saplus  entiere  adhesiona.  cette  decision  de 
principe    et   en   remercier   les    auteurs; 

Prenant,  au  surplus,  en  consideration,  tant  le  Systeme  budgetaire  änonce  dans  ladite  pro- 
position  que  celui  adopte  par  les  Delegations  financieres  et  celui  qui  est  proposd  par  la  Commission 
des   Finances  du  Conseil  Superieur.; 

Emet  le  voeu: 

Que  I'addition  propos£e  ä  la  loi  de  finances  de  1900  soit  aeeeptee  par  le  Gou- 
vernement et  adopt^epar  lePouvoir  legislatif  et  que  le  Gouvernement  veuille  bien  s'in- 
spirer,  pour  y  donner  suite  et  la  completer  au  besoin,  des  vues  enoneeos  dans  les  propositions  et 
deliberations  ci-dessus  visees."     Ebenda  S.  711  f. 
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permanenten  Kommi   li verlangte  '       Eigentümlich  berllhrl  in  die  er  R<    olution, 

daß  die  Überschüsse  erst   vmi  dem  Tage  ab  Pur  <li''  Kolonie  beansprucht  wurden, 
da    iie  koiuos  Staatszuschusses  mehr  bedurfte,  oino  llc  timmung,  die  die  finanzielle 
Emanzipation   der  Kolonie   Btark    behindert    hätte.         Die   Vinci'sche  Resolution 
kam  Ubrigens  nicht  zur  Abstimmung,  dt  die  vom  Gouvernement   vorgeschls 
Resolution    den   Vorrang    erhielt    und    mil    L6  Stimmen  (bei  7   Enthaltungen 
genommen   wurde.*) 

l>.-is  Bild  war  also  jetzl  noch  komplizierter  geworden;  dio  Delegation  der 
Kolonisten  hatte  dem  Teilbudgel  den  Vorzug  gegeben  und  mit  Hülfe  der  Ein- 
gebornen  dieses  Votum  auch  in  der  Vollversammlung  durchgebracht;  die  Dele- 
gation der  Nichtkolonisten  und  das  Conseil  Buperieur  dagegen  hatte  sieh  für  «'in 
Vollbudgel  ausgesprochen,  und  sogar  der  Generalgouverneur  hatte  seinen  Wider- 
stand gegen  das  Vollbudget  aufgegeben,  Man  sieht,  die  Wagschale  neigte  sich 
zu  Gunsten  des  Vollbudgets:  der  Minister,  der  Budgetberichterstatter  <\<r  Kammer, 
das  Conseil  Buperieur,  endlich  auch  der  Generalgouverneur  hatten  Bich  dem  bis 
dahin  eigentlich  nur  von  der  Nichtkolonistendelegation  verfochtenen  Vollbudgel 
zugewandt  Es  konnte  danach  kaum  mehr  einem  Zweifel  unterliegen,  daß  man 
die  Finanzautonomie  Algeriens  nach  diesem  System  zu  verwirklichen  Buchen 
werde.     Aber,  war  denn  auch  die  Durchführbarkeit  dieses  Systems  in  den 


M  ..  A  —  Budget  tmilir  avec  Subvention. 

Le  Conseil  superieur  «'inet  l'avis: 

Que  le  regime  financier  de  L'Algerie  s<>ir  modifie'  dans  le  plus  bref  d/lai  possible,  confonn£- 
111,111  aus  dispositions  suivantes: 

1°  Toutes  les  depenses  civiles  et  de  gendarmerie  seront  supportees  en  principe  par  le  budget 
de  la  colonie  sauf  les  depenses  pour  garantie  d'int^ret  dea  chemins  de  fer  qui  demeureronf  a  la 
charge  de  l'Etat; 

"2°  11  ne  s(>ra  fourni  par  le  budget  algerien  de  contingent  d'aucune  sorte  pour  les  depenses 
militaires  on  de  la  marine; 

3°  Des  subventions  seront  accord£es  a  la  colonie  sur  le  budget  de  l'Etat  dans  la  mesure 
n£cessaire  ä  lYquililire  du  budget  algerien; 

4°  Les  exc^dents  de  recettes  —  le  jour  oü  ce  dernier  n'aura  plus  besoin  de  Subvention  — 
seront  acquis  ;'i  l'Algerie  saus  partage  avec  la  Metropole,  de  maniere  a  former  une  caisse  de  r^serve 
eoiume   en  possedent  toutes  les  autres   colonies; 

5°  Les  depenses  inscrites  au  budget  de  la  colonie  seront  divisces  en  depenses  obligatoires 
et  en  depenses  facultatives. 

La  nomenclature  et  le  maximum  des  depenses  obligatoires  sunt  ti\e''>  par  decret  en  Conseil 
d'Ktat. 

Dans  la  Limite  du  maximum  le  montant  des  depenses  obligatoires  sera  tixe  s'il  y  a  Heu.  par 
le  ministre  comp£tent. 

B   —  Dezentralisation   administrative. 

Le  Conseil  superieur  6m et  l'avis: 

1°  Que  la  refonne  administrative  aecompagnant  la  ret'orme  budgetaire,  tous  les  Services  soient 
centr alisei s  aupres  du  gouverneur  general  afin  qn'ä  un  budget  algerien  corresponde,  comme  il  est 
in'eessaire  et  logique,  un  ministen'  algerien  ou  tout  au  moins  un  secretariat  algerien. 

2°  Que  les  Delegations  financieres  et  le  Conseil  superieur  votent  le  budget  algerien,  sous 
reserve    de   l'homologation    des    Cliamlires. 

3°  Qu'une  commission  coloniale  permanente  des  Delegations  financieres  et  du  Conseil  superieur 
BOit  constituee  sur  place   avec  mission  de  surveiller  l'executiou  du  budget  algerien."     Ebenda  S.  713  f. 

2)  Ebenda  S.  TIC. 
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Verhandlungen  erwiesen  worden?  Mit  eichten:  aus  den  Verhandlungen  war 
eigentlich  our  herauszuhören,  <I;iL!  Algerien  immer  noch  oich.1  imstande  war.  die 
Ausgaben,  die  ihm  voraussichtlich  aufgebürdet  wurden  —  die  Ausgaben  für  die 
Zivil  Verwaltung  einschließlich  der  Zivilpensionen  und  der  Gendarmerie,  zu 
tragen  und  daß  ob  deshalb  einen  Zuschuß  des  Mutterlandes  beanspruchen  mußte; 
wir  haben  jedoch  gesehen,  daß  keine  Aussicht  bestand,  auf  diesem  Wege  zu 
einer  selbständigen  Finanzwirtschaft  zu  gelangen.  Dies  Ziel  ließ  sich  nur  er- 
reichen, wenn  man  die  der  Kolonie  aufzubürdenden  Ausgaben  nach  der  Leistungs- 
fähigkeit der  Kolonie  bemal-).  Unter  diesem  Gesichtspunkt  erscheint  der 
auf  der  Idee  des  Teilbudgets  fußende  Vorschlag  von  Aymes  als  der  gesündeste, 
es  haftete  ihm  nur  der  Fehler  an,  daß  er  dem  Mutterland  viel  zu  viel  Ausgaben 
auflud  und  für  die  Kolonie  viel  zu  günstige  Einnahmebedingungen  Behuf.  Man 
konnte  dem  Mutterland  nicht  zumuten,  dauernd  bedeutende  Lasten  aui  sich  zu 
nehmen,  damit  die  Kolonie  im  Fberrluß  leben  konnte.  Auf  der  richtigen  Fährte 
befand  sich  eigentlich  nur  Casanova,  als  er  befürwortete,  das  Mutterland  möge  die 
Gendarmerie  und  die  Zivijpensionen  tragen,  damit  die  Staatssubvention  nicht  nötig 
würde.  Der  geeignete  Weg  war  in  der  Tat  der.  daß  das  Mutterland  erstens 
grade  bo  viel  Ausgaben  übernahm,  daß  die  Kolonie  mit  ihren  Einnahmen  alle 
übrigen  Ausgaben  decken  und  auch  einen  angemessenen  Oberschuß  erzielen 
konnte;  und  daß  es  zweitens  diese  Ausgaben  nur  vorläufig  'übernahm,  bis  die 
Kolonie  imstande  war,  sie  aus   eigenen  Mitteln  zu  decken. 


3.  Die  Entscheidung  im  Parlament. 

A.   Die   Anregung. 

Es  kam  nun  darauf  an.  daß  man  im  Mutterlande  die  Notwendigkeit  der 
Ausgabenbeschränkung  für  das  algerische  Budget  erkannte.  Vom  Beginn  des 
Jahres  1900  ab  beschäftigten  sich  vorwiegend  die  mutterländischen  Organe,  Regierung 

und  Parlament,  mit  der  Gestaltung  der  algerischen  Budgetreiorru.  Der  raschen 
Erledigung  der  Frage  stand  einigermaßen  im  Wege,  daß  durch  den  im  Jahr  lb!*!) 
eingebrachten  Entwurf  Morinaud  die  Frage  der  algerischen  Verfassungsreform 
mit  der  Budgetreform  verknüpft  worden  war.  Regierung  und  Parlament  mußten 
also  über  zwei  Fragen  entscheiden:  einmal  über  die  Auswahl  des  Budgetsystems 
und  dann  über  die  Weiterbildung  der  algerischen  Verfassung.  Von  großer  Be- 
deutung war  dabei  die  Haltung,  die  der  Berichterstatter  für  das  algerische  Budget 
von  1900.  Le  Moigne,  zu  den  beiden  Fragen  einnahm:1)  der  von  Morinaud 
vorgeschlagenen  Schaffung  eines  Conseil  colonial  anstelle  der  bestehenden 
algerischen  Vertretungskörper    stand  er  durchaus  ablehnend   gegenüber.-)  was  er 


')  Der  am  4.  .Juli  1899  der  Kammer  vorgelegte  Bericht  i>t  vor  seiner  Drucklegung  (15.  Dez.) 
beträchtlich  erweitert  worden,  u.  a.  sind  der  Tortrag  des  Staatsanwalts  Benaod  (vom  IS.  Oktober) 
und  die  Beschlüsse  der  algerischen  Vertretungskörper  noch  benutzt  worden.  Chambre  des  deputes, 
s.^.  „rd.  de  1899,  Docum.  pari..  Annexe  n°  1150,  J.  off.  S.  299 ff 

-)  noos  pensons    que    le  moment  n'est    pas  venu  de  moditicr  l'organisation  gonveme- 

mentale  de  l'Algexie,  qu'elle  präsente  actuellement  nn  ensemble  de  garanties  süffisantes  jiour  le 
fonetionnement  de  l'autonomie  nuanciere  de  la  colonie.  .  ."     1.  c  S.  304. 


.    — 

unter  andern]  damit  bogründoto,  daß  da    im  Morinaud    clion  Entwurf   vurgi    ulicm 
•  Ion  ioil    oolonial    iiiir  Über   ein  Teilbud  hlioßon     ullt< 

Lg    Moigne   dag< n   dachte    naoli  wie    vor   an  die   Einführung   eine     \  "II 

budgets;    eine  brauchbare   Lösung  de     Problem     hatte  er  freilich    noch  nicht 
Funden,  Bein  Vorschlag  wies  noch  immer  den  Fehler  des  reinen  Vollbudgeti  auf,  indem 

er  auf  die  Leistungsfähigkeit  der  Kolonie  nicht  gen md  tiUck  icht  nahm.    Zwar  lud 

Le  Moigne  die  Zinsgarantien  und  die  Zuschüsse  Für  algerische  Ei  enbahngesollschaften 
in  Höhe  \"n  Über  20  Millionen  Fr,  von  vornherein  dem  Mutterland  auf.3)  Damit  w§x 
aber  das  Gleichgewicht  des  algerischen  Budgets  noch  nicht  erreicht,  denn  den  durch 
HinEurechnung  der  Zivilpensionen  und  der  Gendarmerie  auf  c.  55880000  IV 
anwachsenden  eigentlichen  Zivilausgaben  Btanden  nur  55420000  IV  Einnahmen 
gegenüber,  so  daß  sich  ein  Feibetrag  von  c.  460000  IV.  ergab;  dieses  Defizit 
mußte  sich  verdoppeln,  wenn  man  für  Aufnahme  einer  Anleihe  von  |uo  Millionen 
eine  Jahresausgabe  von  I  Millionen  in  Rechnung  stellte,  da  sich  in  diesem  Fall 
nur  ungefähr  8 ' '.,  Millionen  an  Ausgaben  von  dem  ordentlichen  Budget  absetzen 
ließen.3)  Dabei  waren  die  Voranschläge  noch  auf  Grund  der  Erträge  eines 
unten  Jahres  angesetzt  worden.1)  man  mußte  also  damit  rechnen,  daß  im  Fall 
eines  ungünstigen  Ernteausfalls  die  Einnahmen  noch  weil  mehr  hinter  den  Aus- 
gaben zurückblieben.  Zur  Vermeidung  des  zu  erwartenden  Defizits  mißte 
Le  Moigne  keinen  andern  Rat,  als  daß  das  Mutterland  der  Kolonie  in  dem  Augen- 
blick, da  man  die  Kolonie»  sieh  selbst  überlasse,  eine  gewisse  Freigebigkeit  be- 
zeigen möge;3)  in.  a.  W.,  er  erwartete,  daß  man  der  Kolonie  reichlichen  Staats- 
zuschuß gewähre.  Seiner  Meinung  nach  bedurfte  Algerien  nur  ganz  vorüber- 
gehend dieser  Unterstützung,  er  war  davon  überzeugt,  daß  die  Algerier  durch 
Verminderung  der  Ausgaben  und  durch  Erschließung  neuer  Einnahmequellen  das 
Verhältnis  der  Einnahmen  zu  den  Ausgaben  rasch  bessern  konnten.6)  Ob  sich 
aber  dies    günstige  Ergebnis  bei    der  Durchführung   des    Le  Moigne'schen  Planes 

')  „Constatons  .  .  .  que,  dans  l'intention    des  auteurs  de  la  proposition,   le  Conseil  colonial 
nc  doit  s'oecuper  que  d'un  budget  restreint."     Ebenda. 

2)  Aber  doch  sollte  diese  Last  nur  den  Charakter  einer  Vorschußleistung  an  die  Kolonie  tragen. 

3)  Der  Voranschlag  für  die  Zivilausgaben  für  1900  betrug:      ....  5083044!)  Fr. 
Davon  waren  die  Ausgaben  für  die  Pariser  Weltausstellung  als  außer- 
ordentliche Aussahen  abzuziehen: lfiOOOO 

blieben:  50670449 
Dazu  kamen  aber: 

a )  Zivilpensionen 2  555  000 

b)  Gendarmerie 2  652  550 

wodurch  die  Zivilausgaben  betrugen: 55877  999 

Oieseu   standen   an   Einnahmen    gegenüber: 55418  771 

also   Fehlbetrag:       459  228  Fr. 

4)  „Les    evaluations    aetuelles  des   reeettes    outete    opt'rees    apres    une  annre    prospere;    1899  et 
1900  donneront,  il  taut  le  craindre,  des  moins-values."     Ebenda  S.  303. 

5)  „Aussi,  croyons-nous  qu'en  se  montrant  un  peu  large  avec  sa  colonie,  an  moment  oü  eile 
la  iaissera  voler  de  ses  propres  ailes,  la  metropole  ferait  preuve  de  sagesse."     Ebenda. 

Nous  ne  doutons  pas  .  .  .  que  des  economies  notables  ne  puissent  etre  realisö-s.  -i  lea 
Algeriens  le  veulent,  sur  les  Services  publics.  Nous  savons  egalement  qtt'il  sera  possible  de  ereer 
des  ressources  nouvelles.  .  ."     Ebenda. 
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erzielen  ließ,  war  doch  zweifelhaft,  denn  die  Bichere  Aussicht  auf  Subvention 
ohne  die  gleichzeitige  Gewißheil  der  Erzielung  von  Oberschüssen  bietet  keinen 
Anreiz  zur  Steigerung  der  Einnahmen. 

Auf  dem  Le  Moigne'schen  Plane  fußte  der  Zusatzantrag  zu  dem  Budget- 
gesetz, «li'ii  Etienne,  Thomson,  Barthou  und  Le  Moigne  Ende  1899  in  der 
Deputiertenkammer  einbrachten:  in  der  Passung  deckte  Bich  dieser  Antrag  zum 
Teil  wörtlich  mit  dem  Artikel  65  des  Finanzgesetzentwurfs  (des  Bpätern  Art.  33 
des  Finahzgesetzes  von  1900),  der  Bich  auf  das  Budget  der  Kolonien  bezog, 
weshalb  ein  Vergleich  mit  diesem  Entwurf  unerläßlich  erscheint.1  Wie  die 
Kolonien,  bo  sollte  auch  Algerien  grundsätzlich  alle  Zivil-  und  Gendarmerie- 
ausgaben tragen,  der  Bezug  eines  Staatszuschusses  wurde;  nur  als  Aushilfsmittel 
offengehalten;  aber  im  unterschied  von  dem  Entwurf  über  die  Lokalbudgets 
der  Kolonien  wurden  für  Algerien  die  Ausgaben  beschränkt,  indem  die  Zins- 
garantien für  die  Eisenbahnen  dem  Staate  auferlegt  wurden.  Auch  wurde  der 
für  die  Kolonie  eingeführten  Beitragspflicht  zu  den  militärischen  Lasten  keine 
Erwähnung  getan.  Nach  dem  Vorbild  des  Entwurfs  über  die  Kolonialbudgets 
unterschied  auch  der  Zusatzantrag  obligatorische  und  fakultative  Ausgaben  und 
überließ  —  wie  jener  —  die  Feststellung  der  Arten  und  des  Höchstbetrags  der 
Zwangsausgaben  einem  Dekret  im  Staatsrat;  jedoch  bestimmte  der  Zusatzantrag 
deutlicher  als  der  Kolonialbudgetentwurf,  daß  der  Betrag  der  obligatorischen  Aus- 
gaben innerhalb  der  Höchstbeträge  vom  Minister  festgestellt  werden  sollte.  Da  die 
algerischen  Vertretungskörper  —  anders  als  die  kolonialen  Conseils  generaux — 
noch  keine  beschließende  Gewalt  besessen  hatten,  so  mußte  ausdrücklich 
erwähnt  werden,  welche  Organe  über  das  Landesbudget  beschließen  sollten. 
Der  Antrag  übertrug  die  Bewilligung  der  Einnahmen  und  Ausgaben  den  Finanz- 
delegationen und  dem  Conseil  superieur;  in  dieser  Nennung  der  bestehenden 
Vertretungskörper  lag  zugleich  die  Ablehnung  der  Morinaud'schen  Vorschläge  auf 
Ersetzung  der  Vertretungskörper  durch  ein  Conseil  colonial.  Bei  der  Regelung 
des  Entscheidungsrechts  gegenüber  den  Einnahmen  folgte  der  Zusatzantrag 
wieder  wörtlich  dem  Entwurf  für  die  Kolonialbudgets  ( so  wie  er  in  der  Finanz- 
kommission abgeändert  Avorden  war):  die  algerischen  Vertretungskörper  durften 
—  ebensowenig  wie  die  Conseils  generaux  der  Kolonien  —  über  die  Zölle 
beschließen,  die  vielmehr  den  gesetzgebenden  Organen  vorbehalten  blieben, 
und  die  Beschlüsse  über  Steueransatz  und  Steuererhebung  wurden  der 
Genehmigung  des  Staatsrats  unterworfen.  Merkwürdig  ist.  daß  trotz  dieser 
mannigfachen  Beschränkung  der  algerischen  Vertretungskörper  gegenüber  den 
Einnahmen  wie  gegenüber  den  Ausgaben  auch  noch  an  der  gegenüber  den 
kolonialen  Lokalbudgets  unbekannten  Bestätigung  des  Budgets  durch  das  Parla- 
ment festgehalten  wurde;  wahrscheinlich  geschah  dies,  um  das  Parlament,  indem 
man  ihm  das  letzte  Wort  über  das  algerische  Budget  vorbehielt,  für-  die  Auf- 
gabe seines  Bewilligungsrechts  gegenüber  dem  algerischen  Budget  zu  gewinnen.2 1 


')  Näheres  über  den  Art.  33  des  Finanzgesetzes  sei  einem  späteren  Hand  vorbehalten. 

2)  Der  Znsatzantrag  lautete: 

..I.  Toutes  les  depenses  civiles  et  de  gendarmerie  sont  snpportees  en  principe  par  le  budget 
de  Ia  colonie  -auf  des  depenses  pmir  la  g-arantie  d'intergt  des  chemins  defer  qui 
de  nie  u  reut  ä  la  charge  de  PEtat. 
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r,    Die  r.     tlegung  dea  8j    tom     in  clor  Sitzung  vom   19    März   LUOO. 
In   der   Sitzung    vom    19.   März    sollte    der   Zu  at-zantrag    eut   Verhandlung 
kommon :    allein,    mil    Rückaichl    au!    da      Mini  terium    da     da      Budget    bald 
erledigt    sehen    wollte,    sogen    Etiennc    und     eine    Genossen    ihrea    Zusatzan 
zurüok.      Etionne    erklärte,    ea    wäre    ihnen    nur    darauf    angekommen,    die    Zu 
Btimmung    < I« •  i-  Kammer   und    der  Regierung    zu  der  Reform    zu  erhalten;    di 
Ziel    sei    erreicht    worden.1)      In    der    Tal    äußerte      ich    der    Ministerpräsident 
Waldeck  Rousseau   dahin,   daß  die  Regierung    nur  aus  dem  Grunde  den  Zusatz 
antrag    nicht    angenommen    habe,    weil    man   sich   fragen   konnte,    ob  et   .nein:'.-. 
Algerien  seine  neuen   Einrichtungen    in  der  Uuiv.cn   Form  eines  Amendements  zu 
gewähren.     Die    Regierung   Bei    der    Oberzeugung,    daU    ea    einer   vollständigeren 
Regelung  bedürfe.8)     Die  Lösung  dieser  Frage  in  der  Form  eines  Zusatzantrage« 
/.um  Finanzgesetz    halte    die  Regierung   Für   zu  gewagt    und  unklug,    aber  Bie  Bei 
glücklich,    dieser    Frage    eine    den    Wünschen    Algeriena    entsprechende    Lösung 
durch  einen  Gesetzentwurf  zu  geben,  den  die  Kammer  binnen  kurzem  zu  prüfen 
haben  werde.3)    Man  mag  finden,  daß,  so  gul  das  Budgetrecht  der  Kolonien  i.  e.  8. 
im    Finanzgesetz    geändert    wurde,    auch    die  Budgetreform  Algeriens    in    diesem 
Gesetz   hätte    erfolgen    können.    Vielleicht  war  es  weniger  die  Überzeugung  von 
der    Notwendigkeit    eines    Spezialgesetzes,    die    die    Regierung    zu    der   Zurück- 
weisung  de*  Zusatzantrags    veranlagte,   als    vielmehr   die  Befürchtung,    daß    eine 
so    durchgreifende   Änderung,    wie    es    die    Gewährung    der    finanziellen    Selbst 


l)fs  subventions  peuvent  Itre  accorde'es  a  la  colonie  sur  le  budgel  de  l'Etat. 

II.  Les  depenses  inscrites  an  budget  de  la  colonie  sont  divis£es  en  dlpenses  obligatoires  ei 
en  depenses  facultatives.  La  nbmenclatuxe  et  le  maximum  des  depenses  obligatoires  sonl  fixees 
par  deeret  cn  Conseil  d'Etat. 

Paus  la  Limite  du  niaximuni,  le  montant  des  depenses  obligatoires  est  fixe,  s'il  y  a  Heu,  i>ar 
1  e    in  i  u  i  s  t  r  e    e  o  in  p  ('■  t  e  u  t. 

III.  Les    Dälägations     financieres    et    le    Coaseil    sup^rieur    de    l'Algerie 

d  e  1  i  li  e  r  e  n  t   s  u  r   le   budget    des    depenses. 

1\'.  Us  deliberent  egalement  sur  le  niode  d'assiette  et  les  regles  de  pereeption  des  con- 
tributions  et  taxes  autres  (|iu'  les  droits  de  douane  qui  restent  soumis  aux  dispositions  de  la  loi 
du    11   janv.  1892. 

('es    di'liberations   sont   approuvees    par   des   decrets    en    Conseil   d'Etat. 

V.  L'ensemble  du  budget  des  depenses  et  des  recettes  est  soumis 
a  l'homologation  des  Chambres."     Ebenda  8.920. 

(Die  gesperrt  gedruckten  Stellen  bezeichnen  die  Abweichungen  von  dem  die  Lokalbudgets 
der  Kolonien  betreffenden  Entwurf  zu  Art.  65  des  Finanzgesetzes  für   1900.) 

')  ..Mes  aniis  et  nioi  avons  tenu  ä  receuillir,  avec  une  nouvelle  approbation  de  la  Chambre, 
l'adliesion  formelle  du  Gouvernement.  Ces  deux  resultats  etant  acquis,  je  substitue  ä  nion  amende- 
ment  une  motion  qui  nous  assnre  une  Solution  avant  le  vote  du  budget  de  l'exercice  1901.'* 
Chambre    des   deputes,    sess.  ord.  de  1900,   Debats  pari.,  Sitzung  vom  20.  März  1900,  J.  off.  S.  921. 

2)  „Une  seule  raison  nous  fait  besiter  a  aeeepter  l'amendement  de  M.  Etienne.  On  peut  se 
demander  s'il  est  possible  de  donner  ä  l'Algerie,  sous  une  forme  anssi  sommaire  que  celle  revetue 
par  cet  amendement  les  institutions  nouvelles  dont  eile  a  besoin.  Sur  ce  point,  le  Gouvernement 
est  convaineu  qu'il  faut  quelque  chose  plus  complet  et  plus  dt'finitif  ....'■     Ebenda. 

3)  „Et,  autant  nous  aurions  eonsidere  eoniine  teint'raire  et  imprudent  de  resoudre  cette 
question  >ous  forme  d'amendement  ä  la  loi  de  finanees,  autant  nous  sommes  heurenx  de  donner 
a  cette  question  une  Solution  conforme  aux  desirs  de  l'Algerie  au  moyen  d'un  jirojet  de  loi  que 
la  Chambre  aura,  dans  an  bref  delai,  je  Pespere,  ä  etudier,  ä  discuter  et  a  voter."    Ebenda. 
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Verwaltung  an  Algerien  darstellte,  im  Parlamenl  auf  Widerstand  stoßen  und  da- 
durch die  Erledigung  des  Budgets  aufgehalten  würde.  Aber  die  Hauptsache  war 
ja  schließlich,  daß  die  Regierung  die  Einbringung  ein«  G  tzentwurfa  in  nahe 
Aussichl  stellte,  daher  erscheinl  es  ganz  gerechtfertigt,  wenn  Etienne  Beinen  Zu- 
satzantrag zurückzog. 

Mittlerweile  hatten  Maninil.  Mprinaud,  Drumonl  und  Finnin  Eaure  eben- 
falls einen  Zusatzantrag  zum  Finanzgesetz  eingebracht,  in  dem  sie  sich  auf  den 
Boden  des  Le  Moigne'schen  Vollbudgets  -teilten,  wenn  sie  auch  in  einigen 
Punkten  von  dem  Etienne'schen  Antrag  abwichen.  Zum  Teil  handelt  es  sieh 
bei  diesen  Abweichungen  von  dem  Text  des  Etienne'schen  Antrags  nur  um 
Ergänzungen,  die  mit  diesem  Antrag  nicht  im  Widerspruch  standen  und  darin  wohl 
nur  fehlten,  weil  sich  im  Text  des  Artikels  über  die  Lokalbudgets  der  Kolonien 
keine  gleichlaufende  Bestimmung  fand.1)  Zum  Teil  allerdings  setzt  sieh  die 
Fassung  <\<->  Marchal'schen  Antrags  zu  dem  Etienne'schen  in  Gegensatz;  bo 
wollte  sie  dem  Staatsrat  die  Befugnis,  die  Arten  der  obligatorischen  Ausgaben 
zu  bestimmen,  nur  einmal  überlassen,  nur  die  Höchstbeträge  der  obligatorischen 
Ausgaben  sollte  er  immer  von  neuem  festsetzen  dürfen.  Sodann  sollten  an  der 
Festsetzung  der  Beträge  der  obligatorischen  Ausgaben  nicht  nur  der  Minister, 
sondern  auch  die  Kammern  mitwirken.  Ferner  wollten  sie  den  bestehenden 
Vertretungskörpern,  den  Finanzdelegationen  und  dem  Conseil  superieur,  die 
Bewilligung  des  Budgets  nur  vorläufig  einräumen,  bis  zur  Schaffung  eines 
( lonseil  colonial.  Endlich  verlangten  sie  für  die  algerische  Vertretung,  daß  sie 
allgemein  an  der  Einrichtung  von  Steuern,  nicht  nur  an  der  Bestimmung  des 
Steuergegenstandes  und  der  Steuererhebung  teilnähmen.2)  Die  Tendenz  di 
Antrags  ging  also  dahin,  den  algerischen  Organen  eine  etwas  größere  Selb- 
ständigkeit   zu   verschaffen    als    sie  im  Entwurf  Etienne  vorgesehen  war   und  vor 


')  So  wenn  §  2  des  MarchaTschen  Antrags  die  Rechtspersönlichkeit  Algeriens  und  seine  Fähig- 
keit, Eigentum  zu  besitzen,  /.u  erwerben,  zu  veräußern  und  Anleihen  zu  machen,  anerkennt,  oder 
wenn  §  6  bestimmt,  daß  die  Überschüsse  Algerien  zu  gut  kommen  sollen. 

2)  Der  Zusatzantrag  Marchai  und  Genossen  wich  in  folgenden  Punkten  von  dem  Antrag 
Etienne  ab  : 

§   1.  Gleichlautend  mit  §   1   des  Antrags  Etienne. 

§  2.  L'Algerie  est  declaree  personne  morale  et  civile.  Elle  a  la  faculte-  de  >e  constituer  an 
domaine  propre  et  des  ressources.  d*aequerir,  d'aliener,  d'emprunter. 

§  'A.  Erster  Satz  gleichlautend  mit  dem  ersten  Satz  des  §  2  des  Antrags  Etienne.  Dagegen  : 
La  nomenclature  des  depenses  obligatoires  sera  dans  le  cours  de  l'ann£e  1900,  fixee  par  decret  en 
( lonseil  d'Etat.  Le  niaxiimini  en  pourra  etre  fixe  tous  les  ans  par  la  meine  autorite.  Dan-  la 
Limite  du  maximum.  le  montan  t  des  depenses  obligatoires  est  etabli  par  le  ministre  comp&ent,  et 
s'il  y  a  Heu.  definitivement  fixe"  par  les  Chambres. 

§  4.  En  attendant  L'organisation  d'un  conseil  colonial  muni  de  pouvoirs  de  contröle,  les 
Del^gations  financieres  et  le  Conseil  superieur  deliberent  sur  le  budget  des  depenses  et  snr  celui 
des  recettes.  Ds  deliberent  egalement  sur  l'&ahlissement,  le  mode  d'assiette  .  .  .  des  contributions 
usw.  wie  in  S  4  des  Etienne'schen  Antrags. 

§  5  =  §  5  des   Etienne'schen  Antrags. 

§  6.  Les  exc^dents  de  recettes  seront  acquis  a  l'Algerie.  IN  serviront  soit  a  garantir  les 
emprunts,  soit  ä  former  une  caisse  de  reserve  en  vue  de  pourvoir  ä  l'insuffisance  eventuelle  d<  - 
recettes  alterieures,  soit  a  rembourser  ä  l'Etat  les  avances  qu'il  aurait  fait  au  budget  colonial." 
Ebenda  S.  922. 


allem  den  Wog  für  eine  Umgestaltung  clor  algori  chon  Vrortrotung  körjn«i  nnVn 
.11  halten 

Offenbar    rechneten    die    Antragsteller,    da      oh ler    gemüßigten     Antrag 

Ktienno  von  der  Regierung  abgelohnl  worden  war,  nichl  ernstlich  aui  Annahme 
ihre  Antrags:  sonsl  Ließe  sich  Für  den  anklagenden  und  pötti  clmn  Tod  der 
Rede    Marohal's    keine    roohte   Erklärung    finden,      „Wenn    in    un  ern    kolonialen 

Einrichtungen    Folgerichtigkeit    die    R< I    wäre         fing    er   an       .    brauchte    ich 

nicht  auf  die  Rednertribüne  zu  Bteigen",  Nach  dem  Artikel  de  finanzg< 
entwürfe  über  die  Lokalbudgets  der  Kolonien  hätte  man  eigentlich  erwarten 
sollen,  daß  88  nichts  mehr  zu  sagon  gäbe.  Aber  Algerien  sei  eben  keine 
Kolonie,  es  habe  nur  alle  Nachteile  einer  Kolonie,  ohne  ihre  Vorzüge  zu 
genießen.1)  In  ähnlichen  Übertreibungen  war  die  ganze  Rede  gehalten;  daß 
die  Mitwirkung  der  Algerier  an  ihrer  Verwaltung  im  Vergleich  zu  der  Stellung 
der  Conseils  generaux  in  den  Kolonien  noch  sehr  gering  war,8)  und  daß  kein 
stichhaltiger  Grund  vorhanden  war.  um  den  Franzosen  in  Algerien  die  Rechte 
zu  verweigern,  die  schon  die  Julimonarchie  den  Negern  in  den  Antillen  zu- 
gestanden hatte,3)  lälii  sieh  freilich  nicht  Leugnen.  Aber  es  zeugt  eben  doch  von 
einem  Mangel  an  richtigem  Augenmaß,  wenn  Marchai  einerseits  die  Conseils 
generaux  in  den  Kolonien  ..als  wirkliche  autonome  Parlamente"4)  bezeichnete, 
während  doch  grade  damals  durch  den  Artikel  des  Finanzgesetzes  von  1900 
über  dio  Lokalbudgets  der  Kolonien  die  ohnedies  nicht  sehr  »ruße  Bewegungs- 
freiheit dm-  Conseils  generaux  noch  mehr  eingeengt  wurde,  und  wenn  er 
andererseits  kein  Wort  der  Anerkennung  übrig  hatte  für  die  Reformen,  die  in 
Algerien  z.  T.  schon  durchgeführt  waren.  /..  T.  aber  eben  durchgeführt  werden 
sollten,  sondern  nur  immer  an  der  Zusammensetzung  des  Conseils  superieur 
herumnörgelte.5) 

Es  nützte  ihn  nichts,  wenn  er  der  Kammer  anheimstellte,  statt  seines 
Antrags  eine  ganz  gemäßigt  klingende  Resolution  anzunehmen,  in  der  die 
Regierung  aufgefordert  werden  sollte,  für  das  Jahr  1901  die  Umgestaltung  der 
Finanzorganisation  Algeriens  nach  dem  System  eines  Kolonialbudgets  vorzu- 
bereiten.6)       Denn    auch    Etienne    und    (ienossen    hatten    eine    Resolution    vor- 


')  „Si  la  logique  etait  la  regle  de  nos  institutions  coloniales,  .  .  .  je  n'aurais  pas  en  besoin 
de  monter  ä  la  tribune  ....  Mais  les  lois  faites  pour  les  colonies  ne  sont  point  pour  nous  .... 
l'Alg^rie  n'est  pas  ane  colonie  ....  on  ne  l'a  laissee,  en  eft'et,  entrer  dans  aueune  des  categories 
politiques  et  administratives  etablies,  ä  ce  point  qu'elle  a  tmis  les  inconvenients  politi(iues  des 
colonies   sans   en   avoir  les   avant&ges  .  ."      Ebenda. 

2)  „Mais  leur  partieipation  a  la  gestion  coloniale  reste  tictive  et  nulle".     Ebenda. 

3)  ,,11  n'y  a  aueune  raison  serieuse  pour  refuser  aux  Francais  d'Algerie  le  droit  qu'on 
a  depnis  longtemps  aecorde*  aux  negies  des  Antilles".     Ebenda  S.  927. 

4)  1.  e.  8.  925. 

5)  „Longtemps  .  .  on  aurait  pti  croire  le  eonseil  superieur  constitue*  specialem ent  pour  donner 
sa  be*ne*diction  et  dire  amen  au  Gouvernement.  N'^tait-ce  point  pour  faire  les  r£pons  qu'on  avait 
appele  les  trois  eVSques  ä  faire  partie  du  eenaele?  .  .  Un  seul  representant  de  l'Eglise  parait  suffire 
aujourd'hui,  beäneoup  de  laiques,  meine  eins,  meme  musulmans,  .  .  .  <>nt  assez  de  deVotion  officielle 
pour  faire  l'office  de  vicaires  ...  de  cette  paroisse  gouvernementale ."     Ebenda  S.  926. 

6)  „La  Chambre  invite  le  Gouvernement  a  preparer  pour  1901  ['Organisation  financiere 
<le  l'Algdrie  pax  le  syst&me  d'un  budget  colonial".     Ebenda  S.  928. 
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geschlagen,  des  [nhalts,  daß  die  Regierung  aufzufordern  Bei,  einen  Gesetzentwurf 
für  die  Einrichtung  eines  Vollbudgets  mil  Geltung  vom  Finanzjahr  1 '.'<)]  ab 
vorzulegen.1)  Und  der  Ministerpräsident  entschied  Bich  selbstverständlich  für 
diese  zweite  Resolution,  die  ohne  Widerstand  von  der  Kammer  angenommen 
wurde.2)  Indem  die  Regierung  der  zweiten  Resolution  den  Vorzug  gab,  obwohl 
diese  sich  inhaltlich  kaum  von  <Iit  ersten  unterschied,  brachte  Bie  zugleich  zum 
Ausdruck,  daß  sie  «Im  n<mi  Marchal  und  Genossen  gewünschte  Verknüpfung  dei 
Finanzreform  mit  der  Umbildung  der  algerischen  Vertretungskörper  ablehnte. 
Die  Gestaltung  der  Budgetreform:  Vollbudget,  aber  keine  Umgestaltung  der 
Vertretungskörper,  war  nach  dieser  Kammerverhandlung  im  wesentlichen  vor- 
gezeichnet. 

III.  Die  Einführung  des  Vollbudgets. 

/.    Der   Regierungsentwurf  (Mai  1900). 

A.   Die  Zusammensetzung  des  Budgets. 

Auch    die  Ausgestaltung   im    einzelnen    konnte    keine  Schwierigkeiten    mehr 

machen,  denn  der  in  jenen  Tagen  in  beiden  Kammern  angenommene  Artikel 
Ar>  Finanzgesetzes  über  die  Lokalbudgets  der  Kolonien,3)  der  Bericht  Le  Moigne's 
und  der  Zusatzantrag  Etiennes  gaben  genügend  Anhaltspunkte  ab.  Der  Regierungs- 
entwurf betr.  die  Schaffung  eines  algerischen  Spezialbudgets,4)  der  schon  am 
22.  Mai  1900  der  Deputiertenkammer  vorgelegt  wurde,5)  schloß  sich  denn  auch 
diesen  Vorbildern  an.  Der  Entwurf  entlehnte  —  wie  die  Motive  angeben  — 
den  Kolonialbudgets  zwei  Hauptbegriffe:  die  Einheit  des  Budgets  und  die 
obligatorischen  Ausgaben.6)  Aus  der  Einheit  des  Budgets  könnte  man  folgern, 
daß  einerseits  alle  bisherigen  Staatseinnahmen  in  Algerien  dem  algerischen 
Budget  zuflössen,  und  daß  andererseits  Algerien  alle  bisher  auf  dem  Staat 
lastenden  Ausgaben  übernehmen  mußte.  Allein  dieser  Grundsatz  ist  in  dem  Entwurf 
nicht  einmal  für  die  Einnahmen  streng  durchgeführt  worden,  denn  der  —  übrigens 


')  „La  Chambre  invite  le  Gouvernement  a  cteposer  an  projet  de  loi  organisant  le  budget 
integral  de  l'Algerie  ä  partii  de  l'exercice   1901."     Ebenda. 

2)  Ebenda  S.  929. 

3)  In  der  Deputiertenkammer  am  13.  März,  im  Senat  am  10.  April  1900;  Finanzgeseta  vom 
13.  April   1900  (nunmehr  Art.  33).     Näheres  hierüber  in  einem  späteren  Band. 

4!  Man    beachte,   «laß    der  Ausdruck  „Spezialbudget"  hier  wieder  in   einer   neuen  Bedeutung 
gebraucht  wird:  es  handelt  sich  hier  um  Schaffung  eines  algerischen  Landesbudgets,  und  zwar  eine-. 
Vollbudgets  des  algerischen  Kommunalverbandes ;  es  ist  weder  mit  dem  Tirman'schen  Spezialbudget 
(Abteilung   des   Staatsbudgets),    noch    mit    dem  Brisson-Laferriere'schen   Spezialbudget  (Teilbudget 
gleichbedeutend. 

')  Projet    de    loi    portant    ereatioii    d'un    budget    special    ponr    l'Algerie,    presente  .   .  .   par 
M.  Waldeck-Rousseau,  president  du  conseil.  ministre  de  l'interieur  et  des  eultes,  et  par  M.  Caüloux, 
ministre  des  finances,    Chambre    des  deputes,    Sess.  "rd.  de   1900,    Docum.    pari.,   Annexe    n°  1 ' > -4 4 . 
du   22  mai   1900,  J.  off.  S.  Hilft".     Siehe  Anhang  Nr.  62. 

6j  „Le  budget  de  l'Algerie,  tel  que  nous  vous  proposons  de  l'etablir,  emprunte  auz  budgets 
coloniaux,  definis  par  la  loi  de  finances  de  1900,  deux  notions  essentielles:  celle  de  l'unite 
budgetaire  et  celle  des  depenses  obligatoires".     I.e.  S.  1111. 
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ganz   geringfügige  Ertrag    der    Militärtaxi      1900  auf    1824   Fi     yeranich) 

sowie  «I«1!-  Ertrag  der  Staatsm« pole,    nämlich   de    Schießpulv«»i      542300   I 

ihm I    dei  Tabaks   (255600   Fr.),   also    alles    in    allem    800000    IV.    wurden   dem 
Staate  vorbehalton.1)     Immerhin  bedeutete  die  er  Abzug  keine  erhebliche  Durch 
brechung  des  Grundsatzes,   denn   Algerien   erhielt  doch   den   Ertrag  aller  übrigen 
in   .  \  I  ■  ■  •  •  rl  *  *  1 1    bestehenden   Staatseinnahmen    und    aller     päter   zu     chaffenden  Ab 
gaben   zugewiesen,*)    bo   daß    der  Staat    Bich    keine    neuen    Einnahmequellen   er 
schließen    dürfte,      Bedeutend    mehr    Durchbrechungen    erlitt    der  <MiiiMl.it/ 
Vollbudgets    auf    der    Ausgabenseite:    vor    allem    blieb    das    algerische    Bu< 

wit>  nicht    anders   zu    erwarten   war         von   Verteidigungeausgaben    vei  chont, 
aus  dem  einfaohen  Grunde,  a\  eil  Algerien  sie  schlechterdings    oichl    hätte    tri 

können:3)    daher    hatte    es    auch    keinen    Sinn,    die    hei    den    Kolonien    i.    6.    S 

drücklich  offen  gehaltene  Möglichkeit  der  Auferlegung  von  Beiträgen  zu  den 
Kosten  der  Verteidigung*)  zu  erwähnen.  Und  bo  waren  die  Ausgaben  für  die 
Gendarmerie  die  einzigen  militärischen  Ausgaben,  die  Algerien  —  wie  die 
anderen    Kolonien8)  auf   sieh    nehmen    mußte,6)    was    sieh    damit    begründen 

ließ,  daß  die  Gendarmerie  auch  der  Zivilverwaltung  diente 


')  Dio  Motive  rechtfertigen  den  Vorbehall  bei  der  Militärtaxe  damit,  daß  diese  St(  ner  mit 
der  Frankreich  geschuldeten  Wehrpflicht  zusammenhänge,  und  bei  den  Monopolen  damit,  dafi 
sta.u  die  Herstellungskosten  der  Fabrikate  zu  tragen  habe.  Die  Berichterstatter  in  der  Kammer 
and  im  Senat  gaben  sich  mit  dieser  Rechtfertigung  zufrieden.  Dem  Senatsberichterstatter  Verninac 
erschien  der  Abzug  der  Militärtaxe  auch  insofern  begründet,  als  Algerien  an  den  Heereskosten 
nicht  mitzutragen  hatte  (Rapport  Verninac,  S.  11).  Thomas  wandte  in  seinem  Aufsatz  „L'Algerie 
et  l'autonomie  budg4taire"  (Revue  du  droit  public  et  de  la  science  politique,  Bd.  IS.  1902,  S.  38) 
mit  einigem  Recht  ein,  dafi  es  den  Grundsätzen  des  französischen  Budgetrechts  zuwiderlief, 
bestimmte  Einnahmen  mit  bestimmten  Ausgaben  in  Beziehung  zu  setzen  (.,  .  .  il  n'y  a  absolumenl 
aueune  corr&ation  entre  le  caractere  ou  l'origine  d'une  recette  et  le  besoin  auquel  dir  ist  appeläe 
a  donner  satisfaction"),  Übrigens  bat  man  noch  zwei  weitere  Abzüge  von  algerischen  Einnahmen 
eingeführt:  es  fließen  nämlich  dem  Staate  noch  zu:  Der  Ertrag  der  Gefangenenarbeit  in  den 
Külitärstrafanstalten ;  ferner  die  Gehaltsabzüge  der  vom  Mutterland  der  Kolonie  zur  Verfügung 
gestellten  Beamten.  Der  Grund  ist  dort:  dafi  die  Unterhaltung  der  Militärstrafanstalten  dem  Staate 
obliegt;  liier,  daß  die  Pensionen  dieser  Beamten  auf  dem  Staate  lasten.  (Siehe  das  (leeret  sur  le 
regime  financier  en  Alge'rie  vom  16.  .Januar  1902,  Art.  1.  Les  recettes  faites  en  Algerie,  pour 
le  budget  de  l'Etat,  sunt  les  suivantes:  .  .  .  Le  produit  du  travail  des  detenus  dans  les  ateliers  et 
penitenciers  militaires  en  AlgeVie.  —  Les  retenus  et  autres  produits  percues,  en  executiou  de  la 
loi  du  9  j n in  1853,  en  pensionS  eiviles,  sur  les  traitements  des  agents  COmpris  dans  les  deux 
eatetrories  suivantes:  lu  Fonetioimaires  de  l'administration  generale  ä  la  nomination  du  president 
de  la  Kepuhlipue;  —  2°  Fonetioimaires  et  emploves  des  cadres  des  Services  mctropolitains  mis 
a  la   disposition   du  }rmiverneur  general). 

2)  Art.  2.    erster    Teil. 

3)  ....  on  ne  pouvait  Fappliquer  qu'aux  depenses  eiviles.  Les  depenses  de  la  guerre  et  de 
la  marine  devaient  neeessairement  etre  exelues,  paree  que  le  budget  de  l'Algerie  sera  manifestement 
hors   d'etat  d'y  pourvoir".     Ebenda. 

*)  Finanzgesetz  vom  13.  April  l'JOO,  Art.  33,  §  1,  3.  Des  contingents  peuvent  etre  imposes 
a  chaque   colonie  jusqu'a  coneurrenee  du  niontant  des   depenses  militaires   qui  y   sont   effectues. 

5j  Finanzgesetz  von  1900,  Art.  33,  §  1,  1:  Toutes  les  depenses  civilis  et  de  la  gendarmerie 
sont  supportees   en  principe  par  les  budgets   des  colonies. 

6)   Art.    2,    zweiter   Teil.   Nr.    2. 

')  „Cette  force  militaire  prete,  en  effet,  son  concours  aux  Services  civils  de  justice  et  de 
police  .  ."     Ebenda. 
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I  >i> ■  Einheil  des  Budgets  äußerte  sich  auf  der  Ausgabenseite  dut  darin. 
daß  wie  bei  den  Kolonien  -  grundsätzlich  alle  Zivil  ausgaben  auf  Algerien 
lasten  Bollten.  Aber  auch  dieser  Grundsatz  ließ  Bich  nicht  ohne  Ausnahme 
durchführen:  wollte  man  das  algerische  Budget  oichl  auf  lange  Zeil  von  Staats- 
zuschüssen  abhängig  machen,  so  mußte  das  Mutterland  vi  rerst  die  _'"_'  bis  23 
Millionen  betragenden  Zinsgarantien  für  die  algerischen  Bisenbahnen  tragen.1) 
Die  Motive  rechtfertigen  diese  Entlastung  der  Ausgabenseite  des  algerischen 
Sonderbudgets  damit,  daß  Algerien  an  den  Verträgen,  die  die  Garantien  be- 
gründeten, nicht  teilgen men  habe,  ferner  daß  die  Bahnen  nicht  ausschließlich 

zur  Förderung  der  wirtschaftlichen  Entwicklung  des  Lande-.  Bondern  auch  zu 
strategischen  /wecken  gebaut  worden  seien,  endlich,  daß  die  Eisenbahnen,  gerade 
wie  die  Straßen,  Häfen  usf.  zu  der  Ausrüstung  gehörten,  die  man  der  Kolonie 
ohne  Gegenleistung  überlassen  müsse.3)  Diese  unentgeltliche  Überlassung  an 
Algerien  war  aber  nur  so  gemeint,  daß  man  von  Algerien  für  die  vom  Staate 
gemachten  Aufwendungen  keinen  Ersatz  fordern  wollte,  nicht  aber  in  dem  Sinn. 
daß  man  Algerien  überhaupt  nicht  zu  der  Eisenbahnschuld  heranziehen  wollte. 
Vorerst  freilich  mußte  noch  das  .Mutterlandsbudget  mit  den  Garantien  weiter- 
belastet bleiben,  aus  dem  einfachen  Grunde,  weil  es  tatsächlich  unmöglich  war. 
Algerien  schon  jetzt  diese  Schuld  aufzuwalzen.  Sobald  jedoch  die  Überschüsse 
der  Kolonie  eine  gewisse  Höhe  erreichten,  sollte  sie  einen  bestimmten  Beitrag 
zu  den  Zinszahlungen  leisten,  und  vom  Jahre  1926  ab  mußte  sie  die  ganze  Last 
der  Zinsgarantien  übernehmen.3)  denn  bis  dahin  versprachen  die  algerischen 
Finanzen   sich  zu   der  nötigen  Leistungsfähigkeit  zu   entwickeln. 

Die  Rücksicht  auf  die  Leistungsfähigkeit  der  Kolonie  spricht  auch  aus  den 
Bestimmungen  über  die  Zivilpensionen.  Wir  wissen  ja,  daß  der  Abzug  der 
Zinsgarantien  auf  der  Ausgabenseite  noch  nicht  genügte,  um  die  Kolonie  vor 
einem  Defizit  zu  bewahren,  man  mußte  also  die  Ausgabenseite  noch  weiter 
beschränken,  wenn  man  die  Kolonie  von  einem  Staatszuschuß  unabhängig 
machen  wollte.  Die  Gelegenheit  dazu  bot  das  Kapitel  der  Zivilpensionen. 
Diese  gehörten  zweifellos  zu  den  Zivilausgaben  und  hätten  somit  in  ihrem 
vollen  Umfang  Algerien  zur  Last  fallen  müssen;  man  unterschied  jedoch  zwischen 
den  Beamten  der  Kolonie  einerseits  und  den  Beamten  der  angegliederten  Dienst- 
zweige (Justiz.  Unterricht,  Kultus  für  Nichtmuselmanen)  und  den  von  den 
heimischen  Verwaltungen  Algerien  zur  Verfügung  gestellten,  aber  im  Beamten- 
körper des  Mutterlandes  verbleibenden  Beamten  (z.  B.  Schatzdienst)  andererseits. 
Die  Pensionen  für  die  Beamten  der  angegliederten  Dienstzweige  sowie  für  die 
Algerien    zur  Verfügung    gestellten   Beamten    sollte    das    Mutterlandsbudget    auch 


')  Art.  2,  zweiter  Teil,  Nr.  1. 

2)  ...  .  il  c-onvieut  de  remarquer  cjm-  les  garanties  d'interets  des  lignes  existentes  rdsultent 
de  Conventions  auxquelles  l'Algerie  est  rest^e  6trangere;  qne  le  resean  etaldi  en  vertu  de  ces  Con- 
ventions n'a  pas  &te  constrnit  uniquement  en  vue  de  favoriser  son  deVeloppement  äconomique,  et 
que  le  choix  des  traces  et  le  coüt  d'eteblissement  des  lignes  repondent  souvent  a  des  interets 
(Vordre  pnrement  strategique.  Eutin,  les  cfaemins  de  fer  fönt  partie,  au  meine  titre  que  les  rontes 
les  ports  etc.,  de  l'outillage  existant  qn'i]  convient  de  remettre  gratuitement  ä  la  colonie."    Ebenda. 

3)  Art.  11.  Absatz  4  und  5. 
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weiterhin    tragen;    ja    selbst    die    Pemti n    clor    Kolonialbeamton      ollten    der 

Kolonie    nur    insoweit    eut  La  i  fallen,  alt     ie     ich  aui    Dienstleistungen  bezo 
die  oach  dem    I    Januar   1901    geleistol  wurden;')    zur  Ucgrünriunp  die  er  i 
tümlichon    Grenzziehung    innerhalb    < I«t    Pensionen    der    Kolonialbeamton    Führen 
die    Motive    an,    daß    die    Gehaltsabzüge    au     den    vorhergehenden  Jahren    dem 
Staate   zugeflossen    Beien;a)    der   wirkliche    Grund    war   natürlich    auch    hier   die 
Rücksicht    auf  die  Leistungsfähigkeil  der  Kolonie;    dank  dieser  vox  ichtigen   Bi 
grenzung  der  Ausgabenseite   Btand    eu  erwarten,   daß  das  algerische  ßudgel   sich 
ohne  Staatszuschuß   im  Gleichgewicht    halten,    [a    Bogar   mit    einem   ansehnlichen 
Dberschuß  abschließen  konnte.8) 

Die  Überschüsse  —  das  sollte  man  aus  der  Einheit  des  Budgets  er 
warten  mußten  ungeteilt  der  Kolonie  verbleiben;  allein  auch  dies  gall  nicht 
ohne  Ausnahme:  sobald  nämlich  die  angesammelten  Überschüsse  den  Betrag  von 
5  Millionen  Fr.  überstiegen,  Bollte  ein  Drittel  der  weiteren  Überschüsse  dem 
Staate  zufließen,  als  Beitrag  zu  der  auf  dun  lastenden  Zinsgarantie  für  die  Bisen- 
bahnen.4) Gegen  eine  derartige  Beitragsverpflichtung,  die  nichts  weiter  bedeutete 
als  eine  allmähliche  Heranziehung  der  Kolonie1  zu  den  Bpäter  im  vollen  Umfang 
ihr  zur  Last  fallenden  Zinsgarantien,  läßt  sieh  nichts  einwenden,  um  so  weniger, 
als  die  Kolonie  vorerst  von    diesem  Beitrag  verschont  blieb.     Dagegen  war  die 


')  Art.  2.  zweiter  Teil,  Nr.  3. 

2)  ...  .  puisque  c'est  Ie  Tresor  qui  a  percus  les  retenues  afferentes  ans  Services  anterieures.** 
Ebenda. 

3)  In  dem  Finanzgesetz  vom  13.  April  1900  waren  die  algerischen  Einnahmen  und  Ausgaben 
zu  folgenden  Ziffern  veranschlagt : 


a)  Zivilausgaben : 

Finanzen 

Justiz 

[nneres 

Kultus 

( öffentlicher  Unterricht 

Kunst 

Post  und  Telegraphen 

Ackerbau 

Zinsgarantien  für  Trambahnen 

Insgesamt 

Dazu  Gendarmerie 


8017  131  Fr. 
2 622  250 
23  638018 
956  270 
6  474  074 
150  000 
6117 G74 
3047  407 
31000 
51053  824  Fr. 
2  692  000  Fr. 
Summe  53745824  Fr. 


Dazu: 
Subventionen    an  die  Soci&tes  de 
secours   mutuels 


15  000  Fr. 


53  760824  Fr. 


b)  Einnahmen : 

Gesamteinnahmen  in  Algerien  55918711  Fr. 

Von  diesen  ist  abzuziehen  : 

Die  taxe   militaire  1  :'>24 

Der  Ertrag  des  Tabak- 
monopols 255  600 

Der  Ertrag-  des   Schieß- 

pulvermonopols  542  300 

1  »er  Ertrag  d.Gefangenen- 
arbeit  in  Militärwerk- 
stätten und  -Gefäng- 
nissen 265600 

Dil'  von  den  Gemeinden 
für  Verpflegung  von 
Zivilkranken  in  Militär- 
spitälem  rückerstatte- 
ten Kosten  400  000 
insgesamt   abzuziehen    1464  824    1464824  Fr. 

Also  dieEinnahmen  für  das  algerische 

Budget  54  45:)  887  Fr. 

Da  die  Ausgaben   betragen  53  76U824  Fr. 

verbleibt  Überschuß        693  063  Fr. 


(siehe  Rapport  Berthelot,    Chambre  des  deput^s,    Session   de  1900,    Annexe  au  proces-verbal  de  la 

seance   du   29  juin    1900,   n°    1781.   S.  19,   20.) 
4)   Art.    11.    1. 
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Bestimmung  über  die  Verwendung  der  übrigen  (der  Kolonie  zufließenden)  Über- 
schüsse etwas  bedenklich;  Bie  sollten  nämlich  samt  und  Bonders  in  einem  Reserve- 
fonds der  Kolonie  angehäuft  werden;')  Abhebungen  aus  dem  Reservefonds  durften 
regelmäßig  nur  zur  Zahlung  von  fälligen  Schulden  und  zur  Rückzahlung  von 
Vorschüssen  des  Mutterlandes  erfolgen,8)  außerdem  durfte  in  Kotfällen  der  Minister 
<\c<  Innern  auf  Vorschlag  des  Generalgouverneurs  zu  einer  vorläufigen  Abhebung 
schreiten.3)  Daß  für  die  Begründung  eines  Reservefonds  Sorge  getragen  wurde, 
war  gewiß  in  der  Ordnung,  und  ebensowenig  entbehrten  die  Bestimmungen,  die 
das  Anbrauchen  des  Reservefonds  erschwerten,  der  Berechtigung;  aber  es  war 
doch  zweifellos  übertrieben,  dem  Reservefonds  alle  Überschüsse  (mit  Ausnahme 
des  dem  Staat  zufließenden  Anteils  zuzuführen.  Es  bildete  —  wie  Bchon  öfter 
erwähnt  -  eines  der  Hauptziele  der  Budgetreform,  das  Interesse  Algeriens  an 
der  Steigerung  seiner  Einnahmen  wachzurufen;  ein  besonderer  Anreiz  zur 
Steigerung  der  Hinnahmen  liegt  nun  in  der  Aussicht,  in  den  Genuß  der  etwa 
erzielten  Überschüsse  treten  zu  können.  Wenn  aber  die  Überschüsse  wesentlich 
dazu  dienten,  den  Reservefonds  zu  füllen,  der  doch  nur  in  wenigen  Fällen  ange- 
griffen, werden  durfte,  so  wurde  der  Anreiz  zur  Steigerung  der  Hinnahmen  zum 
mindesten  stark  beeinträchtigt.  Da  eine  derartige  Bestimmung  dazu  ver- 
leiten mußte,  die  Einnahmen  nur  sehr  knapp  zu  bewilligen,  so  rückte  Bie  die 
Gefahr  eines  Defizits  in  drohende  Nähe. 

B.  Die  Feststellung  des  Budgets. 

a.   Die     Schranken     des    Bewilligungsrechts    der    algerischen    Versammlungen    im 

allgemeinen. 
Der  Einheit  des  algerischen  Budgets  hätte  es  weiter  entsprochen,  daß  es 
in  allen  seinen  Teilen  von  denselben  Organen  festgestellt  worden  wäre,  aber  auch 
diese  Folgerung  aus  der  Budgeteinheit  wurde  nicht  in  voller  Reinheit  gezogen. 
Grundsätzlich  zwar  wurde  die  Entscheidungsgewalt  über  das  algerische  Sonder- 
budget den  algerischen  Organen  übertragen :  aber  für  einen  bedeutenden  Teil 
der  Einnahmen  wie  der  Ausgaben  blieb  die  Feststellung  den  mutterländischen 
Organen  vorbehalten:  im  Bereich  der  Einnahmen  waren  es  die  Zölle,  die  den 
bestehenden  Gesetzen,  d.h.  dem  Zolltarifgesetz  von  1892.  unterworfen  blieben, 
mithin  nur  im  Wege  der  Gesetzgebung  geändert  werden  konnten.4)  Im  Bereich 
der  Ausgaben  waren  es  die  mit  Zwangscharakter  bekleideten  Ausgaben,  die  der 
Entscheidungsgewalt  der  algerischen  Versammlungen  entzogen  blieben.  Im 
Gegensatz  zum  Zusatzantrag  Etienne,5)  der  die  Bestimmung  der  Klassen  der 
obligatorischen  Ausgaben  (wie  bei  den  privilegierten  Kolonien)  einem  Dekret  im 
Staatsrat  überlassen  wollte,  führte  der  Regierungsentwurf  die  Kategorien  der 
obligatorischen  Ausgaben  im  Texte   selber  auf,   so   wie   es   der  in  der  Deputierten- 


')  Art.    11.    1. 
-i   Art.    11.   2. 
I    ixt.    11.  3. 
4)   Art.    8. 

-    I  e  ob«  n  S.  294. 


—    ;to;i 

kammer  dem  Artikel  88  de  Finanzge  otze  von  1900  boigofUgtc  Zusatz  für  die 
niohtprivilogiorton   Kolonion  (Ozoanien  und  da     afrikani  cho  und  i  iati  che   I 

Land)  i.ii  ')     Nur  dafl  dor  Regieru »ntwuri  k'Ur  di««  algori  cho  lludgotrcform  die 

Klassen  der  Pflichtausgaben  lange  nichl  o  eng  und  genau  umgrenzte  wie  der 
Artikel  88  des  Finanzgesetzes.8)  Der  obligatori  che  Charakter  wurde  nämlich 
folgenden   Ausgaben  boigelegt:    1.  den  Ausgaben  für  die  „allgemeine  Vorwaltu 

und    für   die  Zweige    der  Zivilverwaltung,    die  noch   \ Staate   abhingen    'I    !i 

die   angegliederten    Dienstzweige,)    ■_'.    den  Gehältern    der   der  Kolonie  zur  Vei 
fügung  gestellten   Beamten,    .">.  den  Ausgaben  für  die  Gendarmorie,     I    den  Au« 
t;:i i >< >u   für  die  muselmanisohen   Dienstzweige  und  für  die  Eingebornenangeh 
heiten,  5,  den  Posten  zur  Tilgung  fälliger  Schulden,3   so  daß  im  Bereich  der  fakultativ  en 
Ausgaben    eigentlich    nur   die    öffentlichen  Arbeiten,    der   Ackerbau,    die   rloloni 
Bation,  das  Unterstützungswesen  und  die  Strafanstalten  verblieben. 

Diese  Grenzziehung  zwischen  den  Souveränitätsausgaben  und  den  kolonialen 
Ausgaben  erscheint  an  sich  nichl  unzweckmäßig  es  war  /..  B.  vollkommen 
gerechtfertigt,  daß  die  Ausgaben  für  die  Eingebornen Verwaltung  unter  die  obliga- 
torischen Ausgaben  aufgenommen  wurden,  weil  auf  diese  Weise  einer  Vernach- 
lässigung der  Bedürfnisse  der  Eingebornen  durch  die  Vertretungen  der  Kolonisten 
vorgebeugt  wurde,  —  aber  die  Grenzziehung  litt  doch  unter  einer  starken  Ver- 
schwommenheit, und  die  Bedenken  werden  durch  die  Behauptung  der  Motive. 
daß  erfahrungsgemäß  genaue  Listen  mehr  Anlaß  zu  Streitigkeiten  gäben  als  die 
Bezeichnung  in  Bausch  und  Bogen.4)  nicht  /erstreut.  Jedenfalls  war  in  einer 
derart  unsicheren  Umgrenzung  der  obligatorischen  Ausgaben  i'ür  die  Kolonie  keine 
Garantie  gegen  willkürliche  Ausdehnung  der  Pflichtausgaben  enthalten.  Dazu 
kam  noch,  daß  der  Regierungsentwurf  die  im  Antrag  Ktienne  angestrebte  Sicherung 
gegen  übermäßige  Erhöhung  der  obligatorischen  Ausgaben  nicht  aufnahm;  denn 
während  der  Antrag  Ktienne  mach  dem  Vorbild  der  durch  Artikel  33  des 
Finanzgesetzes  von  1900  für  die  privilegierten  Kolonien  gegebenen  Regel)  die 
Höchstgrenze  der  obligatorischen  Ausgaben  durch  Dekret  im  Staatsrat  bestimmt 
sehen  wollte,  innerhalb  deren  dann  der  Minister  die  Beträge  ansetzen  durfte,5) 
sollte  nach  dem  Regierungsentwurf  alljährlich  der  Betrag  der  obligatorischen  Aus- 


')   Sich»'  hierüber  in  einem   späteren  Band. 

2)  Art.  33  des  Finanzgesetzes  von  1900,  §  2,  "2: 

Dans  les  colonies  d'Oc£anie  et  des  continents  d'Afrique  et  d'Asie,  Ies  depenses  obligatoires 
oe  peuvent  se  rapporter  que: 

1°  Aux  dettes  exigibles; 

\n   niinimnni    du    fcraiteinent   du    personne]   des    secretariats   generaux.      Ce  minirnnm  r>t 
tixe  par  decret. 

Au  traitements  des  fonetionnaires  nommes  )>ar  decret; 

3°  Aux  frais  de  la  gendarmerie  et  de  Ia  police; 

4°  Aux  frais  de  representation  du  gouverneur,  an  loyer,  ä  l'amenblement  et  k  l'entretien  de 
son  hötel,  aux  frais  de  son  secretariat  et  antres  depenses  ünpos^es  par  des  dispositions  legislatives. 

3)  Art.   3.    1    und   2. 

*) l'experience   a  prouve"   qu'en    cette   matiere  les  nomenclatures  les  plus  minutienses 

pretent  davantage  a  contestätion  que  les  definitions  globales".     Motive  1.  c  S.   1111. 
Siehe  oben. 
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gaben  im  Budgetentwurf,  d.  h.  vom  Generalgouverneur,  unter  Mitwirkung  des 
Ministers  des  [nnern  ohne  Bindung  an  eine  Höchstgrenze  festgesetzt  werden.1)  Für 
den  Fall,  daß  die  algerischen  Versammlungen  nicht  die  nötigen  Summen  für  die 
obligatorischen  Ausgaben  auswarfen,  wurden  diese  Ausgaben  und  nötigenfalls  die 
zu  ihrer  Deckung  erforderlichen  Einnahmen  einfach  durch  Dekrel  des  Präsidenten 
der  Republik  im  Staatsrat  in  das  Budget  eingesetzt.2)  Das  Mitwirkungsrechl  der 
algerischen  Versammlungen  blieb  also  diesem  Teil  der  Ausgaben  gegenüber  auf 
bloße  Begutachtung  und  —  vorausgesetzt,  daß  der  Generalgouverneur  dazu  an- 
regte        auf  Mehrbewilligung  beschränkt. 

b.  Das  Bewilligungsrecht  der  Finanzdelegationen. 
Im  übrigen  hatte  die  Feststellung  des  algerischen  Budgets  in  folgender 
Weise  vor  sich  zu  gehen:  Die  Vorbereitung  des  Budgets,  fiel  —  natürlich  unter 
Aufsicht  des  Ministers  des  Innern  -  dein  Generalgouverneur  zu.  der  sich  mit  den 
Ministern  der  angegliederten  Dienstzweige  ins  Benehmen  Betzen  mußte:  seiner 
Wichtigkeil  wegen  geschah  die  Festsetzung  des  Entwurfs  im  Conseil  de  gouver- 
nement3  .  Den  Entwurf  leute  der  Generalgouverneur  dann  den  Finanzdelegationen 
vor.  die  ihn  einer  von  den  einzelnen  Delegationen  gewählten  Finanzkommission 
bestehend  aus  11  Mitgliedern,  nämlich  4  Kolonisten.  I  Nichtkolonisten  und  3 
Eingebornen)  zur  Berichterstattung  überwiesen.*)  Auf  deren  Bericht  hin  hatte  die 
Vollversammlung  über  das  Budget  zu  besehließen.  Danach  möchte  es  scheinen, 
als  ob  die  Regierung  gegenüber  der  zersplitterten  Arbeit  dereiuzelnen  Delegationen  das 
Zusammenwirken  aller  Delegationen  bevorzugte.  Das  "war  jedoch  mit  nichten  der 
Fall,  im  Gegenteil:  sie  war  offenbar  bestrebt,  die  Trennung  zwischen  den  Dele- 
gationen aufrecht  zu  erhalten,  um  dem  Gouvernement  den  entscheidenden  Ein- 
fluß zu  bewahren:  spricht  hierfür  schon  die  Bestimmung,  daß  die  Kommission 
aus  den  einzelnen  Delegationen  und  nicht  aus  der  Vollversammlung  gewählt 
werden  sollte,  so  gibt  ein  unzweideutiges  Zeugnis  die  Vorschrift  über  die 
Einbringung  von  Abänderungsanträgen  in  der  Vollversammlung:  es  durften  näm- 
lich nur  solche  Amendements  in  der  Vollversammlung  beraten  werden,  die  vorher 
in  einer  Delegation  angenommen  worden  waren.5)  Es  klingt  wenig  glaubhaft, 
wenn  die  Motive  diese  Bestimmung  damit  zu  rechtfertigen  suchen,  daß  ein 
Amendement  eine  größere  Bedeutung  besitze,  wenn  es  von  einer  Delegation  und 
nicht  von  einem  einzelnen  Mitgtied  ausgehe:6)  die  Regierung  wußte  doch  zu  gut. 
daß  ein  von  einer  Delegation  befürwortetes  Amendement  leicht  die  einseitigen 
Gesichtspunkte  einer  Interessenvertretung  aufwies  und  deshalb  Gefahr  lief,  in  der 
Vollversammlung  verworfen  zu  werden.     So  stellte    diese  Vorschrift  ein  vortreff- 


')  Art.  3,  3. 

2)  Art.  3,  Absatz  4  und  5. 

3)  Art.   4. 

4)  Art.  5,   1. 

5)  Art.   5,   2. 

"j  „Chaque  dele"gation  conserve  aihsi,  pour  les  interets  qu'elle  represente,  Ia  facultd  de  mani- 
fester ses  rues,  et  L'expression  en  acquiert  d'autant  plus  de  föne  devaat  l'assemblee  qu'elle  emane 
noii  d*un  individu  isole,  mais  de  la  de*16gation  elle-mSme".     Ebenda  S.   1112. 


lichoa   Mittel  dar,  eine  der  Rogiorung  feindliche   Mehrheil  bildung  zu   verhindern, 
und  die  Bchleunige   Bewilligung  di      Budget     zu   bewirken.1) 

Die  Abänderung  antrage    wurden    abor  niohl   nur   durch    Fonnorfordemi 
idem  auoh  Bachlich  beschränkt,  indoin  nämlich         wie  durch  da    Finanz 
\  im    [900   für   die   meisten   Kolonien  die   Initiative  bu    allen  Ausgaben  dem 

Generalgouverneur  vorbehalten  wurde;8)  die  Delegationen  konnton  nur  in  der 
Weise  eine  Erhöhung  der  Ausgaben  herbeiführon,  daß  lie  an  den  Generalgou 
verneur  die  Aufforderung  richteten,  eine  Mehrausgabe  vorzuschlagen;  da«  Kechl 
der  Ausgabenbewilligung  war  mithin  sehr  gebunden;  eine  Mehrbewilligung  bei 
obligatorischen  und  bei  fakultativen  Ausgaben  war  von  einem  Vorschlag  de« 
Generalgouverneurs  abhängig,  und  eine  Unterbewilligung  war  im  Bereioh  obli 
gatorischer  Ausgaben  ausgeschlossen,  so  dal.!  den  Delegationen  eigentlich  nur  das 
Rechl  der  Verwerfung  fakultativer  Ausgaben  blieb.  Auch  das  Rechl  der  Ein- 
nahmenbewilligung war  kein  sein:  ausgedehntes,  denn  die  bestehenden  Abgaben 
blieben  unberührt,  nur  dir  Änderungen  im  Steuersystem,  wie  /..  B.  Auferlegung 
neuer  Steuern,  oder  Aufhebung  von  bestehenden  Abgaben  wurden  der  Bewilligung 
der  algerischen  Versammlungen  unterworfen.4)  Im  Gegensatz  zu  den  Ausgaben 
wurde  im  Bereich  der  Einnahmen  jeder  Delegation  das  Recht  der  Initiative  zu- 
gestanden,9) wohl  deshalb,  weil  auf  der  Einnahmenseite  ein  Vorbeugungsmittel 
gegen  Verschwendung  erfahrungsgemäß  nicht  vonnöten  war,  und  weil  eine  Ver- 
minderung der  bestehenden  Einnahmen  oder  eine  einseitige  Belastung  dm-  Ein- 
gebornen  sich  durch  das  Vetorecht  der  Regierung  leicht  verhindern  ließ.  Und 
so  hatte  auch  im  Bereich  der  Einnahmen  das  Entscheidungsrecht  der  Delegationen 
im  wesentlichen  die  Bedeutung  eines  Vetorechts,  es  bestand  hauptsächlich  in  der 
Möglichkeit,  die  vom  Generalgouverneur  vorgeschlagenen  Einnahmeerhöhungen 
abzulehnen. 

c)  Die  hemmende  Gewalt  des  Conseil  superieur. 
Noch  enger  bemessen  war  die  Mitwirkung  des  Conseil  superieur  bei 
der  Eeststellung  dos  Budgets.  Es  durfte  nämlich  überhaupt  keine  Ausgabener- 
höhungen  vornehmen  (auch  nicht  auf  Vorschlag  des  Generalgouverneurs),6)  sondern 
konnte  höchstens  die  Bewilligungen  der  Delegationen  herabsetzen;  nur  in- 
sofern wurde  dem  Conseil  superieur  ein  Recht  zur  Ausgabenerhöhung  zugestanden, 


')  Natürlich  fehlt  es  nicht  an  Verteidigern  dieser  Bestimmung;  so  meint  Peringuey  S.  106: 
„<>n  a  vmilu  par  lä  ne  pas  surcharger  les  debats  des  assemblees  plenieres  et  empecher  les  propo- 
sitions  fantaisistes  et  non  müries.  On  ne  pent  quo  feliciter  sans  reserve  les  auteurs  de  la  loi  de 
cette  intention".  In  dieses  Loh  könnte  man  einstimmen,  wenn  die  Urheber  des  Gesetzes  wirklich 
nur  diese  Absicht  verfolgt  hätten;  aber  zur  Erreichung  dieses  Zweckes  hätte  doch  eine  andere  Form 
der  Erschwerung  ausgereicht,  indem  man  etwa  die  Einbringung  eines  Amendements  von  der  Unter- 
stützung durch   eine  größere  Anaahl  von  Mitgliedern  abhängig  gemacht  hätte. 

2)  Art.  33,  §2,  3:  Mais,  dans  ces  memes  colonies  (d*Oceanie  et  des  continents  d'Arrique  et 
d'Asie),  Tinitiative  des  propositions   de   depenses   est  reservee   au  gouverneur. 

3)  Art.  ö,  3. 

4)  Art.  8,    1 . 

5)  Ebenda. 

6)  Art.  6.    1. 

Gmelin,  Verfassungseotwicklung  von  Algerien.  20 
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als  es  die  von  den   Delegationen    nicht   genügend    dotierten    obligatorischen  .' 
gaben  einfügen  durfte  (!).')     Noch  gebundener  als  gegenüber    den  Ausgaben  wax 
(|;i-  Conseil  Bup6rieur  gegenüber  den  Beschlüssen    der  Delegationen  über  Ände- 
rungen der  Einnahmen:  es  erhielt  nämlich  nur  das  Recht,  diese  Beschlüsse  en  bloc 
anzunehmen  oder  abzulehnen.2) 

Die  enge  Begrenzung  der  Entscheidungsgewall  des  Conseil  superieur  drängt 
den  Vergleich  mit  der  bei  Finanzgesetzen  bloß  hemmenden  Gewalt  eines  Ober- 
hauses auf,  aber  man  darf  nicht  übersehen,  daß  der  Regierungsentwurf  dem 
„Unterhause",  d.  h.  den  Delegationen,  eigentlich  auch  nur  eine  hemmende  Gewalt 
einräumen  wollte.  Auch  war  dem  Conseil  superieur  insofern  eine  bedeutendere 
Rolle  als  einem  konstitutionellen  ( »herhause  zugedacht,  als  ihm  das  letzte  Wort 
zukam:  wenn  es  einen  von  den  Bewilligungen  der  Delegationen  abweichenden 
Beschluß  i'aßte,  so  war  dieser  Beschluß  endgültig,  er  ging  nicht  etwa  an  die 
Delegationen  zurück;3)  die  in  europäischen  Volksvertretungen  üblichen  Vergleichs- 
verhandlungen, bei  denen  schließlich  doch  immer  das  Unterhaus  Recht  behält, 
sind  also  ausgeschlossen  worden;  diese  originelle  Lösung  rechtfertigen  die  Motive 
u.  a.  mit  einer   praktischen  Rücksicht,  daß  nämlich    die  Delegationen  niemals  zu 


')  Art.  6,  2. 

2)  Art.  8.  2. 

3)  Diese  Bestimmung  ist  übrigens  von  Thomas  in  seinem  Aufsatz  über  „L'Algerie  et  l'autonomie 
budgetaire"  in  der  Revue  du  droit  public  1><1.  18,  1902,  S.  295 ff.  mißverstanden  worden.  Er  hat, 
offenbar  angeregt  durch  eine  Stelle  bei  Dessoliers,  Le  budget  algerien,  S.  24,  der  aber  den  Ent- 
wurf richtig  versteht,  die  Frage  aufgeworfen:  was  hat  im  Falle  eines  Konflikts  zwischen  den  Dele- 
gationen  und   dein   Conseil   superieur  zu   geschehen?    si   la   haute    assemblee  ne  consent  pas   ä 

jouer  le  röle  m ödeste  et  efface"  de  chambre  d'enregistrement;  .  .  .  il  pourrait  y  avoir  discordance 
entre  les  chiffres  arretes  par  eile  et  ceux  lixes  par  les  Delegations;  peut-on  considerer  alore  le 
budget  comme  votd?"  Er  fragt  nun,  wie  sich  das  Staatshäupl  einem  derartigen  Budget  gegenüber 
zu  verhalten  habe;  darin  ist  Thomas  beizustimmen,  daß  da-.  Staatshaupt  „ne  saurait  .  .  .  s'eriger 
en  juge    <lu  conflit    et  substituer    ses    decisions  ä    celles  des  assemble^es,"    aber   zurückzuweisen   i-t 

seine   Behauptung:    il  devra  necessairement  s'imposer  un   choix  delicat  .   .   .   Nous  adinettrions, 

le  cas  echeant,  de  voir  les  preferences  s'aecuser  en  faveur  du  budget  tel  qu'il  a  &t&  vote  par  les 
Delegations  fiuancieres  parce  qu'elles  sont  une  emanation  directe  et  plus  complete  du  suffrage  uni- 
versel  .  .  ."  Thomas  hat  selbst  das  Gefühl,  daß  dann  das  Conseil  superieur  zu  absoluter  Bedeutungs- 
losigkeit herabsinken  müßte.  Es  verbliebe  ihm  nichts  als  „le  droit  de  mediter  platoniquement  sur 
le  budget  colonial  .  .  ."  Um  diesem  Ergebnis  auszuweichen,  stellt  sich  Thomas  auf  den  Standpunkt, 
daß.  wenn  die  Beschlüsse  des  Conseil  superieur  von  denen  der  Delegationen  abweichen,  überhaupt 
kein  Budget  zustande  gekommen  sei  (..la  parfaite  concordance  des  deliberations  est  la  condition 
necessaire  d'un  vote  verkable"),  und  daß  dann  eben  einfach  das  bisherige  Budget  weiter  anzuwenden 
sei.  —  Diese  Deduktionen  sind  ganz  verfehlt.  Der  von  Thomas  in  Betracht  gezogene  Fall,  daß 
das  Conseil  superieur  Ausgabenbewilligungen  herabsetzt,  bereitet  gar  keine  rechtlichen  Schwierig- 
keiten: Die  Grundlage  für  das  Dekret  des  Präsidenten  bilden  in  solchem  Fall  allein  die  Beschlüsse 
des  Conseil  superieur.  Ein  eigentlicher  Konfliktsfall  lüge  nur  dann  vor.  wenn  —  was  höchst  un- 
wahrscheinlich ist  —  das  Conseil  superieur  alle  fakultativen  Ausgaben  ablehnen  würde;  dann  wäre 
kein  Budget  vorhanden,  und  es  müßte  das  des  vorangegangenen  Jahres  weitergelten,  übrigens  ist 
diese  richtige  Auslegung  durchgedrungen:  siehe  lYringuev  S.  113:  ,-•  •  •  nous  estimons  qu'aucun 
appel  n'est  possible  de  sa  decision,  et  qu'il  (le  Conseil  supeneur)  ait  supprime  ou  modifie  un  credit 
fixe*  par  les  Delegations.  il  l'a  fait  dans  les  Limites  de  ses  pouvoirs,  souverainement:  le  budget  est 
vote  quand  meme,  et  Le  chef  de  l'Etat  n'a  pas  h  s'eriger  juge;  il  n'a  qu'ä  regier  le  budget  votd 
par  le  Conseil  superieur."     Ebenso  Girault  Bd.  III  S.  160. 


gleicher  Zoil  mit  dem  Conseil  uperieur  tagen  könnten,  dt  dem  Con  eil  uperieur 
auoh  einige  Mitglieder  der  Delegationen  angehörten,1)  abei  die  or  i  m  tand 
hinderte  dooh  höchstens  Sitzungen  zu   den  gleichen  Stunden.     Den    Eiauptzv 

bildete  natürlich  auoh  hier  wird  im-  eino  möglich  I   •  hleunige  Erlodigu le   ßudgi 

\us  clor  gleichen  Absicht    orkläii    sich  auoh  die   Uberau     karge   Beme    ung 

der  ordentlichen  Session,  in  der   das   Budgol   orledigl    werdei ißte:     ie   durfte 

bei  beiden   Vertretungen  einen   Monat   nicht   übersteigen  !      I  >a  e     bei  dor  Kttrzi 
der  Session    nicht    ausgeschlossen    erschien,   « I .•  i Li   das  Budget    nicht    ganz   durch 
beraten  wurde,  traf  der  Entwurf  für  diesen  Fall,  wenn  auch  in  wenig  glücklicher 
Weise,  Vorsorge:   statt  für  diesen   Fall         wie   <l;is  Für  die  Kolonien   festge  etzl 
war*)         dem   Ministerium  die  Feststellung  des  Budgets  zu  übertragen,  begnl 
sieh  der  Entwurf  mit  i\i~v  Wiederholung  der  Für  die  Departements  erlassenen  Be 
Stimmung,  daß   dann  einfaoh  das   vorhergehende  Budget   ipso  iure  weiter  gelten 
solle.8)«) 

d)  Die  mutterländische  Kontrolle. 
Zu  diesen  äußerst  vorsichtigen,  um  nicht  zu  Bagen  ängstlichen  Zugeständnissen 
an  die  algerischen  Vertretungskörper  steht  in  scheinbarem  Gegensatz  der  kühne 
Griff,  mit  dem  die  Regierung  die  Kontrolle  seitens  des  Mutterlandes  regelte: 
während  alle  bisherigen  Entwürfe  und  Vorsehläge,  auch  die  der  ausgesprochenen 
Autonomisten,  das  algerische  Budget  der  Bestätigung  durch  das  Parlament  unter- 
warfen,7) schaltete  nämlich  die  Regierung  das  Parlament  von  der  Mitwirkung  an 
d^v  Sanktion  der  Beschlüsse  der  algerischen  Volksvertretung  grundsätzlich  aus; 
sie  wußte  wohl,  daß  sich  das  französische  Parlament,  wenn  das  Inkrafttreten  des 
algerischen  Budgets  von  seiner  Bestätigung  abhing,  nicht  auf  eine  kurze  Nach- 
prüfung  beschränken  würde.  Daher  sollte  das  Budget  nach  der  Beschlußfassung 
der  algerischen  Versammlungen  durch  Dekret  des  Präsidenten  der  Republik 
geregelt  werden;8)  diesem  Dekret  kam  lediglich  die  Bedeutung  einer  Uber- 
wachungsmaßregel  zu,  die  Regierung  sollte  sich  darauf  beschränken,  nachzuprüfen, 
ob   das  Budget  wirklich  im  Gleichgewicht  war,   ob  die   obligatorischen  Ausgaben 


']  „Au  surplus,  il  y  avait  lä  une  necessite"  (Vordre  pratique.  Seize  membres  du  Conseil 
>uin'ricur  faisant  partie  des  delegations  financieres,  ces  deux  assembhies  ne  peuvent  sieger  en  meine 
temps,  et  il  eut  fallu,  au  cas  oü  le  budget  aurait  ete  renvoye  de  l'une  a  l'antre,  qu'elles  tinssent 
des   sessions  alternatives  et  successives  dont  les  inconvenients  sont  evideuts."     Motive,  1.  c.  S.  1112. 

2)  „De  meine  en  donnant  un  caractere  derinitif  au  vote  de  ebaeune  des  assemblees,  nous 
avons  voulu  eviter  les  retards  qui,  en  cas  de  desaecord,  auraient  ete  amenes  par  la  recherche  de 
Solutions  transactionnelles."     Ebenda. 

s)   Art.  7. 

4)  Decret  du  20  novembre  1882  sur  le  service  financier  des  Colonies,  Art.  40.  5. 

•')  Art.  10. 

6)  Daraus  folgt  auch,  daß  die  algerischen  Versammlungen  kein  absolutes  Budgetverweigerungs- 
reelit  besitzen.  l>as  ist  wichtig'  hinsichtlich  der  fakultativen  Ausgaben,  denn  die  obligatorischen 
Ausgaben  können  ja  ex  officio  ins  Budget  eingeschaltet  werden.  Im  Fall  der  absoluten  Budget- 
verweigerung gilt  eben   einfach   das  Budget  des   Vorjahrs  weiter. 

•)  Siehe  oben  die  Zusatzanträge  von  Etienne  und  Marchai. 

8)  Art.  9. 

20* 
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eingesetzt  und  ob  die  gesetzlichen  Formen  beobachtet  worden  waren.'  Man  ist 
vieüeichl    überrascht,    daß    die    Bestätigung    des    Budgets    aicht  wie    in    den 

britischen  Kolonien  -  dem  Gouverneur  übertragen  wurde;  allein  die  Bestätigung 
durch  Dekrel  des  Präsidenten  der  Republik  entsprach  nicht  nur  dem  allgemeinen 
französischen  Staatsrecht,  Dach  dem  die  Departementsbudgets  der  Bestätigung  des 
Präsidenten  unterliegen,2)  sondern  auch  dem  gemeinen  französischen  Kolonialrecht  in- 
dem die  meisten  Lokalbudgets  der  Kolonien  der  Bestätigung  durch  Dekret 
bedürfen.3) 

Audi  in  der  Regelung  der  Beschlüsse  über  Abgabenänderungen  folgte  der 
Entwurf  dem  Vorbild  des  Kolonialrechts;  wie  in  den  Kolonien,4)  bo  sollten  auch 
in  Algerien  die  Beschlüsse  der  Volksvertretung  über  Änderungen  im  Steuersystem 
in  der  feierlichen  Form  eines  Dekrets  im  Staatsrat  bestätigt  werden."')  Nur  für 
außerordentliche  Füll«;  knüpfte  der  Entwurf  das  Inkrafttreten  von  BeschltU 
der  algerischen  Selbstverwaltungskörper  an  die  Mitwirkung  des  Parlament.-;  Be- 
schlüsse über  Aufnahme  von  Anleihen  (»der  über  Konzessionierung  von  Eisen- 
bahnen oder  ähnliche  große  Unternehmungen  sollten  der  Bestätigung  durch  Ge- 
setz bedürfen.6)  Wenn  man  diese  Bestimmungen  über  die  Sanktion  des  Budgets 
und  der  sonstigen  Beschlüsse  der  algerischen  Versammlungen  mit  den  Regeln 
über  die  Mitwirkung  der  algerischen  Volksvertretung  bei  der  Budgetfeststellung 
zusammenhält,  merkt  man,  daß  die  Absicht  der  Regierung  darauf  hinauslief,  durch 
Ausschaltung  des  Parlaments  auf  der  einen  Seite  und  durch  möglichst  enge  Be- 
grenzung der  Mitwirkung  der  algerischen  Selbstverwaltungsorgane  auf  der  anderen 
Seite  sich  gegenüber  dem  algerischen  Budget  dieselbe  ausschlaggebende  Gewalt 
zu  verschaffen,  wie  gegenüber  den  Lokalbudgcts  der  Kolonien. 

Fine  kleine  Abweichung  von  diesem  Grundgedanken  stellen  die  Bestimmungen 
über  die  Rechnungskontrolle  dar:  die  „parlamentarische"  Kontrolle  hat  nämlich 
der  Regierungsentwurf  den  algerischen  Versammlungen  allein  überlassen,  indem 
die  Finanzdelegationen  und  das  Conseil  superieur  durch  Deklarationen  über  die 
ihnen  vorgelegten  Rechnungen  beschließen  sollten;  7j  diese  Regelung  ist  um  so 
auffallender,  als  in  den  Kolonien  der  Gouverneur  über  die  im  Conseil  general 
durchberatenen  Rechnungen  endgültig  entscheidet;8)  vielleicht  ist  diese  Abweichung 
aus  einem  Versehen  zu  erklären,  vielleicht  aber  legte  die  Regierung  der  Mit- 
wirkung an  der  autonomen   Kontrolle    keinen   hohen    Wert  bei.   weil  das  Mutter- 


')  „11  s'asxit  La  simplement  d'une  mesure  de  surveillance  qui  pennet  au  Gouvernement  de 
venner  si  l'equilibre  bndgetaire  est  reellement  obtenu,  si  les  credits  afferente  aux  depenses  obliga- 
toires   smit   tens   inscrits.   entin    si   les   formes   legales   ont   ete   observees."      Motive,   1.  C.    S.  1112. 

2)  Hauriou  S.  177. 

3)  Franeois,  Le  budget  loeal  des  colonies,   I'ari<  1908,   S.  147  t'. 

4)  Art.  33,  §  3,  2  des  Finanzgesetzes  von  1Ü00:  Ces  deVliberations  ne  Beront  applicables 
qu'apres  avoir  ete  approuv£es  par  deerets  en  Conseil  d'Etat. 

5)  Art.  8.   2. 

6)  Art.  13,  2.  In  den  Kolonien  dagegen  bedarf  ein  Beschluß  des  Conseil  «reneral  über  Auf- 
nalmie  einer  Anleihe  nur  der  Bestätigung  durch  Dekret  in  der  Form  eines  reglement  d'administration 
publique.     Siehe  das  Dekret  von   1882.   Art.  53. 

7)  Art.  12.    1    des  Entwurfs. 

8)  Dekret  von    18S2  Art.  109—113. 


l.'inil  duroh  die  riohtorliohe  Kontrolle  di  Rechnung  liefe  Über  den  Tri  orier 
payeur  in  Algier1)  und  duroh  die  im  Gesetzentwurf  nicht  erwähnte  ad 
miuistrative  Kontrolle  in  ausreichender  VVoi  o  an  der  Rechnungsprüfung  be 
teiligt  blieb, 

( '    Ergebnis. 

Zum  Schlüsse  erkannte  der  Entwurf  au  drUcklich  die  zivilrechtliche 
Persönlichkeit  Algeriens  an.8)  Nunmehr  konnte  Algerien  Eigentum  erwerben, 
Anleihen  aufnehmen,  Eisenbahnen  konzessionieren  usw.,  iedoch  sollte  di 
Letztere  Rechl  kein  ausschließliches  sein,  vielmehr  behielt  der  Entwurf  dem 
Staate  das  Recht  zur  Konzession  strategischer  Linien  vm-  '  Man  mag  sich 
wundern,  daß  die  Rechtspersönlichkeil  Algeriens,  diese  selbstverständliche  Folge 
der  Finanzautonomie,  noch  besonders  erwähnt  wurde,  denn,  nachdem  die  ( Organe 
Algeriens  mit  beschließender  Gewall  über  das  Budgol  ausgestattet  wann.  Btellte 
Algerien  einen  Kommunalverband  mit  eigener  Rechtspersönlichkeit  dar;  gleich- 
wohl war  dir  ausdrückliche  Zuerkennung  der  Rechtspersönlichkeit  nicht  ganz 
Überflüssig,  weil  den  Departements  früher  diese  Eigenschaft  abgesprochen  war.*) 
Die  zivilrechtliche  Vertretung  Algeriens  fiel  dem  Generalgouverneur  zu,  d.h.  er 
durfte  alle  Handlungen  im  Namen  Algeriens  vornehmen,  soweit  er  nichl  an  die 
Mitwirkung  anderer  Organe  gebunden  war.  In  dem  Entwurf  seihst  wurde  nur 
die  Aufnahme  von  Anleihen  und  die  Konzessionierungen  von  Eisenbahnen  oder 
andrer  großer  öffentlicher  Arbeiten  von  der  Zustimmung  der  beiden  algerischen 
Versammlungen  und  außerdem  noch  von  der  -Mitwirkung  der  gesetzgebenden 
Organe  des  Mutterlandes  abhängig  gemacht.5) 

Im  ganzen  genommen  bot  der  Regierungsentwurf  trotz  seiner  Mängel  eine 
brauchbare  (Jrundlage  für  die  Errichtung  des  Konununalverbandes  Algerien:  vor 
allem  zeichnett1  er  sich  durch  Durchführbarkeit  aus:  indem  man  die  der  Kolonie 
aufzuladenden  Ausgaben  mit  Rücksicht  auf  die  Leistungsfähigkeit  der  Kolonie. 
aber  doch  nicht  in  zu  freigebiger  Weise  beschränkte,  setzte  man  die  Vor- 
bedingungen für  eine  gesunde  Entwicklung  der  algerischen  Finanzwirtschaft.  Es 
bezog  sich  wohl  hauptsächlich  auf  diese,  den  gegebenen  Verhältnissen  in  vorbild- 
licher Weise  angepaßte  Bemessung  der  Ausgabenseite,  wenn  die  Motive  hervor- 
hohen, man  habe  sich  bei  der  Abfassung  des  Entwurfs  eher  von  den  gemachten 
Erfahrungen,    als    von   theoretischen   Abstraktionen    leiten    lassen.6)     In    manchen 

')  Art,  12,   2  des   Entwurfs. 

2)  Art.  13.  1. 

3)  Art.  13,  3. 

*)  „Cette  »piaüte  decoule  logiquement  de  la  personnalite  administrative  et  budgetaire.  Mais. 
comme  eile  a  ete  longtemps  conteste  an  departement  quijouissait  pourtant  de  prerogatives  analogues, 
HOHE  n'avims  pas  cru  inutile  de  la  reconnaitre  a  l'Algerie  par  une  disposition  speciale  .  ."  Motive 
1.  c  S.  1112. 

"')  Art.  13,  "2.  Der  Generalgouverneur  genießt  bei  der  Vertretung  Algeriens  eine  größere  Be- 
wegungsfreiheit als  der  Präfekt  bei  der  Vertretung  des  Departements,  denn  dieser  ist  bei  vielen 
Handlungen  an  die  Mitwirkung  des  Conseil  general  oder  der  Commission  departementale  gebunden. 

6)  „S'inspirer  des  eonstatations  fournies  par  l'expenence  plntöt  qne  des  abstractions  de  la 
theorie  .  .  .  tel  est  .  .  .  l'esprit  qui  a  preside  a  la  preparation  du  projet  de  loi."  Motive  1.  c. 
S.  Uli. 
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Punkten,  namentlich  In  den  Bestimmungen  über  die  Verwi  adung  der  Überschüsse 
und  über  die  Teilnahme  der  algerischen  Versammlungen  an  der  Feststellung  des 
Budgets  bedurfte  der  Entwurf  Ereilich  der  Korrektur;  aber  diese  Verbesserungen 
ließen  Bich  leicht  einfügen,  ohne  das  Ganze  in  Frage  zu  .-teilen.  Es  war  nun 
die  Aufgabe  «Irr  Kritik  in  Algerien  und  im  Parlament,  die  schwachen  Stellen  des 
Entwurfs  aufzuzeigen  und  dadurch  Beine  Vervollkommnung  herbeizuführen. 


2.   Beurteilung  des   Entwurfs  in   Algerien  (Kritik  Dessoliers'). 

A.  Bekämpfung  der  Pflichtausgaben. 

Der  Regierungsentwurf  erfüllte  natürlich  bei  weitem  nicht  alle  Hoffnungen 
der  Algerier.  Welche  Aufnahme  ihm  in  den  Kreisen  der  Autonomisten  zuteil 
ward,  zeigl  eine  Schrift  von  Dessoliers1),  in  der  dieser  unermüdliche  Vorkämpfer 

der  algerischen  Selbstverwaltung  den  Regierungsentwurf  einer  zwar  etwas  ein- 
seitigen, aher  doch  im  ganzen  maßvollen  und  vielfach  zutreffenden  Kritik  unter- 
zog. Die  Vorzüge  des  Entwurfs  erkannte  er  unumwunden  an.2  aber  um  so 
mehr  fühlte  er  sich  berufen,  auch  seine  Schattenseiten  aufzudecken.  Vor  allem 
wandte  er  sich  —  wie  das  nicht  anders  zu  erwarten  war  —  gegen  die  Pflicht- 
ausgaben,  und  zwar  nicht  sowohl  gegen  das  Prinzip  der  Pflichtausgaben,  als 
vielmehr  gegen  die  im  Entwurf  angestrebte  Anwendung  dieses  Prinzips.  Zu- 
nächst einmal  waren  nach  seiner  Meinung  viel  zu  viel  Ausgaben  mit  dem  Pflicht- 
charakter belegt  worden;  um  diese  Auffassung  zu  stützen,  zog  er  die  Departements- 
budgets, auf  denen  ja  eine  Reihe  von  Pflichtausgaben  lastete,  zum  Vergleich 
heran:  er  gab  zu  bedenken,  daß  z.B.  im  Departement  Oran  die  obligatorischen 
Ausgaben  im  Jahre  1884  nur  7%  der  Gesamtausgaben  betrugen,  während  sich 
die  im  Regierungsentwurf  Algerien  auferlegten  obligatorischen  Ausgaben  auf 
22  -Millionen  bei  einer  Einnahme  von  54  Millionen,  also  auf  40%  der  Gesamt- 
ausgaben belaufen  mußten.3)  Mir  scheint,  dieser  Vergleich  war  wenig  glücklich 
gewählt;  denn  ein  Departement  hat  doch  andere  Aufgaben  zu  lösen  als  eine 
große  Kolonie,  in  dieser  spielen  die  allgemeinen  Staatsausgaben  eine  ungleich 
bedeutendere  Rolle  als  in  jenem. 

Die  übertriebene  Ausdehnung  der  obligatorischen  Ausgaben  im  Regierungs- 
entwurf konnte  man  nur  in  der  Weise  mit  Erfolg  bekämpfen,  daß  man  bei 
einzelnen  Kategorien  die  Berechtigimg  der  Aufnahme  unter  die  Pflichtausgaben 
bestritt.  Das  tat  auch  Dessoliers;  nur  ging  er  bei  seinem  Angriff  auf  die  ein- 
zelnen Klassen  nicht  gerade  geschickt  zu  Werke.  Denn  er  focht  —  be- 
zeichnenderweise —  grade  die  Einbeziehung  der  Eingebornenverwaltung  in  die 
obligatorischen  Ausgaben  an:  bei  diesen  fehlte  nach  seiner  Meinung  das  all- 
gemeine Interesse,    das   bei    den    obligatorischen  Ausgaben    gegeben   sein   müsse, 


')  F.  De  Solliers  (Dessoliers),  Le  Budget  algerien,  Alger   1900. 

2)   ,,La  nouvelle    Organisation    financiexe  .  .    comp  orte    assim-nn-nt    une  grande    part  d'eloges, 
maia   die  a  bien  anssi  ses  defauts,   graves  parfois   .  ."   1.  c  S.  23. 
3J  1.  c.  S.  33. 
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ei  maß  diesen  Au  gaben   nur  oinon  be  ondorn  und   lokalen  Charakter  bei        Dg 

llestrcbon    dos    üesotzgobors,    die    hingoborneii    aui    <  1 1 ■    e   Wei  e    troi    doi 

b  outung    durch    die   Kolonisten    zu    Bohützen,    bezeichnete  or   all  unnötig,    da  die 

Zusammensetzung  der  algeri  ohen  Versi nlungon    die   Ki tbornen    völlig     ichor 

Btelle.8)     Das   Btimmte    insoforn,   als   die   Ei ibornen    in    dem  Con  rieui 

mii  den   Beamten  zusammen  die  Mehrheit   bildeten   und   nur  in  der  Vollver  amm 
lung    der    Delegationen    von    den    Franzosen    in    die    Minderheit    gesetzt    werden 

konnten;   abea   was   aützte   die  Bingebori die   Möglichkeit,   mit   Hülfe  dei    B< 

amten  im  Conseil  superieur  dir  Kolonisten  zu  überstimmen,  wo  doch  dai  Conseil 
Buperieur  die  von  den  Delegationen  bewilligten  Ausgaben  oie  erhöhen,  sondern 
höchstens  beschneiden  durfte.  Da  sich  infolge  dieser  Zuständigkeitsbeschränkung 
dos  Conseil  superieur  eine  ungenügende  Berücksichtigung  der  Eingebornen Ver- 
waltung durch  die  Finanzdelegationen  im  Conseil  superieur  nicht  wieder  gut 
machen  ließ,  so  konnten  die  Eingebomeninteressen  auf  keim:  andere  Weise 
sicher  gestellt  werden  als  durch  Aufnahme  der  Eingebornenverwaltung  unter  die 
obligatorischen  Ausgaben;  und  diese  Sicherstellung  erschien  in  Anbetracht  <\rr 
Mißwirtschaft  der  Kolonistenoligarchie  durchaus  nicht  als  überflüssig  und  ließ  sich 
bei  der  Wichtigkeit  der  Eingebornenfrage  auch  aus  dem  Staatsinteresse  recht- 
fertigen. Her  Versuch  Dessoliers',  die  Eingebornenangelegenheiten  aus  dem  Be- 
reich der  obligatorischen  Ausgaben  loszulösen,  war  jedenfalls  höchst  unpolitisch, 
denn  er  mußte  den  Verdacht  nahe  legen,  daß  Dessoliers  der  Ansiedlerbevölkerung 
freie  Hand  gegenüber  den  Eingebornen  verschaffen  wollte. 

Kann  man  die  Einwände  Dessoliers'  gegen  die  Ausdehnung  und  die 
Auswahl  der  obligatorischen  Ausgaben  nicht  als  überzeugend  anerkennen,  so 
muß  man  doch  seinem  Bedenken  gegen  die  Unbegrenztheit  der  obli- 
gatorischen Ausgaben  zustimmen.  Solange  für  die  Prlichtausgaben  keine 
Höchstbeträge  in  irgend  einer  Weise  festgelegt  wurden,  drohte  dem  algerischen 
Budget  fortwährend  die  Gefahr,  durch  eine  Hinaufsetzung  der  obligatorischen 
Ausgaben  aus  dem  Gleichgewicht  gebracht  zu  werden,  oder  doch  wenigstens 
seine  Überschüsse  immer  von  der  Vermehrung  der  Prlichtausgaben  verschlungen 
zu  sehen.3)  Da  der  Entwurf  gegen  derartige  Überraschungen  keine  Sicherheit 
bot,  ist  es  zu  begreifen,  wenn  Dessoliers  die  Materie  der  obligatorischen  Aus- 
gaben  überhaupt   nicht   im  Gesetz  geregelt  sehen,    sondern  dem  Verordnungsweg 


')  ..D'ordinaire.  une  depense  obligatoire  est  une  depense  d'interet  tout  ä  fait  general  .  .  Or, 
dans  la  nomenclatnxe  reproduite,  on  rencontre  des  depenses  obligatoires  qiti  ont  un  caraetere  nette- 
ment  particoliei  et  local,   comme  Celles  des  Services  indigenes."     Ebenda. 

2)  ..Le  k'gislateur  a  ciaint  apparemment  que  les  Colons  ne  reduisissent  les  Arabes  et  les 
Kabyles  ä  la  portion  congrue  et  il  s'est  efforce  de  proteger  ces  derniers  contre  la  tyrannie  gratuite- 
nient  supposee  de  leurs  collegues  europeens.  Mais  cette  protection  n'etait  millement  necessaire,  la 
composition  des  Assemblers  algeriennes  devant  pleinement  rassurer  les  plus  timores  .  .  sur  le  sort 
des  indigenes   .   ."     Ebenda. 

3)  ,..  .  la  colonie  pourra  ä  juste  raison  se  plaindre  que  son  budget  ne  sera  Jamals  assure 
dYtre  en  equilibre  .  .  .  Les  depenses  obligatoires,  en  effet.  si  elles  ne  peuvent  pas  etre  reduites  par 
la  Colonie,  pourront  en  revanche  Itre  constaninient  augmentees  par  la  Metropole,  on  est  donc  en 
presenee  d'une  progression  inconnue  qui  menace  d'absorber  les  excedents  ä  mesure  qu'ils  se  produi- 
ront."     Ebenda  S.  38. 
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vorbehalten  wissen  wollte:  denn  dann  konnten  spätere  Änderungen  ohne  die 
Hemmungen  des  G-esetzgebungsverfahrena  vorgenommen  werden.1  An  einer 
gesetzlichen  Regelung  der  obligatorischen  Ausgaben  hatten  die  Algerier  nur  dann 
ein  [nteresse,  wenn  <la-  Gesetz  sich  nicht  mit  <I<t  unklaren  Aufzählung  der 
Kategorien  begnügte,  sondern  Schranken  gegen  Erhöhung  der  für  die  Pflicht- 
ausgaben auszusetzenden   Beträge  aufstellte. 

Das  den  algerischen  Versammlungen  eingeräumte  Begutachtungsrechl  der 
obligatorischen  Ausgaben  konnte  kein  genügendes  Gegengewicht  gegen  die  Willkür 
der  mutterländischen  Organe  abgeben,  nicht  als  ob  ein  derartiges  Begutachtungs- 
rechl an  sich  wirkungslos  sein  mußte  —  denn  in  den  Departemente  z.  B.  wußten 
die  Conseils  göneraux  durch  ihr  Begutachtungsrechl  auch  im  Bereich  der  obli- 
gatorischen Ausgaben  ihren  Willen  zur  Geltung  zu  bringen,  —  aber  für  die 
algerische  Volksvertretung  konnte  es  keine  große  Bedeutung  gewinnen,  weil  der 
Generalgouverneur,  an  den  die  algerischen  Vertretungskörper  ihre  Wünsche  über 
Abänderung  der  Pflichtausgaben  richten  durften,  auf  die  Festsetzung  der  wichtigsten 
Klassen  der  obligatorischen  Ausgaben,  nämlich  den  Ausgaben  für  die  an  die 
Mutterlandsministerien  angegliederten  Dienstzweige  und  der  Ausgaben  für  die  der 
Kolonie  zur  Verfügung  gestellten  Beamten  voraussichtlich  so  gut  wie  gar  keinen 
Einfluß  zu  üben  vermocht 

1).   Wünsche  zur  mutterländischen  Kontrolle. 

Wie  die  Fesseln  der  obligatorischen  Ausgaben,  so  erschienen  DesBoliers 
auch  die  übrigen  Schranken,  die  der  Entwurf  der  Tätigkeit  der  algerischen  Ver- 
tretungskörper zog,  zum  großen  Teil  unverständlich.  So,  wenn  der  Entwurf  den 
algerischen  Vertretungen  die  Ausgabeninitiative  vorenthielt3)  und  wenn  er  das 
Inkrafttreten  ihrer  Beschlüsse  von  einer  Bestätigung  durch  die  Mutterlandsregierung 
abhängig  machte.  Es  waren  namentlich  die  Regeln  über  das  Inkrafttreten  von 
Beschlüssen  über  Einnahmebewilligungen,  an  denen  Dessoliers  aufzuzeigen  Buchte, 
daß  die  Hemmnisse  zur  Abwendung  von  Mißbräuchen  der  gewährten  Freiheit 
etwas  zu  sehr  gehäuft  waren.  Zwar  wollte  er  gar  nichts  dagegen  einwenden, 
wenn  die  Bestimmung  des  Steuergegenstandes  und  der  Art  der  Steuererhebung 
von   einer  Bestätigung    durch  Dekret    abhängig  gemacht    wurde,  weil    sonst  nicht 


')  ..11  est  regrettable  que  cette  mattere  all  ete  regime  dans  le  projet  de  loi.  D'apres  les 
critiques  qu'elle  nous  a  paru  comporter,  on  doit  sc  rendre  compte  <\\ie,  dans  lY-tat  actnel  des 
choses,  le  reglement  d'une  pareille  mattere  ne  peut  Stre  que  provisoire,  des  modificattons  indiqules 
par  l'experience  s'imposeront  saus  doute  qui  ne  pourraient  §tre  realis^es  >i  c'&tait  h  l'intervention 
du  Parlement  que  Ton  diu  recourir  ....  II  serail  donc  plus  sage,  en  prevision  des  rectincations 
ä  apporter  dans  L'avenir,  rectifications  qtii  demanderont  a  Itre  rapidement  oper£es,  de  s'en  tenir 
h  la  procedure  du  decret  .  .  ."     Ebenda  s.  41. 

-  „I/intangibilite*  sera  absolue  pour  tous  les  Services  civils  relevant  de  l'Etat  .  .  .  L'intangi- 
bilite*  des  d£penses  obligatoires,  pour  Stre  moins  absolue,  ezistera  eependant  dans  une  large  mesure 
en  ce  qui  touche  les  depenses  afferentes  aux  traitements  et  frais  accessoires  .  .  .  du  personnel  de 
hauts  fonetionnaires  mis  par  la  Metropole  ä  la  disposition  de  la  Colonie".  „Meme  s'il  le  voulait,  le 
Gouverneur  ne  pourrait  preter  l'oreille  aux  ameliorations  que  lni  Buggereraient  1  es  Delegation* 
Financieres  sous  forme  d'avis  .  .  ."   Ebenda  S.  36. 

3)  1.  c.  s.  27. 
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..im     au  ■•'   ohlossen  erBohion,  dafl  die  weiße  Bevölkerung  durch  ungerechte  Ve\ 
toilung    der   Steuerlast    die    muselmani  che    Bevölkerung    bedruckte  ^ber  dafl 

auoh  die  Festsetzung  <I<t  Höhe   einer  Steuer   doi   Genehmigung    der  Kegiorung 
unterworfen  wurde,  dafl    «li«'   Parisor  Bureaux,  ohne    «li'-  Steuerkrafl  dei   Lande 
bu  kennen,  darüber  entscheiden  Bollten,  welche  Leistungen  den  algerischen  Steui  p 
eahlern  zugemutet    werden  konnten,  das    dünkte   l><     oliei      geradezu    kindisch 

Er  forderte,  dafl  die  Beschlüsse  der  algerischen  Vertretung  körper  Über  die 
Steuerbeträge  ohne  weiteres  in  Kraft  treten  Bollten,8)  so  wie  das  Früher  in  den 
Kolonien  i,  e.  S.  der  Fall  gewesen  war;4)  daß  das  Finanzgesetz  von  1900  diesem 
unabhängigen  Besteuerungsrechl  der  kolonialen  ( lonseils  generaux  durch  Einführung 
der  Bestätigung  ein  Ende  bereitel  halte.''  fand  Dessoliers  mit  Rücksicht  auf  'li'' 
vorgefallenen  Mißbräuche  ganz  in  der  Ordnung.  Aber  für  Algerien  hielt  er  eine 
gleiche  Bedingung  für  Überflüssig,  einmal,  weil  die  in  den  Antillen  vorgekommenen 
übertriebenen  Steuerauflagen    seiner   Ansieht    nach    überhaupt    uichl    zu    erwarten 

standen.  \  or  allein  aber,  weil  doch  in  jedem  Fall  noch  das  Conseil  BUp< '•rieiir 
seine    hemmende    Gewall    geltend     machen    konnte"        In    der   Tat    bildete    es    einen 

wesentlichen  Unterschied  /.wischen    drv  Organisation  der    privilegierten   Kolonien 
und  der  Algeriens,  daß  bei  jenen  nur  eine  Kammer  —  das  Conseil  genital 
vorhanden  war.  während  in  Algerien  zwei  Kammern  bestanden,  von  denen  die 
eine  das  Conseil   superieur      -  dank    ihrer  Zusammensetzung    ein  Werkzeug 

(Km-  Regierung  darstellte.  Man  kann  der  Regierung  den  Vorwurf  nicht  ersparen, 
daß  sie  diesem  wesentlichen  Unterschiede  zwischen  der  kolonialen  und  der  al- 
gerischen Verfassung  im  Entwürfe  nicht  genügend  Rechnung  trug:  eine  gewisse 
Erleichterung  der  mutterländischen  Kontrolle  gegenüber  Algerien  wäre  in  Anbe- 
tracht dieses  Organisationsunterschiedes  wohl  am  Platze  gewesen.  Die  Dessoliers'- 
sche  Forderung,  die  Regierung  solle  auf  jedes  Bestätigungsrecht  verzichten,  ging 
freilich  zu  weit;  aber  es  bestand  doch  keinerlei  Notwendigkeit,  die  Bestätigung 
an  die  Form  eines  Dekrets  des  Präsidenten  der  Republik  zu  knüpfen,  man 
hätte   die  Bestätigung  doch  ebensogut  dein  Generalgouverneur  überlassen  können. 


')  „Que  l'homologation  soit  n£cessaire  quand  il  s'agit  de  determiner  Passiette  d'une  taxe 
ainsi  que  son  mode  de  pereeption,  nous  le  eoneedons  volontiers;  laisser  aux  Assembjees  locales  le 
soin  de  dirigei  ä  leur  convenance  l'incidence  de  la  taxe  peut  n'etre  pas  saus  inconv^nient  dans  un 
pays  ou  les  representants  des  populations  separees  et  parfois  hostiles,  peurent  etre  tentes  de  s'en 
servir  comme  d'un  Instrument  d'oppression  pour  terrasser  leurs  adversaires."     Ebenda  S.  28. 

2J  „Mais  en  ee  qui  eoncerne  le  montant  meine  de  la  taxe  et  le  cbififre  de  la  eontribntion, 
la  tixation  du  tarit'.  laisser  aux  bureaux  parisiens  le  droit  de  deeider  quel  effort  financier  peuvent 
faire  des  contribuables  dont  ils  ignorent  totalement  les  ressources,  nous  parait  une  puc'rilite." 
Ebenda. 

3)  „11  appartient  aux  Conseils  loeaux  et  ;'i  eux  seuls  d'apprecier  en  connaissance  de  cause 
quelle  est  lYtendue  des  saeririees  a  eonsentir.  quitte  ä  reserver  aux  autoritt'-s  eentrales  un  droit 
repressif  d'annulation   .   .   .••      Ebenda. 

4)  Siehe   Senatus-Konsult  vom   4.  Juli  1866,  Art.  1.     Genaueres  in   einem   späteren  Band. 

5)  Gesetz,   von    1900,   Art.  33.   §  3. 

6)  „Mais  de  tels  abus  .  .  .  sont  manifestement  impossibles  en  Algerie.  II  y  aurait  dans 
lYtaMissenient  d'une  taxe  semblable  une  de  ces  exagerations  que  les  Colons  europeens  .  .  .  evi- 
teraient  plus  facüement  que  les  Conseülers  noirs  des  Antilles  et  que  dans  tous  les  eas.  le  Conseil 
Siipt'rieur  ne   maiiquerait   d'arreter  au  passage."      Ebenda  S.  29. 
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Es  ist  eigentümlich,  daß  <1it  Gedanke  einer  derartigen  Dezentralisation  dea 
Sanktionsrechts,  der  dem  britischen  Kolonialrechl  so  geläufig  isl  und  der  auch 
in  dem  Entwurf  von  1869  70  Eingang  gefunden  hatte,1)  in  der  Dessoliers'schen 
Broschüre  nirgends  auftaucht. 

In  einigem  Widerspruch  zu  <I<t  Haltung  Dessoliers'  gegenüber  der  B< 
Btätigung  vnii  Beschlüssen  über  Einnahmeänderungen  steht  seine  Ansicht  über  die 
Bestätigung  des  Budgets.  Er  wollte  zwar  ebenfalls  die  Bestätigung  durch  Dekrel 
beseitigen,  aber  nur,  um  sie  durch  eine  stärkere  Sanktion,  nämlich  die  Bestätigung 
durch  das  Parlament,  zu  ersetzen.  Das  isl  um  so  merkwürdiger,  als  er  sich 
üb<  c  den  Unterschied  in  der  Wirkung  der  beiden  Sanktionsarten  keiner  Täuschung 
hingab;  er  wußte  wohl,  daß  das  Parlament  sieh  nicht  —  wie  das  bei  der  Be- 
stätigung durch  Dekrel  üblich  war  —  auf  eine  bloß  formelle  Nachprüfung  be- 
schränken würde,2)  sondern  daß  es  auch  eine  sachliche  Kontrolle  über  die 
Finan/.w irtschaVt  der  Kolonie  üben  würde,3)  und  er  war  sieh  auch  der  Gefahr 
bewußt,  daß  das  Parlament  die  Bestätigung  zu  einem  Bewilligungsrecht  erweiterte 
und  so  die  algerischen  Vertretungskörper  wieder  zu  bloß  beratenden  Körper- 
Schalten  herabdrückte;  darum  wünschte  er  die  Kontrolle  der  Kammern  auf  eine 
En-bloc-Beratung  beschränkt  zu  sehen.4)  Wenn  Dessoliers  gleichwohl  die  Be- 
stätigung durch  die  Kannnern  empfahl,  so  geschah  das  wohl  nur.  um  dadurch 
die  Zustimmung  des  Parlaments  zu  seinen  über  die  Budgetreform  hinausgehenden 
Reformplänen  zu  gewinnen.  Anders  ließe  es  sich  kaum  erklären,  daß  Dessoliers 
in  diesem  Punkte  so  aus  seiner  Kollo  eines  Förderers  der  Unabhängigkeit  Al- 
geriens herausfiel,  denn  die  Einrichtung  einer  wirksamen  Kontrolle  durch  mutter- 
ländische Organe  lag  doch  mehr  im  Interesse  des  Mutterlandes  als  im  Inte! 
der  Kolonie.3; 

('.  Sonstige  Anregungen  zur  Ergänzung  des  Entwurfs. 

An  den  übrigen  Bestimmungen  des  Regierungsentwurfs  hatte  Dessoliers  wenig 
auszusetzen;  nur  befürwortete  er,  die  übertriebene  Vorschrift,  daß  alle  Über- 
schüsse dem  Reservefonds  zukommen  sollten,  in  der  Weise  abzuändern,  daß  man 
die  Hälfte  dem  Gouverneur  und  den  Finanzdelegationen  zur  freien  Verfügung 
überließ.6)     Auch  vermißte   er  die  Erwähnung  einiger   für    die    selbständige  Ent- 

')  Siehe  Anhang  Nr.  26,  Art.  50. 

2)  „.  .  .  le  reglement  est  un  eontröle  de  forme  plutöt  que  de  fond,  visant  presqne  aniquement 
les  Lrrdgularitäs  materielles  eommises  et  ne  tenant  pas  compte  de  l'esprit  dans  leqnel  les  dispositions 
budgetaircs  ont  iti  vot£es  .  .  ."     Ebenda   S.  68. 

3)  „Dans  un  projet  souniis  ;'i  l'homologation  des  Chambres,  ce  qui  prdoecupera  BUrtont  Le 
Parlement,  ce  seront  les  tendanees  g^nerales  du  bndget.  11  verra  si  les  Conseils  locaux  ne  sont 
pas  port£s  au  gaspillage,  si  les  ddpenses  ne  sont  pas,  p.  e.,  excessives,  ou  bien  si  la  repartition 
des  charges  n'a  pas  un  bnt  que  1  * < » 1 1  pourrait  appeler  confessionnel  .  .  ."     Ebenda  S.  65. 

4)  „De  meme  un  bndget  soumis  ä  l'homologation  parlementaire  ne  peut  Stre  examine  qu'en 
bloc;  s'il  «'tait  examine'  m  detail,  le  Parlement  en  arriverait  vite  ä  votei  le  budget  algcrien.  p.  e., 
aux  Heu  et  place  des  Delt'gations  Financieres  et  du  Conseil  Superietir  .  .  ."     Ebenda. 

5)  Dessoliers  sagt  ja  seiht :  ,.Le  eontröle  legislatit'  remplit  mieux  le  but  de  surveillance 
generale  que  la  Metropole  en  attend  .   .   ."      Ebenda  S.  66. 

6)  ,.8aus  doute,  il  est  d'une  sage  preVoyance  d'imposer  ä  la  Colonie  l'obligation  de  ne  pas 
absorber    ses    excedents    au    für  et    a  mesure   qu'ils  se  produisent  .   .   .     Mais  n'est-ce  pas  aller  un 
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Wicklung  dor  algerischen   FinanzwirtBchafl   wichtige]    Punkte;     o  wundortti  i      ihn, 
daß  in  dein  Entwurf  nirgondi    von  einer  Subvention  die  Rede  war,  während  doch 
der  An.  .">.".  tlcs  Finanzgesotzos  von    1900  den  Lokalbudgot     der  Kolonien  i    • 
Staatszuschüsse   in    Aussichl    >- 1 .  •  1 1  ( » ■ .     Dessolier     glaubte  indes,    daß  die  e   Nicht 
nennung   der  Subvention    nicht    bu  dem  Schlu  litige     daß   Algerien   über 

h;ni|>!   keine  Subvention  erwarten  dürfo,  denn  die  Vorschließung  du         Möglich 

keil    hätte    nach    Beiner  Meinung    doch    au  gesprochen    werden    »n  ')     I1 

Auslegung  war-freilich  verfehlt;  die  Abweichung  von  dem  Finanzgesetz  von  1900, 
das  im  Uhrigen  das  Muster  Für  den  Regierungsentwurf  abgab,  war  sicher  beab- 
sichtigt, man  wollte  durch  die  Beschränkung  der  Ausgabenseite  das  algerische 
Budget  vom  Staatszusohuß  unabhängig  machen.  Da  aber  der  Voranschlag  keinen 
großen  Überschuß  in  Aussichl  Btellte,  so  mußte  ein  vorsichtiger  Finanzpolitiker 
doch  mit  der  Möglichkeit  rechnen,  daß  die  wirklichen  Einnahmen  hinter  dorn 
Voranschlag  zurückblieben,  darum  entbehrte  Dessoliers1  frage  nach  der  Deckung 
eines  etwaigen  Fehlbetrags  nicht  ganz  der  Berechtigung. 

Seine  Sorge  um  die  Festigung  der  algerischen  Finanzen  gab  Dessoliers 
auch  die  Frage  nach  der  Garantie  algerischer  Schulden  durch  das  Mutterland 
ein,  worüber  sieh  der  Entwurf  ebenfalls  ausschwieg;  Dessoliers  schloß  auch  hier 
wieder,  daß  das  Schweigen  des  Entwurfs  eine  Verweigerung  dieser  Hülfeleistung 
im  gegebenen  Falle  nicht  bedinge.aJ  In  diesem  Punkte  ist  gegen  Dessoliers 
Auslegung  nichts  einzuwenden,  denn  der  Regierungsentwurf  bietet  keinen  Anhalts- 
punkt für  die  Annahme,  daß  die  Übernahme  einer  Bürgschaft  durch  das  Mutter- 
land ausgeschlossen  werden  sollte».  Nur  ging  Dessoliers  zu  weit,  wenn  er  aus 
dem  l' instand,  daß  Frankreich  die  indochinesische  und  die  madagassische  An- 
leihe garantierte,  die  Verpflichtung  des  Mutterlandes  zur  Garantie  der  algerischen 
Anleihen  ableitete.3) 

Am    meisten    beunruhigte    es    Dessoliers.     daß    der   Regierungsentwurf    die 
Domänenfrage  mit  keinem  Worte  berührte.     Sie  war  in  der  Tat  so  wichtig,  daß 


peu  loin  quo  de  les  roserver  dans  leur  intögralite  .  .  .  Pourquoi  ne  pas  inviter  la  Colonie  a  realiser 
di ■-.  lu'iu'tu-es  on  lui  attribuant  iminediatenient  une  partie  dos  benefices  qu'ils  donneront  .  .  .  n'aurait- 
on  pas  pu  faire  donx  part's  dos  exeödents,  en  versei  la  moitie  dans  lo  fonds  de  reserve  et  laisser 
l'autre  moitiö   ä  la  disjiosition   du   Gouverneur  et  des  Delegations  Financieres   .   .   ."     Ebenda  S.  5-4. 

')  „Le  projet  de  gouvernement  ne  parlant  pas  de  Subvention,  taut-il  en  eonclure  que  .  .  . 
dans  aiu'im  oas  l'Alg^rie  ne  pourra  reelamer  une  Subvention  de  la  Metropole?  Une  teile  inter- 
prötation  du  silence  du  Gouvernement  dans  un  projet  dont  on  ne  connait  aprös  tout  que  los  grandes 
lignes  est,  selon  nous,  loin  de  s'imposer  .  .  .  On  n'a  pas  ;\  dire  quo  l'Algdrie  pourra  toucher  une 
Subvention,  mais  on  avait  ;'i  diro  que  dans  auoun  oas,  eile  n'en  toueberait  une  ...  II-  est  evident 
que  si  un  deficit  so  produisait,  c'est  par  ce  moyen  et  non  par  un  autre  qu'on  le  pourrait  oonibler". 
Ebenda  S.  49,  50. 

2J  ,.Le  projet  de  loi  est  encore  muet  sur  le  point  que  nous  soulevons,  mais,  pas  plus  quo 
pour  la  Subvention  et  pour  les  meines  raisons,  son  silence  ne  saurait  signifier  un  ret'us  d'aide,  le 
cas  ecbeanf.     Ebenda  S.  50  f. 

3)  ,.Nous  ne  voyons  pas  .  .  .  que  la  Metropole  puisse  se  dispenser  de  garantir  oes  futurs 
emprunts  algeriens  .  .  .  Au  surplus,  en  matiere  de  garantie  comme  en  matiöre  de  Subvention. 
on  se  borne  de  demander  l'application  ä  l'Algerie  du  droit  commun  colonial  .  .  .  C'est  la  Metropole 
qui  a  garantie  l'emprunt  indo-ebinois  et  eelui  de  Madagascar,  saus  parier  de  la  Dette  tunisienne, 
c'est  donc  la  Metropole  qui  doit  garantir  los  emprunts  algeriens".     Ebenda  S.  51   f. 
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man  nicht  gul  ein  versehentliches  Auslassen  annehmen  konnte,1  zumal  der 
Generalgouverneur  bei  der  Eröffnung  des  Conseil  Buperieur  im  Jahre  18982)  auch 
die  Frage  nacb  der  Domäne  Algeriens  aufgeworfen  hatte.  Aber  noch  weniger 
ließ  -ich  eine  absichtliche  Übergehung  der  Präge  erklären.  Daß  die  Kolonie 
rechtlich  imstande  «rar,  eine  Domäne  zu  besitzen,  war  ganz  unzweifelhaft,  es  er- 
gab  sich  nicht  nur  implicite  aus  der  Anerkennung  der  eigenen  Rechtspersönlichkeit 
Algeriens,  sondern  es  war  ja  in  dem  Entwurf  Algerien  auch  ausdrücklich  die 
Fähigkeit  zugesprochen  worden,  Güter  zu  besitzen.  Die  Frage  war  also  nur  die, 
welche  Güter  sollten  zur  Domäne  Algeriens  gehören.  Aus  dem  Umstand,  daß 
der  Entwurf  Algerien  sämtliche  Einnahmen  aus  den  Staatsgütern  mit  Ausnahme 
des  Ertrages  der  Monopole  zuwies,  glaubte  Dessoliers  entnehmen  zu  dürfen,  daß 
Algerien  eine  Domäne  besitze,  indem  Algerien  als  Eigentümerin  der  diese  Kin- 
nahmen liefernden  Güter  zu  betrachten  sei.3)  Dieser  Schluß  war  aber  doch  zu 
»ewagt;  das  Staatseigentum  an  den  Domänen  konnte  nicht  so  ohne  weiteres  in 
das  Eigentum  der  Kolonie  übergehen.4)  Es  war  doch  sehr  wohl  möglich,  daß 
zwar  die  Erträge  der  Staatsgüter  Algerien  zuflössen,  aber  das  Eigentum,  die  nuda 
proprietas,  dem  Staat  verblieb.  In  diesem  Falle  hatten  die  aus  den  Staatsgütern 
fließenden  Einnahmen  durchaus  nicht  —  wie  Dessoliers  meinte5;  —  die  Be- 
deutung von  Subventionen,  die  der  Staat  an  das  algerische  Budget  leistete,  viel- 
mehr fielen  diese  Erträge  krai't  Gesetzes  sofort  ipso  iure  in  das  Eigentum  Al- 
gerien-.'1 


')  „V  a-t-il  oublie?    Mais  la  matiere  est  trop  importante  pour  qu'il  soit  possible".    L  c.  S.  67. 

2)  Siel ben  S.  254. 

3)  ,.('(•  qui  (li'mniitre  .  .  .  que  l'Algerie  aura  an  domaine,  c'est  que  dans  le  budgei  des  voies 
i-t  moyens  dont  parle  le  projet  de  loi,  distraction  n'est  point  faite  du  revenu  des  for€te  comme 
des  prodoits  de  ventes  et  de  locations  des  terres  domaniales,  bien  que  l'Etat  n'ait  pas  manque  de 
r^server  certaines  recettes  comme  le  produit  des  monopoles  et  celui  de  la  taxe  militaire.  Ces 
revenus  et  produit-  appartiennent  donc  ä  La  colonie,  qui  est  conBiderde  comme  pmprietaire  soit  des 
forets,  soit,  en  principe,  des  immeubles  formant  le  domaine  priv6".     Ebenda  8.  60. 

4)  Diese  Auffassung  wird  von  Thomas  in  seinem  Autsat/.  L'Algerie  et  l'autonomie  lmdgetairc 
(1.  c.  S.  23  f.)  geteilt.  ..La  loi  organique  du  19  d^cembre  etant  muette  sur  l'attribution  d'un 
domaine  ä  L'Algerie  erigee  en  personne  morale,  l'Etat  demeure  proprietaire  et  conserve  sur  le  domaine 
soit  i>ri\  <'.  soit  public,  tous  les  droits  qu'il  u'a  pas  abdiqu£".  Diese  Auffassung  von  dem  Fort- 
liestehen  des  Staatseigentums  an  den  algerischen  Domänen  ist  übrigens  die  herrschende.  (Siehe 
Larcher  Bd.  II  S.  463  fu.  Girault  Bd.  III  S.  334  fj. 

■')  11  est  vrai  que  ces  produits  et  revenus  pourraient  hguror  au  budget  des  recettes  de 
l'Algerie,  meine  s'ils  a|i|iartenaient  ä  l'Etat,  inais  ils  ne  figureraient  plus  ah>rs  a  titre  de  recettes 
et  seulement  ä  titre  de  Subvention,  ce  qui  u'a  pas  lieu".     Ebenda. 

'\  Man  kann  das  Verhältnis  Algeriens  zu  den  Staatsdomänen  (soweit  es  sich  um  das  domaine 
prive  handelt)  der  Stellung  des  Nießbrauchers  vergleichen:  gleich  einem  Nießbraucher  ist  Algerien 
einerseits  berechtigt,  die  Nutzungen  zu  ziehen,  und  andererseits  verpflichtet,  für  die  Unterhaltung 
der  Sache  zu  sorgen.  Freilich  weicht  die  Stellung  Algeriens  zu  den  Staatsgütern  in  manchen 
Punkten  von  dem  Nießbrauch  ah:  so  ist  der  Nießbrauch  Algeriens  in  keiner  Weise  gesichert,  denn 
der  Staat  kann  unmittelbar  oder  durch  diu  Generalgouverneur  als  seinen  Vertreter  Bestandteile  der 
Staatsgüter  veräußern,  ohne  die  algerischen  Selbstverwaltungsorgane  zu  befragen.  Das  Merk- 
würdigste aher  ist.  daß  der  Erlös  solcher  Veräußerungen  nicht  etwa  —  wie  man  erwarten  sollte  — 
dem  Staatsbudget,  sondern  dem  algerischen  Landesbudget  zufällt,  so  daß  die  algerischen  Einnahmen 
durch  die  Veräußerung  von  Staatsgütern  keine  Verminderung,  sondern  eine  Vermehrung  erfahren. 
Unter    den   Einnahmen    des    algerischen   Budgets  begegnet    man    u.  a.  den  Produits    et    revenus    du 
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[m Hierhin    konnte    « i i « -    Zuwoi  ung      Umtliehor    l.in.i-     au     den    I' 

;m    das    Landosbudgol    in    <l«'r  rCigontum  frage    irre    führon,    i      wräri     dahei    o'uw, 
Auseinandersetzung     w\  ohon  dem  Staal   und  der  Kolonie  auch  in  diesem  Punkte 
wünschenswert   gewesen.     Man  wird   sagen,  die   Vu  oinandor  otzung   konnte  oben 
BOgul    später   erfolgen;    allein    sie    wäre  in  dorn  (h  hon  au     dem  Grunde 

am   Platze  gewesen,  weil  die   Bestimmungen  über  <  1  i •  -  Veräußerung  von  Staat 
in   Algerien    nach    dem  Gesetz    vom    lii.  Juli    185]    nur  in  Ge  otzc  form  orla    en 
werden    durften.1)      Daher    fielen    DoBsoliers'    Vorschläge    über    Aufteilung    dor 
Domänen    zwischen  Staat    und   Kolonie    und    über  <li''   Verwaltung  der  Kolonial 
domänen  uicht  aus  dem  Rahmen  des  zur  Diskussion  Btehonden   Entwurfs  In  i 
Natürlich  beanspruchte  Dessoliers  für  Algerien  die  wirtschaftlich  für  die  Kolonie 
besonders  wertvollen  Staatsgüter,  nämlich    von    dem    privaten  Staatseigentum  die 
Wälder  und  die  zur  Kolonisation  geeigneten  Gebiete,  außerdem  aber  auch,    un- 
bekümmert   um    die    strenge  französische  Auffassung  von  der  Unveräußerlichkeil 
des    D omaine    public,2)     die   im    öffentlichen    Gebrauch    stehenden    Güter    (wie 
Straßen    und    Flüsse.3)       Die    Verwaltung    der   der    Kolonie    überlassenen    Güter 
wollte  Dessoliers    nach   dem  Vorbild  der  Verwaltung  der  Departementsgüter  ge- 
ordnet  sehen,    d.  h.  er   wünschte   dieselbe    weitgehende  Beteiligung   der  Finanz 
dolegationen,  die  in  den  Departements  die  Conseils  ge'ne'raux  genossen.4) 

Auch  mit  der  Frage  der  Umgestaltung  der  Finanzdelegationen  und  des 
Conseil  supärieur  beschäftigte  sich  Dessoliers  in  seiner  Broschüre,  was  insofern 
gerechtfertigt  war,  als  der  Vorschlag  von  Morinaud  und  der  darauf  fußende 
Bericht  Pourquery  de  Boisserin,  die  ja  diese  Frage  in  den  Vordergrund  gerückt 
hatten,  noch  der  Erledigung  harrten.  Aber  da  diese  Frage  in  keinem  unmittel- 
baren Zusammenhang  mit  dem  Regierungsentwurf  steht,  soll  an  dieser  Stelle 
auf  die  Dessoliers'schen  Reformvorschläge  nicht  eingegangen  werden.5)     Ob   die 


domaine  de  l'Etat,  darunter  ein  Kapitel  den  alienations  d'immeubles  gewidmet  ist:  im  Budget  für 
1911  betragen  diese  Einnahmen  aus  Veräußerungen  von  Staatsgütern  aber  2  Millionen  Fr.  Dieser 
(Jmstand,    der    von  den  französischen  Schriftstellern  bei  der  Beurteilung  nicht  genügend  gewürdigt 

wird,  könnte  einen  veranlassen,  das  Verhältnis  Algeriens  zu  der  Staatsdomäne  so  zu  erklären,  daß 
die  Staatsgüter  in   Algerien    tatsächlich    zur    algerischen   Domäne    geworden  sind,  nur  daß  das   \  er 

fügungsreeht  über  die  algerische  Domäne  nicht  den  algerischen  Selbstverwaltungsorganen,  sondern 
dem  Staat  als  „Vormund"  des  algerischen  Kommunalverbandes  zustellt.  Aber  freilich,  wenn  man 
die  Frage  unter  streng  juristischem  Gesichtspunkt  betrachtet,  muß  man  das  Fortbestehen  des 
Staatseigentums  anerkennen,  weil  die  unbedingt  nötige  Eigentunisübertragung  an  Algerien  nicht 
stattgefunden  hat  und  weil  der  Staat  das  wesentlichste  Recht  des  Eigentümers,  die  Verfügungs- 
freiheit, behalten  hat.  Das  Staatseigentum  an  den  Domänen  wird  dann  von  Bedeutung,  wenn 
etwa  —  wie  das  im  Jahre  1902  geschah  —  der  Gebietstimfang  der  autonomen  Kolonie  verringert  wird. 
In  solchem  Falle  lebt  das  volle  Staatseigentum  wieder  auf,  in  ähnlicher  Weise  wie  das  Eigentum 
der  landesfürstlichen  Familie  am  Kammergut  in  Baden  im  Fall  des  Übergangs  der  Krone  an  eine 
andre  Familie  wieder  aufleben  kann. 

')  Art.  ß.  Les  Mens  dejiendants  du  domaine  de  l'Etat  pourront  etre  alienes.  eehanges,  con- 
ct'di's.  donnes  ä  bail  ou  affectes  ä  des  Services  publies  dans  les  formes  qui  seront  ulterieurement 
detenninees   par   la   loi. 

2)  Siehe  hierüber  unten  Dritter  Teil,  dritter  Abschnitt,  3..  C. 

3)  1.  c.   S.  61. 

4)  1.   c.   S.   62. 

°j   Siehe    unten    Dritter   Teil,    Schluß,    2.,   A. 
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1  >.  isoliers'sche  Kritik  an  dem  Regierungsentwurf  au!  die  Haltung  der  Kammer 
von  Einfluß  war,  isl  zu  bezweifeln,  da  die  Kornmissionsberatungen  ELber  den 
Regierungsentwurf  verhältnismäßig  rasch  ihren  Abschluß  fanden,  [mmerhin  hatte 
Dessoliers  die  Genugtuung,  daß  einige  der  von  ihm  gerügten  Mängel  —  wie  das 
Fehlen  jeglicher  Ausgabeninitiative  bei  den  Finanzdelegationen,  die  Gefährdung 
des  Landesbudgets  durch  die  Unbegrenztheil  der  obligatorischen  Ausgaben,  die 
übertriebene  Zweckbeschränkung  bei  den  Überschüssen  —  in  der  Kammer  be- 
seitigt oder  wenigstens  abgeschwächt  wurden. 


3.   Umgestaltung  des  Entwurfs  durch  die  Budgetkommission  der  Deputiertenkammer. 

A.  Allgemeine  Aufnahme  des  Regierungsentwurfs. 

Die  Kammer  hatte  den  Regierungsentwurf  zwei  Kommissionen  zur  Prüfung 
überwiesen,  nämlich  der  Kommission  für  Justizreform  und  Zivilgesetzgebung  und 

der  Budgctkonimission.  Der  Berichterstatter  jener  Kommission.  Pourquery  de 
Boisserin,  hatte  sich  zu  sehr  in  die  Gedanken  des  Morinaud'schen  Entwurfs  — 
Schaffung  eines  Conseil  colonial  und  eines  Teilbudgets  —  eingelebt,  um  den 
Regierungsentwurf  ohne  Voreingenommenheit  prüfen  zu  können;  so  beschränkte 
er  sich  —  wie  wir  oben  gesehen  haben1)  —  dar*auf.  in  aller  Eile  einige  Artikel 
des  Regierungsentwurfs  mit  dem  Morinaud'schen  Entwurf  eines  Teilbudgets  zu 
einem  wunderlichen  Gemenge  zu  vermischen,  den  Regierungsentwurf  im  ganzen 
lehnte  er  jedoch  ab.  hauptsächlich,  weil  ihm  die  Ausschaltung  des  Parlaments 
aus  der  Mitwirkung  am  algerischen  Budget  politisch  höchst  bedenklich  und  auch 
gegen   den   Vorwurf  der  Verfassungswidrigkeit  nicht  ganz  gefeit  erschien.2) 

In  ganz  entgegengesetzter  Weise  verfuhr  die  Budgetkommission3 ):  Die  Ent- 
würfe von  Morinaud,  die  ihr  ebenfalls  zur  Prüfung  überwiesen  worden  waren. 
schob  sie  gleich  beiseite,  unter  dem  bequemen  Vorwand,  es  sei  nicht  ihre  Sache. 
die  algerische  Verfassung  umzumodelu,  da  sich  schon  eine  andere  Kommission, 
nämlich  die  für  Justizreform,  mit  dieser  Frage  befaßte4).  Der  Berichterstatter 
Berthelot  gab  zwar  zu,  daß  die  bestehende  Organisation  nicht  über  jeden  Ein- 
wand  erhaben  sei,  aber  in  Anbetracht  der  guten  Dienste,  die  sie  geleistet  hatte. 


■)  Siebe  oben  S.  266  f. 

2)  ....  nous  avons  Galt  ressortir  .  .  que  le  Parlament  se  trouverait  completement  deesaisi  du 
budget  de  l'Algerie  .  .  .  Nous  pensons  que  dans  l'etat  oü  sc  trouve  l'Algerie,  en  raison  du 
deVeloppement  qu'elle  a  deji  pris,  des  grands  interets  qui  lui  sont  communs  avec  la  metropole,  de 
la  diversite  des  populations  qui  l'habitent,  L'intervention  de  decrets  en  pareilles  matteres,  en  sup- 
posant  que  la  constituttonnalite"  en  soit  bien  h  l'abri  de  toute  critique,  ne  saurait  Stre  recommandäe." 
Rapport  Pourquery  de  Boisserin,  Chambre  des  deputds,  Sess.  ord.  de  1900.  Docum.  pari..  Annexe 
q°   1655,  S«5ance  du  28  mai  1900.  .1.  off.  S.   1365  f. 

3)  Rapport  t'ait  au  Dom  de  la  Commission  du  budget  chargee  d'examiner:  1°  Le  projet  de 
li>i  portant  creation  d'un  budget  special  pour  l'Aljrerie  (n°  1644).  2°  La  proposition  de  loi  de 
AI.  Morinaud  et  plusieurs  de  >es  collegues  Mir  le  meme  objet  (n°  867).  par  M.  Berthelot,  depute. 
Chambre  de-  deput^s,  Sess.  de  1900,  n°  1781.  Annexe  au  proces-verbal  de  la  seance  du  29  juin  1900. 

4)  ..11  ne  nous  appartient  pas  de  remanier  la  Constitution  algerienne;  c'est  une  questibn  dont 
isie  une  autre  Commission,  celle  des  reTormes  judiciaires."    1.  c.  S.  15. 
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empfahl  er  ihre  Beibehaltung,1)  ja,  er  begnügte    ich  nichl         %s  i •  •  dor  Regierung 

entwurf         oiil    <l«'i'    Übertragung    dor    Kni  cheidui «wall    an    die    bc  tohendon 

Körperschaften,  Bondern  er  beanspruchte  Für  di<-  bestehende  Organ!  atiou 
oinen  erhöhten  Schutz,  indem  er  die  Ein  chiebung  eine«  Artikel  "vorschlug, 
danach  Verfassung  und  Befugnisse  des  Con  eil  upörieur  und  der  Finanzdolc 
gationen  duroh  ein  Gosotz  geregell  werden,  vorläufig  aber  duroh  die  Dekrete 
von  1898  bostimml  werden  sollten.*)  M  a.  W  .  er  legte  den  Dekreten  von  1898 
formelle  Gesetzeskraft  bei,  Bie  durften  cur  noch  durch  Gesetz  geändert  werden.') 
Man  mag  sich  fragen,  ob  eine  derartige  Bestimmung  überhaupl  ootwendig  war. 
ob  nichi  dadurch,  dal!  ein  formelles  Gesetz  dem  Conseil  Buperieur  und  den 
Finanzdelegationen  die  Entscheidungsgewalt  über  das  Landesbudgel  übertrug,  diese 
Körperschaften  in  ihrer  Organisation  vom  Gesetz  ergriffen  wurden,  so  daß  ihre 
Umgestaltung  nicht  mehr  im  Verordnungswege  geschehen  durfte.4)  Immerhin 
wurde  durch  eine  ausdrückliche  Bestätigung  der  bestehenden  Organisation  das 
Auftauchen  einer  Streitfrage  über  die  Begrenzung  ^*'^  Verordnungsrechts  ver- 
hindert, und  insofern  war  der  Artikel  nicht  überflüssig.  Jedenfalls  hat  die 
Kommission  mit  diesem  Artikel  die  Umbildung  der  algerischen  Vertretungen 
nicht    anregen,    sondern,    im    Gegenteil,    erschweren    wollen. 5i 

Wie  die  Kommission  in  der  Ablehnung  der  ( )rganisationsänderung  mit  der 
Regierung  übereinstimmte,  so  stellte  sie  sich  auch  im  übrigen  von  vornherein  auf 
den  Boden  des  Regierungsentwurfs.  Kur  war  sie  mit  der  im  lvegierungsentwuri 
doch  gar  zu  deutlich  hervortretenden  Tendenz  einer  einseitigen  Vermehrung  der 
Regierungsgewalt,  die  eher  auf  die  Finanzautonomie  des  Gouverneurs  als  auf  die 
Algeriens  abzuzielen  schien,  nicht  einverstanden,  weil  die  zu  weite  Bemessung 
dm-  Finanzgewalt  der  Regierung  in  Tunis  mancherlei  Übelstände  —  wie  zu  hohe 
Steuerlast,  übertriebene  Vermehrung  des  Beamtenkörpers,  ungünstige  Konzessionen, 
Unordnung  im  Rechnungswesen  usw.  —  gezeitigt  hatte.    Der  Berichterstatter  hielt 


')  „Cette  combinaison  n'est  pas  ;'i  l'abri  de  tonte  objeetion,  mais  die  parait  avoir  donne"  de 
bons  r^sultats  .  .  iNims  avons  eonstate  que  rorgauisme  cree  par  M.  Laferriere  est  capable  d'examiner 
Ie  budget  special,  nous  L'acceptons  tel  qu'il  est."     Ebenda. 

2)  Art.  2  im  Kommissionsentwarf  und  im  endgültigen  Gesetz;  überhaupt  deckt  sich  der 
Wortlaut  des  Gesetzes  mit  dem  Kommissionsentwurf  der  Deputiertenkammer.    Siehe  Anhang  Nr.  63. 

3)  Selbstverständlich  haben  nur  die  Dekrete,  nicht  auch  die  ergänzenden  arn'tes  des  General- 
gouveraeurs  formelle  Gesetzeskraft  erhalten.  Diese  letzteren  können  nach  wie  vor  durch  den 
Generalgouverneur  geändert  werden;  dafür  sind  auch  nur  die  Gesetzwidrigkeiten  der  Dekrete,  nicht 
aber  die  der  Verfügungen  des  Generalgouverneurs  durch  das  Gesetz  geheilt. 

4)  Berthelot  stellte  sich  auf  den  Standpunkt,  daß  ohne  eine  ausdrückliche  Bestätigung  der 
Organisation  im  Gesetz  die  algerischen  Körperschaften  auch  weiterhin  im  Verordnungswege  umge- 
staltet   werden    konnten ces    deux   Corps    ont   i'te    constitues    par   deeret    .    .      Une    deeision   du 

pouvoir  executif  pourrait  les  transformer  totalement  .  .  ce  regime  manquerait  de  stabilite.  Nous 
vous  demandons,  en  consequence,  d'homologuer  l'existance  et  la  Constitution  actuelles  des  Dele- 
gations  financieres  et  du  Conseil  sup^rieur."'     Ebenda. 

5)  Es  heißt,  den  Sinn  des  Artikels  mißverstehen,  wenn  Demade  behauptet  (S.  86):  „En  creant 
le  budget  special  de  TAlgerie.  Ie  Parlement  r econ nais s ait  que  cette  reforme  neces- 
sitait  la  r e* or ganisati o n  des  delegations  financieres  et  du  Conseil  superieur, 
mais  comme  ;'i  cette  äpoque  on  voulait  faire  promptement  aboutir  l'institution  du  nouveau  regime 
tinaucier,  on  deeida  que  provisoirement  ces  deux  assembl£es  continueraient  ä  etre  regies  par  les 
d^crets  de   1898." 
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es  für  unvereinbar  mit  der  Würde  eines  republikanischen  Parlaments,  zur  Schaffung 
derartiger  Paschaliks  nach  türkischem  Muster  die  Hand  zu  bieten1  .  zumal  es  sich  um 
dreifranzösische]  Departements  handelte.3  Ausdiesen<  rründen  strebte  die  Kommission 
danach,  die  Mitwirkung  der  algerischen  Selbstverwaltungskörper  an  der  algerischen 
Finanzverwaltung  zu  erweitern.  Sie  hiell  Bich  aber  wohlweislich  von  einer  über- 
mäßigen Steigerung  der  autonomen  Befugnisse  zurück3  :  die  Btarke  I  Durchsetzung  des 
Wahlkörpers  mit  Wählern  nichtfranzösischer  Herkunft,  sowie  der  Umstand,  daß 
der  größte  Teil  der  algerischen  Ausgaben  Verteidigung  und  Eisenbahngarantien 
nach  wie  vor  auf  Frankreich  lastete,  und  daß  Prankreich  die  Kosten  tragen 
mußte,  wenn  etwa  infolge  übertriebener  Besteuerung  der  Eingebornen  Unruhen 
ausbrachen,  ließ  eine  Minderung  der  überwachenden  Befugnisse  des  Mutterlandes 
wenig  angezeigt  erscheinen.  Darum  hielt  die  Kommission  nicht  nur  die  Gewalt 
des  Generalgouverneurs  in  vollem  Umfang  aufrecht,  sondern  beanspruchte  auch 
noch  für  das  Parlament  ein  gewisses  Aufsichtsrechl  über  das  algerische  Landes- 
budget.*) Die  Absicht  ist  deutlich:  gegenüber  der  vom  Ministerium  angestrebten 
einseitigen  Vermehrung  der  Regierungsgewalt  wollte  die  Kommission  durch  Er- 
weiterung der  Befugnisse  der  algerischen  Versammlungen  einerseits  und  durch 
Heranziehung  des  Parlaments  zur  Kontrolle  df>  algerischen  Budgets  anderere 
ein  doppeltes  Gegengewicht  setzen.  Nur  freilich  barg  die  Verstärkung  der 
Stellung  sowohl  der  kolonialen  wie  der  mutterländischen  Volksvertretung  (.'inen 
Widerspruch  in  sich,  denn  für  die  freie  Entwicklung  der  Selbstverwaltung  bedeutete 
die  Teilnahme  dm  Parlaments  an  der  Budgetkontrolle  ein  weil  größeres  Hemmnis 
als  die  Ausübung  der  Kontrolle  durch  die  Regierung. 

B.   Änderungen  zur  Verselbständigung  der  algerischen 
F  i n  a  n  z  w  ir 1 8  c  h  a  1 1. 

Immerhin  brachten  die  von  der  Kommission  an  dem  Entwürfe  vorge- 
nommenen Änderungen  der  algerischen  Selbstverwaltung  doch  manche  bedeutenden 
Vorteile.  So  z.  B.  Umgestaltung  der  Kegeln  über  die  Verwendung  der  Über- 
schüsse: in  der  Zurückbehaltung  sämtlicher  Überschüsse  für  den  Reservefonds 
erblickte  die  Kommission    geradezu  eine  Prämiierung  der  Unvorsichtigkeit,    weil 


')  „La  principale  objeetion  au  projet  de  loi  du  Gouvernement  tut  qu'il  instituait  l'autonomie 
nuanciere  du  Gouvernement  plutöt  qne  Celle  de  L'Algerie.  Ce  Systeme  a  donne  en  Tunisie  de 
pitoyables  resultats:  exageration  des  impöts,  pullulement  des  fonetionnaires,  concessions  onereuses 
ponr  la  colonie,  desordre  dans  les  comptes,  etc.  II  ne  convient  pas  a  an  parlement  republicain 
de  constituer  en  Afrique  des   paebaliks  ä  la  turque."      Bericht  S.   12. 

2)  ,,11  (ce  systeme)  est  a  fortiori  inacceptable  ponr  les  anciennes  colonies  ä  popnlation 
francaise  et  ponr  L'Algerie,  formte  de  trois  departements  francais."     Ebenda. 

3j  „Cependant  on  a  t'ait  anssi  observer  qne  ce  serait  nne  erreur  d'exagerer  le  role  des  corps 
electifs  locaux."     Ebenda  S.   13. 

4)  „Parmi  les  electeurs  francais,  beanconp  ne  le  sont  que  de  nom  ...  On  a  t'ait  observer 
egalement  que  la  France  demenre  le  plus  gros  contribnable  de  l'Algerie  .  .  .  .  si.  cn  surchargeant 
les  indigenes  mnsnlmans,  on  provoqnait  des  troubles,  ce  serait  la  France  qui  supporterait  la  depense 
niilitaire.  II  a  donc  paru  necessaire  de  ne  pas  restreindre  l'autorite  du  Gouverneur,  representant 
des  pouvoirs  pnblics  de  la  nation  francaise,  et,  de  plus,  que  le  Parlement  ait  an  moins  un  droit 
de  regard  snr  le  bndget  special  de  l'Algerie."     Ebenda  S.  13. 
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die   algeri  ohen  Organe,    wenn    man    ihnen   nichl    di>-   Mtiglichki  hrte,    <li'' 

Überschüsse  für  Arbeiten  bu  verwenden,  dazu  getrieben  wurden,  die  Voranscl 
der  Einnahmen  und  die  entsprechenden  Au  gaben  möglichst  hoch  anzu  otzen,  um 
sich  daduroh  im  voraus   die   etwaigen   I  bei  cht!  se  zu    »ichern        Daher  linderte 
die  Kommission  die  übertriebene  Vorschrift    de     Regierung  entwuri  .    die  grund 
Bätzlioh   alle  Überschüsse   dem    Reservefonds   zuwies,   dahin    ab,    dafl   die  Ober 
Schüsse  nur  bis  zum  Betrag  von  5  Millionen  Fr.  dem  Reservefonds  zufließen    ollten, 
die  weitern  Qbersohüsse  dagegen  nach  Abzug  des  dein  Staat  vorbehaltenen  Drittelt 
für  Arbeiten  von  allgemeinem  Interesse  verwendel  werden  konnten.3)    [ndem  auf 
diese   Weise   die  Kommission    den  Organen    der  Kolonie   doch    Über  einen  Tei 
der  Überschüsse  die   freie  Verfügung   verschaffte,    regte  sie    zu   einer  irn 

Wirtschaftsführung  an  und  beugte  damit   dem   Eintritt  eine-   Defizits  vor- 

Vmi  noch  größerer  Wichtigkeit  für  das  Gleichgewicht  des  algerischen  Budget« 
waren  die  Maßnahmen,  die  die  Kommission  gegen  willkürliche  Erweiterung  der 
obligatorischen  Ausgaben  traf.  Sie  begnügte  sieh  nicht  mit  den  verschwommenen 
Andeutungen  des  Regierungsentwurfs  über  die  Grenze  zwischen  den  obligatorischen 
und  fakultativen  Ausgaben,3)  sondern  zog  eine  deutliche  Grenzlinie  zwischen 
beiden  Arten,  indem  sie  in  dem  als  Anhang  beigefügten  Voranschlag  der  Aiis- 
^aheii  Algeriens  bei  Jedem  einzelnen  Kapitel  den  obligatorischen  oder  fakultativen 
Charakter  bestimmte.  Eine  Verschiebung  der  im  Regierungsentwurf  vorge 
zeichneten  Teilungslinie  trat  hierbei  nur  an  wenigen  Stellen  ein;  wohl  wünschten 
die  algerischen  Deputierten  eine  Einschränkung  des  Bereichs  der  Pflichtaus- 
gaben,  wenn  auch  nicht  in  dem  Gebiet,  wo  man  es  am  ehesten  von  ihnen  er- 
warten sollte,  nämlich  in  der  Eingebornenverwaltung  i.  e.  S.,  sondern  in  der  Ver- 
waltung der  gemischten  Gemeinden  und  in  der  Polizei-  und  »Steuerverwaltung, 
aber  sie   drangen   mit  ihren  Wünschen   nicht  durch.4) 

Es  begegnen  einem  daher  unter  den  obligatorischen  Ausgaben  des  Anhangs 
zum  Konimissionsentwurf  ungefähr  dieselben  Kategorien  wie  im  Regierungsent- 
wurf:5) nämlich  die  Ausgaben  für  die  fälligen  Schulden,6)  für  die  allgemeine 
Verwaltung 7)  (Gouvernement,  Präfekturen,  Militärverwaltung,  gemischte  Gemeinden), 


')  „De  plus,  il  y  aurait  ä  craindre  que  si  los  excedents  budgetaircs  etaient  ainsi  rendues 
indisponibles,  l'Algerie  n'eüt  intcret  ä  les  n'duire  au  minimuru.  Au  lieu  de  previsions  moderees 
.  .  .  eile  serait  auienee  ä  majorer  ses  previsions  et  a  majorer  les  depenses  correlatives,  de 
maniere  a  absorbei  d'avance  les  plus-values  et  a  ue  courir  que  le  risque  du  deficit  ...  La  mise 
en  n'serve  indisponible  de  la  totalite  des  excedents  budgetaires  serait  ainsi  une  prime  a  l'impru- 
dence  .   .   .''      Bericht  S.  31. 

2)  Art.  13,  -1  und  5,  vergl.  Art.  11   des  Regierungsentwurfs. 

3)  „.  .  .  le  projet  dont  nous  etions  saisis  par  le  Gouvernement  se  bornait  ;'i  des  enonciations 
veritablement  trop  vagues  ...  II  a  paru  ä  la  Commission  qu'il  etait  indispensable  de  preciser." 
Bericht   S.  22. 

4)  „.  .  .  les  deputes  algeriens  ont  eleve  un  doute  au  sujet  de  l'administration  des  communes 
mixtes,  ils  desiraient  que  sur  la  police,  les  contributions  diverses,  des  reduetions  pussent  etre 
operees.  En  revanche,  ils  aeeeptent  l'obligation  des  credits  destim's  aux  Services  musulmans  et  des 
affaires  indigenes."     Ebenda. 

5)  Siehe  im   Anhang  Nr.  7(!   den  Anhang  zum   Gesetz  von   1900  (Tableau  A). 

6)  Kap.  1. 

')  Kap.  2—11. 
Qmelin,  VerfasMingseiitwicklung  von  Algerien.  21 
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für  den  Sicherheitsdienal  und  die  Gendarmerie,')  sowie  für  die  angegliederten 
Dienstzweige,  nämlich  die  Justiz,3)  den  Unterricht,3  den  Kultus,*)  den  Schatz- 
dienst9 und  die  Zollverwaltung.')  Zu  diesen  Klassen  hat  die  Kommission 
noch  die  Ausgaben  Für  das  Gefängniswesen,1  für  den  Küstendienst 8)  und  für 
den  Sanitätsdienst  gefügt.0  Jedoch  ist  in  diesen  Verwaltungszweigen  einigen 
Kapiteln  fakultativer  Charakter  beigelegt,  bo  /..  B.  in  der  Zentralverwaltung  den 
Ausgaben  für  das  Conseil  superieur  und  die  Finanzdelegationen,10  im  Bereich  des 
Unterrichts  den  Ausgaben  für  die  Museen,  für  die  Denkmalspflege  und  für  die 
Kunstschule. ' ')  In  den  übrigen  Verwaltungszweigen  gehören  zu  den  obligatorischen 
Ausgaben  nur  die  Gehälter  für  die  vom  Staat  der  Kolonie  zur  Verfügung 
stellten  Beamten.18)  Da  der  Staut  nur  für  die  Steuerverwaltung,  die  öffentlichen 
Arbeiten,  die  Forstverwaltung  und  den  Handel  Beamte  zur  Verfügung  stellt,  so 
sind  einige  Gebiete,  nämlich  der  Ackerbau, l3  die  Kolonisation,14)  das  Armenwesen,15] 
die  Post  und  Telegranhie,16)  sowie  die  Landesvermessung,17)  überhaupt  frei  von 
obligatorischen  Ausgaben.  Ks  mag  auftauen,  daß  für  die  allgemeine  Landesver- 
waltung bo  wichtige  Ausgaben,  wie  die  für  die  Post  und  Telegraphie  und  i'ür  die 
Landesvermessung,  die  auch  einer  strategischen  Bedeutung  nicht  entbehren. 
Lediglich  fakultativen  Charakter  tragen,  aber  man  muß  bedenken,  daß  es  sich 
hier  um  Verwaltungszweige  handelt,  deren  Fortentwicklung  zu  sehr  im  Int<  r 
der  Kolonie  hegt,  als  daß  eine  zu  geringe  Dotierung  dieser  Angaben  zu  be- 
fürchten  steht.  Die  Ausgaben  für  die  Eingebornen  wurden  nicht  —  wie  im 
Regierungsentwurf  —  samt  und  sonders  mit  Zwangscharakter  belegt,  sondern  es 
werden  die  Zweige,  deren  Ausgaben  obligatorisch  sein  sollten,  ausdrücklich  auf- 
gezählt: ,s  die  Rechtspflege,  der  Unterricht  und  der  Kultus,  die  Überwachung  des 
Personenstands  und  die  Militärverwaltung  id.  h.  die  Eingebornenverwaltung.  so- 
weit sie  durch  Beamten  Offiziere  geleitet  wird);  dadurch  fielen  freilich  nicht  viel 
Eingebornenausgaben    aus   dem  Rahmen   der  obligatorischen  Ausgaben  heraus 


'     Kap.  12—18.  :i   Kap.  19—24. 

Kap.  25— 43.  ')  Kap.  48     63. 

■■»  Kap.  t;  1 — 66-  '  I  Kap.  67—69. 

<     Kap.  126     136.  8)  Kap.  137. 

'•')  Kap.  138,  139.  ,0)  Kap.  2  bis,    1   und  5. 

")  Kap.  30,  32,  37  bis,  44—47. 

'*)  TableauB  und  Kap.  70—77,  87—90.   11".   111.  121,  122  des  TableauA. 
,3j  Kap.  101  —  109.  ")   Kap.  123. 

,ä)  Kap.  124,    125.  l6)  Kap.  115—118. 

,:)  Kap.  99,   100.  -i  Siehe  das  TaM.au   ('. 

n)  Die  Grenzlinie    zwischen    den  obligatorischen    und  den  fakultativen  Ausgaben    .-timnit  un- 
r  mit  der  Grenzlinie  zwischen   den   notwendigen  und  den    subsidiären  Staatsaufgaben  überein: 
die  Aufgaben    der  Wohlfahrtspflege    sind    als    subsidiäre  Staatsaufgaben    unter   die  fakultativen 
Ausgaben  eingereiht  worden,  während  die  staatlichen  Sicherungsaufgaben  (Rechtspflege,  Sicher- 
heitsdienst,   Steuerverwaltung)    den    obligatorischen    Ausgaben    eingegliedert    sind   (wohlverstanden 
nur   die    in    die   Zivilverwaltung   fallenden    Sicherungsaufgaben;    die  Ausgaben    für  die    vornehmste 
rungsaufgabe,  für   die  Verteidigung,   trä^t  der  Staat  allein  i.     Allerdings    erscheinen    auch  Aus- 
d   für  Wohlfahrtspflege,  wie  /..  15.  für  Unterricht   und  Kultus,  unter    den    Pflichtausgaben;    aber 
dii  se   Ausgaben  können  in  einer  Kolonie,  die  so    mit  Ausländern  durchsetzt  ist  und  eine  so  starke 
ornenbevölkerung  zählt,  wohl  anter  die  Sicherungsaufgaben  gerechnet  werden. 


I 

I  >ic  im  KiMiimi  ■■  ii.ii.siiiiw  in )  erfolgte  Klan-  Grenzziehung  zwi  chen  den 
obligatori  ohen  und  den  fakultativen  Ausgaben  hätte  der  Kolonie  1 1 i < - 1 1 1  viel 
holfen,  wenn  < li<-  Kommission  nicht  zu  gleicher  Zeil  gogon  willkürliche  Erhöhungen 
»In-  obligatorischen  Ausgaben  Sohranken  errichtet  hätte.')  Um  das  Landesbudget 
ii  die  unliebsame  Überraschung  einer  Erhöhung  der  obligatori  chen  Au  gaben 
bu  sichern,  bestimmte  *l i »>  Kommission,  daß  von  den  fälligen  Schulden  .- 1 1 » l' < • 
Behen  die  im  Anhang  des  Gesetzes  angefahrten  Beträge  al  Höchstboträgc  der 
obligatorischen  Ausgaben  gelten  sollten,  l>as  heißt,  diese  Beträge  dürfen  ohne 
Zustimmung  der  algerischen  Vertretungskörper  nicht  überschritten  werden;  wenn 
aber  die  algerische  Volksvertretung  in  «'ine  Erhöhung  eines  obligatorischen  Aus 
gabepostens  gewilligt  hat,  dann  gilt,  Bofern  die  Bewilligung  zur  Befriedigung  eines 
dauernden  Bedürfnisses  geschah,  von  da  ;il>  diese  Höhe  aJe  gesetzlicher  Höchst 
betrag,2)  sie  kann  von  der  algerischen  Volksvertretung  nicht  mehr  auf  die  frühere 
Höchstgrenze  herabgesetzt  werden.3)  So  erhielt  Algerien,  indem  die  Höchstgrenze 
der  obligatorischen  Ausgaben  gesetzlich  festgelegt  und  ihre  Erhöhung  von  der 
Zustimmung  der  algerischen  \  olksvertretung  abhängig  gemacht  wurde,  einen 
nooh  größeren  Schutz  als  die  Kolonien  i.  e.  S.,  für  die  die  Höchstgrenze  nur 
durch  Dekret  im  Staatsrat  bestimml  wurde  und  ohne  Rücksicht  auf  die  Kolonial- 
vertretungen geändert  werden  konnte.  Daß  das  bei  Algerien  angewandte  System 
auch  Nachteile  zeitigen  kann,  darf  freilich  nicht  übersehen  werden:  dadurch,  daß 
man  die  Verschiebung  der  Höchstgrenze  der  obligatorischen  Ausgaben  an  die 
Zustimmung  der  algerischen  Versammlungen  knüpfte,  entstand  die  Gefahr,  daß 
die  allgemeine  Landesverwaltung  infolge  der  Verweigerung  einer  Ausgabener- 
höhung  in  ihrer  Fortentwicklung  gehemmt  wurde;  es  sei  denn,  daß  man  die 
Höchstsätze  in  genügender  Hoho  über  den  durch  die  damaligen  Bedürfnisse  be- 
dingten Ausgaben  ansetzte.  Nun  nahm  aber  die  Kommission  einfach  die  im 
Budget  für  1900  für  die  betreffenden  Ausgaben  angesetzten  Ziffern  als  Höchst- 
beträge in  die  Tabelle  auf,  so  daß  dem  Gouvernement  für  seine  Forderungen 
nach  oben  gar  kein  Spielraum  blieb.  Man  wird  Zweifel  hegen  können,  ob  diese 
enge  Grenzziehung  durch  den  Hinweis  der  Kommission  auf  die  im  letzten  Jahr- 
zehnt übermäßig  gesteigerten  Ausgabensätze  für  das  Personal4)  zur  Genüge  ge- 
rechtfertigt war.5) 


')  ..En  qualitiant  une  döpense  obligatoire,  nous  n'entendons  pas  qu'elle  soit  sana  Limite,  pour 
im  chiffre  fpie  l'ädministration  fixerait  arbitrairement."     Ebenda  S,  23. 

2)  Ahnliches  yrilt  für  die  Bewilligungen  des  Conseil  mnnicipal  von  Paris  für  Polizeiansgaben. 

3)  Art.  5.  3. 

4)  „Nous  estimons  que  les  dotations  consolidees  en  1901  ä  titre  obligatoire  sont  largement 
süffisantes  pour  que,  dunint  plusieurs  annees,  de  .simples  remaniements  Interieurs  pulssent  alimentei 
le  deVeloppement  normal  des  Services  ...  De  1892  ä  1900  les  d^penses  du  personnel  de  l'Ad- 
niinistration  centrale  ont  passe"  de  567483  Fr.  h  798405  Fr.,  augmentation  de  plus  de  40°  0-  visible- 
ment  exeessive."      Ebenda   S.  "2t. 

5)  Daß  die  in  der  Tabelle  von  1900  festgelegten  Ziffern  für  einen  Längeren  Zeitraum  keinen 
genügenden  Spielraum  boten,  kann  man  daraus  ersehen,  daß  die  obligatorischen  Ausgaben  im 
Budget  für  1911  auf  das  Doppelte  des  in  der  Tabelle  von  1900  festgesetzten  Höchstbetrags  ange- 
wachsen sind.     Ohne  den  guten  Willen  der  algerischen  Volksvertretung  wäre  diese  Steigerung  nicht 
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Sein-  eigentümlich  ist.  dafi  die  Kommission,  während  sie  auf  der  einen 
Seite  durch  ihre  Bestimmungen  über  die  Verwendung  der  Überschüsse  und  vor 
allem  über  die  Veränderung  der  obligatorischen  Ausgaben  das  Gleichgewicht  des 
algerischen  Budgets  sichern  half,  die  in  der  Ausgabenbeschränkung  liegende 
Sicherung  des  Gleichgewichts  wieder  etwa.-  abschwächte.  .Sie  rauhte  nämlich 
den  dem  Staat  auferlegten  Eisenbahngarantien  den  Charakter  einer  permanenten 
Ausgaben  Verpflichtung  und  ließ  diese  Last  nur  als  alljährlich  zu  bewilligende 
Subvention  weiter  bestehen,1)  so  daß  das  Gleichgewicht  des  algerischen  Budgets 
in  Abhängigkeit  von  der  jährlichen  Bewilligung  des  Parlaments  geriet.  Das  be- 
deutete gegenüber  dem  Regierungsentwurf  zweifellos  einen  Rückschritt.  Indes 
darf  man  dieser  Änderung  nicht  zu  viel  Gewichl  beilegen,  denn  es  handelte  Bich 
dabei  eigentlich  nur  um  eine  formelle  Betonung  dc^  jährlichen  Ausgaben- 
bewilligungsrechts, die  Verpflichtung  zur  Tragung  der  Eisenbahngarantien  selbst 
sollte  nicht  in  Frage  gestellt  werden,  sie  blieb  ja  auch  im  Gesetze  festgelegt. 
Aber  eine  gewisse  Verwischung  der  vorerst  dauernden  Belastung  des  Mutterlandes 
mit  den  Eisenbahngarantien  lag  eben  doch  in  der  Einfügung  der  jährlichen  Sub- 
ventionsbewilligung. Hieraus  sieht  man.  zu  welchen  Widersprüchen  das  Bestreben 
der  Kommission  führte,  sowohl  die  Befugnisse  der  algerischen  Selbstverwaltungs- 
körper wie  die  der  heimischen  Volksvertretung  zu   erweitern. 

C.  Erweiterung    der  Befugnisse  der   algerischen  Versammlungen 
und  Einführung  der  Parlamentskontrolle. 

Auch  in  den  übrigen  Änderungen  des  Regierungsentwurfs  trat  dieser  Wider- 
spruch hervor:  auf  der  einen  Seite  zwar  lockerte  die  Kommission  die  engen 
Fesseln,  in  die  der  Regierungsentwurf  die  algerischen  Vertretungskörper  zwängen 
wollte:  sie  ließ  die  ausschließliche  Ausgabeninitiative  des  Generalgouverneurs 
nur  für  Beamtengehälter  und  Pensionen  fortbestehen.2)  weil  es  durchaus  zweck- 
mäßig erschien,  zu  verhindern,  daß  sich  die  Parteien  zu  Wahlzwecken  durch 
Erhöhung  der  Gehälter  überboten.3)  Im  übrigen  jedoch  gewährte  die  Kommission 
den  Finanzdelegationen  die  Ausgabeninitiative,    was  insbesondere  für  das  Gebiet 


möglich  gewesen,  es  sei  denn,  daß  der  mutterländische  Gesetzgeber  im  Widerspruch  zu  dem  Gesetz 
von  1 900  die  Tabelle  der  Böchstbeträge  änderte,  ohne  die  algerischen  Versammlungen  zu  befragen. 
Vergleiche  die  im  Anhang  Nr.  77  abgedruckte  Zusammenstellung  der  obligatorischen  Ausgaben 
für  1911  mit  der  Tabelle  von  1900  (Anhang  Nr.  76). 

1 )  „Elle  (la  Commission)  reconnait  la  necessite*  de  l'y  inscrire  actnellement,  .  .  .  Mais  eile 
tient  ä  ce  qu'U  y  a  lä  une  rentable  Subvention  annuelle  accordee  par  l'Etat  ä  PAlgerie".  Ebenda 
S.    19,   siebe  auch  Art.   4,  4. 

2)  Art.  7,  3.  Anregungen  der  Delegationen  zur  Streichung  oder  Herabsetzung  von 
Gehältern  steht  dieser  Artikel  nicht  entgegen.  Es  mag  hier  erwähnt  werden,  daß  ein  Kundschreiben 
des  Generalgouverneurs  vom  f>.  Mai  1905  (Est.  et  Lef.  1905.  S.  17)  unter  Bezugnahme  darauf,  daß 
den  Finanzdelegationen  die  Initiative  zu  Personalausgaben  vorenthalten  blieb,  den  Beamten  das 
Recht  absprach,  Petitionen   um   Gehaltserhöhung  an  die  Delegationen  zu  richten. 

3)  „  .  .  .  dans  im  pays  oü  les  fonctionnaires  sont  tres  nombreux,  il  importe  tout  parti- 
culierement  d'eViter  les  surencheres  electorales  majorant  les  traitements  ou  multipliant  les  emplois 
au  protit  d'anris  politiques".     Bericht  S.  25. 


825    — 

der  öffentlichen  Arbeiten  von  Wichtigkeit  war  '  Auch  nahm  die  Kommii  ion 
dem  Conseil  supörieur  das  merkwürdig«  „Hecht",  von  den  Finanzdolegationen 
ausgolassene  obligatorische  Au  gaben  einzufügon  ;a)  denn  die  Ausübung  di< 
Rechts  konnte  dut  bu  Mißhelligkeiten  ewischen  dem  Con  eil  up^rieur  und  den 
Delegationen  führen,  und  das  mußte  schon  aus  dem  Grund  vermieden  werden, 
weil  sonst  die  Vertreter  der  Pinansdelegationen  im  Con  eil  rfuperiour  in  eine 
sein-  peinliche  Lage  gerieten.3)  Endlich  mildorte  die  Kommission  die  knappe 
Bemessung  der  Sessionsdauer  dadurch,  daß  sie  dem  Generalgouverneur  daf  Recht 
einräumte,  die  Sitzungsperiode  zu  verlängern.4 

Zu  dieser  sinngemäßen  Erweiterung  der  Bewegungsfreiheil  der  algerischen 
Selbstverwaltungsorgane  stand  es  jedoch  wenig  in  Einklang,  wenn  die 
Kommission  auf  der  anderen  Seite  die  Budgetkontrolle  ins  Parlament  verlegen 
wollte,  /war  wies  die  Kommission  die  Forderung  einiger  Deputierter,  <laii  man 
an  Stelle  der  Genehmigung  durch  Dekret  die  Genehmigung  durch  die  Kammern 
Betzen  Bolle,  zurück,  denn  die  Kommission  erkannte  wohl,  dal!  man  sonst  Gefahr 
lief,  in  »diu»  eingehende  Diskussion  des  algerischen  Budgets  hineingerissen  zu 
werden,  was  sich  mit  dem  Beschlußfassungsrecht  der  algerischen  Selbstver- 
waltungskörper nicht  vereinbaren  lud).5)  Ahm-  statt  nun  ganze  Arbeit  zu  machen 
und  das  Parlament  aus  dm-  Budgetkontrolle  vollständig  auszuschalten,  fügte  die 
Kommission  der  Genehmigung  dos  Budgets  durch  Dekret  noch  die  Bedingung 
bei.  daß  das  Budget  erst  ausgeführt  werden  dürre,  wenn  es  durch  Gesetz  be- 
stätigt Bei.6)  Man  dachte  —  wie  es  Dessoliers  vorgeschwebt  hatte,  —  daß  das 
Parlament  die  Ausübung  dieses  Bestätigungsrecht  mit  einer  allgemeinen  Be- 
Bprechung  der  algerischen  Finanzwirtschaft  und  der  Lage  Algeriens  überhaupt 
verbinden  könne.7)  Aber  war  denn  eine  genügende  Garantie  gegeben,  daß  diese 
allgemeine  Debatte  nicht  in  eine  Spezialdebatte  ausartete  und  daß  das  Haupt- 
gewicht bei  der  Feststellung  des  algerischen  Budgets  nicht  dem  Parlament  zufiel? 
Ks  nimmt  nicht  wunder,  wenn  die  Regierung  die  Fassung  der  Kommission  ab- 
lehnte, denn  schon  rein  formell  war  der  Kommissionsvorschlag  bedenklich;  die 
Regierung  konnte  geltend  machen,  daß  es  dem  französischen  Staatsrecht  zuwider- 


')  ..I, "initiative  dos  pouvoirs  localis  peut  s'exercer  tres  atüement  en  matiere  de  fcravaux; 
pourquoi  ne  pas  les  autoriser  a  voter  de  nouveaux  caemins,  des  araenagements  d'eau,  des  fouilles 
archeologiques"  V     Ebenda. 

2)  Regierungsentwurf  Art.  G,  2. 

3)  ,.I1  taut  eviter  autant  que  possible  les  occasions  de  conflit  entre  le  Conseil  superieur  et 
les  Delegations,  nun  seulement  parce  que  le  Conseil  est  forme  pour  moitie  de  fonetionnaires.  mais 
parce  que  le  quart  de  ses  membres  est  elu  par  les  Delegations  et  so  trouverait  dans  une  Situation 
assez  delieate."     Bericht  S.  26. 

4)  Art,   9,   2   Satz   2. 

5)  ,.On  reconnut  que  l'usage  que  les  deputös  pourraient  faire  de  leur  droit  d'amendeinent 
risquerait  de  faire  reuaitre  devant  la  Chambre  la  discussion  tout  entiere  du  budget  algerien,  si  bien 
que  les  Assemblers  algerien nes  se  trouveraient  reduites  au  röle  de  commissions  preparatoires. 
CYtait   la  m'gation   du  budget  special".     Ebenda   S.   28. 

6)  „La  Commission  du  Budget  avait  d'abord  adopte  un  amendement  ajoutant:  II  n'est  execu- 
toire  qu'apres  avoir  ete  homologue'  par  une  loi."     Ebenda. 

')  ,.A  l'occasion  de  l'examen  de  cette  loi.  un  rapport  pourrait  ötre  depose  et  un  dt^bat 
gi'in'ral   institue   sur  la  gestion  nuanciere   et   la   Situation   generale   de  l'Algerie".      Ebenda. 
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lief,  die  Wirksamkeil  einer  Verordnung  von  einer  Bestätigung  durch  Gesetz  ab- 
hängig zu  machen.1)  Vor  allem  aber  widersprach  der  Kommissionsvorschlag  dem 
G-eisl  des  Regierungsentwurfs,  denn  bei  der  Annahme  der  Kommissionsfassung 
wäre  das  algerische  Budgel  tatsächlich  ein  Bestandteil  dei  Staatsbudget  geblieben, 
während  es  sich  doch  darum  handelte,  Algerien  <li<-  finanzielle  Selbstverwaltang 
zu  gewähren:  ein  autonomes  Budgel  ertrug  wohl  eine  administrative  Kontrolle 
durch  Mutterlandsorgane,  aber  zur  Ausübung  dieser  Aufsicht  war  das  Parlament 
nicht  geeignet.*' i 

Ganz  ungeschwächt  vermochte  die  Regierung  ihren  Grundsatz  von  der  Aus- 
schaltung des  Parlaments  aus  der  Kontrolle;  der  algerischen  Finanzverwaltung 
freilich  nicht  durchzusetzen.  Da  die  Kommission  darauf  beharrte,  daß  dein 
Parlament  ein  Anteil  an  der  Kontrolle  der  algerischen  Finanzverwaltung  ver- 
bleiben müsse,  so  sah  sich  die  Regierung  genötigt,  um  die  Zustimmung  zur  Aus- 
scheidung des  Parlaments  bei  der  Budgetfeststellung  zu  erhalten,  dem  Parlament 
ein  Mitwirkungsrecht  im  Bereich  der  Einnahmenbewilligung  zu  gewähren.  Der 
Bedingung,  daß  jeder  Beschluß  der  algerischen  Selbstverwaltungskörper,  der  eine 
Änderung  der  Einnahmen  bezweckte,  der  Bestätigung  durch  Dekret  im  Staatsrat 
bedürfen  sollte,  i'ügte  man  demgemäß  noch  die  Erschwerung  hinzu,  daß  zur  Er- 
hebung der  Steuern  und  Abgaben  alljährlich  in  einem  Finanzgesetze  ermächtigt 
werden  müsse.3)  Der  Kommissionsbericht  rechtfertigt  diesen  an  die  Regeln  über 
die  Steuerzuschläge  der  französischen  Departements  erinnernden4)  Zusatz  aus  den 
Grundsätzen  des  französischen  Staatsrechts,  danach  das  Recht  der  Steuerbe- 
willigung nur  den  aus  dem  allgemeinen  Wahlrecht  hervorgegangenen  Gewalten 
zukomme.5)  Nun  stand  aber  doch  nichts  im  Wege,  das  Steuerbewilligungsrecht 
andern  Gewalten  zu  delegieren,  wie  das  z.  B.  für  die  Kolonien  i.  e.  S.  in  dem 
Einanzgesetz  vom  13.  April  1900  geschehen  war.6;     Diese  Möglichkeit  konnte  die 


')  „Le  Gouvernement  n'a  pas  rejete  a  priori  eette  idee  d'un  exameo  annuel  des  affaires  al- 
geriennes  par  le  Parlement,  seuleinent  il  a  fait  observer  que  le  proc^de"  choisi  etait  en  contradiction 
avec  les  principe«  de  notre  droit  public.  Dire  qu'un  budget  regle*  par  decret  ne  sera  executoire 
qu'apres  son  homologation  par  ane  loi,  serait  une  disposition  .--ans  precedent  dans  notre  droit 
public".     Ebenda. 

2)  „Le  Parlement  n'est  jamais  un  organe  de  tutelle  administrative  ...  II  fant  opter  entre 
(li-ux  solutions:  budget  autonome  de  l'Algerie  söns  la  tuteUe  administrative  oo  bien  budget  algenen 
restant  un  compartiment  du  budget  general.  prepare*  si  l'on  veut  par  les  Assemblers  algeriennes  .  .  ." 
Ebenda  8.  29. 

3)  Art.  io,  :;. 

4)  Für  die  Departements  werden  die  Höchstbeträge  der  von  den  Conseils  generaux  zu  be- 
willigenden Steuern  gesetzlich   festgelegt;  siehe  Hauxiou   S,  17:». 

5)  „Nous  avons  ajoute*  celui  (le  visa)  de  la  Cbämbre  et  du  Senat,  attendn  que  parmi  tous 
les  pouvoira  consultes  auenn  n'a  pleinement,  d'apres  notre  droit  constitutionnel,  qualm',  pour 
consentir  l'impöt,  II  y  faut  une  decision  des  pouvoirs  emanant  du  suifrage  universel  .  .  .''  Be- 
richt s.  27. 

6)  Angesichts  dieser  Praxis  hat  es  wenig  Sinn,  wenn  Thomas  (1.  c.  S.  2'M  fi'.)  sieb  auf  den 
strengen  Standpunkt  stellt,  daß  das  Steuerbewilligungsrecht  nur  im  Wege  der  Verfassungsänderung 
andern  Organen  als  den  gesetzgebenden  übertragen  werden  könne  (..le  droit  de  consentir  l'impot 
fait  partie  des  attributions  constitutionnelles  du  pouvoir  legislatif:  des  h>rs  le  pouvoir  constitutionnel 
qui  l'a  expressement   investi  de    eette  attribution  pourrait    seul  Ten  dessaisir  en  tout    ou  en  partie 
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kimimi    i < > 1 1  donn  auch  nicht  in  Abrodo    tellon,    ic  hielt  c    iudoi  li  Für     korr<  ktoi 
nicht  eu  oft   von  der  liege]  abzuweichen  ' 

I  war  aber  wohl  weniger  der  Skrupel  wegen  der  Verfa  ung  mäßigkoit 
einer  Delegation  des  Steuerbewilligung  recht  al  vielmehr  da  B<  treben,  dem 
Parlament  ein  Aufsichtsrecht  über  da  algerische  Budget  zu  lichern,  dai  die 
Kommission  zu   dem  Zusatz  veranlagte. *)     Dieser  Zweck  ließ    sich  mit    der  Be 

Btimmung  über  die  Steuererhebung  vollk len  erreichen;  denn  dai  Budget  hing 

doch  in    seinem  Gleichgewicht    v  * > 1 1    dn    Erhebung    der    Einnahmen    ab,     [ndem 
man  nun  die  Erhebung  der  Abgaben  an  die  Genehmigung  «les  Parlamente  knüpfte, 

verschaffte  man  dem  Parlament  nicht  um- die  ausschlaggebende  Gewalt   i nttber 

dm  Einnahmebewilligungen,  sondern  faktisch  auch  eine  Mitbestimmungsmöglich 
keil  gegenüber  dem  algerischen  Landesbudget  überhaupt.  Der  Kommission« 
bericht  Bpricht  denn  auch  die  Erwartung  ;uis.  daß  mit  der  Ermächtigung  zur 
Abgabenerhebung  eine  allgemeine  Prüfung  der  algerischen  Finanzen  verbunden 
wäre.8)  In  dem  von  der  Kommission  eingefügten  Xusal/  verbarg  Bich  zweifellos 
eine  große  Gefahr  für  tl ii*  Entwicklung  der  algerischen  Autonomie.  Der  Kom- 
missiönsberichl  meinte  /war.  durch  diesen  Vergleich  habe  man  die  parlamentarische 
Kontrolle  mit  dem  Gedanken  des  Spezialbudgets  versöhnt;4)  aber  es  ib1  doch 
sehr  die  Frage,  ob  autonomes  Budget  und  unmittelbare  parlamentarische  Kontrolle 
nicht  unversöhnbare  Gegensätze  sind.  Nur  wenn  sich  die  französische  Volks- 
vertretung bei  der  Genehmigung  der  Steuererhebung  in  Algerien  die  vom 
englischen  Parlament  dem  Budget  Indiens  gegenüber  geübte  Zurückhaltung  auf- 
erlegte, stand  eine  gesunde  Entwicklung  der  algerischen  Selbstverwaltung  zu  er- 
warten: ob  aber  das  französische  Parlament  die  nötige  Selbstbeschränkung 
beobachten  werde,  war  zum  mindesten  nicht  vorauszusehen. 

Die  übrigen  Änderungen  am  RegierungsentwurV  waren  von  untergeordneter 
Bedeutung.  So  ergänzte  tue  Kommission  den  etwas  oberflächlich  gehaltenen 
Artikel  über  die  Rechnungsprüfung,  indem  sie  die  „parlamentarische"  Rechnungs- 
kontrolle nicht  den  algerischen  Versammlungen  allein  überließ,  sondern  die  end- 
gültige Feststellung  durch  Dekret  vorschrieb5)  und  indem  sie  noch  einen  Artikel 
über  die  administrative  Rechnungskontrolle  des  Generaltinanzinspektors  anhängte.6) 
An  dem  Schlußartikel  des  Regierungsentwurfs  über  die  Anerkennung  der  Rechts- 
persönlichkeit   Algeriens,    den    die    Kommission    sinngemäß    an    den    Anfang   des 


an  protit  d'une  autre  autorit£").  Natürlich  erscheint  es  ihm  dann  auch  nicht  ausreichend,  daß  nur 
die  Erhebung  der  Steuern  und  nicht  auch  die  Steuer  auf  läge  an  die  Genehmigung  des  Parlaments 
gebunden    wurde. 

')  „Sans   doute   les   Chambres   auraient   pu    donner  k    l'Algerie    nne    delegation    generale    et 
indefinie,  mais  il  nous  a  seniMe  plus  correct  de  ne  pas  trop  deroger  aus  formes  legales."     Ebenda. 

2)  „Outre  ce  scrupule  de  droit  constitutionnel,  nous  avons  ete  mus  parle  desir  de  reserver 
aus  Chambres  an  droit  de  regard  sur  le  budget  algenen."     Ebenda. 

3)   c'est  .  .  .  au  moment  de  l'autorisation  annuelle  de  l'impöt,  que  sc  placera  Texamen 

gdneral  des  tinances  algeriennes."     Ebenda  S.  "29. 

4)  „Cette  transaction  concilie  le  contröle  parlementaire  avec  l'idee  du  budget  special."    Ebenda, 
)    Art.  14.   2. 

')  Art.  15.    Die  genaue  Regelung  der  Ausführung  des  algerischen  Budgets  und  der  Kechnungs- 
kontrolle  siehe  unten. 
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Gesetzes  stellte,  sind  zwei  der  Selbständigkeit  der  algerischen  Finanzverwaltung 
förderliche  Änderungen  zn  verzeichnen:  einmal  strich  die  Kommission  den  Satz 
über  die  strategischen  Bahnen,')  nicht  etwa,  um  damit  den  mutterländischen 
<  Organen  das  Recht  zur  Anlegung  Bolcher  Bahnen  zu  nehmen         denn  das  Recht 

»Ics  Mutterlandes  zur  Konzessionierung  von  Kalmen  verstand  Bich  nach  der  An- 
sicht der  Kommission  von  selbst  — .  sondern  nur,  um  der  Auslegung  vorzubeugen, 
als  ob  die  .Mutterlandsorgane  befugt  wären,  auf  Rechnung  Algeriens  Bahnen  zu 
hauen,  bezw.  zu  konzessionieren.  was  eine  ständige  Bedrohung  (\<->  algerischen 
Budgets  bedeutet  hätte,  da  man  schließlich  jeden  Bahnbau  aus  strategischen 
Zwecken  rechtfertigen  konnte.2)  Sodann  schwächte  die  Kommission  die  über- 
triebene Bestimmung,  daß  jede  Konzession  zu  Eisenbahnen  und  andern  öffent- 
lichen Arbeiten  außer  der  Zustimmung  der  algerischen  Vertretungskörper  auch 
noch  der  Genehmigung  durch  Gesetz  bedürfen  sollte,  dahin  ab.  daß  wenigstens 
bei  kleineren  Arbeiten  —  beim  Bau  von  Kanälen  und  Zweigbahnen  von  weniger 
als  zwanzig  Kilometer  und  bei  Verlegungen  von  Straßen  —  die  Beschlüsse  der 
algerischen  Versammlungen  durch  Dekret  in  der  Form  eines  Reglement  d'ad- 
ministration  publique  genehmigt  werden  konnten.3) 

D.  Ergebnis. 
Faßt  man  die  Gesamtheit  der  von  der  Kommission  an  dem  Regierungs- 
entwurf vorgenommenen  Änderungen  ins  Auge,  so  muß  man  zugeben,  daß  der 
Regierungsentwurl  wesentlich  verbessert  worden  ist.  Das  gilt  namentlich  von  den 
Bestimmungen  über  die  Budgetgewalt  der  algerischen  Versammlungen:  die  im 
Regierungsentwurf  lediglieh  begutachtenden  Funktionen  der  algerischen  Ver- 
sammlungen gegenüber  den  obligatorischen  Ausgaben  sind  in  dem  Kommissions- 
entwurf wenigstens  hinsichtlich  der  Erhöhung  über  die  gesetzlich  festgelegten 
Beträge  hinaus  zu  einem  Verweigerungsrecht  erweitert  worden,  vor  allem  aber 
ist  die  Stellung  der  Finanzdelegationen  verstärkt  worden:  indem  ihnen  der 
Konimissionsentwurf  die  Ausgabeninitiative  gewährte,  ist  ihre  im  Regierungsent- 
wurf  nur  hemmende  Gewalt  zu  einem  freien  Bewilligungsrecht  ausgestaltet  worden. 
Dadurch  ist  der  im  Regierungsentwurf  noch  nicht  sehr  klar  ausgebildete  Unter- 
schied in  den  Befugnissen  der  Finanzdelegationen  und  des  Conseil  superieur  zu 
voller  Deutlichkeit  gelangt:  während  die  Finanzdelegationen  als  Volkskammer 
ein  freies  Bewilligungsrecht  besitzen,  steht  dem  Oberhaus,  dem  Conseil  superieur. 
nur  eine  hemmende  Gewalt  zu.  Der  günstige  Eindruck  dieser  Änderungen  wird 
durch  die  Vorschrift  über  die  Ermächtigung  zur  Steuererhebung  etwas  beein- 
trächtigt.    Aber  man  darf  nicht  zu  streng  über  diesen  Fehlgriff  urteilen;    es  war 


1     Art.  13,   '6  des  Regierungsentw  urfs. 

2)  „Cette  disposition  a  et<-  ananimement  e'caru'e.  En  effet,  il  est  inutile  de  dire  que  les 
pouvoirs  publica,  organe  de  la  souverainete  nationale,  peuvent  co  nieder  des  che  in  ins  de 
fei  en  Algcrie,  comme  ailleurs.  Leur  droit  est  imprescriptible,  seulement  il  s'agit  de  savoir  qui 
fera  les  frais  de  ces  chemins  de  fer;  d'autant  plus  que  tout  chemin  de  fer  peut  etre  etiquete 
strat£gique.  11  parait  impossible  qu'on  entende  imposer  a  l'Algerie  la  depense  de  voies  fern'c- 
qu'elle  ne  demanderait  pas."     Bericht  S.  14.   15. 

3j  Art.  1,   3. 
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dooli  schließlich  ein  roohl  großes  Opfer  für  dl  Parlament,  aul  die  Mitwirkung 
au  einem  10  bedeutenden  Teile  des  Staat  budgots  eu  verrichten  o  daß  e  ehi 
begreiflich  erscheint,  wenn  ei  wenigstens  einen  Teil  <  I «  i-  Kontrolle  ich  noch  \  < » r 
behielt.  Nach  der  gründlichen  Prüfung  di  Regierung  entwuri  durch  dii  Bud 
kommission  <l«'r  Kammer  machte  die  \  erab  chiedung  des  Entwuri  keine  Schwii 
keiten  mehr:  in  der  Deputiertenkammer  wurde  der  abgeänderte  Entwuri  am 
18.  November  l'.MH)  ohne  jegliche  Debatte  einsti ig  angenommen  ' 

Auch  in  der  Finanzkommission  des  Senats  wurde  der  Entwurf  in  der  I 
der  Kammerkommission  ohne  Widerspruch  gutgeheißen.3  Nur  die  Abgrenzung  der 
obligatorischen  von  den  fakultativen  Ausgaben  fand  oichl  einstimmigen  Beifall; 
es  erregte  bei  einem  Kommissionsmitglied  Bedenken,  <laü  die  Unterhaltung  der 
Staatsstraßen  in  den  Bereich  der  fakultativen  Ausgaben  fiel,  es  also  der  Kolonie 
einfallen  konnte,  die  Straßen  oichl  zu  unterhalten.  Dem  wurde  mit  Recht  ent 
gegengehalten,  daß  in  einem  Lande,  das  bo  sein-  der  Verkehrsmittel  bedurfte, 
eine  derartige  Unklugheil   nicht  zu  befürchten  stand.3) 

l>it>  Annahme  des  Entwurfs  erfolgte  im  Senat  am  13.  Dezember4),  ebenfalls 
ohne  Debatte,  und  so  konnte  der  Entwurf  am  II*.  Dezember  1900  als  Gesetz 
ausgefertigt    werden.8)     Man  hat    es  merkwürdig   gefunden,    daß  ein   so  tief  ein 


')  J.  ort'.  S.  2032.  Die  Kammer  verzichtete  sogar  auf  die  Verlesung  der  Tabellen  der  obli- 
gatorischen Ausgaben. 

J)  Rapport  Fall  au  nom  de  la  Commission  des  finances,  charg£e  d'ezaminer  le  projel  de  loi, 
adopte  par  la  Chambre  des  Deputes.  portant  creation  d'un  budget  special  pour  l'Algerie,  p:ir  M.  de 
Verninac,  se'nateur.  (Senat,  session  eztraordinaire  de  1900,  n°  392,  annexe  au  proces-verbal  de  la 
se'ance  du  b  d4c.  11)00.)  Außerdem  erstattete  De  Saint-Germain  im  Namen  der  Kommission  für 
Algerien  ein  Gutachten,  darin  er  sich  aber  nur  in  allgemeinen  Betrachtungen  erging  (Avis  presente' 
au  nom  de  la  commission  de  l'Algerie,  Senat.  Sess.-extr..  Seanee  du  30  nov.  1900.  anii.  n°  377, 
.1.  off.  s.  77;!). 

3)  Bericht  s.  15. 

4)  J.   off.   vom    14.   Dezember  S.   961—963. 

5)  Bull,  des  lois  2214.  n°  38989,  Sirey,  L.  a.  1901,  S.  187  ff.  Siebe  Anhang  Nr.  63. 
Übrigens  konnte  das  Gesetz  auf  das  Budget  für  1901  nicht  mehr  zur  Anwendung-  kommen,  nicht 
nur.  weil  man  schon  am  Ende  des  Jabres  1900  stand,  sondern  vor  allem,  weil  der  Entwurf  in 
Artikel  10  vorschrieb,  daß  die  Finanzdelegationen  und  das  Conseil  superieur  über  das  Budget 
während  ihrer  ordentlichen  Session  in  den  ersten  sechs  Monaten  des  Jabres  beschließen  sollten. 
Eigentümlich  ist  nur.  daß  in  der  Kammerkommission,  die  sonst  so  gründlich  zu  Werke  ging,  die 
Undurchführbarkeit  des  Artikels  3  offenbar  völlig  übersehen  wurde;  selbst  bei  schleunigster  Er- 
ledigung des  Gesetzes  wäre  die  Bestimmung  nicht  mehr  anwendbar  gewesen.  Erst  der  Berichter- 
statter im  Senat,  Verninac,  erkannte  die  Undurchführbarkeit ;  um  das  Inkrafttreten  des  Gesetzes  nicht 
zu  verzögern,  schlug  er  jedoch  keine  Änderung  vor,  sondern  forderte  die  Regierung  nur  auf.  eine 
Übergangsbestimmung  einzubringen.  (Bericht  Verninac  S.  9  f.). 

Tatsächlich  wurde  das  erste  Budget  (für  1901)  noch  durch  die  Kammer  festgestellt.  Siehe 
dazu  den  Kapport  Berthelot,  Chambre  des  deputes,  Session  extraordinaire  de  1900.  n°  2098,  Annexe 
au  proces-verbal  de  la  seanee  du  26  dec.  1900.  Die  dies  Verfahren  ermöglichende  Übergangs- 
bestimmung tindet  sich  in  Art.  1  des  Gesetzes  vom  29.  Dezember  1900  (Loi  portant  tixation  du 
budget  special  de  l'Algerie):  Les  artichs  .'>  a  14  de  la  loi  du  19  decembre  1900  sur  le  budget 
special  de  l'Algerie  ne  sont  pas  applicables  ä  l'exercice  1901.  Par  derogation  ä  la  disposition 
finale  de  l'art.  3  de  la  meine  loi,  le  budget  special  de  l'Algerie.  pour  l'exercice  1901,  sera  execute 
61   !■' uj.  1  •'  conformement  aus  lois  et  decrets  sur  le  budget  general  de  l'Etat.    Diese  Feststellung  des 
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Bchneidend.ee  Gesetz  von  beiden  Kämmen]  ohne  Diskussion  gutgeheißen  wurdi 
aber  man  muß  doch  bedenken,  daß  die  Frage  de«  algerischen  Budgets  schon 
zur  Genüge  vom  Parlamenl  besprochen  worden  war.  Auch  ist  es  zweifelhaft, 
ob  der  Entwurf  bei  einer  Verhandlung  im  Plenum  der  Kammern  verbessert 
wurden  wäre.  Eine  Verhandlung  in  den  Kammern  hätte  höchstens  das  Zustande- 
kommen <\r-  Gesetzes  erschwert,  wen1  dann  wahrscheinlich  die  Phrasen  vom 
algerischen  Separatismus,  von  der  Unterdrückung  der  Eingeborenen  usw.  wieder 
aufgetaucht  Wären.2) 

4.  Schlußbetrachtung. 
Die  von  Generalgouverneur  Tirman  angestrebte  Reform,  die  Ausgaben 
und  Einnahmen  Algeriens  in  einem  besonderen  Budget  zusammenzufassen,  war 
nun  verwirklicht,  aber  in  einem  ganz  andern  Rahmen,  als  es  Tirman  vorgeschwebl 
hatte :  nicht  als  eine  besondere  Abteilung  des  Staatsbudgets,  sondern  als  Bndgel 
des  Kommunalverbandes  Algerien  ist  das  algerische  Budget  ins  Leben  getreten. 
In  dem  Gesetz  von  1900  ist  der  Schlußstein  in  dem  Neubau  der  algerischen 
Verwaltung  gesetzt  worden,  an  dem  die  politischen  Kräfte  der  Kolonie  und  des 
.Mutterlandes  seit  Ende  der  achtziger  Jahre  gearbeitet  hatten.  Die  Beseitigung 
der  Angliederungsdekrete  im  Jahre  1896,  die  Schaffung  der  Finauzdelej£atioien 
im  Jahre  1898  und  die  (Jewährung  eines  Spezialbudgets  im  Jahre  1900  bilden 
die  Etappen  auf  dem  Wege  zur  Schöpfung  eines  algerischen  Kommunalverbandes. 
Als  man  im  Jahre  1896  durch  die  Wiederherstellung  der  früheren  ^Machtvoll- 
kommenheit des  Generalgouverneurs  die  Bahn  der  Assimilation  im  Bereich  der 
Landesregierung  verließ,  kam  es  nur  Wenigen  zum  BeAvußtsein.  daß  man  damit 
den  Grundstein  für  die  algerische  Selbstverwaltung  gelegt  hatte.  Und  doch 
mußte  die  Vereinigung  der  Regierungsgewalt  in  den  Händen  des  General- 
gouverneurs die  Gründung  des  algerischen  Kommunalverbande.s  nach  sich  ziehen. 
Denn  bei  der  Dezentralisation  der  Leitung  konnte  man  nicht  stehen  bleiben, 
es  mußte  ihr  die  Dezentralisation  der  Budgetfeststellung  nachfolgen.  Nun 
isl  zwar  finanzielle  Dezentralisation  und  auch  die  Einräumung  eigener  Rechts- 
persönlichkeit an  eine  Kolonie  nicht  gleichbedeutend  mit  Gewährung  der  Selbst- 
verwaltung; es  ist  an  sich  denkbar,  daß  das  Budget  einer  Kolonie  aus  dem  Zu- 
sammenhang mit  dem  Staatsbudget  losgelöst  wird  und  seine  Feststellung  etwa 
dein  Gouverneur  der  Kolonie  übertragen  wird.  Aber  bei  Algerien  war  dies, 
wenn  auch  nicht  rechtlich,   so  doch  politisch  unmöglich,  weil  die  Algerier  durch 


ersten  Spezialbudgets  durch  Gesetz  hat  übrigens  eine  gewisse  Verwirrung  gestiftet.  Pas  Parlament 
li.it  sich  nämlich  an  die  im  Anhang  zu  dem  Gesetz  von  1900  festgelegten  Höchstbeträge  der  obli- 
gatorischen Ausgaben  nicht  streng  gehalten,  es  brauchte  dies  auch  nicht  zu  tun.  Als  dann  die 
Finanzdelegationen  im  Juni  1901  über  das  Spezialbudget  für  1002  zu  beschließen  hatten,  haben 
sii  merkwürdigerweise  die  in  dem  gesetzlich  festgelegten  Budget  angesetzten  Beträge  als  bindend 
angenommen,  statt  sich  an  die  Tabelle  von   1!)00  zu  halten. 

')  ....  comme  s'il  s'agissait  de  Centimes  additioneis  ä  imposer  ä  un  bourg  de  3000  ä  4000 
.-mies-   (Leroy-Beaulieu). 

2)  Daß  die  Gegner  der  Autonomie  in  der  Kammer  nicht  ganz  ausgestorben  waren,  zeigt  zur 
Genüge  ein  von  Louis  Brunet  am  12.  Mai  1899  eingebrachter  Gesetzesvorschlag  (Proposition  de 
loi  Mir  l'organisation  de  l'Algerie,  Chambre  des  deputes,  Docum.  pari.,  Annexe  n°  932.  J.  o. 
S.  1572  f.).  Die  Begründung  des  Vorschlags  ist  eine  förmliche  Blütenlese  von  Schlagworten  gegen 
die  Autonomie. 
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tlii .    Abgeordneten  im   Parlament    de     Mutterlando     an  drr  I  •■  i  tellung  doi    Ein 
nahmen  und  Ausgaben  für  Algerien   bisher  teilgenommen  hatten      Dadurch,  dafl 

man  die  algerischen   Einnahmen  und  Au  gaben  al     bc  lere    Budget  der  oeuon 

algerischen  Rechtspersönlichkeit  vom  Staat  budget  ab  paltete  und  dl<  I  ■  i  tellung 
nach  Algier  verlegte,  wurde  den  algerischen  Vertretern  im  Parlament  das  Rocht 
der  Mitwirkung  am  ,, algerischen  Budget"  entzogen;  man  mußte  daher  den 
Algeriern  in  anderer  Form  die  Möglichkeit  verschaffen,  an  der  Fe  i  tellung  ihre« 
Budgets  teilzunehmen.  Dies  geschah  in  der  Weise,  daß  man  die  Finanzdele 
gationen  ins  Leben  rief  und  diesen  zusammen  mit  dem  ConseiJ  superieur  be- 
schließende Punktionen  gegenüber  dem  algerischen  Spezialbudget  einräumte. 

Dadurch  wurde  den  Algeriern  eine  mehr  als  vollwertige  Entschädigung  zu 
teil;  denn,  während  ihre  Abgeordneten  im  Parlament  bisher  nur  mit  den  franzö 
Bischen  Abgeordneten  zusammen,  in  deren  Masse  Bie  kaum  ins  Gewichl  fielen, 
über  die  algerischen  Einnahmen  und  Ausgaben  beschlossen  hatten,  t'n-1  nunmehr 
den  Algeriern  allein  diese  Mitwirkung  an  der  Peststellung  des  algerischen 
Budgets  zu.  l>iese  Gewährung  beschließender  Gewalt  an  eine  nur  ausAlgeriern 
bestehende  Körperschaft  bedeutet  eine. Änderung  in  der  Regierungsform  Algeriens: 
Algerien  ist  durch  das  Gesetz  von  1900  einer  Kolonie  mit  Repräsentatiwerfassung 
nahe  gerückt  worden.  Mit  den  britischen  Selbstregierungskolonien  darf  Algerien 
natürlich  nicht  auf  eine  Linie  gestellt  werden,  denn  es  fehlt  ihm  das  Haupt- 
merkmal der  Selbstregierungskolonie,  die  parlamentarische  Verantwortlichkeit  des 
Landesministeriums  vor  der  Kolonialvertretung.  Wohl  aber  kann  Algerien  mit 
den  britischen  Kolonien  mit  Repräsentativverfassung,  aber  ohne  responsible 
government,  verglichen  werden.  Freilich  bietet  Algerien  nicht  das  einfache  Bild 
wie  eine  britische  Kolonie  mit  Repräsentatiwerfassung;  in  gewisser  Hinsicht 
wird  Algerien  noch  heute  wie  ein  bloßes  Untertaneuland  regiert,  indem  die  Ge- 
setze für  Algerien  zumeist  in  der  Form  von  Verordnungen  ergehen.  In  anderer 
Hinsicht  erscheint  es  immer  noch  als  integrierender  Bestandteil  des  Mutterlandes, 
indem  die  Algerier  in  beiden  Kammern  vertreten  sind.  Zu  diesen  Merkmalen 
des  reinen  Untertanenverhältnisses  und  der  assimilierten  Kolonie  ist  jetzt  noch 
ein  Merkmal  der  Autonomie  getreten,  indem  die  algerische  Volksvertretung  über 
das  Landesbudget  beschließt.  Es  fragt  sich  nun,  welches  Merkmal  überwiegt 
und  entscheidet  damit  über  den  Charakter  des  Verhältnisses  zwischen  Frankreich 
und  Algerien.  M.  E.  kommt  es  darauf  an,  welches  Organ  die  vornehmste 
Funktion  im  Staate,  nämlich  die  Gesetzgebung  zu  üben  hat.  Nun  werden  auch 
heute  die  algerischen  Gesetze  grundsätzlich  in  der  Form  von  Verordnungen 
erlassen.  Die  algerischen  Abgeordneten  im  Parlament  wirken  nur  dann  bei  der 
algerischen  Gesetzgebung  mit,  wenn  ausnahmsweise  der  Weg  des  formellen  Ge- 
setzes beschritten  wird;  auf  die  übrige  algerische  Gesetzgebung  vermögen  sie 
höchstens  durch  das  Mittel  der  parlamentarischen  Kontrolle  über  das  Kabinett 
Einfluß  zu  üben.1)     Das  Conseil  superieur  und  die  Finanzdelegationen  in  Algier 


')  Daß  die  algerischen  abgeordneten  tatsächlich  einen  weit  größeren  Anteil  an  der  Regierung 

ihres  Landes  halten,  indem  nämlich  verschiedene  von  ihnen  schon  in  das  französische  Ministerium 
berufen  wurden  (/..  15.  Thomson.  Ktienne  und  Yiviani).  ist  /.war  politisch  sehr  wichtig,  aber  läßt  sich 
rechtlich    nicht    erfassen. 
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endlich    haben    aur    im  Bereich  der  Finanzverwaltung  beschließende  Gewalt,    sie 
haben  im  Gegensatz  zu  den  britischen  Koloniallegislaturen  keinen  Anteil 

an  der  Gesetzgebung;  wenigstens  keinen  Anteil  an  der  Gesetzgebung  i.  i 
Wenn  man  jedoch  bedenkt,  daß  auch  in  der  Steuerauflage  ein  Element  der 
Rechtssetzung  enthalten  ist.  bo  muß  man  zugeben,  daß  auch  die  algerischen  Ver- 
tretungskörper einen  gewissen  Anteil  an  der  Gesetzgebung  besitzen.  Man  dar! 
daher  Algerien  nicht  einlach  als  Dntertanenland  bezeichnen,  weil  die  Gesetz- 
gebung grundsätzlich  durch  den  Präsidenten  der  Republik  geübt  wird.  Dieses 
Recht  der  (Jesetzgebung  ist  doch  im  Bereich  der  Steuerauflage  beschränkt. 
Früher  -  solange  die;  algerischen  Hinnahmen  und  Ausgaben  im  Staatsbudget 
enthalten  waren  — ■  war  es  nur  mittelbar  beschränkt,  indem  die  Steuererhebung 
durch  die  jährliche  Autorisationsklausel  des  Finanzgesetzes  bedingt  war,  jetzt 
aber  ist  das  Verordnungsrecht  auch  noch  unmittelbar  beschränkt,  da  jetzt  die 
Steuerauflage  von  der  Bewilligung  der  algerischen  Versammlungen  abhängt.  An 
der  mittelbaren  Beschränkung  waren  und  sind  die  Algerier  nur  durch  das  Votum 
einiger  weniger  Abgeordneten  im  Parlament  beteiligt,  während  die  jetzige, 
unmittelbare  Beschränkung  Organen  zusteht,  die  aus  Algerien  allein  hervor- 
gehen. War  schon  früher  der  Charakter  des  Untertanenverhältnisses  durch  die 
Assimilation  stark  verwischt,  so  ist  er  es  jetzt  noch  viel  mehr  durch  die  neuen 
Elemente  der  Selbstverwaltung.  Algerien  ist  zwar  noch  überwiegend  Untertanen- 
land, aber  doch  vollzieht  sich  mit  dem  Gesetz  von  1900  ein  Übergang  zur 
Kolonie  mit  Repräsentativverfassung. 

Daher  erscheint  es  gerechtfertigt,  wenn  die  Algerier  in  dem  Gesetz  von 
1900  ihre  „Charte",  ihre  Verfassung,  erblicken.  Das  Gesetz  von  1900  ist  die 
Verfassung  Algeriens  im  materiellen  Sinn.  Aber  man  geht  zu  weit,  wenn  man 
das  Gesetz  auch  als  Verfassung  im  formellen  Sinn  anspricht.  Das  Gesetz  von 
1900  ist  ein  gewöhnliches  Gesetz,  das  mit  den  übrigen  französischen  Gesetzen  auf 
gleicher  Linie  steht.')  Es  ist  nicht  etwa  ein  Verfassungscresetz.  für  dessen 
Änderung  die  für  die  Änderung  französischer  Verfassungsgesetze  geltenden  Er- 
schwerungen maßgebend  wären,  und  am  allerwenigsten  stellt  das  Gesetz  von 
1900  einen  zwischen  dem  Mutterland  und  Algerien  geschlossenen  Vertrag  dar.2i 
Wenn  die    algerischen  Versammlungen   vor    der  Einführung    des  Vollbudgets  um 


')  Nur  insofern  kann  das  Gesetz  von  1900  auch  als  Verfassung  Algeriens  im  formellen  Sinn 
gelten,  als  es.  da  es  in  Gesetzesform  erlassen  ist.  gegenüber  den  sonstigen  Organisationshestimmungen 
für  Algerien,  die  meist  in  Form  von  Verordnungen  ergangen  sind,  eine  erhöhte  Rechtskraft  genießt. 
Alter  man  darf  auf  diesen  Formunterschied  nicht  viel  Gewicht  legen,  weil  in  einem  parlamentarisch 
regierten  Staate,  zumal  in  Frankreich,  die  Verschiedenheiten  zwischen  Gesetz  und  Verordnung  stark 
verwischt  sind.  Während  im  rein  konstitutionellen  Staate  das  besetz  sich  von  den  Verordnungen 
dadurch  unterscheidet,  d.iß  das  Gesetz  nicht  einseitig  durch  ein  Organ  geändert  werden  kann,  fehlt 
diese  Garantie  im  parlamentarisch  regierten  Staate:  einer  Änderung  eines  Gesetzes  durch  die-  Volks- 
vertretung   kann  hier  das   Ministerium   nicht   entgegentreten,    ohne   die   Vertrauensfrage   zu   riskieren. 

2)  Es  ist  sehr  eigentümlich,  daß  Sahatier  auf  dem  Nordafrikanischen  Kongreß  zu  Paris  im 
Oktober  11)08  diese  Autfassung  kundgab:  als  sich  Brouillet  gegen  die  Anschauung  wandte  ..que  la 
charte  de  1900  soit  une  loi  constitutionelle  qui  ne  puisse  Stre  revisee  que  d'un  commun  aecord 
et  toujours  au  protit  de  la  colonie  jamais  ä  son  detriment"  rief  Sabatier  dazwischen  ..C'"est  un 
contr.it  •.     (Congres   de  l'Afrique  du  Nord,   Conipte  rendu,   Paris    1909.   Tome  I  S.  531). 
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ihre   Meinung  befragl   winden,  so  geschah  die    nur,  um  die  Wün  che  dor  AI 
kennen  zu  lernen.     I*as  Gosetz  von    1900  bedoutot   nicht  etwa  die  Annahme  der 
von  den  Algoriorn  gestellten  Bedingungen  durch  dai  Mutterland,    lern  i  i  ein  eis 

eitiger  Verleihungsakl  des  Mutterlandes,  der  obenso  im  Wege  der  gewöhnlichen 
Gesetzgebung  wieder  geänderl  und  aufgehoben  werden  kann  Allerding!  bofindol 
sich  eine  Bestimmung  in  dem  Gesetz,  die  über  den  Charakter  d<  ö(  etze  irre 
leiten    könnte:    das    ist    *  1 1 * '    Beschränkung    dor    Vermehrung    der    obligatori  chen 

\u  gaben,  indem  die  Erhöhung  der  im  Anhang  zu  dem  Gesetz  von  1900 
gelegten  Höchstbeträge  der  obligatorisohen  Ausgaben  an  die  Zustimmung  der 
algerischen  Versammlungen  geknüpft  wurde.1)  Aber  auch  1 1 i< •  i-  handelt  es  sich 
keineswegs  um  ein  Vertragsverhältnis,  sondere  um  eine  Selbstbeschränkung  de 
Gesetzgebers,  der  diese  Beschränkung  jederzeit  einseitig  wieder  aufheben  kann 
Man  sieht  also,  Algerien  besitzt  keine  Garantie  gegen  eine  Änderung  seiner 
Selbstverwaltung  durch  das  Mutterland,  und  hierin  unterscheidet  sich  seine 
Rechtsstellung  von  der  der  britischen  Kolonien  mit  Selbstverwaltung,  denn  die 
britische  Reichsgewalt  hat  sich  in  der  Colonial  Laws  Validity  Act  von  1865 
gegenüber  allen  Repräsentativkolonien  nicht  etwa  nur  gegenüber  den  Selbst- 
regierungskolonien —  ihrer  ausschließlichen  konstituierenden  Gewall  /..  T.  be- 
geben, SO  d;iLi  sie  eine  Kolonialverfassung  in  ihren  wichtigsten  Teilen  ohne  Zu- 
stimmung der  Koloniallegislatur  nicht  mehr  zu  ändern  vermag.  Dieser  Unter- 
schied ist  wesentlich  für  die  staatsrechtliche  Charakterisierung  Algeriens:  im 
Gegensatz  zu  den  britischen  Repräsentativkolonien,  die  sich  im  Obergangs- 
stadium zur  Erlangung  der  Staatspersönlichkeit  befinden,  indem  ihre  Verfassung 
nicht  gegen  ihren  Willen  aufgehoben  werden  kann,  entbehrt  Algerien  der  Staats- 
eigenschaft vollkommen,2)  es  ist  nichts  weiter  als  ein  Kommunalverhand,  eine 
mit  Selbstverwaltung  ausgestattete  überseeische  Provinz  Frankreichs. 

Aber  wenn  auch  die  Verleihung  clor  finanziellen  Selbstverwaltung  an  Algerien 
somit  in  ihrer  rechtlichen  Wirkung  hinten-  der  Gewährung  repräsentativer 
Einrichtungen  an  eine  britische  Kolonie  zurückbleibt,  politisch  kommt  ihr 
eine  größere  Bedeutung  zu.  Denn  für  eine  britische  Kolonie  ist  das  Aufsteigen 
zur  Repräsentativverfassung  und  dann  zur  Selbstregierung  der  normale,  selbstver- 


')  Art.  5. 

2)  Radlauer  erkennt  in  seinem  Buche  über  die  Finanzielle  Selbstverwaltung  und  Kommunal- 
verwaltung der  Schutzgebiete  (Breslau  1910)  S.  9  ganz  richtig  die  Staatspersönlichkeit  der  mit 
Selbstgesetzgebung  ausgestatteten  britischen  Kolonien,  aber  er  geht  zu  weit,  wenn  er  die  Staats- 
persönlichkeit allen  britischen  Kolonien  zuspricht.  Daraus  leitet  er  ab  (S.  10),  daß  alle  Schutz 
gebiete  „sozusagen  eine  staatliche  Seele  haben,  d.  h.  des  Besitzes  eigener  Staatshoheitsrechte  fähig 
sind''.  Das  ist  nach  seiner  Meinung  der  Unterschied  zwischen  mutterländischer  und  kolonialer  Selbst- 
verwaltung. Eine  ..staatliche  Seele"  hat  schließlich  jeder  Verwaltungsbezirk,  und  jeder  ist  des  Be- 
sitzes eigener  Hoheitsrechte  fähig.  Sogut  wie  die  Keichsprovinz  Elsaß-Lothringen,  sogut  wie  ein 
amerikanisches  Territorium,  kann  jeder  Verwaltungsbezirk,  ob  er  in  den  Kolonien  oder  im  Mutterland 
liegt,  zum  Staate  aufsteigen.  Zwischen  einem  mit  Selbstverwaltung  ausgestatteten  Verwaltungs- 
bezirk des  Mutterlandes  und  einer  mit  einfacher  Selbstverwaltung  (dagegen  nicht  mit  einem  Veto 
gegen  Verfassungsänderung)  ausgestatteten  Kolonie  besteht  überhaupt  kein  rechtlicher  Unterschied. 
In  beiden  wird  mittelbare  Staatsgewalt,  nicht,  wie  Radlauer  im  Anschluß  an  Jellinek  meint,  un- 
mittelbare, eigene  Staatsgewalt  geübt.  Erst  wenn  das  Verfassungsveto  eingeräumt  wird,  entwickelt 
sich   die   Staatspersönlichkeit. 
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ständliche  Entwicklungsgang,  bei  Algerien  dagegen  handelte  ee  Bich  um  einen 
offenen  Bruch  mit  dem  bisherigen  Regierungssystem,  Ee  war  Für  das  französische 
Parlamenl    «'in  Behr  ernster  Schritt,    wem:  es  sich  entschloß,    durch  Verzicht    auf 

die  Kimdiederung  Algerien.-  in-  Mutterland  «In-  im  Französischen  Staatsrecht 
herrschende  Prinzip  der  Zentralisation  in  der  Regierung  des  wichtigsten  franzö- 
sischen Nebenlandes  aufzugeben.  Die  Befürchtung  Burdeaus,1)  die  Loslösung 
dr>  algerischen  Budgets  möchte  weitere  Abspaltungen  au-  dem  französischen 
Budgel  nach  sich  ziehen.  dari  nicht  als  ganz  grundlos  lie/.eiclmet  werden,  daher 
ist  das  lange  Sträuben  von  Regierung  und  Parlament  gegen  die  Gewährung  der 
Selbstverwaltung  an  Algerien  durchaus  verständlich.  Bei  der  Nähe  Algeriens  vom 
Mutterlande  erscheint  es  in  der  Tat  nicht  ganz  ausgeschlossen,  datf  die  Hinrichtung 
der  Selbstverwaltung  in  Algerien  auf  die  Verwaltungsform  des  Mutterlandes 
Rückwirkungen  äußert.2)  Umsomehr  verdient  es  Anerkennung,  wenn  die  leitenden 
Gewalten  der  französischen  Republik  die  Kraft  gefunden  haben,  die  als  verfehlt 
erkannte  Assimilationspolitik  zu  verlassen  und  Algerien  die  Selbstverwaltung  zu 
gewähren. 


')   Siehe   oben   S.    171. 

2)  Vielleicht  >telit  die  gegenwärtige  Bewegung  in  Frankreich,  die  auf  «1  i < -  Dezentralisation 
der  Verwaltung  abzielt,  mit  der  Errichtung  des  algerischen  Kommu  o- alverbandes  in  einem  innere 
Zusammenhang:. 


Dritter  Teil: 
Die  Verfassungsentwicklung  seit 

1900. 


lr> 


Erster  Abschnitt: 

Die  Stellung  des  Generalgouverneurs  und  die 
Parlamentskontrolle. 

I.  Der  Ausbau  der  Rechtsstellung  des  Gteneralgonverneurs. 

/.   Die  Erweiterung  seines    Wirkungskreises  seit   1900. 

Vom  Jahre  1900  ab  ist  keine  durchgreifende  Wandlung  in  der  algerischen 
Verfassung  mehr  erfolgt,  die  Dekrete  von  1896  und  1898,  sowie  das  (iesetz 
von  1900  bilden  noch  heute  die  Grundlage  der  algerischen  Organisation:  indes 
ist  die  algerische  Verfassungsentwicklung  seit  1900  doch  keineswegs  stehen  ge- 
blieben, vielmehr  ist  die  in  jenen  Grundgesetzen  geschaffene  Organisation  im 
Laute  des  letzten  Jahrzehnts  in  mancher  Hinsicht  weiter  entwickelt  worden: 
Einesteils  hat  man  die  finanzielle  Selbstverwaltung  der  Kolonie  erweitert,  andern- 
teils  hat  man  die  unabhängige  Stellung  des  Generalgouverneurs  fortgebildet.  AYir 
haben  gesehen,  daß  der  in  dem  Dekret  von  189G  niedergelegte  Grundsatz  der 
Zusammenfassung  der  Verwaltung  in  Algerien  in  den  ausführenden  Dekreten  nur 
unvollkommen  verwirklicht  worden  war.  Erst  die  Erhebung  Algeriens  zum 
Kommunalverband  führte  eine  gründliche  Wandlung  herbei.  Man  muß  sich  ver- 
gegenwärtigen, welch'  gewaltige  Machtsteigerung  das  Gesetz  von  1900  für  den 
Generalgouverneur  bedeutete:  Die  Vorbereitung  des  Budgets  lag  in  seinen 
Händen,  und  das  wollte  jetzt,  da  das  Budget  in  Algerien  bewilligt  wurde,  natürlich  weit 
mehr  besagen  als  früher  die  Vorbereitung  des  algerischen  Ausgabenbudgets,  das 
dem  Conseil  superieur  lediglich  zur  Begutachtung  vorgelegt  wurde;  und  auch  auf 
die  Budgetfeststellung  übte  er,  dank  der  Zusammensetzung  der  algerischen 
Versammlungen,  ausschlaggebenden  Einfluß,  die  mutterländischen  Organe  waren 
nur  noch  an  der  Aufsicht  beteiligt.  Das  Schwergewicht  der  Verwaltung  Algeriens 
ist  durch  das  Gesetz  von  1900  nach  Algerien  verlegt  worden.  Dieser  Tatsache 
mußte  man  natürlich  bei  der  Bemessung  der  Zuständigkeit  des  Generalgouverneurs 
Keehnung  tragen,  und  so  mußten  sich  auch  die  widerstrebenden  mutterländischen 
Ministerien  entschließen,  ihr  Verhältnis  zum  Generalgouverneur  in  Übereinstimmung 
mit  dem  Geist  des  Dekretes  von   1896  zu  bringen. 

Besonders  deutlich  kommt  die  durch  das  Gesetz  von  1900  bewirkte  Macht- 
verschiebung  in    der  Neuregelung    des  Verhältnisses    zwischen    dem    Generalgou- 

Gmelin,  Verfneeungscntnickluns;  von   Algerien.  22 
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rerneur  und  der  Militärgewalt  zum  Ausdruck:  mau  begnügte  sich  nicht  mehr  mit 
der  im  August-Dekret  von  1898  erfolgten  Verstärkung  der  Gouverneursgewalt 
gegenüber  den  Militärbehörden,  sondern  stellte  in  dem  Dekret  vom  27.  Juli  1901  ]) 
die  seit  1881  gelöste  Überordnung  des  Generalgouverneurs  über  die  Befehlshaber 

zu  einem  guten  Teil  wieder  her:  die  Kommandierenden  hängen  nunmehr  in  allen 
Maßnahmen,  die  die  innere  .Sicherheit  Algeriens,  die  Grenz-  oder  Küstenpolizei, 
die  Besetzung  oder  die  <  Organisation  der  .Militärterritorien  betreffen  von  dem 
Generalgouverneur  ab.  Die  Kommandierenden  können  wohl  solche  Maßnahmen 
anregen,  aber  es  steht  ausschließlich  dem  Generalgouverneur  zu,  die  nötigen  An- 
ordnungen zu  treffen  oder  sie  bei  den  Verteidigungsministern  in  Vorschlag  zu 
bringen.  Auch  vollzieht  sich  der  Schriftverkehr  zwischen  den  Kommandierenden 
und  dem  Kriegs-,  bezw.  dem  Marineminister  nicht  nur  in  diesen  Angelegenheiten, 
sondern  überhaupt  in  allen  Fragen,  die  die  Verteidigung  Algeriens  berühren,  durch 
die  Vermittlung  des  Generalgouverneurs.  Diese  Abhängigkeit  der  Militärgewalt 
von  dem  Generalgouverneur  ist  —  wie  wir  noch  sehen  werden  —  bei  Gelegen- 
heit der  Loslösung  der  Südterritorien  (1902),  insbesondere  in  dem  Dekret  vom 
14.  August  1905.  noch  wesentlich  gesteigert  worden,  so  daß  heute  der  Oberbefehl 
—  wenn  auch  nicht  im  militärtechnischen  Sinn,  so  doch  im  politischen  Sinn»,'  — 
wieder  mit  dem  Amte  des  Generalgouverneurs  vereinigt  ist. 

Noch  zwingendor  ergab  sich  aus  dem  Gesetz  von  1900  eine  Erweiterung 
der  Gewalt  des  Generalgouverneurs  im  Bereich  der  Zivil  Verwaltung.  Vor 
allem  gewährten  nunmehr  die  Minister  für  Ackerbau  und  Handel  und  der  Post- 
minister  dem  Generalgouverneur  die  für  die  Kolonisation  so  notwendige  unbe- 
dingte Bewegungsfreiheit  im  Bereich  der  Forstverwaltung 2)  und  im  Post-  und 
Telegraphenwesen.3)  In  noch  stärkerem  Maße  schränkte  der  Minister  des  Innern 
seine  unmittelbare  Beteiligung  an  der  algerischen  Verwaltung  ein,4;  namentlich 
dadurch,  daß  er  durch  Dekret  vom  3.  Februar  19023)  auch  die  Strafanstalten  dem 
Generalgouverneur  unterordnen  ließ.  Das  Dekret  ist  deshalb  wichtig,  weil  darin 
dem  Generalgouverneur  ein  nicht  unbedeutender  Einfluß  auf  den  Strafvollzug 
eingeräumt  worden  ist,  denn  die  Vorschläge  zur  Begnadigung  bezw.  zur  Straf- 
milderung gelangen  nunmehr  durch  Vermittlung    des  Generalgouverneurs   an  den 


')  Bulletin  des  lois  2278,  n°  4019-4,  siehe  Anhang  Nr.  64. 

2)  Dekret  vom  26.  Juli  1901,  siehe  Anhang   Nr.  67. 

3)  Dekret  vom  12.  Oktober  1901.  (Estoubl.  et  Lef.  Suppl.  1901,  S.  53  f.)  In  diesen  Dekreten 
erhielt  der  Cieneralgouverneur  grundsätzlich  sämtliche  Befugnisse  der  Minister  in  den  betreffenden 
Yerwaltungszweigen  übertragen  (Art.  6  des  Dekrets  über  die  Forstvenvaltung,  Art.  7  des  Dekrets 
über  die  Postverwaltung).  Die  Gewalt  des  Generalgouverneurs  gegenüber  dem  Personal  ist  gegen- 
über den  Beamten  „du  cadre  algerien"  und  den  vom  Mutterland  Algerien  zur  Verfügung  gestellten 
Beamten  verschieden  bestimmt.  Diesen  gegenüber  besitzt  er  nur  beschränkte  Befugnisse:  er  kann 
ihre  Residenz  bestimmen,  sie  zu  Beförderungen  vorschlagen  und  kleinere  Disziplinarstrafen  ver- 
hängen (Art.  3  des  Dekrets  über  die  Forstverwaltung,  Art.  4  des  Dekrets  über  die  Postverwaltung) ; 
dagegen  hängen  die  algerischen  Landesbeamten  völlig  vom  Generalgouverneur  ab  (Art.  4  des  ersten 
Dekrets,  Art.  5  des  zweiten  Dekrets). 

4)  Siehe  das  Dekret  vom  18.  April  1901  (Estoubl.  et  Lef.  Suppl.  1901,  S.  28),  das  das  Dekret 
vom  22.  Februar  1898  daliin  abänderte,  daß  die  Beförderung  der  Unterpräfekten  und  der  Präfektur- 
räte   dem  Generalgouverneur  übertragen  wurde. 

i    Bulletin  des  lois  2331,  n°  41227,  siehe  Anhang  Nr.  68. 
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Mini  tei   dei   Innern,  und  < I»m-  Genoralgouvernour  hat  die  e  Voi  ohläge  zu   b( 
achton.     Endlioh    wurden         wie  unten  uooh    näher  au  goftthrl    werden  wird, 
durch   ein  Gesetz    voxa  '.'.">.  .luli  1904         dem  Generalgouverneur   noch    die   B< 
fugnisse   dos   Ministors  Für   öffentliche  Arbeiten    im   Bereich  dos   Eisonbahnwe  en 
übertragen. ') 

Auch  im  Bereich  der  angegliederten  Dienstzweige  hat  da    (  ron  1900 

seine  dezentralisierende  Wirkung  gotibt:  durch  Dekret  vom  20.  Juni  1901 
die  Zollverwaltung,  die  seit  l  <s  l  ,s  vom  Muttorland  aus  goloitol  worden  war,  dem 
Generalgouverneur  unterstellt  worden.  Die  übrigen  Zweige,  dir  Rechtspflege, 
der  Unterrioht  und  der  Kultus  für  Nichtmuselmanen,  Bowie  der  Schatzdiensi  sind 
zwar  angegliedert  geblieben,  jedoch  hal  die  Angliederung  bei  der  Kultusverwaltung 
iofolge  der  Trennung  von  Kirche  und  Sinai  ihre  Bedeutung  beinahe  völlig  ''in 
gebüßt,9)  und  auch  bei  den  noch  verbleibenden  Verwaltungszweigen  i-t  der  Grund- 
satz der  Leitung  vom  Mutterlande  aus  seilen  an  manchen  Punkten  durchbrochen. 
Man  Ließ  es  nieht  bei  der  mehr  förmlichen  Rücksichtnahme  ^\>^  Dekrets  vom 
Augusl  1898  bewenden,  danach  wie  wir  gesehen  haben4)  dem  General- 
gouverneur alle  Berichte,  Instruktionen  usw.,  die  diese  Dienstzweige  betreffen, 
zugesandt  werden  müssen,  und  von  allen  Vorfällen,  die  die  Polizei  oder  die 
Sicherheit  Algeriens  berühren,  dem  Generalgouverneur  unmittelbar  durch  die 
Verwaltungen  Mitteilung  gemacht  werden  muß.8)  Vielmehr  gewährte  man  dem 
Generalgouverneur  innerhalb  gewisser  Grenzen  auch  eine  unmittelbare  .Mitwirkung 
l»ei  der  Verwaltung  dieser  Dienstzweige:  im  Bereich  der  angegliederten  Rechts- 
pflege hat  ein  Dekret  vom  27.  Juni  1901  6)  dem  Generalgouverneur  die  Officiers 
ministeriels  unterstellt;  es  steht  also  nunmehr  dem  Generalgouverneur  zu,  die 
Gerichtsschreiber,  Notare.  Verteidiger,  Gerichtsvollzieher  und  Dolmetscher  zu 
ernennen  bezw.  zu  entlassen  oder  I)isziplinarmaßregeln  gegen  diese  Beamte  zu 
verhängen.7)  Auch  im  Bereich  der  Sehatzverwaltung  hat  die  Gewalt  des  General- 
gouverneurs eine  bedeutende  Erweiterung  erfahren:  Durch  Dekret  vom 
lti.  Januar  1902  N)  ist  ihm  ein  gewisser  Einfluß  auf  die  Ernennung  der  Beamten  °) 
und    auf    die  Verhängung    von  Disziplinarstrafen 10)    eingeräumt  worden,    und   ein 


')  Siehe  Anhang  Nr.  72,  Art.  6  und  8. 

2)  Bulletin  des  lois  22S3  n°  -40304,  siehe  Anhang  Nr.  66. 

3)  Siehe  das  Dekret  vom  27.  September  1907  (Bulletin  des  lois  2906,  Nr.  60  130),  das  die 
Trennungsgesetze  vom  9.  Dezember  1905,  vom  2.  Januar  1907  und  28.  März  1907  einführte,  mit  der 
Mafigabe,  daß  für  die  algerischen  Kultusdiener  günstigere  Pensionsbedingungen  gelten  als  im  Mutter- 
land und  daß  außerdem  besondre  Entschädigungen  an  Kultusdiener  und  Unterstützungen  an  Kultus- 
verbände  gewährt  werden  können;  die  Zubilligung  dieser  a.  o.  Beihilfen  steht  dem  General- 
gouverneur  zu. 

4)  Siehe   oben   S.  226. 

5)  Art.  5,  2  und  5  des  Dekrets  von  1898,   siehe  Anhang  Nr.  56. 

6)  J.  off.  vom  30.  Juni,  siehe  Anhang  Nr.  65. 

7)  Art.  2  und  6. 

8)  Bulletin  des  lois  2340,  n°  41341.  Dies  Dekret  hat  die  Kassenverwaltung  in  Algier  zu- 
sammengefaßt. Die  Hauptkassen  in  Oran  und  Constantine  wurden  aufgehoben,  in  Uran,  Constantine 
und  Böne  wurden  Payeurs  prineipaux    eingesetzt,  die    dem  Tresorier  gi'-iu'ral  in  Algier  unterstehen. 

°)  Art.   6. 
w)  Art.  12. 

22* 
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Dekrel  vom  gleichen  Tage,  das  u.a.  die  im  Gesetze   von  1900  Behr   dürftig 
haltenen     Bestimmungen    über    <li<'    Rechnungskontrolle     aasbaute,    verlieh    dem 
Generalgouverneur    die    nötige    Handlungsfreiheit    zur    Ausführung    des    Landes- 
budgets.1) 


')  In  diesem  Dekrel  vom  16.  Januar  1902  but  le  regime  financier  de  l'Algärie  (Estoubl.  et 
Lef.  Suppl.  1902 — 3.  B.  9ff.)  kommt  der  (ieist  der  Dezentralisation  namentlich  in  der  Ordnung  des 
Anweisungswesens  zum  Ausdruck:  während  bisher  grundsätzlich  nur  der  Finanzminister  Ausgaben- 
verpflichtungen für  Algerien  eingehen  konnte,  sind  nunmehr  nur  <1<t  Generalgouverneur,  bezw. 
v.'inc  Delegierten  (als  ordonnateurs,  bezw.  sous-ordonnateurs)  zn  Anweisungen  befugt  (Art  46 ff.). 
Auch  die  zur  Verhütung  übermäßiger  Ausgabenverpflichtungen  nötige  Eontrolle  wurde  so  gestaltet, 
daß  sie  die  Bewegungsfreiheit  des  Generalgouverneurs  nicht  gefährdete:  der  Beamte,  der  die  An- 
weisungen zn  überwachen  hat,  war  vom  Generalgouverneur  zu  ernennen,  und  das  Visa  des  Kontroll- 
beamten, das  zur  Verpflichtung  zu  neuen  Ausgaben  erfordert  wurde,  stellte  eine  reine  Förmlichkeit 
dar  (Art  35 ff.)-  (Merkwürdigerweise  ist  diesem  Kontrollbeamten  durch  ein  Dekret  vom  28.  Januar  1903 
Estoubl.  et  Lef.  1908  8.  244  f.)  eine  Stellung  eingeräumt  worden,  die  Bich  mit  der  Unabhängigkeit 
des  Generalgouverneurs  kaum  vereinbaren  läßt:  Der  Beamte  wird  nunmehr  durch  Dekret  ernannt, 
und  er  kann  sein  Visa  verweigern.  Der  Generalgouverneur  darf  zwar  trotz  der  Verweigerung 
gaben  anweisen,  aber  er  muß  dann  die  Minister  des  Innern  und  der  Finanzen  benachrichtigen). 
Die  Einnahmen-  und  Ausgabenoperationen  sind  in  den  Händen  des  vom  Generalgouverneur  nahezu 
unabhängigen  Tresorier  general  in  Algier  zusammengefaßt  (Art.  87).  (Die  Stellung  des  Tresorier 
-vin'ral  ist  neuerdings  präzisiert  worden  durch  die  beiden  Dekrete  vom  19.  Dezember  1908,  Est.  et 
Lef.  DM18  S.  346f.).  Zu  Zahlungen  auf  Grund  der  von  dem  Generalgouverneur  oder  andern  ordon- 
nateurs ausgestellten  Anweisungen  sind  der  Tresorier  general  und  die  Payeurs  prindpauz  berechtigt; 
die  gewöhnlichen  Kassenbeamten  (comptables)  dagegen  nur.  wenn  die  Anweisung  mit  dem  ..Vu. 
hon   h  payer"    des   Tresorier  general   oder  eines   l'ayeur  prineipal    versehen  ist   (Art.  Ö4ff.). 

In  Kapitel  XIV  sind  Regeln  für  die  Rechnungsführung  und  die  laufende  Kontrolle  der  an- 
weisenden Behörden  einerseits  (Art.  77  ff.)  und  der  Kassenbehörden  andrerseits  (Art.  87  ff. )  aufge- 
stellt. Auf  Grund  der  ihm  von  den  anweisenden  Behörden  und  von  den  Steuereinnehmern  über- 
sandten Registerauszüge  stellt  der  Generalgouverneur  die  allgemeine  ß  tchnung  für  das  abgelaufene 
Etatsjahr  zusammen  (Art.  84).  während  gleichzeitig  der  Tresorier  general  auf  Grund  der  von  den 
K.i^enbehörden  ihm  übermittelten  Belege  über  Einnahmen  und  Ausgaben  eine  Rechnung  aufstellt 
(Art.  94  ff.).  Diese  allgemeine  Rechnung  des  Generalgouverneurs  und  die  Gesamtrechnung  des 
Tresorier  general  werden  den  l'inanzdelegationen  und  dem  Conseil  superieur  (entsprechend  Art.  1-1.  4 
des  Gesetzes  von  1900  und  Art.  112  des  Dekrets)  vorgelegt,  damit  sie  durch Vergleichung  der  beiden  Rech- 
nungen die  Ausführung  des  Budgets  nachprüfen  können.  Diese  „Verfassungskontrolle"  entbi  hrte 
indes  der  im  Mutterlande  üblichen  umständlichen  Vorbereitung:  es  fehlte  der  algerischen  Volksver- 
tretung an  einer  Einrichtung,  die  der  in  Frankreich  bestehenden  extraparlamentarischen  Kommission 
zur  Vorprüfung  der  Rechnungen  der  einzelnen  Ministerien  entsprochen  hätte.  Daher  k<>nn: 
der  sehr  kurzen  Session  der  algerischen  Versammlungen  von  einer  eingehenden  Rechnungspri 
keine  lüde  sein.  Erst  ein  Dekret  vom  16.  Juni  1905  (J.  off.  S.  389G)  hat  eine  eingehendere  Kontrolle 
ermöglicht : 

Art.  1.  Une  commission  est  Lnstitue'e,  pour  venner,  prealablement  ä  sa  transmission  aux 
Dt'h'gations  financit'res  et  au  Conseil  superieur,  le  compte  administratif  etahli  par  le  gouverneur 
general  de  l'Algerie  pour  le  budget  de  chaque  exercice,  en  conformite'  des  articles  33  et  suivants 
du  deeret  du   16  janvier  1902. 

Art.  2.     Cette    commission    est    nommee    chaque    annee    par    le  gouverneur    general;    el 
compose  de  7  membres.  savoir:  trois  delegues  financiers,  dout  un  colon,  un  non  colon  et  un  indigene; 
deuz  membres   du  Conseil  superieur,  l'inspecteur  general  des  finances,  un  conseiller  de  gouvernemeiit. 

Art.  .*'..  La  commission  procede  au  rapprochement  du  compte  administratif.  tant  avec  les 
e'critures  tenues  au  gouvernemeiit  general.  qu'avec  le  compte  de  gestion  du  tresorier  general.  Des 
resultats  de  son  contröle  sont  exposes  dans  un  rapport.  qui  est  communique  aux  Delegation* 
financieres  et  au  Conseil  superieur  en  meme  temps  que  le  compte  administratif. 
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So    schrumpfl    der  Beroich  dor  angogliodortcn   \  ■■nvahun"  immer  mehr  su 
lammen.     Dt  ist  die  Präge  am  Platze,  ob  ei  nicht  zweckmäßig  wäre,  auch  noch 
den    Resl    der   Verwaltung   dem  Generalgouverneur   eu    Übertragen,     Tal  achlich 

begegnet   man  der  Forderung  nach  Dezentralisation   wenig  toua  einiger  dor  ai 

gliederten  Verwaltungszweige  im  letzten  Jahrzehnt   immer  wieder,  und  zwar  nicht 
etwa    nur   im  Programm    der   algerischen   Autonom!  ten,   eu    deren  eisernem   Be 
stand  sie   gehört,   sondern  auoh  in  don   Berichten  im   Parlament  eu  dem  Gi 
entwuri   betreffend    die   Ermächtigung    sur  Steuererhebung   in    Algerien  '      Wenn 
diese  Forderung   mithin  auch  von   maßgebenden   Politikern  im   Mutterlande,    'Im 
von   einseitiger  Schwärmerei   Für   die  Autonomie  Algeriens   völlig  frei  sind,    ver 
treten   wird,   so   zeigl    dies,    daß   ein   sachliches   Bedürfnis   nach  der  Zusammen 
Fassung    der    noch    angegliederten    Verwaltungszweige    in    Algier    besteht.      Am 
dringendsten    macht    sich    dieses    Bedürfnis   offenbar   heim    Unterricht    geltend,3 
schon   wegen   der   vielfachen    Überschneidungen    mit   dem    Unterricht    für  Musel- 
manen,  der  grundsätzlich   mir  vom  Generalgouverneur  abhängen  sollte,   aber  in 

Wirklichkeit  noch  EU  einem  guten  Teil  vom  Mutterland  aus  <m. leitet  wird.  An- 
dorn gleichen  Grunde  erscheint  auch  das  Verlangen  nach  der  Ausdehnung  der 
Gewalt  des  Generalgouverneurs  auf  die  Rechtspflege  für  Europäer9)  gerechtfertigt, 
denn  Ins  dahin  kann  die  Leitung  der  Rechtspflege  für  Muselmanen  durch  den  <  umeral- 
gouverneur  keine  selbständige  Bedeutung  gewinnen.  Die  geringsten  Nachteile 
scheint  die  Leitung  des  Schatzdienstes  vom  Mutterland  aus  zu  zeitigen,  wenigstens 
werden  hierüber  keine  Klagen  laut;  eine  gewisse  Dezentralisation  ist  durch  die 
beiden  Dekrete  von  1902  ja  auch  in  dieser  Verwaltung  durchgeführt;  und  eine 
weitergehende  Vermehrung  der  Befugnisse  des  Generalgouverueurs  ist  in  diesem 
Gebiete  wohl  nicht  unbedingt  nötig,  im  Gegenteil,  es  ist  ganz  natürlich,  daß 
die  Reehnungskontrolle  in  gewissen  Grenzen  noch  vom  Mutterlaude  aus  ge- 
üht  wird.  Immerhin  ist  der  Generalgouverneur,  dem  Geist  des  Dekrets  von  1896 
entsprechend,    in    den    größten  Teil   der    ministeriellen   Zuständigkeit   eingerückt. 


Die  Mutterlandskontrolle  über  das  algerische  Rechnungswesen  wird  in  dreifacher  Form  geübt: 
einmal  durch  Beteiligung  an  der  Yerwaltungskontrolle,  indem  der  Finanzinspektor  in  Algerien  regel- 
mäßige Berichte  an  den  Finanzminister  einzusenden  hat  (Art.  15  des  Gesetzes  von  1 900) ;  ferner  durch  Teil- 
nahme des  Präsidenten  der  Republik  (d.  h.  des  Ministeriums)  an  der  Yert'assungskontrolle,  indem 
die  Beschlüsse  der  algerischen  Versammlungen  über  die  Rechnungslegung  vom  Präsidenten  in  der 
Form  eines  Dekrets  sanktioniert  werden  (Art  14);  endlich  durch  die  richterliche  Kontrolle,  indem 
der  Tresorier  payeur  in  gleicher  "Weise  wie  die  mutterländischen  Beamten  der  Entlastung  durch 
den   Rechnungshof  unterworfen  ist  (Art.  14,  3  des  Gesetzes,  Art.  113 ff.  des  Dekrets). 

>)  So  z.  B.  de  La  Batut  (Bericht  für  1904),  Chailley  (für  190S).  Cochery  (für  1909)  und 
Sauniande  (in  den  Berichten  für  1910  und  für  1911).  Auch  Le  Moigne  vertrat  die  völlige  Auf- 
hebung der  Rattachements. 

2)  Rapport  de  La  Batut  S.  91  f.;  Rapport  Saumande,  siehe  Quinzaine  coloniale  vom  20.  De- 
zember 1909,  S.  930 ;  auch  die  Finanzdelegationen  äußerten  öfter  einen  dahingehenden  "Wunsch, 
z.  B.  in  der  Session  von  1909,  Quinzaine  coloniale  vom  10.  Juli  1909,  S.  509.  Endlich  trat  Brouillet 
auf  dem  Congres  de  l'Afrique  du  Nord  1908  für  die  Übertragung  des  Unterrichts  an  den  General- 
gouverneur ein,  Compte-rendu  T.  I  S.  626. 

3)  Rapport  de  La  Batut  S.  91  f.,  Rapport  Chailley,  siehe  Quinzaine  coloniale  vom  10.  De- 
zember 1907,  S.    1017  ff. 
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2.   Die  jetzige   Rechtsstellung  des  Generalgouvern 

Im  ganzen  genommen  überragt  heute  die  Gewalt  des  Generalgouverneure  <lio 
des  Statthalters  während  des  Kaiserreichs,  denn  dieser  besaß  nur  wenig  Einfluß 
auf  das  Budget;  gleichwohl  ist  die  Gewall  des  Generalgouverneurs  von  Algerien 
keine  so  ausgedehnte  wie  die  der  eigentlichen  Kolonialgouverneure.  Insbesondere 
ist  der  algerische  Generalgouverneur  im  Gegensatz  zu  den  britischen  ELolonial- 
gouverneuren  grundsätzlich  von  der  Mitwirkung  an  der  Gesetzgebung  aut 
schlössen.  Man  darf  dies  freilich  nicht  zu  wörtlich  nehmen;  zunächst  einmal  ist 
dem  Generalgouverneur  ein  gewisses  Notverordnungsrecht  zuzusprechen;  d;t  er 
nach  dem  Gesetze  vom  3.  April  1878  befugt  ist,  im  Falle  die  Verbindungen 
zwischen  Frankreich  und  Algerien  unterbrochen  Bind,  den  Belagerungszustand  zu 
verhängen,1)  so  wird  man  annehmen  dürfen,  daß  der  Generalgouverneur  auch 
andere,  weniger  einschneidende  Maßnahmen  treffen  kann,  auch  wenn  er  dabei 
in  den  Hereich  der  gesetzgebenden  Gewalt  überzugreifen  genötigt  ist.2)  Sodann 
ist  der  Generalgouverneur  auch  an  der  ordentlichen  Gesetzgebung  vielfach  be- 
teiligt; sehr  häufig  ist  der  Fall,  daß  der  Gesetzgeber  dem  Generalgouverneur 
einen  Teil  der  gesetzgebenden  Gewalt  delegiert.  Wenn  dem  Generalgouverneur, 
wie  das  zu  geschehen  pflegt,  der  Erlaß  der  Ausführungsbestimmungeu  zu  einem 
Algerien  betreffenden  gesetzgeberischen  Akt  übertragen  wird,  so  liegt  darin  zu- 
gleich die  Ermächtigung  zur  Ausübung  rechtssetzender  Tätigkeit,  soweit  dies  zur 
Ausführung  des  gesetzgeberischen  Aktes  unbedingt  nötig  ist.  Wir  haben  bei  den 
Ausführungsverordnungen  zu  dem  Dekret  über  die  Fiuanzdelegation  gesehen,  daß 
der  Generalgouverneur  die  Aufträgt;  zum  Erlaß  von  Ausführungsbestimmungen 
in  diesem  weiten  Sinne  ausgelegt  hat.  Außerdem  hat  sich  in  manchen  Gebieten 
der  ordentlichen  Gesetzgebimg  durch  dauernde  Übung  ein  selbständiges  Gesetz- 
gebungsrecht herausgebildet;  das  gilt  namentlich  von  der  Regelung  der  admini- 
strativen Strafgeriehtsbarkeit  gegenüber  den  Eingebornen  in  den  Militärterritorien, 
die  von  jeher  fast  ausschließlich  durch  Verfügungen  des  General£ouverneurs  ge- 
ordnet wurde.3)     Da  diese  Regelung  unter  stillschweigender  Billigung  der  gesetz- 


')  Art.  4. 

2)  Maljean  hat  S.  35  f.  dieses  Notverordnungsrecht  richtig  umgrenzt,  nur  ist  es  m.  E.  ver- 
kehrt, wenn  er  es  aus  den  dem  Generalgouverneur  gegenüber  den  Militärbehörden  eingeräumten  Be- 
fugnissen ableitet;  denn  diesen  gegenüber  handelt  es  sich  nur  um  Anordnung  militärischer  Maß- 
nahmen (siehe  im  Anfang  Nr.  64  das  Dekret  vom  27.  Juni  1901.  Art.  1,  Absatz  2).  Die  a.  o. 
Maßnahmen,  die  der  Generalgouverneur  für  die  Sicherheit  Algeriens  trifft,  brauchen  aber  doch  nicht 
immer  militärische  Maßnahmen  zu  sein. 

3)  Die  letzte  grundlegende  Verfügung  ist  die  vom  14.  November  1S74  (Estoubl.  et  Lei-,  im 
Code  S.  443  ff.).  Dadurch,  daß  die  Strafen  zumeist  durch  sogen.  „Commissions  diseiplinaires"  ver- 
hängt werden,  (nur  in  leichteren  Fällen  entscheidet  ein  Offizier  allein,  bei  geringfügigen  Ver- 
fehlungen sogar  der  eingebome  Häuptling)  könnte  man  sich  zu  der  Annahme  verleiten  lassen, 
daß  es  sich  lediglich  um  Disziplinargerichtsbarkeit  handelte.  Kein  formell  besteht  auch  ein  Unter- 
schied zwischen  den  vom  Strafrichter  und  den  von  den  Disziplinarkornmissionen  ausgesprochenen 
Strafen,  indem  die  letzteren  z.  B.  nicht  als  Vorstrafen  in  Betracht  gezogen  werden.  Auch  hält  sich 
die  administrative  Gerichtsbarkeit  scheinbar  ganz  außerhalb  des  Zuständigkeitsfeldes  der  Strafgerichte 
denn  sie  bedroht  (Art.  13  der  Verf.  v.  1874)  nur  „des  actes  d'hostilite.  crimes  et  delits  commis  en 
territoire  militaire  par  des  indigenes  de  ees  meines  territoires,  non  naturalises  citoyens  francais  et 
qu'il    est    impossible    de    deferer    aux    tribunaux    civils    ou    militaires."      Tatsächlich  jedoch  urteilen 
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gebenden  Organe    erfolgte,    so    kann  dorn   Oonoral ivernoui  die  i ivohnl 

reohtlioh  entstandene  Qosotzgobun  •  befugni  niohl  wohl  bo  tritten  werden  Endlich 
nimmt  der  Generalgouverneur  auoh  bei  den  von  den  Mutterland  organi  nau  gehenden 
Gesetzen  und  Dekreten  Für  Algerien  gewöhnlich  an  der  Vorbereitung  teil,  odafl 
er  dooh  tatsäohlich  die  Gesetzgebung   mitbc  timmt 

Die  grundsätzliche  Ausschließung  \<>n  der  Gesetzgebung  teilt  der  General 
gouverneur  von  Algerien  mil  den  Übrigen  französischen  Kolonialgouverneuren; 
umsomehr  unterscheidet  sieh  die  Stellung  des  Gouverneur  von  der  der  übrigen 
französischen  Gouverneure  in  der  Verwaltung;  nur  in  der  auswärtigen  Ver 
waltung  hat  der  Generalgouverneur  von  Algerien  (in  seinem  Korrespondenzrechl 
mit  dem  französischen  Gesandten  in  Marokko  und  mil  dem  Generalresidenten 
in  Tunis)  eine  weitere  Zuständigkeil  als  die  meisten  Kolonialgouverneure,  doch 
gehen  seine  Rechte  auf  unabhängige  Führung  der  auswärtigen  Politik  nichl  so 
weit  wir  dir  des  Generalgouverneurs  von  [ndochina  oder  gar  wie  die  des  Vize- 
königs von  Britisch  Indien.  In  Beinen  Befugnissen  gegenüber  den  Militärbehörden 
dagegen  steht  der  ( leneralgouverneur  von  Algerien  hinter  allen  Kolonialgouverneuren 
zurück,1)  nur  in  den  Südterritorien  verfügl  der  Generalgouverneur  in  ähnlicher 
Weise  wie  die  französischen  Kolonialgouverneure  über  die  Streitkräfte.  Immer- 
hin  handelt  es  sich  hier  nur  um  unwesentliche  Unterschiede  in  der  Rechtsstellung; 
eine  erheblich  geringere  Selbständigkeit  wie  die  übrigen  Kolonialgouverneure 
genießt    der  Generalgouverneur   im    Bereich    der   innern    Verwaltung,    denn    es 


diese  Kommissionen  and  die  Offiziere  auch  —  entsprechend  einein  Rundschreiben  des  General- 
gouverneurs aus  dem  Jahre  1868  —  über  alle  möglichen  strafbaren  Handlungen  —  wie  Diebstahl, 
Sachbeschädigung,  Körperverletzung,  Widerstand  gegen  die  Obrigkeit  usw.,  —  sofern  sie  ihnen 
nicht  wichtig  genug  erscheinen,  am  sie  vor  die  Kriegsgerichte  zu  bringen.  Dabei  ist  der  Straf- 
rahmen nicht  gerade  eng  bemessen,  denn  es  können  bis  zu  einem  Jahr  Gefängnis  und  bis  zu  1000 
Fr.  Geldstrafe  verhängt  werden  (Siehe  z.  B.  Girault  Bd.  UI  8.  243  ff.  und  Larcher  Bd.  I  8.  729  ff. 
Übrigens  bezweifelt  Larcher  ganz  mit  Hecht  die  Gesetzmäßigkeit  der  Verfügungen  des  General- 
gouverneurs S.  730,  Anm.  1:  „Nous  constatons  ce  qui  existe ;  nous  n'en  reconnaissons  pas,  pour 
cela,  la  legatite").  Im  Gegensatz  zu  den  Militärterritorien  ist  für  die  Zivilterritorien  die  admini- 
strative Gerichtsbarkeit  gegenüber  den  Eingebornen  von  den  zuständigen  Organen,  und  zwar  in 
Gesetzesform  (zuletzt  im  Gesetz  vom  24.  Dezember  1904,  Estoubl.  et  Lef.  Suppl.  1904,  S.  111  ff.) 
geregelt  worden ;  vor  allem  sind  in  diesem  Gesetz  die  der  Sondergerichtsbarkeit  unterliegenden 
strafbaren   Handlungen  genau  festgelegt. 

')  Die  französischen  Kolonialgouverneure  verfügen,  da  sie  nach  dem  Dekret  von  1901  für 
die  Verteidigung  der  Kolonien  verantwortlich  sind,  über  die  Truppen,  ungeachtet  der  Abhängigkeit 
der  Kolonialarmee  vom  Kriegsministeriuni  (siehe  z.  B.  Girault  Bd.  I  S.  419,  457,  54G  f.):  die 
britischen  Generalgouverneure  tragen  zwar  die  Bezeichnung  Commander  in  chief  nur  als  Titel,  aber 
sie  üben  doch  einen  größeren  Einfluß  auf  die  Verteilung  und  die  Verwendung  der  Streitkräfte  als 
der  Generalgouverueur  von  Algerien  (Jenkins,  British  rule  and  Jurisdiction  beyond  the  seas,  Oxford 
1902.  S.  51  (Indien)  und  S.  100  f.  (Kolonien).  Siehe  auch  den  Bericht  von  J.  Grenard,  Des  rela- 
tions  entre  les  gouverneurs  coloniaux  et  les  autorites  militaires  locales  (C'ongres  des  sciences 
politiques  de  1900,  Du  mode  d'administration  des  possessions  coloniales,  Paris  1900,  S.  95  ff.). 
Noch  weiter  geht  die  Gewalt  des  Generalgouverneurs  von  Niederlandiseh-Indien  ;  zwar  ist  die  Be- 
zeichnung Oberbefehlshaber  auch  bei  ihm  nur  ein  Titel,  denn  er  leitet  die  Operationen  nicht  selbst, 
aber  er  ernennt,  befördert  und  entläßt  die  Offiziere,  soweit  dies  Recht  nicht  dem  König  vorbe- 
halten ist  (De  Louter,  Handleiding  tot  de  Kennis  van  het  Staats- en  Administratief  Recht  van  Xed.- 
Indie,  6.  Ausg.   1904,  S.   195  f.  und  556  ff.). 
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unterstehen  doch  einige  algerische  Verwaltungszweige  der  unmittelbaren  Leitung 
deB  Mutterlandes,  und  auch  in  clor  übrigen  Verwaltung,  die  der  Generalgouverneur 
selbständig  leitet,  wird  er  durch  das  heimische  Kabinett  und  vor  allem  durch  das 
Parlament  ungleich  schärfer  überwacht,  als   andere  Kolonialgouverneure. 

Aber  darum  darr  doch  die  Selbständigkeil  des  G-eneralgouverneurs  uichf 
unterschätzt  werden.  Larcher  meint,  die  Wendung  des  Dekrets  von  1896,  da- 
nach die  Regierung  und  die  oberste  Verwaltung  in  Algier  unter  der  Leitung  des 
G-eneralgouverneurs  zusammengefaßt  sind,  sei  nicht  genau  zu  nehmen.  Es  habe 
der  Generalgouverneur  niemals  Regierungshandlungen  im  eigentlichen  Sinne  vor- 
nehmen dürfen.')  Wenn  man  nur  den  Beamten  das  Recht  zur  Vornahme  von 
Regierungshandlungen  zuerkennt,  die  das  Recht  der  Gegenzeichnung  üben  dürfen, 
so  trifft  dies  allerdings  zu;  allein,  Regierung  sollte  doch  in  etwas  weiterem  »Sinne 
verstanden  werden  :  sobald  einem  Beamten  das  Recht  zusteht,  die  oberste  Verwaltung 
eines  Landesteils  grundsätzlich  selbständig  zu  leiten,  ohne  an  die  Mitwirkung  der 
Ministerien  gebunden  zu  sein,  läßt  sich  von  einer  Regierung  des  Landes  durch 
den  betr.  Beamten  reden.  Zweifellos  war  der  kaiserliche  Statthalter  von  lbCO — 70 
zur  Regierung  Algeriens  befugt,  denn  der  Statthalter  war  nicht  einmal  formell 
einem  heimischen  Minister  unterstellt,  sondern  stand  unmittelbar  unter  dem  Kaiser ;  die 
Gegenzeichnung  algerischer  Regicrungsakte  war  nur  aus  ganz  äußerlichem  Grunde 
—  wegen  der  Entfernung  des  Generalgouverneurs  von  Paris  —  dem  Kriegs- 
minister übertragen.  Aber  auch  der  heutige  Generalgouverneur  „regiert"  Algerien, 
obwohl  er  formell  dem  Minister  des  Innern  und  einigen  anderen  Ministern  unter- 
stellt ist. 

Daß  der  Generalgouverneur  nicht  reiner  Verwaltungsbeamter  ist.  zeigt  unter 
anderm  deutlich  die  ihm  eingeräumte  Befugnis,  mit  dem  französischen  Gesandten 
in  Marokko  und  mit  dem  Generalresidenten  von  Tunis  zu  korrespondieren.2) 
Allerdings  ist  die  Einschränkung  hinzugefügt,  daß  der  Generalgouverneur  keine 
diplomatische  oder  politische  Aktion  ohne  Genehmigung  der  Regierung  einleiten 
darf,  woraus  Larcher  schließt,  daß  der  Generalgouverneur  nur  in  „administrative" 
Beziehungen  zu  den  Beamten  in  Marokko  und  Tunis  treten  dürfe.3;  Aber  jener 
Zusatz  beweist  nur,  wie  ängstlich  man  bemüht  war,  die  Fassade  der  Ministerver- 
antwortlichkeit unversehrt  zu  erhalten.  In  Wirklichkeit  ist  dem  Generalgouverneur 
das  Korrespondenzrecht  eingeräumt  worden,  damit  er  in  Nordafrika  eine  selb- 
ständige   Politik   verfolgen    kann.4)      Man    darf   jedoch    nicht    nur   diese  einzelne 


')   „II  ne  faut  pas  se  laisser  prendre  aux  expressions  de  l'art.  1  qui  determine  ses  attributions  .  .  . 
Jamais  un  gouverneur  n'a  pu  faire  d'aetes  de  gouvemement  au  sens  exaet  .  .  ."     Larcher  Bd.  I  S.  211. 

2)  Art.  4,  5  des  Dekrets  von   1S96. 

3)  „Mais  le  m?rae  texte  marque  bien  le  caractere  purement  administratif  des  rapports  qu'il 
peut  avoir  avec  ces  fonetionnaires".     Larcher  Bd.  I  S.  211. 

4)  „  .  .  .  la  France,  grande  pnissance  muselmane,  doit  avoir  dans  l'Afrique  du  Nord  une 
politique  suivie  et  .  .  .  le  gouverneur  gtWral  de  l'Algerie  est  tout  designe  pour  la  diriger  sur 
place.  Sans  doute  il  va  de  soi  qu'il  doit  se  conformer  aux  ordres  du  Gouvernement  francais,  mais 
in  fait  la  politique  que  le  futur  gouverneur  general  a  Tintention  de  suivre  est  connue  avant  sa 
nomination  et  c'est  en  consideration  de  cette  politique  que  le  Gouvernement  le  choisit.  II  est  donc 
conforme  ä  la  realite  de  parier  de  la  politique  du  gouverneur  general.  C'est  bien  sa  politique  que 
celui-ci  poursuit  tant  qu'il  conserve  la  confiance  du  Gouvernement."      Girault  Bd.  III  S.  89. 
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außerordentliche   Berugni     des  Gonoralgouvcrneui     in     \  en,     ondorn  man 

m uii  sich  die  ganze  Fülle  von  Bofugni  on,  in  bo  ondere  die  ihm  zustehende 
unabhängige  Ausübung  ministerioller  Qowalton,  vergegenwärtigen  und  man  wird 
erkennen,  daß  der  Generalgouvornour  nichl  nur  vorwaltende,  ondorn  eigentliche 
Regiorungstiltigkeit  ausübt.1)  Mit  der  WiodorherstoUung  der  früheren  Machtvoll- 
komnienheit    des  Qoneralgouvernours    ist    in   Algerien   eine  ..I  ntorri  zur 

Entstehung  gelang 

.'>.    /hi1   (  mxcandluiigen   m  der    Verwaltung  sorg  amsation» 

l>ie  Begründung  einer  Unterregierung  in  Algerien  is1  Beil  L900  auch  in  der 
\  erwaltungBorganisation  zum  Ausdruck  gebracht  worden:  Da  das  Generalsekretariat, 
in  ilrni  die  ganze  nichl  angegliederte  Zivilverwaltung  der  Kolonie  zusammen 
gefaßt  war,  den  wachsenden  Aufgaben  der  selbständigen  Landesverwaltung  nichl 
mehr  genügen  konnte,  winden  durch  Verfügung  des  Generalgouverneurs  vom 
28.  Dezember  19003)  zur  Leitung  der  verschiedenen  Verwaltungszweige  neben 
dem  Generalsekretariat  drei  Direktionen  (eine  für  die  Finanzen,  eine  für  *  1 1 « - 
öffentlichen  Arbeiten  und  die  Bergwerke,  und  eine  für  den  Ackerbau,  den 
Handel  und  die  Industrie)  ins  Leben  gerufen,  denen  später  (30.  Dezember  19014) 
noch  eine  Direktion  der  Eingebornenangelegenheiten  hinzugeselll  wurde.  In  den 
letzten  Jahren  ist  diese  Organisation  der  Zentralverwaltung  noch  weiter  ausgebaut 
worden,  so  daß  die  Zahl  der  Direktionen  auf  sechs  angewachsen  ist  und  mit  den 
Zentralleitungen  der  Post  und  des  Sicherheitsdienstes  acht  beträgt.5)  Der 
Generalsekretär  ist  deswegen  nicht  etwa  verschwunden,  vielmehr  ist  er  durch 
Dekret  vom  8.  Juni  19036)  zur  Stellung  eines  Gouverneurstellvertreters  empor- 
gehoben worden:  alle  Verwaltungszweige  sind  ihm  unterstellt;  er  unterzeichnet 
die  ganze  Korrespondenz  des  Generalgouverneurs,  die  sich  dieser  nicht  vor- 
behalten   hat,    und    im    Fall    der   Abwesenheit    oder  Verhinderung    des    General- 


')  Selbst  wenn  man  die  in  Frankreich  herrschende  sehr  enge  Auslegung  des  Begriffs  der 
Regierungshandlungen  (z.B.  Haurion  8.  43-irt.)  zur  Richtschnur  nimmt,  muß  man  dem  General- 
gonvemeur  Regierungsbefugnisse  zuerkennen,  ist  er  doch  z.  B.  zur  Verhängung  des  Belagerungszu- 
standes berechtigt. 

2)  Siehe  v.  Hoffmann,  Allgemeine  Grundsätze  der  Schutzgehietsorganisation  im  ..Staats- 
bürger", Heft  1  (1910),  S.   11. 

3)  Estoubl.  et  Lef.,  Suppl.  1900  S.  102  f. 

4)  Estoubl.  et  Lef.,  Suppl.  1901   S.  72. 

5)  1.  Die  Direktion  des  Innern  (Verfügung  des  Generalgouverneurs  vom  15.  Juli  1907, 
Est.  et  Lef.  1909,  Anm.  S.  397),  2.  Die  Direktion  für  die  Finanzen,  3.  Die  Direktion  für  Ackerbau, 
Handel  xind  Kolonisation,  4.  Die  Direktion  für  öffentliche  Arbeiten,  5.  Die  Eisenbahndirektion 
(Verfügung  des  Generalgouverneurs  vom  30.  Januar  1906,  Est.  et  Lef.  1906,  S.  24  und  vom 
29.  Juli  1909),  6.  Die  Direktion  für  die  Eingebornenangelegenheiten  (Verfügung  des  General- 
gouverneurs vom  6.  Februar  1905,  Est.  et  Lef.  1905,  S.  20),  7.  Die  Zentralbehörde  für  Post  und 
Telegraphie,  8.  Die  Generalkontrolle  des  Sicherheitsdienstes.  Für  die  Geschäftsverteilung  vergl. 
die  Verfügung  des  Generalgouverneurs  vom  30.  März  1909,  betr.  die  Reorganisation  der  Zentral- 
verwaltung (Est.  et  Lef.  1909,  S.  396  ff.).  —  Zu  diesen  Zentralstellen  ist  durch  Verfügung  des 
Generalgouverneurs  vom  7.  Mai  1909  (Est.  et  Lef.  1909,  S.  417  f.)  noch  eine  Direktion  der  Süd- 
territorien getreten. 

6)  Estoubl.  et  Lef.,  Suppl.  1902—03,  S.  209. 
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gouverneurs  steht  ihm  die  Ausübung  -amtlicher  Befugnisse  des  General- 
gouverneurs zu.1  Das  Amt  des  Generalgouverneurs  hat  infolge  di 
weitgehenden  Übertragung  der  Verwaltungsgeschäfte  auf  den  Generalsekretär 
mehr  den  repräsentativen  Charakter  der  Gouverneurs  würde  in  einer  großen 
britischen  Kolonie  bekommen;  vielleicht  wollte  man  durch  dies  Dekret  nicht 
nur  den  Generalgouverneur  von  Verwaltungsarbeiten  entlasten,  Bondern  auch  die 
selbständige  Entwicklung  der  einzelnen  algerischen  Direktionen  etwas  aufhalten, 
indem  man  sie  dem  Generalsekretär  unterordnete.  Gleichwohl  ist  es  Behr  wahr- 
scheinlich, daß  die  Direktionen  sich  zu  Ministerien  fortbilden,  und  <•>  erscheint 
nicht  ausgeschlossen,  daß  -ich  mit  der  Zeit  eine  Verantwortlichkeit  ihrer  Vor- 
stände gegenüber  der  algerischen  Volksvertretung  herausbildet.2) 

Natürlich  mußte  diese  Zusammenfassung  der  Landesverwaltung  in  Algier 
auch  auf  die  Organisation  der  algerischen  Lokal  Verwaltung  eine  gewisse 
Wirkung  ausüben.  -Man  sollte  erwarten,  daß  man  nunmehr  zu  einer  Verein- 
fachung der  Bezirksverwaltung  sehritt,  weil  deren  Selbständigkeit  jetzt,  da  die 
Leitung  der  Verwaltung  von  Paris  naeh  Algier  verlegt  worden  war.  einen  Teil 
ihrer  Existenzberechtigung  eingebüßt  hatte.  Allein.  Algerien  ist  doch  ein  zu 
großes  Land,  als  daß  die  Bezirksverwaltung  zu  völliger  Bedeutungslosigkeit 
herabgedrückt  werden  könnte:  dazu  kam  noch,  daß  das  Generalgouvernement, 
das  zur  Zeit  der  Leitung  der  Verwaltung  vom  Mutterlande  Bein  Tätigkeitsfeld 
hauptsächlich  in  kleinlicher  Bevormundung  der  Bezirksverwaltung  gesucht  hatte,3) 
[etzt,  da  es  so  viele  ministerielle  Befugnisse  in  sich  vereinigte,  das  Bedürfnis 
nach  einer  Entlastung  empi'and.  Und  so  ist  es  zu  begreifen,  wenn  neben  der 
in  der  Übertragung  ministerieller  Befugnisse  an  den  Generalgouverneur  -ich 
äußernden  Dezentralisation  eine  zweite  Dezentralisation  in  Algerien  selbst  herlief, 
indem  der  Generalgouverneur  seinerseits  manche  seiner  Befugnisse  den  Lokal- 
behörden delegierte.  Generalgouverneur  Lepine  machte  mit  einer  Verfügung 
im  Januar  18984)  einen  schüchternen  Anfang,  zu  einer  Entlastung  dv<  General- 
gouvernements im  großen  Stile  schritt  erst  Generalgouverneur  Jonnart5).  der  in 
einer  Verfügung  vom  29.  Dezember  l'JOO6)   den   Präiekten  der  Departements  und 


')  Art.  1er.  Le  secretaire  general  du  gouvernement  general  dt-  l'Algerie  assure  l'executio» 
des  ordres  du  gouverneur  general.  —  Les  Services  Charge^  de  l'administration  de  l'AJgerie  sont 
places  sous  son  autorite.  —  II  signe  toute  la  correspondance  C[ue  le  gouverneur  general  ne  se 
rt'serve   pas. 

2.  En  cas  d'absenee  ou  d'empechement  du  gouverneur  general,  il  exerce  Mus  ses  pouvoirs 
et  a  seul   (piabte  pour  le  suppiger  devaut  les  deh'gations  rinancieres. 

2)  Merkwürdig  ist,  daß  man  im  Mutterlande  diese  Entwicklung  nicht  nur  voraussieht,  sondern 
auch  für  wünschenswert  hält;  siehe  z.  B.  im  Rapport  Cochery  folgende  Stille:  ....  les  directions 
doivent  eonstituer  en  petit  des  ministeres,  les  directeurs  avoir  leur  responsabilite."  (Chambre  des 
(h]>.,   Docum.,   Ann.   n°  2037 .   Seance   du    13  juillet   1908,  J.  off.  S.  2091.) 

3)  Siehe  oben  S.  130. 

4)  Arrete  vom    18.  Januar   1898,   Bulletin   off.  du   Gouvernement  general   1898,    1508,  n°  39. 

5)  Es  ist  kein  Zufall,  wenn  grade  Jonnart  diese  Entlastung  vornahm,  hatte  er  doch  schon  in 
seinem  oft  genannten  Berichte  zu  dem  algerischen  Budget  von  1893  dem  Generalgouvernement 
dieselbe  zentralisierende  Tendenz  vorgeworfen  wie  der  Heimregierung.   (Siehe  oben  S.  130.  Anmerk.  1). 

6)  Bulletin   off.  du  Gouvernement  general    1900,   1623,  n°  439. 
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übertrug.') 

Es  ist  allerdings  Behr  die  Frage,   <<>>  die  Delegation  : verneiuentaler  Befug 

01886  an  die  Präfekten  und  die  Divisionsgeneräle  eine  zweckmäßige  I."  ung  d( 
Dezentralisationsgedankens  bedeutete.  Donn  abge  ehen  davon,  daß  die  Präfekturen 
schon  mit  Geschäften  überhäuft  Bind,  erstreckl  sieh  die  Gewall  der  Präfekten  und 
der  Generäle  dooh  auf  sein-  weite  Bezirke,2)  "  daß  bei  den  z  T  ehr  schlechten 
Verkehrsverhältnissen  Verschleppungen  in  der  Verwaltung  nach  wie  vor  zu  be 
fürchten  stehen.  Daher  erschein!  es  ganz  am  Platze,  wenn  Ar  La  Batul  (in  seinem 
Bericht  /um  Gesetzentwurf  betr.  die  Ermächtigung  zur  Erhebung  der  algerischen 
Steuern  Für  1904)  anregte,  die  Befugnisse  der  Präfekten  in  möglichsl  weitem 
Maße  andern  Lokalbehörden  (Domänendirektoren,  [ngenieuren  usw.)  zu  über 
tragen.3)  Das  Zweckmäßigste  wäre  wohl  gewesen,  man  hätte  die  unförmigen 
Departements  uberhaupl  wegfallen  lassen,  zumal  sich  die  Präfekten  meisl  mehr 
um  die  Politik  als  um  die  Verwaltung  bekümmern,  und  hätte  die  LJnterpräfekten 
mit  erweiterter  Gewall  ausgestattet  und  so  den  Schwerpunkt  der  Bezirks  Verwaltung 
in  die  Arrondissements  verlegt.  Statt  dessen  verfuhr  der  GeneraJgouvorncur 
grade  umgekehrt,  indem  er  die  LJnterpräfekten  zu  Inspektoren  ihres  Verwaltungs- 
bezirkes herabdrückte4)  und  ihre  Befugnisse  an  die  Gemeindevorstände  einer- 
seits  und   an   die    Präfekten  andererseits   verteilte.') 


')  Ich  nenne  im  Bereich  der  Eingebornenverwaltung  die  Ernennung  der  eingebornen  Beisitzer 
der  gemischten  Gemeinden  (Art.  1,3)  und  die  Überwachung  der  Eingebornenschulen  (Art.  1,6),  im 
Bereich  des  Sicherheitsdienstes  die  Ernennung  der  Polizeikommissäre  in  kleineren  Orten  (Art.  1,  14), 
im  Bereich  der  Kolonisation  die  Feststellung  der  Entwürfe  für  die  Schaffung  von  Absiedlungen 
(Art.  1,  34),  im  Gebiet  des  Ackerbaus  die  Zuerteilung  von  Beihilfen  hei  Schädigungen  (Art.  1.  43), 
Ernennung  von  Sachverständigen  zur  Bekämpfung  der  Phylloxera  (Art.  1,  47),  im  Bereich  der  Post- 
verwaltung-: Die  Öffnung  der  Bahnhöfe  für  l'rivattelegraphie  (Art.  1,  71),  die  Schaffang  von  öffent- 
lichen Telephonstellen  (Art.  1,  74)  und  im  Bereich  aller  dieser  Verwaltungszweige,  wie  auch  der 
Forstverwaltung-,  der  Steuer-  und  Domänenverwaltung  usw.  viele  Befugnisse  z.  B.  Urlaubserteilung 
und  Disziplinarmaßregoln  mit  Ausnahme  der  Absetzung  usf.  Yergl.  ferner  die  Verfügungen  des 
Generalgouverneurs  vom  17.  Juli  1908  (Est.  et  Lef.  1908  S.  302)  und  vom  18.  Juli  1908  (ebenda 
S.  303),  von  denen  die  erste  den  Präfekten,  den  Divisionsgenerälen  und  der  Staatsanwaltschaft  die 
Entscheidung  in  gewissen  Angelegenheiten  einräumte,  die  zweite  den  Präfekten  und  der  Staats- 
anwaltschaft Befugnisse  im  Bereich  der  Kultusverwaltung,  der  Armenunterstützung,  der  Justiz-, 
Departements-  und   Gemeindeverwaltung  übertrug. 

2)  Ein  algerisches  Departement  übertrifft  ein  französisches   um   das  Dreizehnfache. 

3)  La  Batut,  S.  93,  94. 

4)  Siehe  das  Rundschreiben  des  Generalgouverneurs  über  die  Dezentralisation  der  Verwaltung 
vom  25.  Oktober  1900.  (Estoubl.  et  Lef.,  Suppl.  1900,  S.  71  f.)  ,.Les  sous-prefets  auront  .  .  pour 
nüssion  principal«,  sinon  exclusive,  d'etre  les  inspecteurs  permanents  et  actifs  de  leur  arrondissement 
.  .  .  veritahles  „missi  doniinici",  ils  auront  ä  rechercher  les  progres  et  ameliorations  ä  poursuivre, 
les  pratiques  vicieuses  ä  redresser  .  .  ."  Brouillet  kennzeichnete  auf  dem  Congres  de  rAfrique  du 
Nord   1.  c.   S.  G31   die  Unterpräfekten   als:    un  corps  de  contröleurs   a   cheval." 

5)  Daß  diese  Neuerung  auch  ihre  Schattenseiten  hat,  sieht  man  aus  dem  Bericht  Brouillets 
auf  dem  Congres  de  l'Afrique  du  Nord  1908,  1.  C.  S.  631:  „De  sorte  que,  le  sous-prefet  en  tournee, 
l'administrateur  detachö  qui  a  remplace*  le  secretaire,  oecupe*  par  la  police  judiciaire,  ou  par  les 
fouetions  de  ministen»  public  pres  les  tribunaux  repressifs,  le  niaire  qui  vient  a  la  sous-prefecture, 
n'v  rencontre  le  plus  souvent  que  le  Khodja."  Neuerdings  verlangten  sowohl  der  Generalgouverneur 
Jpnnart   wie   auch   sein  Nachfolger  Lutaud,   daß   man   die  Ernennung  der  Lnterpräfekten  dem  General- 
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Man  mag  vielleichl  finden,  daß  die  Delegation  so  vieler  Befugnisse  de§ 
Generalgouvemeura  an  die  Präfekten  der  Gewaltenvermehrung  des  General- 
gouverneurB  zuwiderlief.  Allein  in  Wirklichkeil  Btanden  die  beiden  Reformen 
mit  einander  in  Einklang;  man  muß  bedenken,  daü  die  Beschränkung  des 
Wirkungskreises  des  Generalgouverneurs  zu  Gunsten  der  Lokalbehörden  nicht 
wie  z.B.  in  den  vierziger  Jahren  —  durch  1  )<-kr*-t .-  geschah,  Bondern  durch 
Verfügungen  (arretes  des  Generalgouverneurs,  so  daß  der  Generalgouverneur 
jederzeit  die  von  ihm  verliehenen  Befugnisse  wieder  zurücknehmen  und  damit 
seine  Gewalt  in  ursprünglichem  Umfang  wiederherstellen  kann.  Ohrigens  trugen 
die  Generalgouverneure  Sorge,  daß  die  Delegationen  an  die  Präfekten  und 
Generäle  nicht  den  Charakter  einer  endgültigen  Gewaltentäußerung  bekamen:  die 
Verfügungen  bestimmten  nämlich,  daß  über  alle  in  Ausübung  der  delegierten 
Befugnisse  getroffenen  Maßnahmen  alle  Vierteljahre  dem  Generalgouverneur 
Bericht  erstattet  werden  müsse.1)  Dem  Gewaltenumfang  des  Generalgouverneurs 
taten  mithin   diese   Delegationen  keinen  Eintrag. 

4.  Die  Frage  ehr  parlamentarischen    Verantwortlichkeit. 

Durch  die  allmähliche  Übertragung  der  meisten  ministeriellen  Befugnisse 
gegenüber  Algerien  auf  den  Generalgouverneur  ist  seine  Rechtsstellung  in  Algerien 
immer  mehr  zu  der  eines  Statthalters  oder  Ministerstellvertreters  m  Algerien 
herausgearbeitet  worden;  aber  unklar  blieb  nach  wie  vor  seine  Verantwortlichkeit 
gegenüber  dem  Kabinett  und  dem  Parlament.  Das  fühlte  man  in  Frankreich 
wie  in  Algerien,  weshalb  von  beiden  Seiten  Vorschläge  zur  Klärung  dieser 
Frage  gemacht  wurden.  In  Algerien  zeigte  man  sich  natürlich  bestrebt,  die  An- 
sätze zu  einer  ministergleichen  Stellung,  die  in  der  (iewalt  des  Generalgouverneurs 
vorhanden  waren,  weiter  zu  entwickeln,  d.  h.  man  wünschte  den  Generalgouverneur 
zum  Minister  erhoben  zu  sehen.2)  Im  Mutterlande  dagegen  versuchte  man  die 
Unterordnung    des    Generalgouverneurs    unter    das    Kabinett    zu    verdeutlichen;3; 

gouverneur  überlassen  möge,  und  zwar  deshalb,  weil  es  bei  diesen  Beamten  sehr  auf  die  Auswahl 
ankommt.  Die  wichtigste  Aufgabe  der  Unterpräfekten  bestellt  nämlich  in  der  Überwachung  der 
Administrateurs  der  gemischten  Gemeinden;  dieser  Aufgabe  können  nur  solche  Beamte  genügen, 
die  die  algerischen  Verhältnisse  gründlich  kennen. 

')  Art.  3  der  Verfügung  vom  18.  Januar  1898  und  Art.  3  der  Verfügung  vom  29.  De- 
zember 1900. 

2)  Bapport  De  Solliers,  Delegations  financieres,   Session   de  mai   1903,  S.  50 — 56. 

3)  Zuerst  rollte  der  Berichterstatter  über  das  algerische  Budget  von  1898  in  der  Kammer, 
(bandey,  die  Frage  der  Verantwortlichkeit  wieder  auf:  ,.  .  .  nous  croyons  pouvoir  contester  qu'il 
soit  possible  de  faire  contröler  utilement  par  les  agents  des  directions  de  l'interieur  .  .  le  trace 
d'une  route  ou  le  hon  emploi  de  credits  affectes  ä  des  travaux  d'bydraulique  agricole.  On  peut 
objeeter,  il  est  vrai,  que  le  ministre  de  l'interieur  aura  toujours  la  faculte  de  consulter  son  collegue 
des  travaux  publics  ou  d'agriculture ;  mais  il  resulterait  de  cette  pratique  une  complication  inutile 
dans  l'administration  de  l'Algerie,  et  il  nous  paratt  beaueoup  plus  rationnel  de  laisser  ä  chaque 
ministre  le  contröle  des  depenses  faites  par  le  gouverneur  general  ....  Si  l'on  veut  absolument 
aboutir  ä  uue  responsabilite  unique.  U  faut  ou  bien  que  cette  responsabilite  devant  le  Parlement  in- 
combe  directement  au  gouverneur  general,  qui  serait  alors  une  sorte  de  ministre  Sans  portefeuille  .  .  .; 
ou  bien  rattacher  le  gouvernement  general  au  seul  rninistere  qui  soit  constitue  pour  examiner  et 
resoudre  lui-meme  les  questions  qui  se  poseraient  chaque  jour.  ä  celui  des  colonies."  Chambre  des 
(b'jiutes,  Documents  park,  Sess.  ord.  de  1897,  2C  seance  du  20  juillet  1897,  Annexe  n°  2692,  J.  off. 
S.  1683. 
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iui  Erreichung  dieses  Zieles  wurde  \<m  verschiedenen  Politikern,  tu mthcli  von 

dem  Berichterstatter  Für  das  Kolonialbudget  von  L905  in  der  Kammer,  \.< 
Hörisse1)  und  von  dem  Direktor  für  Algerien  im  Ministerium  de  Innern,  R«*n< 
Brouillet,3)  die  Angliederung  Algeriens  an  dfl  Kolonialmini  terium  empfohlen, 
Diese  Lösung  scheint  einer  gewissen  Berechtigung  nicht  eu  entbehren:  man 
Frag!  sich,  warum  wurden  bei  der  Errichtung  des  Kolonialministcrium  im  Jahr 
1S!>I  diesem  nicht  alle  Außenländer  unterstellt,  warum  verblieb  Tuni  '  untor 
der  AuVsichi  de*s  Ministers  des  Auswärtigen  und  Algerien  unter  der  Leitung  der 
verschiedenen  Fachministerien?  Die  Antwort  ist,  daß  es  sich  bei  Tunis  um 
einen  Sohutzstaat  handelte,  der  noch  nicht  bo  vollkommen  wie  Annam  und 
Eambodia,  die  von  Schutzstaaten  wenig  mehr  als  »I i<-  Bezeichnung  bewahrten, 
in  der  französischen  Verwaltung  aufgegangen  warj  und  daß  Algerien  damals 
es  gall  ja  noch  das  System  der  Rattachements  noch  als  ein  Anhängsel  des 
Mutterlandes  betrachtet  wurde.*)  Aber  nunmehr,  da  Algerien  seine  selbständige 
Verwaltung  und  sein  Budget  besaß,  stellte  es  nicht  mehr  eine  Gruppe  von  drei 
Departemente  dar.  sondern  os  war  jetzt  eine  Kolonie  im  wahren  Sinne  des 
Wortes.8)  Daher  war  es  ganz  natürlich,  wenn  man  jetzt  die  Angliederung 
Algeriens  an  das  Kolonialministerium  erwog,  um  so  mehr,  als  es  an  einer  wirk 
liehen  Kontrolle  der  algerischen  Verwaltung  im  Mutterlande  gebrach.  Der  Mi- 
nister des  Innern  hatte,  zumal  wenn  er  zugleich  den  Vorsitz  im  Ministerräte 
führte,  keine  Zeit,  sieh  um  die  algerischen  Angelegenheiten  zu  kümmern,  und 
wenn  er  os  wollte,  so  konnte  er  es  nicht,6)  da  es  im  Ministerium  an  dem  nötigen 
Verwaltungsapparat  fehlte:  denn  die  algerischen  Angelegenheiten  wurden  im 
Ministerium  des  Innern  von  einem  einfachen  Bureau  der  Departements-  und 
Kommunalverwaltung  bearbeitet,  ein  neuer  Beweis,  wie  sein-  das  System  der 
Rattachements    in  den  Ministerien  noch  nachwirkte.7)      Diese  ungenügende  Kon- 


')  Chambre  des  deputes,  Docum.  pari.,  Sess.  ord.  de  1904,  Annexe  n°  1958,  Seance  du 
13  juillet   1904,  J.  off.,  S.   1822  ff.;  hier  besonders  S.  1823  f. 

2)  In  einem  Aufsatz  „L'Algene  au  ministere  des  colonies"  in  der  Revue  politique  et  parle- 
nientaire,  September  1904,  S.  482 — 501  und  neuerdings  wieder  auf  dein  Congres  de  l'Afrique  du 
Nord  1908,  in  seinem  Bericht  „Problemes  actuels  sur  l'organisation  de  l'Alg^rie",  Compte-rendu 
T.  I.  insbesondere  S.  G31  ff.  und  in  der  Diskussion,  ebenda  S.  525  ff. 

•')  Ebenso   Madagaskar  bis  zur  Verwandlung  des  Schutzstaats  in  eine  Kolonie. 

4)  „On  pouvait  objeeter  alors,  il  est  vrai,  que  l'Algerie  n'etait  pas  une  colonie  rentable, 
niais  t'tait  eonstituee  par  la  simple  agglomeration  de  trois  departements,  tandis  qu'en  Tunisie  et  ä 
Madagascar  l'action  de  la  France  s'exercait  sous  la  forme  d'un  protectorat  fcrop  recent  encore  .  .  . 
pour  etre   soustrait  ä  la  direction   du  ministere    des  affaires   etrangeres."      Rapport  Le  Herisse  a.   a. 

O.  s.  is2;i. 

5)  „L'Algene  .  .  depuis  les  decrets  du  23  aoüt  1898  et  du  19  deeembre  1900,  est  devenue 
tout  autre  chose  que  la  reunion  de  trois  departements  ....  eile  est  vraiment  une  colonie  au  sens 
le  plus  striet  du  mot."      Ebenda. 

6)  „La  centralisation  qui  s'opere  au  ministere  de  l'interieur,  en  un  bureau  special,  est  ab- 
Bolument  insuftisant,  pour  ne  pas  dire  illusoire,  et  le  ministre,  surtout  lorsqu'il  est  en  meme  temps 
President  du  eonseil,  n'a  ni  les  moyens  d'aetion,  ni  les  loisirs  necessaires  pour  s'oecuper  personelle- 
ment  des   questions  algeriennes."      Ebenda. 

')  „Le  service  de  l'Algerie  au  ministere  de  l'interieur  est  un  simple  bureau  de  la  direction 
de  l'administration    dcpartementale    et  communale.     Sous    le  regne   de   la  theorie    de  l'assimilation, 
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trolle  mußte  zu  einer  unmittelbaren  parlamentarischen  Verantwortlichkeil  de« 
Generalgouverneurs  führen,  also  zur  Herausbildung  eine-  verfassungswidrigen  Zu- 
standest) Dem  ließ  sich  nach  der  Ansicht  von  Le  Berissd  und  Brouillet  nur 
dadurch   vorbeugen,    daß  man    den  Generalgouverneur   dein   Kolonialministerium 

unterstellte,  das  über  die  nötigen  technischen  Mittel  zur  Kontrolle  des  General- 
gouverneurs verfügte.  Es  war  übrigens  nicht  lediglich  der  Gedanke  einer  Ver- 
wirklichung der  Ministerverantwortlichkeit  für  Algerien,  der  die  Verfechter  der 
Unterordnung  des  Generalgouverneurs  unier  das  Kolonialministerium  leitete, 
sondern  auch  die  Rücksicht  auf  die  allgemeine  afrikanische  Politik  Frankreichs: 
„Klcinafrika"  bildete  nicht  mehr  wie  früher  ein  vom  übrigen  Afrika  geschiedenes 
Gebiet,  vielmehr  waren  Algerien  und  Tunis  mit  den  französischen  Besitzungen 
in  Westafrika  zusammengewachsen;2)  da  erschien,  namentlich  angesichts  der 
musolmanischen  Gefahr,  die  Forderung  einer  einheitlichen  Leitung  Französisch- 
West-  und  Nordafrikas  nicht  unangebracht.3)  Es  blieb  nur  die  Frage:  wie  ließ 
sich  die  Unterstellung  des  Generalgouverneurs  unter  das  Kolonialministerium  mit 
der  ihm  nach  dem  Dekret  von  1896  gewährten  Selbständigkeit  in  Einklang 
bringen?  Brouillet  glaubte  diese  heikle  Frage  mit  der  Bemerkung  aus  dem 
Weg  zu  räumen,  daß  der  Kolonialminister  an  die  Selbständigkeit  der  ihm  unter- 
gebenen Gouverneure  gewöhnt  sei,  während  der  Mildster  des  Innern  den  Prä- 
fekten  Direktiven  gäbe,  also  die  zentralisatorische  Tradition  in  stärkerem  Maße 
pflege.*) 

Die  algerischen  Autonomisten  waren  natürlich  in  diesem  Punkte  anderer 
Meinung,  wie  eine  vom  Abgeordneten  Thomson  verfaßte  Erwiderung  auf  den 
Aufsatz  Brouillets  in  der  Revue  politique  et  parlementaire  zeigt.5)  Thomson  war 
überzeugt,  daß,  Avenn  man  ein  Ministerium  mit  dem  Werkzeug  der  Zentralisation 


...  du  moment  que  l'Algerie  t'tait  considt'ree  comme  une  agregation  de  trois  departements  francais 
.  .  ce  classement  se  comprenait  ä  la  rigueur.  Aujonrd'bui  il  offre  un  bei  exemple  de  la  .»urvivam-e 
d'un  organe  dont  la  fonetion  a  disparu  .  ."  Aus  dem  Aufsatz  von  Brouillet  in  der  Kevin-  pol.  et 
pari.,  a.  a.  O.  S.  487. 

')  „En  droit,  la  position  oü  il  se  trouve  ainsi  place,  celle  d'un  ministre  saus  portefeuille, 
tinit  par  etre  .  .  assez  fausse  au  point  de  vue  constitutionnel;  eile  deplace  ou  complique  les  re- 
sponsabilites  administratives   et  parlimentaires".     Kapport  Le  Hi'risse  a.  a.  O.  S.  1823. 

2)  ,. L'Algerie  et  la  Tunisie  ae  Bauraient  etre  considen'es  aujourd'liui,  ainsi  qu'elles  ont  pu 
l'etre  smis  l'empire  romain,  eomme  se  rattachant  ä  une  zöne  mediterraneenne,  dependance  immediate 
du  eontinent  europeen,  isok'e  du  reste  de  l'Afrique.  Au  point  de  vue  geograpliique.  politique  et 
religieux  elles  fönt  partie  intc'grante  du  eontinent  africain  et  nc  constituent  pas,  dans  l'empire  que 
□0116  y  avons  acquis,   des  fractions  separees  et  independantes."     Ebenda  S.    1824. 

3)  ..Des  Communications  sont  possibles  actuellement,  et  meine  relativement  faciles,  entre  nos 
postes  du  Sud-Algerien,  et  eeux  du  Senegal  et  du  Niger,  mais  c'est  alors  qu'une  direction  commune 
est  devenue  absolument  necessaire  a  des  possessions  francaises  qui  dependent  actuellement  de  trois 
ministeres  differents  .  .  ."     Ebenda. 

4)  „  .  .  pourquoi  l'indt'pendance  du  gouverneur  general  .  .  serait-elle  mieux  sauvegardee 
au  ministere  de  l'Interieur  qu'au  ministere  des  Colonies?  Celui-ci  a  l'habitude  des  pouvoirs  tres 
etendus  de  ses  agents:  celni-la  imprime  ses  directions  aux  prefets:  ou  est  la  plus  forte  tradition 
centraUsatrice?"      Aus   dem  Aufsatz  von  Brouillet  in   der  Revue  pol.   et  pari.   S.  493. 

5)  L'Algerie  au  ministere  des  colonies,  Revue  politique  et  parlementaire,  Dezember  1904, 
S.  468—77. 
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ausstattete,    01    der    Versuchung    der    Zentral!  iorung    niclil    wider  tonen    könne  ' 
Zimi  Beweis  borief  er  sich  oicht  nur  auf  das  mißglückte  Experiment   von 
sondern    auoh    auf    die    von    dem    Berichterstatter    Dubief     Für    df      Kolonial 
budget    \<>ii    1904)    in    der    Kammer   geführte    Klage    libor   die    allzu    große    Ab 
hängigkeit    dor  kolonialon   Verwaltungen    vom   Kolonialmini  torium.')     Zu    di 
Unselbständigkeit    wollt«    man    nun    Algerien    verdammen.      Unter   dem   Vorwand, 
das  Werk   der  Dezentralisation   eu    krönen,   gehe    man  daran,  es  zu  zerstört 
Die  einzige    Kontrolle,    die   nicht    in   die   dezentralisierten    Gewalten    Übergreife, 
sei  die  allgemeine  politische  Kontrolle,*)  und  zu  deren  Ausübung  schien  ihm  das 
so    verschrieene  Ministerium   des  [nnern    noch   am    besten    geeignet.0)     Daß  der 
Minister   dos  [nnern   die  parlamentarische    Verantwortlichkeil    Für   die   algerische 
Verwaltung   nur   dem  Namen    nach    trug,    daß    in   \\  irklichkeil  eine  unmittel 
Verantwortlichkeit    dos  Generalgouverneurs    gegenüber   den    Kammern   bestand, 
bestritt  Thomson  nicht.'''  ahoi-  darin  erblickte  er  als  Autonomisl  eine  ganz  selbst- 
verständliche Tatsache,  dio  keinen  Anlaß  zur  Änderung  gab. 

l)iose  Verteidigung  dos  bestehenden  Zustandea  durch  Thomson  war  kaum 
geeignet,  den  Vorschlag  zu  Fall  zu  bringen;  denn  das,  was  Thomson  für  bedroht 
erklärte,  die  ministergleiche  Stellung  dos  Generalgouverneurs,  wurde  im  Mutter- 
lande ja  grade  als  verfassungswidrig  betrachtet.  Dazu  kam.  daß  der  gegenwärtige 
Zustand  allgemein  als  unhaltbar  empfunden  wurde.  Den  hosten  Beweis  dafür 
bildeten  die  Äußerungen  des  Generalgouverneurs  Jonnart  ühor  die  Frage  der 
Angliederung.7)  Ans  ihnen  geht  hervor,  daß  dem  bestehenden  algerischen  Bureau 
das  nötige  Ansehen  zur  wirksamen  Wahrung  der  algerischen  Interessen  im  Mutter- 
Lande  fehlte,  so  daß  zur  Erledigung  aller  wichtigeren  Angelegenheiten,  z.  B.  zur 
Vertretung  algerischer  Fragen  vor  dem  Staatsrat,  der  Generalgouverneur  selbst 
nach  Paris  kommen  mußte;  und  dabei  war  doch  seine  Anwesenheit  in  Algerien 
so    notwendig.8)      Daher    wünschte    der  Gouverneur   selber   die  Errichtung  einer 

'I jamais  on  ne  fera   qu'un  ministre  ne  cede  pas  a  la  tendance  de  centraliser,  quand 

»n  l'aura  pourvu  dun  Lnstrument  irresistible  de  eentralisation  .  .  ."     Ebenda  S.  472. 
-)  1.  c.  S.  4?;;. 

3)  „Et  voil;i  le  regime  auquel  on  nous  propose  de  condamner  l'Algerie.  Sous  pretexte  de 
couronner  l'oeuvre  de  la  decontralisation,  on  pretend  tont  simplement  la  detruire."     Ebenda  S.  474. 

4)  „Le  seul  contröle  necessaire,  et  meine  le  seul  possible,  sans  empieter  sur  les  pouvoirs 
decentralis^s,  c'est  nn  contröle  genoral  politique  .  .  ."     Ebenda. 

5)  „Jamais  le  ministre  de  l'Interieur  taut  raille,  si  decrie,  n'a  complique  les  choses  ä  ce  point. 
El  pourtant,  certains  pensent  qti'il  entre  encore  trop  dans  les  details."     Ebenda. 

')  „La  responsabilite  personnelle  du  Gouverneur  general  .  .  .  devant  les  Charnbres  existe 
eu  faxt,  et  c'est  le  Parlement  qui  exerce  sur  lui  le  veritable  contröle  necessaire".     Ebenda  S.  476. 

T)  Opinion  de  M.  Jonnart  sur  la  question  du  rattaeliement  de  l'Algerie  au  ministere  des 
colonies.  Ein  in  der  Qninzaine  coloniale  in  der  Nummer  vom  25.  Februar  1905,  S.  11G  f.  ver- 
öffentlichtes Interview. 

RJ  „  .  .  .  nous  avons  bien  un  bureau  de  l'Algerie,  au  ministere  de  l'interieur,  mais  ce  bureau  .  .  . 
est  compose*  d'employers  .  .  .  qui  n'ont  pas  l'autorite  necessaire  pour  intervenir  dans  nombre 
d'affaires  litigieuses,  notamment  avec  le  Conseil  d'Etat.  C'est  ainsi  que  toutes  les  questions  delicates, 
soit  administratives,  soit  financieres,  qui  se  pr£sentent  a  chaque  instant,  qui  ne  peuvent  etre  traitees 
qu'avec  le  Conseil  d'Etat,  neeessitent  pour  moi  un  voyage  ä  Paris.  Or,  ma  presence,  sinon  ä 
Alger,  du  moins  en  Algerie  ...  est  absolument  necessaire  pour  imposer  a  tous  les  fonetionuaires 
cette  unite   de  vues   sans  laquelle  nous  sommes  exposes  ä  bien   des  insucces   .   .   ."   Ebenda. 
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Direktion  für  Algerien,1)  die  dann  die  bisherige  Kontrolle  über  die  Verwaltung 
ausüben  könne.3)  <>b  die  ueue  Direktion  mit  dem  Ministerium  des  Innern  oder 
mit  dem  Koloriialministerium  verbunden  wurde,  war  —  so  schloß  der  General- 
gouverneur —   unwichtig  und  ihm  persönlich  völlig  gleichgültig.3) 

K>  i.-t  wohl  nur  mit  der  Rücksichtnahme  auf  das  Kabinett  zu  erklären, 
das  sich  über  die  Frage  der  Angliederung  noch  nicht  entschieden  hatte.4  wenn 
Jonnart  die  Angliederung  an  das  eine  oder  andere  Ministerium  als  nebensächlich 
bezeichnete;  denn  in  Wirklichkeit  war  die  Auswahl  des  Ministeriums  durchaus 
nicht  gleichgültig.  So  lange  Algerien  vom  Ministerium  <\^>  Innern  abhing,  blieb 
es  bei  der  bisherigen  allgemeinen  politischen  Kontrolle:  wurde  Algerien  jedoch 
dem  Kolonialministerium  angegliedert,  so  entstand  die  Gefahr,  daß  das  Ministerium 
die  Verwaltung  bis  in  Einzelheiten  kontrollierte  und  so  die  Selbständigkeit  des 
Generalgouverneurs  beeinträchtigte.  Aber  angenommen,  der  Kolonialminister  ent- 
hielt sich  —  entsprechend  der  Auffassung  Brouillets  —  solcher  Eingriffe  und  be- 
schränkte sich  auf  die  allgemeine  Kontrolle,  dann  war  ja  eigentlich  am  bisherigen 
Zustand  nichts  geändert  und  man  konnte  die  Kontrolle  ebenso  gut  beim  Ministerium 
des  Innern  belassen.  Kurzum,  aus  der  Angliederung  Algeriens  an  das  Kolonial- 
ministerium hätte  sich  zwar  nicht  unbedingt  eine  Schwächung  der  Stellung  des 
Generalgouverneurs  ergeben,  aber  die  schon  jetzt  bestehende  Unsicherheit  über 
den  Grad  der  Verantwortlichkeit  des  Ministers  für  die  algerische  Verwaltung 
wäre  wahrscheinlich  noch  gesteigert  worden. 

Es  mag  zum  Teil  auf  solche  Erwägungen  zurückzuführen  sein,  wenn  man 
an  der  Verbindung  Algeriens  mit  dem  Ministerium  des  Innern  nicht  rührte. 
Freilich,  dem  Bedürfnis  nach  einer  Ausgestaltung  der  algerischen  Kontrollbehörde 
im  Ministerium  war  damit  nicht  Genüge  getan,  daß  man  alles  beim  Alten  beließ. 
Das  Bureau  für  Algerien  konnte  in  seiner  dürftigen  Besetzung  beim  besten  Willen 
die  ihm  gestellten  Aufgaben  nicht  bewältigen.5)  Die  Algerier,  denen  zwar  nicht 
an  einer  schärferen  Kontrolle  durch  das  Mutterland,  wohl  aber  an  einer  kräftigen 
Vertretung  ihrer  Interessen  im  Mutterlande,  etwas  gelegen  war,  wollten  diesem  Mangel 
aus  eigenen  Mitteln  abholten,  weshalb  die  Finanzdelegationen  (noch  1905  und 
dann    wieder  1909)    einen  Zuschuß    von    40.000  Fr.  für  das  Bureau  bewilligten. 


')  „S'il  y  avait  en  France  une  direction  des  affaires  algeriennes  .  .  .  je  ne  serais  ]>as  oblige 
de  m'absenter  aussi  sonvent  d'Algerie  .  .  ."     Ebenda. 

2)  „C'est  ce  contröle  purement  administrativ  puisqn'il  est  dejä  exerei'  par  les  Chambres  au 
point  de  vue  legislatif,  que  je  demande  sous  la  forme  de  la  creation  ä  Paris  d'une  direction  de 
L'Algerie".  In  Wirklichkeit  ist  die  von  den  Kammern  ausgeübte  Kontrolle  übrigens  keine  Kontrolle 
unter  gesetzgeberischem  Gesichtspunkt,  sondern   ebenfalls   Verwaltungskontrolle. 

3)  ,.Que  cet  organisme  nouveau,  qui  existe  dejä  pour  toutes  nos  grandes  colonies,  et  qui 
n'existe  pas  pour  l'Algerie  parce  que  les  uns  sont  partisans  de  l'assimilation  complete,  les  autres 
de  la  decentralisation  non  moins  complete,  depende  du  ministere  des  colonies  ou  du  ministire  de 
finterieur,  la  chose  Importe  peu  et,  personnellement,  m'est  absolument  indifferente''.     Ebenda. 

4)  „  .  .  .  tous  les  ministres  ne  sont  pas  d*accord  pour  demander  le  rattachement  de  l'Algene 
aux  colonies,  mais  ce  «ju'ils  reconnaissent  tous.  et  ceci  BOT  mes  instances,  c'est  la  neoessite"  de  CT&ei 
ä  l'aris,  soit  au  ministere  de  l'interieur,  soit  au  ministere  des  colonies,  une  direction  financiere  et 
administrative  des  affaires   algeriennes".     Ebenda. 

5)  Quinzaine  coloniale  vom  25.  April   iL)  10,   S.  '275. 
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Das  Mutterland  nahm  jedoch  die  e  Unter  tützung  nicht  an,  \\eil  ei  nicht  an 
daß  dai  Kontrollorgan  von  der  tu  kontrollierenden  Vorwaltung  finanziell  ab 
hängig  wurde  ')  Der  Notwendigkeil  eine  Mehraufwande  FUi  die  algori  che 
Kanzlei  konnten  sich  «. I i * >  mutterländi  ohon  Organe  freilich  nicht  verschließen, 
weshalb  neuerdings  (erstmals  Für  1910)  im  Budgel  dei  Mini  terium  de  [nnern 
eine  Mehrausgabe  von  40.000  Fr.  für  das  Bureau  vom  Parlamenl  bewilligt  winde''' 
Somit  isi  die  Kontrolle  über  die  algerische  Verwaltung  seit  L896  in  ihrem  We  en 

unverändert  geblieben.     Rechtlioh  tragen   die  Verantwortung  vor  dem   Parh »nl 

nur   »Km-   Minister   des    [nnern    und   für    die    wenigen    noch    angegliederten  ver 
waltungszweige  die  betreffenden  Fachminister.  Tatsächlich  jedoch  wird  der  ( reneral- 
gouverneur  durch  diese  Verantwortung  der  Minister  nicht  völlig  gedeckt,  und  so  hat 
sich   neben   der  Verantwortlichkeit    der    Minister   eine    parlamentarische    \  erant- 
wortlichkeit  des  Generalgouverneurs  entwickelt.     Diese  Verantwortlichkeit  besitzl 

allerdings   nur   subsidiäre  Bedeutung,    d.  h.    sie    kann    nur   geltend   gemacht    werden, 

wenn  die  Ministerverantwortlichkeit  versaut,  aber  sie  ist  (dien  doch  vorhanden.') 


')  Dafi  die  Algerier  auf  diese  Weise  das  Bureau    tu  Abhängigkeil    von  <1<  r  algerischen   Ver- 
waltung  bringen  wollten,    darüber   läßt   die  Begründung   in  den  Delegationen  keinen  Zweifel 
que  nous    voudrions,    o'est    im    delcguc   dn  Gouverneur  gencral  de  L'Algdrie,  un  haut  fonetionnaire 
alg^rien,  Charge*  par  Ie  Gouverneur  de  däfendre  ses  inte'rfits  dans  le>  differents  ministeres  et  ayant 
entree  au  Conseil  d'Etat". 

2)  Was  die  mutterländischen  Organe  zurückwiesen,  war  nur  der  Beitrag  en  ganz  bestimmter 
Verwendung,  gegen  einen  Beitrag  Algeriens  zur  Mutterlandsverwaltung  überhaupt  hatten  sie  nichts 
einzuwenden,  „si  L'on  estime  indispensable  de  lni  (la  colonie)  demander  une  partieipation,  celle-ci 
ue  peut  consister  qu'en  une  eontrilmtion  auz  depenses  d'administration  generale  ou  de  souverainete 
que  la  loi  de  finances  m&ropolitaine  lui  imposerait,  sans  affeetation  speciale"  äußert  Millies-Lacroix 
in  seinem  Bericht  zum  Genehmigungsgesetz  für  190(>.  So  erklärt  es  sich,  wenn  die  Regierung  nicht 
widersprach,  als  die  Finanzdelegationen  im  Jahre  1909  die  Summe  von  neuem  unter  der  allgemeinen 
Bezeichnung  „Beitrag  Algeriens  zu  den  Ausgaben  der  allgemeinen  Mutterlandsverwaltung  in  den 
algerischen  Angelegenheiten"  bewilligten,  zumal  die  Summe  unter  die  obligatorischen  Ausgaben 
eingestellt  werden  sollte,  so  daß  der  Beitrag  ohne  Zustimmung  der  Regierung  nicht  mehr  gekürzt 
werden  konnte.  Auch  die  Deputiertenkammer  stimmte  dieser  Lösung  zu,  indem  sie  die  Festlegung 
des  obligatorischen  Charakters  des  Beitrags  in  dem  Entwurf  zum  Autorisationsgesetz  für  1910  (Art.  lfi) 
billigte.  Die  Senatskommission  aber  lehnte  den  Artikel  ab,  weil  ihr  die  Annahme  eines  Beitrages 
der  Kolonie  auch  in  dieser  Form  noch  als  unzulässig  erschien,  (Rapport  Labrousse,  Senat,  Sess. 
extr.,  Seanee  du  28  dec.  1909,  ann.  n°  311,  J.  off.  S.  73).  Und  so  mußten  sich  die  Regierung  und 
die  Deputiertenkammer  damit  begnügen,  die  Mehrausgabe  eben  ins  allgemeine  Staatsbudget  einzu- 
stellen (2J  Rapport  Saumande,  Ch.  des  dep.,  Sess.  extr.,  2e  seanee  du  30  dec.  1909,  n°  2971, 
J.  off.  S.  383  und  Kapitel  1  des  Ministeriums  des  Innern  im  allgemeinen  Staatsbudget).  Der  Er- 
gänzungsbericht  der  Deputiertenkammer  machte  den  Vorbehalt,  daß  die  Ausgabe  durch  einen  Beitrag 
des  algerischen  Budgets  gedeckt  werden  solle  („dans  la  pensee  d'inscrire  aux  recettes  d'ordre  une 
somme  egale  provenant  du  budget  de  l'Algerie").  Allein,  in  dem  neusten  algerischen  Budget  hat 
mau  von  der  Einstellung  eines  Beitrags  Abstand  genommen  (Siehe  auch  den  Rapport  Saumande 
zum  Genehmigungsgesetz  für  1911,  Ch.  des  dep.,  Sess.  extr.  lie  seanee  du  15  dec.  1910,  ann.  n° 
584,  J.  off.  S.  203). 

3)  Das  zeigte  sich  im  Verlauf  der  seit  einer  Reihe  von  Jahren  spielenden  Wenza-Angelegenheit. 
Die  Verteidigung  der  Vorlage  über  die  vom  Parlament  zu  genehmigende  Bahnkonzession  lag  fast 
ausschließlich  auf  den  Schultern  des  Generalgouverneurs  Jonnart.  Als  dann  im  April  1910  die 
Sozialisten  die  Vertagung  der  Entscheidung  in  der  Kammer  durchsetzten,  dachte  der  General- 
gouverneur, der  diesen  Beschluß  als  persönliche  Niederlage  empfand,  ernstlich  daran,  zurückzu- 
treten:     „Ce    n'etait    point    un    mystere     que    le    gouverneur  general   etait  resoln  ä  demissionner." 

Gmelin,  Verfassungsentwicklung  von   Algerien.  £o 
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iiml  insoforn  i~t  der  Generalgouverneur  als  ein  außerhalb  dea  Kabinette  Btehender 
dem   Parlament  verantwortlicher  Provinzialminister  anzusehen.  -— 


II.  Das  Parlament  und  die  algerische  Selbstverwaltung. 

/.   Die  Form  der  Parlamentskontrolle. 

\.  Die  außerordentliche  Kontrolle. 

Während  die  Stellung  des  Generalgouverneurs  seit  18U6  ununterbrochen  in 
der  einmal  eingeschlagenen  Richtung  ausgebaut  wurde,  ist  die  Weiterentwicklung 
der  algerischen   Selbstverwaltung   nicht   ohne  Hemmungen    und  Rückschläge   vor 

sich  »i'»;iiii;v!i.  1  )as  mag  zum  Teil  daraus  zu  erklären  sein,  daß  die  Fortbildung 
der  algerischen  Selbstverwaltung  durch  politische  Bedenken  aufgehalten  wurde, 
die  bei  der  Verstärkung  der  Stellung  des  Generalgouverneurs  nicht  mitspielen 
konnten,  zum  Teil  mag  es  damit  zusammenhängen,  daß  das  Gesetz  von  1900  das 
Parlament  aus  der  Kontrolle  des  algerischen  Budgets  nicht  völlig  ausgeschaltet 
hatte  An  der  Kontrolle  über  die  algerische  Finanzverwaltung  ist  das  Parlament 
in  doppelter  Weise  beteiligt:  einmal  durch  sein  Zustimmungsrecht  gegenüber  ge- 
wissen außerordentlichen  Verwaltungsakten  und  dann  durch  sein  Ermächtigungs- 
recht  für  die  Erhebung  der  algerischen  Steuern.  Die  außerordentliche  Kontrolle 
äußert  sich  gegenüber  zwei  Arten  von  Verwaltungsakten:  gegenüber  der  Kon- 
zession von  öffentlichen  Arbeiten  (insbesondere  von  Eisenbahnen)  und  gegenüber 
der  Aufnahme  von  Anleihen.1)  Da  die  Kontrolle  über  die  Konzession  öffentlicher 
Arbeiten  im  Zusammenhang  mit  dem  Eisenbahngesetz  (1 904 1  weiter  ausgestaltet 
wurde,2)  so  soll  an  dieser  Stelle  auf  die  Bestätigung  öffentlicher  Arbeiten  nicht 
weiter  eingegangen  werden.  Dagegen  ist  hier  ein  Wort  über  die  Kontrolle  der 
algerischen  Anleihen  am  Platze. 

Da  die  Einführung  der  Selbstverwaltung  in  Algerien  hauptsächlich  zu  dem 
Zwecke  geschah,  der  Kolonie  die  Aufnahme  einer  Anleihe  zu  ermöglichen,  so 
mußte  diese  Bestimmung  sehr  bald  zur  Anwendung  kommen.  Tatsächlich  faßte 
das  Generalgouvernement  gleich  nach  der  Erhebung  Algeriens  zum  Kommunal- 
verband die  Aufnahme  einer  Anleihe  ins  Auge;  man  dachte  zuerst  an  eine  An- 
leihe von  300  Millionen,   da  jedoch  eine  so  hohe  Anleihe  eine  jährliche  Belastung 


Kr  hat  diesen  Schritt  wohl  nur  mit  Bäcksicht  auf  die  durch  den  Kammerbeschluß  sehr  gereizte 
Stimmung  der  Kolonie  unterlassen.  (Vergl.  Quinzaine  coloniale  vom  10.  April  1910,  S.  243).  Noch  mehr 
zeigte  sich  der  politische  Charakter  des  Gouverneurpostens,  als  der  Generalgouverneur  bei  der 
Ende  Februar  1911  erfolgten  Demission  des  Kabinetts  Briand  wirklich  zurücktrat,  wobei  er  sein 
Gesuch  damit  begründete,  daß  er  befürchte,  unter  einer  neuen  Regierung'  nicht  die  Gedanken  der 
Ordnung  und  Beruhigung  durchführen  zu  können,  auf  denen  das  Briand"sche  Programm  beruhte. 
Der  Generalgouverneur  hat  sich  also  mit  dem  Kabinett  für  solidarisch  erklärt.  Übrigens  hängt  der 
plötzliche  Rücktritt  Jonnarts  nicht  nur  mit  dem  Kabinettswechsel  zusammen,  sondern  ist  auch  auf 
seine  Verstimmung  über  das  Scheitern  der  Wenza-Angelegenheit  zurückzuführen  (Siehe  Quinzaine 
col.  vom   10.  März  1911,  S.    149). 

')    ..Art.    1,   2.   des   Gesetzes  von   1900. 

2)  Siehe  unten    Dritter    Teil,   dritter  Abschnitt. 


des  algerischen  Budgets  i a    12  Millionen  IV    für  Zin      und  Tilgung  zahlu 

mit  sich  gebraohl  hätte,    sohlug    das  Generalgouvernement    vorei  I    nur  eine  An 
leihe   von    L00    Millionen    vor.1)      Dieser    Plan    wurde    von    den    Niohtkoloni  ton 
sympathisoh  aufgenommen,  dagegen  ompfahl  die  in  ihrer  Steuerang  I   vor  jedem 
woitaussohauenden    Unternehmen    BurUckschrookende    Koloni  tendelegation ,    die 

Lösung   der   Anleihefrage   aufzuschieben,    bis   ma mügende    Erfahrungen    über 

die  Steuerkraft  des  Landes  gesammeil  habe;   daraufhin  legte  das  Gouvernement 
im   November   1901   den  Delegationen  einen   Entwurf  über  eine  Anleihe  von  nur 
jo  Millionen   vor.      Trotz    dieser    vorsichtigen    Bemessung    des    Anleihebetri 
ward  (ItM-  Vorschlag   auch  jetzt  noch   von  den   Kolonisten    heftig  bekämpft :   den 
Nichtkolonisten   wiederum  ging  der  Vorschlag    nichl   weil   genug;  obwohl  sie  zu 
gaben,  daß  eine  Anleihe   von  ">0  Millionen    für  die  augenblicklichen   Bedürfe 
von  Algerien    genügte,    forderten    Bie  doch    den  Generalgouverneur   auf,    die  Er 
mächtigung  zur  Aufnahme  einer  Anleihe  von   100  Millionen  einzuholen,  damil  im 
Fall   »los    voraussichtlich    bald    zu    Zwecken    von    Eisenbahnbauten    eintretenden 
Mehrbedarfs  die  zweite  Rate  einfach  auf  Grund  eines  durch  Dekret  zu  bestätigen- 
den  Beschlusses   der   algerischen   Versammlungen   aufgenommen   werden    konnte. 
Da  das  Gouvernement  gegen  diese  Erweiterung   seines  Vorschlags  nichts  einzu- 
wenden   fand,    so    drang    der    Vorschlag    der    Nichtkolonisten    in    der    Vollver- 
sammlung durch.'2i 

Das  Parlament  versagte  indes  diesem  erweiterten  Vorschlag,  dem  auch 
das  Conseil  superieur  beigestimmt  hatte,  die  Genehmigung,  d.  h.  es  ermächtigte 
nur  zur  Aufnahme  von  50  Millionen.3)  Die  Ablehnung  des  algerischen  Vorschlags 
wurde  damit  begründet,  daß  erst  die  Ausarbeitung  des  Eisenbahnprogramms  ab- 
gewartet werden  solle;  der  wahre  Grund  für  dieses  Zurückgreifen  auf  den  Vor- 
schlag d"s  Generalgouverneurs  lag  aber  wohl  darin,  daß  der  Vorschlag  der 
algerischen  Versammlungen  eine  Abschwächung  der  parlamentarischen  Kontrolle 
bewirkt  hätte;  denn  wenn  das  Parlament  eine  derartig  weite  Ermächtigung  zur 
Aufnahme  von  Anleihen  erteilt  hätte,  wäre  Algerien  für  die  nächsten  Jahre  in 
seiner  Anleihepolitik  vom  Parlament  unabhängig"  geworden;  indem  das  Parlament 


')  Dardenne  S.  204  ff.  und  Peringuey  S.   140  ff. 

2)  „L'assemblee  pleniere  des  Delegation«  deeide : 

„11  sera  demande  au  Parlement  l'autorisation  d'emprunter  une  somme  globale  de  100  millions 
moyennant  an  taux  d'interet  qui  ne  devra  pas   exeeder  4°  0  amortissement  compris. 

„Elle  sera remboursable  dans  un  delai  minimum  de  60  ans,  50  millions  seront  r ealis.' s 
i  in  ni  t'diatement  par  fractions  annuelles  de  10  millions  et  dans  des  conditions  qui  permettronl 
d'appeler  le  plus  grand  nombre  de  coneurrents,  et  avec  faeulte  de  remboursement  dans  im  delai 
aussi   couxt  que  possible.     Ils  seront  employes  comme  suit: 

Travanx  publica 31000  000 

Colonisation 12  900  000 

Forets 6100  000 

50C00  000   flaues. 
„Les  50  autres  millions  seront  realises  ulterieurement  apres  antorisation  par 
(b'ent    rendu    sur  rapport    des  ministres    eompetents."      (Delegations    financieres,    Session   extraord., 
Proets-verbaux   S.    113). 

3)  Gesetz  vom   7.  April   1002  (Bulletin  des  lois  2353,  n°  41595). 

23* 
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die  Ermächtigung  nur  für  die  augenblicklich  erforderliche  Summe  erteilte,  wahrte 
c-  sich  die  Kontrolle  über  die  algerische  Anleihepolitik.  Das  Parlament  hat 
inzwischen    Gelegenheil    gefunden,    diese    Aufsichtsbefugnis    wieder   zu    betätigen. 

I  >;i    die    Mittel    aus   der   Anleihe    von    1902    etwas    planlos    verausgabt    wurden.'      bo 


')  Das  Gouvernement  hatte  nämlich  noch  keinen  genauen  Plan  über  die  Verausgabung  des 
Anleihekapitals  aufstellen  können,  bevor  <lie  erste  Rate  der  Anleihe  verfügbar  wurde.  Dahi 
langte  «las  von  den  algerischen  Versammlungen  genehmigte  Programm  über  die  Verwendung  des 
ersten  Teils  der  Anleihe  nur  anvollkommen  zur  Ausführung ;  nur  die  Arbeiten,  die  keiner  umständ- 
lichen Vorbereitung  bedurften,  wie  /..  Ii.  Straßenbauten,  konnten  gleich  in  Angriff  genommen  werden, 
dagegen  bÜeben  schwierige  Arbeiten,  wie  Hafen  hauten  und  Bewässerungsanlagen,  anerledigt,  weil 
es  an  den  nötigen  Plänen  fehlte  (l)ardenne  S.  2 1  f»  ff.  und  Chamboredon  S.  '20.'>  ff.).  Bo  wurden 
die    Anleihesummen,    um    sie    Überhaupt   ZU    verwenden,    grade    für   die    weniger   drängenden    Aufgaben 

verausgabt.    Die  algerischen  Versammlungen,  die  es  natürlich  an  Vorwürfen  gegen  das  Gouvernement 

nicht  fehlen  ließen,  sahen  sich  schließlich  genötigt,  zu  einer  neuen  Anleihe  zu  schreiten,  damit  die 
vielen  kleinen  Arbeiten,  mit  denen  man  in  Ermangelung  eine-  großzügigen  Programms  begonnen 
hatte,  beendigt  und  auch  größere  Aufgaben,  wie  namentlich  der  Ausbau  des  Eisenbahnnetzes  aus- 
geführt werden  konnten.  Immerhin  waren  die  bei  der  Verwendung  der  ersten  Anleihe  entstandenen 
Schwierigkeiten  auch  von  einer  günstigen  Folge  für  die  Algerier  begleitet,  indem  >ie  nämlich  zu 
einer  Änderung  der  Bestimmungen  über  die  Verwendung  der  freien  Fonds  Anlaß  gaben.  Nach  dem 
Gesetz  von  1900  (Art.  13,  1)  rlossen  die  freien  Fonds  alle  in  den  Staatsschatz,  gerade  wie  die 
freien  Fonds  der  Departements.  Dadurch  ging  Algerien  wie  die  Departements  der  Zinsen  dieser 
Fonds  verlustig  (siehe  z.B.  Block,  Dictionnaire  de  l'administration  francaise.  1905,  Bd.  I  8.  1113). 
Ebenso  bestimmte  das  Anleihegesetz  von  1902  (Art.  3),  daß  die  einzelnen  realisierten  Anleihebeträge 
dem  Staatsschatz  zufließen  sollten.  Beim  Abschluß  eines  Finanzjahrs  sollte  dann  aus  diesen  Be- 
trägen gerade  nur  die  Stimme  entnommen  werden,  die  nötig  war.  um  die  gemachten  Ausgaben  zu 
decken.  Ein  Übertrag  von  Anleiheneinnahmen  auf  folgende  Budgets  —  wie  es  der  Kegieningscntwurf 
zulassen  wollte  —  wurde  dadurch  ausgeschlossen.  Da  nun  —  infolge  des  unvollständigen  Programms 
für  die  Verwendung  der  Anleihe  —  schon  im  ersten  Jahr  statt  5  Millionen  nur  etwas  über  3  Mil- 
lionen aufgebraucht  wurden,  so  erwuchs  Algerien  aus  diesem  Brachliegen  des  Kapitals  ein  nicht 
unbeträchtlicher  Schaden.  Dieser  Nachteil  wurde  nun  dem  Wunsche  der  algerischen  Versammlungen 
entsprechend  durch  das  Gesetz  betr.   die  Steuererhebung  für   1906  beseitigt: 

Art.  19.  Le  premier  alinea  de  l'article  13  de  la  loi  du  19  decembre  1900  portant  cn'ation 
d'un  budget  special  pour  l'Algerie,  est  moditie  ainsi  qu'il   suit: 

Les  fonds  libres  de  l'Algerie  sont  obligatoirement  verses  en  compte  courant  au  tresor,  au 
meme   titre  que  les  fonds  libres  des   departements. 

Exception  est  faite  toutefois: 

1°  Pour  les  fonds  d'emprunt  momentanement  Bans  emploi; 

2°  Pour  les  sommes  copstituant  le  fonds  de  reserve  proprement  dit,  sous  deduetion  toutefois 
des  cinq  premiers  millions; 

3°  Pour  les  excedents  de  recettes,  constates  lors  du  reglement  de  chaque  exercice,  et  qui 
peuvent  etre  affectes  ä  des  travaux  d'interet  general,  conformement  ä  l'article  4  de  la  loi  du  23  juillet 
1904. 

Les  fonds  mentionnes  atix  trois  paragraphes  precedents,  peuvent  etre  places  en  valeurs  de 
l'Etat  (rentes,   bons  du  Tresor,  obligations  du  Tresor  ä  court  terme)  et  en  valeurs   de  l'Algerie. 

Toutefois  les  placements  en  valeurs  de  l'Algerie  ne  peuvent  en  totalite,  representer  plus 
de  la  moitie  des  fonds  places,  ni  exceder  la  somme  de  cinq  millions  de  francs. 

Les  placements  en  rente  sur  l'Etat  et  la  realisation  des  fonds  ainsi  places  doivent  etre  effec- 
tut's   avec  l'autorisation  du  ministre  des  finances. 

Dadurch  ist  Algerien  die  selbständige  Anlage  der  freien  Fonds  ermöglicht  worden;  wie  be- 
deutsam diese  Änderung  wirkt,  ersieht  man  daraus,  daß  im  Etat  für  1911  unter  den  Einnahmen 
in  §  5  (ßessources  exceptionnelles)  die  „Interets  des  fonds  libres  de  l'Algerie  dont  le  placement 
est  autorise"   auf  600000  Fr.  veranschlagt  sind. 


machte   sieh  sohon    nach  wenigen  Jahren    da     UodUrfni     nach  einer  neuen,   weil 
höheren  Anleihe  geltend,    Die  Kinanzdclogationon  \roran  chlagten  in  der  Frühjahi 
srssion   l!i(>7  dir  cur  Beendigung  der  in  Angriff  genommenen  und  zur  Ausführung 
neuer  Arbeiten,    namentlich   Für   den  Au  bau    'I.      1.1  enbahnnetze      erforderliche 
Summe  auf   175  Millionen.     Die  Aufnahme  einer  derart   hohen  Anleihe  nräre  für 
Algorieu  trotz  der  günstigen  Entwicklung  seiner  Finanzen  nicht  ganz  unbedenklich 
gewesen,  wenn  die  algerische  Volksvertretung  nicht  gleichzeitig  eine  Tabaksteuer 
eingeführt  htftte,1)  deren  Ertrag  zusammen  mit  den  zu  erwartenden  Überseht! 
ilie  eintretende  Mehrbelastung  \oll  zudecken  versprach.2)    Daher  isl  es  zu 
stehen,    wenn   das  Parlament    kein   Bedenken    trug,    Algerien   /.ur  Aufnahme    der 
Anleihe    in   der   vorgeschlagenen    Höhe    zu   ermächtigen    (Gesetz    vom    26.    Fe 
bruar   I908.3) 

H.  Die  ordentliche  Kontrolle. 
Die  Bestätigungsbefugnis  des  Parlaments  gegenüber  den  algerischen  Anleihen 
ist  mm  aber'  nicht  die  wichtigste  Form  der  Teilnahme  des  Parlaments  an  der 
algerischen  Finanzverwaltung;  denn  die  Aufnahme  einer  Anleihe  bedeutet  doch 
nur  eine  außerordentliche  Finanzoperation,  zu  der  normalerweise  selten 
geschritten  wird.  Eine  größere  Bedeutung  kommt  der  dem  Parlament  im  Gesetz 
von  1900  eingeräumten  Mitwirkung  bei  dv{'  regelmäßigen  Finanzverwaltung 
Algeriens  zu,  nämlich  dem  Recht  der  jährlichen  Ermächtigung  zur  Erhebung  der 
algerischen  Steuern.4)  Mit  diesem  Vorbehalt  der  parlamentarischen  Ermächtigung 
zur  Erhebung  der  algerischen  Einnahmen  hatten  die  Urheber  des  Gesetzes  von 
1900  freilich  nichts  anderes  beabsichtigt,  als  dem  Parlament  eine  allgemeine 
Aufsicht  über  die  algerischen  Finanzen  zu  sichern3);  aber  es  zeigte  sich  bald. 
daß  sieh  die  Volksvertretung  nicht  mit  einer  oberrläehliehen  Kontrolle  begnügte, 
sondern  eine  genaue  Prüfung  der  algerischen  Steuerkraft  als  ihr  Recht  in  An- 
spruch nahm.'1)  Dies  Bestreben  kam  schon  darin  zum  Ausdruck,  daß  die 
Berichterstatter  der  Kammer  (und  auch  des  Senats)  regelmäßig  den  Vorwurf 
gegen    die    Regierung    erhoben,    den    Gesetzentwurl    betr.    die    Ermächtigung   zur 


1  Die  Tabakbesteuerung  wurde  bestätigt  durch  die  Dekrete  vom  25.  Oktober  und  vom 
25.  November   1906  (Est.  et  Lef.   1906,  S.  92  f.). 

2)  Im  Budget  für  1911  ist  (in  §  1,  6°  der  Einnahmetabelle)  der  Ertrag  der  Tabaksteuer  auf 
5413  S50  Fr.  veranschlagt. 

3)  Est.  et  Lef.    1908.  S.  2Ö-2. 
4J  Art.  10,  3. 

')   Siehe   oben   S.  327. 

')  Man  darf  sieh  nicht  dadurch  irreführen  lassen,  daß  der  Entwurf  zu  dem  Ermächtigungsgesetz 
im  Plenum  beider  Kammern  jeweils  sehr  rasch,  in  der  Kegel  ohne  jede  Debatte,  erledigt  zu  werden 
pflegt  (1901.  Chambre  Debats,  Sess.  extr.  J.  off.  S.  2843;  1902  Chambre  S.  3288;  Senat  S.  12S4; 
L903  Chambre  S.  3288,  Senat  S.  1731;  1904  Chambre  S.  3112;  Senat  S.  1148:  1905  Chambre 
S.  3716;  Senat  S.  1758;  1906  Chambre  S.  3105;  Senat  S.  1203;  1907  Chambre  S.  2954:  Sediat 
S.  1144;  1908  Chambre  S.  2503;  1909  Chambre  S.  :152t:  Senat  S.  1279).  Die  debattelose  An- 
nahme im  Plenum  hängt  wohl  damit  zusammen,  daß  das  Gesetz  immer  erst  im  Dezember  zur  Ver- 
handlung gelangt,  also  in  einem  Zeitpunkt,  da  die  Kammern  mit  der  Beratung  des  Mutterlands- 
budgets vollauf  beschäftigt  sind.  Die  Hauptfrage  ist,  wie  sich  die  Kommissionen  zu  einem  Entwurf 
verhalten,  denn  das  Schwergewicht  der  parlamentarischen  Arbeit  liegt  in  den  Kommissionen,  deren 
Tätigkeit   oftmals   über  die   Bedeutung  einer  bloß  vorbereitenden  Tätigkeit  hinausseht. 
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Erhebung  der  algerischen  Einnahmen  zu  Bpäi  einzubringen.1  Der  Vorwurf  war 
an  sich  nicht  ungerechtfertigt,  denn  tatsächlich  wurde  der  Entwurf  der  Deputierten- 
kammer in  tlfii  ersten  Jahren  immer  ersl  Ende  November  vorgelegt,  so  daLJ  die 
Kammern  Hals  über  Kopf  über  den  Entwurf  beschließen  mußten,  damit  das 
Budget  am   L.Januar  in  Kraft  treten  konnte. 

Diese  verspätete  Vorlage  hatte  ihren  Grund  jedoch  nicht  etwa  in  der  Ab- 
sicht der  Regierung,  eine  genaue  Prüfung  der  algerischen  Finanzen  zu  ver- 
hindern, sondern  sie  ist  sehr  einfach  aus  der  etwas  Bpäten  Berufung  der 
algerischen  Versammlungen  zu  erklären:  da  die  Sitzungen  der  Finanzdelegationen 
im  Mai  und  die  des  Conseil  superieur,  das  ja  nicht  zu  gleicher  Zeit  mit  den 
Finanzdelegationen  tagen  konnte,  im  Juni  stattfanden,  so  erhielt  der  »Staatsrat, 
dessen  Bestätigung  die  Einnahmebewilligungen  der  algerischen  Versammlungen 
unterliegen,2)  erst  im  Juli  Kenntnis  von  den  Beschlüssen  der  algerischen  Ver- 
sammlungen. Nun  pflegte  er,  weil  die  Ferien  dazwischen  kamen,  die  Prüfung 
auf  den  Oktober  zu  verschieben  und  die  Bestätigung  erst  inj  November  aus- 
zusprechen, so  daß  die  Vorlage  beim  Parlament  erst  Ende  des  Monats  eingebracht 
werden  konnte.3) 

Das  hätte  nun  zu  keinen  Unzuträglichkeiten  geführt,  wenn  das  Parlament 
sich  an  einer  rein  förmlichen  Kontrolle  hätte  genügen  lassen,  so  wie  das 
britische  Parlament  gegenüber  dem  indischen  Budget;  allein  die  französische 
Volksvertretung  faßte  ihre  Aufgabo  ernster  auf;  die  Berichterstatter  drängten  die 
Regierung  immer  von  neuem,  die  Vorlage  früher  zu  machen  und  ihnen  so  eine 
wirkliche  Kontrolle  der  algerischen  Verwaltung  zu  ermöglichen.4  bis  die 
Regierung  sich  schließlich  dazu  bequemte,  die  Finanzdelegationen  so  zeitig  zu 
berufen,  daß  die  Vorlage  (erstmals  1905)  schon  im  Sommer  an  die  Kammer 
gelangen   konnte.5)     Jetzt    war    den   Berichterstattern    die    nötige  Muße    gegeben. 


')  Rapport  Le  Moigne,  Chambre  des  dep.,  Sess.  extraord.  de  1901.  8.  1  f.,  Rapport  Berthet, 
Chambre  des  dep.,  Sess.  extraord.  de  1902,  n°  562,  S.  1  ff.,  Rapport  Antonin  Dubost,  Senat.  S 
extraord.  de  1902,  n°  394,  S.  2:  „.  .  laissant  ainsi  aux  dem  Chambres  un  delai  de  quelques  jours 
ä  peine  pour  l'examiner,  alors  qu'une  t'tude  approfondie  des  finances  algeriennes  Bereit  necessaire 
avant  le  vote  de  ce  projet  et  exigerait  un  temps  beaueoup  plus  considerable."  Die  gleiche  Klage 
wiederholt  der  Rapport  de  La  Batut,  Chambre  des  dep.,  Sess.  extraord.  de  1903.  n°  1344.  B.  1  ff. 
und  der  Rapport  Jules  Legrand,  Sess.  extraord.  de  1901,  n°  2124.  S.  3  ff. 

2)  Art.  10,  2   des  Gesetzes  von   1900. 

3)  Siehe  Rapport  de  La  Batut,  S.  84  ff. 

4)  ,.11  serait  eVidemment  perilleux,  meme  au  point  de  vue  des  Lnterets  algeriens,  de  mettre 
tous  les  ans  le  Parlement  dans  la  quasi-impossibilite  d'exercer  *ur  h-s  finances  algeriennes  le  eon- 
trole  dont  il  est  Charge  par  la  loi  et  nous  invitons  le  Gouvernement  ä  mieux  prendre.  pour 
l'avenir,  ses  dispositions."  Rapport  Le  Moigne,  Chambre  des  dep.,  Sess.  extraord.  de  1901.  S.  2. 
Als  die  wiederholten  Klagen  nichts  halfen,  drohte  die  Budgetkommission  mit  der  Verweigerung  der 
Berichterstattung:  „Votre  Commission  .  .  .  serait  onanime  a  refuser  de  rapporter  d'une  maniere 
aussi  hätive  un  projet  qui  lui  serait  presentc  une  troisieme  fois  dans  de  pareilles  conditions." 
Rapport  Berthet,  Sess.  extraord.  de   1902,  n°  562,  S.  2  f. 

5)  Es  soll  nicht  verschwiegen  werden,    daß  auch  die  Finanzdelegationen   sich  gegen  ihre  Be- 
rufung im  Juni  aussprachen  und  die  Verlegung  der  Session   auf  den  Januar  oder  Februar  forderten. 
aber    sie    wünschten    diese    Änderung    natürlich    nicht,    um    eine    stärkere    Parlamentskontrolle    zu 
ermöglichen,   sondern  weil  ihnen   die  sommerliche  Tagung  beschwerlich  war.     Gegen  eine  Spätherbst- 
ton   hätten    sie    nichts    einzuwenden    gehabt,    aber  das   Gesetz    hatte   eben   die  Budgetbewilligung 

im  ersten  Halbjahr  vorgeschrieben. 
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si.li    in   die   verschiedenen   algori  chon    Prägen    einzuarbeiten,    und      ic    nai  liten 
\ du  dieser  Möglichkeit  in  so  au  giebigem  Maße  Gebrauch,  daß  die  Berichte  über 
Algerien  au  immer  ansehnlicheren  Bänden  anschwollon,     Der  eigentliche  Gegen 
stand  des  Beriohts,  der  Entwurf  betr    die  Ermächtigung  cur  Steuererhebung  trat 
in  diesen   Beriohten    mehr   und  mehr  in  den  Hintergrund,')   er  gab  den  Bericht 
erstatten)    nur   den  Vorwand    dazu    ab,   zu    allen   die  Verwaltung   und   die   Wirt 
BchaftBvorhältnisse  Algeriens   berührenden   Fraeon  Stellung  zu  nehmen. 


'2.   />/>  Gefährdung  der  algerischen  Selbstverwaltung  durch  die  ordentliche  Parlament  - 
hontrolle  und  durch  die  Gesetzgebung. 

A.  1  in  Bereich  der  Ausgabenbewilligung. 

a)  Auslegung  des  Grundgesetzes  von    L900. 

In  Algerien  begegnete  man  dieser  wachsenden  Einmischung  des  Parlaments 
in  die  Einzelheiten  der  algerischen  Verwaltung  mit  begreiflichem  Mißtrauen, 
denn  man  erkannte  recht  wohl  die  darin  liegende  Bedrohung  der  algerischen 
Selbstverwaltung.     Dessoliers    sprach  nicht  zu  Unrecht  die  Befürchtung  aus,   das 

Parlament  werde  auf  diesem  Wege  allmählich  die  Initiative  der  Finanzdelegat] >n 

ihrer  Bedeutung  berauben.2)  Denn,  wo  die  vom  Parlament  ausgehenden  Vor- 
sehläge von  denen  der  algerischen  Versammlungen  abwichen,  würde  die  Re- 
giorung  natürlich  denen  des  Parlaments  den  Vorzug  geben,  weil  sie  gegenüber 
dem  Parlament  und  nicht  gegenüber  den  Delegationen  verantwortlich  sei.3)  Aber 
die  Hauptgefahr  lag  nicht  sowohl  in  der  Beeinträchtigung  der  Initiative  der 
Finanzdelegationen,  als  vielmehr  in  der  möglichen  Beschränkung  des  Bewilligungs- 
rechts der  algerischen  Versammlungen  durch  das  Parlament.4) 


')  „Dans  ce  rapport,  ce  dont  il  est  le  moins  question,  c'est  de  l'autorisation  elle-menie. 
TA'erivain  cn  prend  seulement  pretexte  pour  exercer,  ati  noni  du  parlement,  le  droit  d'initiat ivc 
(Uli,  selon  M.  Berthelot,  nous  etait  eependant  exelusivement  reservi'-e."  Etapport  De  Solliers,  Di'li '•- 
gations  finane.ie.res,  Sess.  de  mars   1904,  8.  7. 

2)  „Nous  aboutissons  ainsi  ä  un  soi-disant  partage  entre  le  parlement  et  les  conseils  locaux, 
partage  dans  lequel,  si  l'on  voit  bien  ce  qu'il  y  a  pour  nous  ä  perdre,  on  ne  distingue  nullement 
ce  que  nous  pouvons  gagner."    Ebenda. 

3)  „.  .  entre  les  Observation«  presente^es  par  la  commission  du  budget  de  la  metropole  et 
Celles  emanant  des  assembh'es  algeriennes,  le  gouvernement  n'hesitera  pas  dans  son  eboix  et  .  .  il 
ne  prendra  en  consideration  que  Celles  presentees  par  la  commission  du  budget  de  la  metropole, 
puisque  c'est  devant  le  parlement  et  non  devant  les  delegations  financieres  qu'il  est  responsable." 
Ebenda  S.  7  f. 

4)  Man  muß  sich  jedoch  davor  hüten,  in  einer  rein  kontrollierenden  Handlung  des  Parlaments 
eine  Einschränkung  des  Bewilligungsrechts  zu  erblicken.  Dessoliers  ging  zu  weit,  wenn  er  dem 
Parlament  daraus  einen  Vorwurf  machte,  daß  es  einige  Einnahmeposten  im  algerischen  Budget  für 
1903  —  nämlich  24  Millionen,  die  die  Algerier  aus  der  Umgestaltung  der  Eisenbahnverwaltung  er- 
warteten, und  270  000  Er.  aus  dem  Verkauf  von  beweglichem  Eigentum  —  gestrichen  hatte 
(Delegations  financieres,  Kapport  au  nom  de  la  commission  des  finances,  sess.  de  mai  1903,  S.  73  ff. 
und  Rapport  .  .  .  Sess.  de  mars  1904,  8.  10),  denn  zur  Übertragung  der  Verfügungsgewalt  über  die 
Eisenbahnen    an   Algerien    war    ein   Gesetz    nötig,    und    das  war  noch    in  Vorbereitung,    und  bei  den 
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Bedrohl  ist  das  Bewilligungsrechl  zunachsl  im  Bereich  der  Ausgauen.  1.- 
war  zwar  libextriebeo,  wenn  Dessoliere  befürchtete,  <la-  Parlament  werde  die 
Ausgaben  des  algerischen  Budgets,  an  denen  ea  etwas  auszusetzen  habe,  kurzer- 
hand abändern,1)  denn  dazu  fehlte  ihm  jede  rechtliche  Handhabe,3  das  Gesetz 
\  na  L900  stand  Bolchen  Eingriffen  in  die  Ausgabenseite  eines  Bchon  bewilligten 
Budgets  entgegen.  Aber  etwas  anderes  war  Behr  wohl  denkbar:  daß  das 
Parlament  einfach  für  die  noch  nicht  bewilligten  Budgets  die  Kategorien  der 
obligatorischen  Ausgaben  vermehrte,  bezw.  <lm  Höchstbeträge  der  Pflichtausgaben 
hinaufsetzte,  ohne  die  Zustimmung  der  algerischen  Versammlungen  abzuwarten. 
Man  wird  einwenden,  daß  Art.  5  des  Gesetzes  von  1900  dem  entgegensteht,  der 
eine  Erhöhung  der  obligatorischen  Ausgaben  über  die  gesetzlich  festgelegten 
Höchstbeträge  hinaus  von  der  Zustimmung  der  algerischen  Versammlungen  ab- 
hängig macht.  Aber  es  ist  eben  die  Frage,  ob  der  Art.  5  auch  eine  Schranke 
für  das  Parlament  darstellt.  Im  Mutterland  tritt  in  der  jüngsten  Zeil  mehr  und 
mehr  die  Auffassung  zu  'läge,  daß  das  Parlament  an  die  im  Gesetz  von  1900 
errichtete  Schranke  nicht  gebunden  sei  und  daher,  ohne  die  Zustimmung  der 
algerischen  Versammlungen  einzuholen,  dem  Landesbudget  obligatorische  Ausgaben 
auferlegen  könne.3) 

verkauften  Gütern  handelte  es  sich  uru  Gegenstände  der  Kriegs- 'und  Marineverwaltung,  der  Erlös 
daraus  mußte  daher  dem  Staate  zufallen  (Kapport  Antonio  Dubost  Senat,  Sess.  extr.  de  1902, 
n°  394.  S.  2  f.).  Das  Parlament  blieb  im  Kahmcn  seiner  kontrollierenden  Tätigkeit,  wenn  es  der- 
artige Einnahmeposten  beanstandete,  das  Bewilligungsrecht  der  algerischen  Versammlungen  i>t  durch 
diese  Streichung  nicht  angetastet  worden. 

')  Delegation*  tin..   Rapport,  sess.   de  mar-  1904,  S.  9. 

2)  Es  ist  nicht  richtig,  wenn  Dessoliers  meint:  ,.Ils  le  pourront  (nämlich  apporter  des  modi- 
fications  a  notre  budget)  incontestablement,  ear  les  memhres  de  no>  assemblees  legislatives  ont  im 
droit  natorel  d'amendement  but  toutes  les  propositions  soumises  a  leurs  deliberations  .  .  .."  denn 
nicht  das  ganze  Budget,  sondern  nur  die  Einnahmen  unterliegen  der  Nachprüfung  des  Parlaments, 
und  auch  diesen  gegenüber  ist  das  Amendementsrecht  des  Parlaments  durch  die  Kontrollfunktion 
auf  Beanstandungen  begrenzt. 

3)  Auf  dem  nordafrikanischen  Kongreß  hat  sich  der  frühere  Direktor  für  Algerien,  Brouillet, 
ganz  unverhüllt  zu  dieser  Auffassung  bekannt  („Quand  le  Parlement,  par  exemple,  vote  le  timl.rc 
ä  dix  Centimes,  ou  l'augmentation  des  traitements  d'une  categorie  de  fonetionnaires,  il  pent,  >'il 
veut,  imposer  la  n'forme  ä  l'Algerie  sans  la  consultation  ou  meine  contre  l'avis  des  Dölegations." 
Compte-rendu,  T.  I  S.  623).  Man  geht  bei  der  Verteidigung  dieser  Auffassung  gewöhnlich  davon 
aus,  daß  es  doch  ganz  in  der  Ordnung  sei.  wenn  Algerien,  Bobald  es  .-eine  wirtschaftliche  Lage  er 
laube,  zu  Beiträgen  für  die  noch  auf  dem  Mutterland  lastenden  algerischen  Ausgaben  (insbesondere 
für  Heeresausgaben)  herangezogen  werde.  ..Mais  si.  en  fait,  la  Situation  le  pennet,  en  tenant 
equitablement  compte  de  la  richesse  apparente  et  des  charges  latentes,  la  metropole  peut,  en  toute 
('•qniti'.  comme  ä  d'autres  colonies,  demander  im  contigent."  Brouillet  auf  dem  Congres  de  l'Afrique 
du  Nord,  1.  c.  S.  524.  Ähnlich  spriclit  sich  der  Berichterstatter  für  das  Autorisationsgesetz  für  1910 
in  der  Kammer,  Saumande,  aus:  „Si  on  a  donne"  ä  l'Algerie  son  autonomie  administrative  et  bud- 
g&aire,  c'est  uon  seulement  pour  favoriser  son  progres  £conomique  et  moral,  mais  aussi  pour  per- 
mettre  a  la  metropole  de  s'exonerer  des  charges  qu'elle  supporterait  di'sormais  sans  logique  et  -ans 
justice.  Du  moment  que  la  Situation  de  l'Algerie  est  prospere.  que  d'autre  pari,  eile  a  des  res- 
sources  considerables,  voire  meine  des  reserves,  il  y  a  lieu  de  rejeter  sur  eile  certaines  depenses 
auxquelles  il  lui  est  possible  des  aujourd'hui  de  faire  face."  Piche  Quinzaine  coloniale  vom 
25.  Dezember  1909,  S.  930  f.  Daß  die  Heranziehung  Algeriens  zu  solchen  Ausgaben  gerechtfertigt 
ist.  wird  niemand  bezweifeln:  aber  die  Frage  nach  der  rechtlichen  Zulässigkeit  ist  damit  nicht  he 
antwortet. 
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Wenn  man  *  1  i  *  *  Entstehungsgeschichte  de    Art   5  berück  ichtigt,    o  wird  man 

diese  Auffassung  nicht    ungerechtfertigt    finden.     Der  Regiei lentwurf   hatte   i 

dem    Generalgouverneur   überlassen,    in   dem    Budgetentwurf   die    obligatorischen 
Ausgaben  beliebig  hooh  anzusetzen;1)  um  der  Willkür  der  Verwaltungsbehörden 

eine    Sehranke    ZU    setzen,     hatte    die     Kammerkommission    die    Höchstbeträge   der 

obligatorischen  Ausgaben   im  Anhang  zum  Gesetz   von  1900  festgelegt      Auch  in 
dem  Bericht  zu  dem  kmiiniissioiiseiitwuiV  kommt  dieser  Gedanke  zum  Ausdruck,9) 

dagegen    wird    man    in    dem    Entwicklungsgang   (\r^  Artikels    vergeblich    nach    einem 

Anhaltspunkt  für  die  Annahme  suchen,  daß  das  Parlament  sich  Belbst  an  die  im 
Art.  5  aufgeführte  Schranke  binden  wollte.  Gleichwohl  scheint  mir  der  Art.  5 
zugleich  eine  Schranke  für  das  Parlament  ZU  bedeuten,  denn  er  spricht  doch 
sehr  unzweideutig  aus,  daß  die  Beträge  für  die  obligatorischen  Ausgaben  die 
Summen,  die  in  den  dem  gegenwärtigen  Gesetz  angehängten  Tabellen  eingetragen 
sind,  nicht  übersteigen  dürfen,  es  sei  denn,  daß  die  Finanzdelegationen  und  das 
Conseil  sup^rieur  für  das  vorangegangene  Etatsjahr  einen  höheren  Betrag  in  An 
erkennung  eines  dauernden  Bedürfnisses  bewilligt  hätten.3)  Ja,  man  kann  noch 
weiter  »(dien  und  aus  der  Schranke  für  die  Erhöhung  der  Höchstbeträge  der 
dem  algerischen  Budget  schon  auferlegten  Pflichtausgaben  die  wintere  Schranke 
ableiten,  daß  dem  algerischen  Budget  keine  neuen  Arten  von  Pflichtausgaben 
ohne  Zustimmung  der  algerischen   Versammlungen  auferlegt  werden  dürfen. 

Aber  freilich,  mit  der  Feststellung,  daß  das  Gesetz  von  lilOO  der  Aufer- 
legung obligatorischer  Ausgaben  ohne  Zustimmung  der  Algerier  entgegensteht, 
ist  in  praktischer  Hinsieht  nicht  viel  gewonnen;  denn  es  steht  gar  nichts  im  Wege, 
daß  das  Parlament  das  Gesetz  von  1900,  ohne  die  algerischen  Versammlungen 
zu  betragen,  ändert,  sei  es,  daß  es  das  Gesetz  ausdrücklich  ändert,  oder  daß  es 
das  Gesetz  einfach  unbeobachtet  läßt.  Es  ist  daher  sehr  wichtig;  zu  erfahren,  wie 
der  Gesetzgeber  selber  sich  zu  der  in  Art.  5  aufgestellten  Schranke  verhält.  Eine 
ganz  deutliche  Praxis  hat  sich  noch  nicht  herausgebildet.  Immerhin  hat  das  Parla- 
ment doch  in  der  Regel  die  Schranke  des  Art.  5  gegen  sich  selbst  gelten  lassen,  es 
hat  bei  der  Auferlegung  obligatorischer  Ausgaben  gewöhnlich  die  Zustimmung  der 
algerischen  Versammlungen  abgewartet.4)  Andererseits  sind  aber  doch  auch  mehrere 


')   Siehe  oben   S.  303  f.  und  Art.  3  in  Nr.  62   des  Anhangs. 

2)  Rapport  Berthelot,  S.  23:  „En  qualifiant  une  depense  obligatoire,  nous  n'entendons  pas 
qu'elle  soit  saus  limite,  pour  un  chiffre  que  l'administration  fixerait  arbitrairement." 

3)  .Siehe  den  Text  im  Anhang  Nr.  G3. 

4)  So  bei  der  Auferlegung  eines  Zuschusses  an  die  Postdampferlinien  im  Höchstbetrag  von 
•40000')  Fr.  durch  Art.  99  des  allgemeinen  Finanzgesetzes  für  1903.  Ferner  bei  der  Einreihung  der 
Eisenbahngarantien  im  Jahre  1904  (Siehe  unten  Dritter  Abschnitt)  und  eines  Zuschusses  an  die 
Pensionskasse  im  Jahre  1907  (Siehe  unten  b)  unter  die  obligatorischen  Ausgaben.  Endlich  ist  bei 
der  Gründung  der  Universität  Algier  (Gesetz  vom  30.  Dezember  1909,  Est.  et  Lef.  1909,  S.  491  ff., 
Sirey,   l>.  a.  1910,   8.  1015  ff.,    insbesondre  Art.  3)   das   Gesetz  von  1900  in  strengem   Sinne  ausgelegt 

n,  indem  die  Regierung  vor  der  Vorlegung  des  Universitätsgesetzes  im  Parlament  die  Zu- 
stimmung der  algerischen  Versammlungen  zu  der  durch  die  Gründung  bedingten  Vermehrung  der 
obligatorischen  Ausgaben  einholte.  Dies  Beispiel  verdient  wegen  der  in  den  letzten  Jahren  öfter 
vertretenen  Auffassung,  daß  Art.")  nur  für  die  Verwaltung  eine  Schranke  bedeute,  besonders  her- 
vorgehoben zu  werden.  Auch  der  Berichterstatter  in  der  Kammer,  Chaüley,  machte  sich  die  strenge 
Auslegung   zu    eigen:    „D'apres   la   loi  de  1900   les    depenees   d'enseignement    superieur   sont  bien 
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Fälle  zu  verzeichnen,  in  denen  die  Pflichtausgaben  ohne  Befragung  der  algerischen 
Volksvertretung  vermehrt  wurden  l)  Jedenfalls  ist  für  den  Sinn  des  Artikels  5 
die  Praxis  des  Parlaments  entscheidend;  wenn  die  einseitige  Auflage  obligatorischer 
Ausgaben  zur  Regel  würde,  bo  wäre  darin  eine  Änderung  des  Gesetzes  von  1900 
enthalten:  die  in  Art.  5  des  Gesetzes  gegebene  Schutzbestimmung  würde  ihrer 
rechtlichen  Bedeutung  zum  guten  Teil  entkleidet,  die  Garantie  gegenüber  »lern 
Gesetzgeber  würde  hinfällig  werden,  und  es  bestünde  nur  noch  die  Garantie 
gegenüber  der  Verwaltung  weiter. 

b)  Ein  Beispiel  „freiwilliger"  Übernahme  obligatorischer  Ausgaben. 
Freilich  trägt  auch  in  den  Fällen,  in  denen  die  Vermehrung  der  obligatorischen 
Ausgaben  von  der  Genehmigung  der  algerischen  Versammlungen  abhängig  ge- 
macht wird.  diese  Zustimmung  nicht  immer  den  Charakter  eines  freiwilligen  Ent- 
schlusses, wofür  der  Verlauf  der  Pensionskassenangelegenheit  als  Beispiel  dienen 
mag.  Wie  erinnerlich,  sind  durch  das  Gesetz  von  1900  (Art.  4i  der  Kolonie 
nur  die  Pensionen  für  die  Landesbeamten    auferlegt  worden,    und  für  diese  nur. 


rangees  parmi  les  depenses  obligatoires  .  .  .  Mais  nulle  defense  nouvelle,  nulle  augmentation 

de  cr^dits  ne  peut  etre  inserite  au  budget  saus  le  vote  forme!  des  delegation>.  <  »r.  e'est 
apres  entente  avec  les  delegations  que  le  ministre  a  deposd  le  j»r<>jit  de  1  < » I  qui  voos  est  soumis 
actuellement."     (Ch.  des  dep.,  Seance  du  24juin  1900.  ann.  n°  2597,  J.  oft  8.  1245). 

Weniger  skrupelhaft  zeigen  sich  die  Mutterlandsorgane,  wenn  dem  algerischen  Budget  durch 
Anwendung  eines  gesetzgeberischen  Aktes  auf  Algerien  mittelbar  Ausgaben  erwachsen.  Eine  solche 
indirekte  Vermehrung  der  Ausgaben  läuft  ja  auch  höchstens  dem  Geiste,  nicht  aber  dem  Bach- 
staben des  Gesetzes  von  1900  zuwider.  Um  so  interessanter  ist  es,  daß  das  Parlament  auch  Bchon 
in  solchen  Fällen  Zurückhaltung  geübt  hat.  Als  im  Jahre  1904  bei  der  Beratung  de-  Gesetzes 
über  die  Friedensrichter  die  Ausdehnung  dieses  Gesetzes  auf  Algerien  beantragt  wurde,  wies  man 
diesen  Antrag  zurück,  da  das  Gesetz  eine  Ausgabenvermehrung  mit  sieh  bringe,  und  es  daher  Sache 
der  Finanzdelegationen  sei,  die  Ausdehnung  des  Gesetzes  auf  Algerien  vorzuschlagen. 

')  So  wurden  durch  .las  Gesetz  vom  26.  Dezember  1908  betr.  das  allgemeine  Staatsbudget 
(Est.  et  Lef.  1908,  S.  348)  der  Kolonie  ohne  weiteres  die  Kosten  für  den  Transport  und  den  Unter- 
halt der  ans  Algerien  nach  Neu-Kaledonien  oder  Guyana  relegierten  Verbrecher  aurgebürdet  (Art.  61: 
Les  depenses  de  transport  et  d'entretien  en  Xouvelle-Caledonie  et  en  Guyane,  des  transportes  et 
relegues  de  provenance  d'Algerie  et  des  colonies  francaises,  sont  ;'i  la  charge  des  budgets  ii 
pays.  Toutefois,  pour  i'exercice  1 909,  l'Algerie  et  les  colonies  francais  en  ne  supporterout  quo  la 
moitie  de  ces  depenses).  Auch  die  Steigerung  des  Beitrags  der  Kolonie  zu  den  Kosten  des  Ein- 
gebornenunterrichts  ist  zum  Teil  ohne  Zustimmung  der  algerischen  Versammlungen  erfolgt;  bei 
Einführung  der  Selbstverwaltung  war  der  vom  Staat  den  Gemeinden  für  die  Eingebornenschulen 
zu  leistende  Beitrag  auf  40 — 80  °0  und  der  für  die  übrigen  Volksschulen  auf  15 — 80°  0  angesetzt. 
Durch  das  Autorisationsgesetz  vom  30.  Dezember  1903  wurde  der  Mindestbeitrag  der  Kolonie  auf 
50°/o  festgelegt.  Das  Autorisationsgeseti!  vom  29.  Dezember  1907  legte  in  Art.  16  im  Fall  der 
Bedürftigkeit  einer  Gemeinde  den  Ankauf  der  nötigen  Grundstücke  dem  algerischen  Budget  zur 
Last.  Nach  Art.  14  des  Autorisationsgesetzes  vom  21.  Dezember  1908  endlich  muß  das  algerische 
Budget  bei  Bedürftigkeit  einer  Gemeinde  die  Einrichtungskosten  der  Eingebornenschulen  ganz 
tragen  und  die  Einrichtungskosten  der  Hilfsschulen  ohne  Rücksicht  auf  Bedürftigkeit.  In  neue>tcr 
Zeit  denkt  man  daran,  ohne  Algerien  zu  befragen,  die  Subvention  Algeriens  für  die  Postdampfer- 
linien  zu  erhöhen.  Gegen  ein  derartiges,  dem  Gesetz  von  1900  zuwiderlaufendes  Verfahren  haben 
die  Finanzdelegationen    schon    öfter   Verwahrung   eingelegt;    so   hat    die   Nichtkolonistendelegation 

mehrmals  den  Wunschantrag    angenommen:   ä  ce    qu'aucune  loi  finan  eiere    ne    soit  appliquee 

sans  que  les  assemblees  financieres  aient  ete  consult^es."  (Sess.  de  mars  1908,  Sitzung  vom  24.  März, 
Proces-verbaux   S.  ."',2  f.  und   Sess.   de  mai  1909.   Sitzung  vom    14.  Mai,   Proces-verbaux  S.  22  f.). 
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■oweil  Bioh  ihre  Ansprüche  auf  die  nach  dem    I.Januar  1901    geleisteten  Dien  te 
beziehen.     Dadurch  wox  der  Eintritt  der  vollen  Belastung   mil  den  Pensionen  für 

das  algerische  Budget  um  mehrere  Jahrzehnte  hinausgcz irt.     !>!'•  Vorteile  der 

Übernahme  der  Pensionsverpflichtungen  iedoch  genoß  Algerien  \<»n  Anfang  an. 
in  der  Form  «I «m-  ihm  zufließenden  Gehaltsabzüge  der  Landesbeamten,  So  kam 
es,  dal.!  dem  ersten  von  den  algerischen  Versammlungen  restge  teilten  algerischen 
Budget  (für  1902)  370000  Fr.  an  Gehaltsabzügen  zuflössen,  während  nur  8000  Fr. 
Pensionen  auf  ihm  lasteten.  Dieses  Mißverhältnis  /.wischen  den  im  Hinblick  au! 
die  späteren  Pensionsansprüche  geschehenden  Gehaltsabzügen  und  den  Bchon 
jetzt  zu  Leistenden  Pensionen  fiel  den  algerischen  Versammlungen  Boforl  auf,  da 
hör  stimmte  sowohl  die  Vollversammlung  der  Finanzdelegationen  wie  daa  Conseil 
Buperieur  einer  von  der  Kolonistendelegation  ausgehenden  Anregung  zu,  man 
möge  den  Betrag  der  Gehaltsabzüge  liis  zur  Begründung  einer  algerischen 
Pensionskasse  einem  besondern  Reservefonds  überweisen.1)  Dem  entsprechend 
wurde  in  das  Budget  für  1902  der  Betrag  von  370000  Fr.  als  Reserve  Für  die 
algerischen  Pensionen  eingestellt.  In  den  Budgets  für  1903  und  1904  kehrte  der 
Besten  wieder,  ja  die  algerischen  Versammlungen  bewilligten  sogar  noch  einen 
Zuschuß  zu  dem  Pensionsfonds,  den  sie  im  Jahre  1903  aus  eigenem  Antrieb 
auf  200  000  Fr.  erhöhten. 

Mittlerweile  war  zur  Verteilung  der  Pensionslast  für  die  am  1.  Januar  1901 
im  Dienst  befindlichen  Beamten  zwischen  dem  Mutterland  und  Algerien  die  in 
Art.  4  des  Gesetzes  von  1 5)00  vorgesehene  Verordnung  ergangen  (7.  Juni  1902  .- 
Die  Regelung  der  Bensionsverhältnisse  derjenigen  Landesbeamten,  die  erst  nach 
dem  1.  Januar  11)01  ihren  Dienst  antraten,  behielt  die  Verordnung  einem  be- 
sondern Reglement  vor.  das  entsprechend  den  für  die  Bewilligung  des  algerischen 
Budgets  geltenden  Vorschriften,  also  in  der  Form  eines  Dekrets  unter  Mitwirkung 
der  algerischen  Versammlungen  festgestellt  werden  sollte.3)  Es  wurde  denn  auch 
von  einer  gemischten  Kommission  in  Algerien  ein  Entwurf  für  das  Pensionsdekret 
ausgearbeitet.4)  Darin  wurde  die  Schaffung  einer  besondern  Pensionskasse  mit 
eigener  Rechtspersönlichkeit  und  selbständiger  Verwaltung  —  wie  sie  den  al- 
gerischen Versammlungen  vorschwebte  ■ —  vorgesehen,  die  vornehmlich  aus  den 
Gehaltsabzügen  der  Landesbeamten  und  aus  Zuschüssen  der  Kolonie  gespeist 
werden  sollte.  In  Algerien  nahm  man  an,  mit  einer  in  drei  Jahreszahlungeu  zu 
leistenden  Beihilfe  von  1  800  000  Fr.  die  Kasse  in  ausreichender  Weise  auszu- 
statten,5) der  Finauzminister  indes  erklärte  diesen  Zuschuß  für  unzureichend, 
worauf  der  Generalgouverneur  einen  Entwurf  vorlegte,  der  den  jährlichen  Zu- 
schuß  der  Kolonie  auf  8%  der  Gehälter  beinaß.6)     Den  Finanzdelegationen  er- 


')  „.  .  .    que    la   somme    de    370  000  Fr.    soit   vers^e    au   fonds    de   reserve    avec    atfeetation 
speciale,  en  attendant  qu'il  soit  en'e  une  caisse  de  retraites  algerienlies." 

3)  Estoubl.  et  Lef.,  S*ippl.  1902/3  S.  88  f. 
\   Art.  5. 

4)  Siehe  aber  diesen  Entwurf  und    über  seine  Abweichungen    vom  französischen  Pensions^e- 
setz  von   1853  den   Rapport  Dessoliers  (Delegation*   fin.,  sess.  de  mai  1903,  S.  2Gff.). 

'')   Dessoliers   indes   hielt  diese   Summe  für  ungenügend,  1.  c.   S.  42  f. 
'')  Mit  G40000  Fr.  beginnend,  alljährlich  um   1600  Fr.  ansteigend. 
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Bchion  diese  dauernde  Belastung  zu  hoch,  sie  wollten  dann  lieber  auf  die 
Pensionskasse  überhaupt  verzichten,  daher  Btellten  sie  diesmal  die  Gehaltsabzüge 
einfach  unter  die  Laufenden  Einnahmen  < -in.  Das  Conseil  Buperieur  dagegen  be- 
hielt die  Gehaltsabzüge  auch  weiterhin  (lem   Pensionsreservefonds  vor.1) 

Dieser  Konflikt  zwischen  der  Regierung  und  dem  ilir  gefügigen  Conseil 
Buperieur  einerseits  und  den  Finanzdelegationen  andrerseits  war  deshalb  be- 
denklich,  weil  unterdessen  die  gesetzgebenden  <  Organe  Bich  mit  der  Pensionskasse 
befaßt  hatten.  In  Algerien  galt  noch  aus  der  Zeit  der  Rattachements  dai  fran- 
zösische Pensionsgesetz  von  1853.  Es  konnten  dalier  die  Pensionsverhaltnisse 
grundsätzlich  nur  durch  formelles  Gesetz  geregelt  werden ;  eine  Regelung  im  Ver- 
ordnungswege war  nur  auf  Grund  einer  Delegation  des  Gesetzgebers  zulässig 
Eine  solche  Delegation  enthielt  Art.  4  des  Gesetzes  von  1900,  aber  man  bezog 
diese  Delegation  im.  E.  in  zu  enger  Auslegung)  nur  aur  die  PensionsverhSltnisse 
der  am  1.  Januar  1901  schon  in  Dienst  befindlichen  Beamten.3)  Es  kam  noch 
hinzu,  daß  nach  dem  Gesetz  von  1900  (Art.  3.  \j  alle  freien  Fonds  dem  Schatz 
zufließen  mußten,  sodaß  der  Beschluß  der  algerischen  Versammlungen,  die  Ge- 
haltsabzüge in  einer  Pensionskasse  anzusammeln,  dem  Gesetz  von  1900  zuwider- 
lier.  Daraus  erklärt  es  sich,  wenn  die  Frage  der  Pensionsverhältnisse  der  nach 
dem  I.Januar  in  algerische  Dienste  getreteneu  Beamten  in  das  Ermächtigungs- 
gesetz für  1904  verwoben  wurde,3  wenn  insbesondre  die  Einrichtung  der  Pensions- 
kasse  in  diesem  Gesetz  gutgeheißen  wurde.'    '■■ 

Solange  der  Gesetzgeber  sich  um  die  Absicht  der  Algerier,  eine  Pensions- 
kasse zu  begründen,  nicht  kümmerte,  konnten  diese  die  Beschlüsse  über  die 
Begründung  der  Kasse  wieder  rückgängig  machen.  Aber  jetzt,  da  die  Einrichtung 
der  Pensionskasse  den  Gegenstand  einer  Gesetzesbestimmung  bildete,  konnte  die 
Schaffung  der  Kasse  nicht  mehr  in  Frage  gestellt  werden.  Algerien  war  nun- 
mehr verpflichtet,  die  Kasse  ins  Leben  zu  rufen,  wenn  es  nicht  gelang,  den  Ge- 
setzgeber zu  einer  Änderung  d<'<  Artikels    zu  bewegen.     Die  Finanzdelegationen 


1)  Rapport  MilLies-Lacroix,  Senat,  Sess.   extraord.  de  1904,  d°  354,  S.  8ff. 

2)  „Ce  qui  peut  faire  aaitre  .  .  .  im  doute,  c'est  que,  d'nne  part,  La  loi  de  1!)00  n'a  pas 
prevu  L'ediction  de  ce  reglement,  son  article  1  faisait  allusion  ä  an  reglement  tout  autre  operant 
La  distribntion  entre  La  colonie  et  la  metropole  de  la  charge  des  fonetionnaires  algeriens  entres  an 
fonetions  avant  le  1er  janvier  1901,  et  que.  d'antre  part,  Le  regime  des  pensions  civües  ayant  et«- 
etabli  ]>ar  une  l"i.  la  loi  du  9  juin  18Ö3,  ijui  t'tait  ** n  rigueur  en  Algerie,  ne  semble  pas  pouvoii 
etre  modifiee  par  im  simple  d^cret."     Rapport  Dessoliers,  Delegation*  rin..  sess.  de  mai  1903,  8.  37. 

3)  Art.  12  und  13  des  Gesetzes  vom  30.  Dezember  1903.  (Estoubl.  et  Le£,  Suppl.  1902  3, 
S.  265  f.). 

4)  Art.  12.  Les  pensions  de  retraite  des  fonetionnaires  et  agents  colonians  de  V Algerie 
entres  en  fonetions  depuis  le  leIjanvier  1901,  seront  pay£es  bot  Les  t'onds  d'nne  caisse  locale  de 
retraites.  Cette  caisse  est  dotee  de  la  personnalite'  civile;  eile  anra  la  disposition  des  ressources 
affectees  au  Service  des  pensions.  (H  reglement  prepare,  delihere  et  approuve  dans  Les  t 
prevues  jiar  les  articles  6,  7,  8,  et  11  de  la  loi  du  19  ddeembre  lu00  däterminera  les  conditiona  du 
fonetionnement  de  la  caisse  des  retraites   de  l'Algerie. 

)  Es  handelt  sieh  hier  um  ein  Beispiel  mittelbarer  Ausgabenvermebxnng  durch  Gesetz; 
diese  Ausgabenvermehrung  stand  übrigens  mit  dem  Geist  des  Gesetzes  von  1900  sehr  wohl  in  Ein- 
klang, denn  die  Algerier  hatten  ja  der  Errichtung  einer  Pensionskasse  im  Prinzip  schon  zugestimmt 
und   sieh  zur  Dotierung,   zum   mindesten   mit   den   Gehaltsabzügen,   bereit   erklärt. 


_    865 

versuchten  zunächst  dieses  Mittel,  indem  sie  um  die  Aufhebung  de    An    12  de 
Ermächtigungsgesetzes  baten,')  jedoch  ohne  Erfolg      Ei  blieb  al  o    aichti    übrig, 
als  zur  Ausführung  «Irr  Auflage  zu  schreiten.     Im  die  Errichtung  < I < •  f  Kasse  zu 

erleichtorn,  kam  der  Generalgouverneur  den  algerischen  Versa hingen  wenig  b  n 

in  der  Form  entgegen:  ef  sehlug  vor,  daß  der  Zuschuß  Algeriens  an  « lii-  Pen  ion« 

kasse  nicht  fesl    bestimml  werden    sollte,  Bondern    daß  nur    i r  die   Differenz 

■wischen  den  Einnahmen  der  Kasse  und  den  zu  zahlenden  Pensionen  durch 
fakultative  (!)  Bewilligungen  gedeckt  werden  sollte. -i  Dieser  Vorschlag  litt 
Ereilich  unter  einem  innern  Widerspruch,  denn  die  Übernahme  der  Verpflichtung 
zur  Deckung  des  Fehlbetrags  mußte  den  fakultativen  Charakter  der  Bewilligung 
beeinträchtigen;  daher  nimmt  es  nicht  wunder,  wenn  die  wie  immer  auf  die 
Wahrung  der  Bewegungsfreiheit  der  algerischen  Versammlungen  bedachte  Nicht 
kolonistendelegation  wie  auch  die  Finanzkommission  diesen  vermittelnden  Vorschlag 
zurückwiesen;  es  bedurfte  großer  Anstrengungen  seitens  des  Generalgouverneurs, 
um  die  Annahme  des  Vorschlags  in  der  Vollversammlung  durchzusetzen.3) 

Die  gesetzgebenden  Körperschaften  im  Mutterlande  gaben  sich  indes  mit 
dieser  halben  Lösung,  die  höchstens  neue  Konflikte  heraufbeschwören  konnte, 
nicht  zufrieden,  sondern  sie  empfahlen  dringend  die  Aufnahme  des  Zuschusses 
der  Kolonie  an  die  Pensionskasse  unter  die  obligatorischen  Ausgaben.4)  Dem 
Drucke  des  Parlaments  und  der  Regierung  konnten  die  Finanzdelegationen  nicht 
auf  die  Dauer  Widerstand  leisten,  und  so  fügten  sie  sich  schließlich  in  die  Ein- 
reihung des  Zuschusses  unter  die  Zwangsausgaben.5)  Jetzt  konnte  im  Autorisations- 
gesetz  vom  29.  Dezember  1907  dieser  Ausgabe  der  Pflichtcharakter  ausdrücklich 
beigelegt  werden.6) 

B.  Einfluß  des  Parlaments  auf  die  Einnahmenbewilligung. 
Man   sieht   aus    diesem  Beispiel,    daß  es  weder   einer  Änderung  noch  einer 
Verletzung  des  Gesetzes  von  1900  bedarf,  um  die  Vermehrung  der  obligatorischen 

')  Delegation*  rinancieres,  Hess,   de  mars  1904,  Sitzung  vom  24.  März,   S.  89. 

2)  Rapport  Jules  Legrand,  Chambre  des  deputes,  Sess.  de  1905,  n°  2  682,  annexe  au  proces- 
verhal   dt-  la  seance  du    13  juillet,   S.  155  f. 

3)  Delegations  tinaneieres,  Sess.  de  mars  1905,   Sitzung  vom  4.  April,  Proces-verbaux  S.  159  ff. 

4)  „.  .  nous  estimons  que  la  loi  du  30  decembre  1903  devrait  avoir  un  complement  logique: 
eelui  de  rendre  obligatoires  les  subventions  annuelles  necessaires  au  fonetionnement  de  la  caisse 
des  retraites  qu'elle  a  creee."  Kapport  Millies-Laeroix,  Senat,  Sess.  extraord.  de  1905,  n°  316, 
annexe  au  proces-verbal  de  la  seance  du  8  decembre.  S.  16. 

s)  Delegations  tinaneieres,  Sess.  de  mai  1906,  Sitzung  vom  1.  Juni,  Proces-verbaux  S.  351 
bis  371. 

6)  Art.  18.  Les  depenses  prevues  par  les  paragrapb.es  5  et  9  de  l'art.  2  du  decret  du 
19  juillet  1907  seront  desormais  elassees  parmi  les  depenses  obligatoires  de  l'Algerie.  (Bulletin  off. 
du  Gouvernement  general,  1863,  n°  1.)  Die  liier  angezogene  Stelle  des  Dekrets  vom  16.  Juli  1907 
(Est.  et  Lef.  1907,  S.  192  ff.)  betr.  die  Einrichtung  der  durch  das  Gesetz  vom  30.  Dezember  1903 
vorgesebenen  Pensionskasse  lautet:  „La  caisse  est  alimentee  au  moyen  ...  5°  D'un  versement,  par 
le  budget  algerien,  calcule  d'apres  le  montant  des  traitements  et  emoluments  vises  au  paragraphe 
1er  et  suivant  le  taux  indique,  pour  cbaque  annee,  au  tableau  annexe  au  prc'sent  ri'glement;  .  .  . 
En  cas  d'insuffisance,  le  bndget  de  l'Algerie  verse  ä  la  caisse  le  complement  neeessaire.  —  Nach 
der  Tabelle  hat  das  algerische  Budget  von  1907—11  2%  der  Gehälter,  1912—16  3°,0  usf.  an- 
steigend bis    12°/o  un<l  von   i960  ab    10,8°  0  an   die  Pensionskasse  zu  leisten. 
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Ausgaben  durchzusetzen:  wenn  das  Parlamenl  in  unzweideutiger  Weise  zu  erkennen 
gibt,  daß  es  eine  Vermehrung  der  Pflichtausgaben  wünscht,  -<>  werden  die  algerischen 
Versammlungen  in  der  Regel  diesem  „Wunsche"  nachkommen.  .Man  dar!  nun 
nichl  glauben,  daß  Bich  der  Einfluß  des  Parlaments  nur  im  Bereich  der  Aus- 
gab enbewilligung  fühlbar  macht;  er  greift  auch  auf  die  Kinnahmenbewilligung 
über.  Man  kann  eine  beabsichtigte  und  eine  unbeabsichtigte  Beeinflussung  der 
Einnahmenbewilligung  unterscheiden.  Wenn  etwa  das  Parlamenl  die  Ermächtigung 
für  die  Erhebung  bestimmter  Einnahmen  versagt  oder  von  der  ihm  vorbehaltenen 
Befugnis,  den  Zolltarif  für  Algerien  zu  ändern,  Gebrauch  macht,  oder  wenn  etwa 
in  Algerien  geltende  Gebührensätze  geändert  werden,'  bo  werden  dadurch  die 
Einnahmen  Algeriens  berührt  Im  Fall  das  algerische  Budget  durch  derartige 
gesetzgeberische  Akte  eine  bedeutende  Minderung  seiner  Einnahmen  erleidet, 
werden  sich  die  algerischen  Versammlungen  genötigl  sehen,  die  Ausfälle  durch 
Bewilligung  neuer  Einnahmen  zu  decken.  Immerhin  stellt  eine  solche  Ein- 
nahmenbewilligung in  der  Regel  eine  nicht  beabsichtigte  Folge  der  Einnahmen- 
Verkürzung  dar.  Es  kann  aber  auch  der  Fall  eintreten,  daß  in  ganz  bewußter 
Weise;  durch  Entziehung  von  Einnahmen  oder  durch  Auferlegung  von  Ausgaben 
ein   Druck   auf   die  Einnahmenbewilligung   ausgeübt    wird.     Daß    dieser  Gedanke 


')  Die  Frage,  ob  die  Änderung  von  Gebühren  ohne  Befragung  der  algerischen  Versammlungen 

dein  Gesetz  von  1900  zuwiderläuft,  ist  nicht  leicht  zu  beantworten.  Man  mag  sieh  darauf  berufen, 
daß  es  sieh  bei  der  Festsetzung  von  Taxen  nicht  um  Steuern  handelt,  daß  mithin  die  Taxen  ohne 
Bewilligung  der  algerischen  Versammlungen  geändert  werden  können.  Allein  die  Taxen  kommen 
doch  in  ihrer  Wirkung  den  Steuern  sehr  nahe,  namentlich  dann,  wenn  sie  Erträgnisse  eines  Staat 
liehen  Monopols  darstellen,  wie  z.  B.  die  Postgebühren.  Jedenfalls  wird  der  algerische  Steuerzahler 
durch  die  Erhöhung  einer  Taxe  u.  I".  empfindlich  getroffen,  und  durch  die  Herabsetzung  einer  Taxe 
verliert  das  algerische  Landesbudget  einen  Teil  seiner  Einnahmen.  Daher  steht  eine  einseitig 
bührenänderung  bezw.  die  Ausdehnung  einer  mutterländischen  Gebührenänderung  auf  Algerien  ohne 
Zustimmung  der  algerischen  Versammlungen  mit  dem  Geiste  des  Gesetzes  von  1900  nicht  in  Ein- 
klang.  Ein  besonders  merkwürdiges  Beispiel  bietet  die  Ausdehnung  des  Gesetzes  v.Om  (j.  März  I 
Journal  off.  vom  7.  März,  S.  1501)  über  die  Herabsetzung  des  Briefportos  auf  10  cent.  auf  Algerien, 
durch  die  das  algerische  Landesbudget  eine  Jahreseinnahme  von  800  000  Fr.  verlor.  Allerdings  ist 
diese  Ausdehnung  nicht  aus  dem  Gesetz  selbst  zu  ersehen,  sondern  durch  Ministerialentscheidung  (!) 
ausgesprochen  worden;  der  Minister  konnte  sieh  auf  Art.  (i  und  10  des  Dekrets  vom  12.  Oktober  1901 
betr.  die  Postverwaltung  in  Algerien  berufen,  danach  alle  Gesetze.  Dekrete  usw.,  die  in  Frankreich 
für  die  Postverwaltung  gelten,  auch  in  Algerien  zur  Anwendung  kommen,  soweit  nicht  durch  die 
Spezialgesetzgebung  Algeriens  andre  Vorschriften  getroffen  werden,  und  danach  manche  Angelegen- 
heiten, wie  z.  B.  das  Portowesen  in  Paris  zentralisiert  bleiben.  Die  Ausdehnung  des  Gesetzes  voa 
1906  geschah  also  auf  Grund  eines  Aktes  der  algerischen  Spezialgesetzgebung,  nämlich  des  Post- 
dekrets von  1901.  Aber  gleichwohl  ist  das  Parlament  für  derartige  Übergriffe  der  Regierung  mit- 
verantwortlich zu  machen,  denn  es  hat  die-,,  flem  Geist  des  Gesetzes  von  1900  zuwiderlaufende 
Maßregel  ruhig  zugelassen.  Dies  ist  übrigens  nicht  der  einzige  Fall:  Cochery  stellt  in  seinem  Be- 
richt zum  Ermächtigungsgesetz  für  1908  (S.  2052  ff.)  eine  ganze  Anzahl  von  Mutterlandsgesetzen 
zusammen,  deren  Ausdehnung  auf  Algerien  die  Einnahmen  des  algerischen  Budgets  beeinflußt  hat. 
siehe  auch  die  Zusammenstellung  in  dem  Bericht  Labrousse  (Senat.  Sess.  extraordinaire,  Seance 
du  28  deeembre  1909,  anuexe  n°  311,  J.  off.  S.  T.">)  über  die  Finnahnienvermehrungen,  bezw.  -Ver- 
minderungen durch  Beschlüsse  der  algerischen  Versammlungen,  durch  Akte  des  Gesetzgebers  und 
—  bei  Taxen  —  durch  Akte  der  Exekutive,  unter  den  auf  Akten  des  Gesetzgebers  beruhenden 
Einnahmevermehrungen  steht  an  erster  Stelle  die  durch  Gesetz  vom  '29.  März  1903  eingeführte  Zoll- 
erhöhung,  die  jährlich   92  000 — 135  000  Fr.   einträgt. 


.    — 


dem  mutterländischen  Gesetzgeber  nicht  so  ganz  fern  liegt,  zeig!  sich  in  dem 
Berichl  von  Saumande  in  der  Kammer  zu  dem  Autorisationsgeietz  lux  1910:  er 
bemerkt,  daß  wenn  in  Algerien  dieselben  Steuern  wie  in  Frankreich  eingeführt 
wären,  die  algerischen  Einnahmen  um  ca.  55  Millionen  ansteigen  würden,  und  er 
Bcbließl  daraus,  <lnLi  das  algerische  Budgel  eine  genügende  Dehnbarkeil  besitze, 
um  seine  allmähliche  Belastung  mil  den  bis  jetzl  noch  \rom  Mutterlande  ge- 
tragenen Ausgaben  (so  namentlich  mil  den  Ausgaben  für  <lie  Verteidigung  zu 
gestatten.1)  Die  Absichl  ist  deutlich;  durch  Überwälzung  mutterländischer  Aus- 
gaben auf  die  Kolonie2)  sollen  die  algerischen  Versammlungen  zu  bedeutenderen 
Einnahmebewilligungen  gezwungen  werden. ' 

Mithin     ist     <l;is    Budgetbewilligungsrechl    der    algerischen    Volksvertretung 
mancherlei  Beeinträchtigungen  durch  die  gesetzgebenden  Organe  ausgesetzt.    Diese 


')  „11  serail  dvidemment  dangereux  que  l'Algerie  B'imposät  eine  aussi  lourde  Charge.  II  n'en 
ji:is  moins  que  bös  ressources  fiscales  on<  nne  elasticite  süffisante  pour  qu'il  soit  possible 
d'operer,  par  tranches  annuelles,  reporte'es  sur  une  soixantaine  d'anndes,  l'incorporation  ä  bod 
budgel  des  depenses  que  la  m^tropole  ue  saurait  inde^inimenl  garder  dans  le  Bien.  .  .  .  L'Algerie 
devrait  supporter  une  partie  des  depenses  militaires,  la  moitie  ou  tout  au  moins  le  tiers."  Quin- 
aaine  Coloniale  vom  25.  Dezember  L909,  S.  931. 

In  jüngster  Zeil  (H>11)  hat  man  einen  Versuch  zur  Heranziehung  des  algerischen  Budgets 
zu  den  Ausgaben  der  Verteidigung  gemacht:  Die  Algerier  drückten  öfter  den  Wunsch  aus,  es  möge 
ein  Teil  der  algerischen  Rekruten  zur  Ableistung  der  Wehrpflicht  nach  Frankreich  gezogen  werden, 
damit  sie  —  was  namentlich  für  die  Naturalisierten  sehr  wichtig  ist  —  in  engere  Fühlung  mit  dem 
französischen  Wesen  kämen.  Nun  schlug  der  Generalgouverneur  vor,  die  Zahl  der  jährlich  ins 
Mutterland  zu  sendenden  Rekruten  auf  2000  zu  bemessen;  davon  sollten  1500  Mann  die  Überfahrt 
auf  Kosten  des  Mutterlandes  machen,  während  für  500  Mann  Algerien  die  Kosten  tragen  sollte. 
Allein  die  Finanzdelegationen  leimten  die  übernähme  des  vorgesehenen  Teils  der  Transportkosten 
auf  das  Spezialbudget  ab,  und  so  werden  nur  1500  Mann  und  zwar  auf  Kosten  des  Mutterlandes 
nach  Frankreich  gezogen  werden.  Die  sehr  bezeichnende  Resolution  der  Finanzdelegationen  lautet: 
I. es  dele'gations  financieres,  heureuses  de  manifester  une  fois  de  plus  le  patriotisme  des  Algeriens, 
Deelarent  n'avoir  aueune  objeetion  a  faire  au  projet  d'incorporation ;  mais  expriment  leur 
confiance  dans  le  gouvernement,  <jui  voudra  Kien,  conformäment  aux  dis- 
positions  de  la  loi  de  1900.  real  is  er  ce  projet  sans  contribution  du  budget  de 
l'Algerie;  Et  demandent  ;'i  I'administration  de  les  tenir  tous  Les  .ans  au  courant  des  resultats  de 
la  mesure,  au  point  de  vue  du  peuplement  francais  de  l'Algerie.''  Der  letzte  .Satz  läßt  die  nicht 
ganz  grundlose  Befürchtung  der  Algerier  durchblicken,  es  möchte  ein  Teil  der  algerischen  Kekruten 
nach  Ableistung  der  Wehrpflicht  im  Mutterlande  seinen  Wohnsitz  nehmen  und  so  die  Besiedelung 
Algeriens   Schaden  leiden  (siehe   Quinzaine  coloniale  vom   25.  Juni   1911,   S.  404). 

2)  Selbstverständlich  unter  Einreihung  unter  die   obligatorischen   Ausgaben. 

3)  Sachlich  gerechtfertigt  ist  dieser  Wunsch,  denn  das  algerische  Steuersystem  weist  große 
Mängel  auf,  vor  allem  den,  daß  die  Europäer  von  ländlichen  Grundstücken  keine  Grundsteuer  ent- 
richten müssen.  Über  die  ungerechte  Wirkung  dieses  Zustandes  siehe  die  Quinzaine  coloniale  vom 
10.  November  1910,  S.  755  f.  Daher  tun  die  Algerier  wohl  daran,  ihr  Steuersystem  von  sich  aus 
umzugestalten,  weil  sie  dann  dem  Mutterland  einen  Vorwand  für  die  Auferlegung  obligatorischer 
Ausgaben  entziehen.  Tatsächlich  haben  die  algerischen  Versammlungen  diesen  Weg  neuerdings 
betreten;  sie  haben  in  ihrer  letzten  Session  (1911)  die  vom  Generalgouvernement  vorgeschlagene 
Spielkartensteuer  und  die  Alkoholsteuer  ohne  Zögern  bewilligt  und  sie  bereiten  auch  schon  die 
Einführung  weiterer  Steuern  vor,  sodaß  die  Steuerfreiheit  der  ländlichen  Grundbesitzer  trotz  des 
starken  Widerstandes  der  Kolonistendelegation  wohl  bald  entweder  ganz  wegfallen  wird  oder  doch 
bedeutend  eingeschränkt  weiden  wird.  (Siehe  Quinzaine  col.  vom  25.  Juni  1911,  S.  404  und  vom 
25.  Juli.  S.  513.) 
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Beschränkungen  hängen  freilich  oiehl  alle  mit  der  der  Parlamentskontrolle  ge- 
gebenen Form  zusammen,  denn  <li<'  Beschränkungen  können  Bich  ja  aus  beliebigen 
i/ii]  ergeben,  aber  doch  wird  die  algerische  Selbstverwaltung  durch  die  im 
Gesetz  von  1900  eingerichtete  Parlamentskontrolle  am  meisten  gefährdet,  da  die 
Gelegenheil  zur  umständlichen  Prüfung  des  Ermächtigungsgesetzes  leicht  dazu 
verleitet,  zu  Eingriffen  in  das  algerische  Budget  den  Anstoß  zu  geben.  Damil 
x<\\  nicht  gesagt  Bein,  daß  das  Parlament  aus  der  Kontrolle-  der  algerischen  Ver- 
waltung völlig  ausgeschaltet  werden  sollte;  eine  derartige  Forderung  würde  den 
Grundsätzen  eines  parlamentarisch  regierten  Staates  zuwiderlaufen.  Das  Parlament 
hat  einen  ganz  selbstverständlichen  Anspruch  auf  die  lleaui.-ichtij.nuig  der  algerischen 
Politik.  Alier  zur  Führung  dieser  Aufsicht  bedürfte  es  nicht  der  Befugnis  zur 
Genehmigung  der  Steuererhebung.  Ks  würde  vollkommen  ausreichen,  wenn  das 
Parlament  die  Politik  des  Generalgouverneurs  einer  allgemeinen  Prüfung  unterzöge, 
und- wenn  es  gewisse  Kontrollrechte  gegenüber  der  algerischen  Selbstverwaltung 
Bich  vorbehielte:  so  /..  P>.  das  Recht  der  Bestätigung  von  Anleihen,  denn  derartige 
außerordentliche  Finanzoperationen  können  einem  jungen  Kommunalverband,  der 
über  keinen  großen  Kredit  verfügt,  sehr  nachteilig  werden  und  möglicherweise 
auch  das  Mutterland  in  Mitleidenschaft  ziehen.  Dagegen  erscheint  es  unzweck- 
mäßig, durch  die  Bedingung  der  Parlamentsermächtigung  für  die  Steuererhebung 
jedes  einzelne  Budget  des  Selbstverwaltungskörpers  der  Prüfung  durch  das  Parla- 
ment zu  unterwerfen.  In  dem  Hechte  der  Ermächtigung  zur  Steuererhebung  i>r 
dem  Parlament  ein  viel  zu  starkes  Kontrollmittel  eingeräumt:  denn,  da  es  das 
Parlament  in  Stand  setzt,  die  Ausführung  jedes  einzelnen  Budgets  zu  verhindern, 
so  vermag  das  Parlament  einen  sehr  wirksamen  Druck  auf  die  algerischen  Ver- 
sammlungen auszuüben.  Zwar  ist  es  unwahrscheinlich,  daß  das  Bewilligungsrecht 
der  algerischen  Versammlungen  dadurch  jeder  wirklichen  Bedeutung  entkleidet 
wird  und  das  Schwergewicht  der  Budgetbewilligung  wieder  ins  Parlament  fällt, 
aber  es  besteht  doch  zum  mindesten  die  Gefahr,  daß  die1  in  das  Ermächtigung-- 
recht  zur  Steuererhebung  eingekleidete  Palamentskontrolle  in  eine  kleinliche  Be- 
vormundung der  algerischen  Versammlungen  ausartet. 

3.  Die  frühe  Budgetbewilligung  und  ihre  Nachteile. 
Dazu  kommt  noch,  daß  der  Vorbehalt  der  Ermächtigung  zur  Steuererhebung 
durch  das  Parlament  in  jedem  Fall,  selbst  wenn  das  Parlament  jeder  Versuchung 
eines  Mißbrauchs  dieses  Kontrollrechts  widersteht,  eine  sehr  lästige  Fessel  für 
die  algerische  Finanzpolitik  darstellt.  Man  braucht  nur  an  die  Vorschrift  in 
Art.  9  des  Gesetzes  von  1900  zu  erinnern,  die  bestimmt,  daß  die  algerischen 
Versammlungen  schon  in  den  ersten  sechs  Monaten  über  das  Budget  beraten 
müssen ;  diese  Vorschrift  ist  durch  die  nachfolgende  langwierige  Nachprüfung  der 
algerischen  Finanzgesetze  durch  die  mutterländischen  Organe  bedingt.  Und  wir 
haben  gesehen,  daß  mit  Rücksicht  auf  die  Klagen  des  Parlaments  über  die  ver- 
spätete Vorlage  des  Entwurfs  des  Ermächtigungsgesetzes  die  Session  der  algerischen 
Versammlungen  sogar  ganz  an  den  Anfang  des  vom  Gesetz  vorgeschriebenen 
Zeitraums  gelegt  wurde.  M.  a.  W.  diu*  Generalgouverneur  mußte  mit  der  Aus- 
arbeitung des  Budgetentwurfs  immer  schon  ungefähr  ein  Jahr  vor  dem  Etatjahr  be- 
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ginnen  lassen,    und  die   algerischen   Versammlungen   waren  gezwungen,    Ubei   da 
Budgel    immer    volle    Dreiviertel) ahre    vor     einem    [nkrafttreten    eu    beschließen 
Zu    welchen    Mißständen   dies   führt,    möge   folgender    Vorfall    zeigen:    im 
Sommer   1 '  m  > 7  richtete  das  Conseil  supärieur  anläßlich  der  Weinbaukrise  an  da 
Parlamenl  den   Wunsch,  die  in   Frankreich    eingeführte  Mehrbesteuerung  des  zur 
Zuckerung  von  Weinen  verwendeten  Zuckers1)  auf  Algerien  auszudehnen  ■'      Nun 
konnte  aber  das  Parlament,  so  lange  es  die  Vorschriften  dei    Öe  atzet   von   1900 
beobachteto,   für  Algerien   keine  Steuern   bewilligen.     Aber  auch  die  algerischen 
Versammlungen  waren  außerstande,  den  Zuschlag  noch  für  das  folgende  Finanzjahr  zu 
bewilligen,  weil  die  ersten  sechs  Monate  des  Jahres,  in  denen  nach  dem  Gesetz 
von   1900   das  Budget    beraten   werden    muß,   schon  abgelaufen  waren.     Und  so 
hätte    die    nach    der  Steueränderung   im   Mutterlande    auch    in  Algerien    als  nötig 
empfundene    Steuervermehrung,    statt    im    folgenden  Jahre,    erst    nach  anderthalb 

Jahren     in    Kraft     treten    können.       Im     diesem    Ubelstand    abzuhelfen,     nahm     das 

Parlament  in  Eile  einen  Gesetzentwurf  zur  Änderung  des  Art.  !*  des  Gesetzes 
für  1900  an,3)  der  es  ermöglicht,  daß  dio  Finanzdelegationen,  wenn  es  die  Um- 
stände im  zweiten  Halbjahr  erheischen,  zu  einer  außerordentlichen  Session,  deren 
Dauer  zwei  Wochen  nicht  überschreiten  dar?,  berufen  werden  (Gesetz  vom 
9.  Juli  1907).«) 

Durch  dies  Gesetz  ist  für  Notfälle  genügend  Vorsorge  getroffen;  aber  die 
Verpflichtung  zu  der  Budgetberatung  im  ersten  Halbjahr  besteht  fort.  Und  darin 
ist  das  Hauptübel  zu  erblicken,  denn  in  einem  Lande  wie  Algerien,  dessen  wirt- 
schaftliche Verhältnisse,  wie  bei  den  meisten  Kolonien,  raschem  Wechsel  unter- 
worfen sind,  lassen  sich  die  Einnahmen  nicht  für  große  Zeiträume  abschätzen, 
und  so  muß  die  Richtigkeit  der  Voranschläge  durch  die  allzu  frühe  Budgetfest- 
stellung beeinträchtigt  werden,5)  namentlich  dann,  wenn  Steuererhöhungen  lange 
vor  ihrem  Inkrafttreten  bekannt  werden.  Vergebens  machte  de  La  Batut  in 
seinem  Bericht  zum  Ermächtigungsgesetz  für  1904  darauf  aufmerksam,  wie  sehr 
die  Wirkung  der  Steuergesetze  durch  die  frühe  Bewilligung  abgeschwächt  werden 
mußte,    da    die  Kaufleute    wie    die  Konsumenten    reichlich    ein  halbes  Jahr  Zeit 


')   Gesetz  vom   29.  .Juni   1907  (Sirey,  L.  a.    1907,  S.  541   fi'.J,  Art.  5. 

2)  Quinzaine  coloniale  vom    10.  Juli   1907,   S.  534. 

3)  Projet  de  loi,  Chambre  des  deputcs,  Sess.  ord.  de  1907,  Docum.  pari.,  Annexe  n°  1097, 
J.  off.  S.  924  und  Kapport  Chailley,  Ebenda  n°  1148,  S.  977  f. 

4)  Bulletin  des  lois  2884,  n°  49853;  siehe  Anhang  Nr.  74.  Für  den  Fall,  daß  nach  der 
Änderung  des  Budgets  während  der  Spätsession  die  Einnahmen  des  Budgets  nicht  mehr  zur  Deckung 
der  Ausgaben  ausreichen,  darf  der  Minister  des  Innern  zu  einer  Abhebung  vom  Reservefond  er- 
mächtigen, denn  die  Bestätigung  einer  neuen  Einnahmebewilligung  durch  Dekret  des  Staatsrats 
und  dann  die  Ermächtigung  zur  Erhebung  durch  Gesetz  könnte  möglicherweise  nicht  mehr  vor 
Ablauf  des  Jahres   stattfinden. 

5)  Über  ähnliche  Mißstände  in  Xiederländisch-Indien  siehe  De  Louter,  Handleiding  tot  de 
kennis  van  het  Staats- en  administratief  recht  van  Nederlandsch-Indie,  Vijfde  uitgave,  s'Gravenhage 
1904,  S.  288  f.  Dort  ist  übrigens  die  lange  Dauer  des  Feststellungsverfahrens  daraus  zu  erklären, 
daß  das  indische  Budget  im  Mutterland  von  den  Generalstaaten  bewilligt  wird,  da  Indien  noch 
keine  Selbstverwaltung  besitzt,  in  Algerien  jedoch,  wo  Selbstverwaltungsorgane  vorhanden  sind,  hat 
das   umständliche    Verfahren    keinen    rechten   Sinn. 

G  in  c  1  i  ii ,   VerfMeungsentwieLIung  vom   Algerien.  24 


—     370     — 

hatten,  -ich  mit  don  \<m  den  Steuere  bedrohten  Waren  zu  versehen.'  Und  ver- 
gebens  verlangte  er,  das  Gesetz  von  1900  in  der  Weise  zu  ändern,  daß  die  Be- 
schlüsse der  algerischen  Versammlungen  über  Steuererhöhungen  unmittelbar  in 
K i  alt  treten  sollten.2)  Es  ist  bisher  nichts  in  dieser  Richtung  geschehen.  Dabei 
stände  doch  nicht-  im  Wege,  <li''  von  der  Regierung  gutgeheißenen  Beschlüsse 
der  algerischen  Versammlungen  wenigstens  vorläufig  in  Kraft  treten  zu  lassen, 
vorbehaltlich  des  Rechts  des  Parlaments,  diesen  Beschlüssen  später  die  Ge- 
nehmigung zu  versagen  und  damit  ihre  Weitergeltung  zu  verhindern.  Das  B 
wäre  Freilich,  das  Parlament  würde  auf  .-ein  Recht  zur  Genehmigung  der  Steuer- 
hebung in  Algerien  überhaupt  verzichten,  dann  würde  die  in  der  heutigen  Kon- 
trolle liegende  Gefahr  für  das  Budgetbewilligungsrecht  der  algerischen  Ver- 
sammlungen in  Wegfall  kommen,  und  die  Budgetberatung  in  Algier  könnte  auf 
das  /weiie  Halbjahr  verlegt  werden.3 

.Man  wird  wohl  einwenden,  daß  sieh  das  Parlament  nie  zu  einer  derartigen 
Einschränkung  seiner  Rechtsstellung  verstehen  wird.  Aber  hat  das  Parlament 
nicht  schon  in  dem  Gesetze  von  1900  bedeutende  Opfer  gebracht?  Wenn  das 
Parlament  bei  der  Genehmigung  der  Steuererhebung  gelegentlich  sieh  in  das  algerische 
Bewilligungsrecht  einmischte,  so  trägt  die  Schuld  daran  die  zu  Obergriffen  ver- 
leitende Form  der  Parlamentskontrolle.  Dagegen  wäre  es  ungerecht,  wollte  man 
in  dem  Parlament  als  solchem  einen  unbedingten  Gegner  der  algerischen  Selbst- 
verwaltung erblicken.  Daß  natürlich  im  Parlament  vor  allem  die  Interessen  des 
Mutterlandes  vertreten  werden,  ist  selbstverständlich,  alter  das  Parlament  hat 
sich  darum  doch  der  Notwendigkeit  einer  Weiterentwicklung  der  algerischen 
Selbstverwaltung  nicht  verschlossen.  Bei  der  Behandlung  der  beiden  wichtigsten 
Gesetze,  die  seit  1900  für  Algerien  ergangen  sind,  bei  dem  Gesetz  über  die 
Loslösung  der  Süd-Teritorien  (190"2i  und  bei  dem  Gesetz  über  die  Überlassung 
der  Eisenbahnen  an  Algerien  (1904)  bewies  das  Parlament,  daß  es  zwar  vor 
einer  Einschränkung  der  algerischen  Selbstverwaltung  nicht  zurückscheut,  wenn 
dies  die  Interessen  des  Mutterlandes  erfordern,  daß  es  aber  auch  zu  einer  Er- 
weiterung der  algerischen  Selbstverwaltung  die  Hand  zu  bieten  bereit  ist.  wenn 
sich  dies  mit  den  mutterländischen  Belangen  vereinbaren  läßt.  Diese  beiden 
Gesetze  verdienen  daher  eine  eingehende  Betrachtung. 


')  Kapport  de  La  Batut,  Chambre  des  dt'putes,  Sess.  extraord.  de  1903,  Annexe  au  proces- 
verbal  de  la  2°  säance  du  3  di'cembre,  n°  1344.  S.  86. 

2)  „  .  .  .  il  semble  qu'il  n'y  a  pas  d'autre  moyen  que  d'appliquer  les  aecroissements  d'impots 
des  qu'ils  sont  vote's  par  les  deleg-ations  financieres  et  le  Conseil  superieur.  La  loi  du  19  decembre 
doit  etre  modifiee  dans  ce  sens".     Ebenda  S.  86. 

3)  Auch  Thomas  bringt  in  »einem  Aufsatz  über  L'Aljrerie  et  Tautonomie  budgetaire  (Revue 
du  dndt  public,  Bd.  IS.  S.  277  f.)  in  Anregung,  die  Budgetberatung-  auf  das  zweite  Halbjahr  zu 
verschieben,  jedoch  ohne  deswegen  die  Parlamentskontrolle  einschränken  zu  wollen.  Die  Schatten- 
Seiten  der  Parlamentskontrolle  ließen  sich  auch  damals  noch  nicht  erkennen. 


Zweiter  Abschnitt. 

Die  Loslösung  der  Südterritorien. 
(1902). 

/.    Die  Anregung. 

Eine  ähnlich   aufsaugende  Wirkung  wie   sie   das  Generalgouvernement   auf 

die  Staatsverwaltung  in  Algerien  ausübte,  ging  auch  von  den  Organen  des 
algerischen  Kommunalverbandes  aus;  ahm-  während  das  Generalgouvernement 
nur  den  Bereich  der  unmittelbaren  Regierung  durch  das  Mutterland  einengte, 
indem  es  von  den  Ministerien  abhängige  Verwaltungszweige  ergriff,  dagegen  den 
lokalen  Staatsbeamten  einen  großem  Spielraum  einräumte,  suchte  der  algerische 
Kommunalverband  seine  Macht  nicht  nur  gegenüber  dem  Mutterland,  sondern 
auch  gegenüber  der  provinziellen  Selbstverwaltung  zu  erweitern.  Jetzt,  da 
Algerien  zu  einem  besondern  Kommunalverband  erhoben  war  und  sein  eigenes 
Budget  besaß,  erschien  das  Fortbestehen  der  Departements  als  provinzieller 
Kommunalverbände  als  überflüssig.  Und  so  ist  es  zu  begreifen,  wenn  die  Dele- 
gation der  Kolonisten  in  der  ordentlichen  Session  von  1901  einen  Wunsch  annahm, 
der  auf  die  Aufhebung  der  Departements  abzielte.  Die  Rechtfertigung  dieses 
Wunsches  konnte  ihrem  Urheber  nicht  schwer  fallen:  es  ließ  sich  geltend  machen, 
daß  die  Grenzziehung  zwischen  den  Departements  weder  der  geographischen 
Lage  noch  den  wirtschaftlichen  Bedürfnissen  der  Landschaften  entsprach,  daß 
die  Schaffung  der  Departements  der  voreiligen  Anwendung  des  Assimilations- 
gedankens, der  sich  jetzt  überlebt  hatte,  entsprungen  war,  daß  das  Fortbestehen 
der  Departements  eine  unnötige  Verteuerung  der  Verwaltung  mit  sich  brachte 
u.  s.  f.  Aus  diesen  Gründen  regte  die  Delegation  die  Einsetzung  einer  Kom- 
mission mit  zum  Teil  von  den  Delegationen  und  dem  Conscil  superieur  gewählten, 
zum  Teil  von  der  Regierung  ernannten  Mitgliedern  an,  deren  Aufgabe  es  sein  sollte, 
die  Frage  der  Neueinteilung  Algeriens  zu  untersuchen.  Sie  sollte  insbesondere 
prüfen,  ob  es  nicht  am  Platzt«  wäre,  die  Saharagebiete  von  dem  übrigen  Algerien 
zu  trennen.1) 


')  „Considerant  que  la  division  du  territoire  algenen  en  tmis  Appartements  traversant  la 
colonie  du  nord  au  sud  n'est  imposee  ni  par  la  Situation  g^ographique  ni  par  les  besoius  econo- 
miques  de  regions  differentes; 

24* 
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In  diesem  Leitsatz  verbarg  Bich  mehx  als  ein  bloßer  Fingerzeig  für  die 
neue  Abgrenzung  der  Verwaltungsbezirke;  man  wollte  damit  nicht  bloß  besagen, 
daß  die  neuen  Grenzen  >tatt  wie  bisher  von  Nord  nach  S\\<[  mm  den  natür- 
lichen Landschartsgrenzen  entlang  von  Wesl  nach  Ost  verlaufen  sollten,  Bondern 
man  dachte  vornehmlich  an  die  Loslösung  der  Saharagebiete  vom  übrigen  Algerien. 
In  dem  Wunsche  selber  ist  dies  zwar  mehr  angedeutet  als  ausgesprochen,1  aber 
es  erhellt  zur  Genüge  aus  den  Äußerungen  verschiedener  Delegierter.  Der  Grund 
ist  sehr  durchsichtig;  da  die  französischen  Posten  immer  weiter  nach  Süden 
vordrangen,2)  bo  verschlang  die  Verwaltung  der  .Militärterritorien  immer  größere 
Summen;  nun  bestand  die  Gefahr,  daß  die  hohen  Verwaltungskosten  der  Sahara 
das  Budget  des  autonomen  Algeriens  aus  dem  Gleichgewicht  brachten,  wenn  das 
Mutterland  die  bedeutenden  Zuschüsse  zur  Eroberung  der  Sahara  kürzte.  Nur 
die  Trennung  der  Budgets  konnte  das  autonome  Algerien  vor  dem  Risiko  der 
Saharaverwaltung  bewahren.  Das  Hauptziel  des  Wunsches  war  also  nicht  sowohl 
eine  Verbesserung  des  Verwaltungssystems  als  vielmehr  eine  Besserung  der 
Finanzlage:  man  dachte  durch  Aufhebung  der  Departements  die  Verwaltungs- 
kosten  zu  verringern  und  durch  die  Loslösun«,'  der  Saharagebiete  das  algerische 
Budget  vor  den  wachsenden  Ausgaben  der  YVüstenokkupation  zu  sichern.  Es 
i>T  sehr  bezeichnend,  daß  dieser  in  budgetärer  Hinsicht  so  vorteilhafte  Plan  von 


Qu' eile    est  seulement   le  n'sultat    et  l'appliquation    hätire    de  l'idee   d'assimilation   complete 

a    la   France; 

Que  rette  idee  ayant  fait  son  temps  on  en  est  arrive  ä  eonsiderer  l'Algi'rie  comme  un  paya 
homogene  auquel  on  a  aecorde*  la  personnalite  civile,  et  dans  ane  certaine  mesore,  l'autonomie 
financiere : 

Que  la  division  aetuelle  en  trois  departements  est  artificielle  et  qu'elle  peut  etre  l'origine 
de  rivaliti's  et  de  contiits  entre  citoyens  d'une  colonie  dont  les  interets  Kien  compris  sont  les 
meines  dans   chaque  region; 

Qu'elle  entraine  une  administration  coüteuse  et  une  pluralite   de  budgets  inutiles ; 

Qu'il  ponrrait  y  avoir  lien  seulement  de  soumettre  ä  de  differents  re- 
gime s ,  ensenible  la  region  saharienne  et  les  froutieres  sud  et  sud-ouest  de  la 
colonie,  et  d'autre  part  les  regio  ns  nord  et  m  e  di  t  er  ra  ne  enne  ; 

Que  sous  reserve  du  regime  special  ä  appliquer  aux  regions  sahariennes,  on  pourrait  diviser 
la  region  nord  en  circonscriptions  administratives  dependant  d'un  Service  central  Bans  l'intermediaire 
des  prefectures  ; 

Emet  le  voeu: 

Qu'une  commission  eomposee  de  deh'gues  financiers.  de  membres  du  Conseil  superieur  non 
deh'gues   et   de  membres  designes  par  l'administration  soit  noramee  avec  mission: 

1°  D'examiner  si  la  division  administrative  de  l'Algerie  n'a  pas  Heu  d'etre  modifiee ; 

S'il  n'y  a  pas  Heu  d'introduire  comme  premiere  modification  la  division  en  deux  regions 
sud  et  nord ; 

S'il  ne  serait  pas  plus  economique  et  plus  rationnel  de  faire  dependre  d'un  Service  central 
les  circonscriptions  ä  creer ; 

2°  D'elaborer  sur  ce  travail  un  projet  d'organisation  administrative  de  l'Algerie  conforme  ä 
ses  besoins   economiques." 

(Proces-verbaux,  Session  ordinaire    1901,  S.  82G). 

')  Siebe  die  gespen'tge druckte  Stelle  im  "Wunsche. 

2)  In  das  Jahr  1>98  fiel  die  bekannte  Saharadurcliquerung  von  Foureau  und  Lamy.  Im 
Januar  1900  wurde  die  Oase  In-Salah  (in  Tidikeltj  besetzt  und  bald  darauf  auch  von  Tuat. 
Gourara  und  Igli  Besitz  ergriffen.     Siehe  Girault.   15d.  III,   S.   53  f. 
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der  K  olo  nis  ten  delegation   ausging:    In  ihrer  Aog  I    ror  der  Ginführung    einer 
Grundsteuer  auch  auf  den  tun  Europäern  bestellten  Grund  und  Boden  sträubten 
sich  die  Grundbesitzer  gegen  Jede  Vermehrung  der  Abgaben,  und  daher  zeigten 
sie  sich  ängstlich  bemüht,  die  Möglichkeil    starker  Ausgaben  teigerungen  zu   rer 
ringern.     Das    war   von    ihrem    Standpunkt  ;ius  zweifellos   sein-    weise    und  vot 
sichtig  gehandelt,    ob  aber   der  Antrag   dem  allgemein-algerischen   Interesse   en< 
sprach,  war  doch  sehr  die  Frage;  denn  es  ließ  ßich  doch  voraussehen,  daß,  wenn 
das  Mutterland    Algerien   von  den  finanziellen  Lasten    für  die  Saharagebiete   be 
Freite,  die  Organe  des  algerischen   Kommunalverbandes   der  entscheidenden   Mit- 
wirkung    bei  der  Bestimmung   des  Budgets   für  diese  Gebiete  entkleidet  werden 
würden.     M.  a.  \Y..    es   stand   zu    befürchten,   daß   das   autonome    Algerien    die 

Gewalt  über  sein  Hinterland  einbüßte.  Und  dieser  Verlust  stand  doch  in  keinem 
Verhältnis  zu  den  geringen  finanziellen  Vorteilen,  die  die  Loslösung  des  Sahara- 
gebietes  dem   Budget  Nordalgeriens   einbrachte. 

Daß  dio  empfohlene  Maßregel  den  Interessen  des  Mutterlandes  zum 
mindesten  ebensogut  entsprach  wie  denen  Algeriens,  .das  bewies  die  am 
23.  Dezember  1901  von  der  Deputiertenkammer  auf  Antrag  der  Budgetkom- 
mission angenommene  Resolution,  in  der  die  Regierung  aufgefordert  wurde,  einen 
Entwurf  zur  administrativen  und  finanziellen  Organisation  des  algerischen  Südens 
vorzubereiten.1)  In  der  Annahme  dieser  Resolution  lag  an  sich  nichts,  was  dio 
Algerier  beunruhigen  konnte;  denn  das,  was  die  Budgetkommission  anstrebte, 
war  die  Schaffung  einer  ordentlichen  Ausgabenkontrolle  im  Süden;  bis  dahin 
hatten  nämlich  die  Offiziere  in  den  Militiirterritorien  unter  der  Bezeichnung 
„Expeditionen"  alle  möglichen  Ausgaben  gemacht,  sodaß  das  Kriegsministeriuni 
alljährlich  wegen  Etatsüberschreitungeu  um  Indemnität  ersuchen  mußte.  Die 
erbetenen  Nachtragskredite  waren  bisher  anstandslos  bewilligt  worden,  aber  man 
konnte  doch  nicht  zulassen,  daß  in  dieser  planlosen  Weise  fortgewirtschaftet 
wurde,  zumal  es  sich  bei  diesen  „unvorhergesehenen  Ausgaben"  um  recht  hohe 
Summen  handelte.2)  Die  Resolution  der  Kammer  vertrug  sich  also  vollkommen 
mit  dem  Wunsche  der  Kolonistendelegation. 

2.  Der  Regierung  sentwurf  (März  1902). 

Aber  der  schon  am  21.  März  1902  der  Kammer  vorgelegte  Regierungsent- 
wurf 3)  mußte  den  Algeriern  die  Augen  darüber  öffnen,  daß  die  Frage  einseitig 
entsprechend  den  Interessen  des  Mutterlandes  gelöst  werden  würde.  Gleich 
der  erste  Artikel,    der  die  Grenze    zwischen  Algerien   und  den    neuen   „Südterri- 


')  „La  Chambre  invite  le  Gouvernement  ä  etudier  im  projet  d'organisation  administrative 
et  financiere  du  Sud  Algerien." 

2)  1809  erreichten  sie   19  Millionen,    1909  9  Millionen,    1901   5  Millionen. 

3)  Projet  de  loi  portant  Organisation  des  territoires  du  sud  de  l'Algerie  et  instituant  un 
tradget  autonome  et  special  pour  ces  regions,  presenti'  au  nom  de  M.  Emile  Loubet,  president  de 
la  Republique  francaise,  par  M.  Wahleck-Rousseau,  president  du  conseil,  ministre  de  l'interieur  et 
des  cnltes,  ]>ar  M.  le  general  Andrej  ministre  de  la  guerre  et  par  M.  J.  Caillonx,  ministre  des  rinances 
(Documenta  parlementaires,  Chambre  des  deput^s,  Sess.  ordin.,  Seance  du  21  mars  1902,  Annexe 
n"  3128,  .).  off.  s.  368f.). 


—     374     — 

torien"  zog,  bewies  dies  zur  Genüge:1  sie  Folgte  nicht  etwa  dem  Bildlichen  Zuge 
dee  Adas,  derart  daß  nur  die  eigentlicher)  Saharagebiete  in  den  Bereich  der 
Südterritorien  fielen.  Bonderu  Bie  verlief  in  einer  merkwürdigen  Zickzacklinie, 
indem  Bie  den  aar"  der  Mitte  des  Hochplateaus  gelegenen  Sümpfen  (den  - 
nannten  Schotts)  entlang  zog.  aber  sowohl  im  Departemenl  Oran  wie  im  Departe- 
ment Algier  je  einmal  weil  nach  Süden,  über  die  Büdliche  Atlaskette  hinaus, 
vorsprang,  und  sich  nur  im  Departement  Constantine  ungefähr  an  die  natürliche 
Grenze,  den  Südabhang  des  Atlas,  hielt.2)  Dadurch  fielen  weite  Gebiete  der 
Hochebene,  vom  Departement  Oran  die  Landschaft  um  Geryville,  im  Departement 
Algier  die  Umgehung  von  Djelr'a,  den  Südterritorien  zu.  Die  Regierung  suchte 
diese  sonderbare  Grenzziehung  damit  zu  entschuldigen,  daß  sie  darauf  bedacht 
gewesen  wäre,  einerseits  nach  Möglichkeit  eine  Zerreißung  von  Stammesgebieten 
zu  vermeiden  und  andererseits  diejenigen  Gebiete  der  Militärterritorien,  die  für 
die  Kolonisation  geeignet  erschienen,  von  den  Südterritorien  zu  trennen.9)  Aber 
mit  dieser  Behauptung  lassen  sich  die  Einbuchtungen  und  die  Auswüchse  der 
Grenzlinie  nicht  völlig  erklären;4)  es  liegt  zum  mindestens  der  Verdacht  nahe, 
daß  bei  dem  Entwurf,  dessen  Hauptziel  die  Einrichtung  eines  besondern  Budgets 
für  den  Süden  bildete,  auch  finanzwirtschaftliche  Erwägungen  mitbestimmend 
wirkten:  daß  man  den  Südterritorien  einige  steuerkräftige  Landschaften  zuteilte. 
weil  sonst  die  nötigen  Einnahmen  aus  den  Südterritorien  nicht  aufgebracht  werden 
konnten. 

In  dieser  Annahme  wird  man  noch  durch  die  Ausführungen  der  Motive 
über  die  Ausgaben  der  Südterritorien  bestärkt:  es  sollten  nämlich  auch  die 
militärischen  Ausgaben  auf  dem  Budget  der  Südterritorien  lasten,5)  jedoch  wurde 
ihnen  „en  revanche".  also  für  die  militärischen  Ausgaben,  ein  jährlicher  Zuschuß 
in  Aussicht  gestellt.6)  Mit  dieser  Regelung  verfolgte  man  zunächst  die  Absicht. 
über  die  durch  die  Saharagebiete  verursachten  Kosten  Klarheit  zu  schatten.7 
und  die  bisher  üblichen  Etatsüberschreitungen  auszuschließen,  indem  die  bisher 
in  allen  möglichen  Kapiteln  des  Kriegsministeriums  zerstreuten  Ausgaben  nun  in 
e  i  n  e  r  Summe  ausgeworfen  wurden,  und  indem  die  Offiziere  nun  mit  der  jährlich 


')   Siehe  das  Gesetz  im  Anhang  Xr.  69. 

2)  Siehe  die  Kartenskizze. 

3)  ,..  .  .  le  Gouvernement  sYst  attache*  ä  fractionner  le  nioins  possible  les  fcribns  et  ä  separer 
les  territoires  militaires  dans  lesquels  la  colonisation  est  appeh'e  ;'i  prendre  jiied  dans  an  avenir 
plus  ou  moins   eloigne   de  ceux   qui   constituent    reellement  la  region    sahärienne   .   .  .''   1.  c.    S. 

4  Man  vergleiche  auch  den  Verlauf  der  Grenze  der  Militärterritorien  mit  der  Grenze  der 
Siidterritorien:  an  einigen  Stellen  entfernen  sie  sich  sehr  weit  voneinander,  während  an  einigen 
Punkten  (z.  B.   hei  liiskra)   das  Zivilterritoriuni   unmittelbar  an   die   Siidterritorien  stößt. 

5)  ,..  .  .  les  depenses  d'ordre  niilitaire  afferentes  ä  ces  territoires  qni  fignrent  anjourd'hui 
dans  differents  chapitres  du  bndget  du  ministere  de  la  guerre  et  que  l'organisation  dejä  vot>'- e  par 
la  Chamhre  de  nouvelles  troupes  sahariennes  aura  pour  effet  de  restreindre  pmgressivement  h  one 
juste  proportion,   seront  d£sormais  ä  la  eharfre   du   lmdget  du  Sud." 

6)  ,,('(■  bndget  recevra  en  revanche  une  Subvention  votee  annuellement  par  les  Chambres 
au  titre  du  bndget  de  la  guerre  .  .  ."  1.  c.  S.  3(59;  vergl.  auch  Art.  5  des  Gesetzes.  Im  Entwurf 
hieß   es   ..II  pourra  etre  aecorde  .   .   .".   statt   „II   sera.  .   ." 

')  ...  .  .  le  Parlement  pourra  ainsi  mesurer  d'une  faeon  tout  ä  fait  precise  le  montant  des 
depenses  antorisees  ponr  la  defense  et  l'occupation  de  ces  territoires."     1.  c.  S.  369. 
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festgesetzten  Subvention  und  etwaigen  außerordentlichen  Bewilligungen  de  Paria 
menta  auskommen  mußten.1)  Vielleicht  aber  verfolgte  man  mit  der  Einstellung 
auch  der  militärischen  Ausgaben  in  «las  Südbudget  noch  einen  andern  Zweck; 
da  der  Gesetzentwurf  die  Subvention  zwar  erwähnte,  aber  weder  in  ihrer  Höhe 
noch  in  ihrer  Bestimmung  festlegte,  so  ist  der  Gedanke  oichl  ganz  von  der  Hand 
zu  weisen,  daß  man  an  eine  allmähliche  Überwälzung  der  Kosten  der  Sahara 
truppen    an!    die    Südterritorien    dachte.     Die    Ausgaben    Eür    die    Saharapolizei 

konnten    die   Südterritorien    natürlich    nur   dann    einmal     übernehmen,    Wenn    ihnen 

einige  Leistungsfähige  Gebiete  angegliedert  wurden. 

Die  Zuteilung  dieser  algerischen  Landschaften  an  die  Saharagebiete  hätte 
nun  nicht  so  viel  zu  sagen  gehabt,  wenn  die  Südterritorien  als  den  Departements 
gleichstehender  Kommunalverband  innerhalb  des  autonomen  Algeriens  konstituier! 
worden  wären.  Allein  sie  wurden  vollständig  von  dem  autonomen  Algerien  los- 
getrennt und  als  selbständiger  Kommunalverband  dem  nördlichen  Algerien  gleich 
gestellt.2)  Nur  ließ  der  Regierungsentwurf  eine  gewisse  „Realunion"  zwischen 
dem  nördlichen  Algerien  und  den  Südterritorien  fortbestehen,  indem  der  General- 
gouverneur,  so  wie  er  für  das  nördliche  Algerien  handelnd  und  verpflichtend 
auftreten  konnte1,  auch  die1  neuen  Südterritorien  vertreten  sollte,  insbesondere 
Rechtsgeschäfte  für  sie  abschließen  durfte;  nur  zur  Aufnahme  von  Anleihen,  und 
zur  Konzessionierung  von  Eisenbahnen  sowie  anderer  größerer  Unternehmungen 
bedurfte  er  —  wie  in  Nordalgerien  —  der  Ermächtigung  durch  Gesetz.3)  Außer 
dem  Generalgouverneur  sah  der  Entwurf  keine  gemeinsamen  Organe  für  Nord- 
und  Südalgerien  vor;  vor  allem  wurde  den  Organen  der  algerischen  Selbstver- 
waltung keinerlei  Mitwirkungsrecht,  nicht  einmal  beratende  Stimme,  bei  der  Fest- 
stellung des  Budgets  der  Südterritorien  zugestanden.  Das  vom  Generalgouverneur 
ausgearbeitete  Budget  war  unmittelbar  dem  Minister  des  Innern  einzusenden,  um 
auf  Bericht  der  Minister  des  Innern,  des  Kriegs  und  der  Finanzen  durch  Dekret 
des  Präsidenten  der  Republik  geregelt  zu  werden.4)  Bei  dem  Regierungsent- 
wurf mußte  endlich  noch  bedenklich  stimmen,  daß  alle  übrigen  Bestimmungen 
dem  Verordnungswege  (der  Regelung  durch  Reglement  d'administration  publique) 
vorbehalten  wurden;5)  hierbei  handelte  es  sich  nicht  nur  um  Gegenstände,  für 
die  die  Regierung  das  Verordnungsrecht  besaß,  wie  z.  B.  die  Verwaltungsorgani- 
sation der  neuen  Gebiete,  sondern  auch  um  Materien,  die  eigentlich  der  Gesetzes- 
form bedurften,  wie  die  Loslösung  der  Einnahmen  und  Ausgaben  aus  dem  al- 
gerischen Budget.  Und  daß  die  Regierung  gerade  für  diesen  letzteren  Zweck 
eine  Delegation  gesetzgebender  Gewalt  erbat,  konnte  den  Algeriern  sicher  nicht 
gleichgültig  sein. 

Alles  in  allem  bedeutete  der  Entwurf  einen  tiefen  Eingriff  in  die  algerische 
Selbstverwaltung;  zunächst  war  er  für  die  Finanzen  der  Kommunalverbände  von 


')  „En  deliors  de  l'equilibre  annttellement  jm'vu  au  tmdget,  il  sera  impossible  d'enjrager  des 
depenses  sans  adliesion  simultanee  des  rninistres  de  l'interieur,  de  la  guerre  et  des  finances  et 
saus  l'approbation  pr^alable  du  Parlement."     Ebenda. 

2)  Art.  2,    1    und   Art.  3. 

3)  Art.  2,  2. 

4)  Art.  4. 
r'J  Art.  6. 
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einschneidender  Bedeutung:  man  berechnete  den  Einnahmenausfall  für  das  al- 
gerische Spezialbudgel  auf  1397000  Fr.,  für  die  Departementsbudgeta  auf 
679940  Ft.;  das  finanzielle  Gleichgewichl  der  algerischen  Budgets  wurde  durch 
diese  Einbuße  freilich  kaum  bedroht,  denn  wenn  sich  auch  die  Ausgaben  der 
Departementsbudgets  nur  um  24000  Fr.  verringerten  —  das  war  alles,  was  die 
Departements  für  die  Stidterritorien  aufwandten  .  so  erreichten  die  aus  dem 
Spezialbudget  entfallenden  Ausgaben  doch  eine  Höhe  von  2169000Fr.,  -<»  daß 
das  Spezialbudget,  wenn  der  EinnahmenausfaU  nicht  zu  gering  veranschlagt  war. 'j 
einen  Oberschuß  von  771  ooo  Fr.  erzielen  mußte,  aus  dem  es  die  Departements 
für  ihren  Verlust  von  655000  Fr.  entschädigen  konnte.2)  Die  finanziellen 
Wirkungen  ließen  sich  also  voraussichtlich  ausgleichen;  das  darf  aber  doch  nicht 
darüber  hinwegtäuschen,  daß  die  algerischen  Selbstverwaltungsorgane  die  Kontrolle 
über  wenigstens  2  -Millionen  Einnahmen  und  "2  Millionen  Ausgaben  verloren.  Man 
hat  nun  freilich  eingewandt,  daß  es  sich  bei  den  Ausgaben  des  Spezialbudget»  für 
•  las  Südgebiet  fast  nur  um  obligatorische  Ausgaben  handelte:3)  aber  dieser 
Umstand  vermag  die  Enteignung  nur  wenig  abzuschwächen,  denn  auch  gegenüber 
den  obligatorischen  Ausgaben  war  die  Kontrolle  der  algerischen  Organe  keines- 
wegs eine  Scheinkontrolle.  Und  es  handelte  sich  auch  nicht  nur  um  die  Los- 
lösung einiger  Einnahmen  und  Ausgaben  aus  den  Selbstverwaltungsbudgets, 
sondern  —  durch  die  bedeutende  Gebietsverringerung  —  um  eine  starke  Ein- 
schränkung der  selbstverwaltenden  —  vor  allem  der  wirtschaftsfördernden  — 
Tätigkeit  der  algerischen  Versammlungen  überhaupt;  kurzum,  in  dem  Entwurf 
lag  eine  beträchtliche  Minderung  der  algerischen  Selbstverwaltung. 

3.  Die  Behandlung  des   Entvrurfs  im  Parlament. 

Daß  sich  die  Regierung  dessen  wohlbewußt  war.  zeigt  sich  daran,  daß  sie 
den  Entwurf  nicht  erst  den  algerischen  Körperschaften  zur  Vorberatung  vorlegte, 
sondern  unmittelbar  beim  Parlament  einbrachte.  Während  nämlich  in  den  Fällen. 
in  denen  eine  Erweiterung  der  Selbstverwaltung  beabsichtigt  wurde,  immer  die 
kolonialen  Vertretungen  um  ihr  Gutachten  befragt  wurden,  hat  die  französische 
Regierung  immer  jenes  abgekürzte  Verfahren  eingeschlagen,  wenn  es  sich  darum 
handelte,  die  Rechte  einer  Kolonie  zu  beschneiden.4)     In  diesen  Fällen  hat  auch 


')  Tatsächlich  hatte  man  den  Einnahmeausfall  des  algerischen  Spezialbudgets  zu  nieder  ver- 
anschlagt; es  stellte  sich  später  heraus,  daß  man  vergessen  hatte,  den  auf  die  Südterritorien  ent- 
fallenden Betrag  für  Zolleinnahmen  und  Alkoholsteuern  abzuziehen.  Man  mußte  also  von  den  Ein- 
nahmen des  algerischen  Budgets  noch  weitere  300  000  Fr.  in  Abzug  bringen.  Da  nun  Algerien 
den  Ausfall  der  Departements  durch  eine  alljährliche  Subvention  in  Höhe  von  656  000  Fr.  voll 
deckt,  so  ist  dem  algerischen  Budget  aus  der  Loslösung  der  Südterritorien  ein  Schaden  von  ca. 
300000  Fr.  erwachsen. 

2)  Siehe  die  Rede  des  Generalgouverneurs  bei  Eröffnung  des  Conseil  superieur  am  14.  Juni  1902. 

3)  „Elles  figurent,  au  moins  pour  la  plus  grande  part,  aux  depenses  obligatoires  .  .  ." 
Generalgouveraeux  Revoil  in  der  Kammersitzung  vom  25.  März  1902,  J.  off.  S.  1513. 

4)  Über  die  sogenante  koloniale  Charte  von  1833  wurden  die  Conseils  generaux  der  Kolonien 
befragt,  während  bei  der  Beschränkung  ihrer  Finanzgewalt  1S41  ihr  Gutachten  nicht  eingeholt 
wurde:  auch  das  die  Selbstverwaltung  der  Kolonien  sehr  eng  begrenzende  Senatuskonsult  von  1854 
erging    ohne    Betrauung    der    Kolonien,    dagegen    wurde    vor  der  Erweiterung    der   Selbstverwaltung 
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das  Parlament  in  der  Regel  ungewöhnlich  rasch  gearbeitet,  So  auch  die  mal 
gleich  nachdem  «Im-  Regierung  ihren  Entwurf  eingebracht  hatte,  legte  auch  schon 
Berthelot  im  Namen  der  Budgetkommission  einen  kurzen  Bericht  dazu  vor.  der 
dem  RegierungBentwurf  in  allen  Teilen  zustimmte.1)  Und  schon  am  werten  Tage 
nach  dw  Vorlegung  des  Regierungsentwurfs  fand  die  Verhandlung  statt,3)  <li" 
natürlich  mit  der  Annahme  dos  Entwurfs  endete 

Froilich  fehlte  es  nichl  an  Widerspruch:  der  Abgeordnete  von  Constantine, 
Thomson,  meinte,  mit  dem  Regierungsentwurf  werde  'las  Gegenteil  von  «lern 
erreicht,  was  man  erstrebe.  Statt  die  Südterritorien  in  der  Weise  zu  organi- 
sieren, daß  :iian  ihre  Einnahmen  und  Ausgaben  genau  bestimme,  mache  die 
Regierung  einen  viel  weitergehenden  und  viel  gefährlicheren  Vorschlag:  nämlich 
eine  ganze  Militärkolonie  ins  Leben  zu  rufen,  „Man  will  jetzt  zwei  Algerien 
Behauen,  ein  bürgerliches  und  ein  militärisches  .  .  .  Ich  fürchte  diese  Spaltung. 
Ihr  glaubt  eine  Reform  zu  verwirklichen;  mir  bedeutet  sie  einen  Rückschritt, 
eine  Umkehr  zur  Vergangenheit!"3)  Man  behaupte,  die  militärischen  Ausgaben 
zu  verringern  und  dabei  vermehre  man  den  Machtbereich  der  Militärgewair, 
ohne  eine  ernste  Kontrolle  zu  ermöglichen.  Denn  die  einzige  Kontrolle  sei  die 
Wachsamkeit  des  Generalgouverneurs,  der  Hunderte  von  Kilometern  von  den 
Südterritorien  entfernt  residiere;  man  könne  nicht  eine  ganze  Verwaltungs- 
■organisation  ausschließlich  auf  die  AYachsamkcit  eines  hohen  Beamten  gründen. 
Von  der  Kontrolle  des  Ministers  des  Innern  wollte  er  lieber  gar  nicht  reden, 
denn  die  werde  ganz  illusorisch  sein.4)     Thomson  beklagte  ferner  die  überstürzte 


durch  das  Senatuskonsult  von  186G  die  Meinung  der  Conseils  generaux  wieder  eingeholt.  Die  Be- 
schränkung der  Finanzautönomie  der  Kolonien  durch  das  Finanzgesetz  vom  13.  April  1900  geschah 
selbstverständlich  wieder  ohne  Beteiligung  der  Conseils  generaux.  —  Bei  Algerien  vergleiche  man 
das  Verfahren  bei  der  Loslösung  der  Südterritorien  mit  der  umständlichen  Vorbefragung  der  al- 
gerischen Körperschaften  zu  dem  Gesetz  über  das  Spezialbudget  (l'JGO)  und  zu  dem  Gesetz  über 
die   Eisenbahnen  (1904). 

')  Kapport  t'ait  au  aom  de  la  commission  du  budget  chargee  d'examiner  le  projet  de  loi 
portant  Organisation  des  Territoires  du  sud  et  instituant  un  lmdget  autonome  et  special  pour  ces 
rlgions,  par  M.  A.  Berthelot,  depute  (Sess.  ordin.,  Seance  du  21  mars  ]!J02,  Annexe  n°  3130,  J.  off. 
S.  3(i9  f.  . 

2)  Chambre  des  deputes.  Sess.  ordin.  de  1902,  Dehats,  J.  off.  du  2(1  mars,  S.  1508  ff-, 
Sitzung  vom   25.  März. 

:(J    je   suis   absolument   convaineu  que  vous  allez  h  l'encontre  du  hut  poursuivi  .  .  .    En 

effet,  ce  n'est  pas  d'organiser  ces  territoires  du  Sud-Algerie  de  maniere  ä  en  specialiser  les  recettes 
et  les  depenses  .  .  .  ce  qu'on  nous  propose,  c'est  quelque  chose  de  plus  large  et  aussi  de  beaueoup 
plus  dangereux;  on  vous  propose  de  creer  toute  une  colonie  militaire  .  .  .  ce  que  l'on  veut,  c'est 
creer  deux  Algeries:  une  civile  et  une  militaire  ...  Je  redoute  cette  scission  ....  Vous  eroyez 
n'aliser    une    reforme;    j)0\ir    moi,    c'est    un  pas    en   andere,    un  retour  vers  le  passe."     1.  e.  S.  1508. 

4)  „Vous  pretendez  n'duire  les  depenses  militaires  et  vous  augmentez  incontestahlement 
l'action  de  l'autorite  militaire  sans  controle  serieux  possihle  !  .  .  .  C'ar  de  contrdle  vous  iren  avez 
pae.  Le  senl  qui  existe,  le  senl  snr  lequel  vous  soyez  en  droit  de  compter,  c'est  la  vigilance  de 
M.  le  Gouverneur  general.  qui  reside  ä  des  centaines  de  kilometres  des  territoires  en  question  .  .  . 
on  De  peut  lia>er  tont  un  Systeme,  tonte  une  Organisation  administrative  uniquement  sur  la 
vigilance  d'un  haut  t'onctionnaire  ...  Je  ne  parle  pas,  hien  entendu,  du  controle  du  ministre  de 
l'interieur:   il   sera  tout   ä   fait   illusoire  .  .  .  tout   lui   echappe,   il  ne  lui  restera  que   la  responsahilite." 

1.  <■.  s.  L5Ö9. 
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Ausarbeitung  des  Gesetzes,1  «las  so  wichtige  Fragen  wie  die  Ausscheidung  von 
Einnahmen  aus  dein  algerischen  Budgel  einem  Reglement  d'administration 
publique  überließ,  und  tadelte  vor  allem  die  Hast,  mit  der  man  seine  Annahme 
betrieb.2)  Da  das  Budgel  ersl  am  1.  Januar  1903  eingeführt  worden  sollte, 
schien  es  ihm  am  Platze,  zunächst  die  Gutachten  der  algerischen  Versammlungen 
einzuholen.  In  diesem  Wunsche  wurde  Thomson  von  Pourquery  de  Boisserin 
unterstützt,  der  nicht  begriff,  warum  man  die  Finanzdelegationen  nicht  befragte, 
wo  man  sie  doch  in  weit  nebensächlicheren  Fragen  um  ihre  Meinungsäußerung 
ersuchte.3) 

Allein  der  Generalgouverneur  Revoil  sprach  sich  gegen  die  Befragung  der 
algerischen  Versammlungen  üher  den  Gesetzentwurf  aus,  er  gestand  nur  soviel 
zu.  daß  die  algerischen  Versammlungen  üher  die  Anwendung  und  die  finanziellen 
Folgen  des  Gesetzes,  d.  h.  insbesondere  über  die  Verteilung  der  Einnahmen  und 
Ausgaben  zwischen  den  beiden  Budgets  gehört  werden  müßten;  dagegen  stritt 
er  ihnen  das  Recht,  den  Gesetzentwurf  als  solchen  zu  begutachten,  ab,  da  er 
Grundsätze  enthalte,  die  sich  unmittelbar  aus  der  Souveränität  ableiten  ließen.4) 
Der  Generalgouverneur  war  also  der  Auffassung,  daß  nicht  das  Inkrafttreten  dv> 
Gesetzes  selbst,  wohl  aber  seine  Ausführung  von  der  Mitwirkung  der  algerischen 
Versammlungen  abhing;  darnach  war  es  folgerichtig,  wenn  er  schleunige  Er- 
ledigung des  Gesetzes  empfahl,  damit  den  algerischen  Versammlungen  die  Ver- 
teilungsvorschläge noch  in  der  Frühjahrssession  gemacht  werden  konnten;  denn 
nach  dem  Gesetz  von  1900  mußten  die  algerischen  Versammlungen  in  der  ersten 
Jahreshälfte  über  das  Budget  des  folgenden  Jahre-  beschließen.  Wenn  nun  das 
Gesetz  über  die  Südterritorien  nicht  rechtzeitig  angenommen  wurde,  so  wurde 
das  algerische  Spezialbudget  wie  bisher  festgestellt,  und  es  mußte  die  Trennung 
der  Budgets  auf  das  Finanzjahr  1904  verschoben  werden.3) 

Vom  rechtlichen  Standpunkt  läßt  sich  gegen  die  Ansicht  Revoils  nichts 
einwenden;  da  das  Gesetz  von  1900  von  den  mutterländischen  Organen  allein 
erlassen  und  den  algerischen  Organen  keinerlei  Mitwirkungsrecht  bei  Änderungen 
des  Gesetzes  zugestanden  worden  war,  so  besaßen  die  algerischen  Versammlungen 
zweifellos  keinen  Anspruch  auf  Mitwirkung  an  einem  das  Gesetz  von  1900  ändern- 
den Gesetze;  das  Mutterland  tat  noch  ein  Übriges,  wenn  es  die  algerischen  Ver- 
sammlungen   über    die   Aufteilung    der   Einnahmen    und  Ausgaben    zwischen    den 


')   ,.Le  projet  .  .  porte  la  trace  de  la  preeipitation  avec  laquelle  il  a  ete   etabli."     Ebenda. 

2)  ..Mais  pourquoi  cette  häte,  pourquoi  tant  se  presser'?''     Ebenda. 

3)  „Ymis  les  avez  cependant  consultees  et  avec  raison  pour  de  nioindres  questions  coranie 
celle  de  la  creation   des   cours   de   Constantine  et  d'Oran."     1.  c.  »S.  1511. 

4J  ...  .  .  il  v  a  des  prineipes  qui  decoulent  directement  de  la  souverainete  et  sur  lesquels  les 
assemblees  algeriennes  n'ont  pas  m-cessairement  d'avis  prealable  a  emettre.  C'est  ce  departage  que 
la  loi  fait  d'une  facon  m's  expresse.  Elle  pose  les  prineipes,  rnais  eile  permet  aus  assemblees 
algeriennes  d'en  etudier  et  d'en  deterniiner  l'application  et  les  consequences  financieres  .  .  ."  1.  c. 
S.  1511. 

5)  ..Si  ;t  ce  nioment  (in  der  Erülijahrssession),  elles  (les  assemblees  algeriennesy  n'etaient 
pas  fixeres  par  la  loi  de  principe  que  nous  demandons  ä  la  Chambre  de  voter,  il  ne  leur  serait  pas 
permis  d'etablir  le  budget  de  1903  en  conformite  de  ces  prineipes,  et  la  reforme  serait  ajourm'e 
au  bndget  de    1904."     Ebenda. 
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beiden  Budgets  befrug,  denn  auch  diese  Aufteilung  hätte  oinfach  im  Wege  der 
Gesetzgebung  oder  auf  Grund  gesetzgeberischer  Delegation  durch  andere  Organe 
erfolgen  können.  Eine  andere  Präge  war  es  aber,  < > I »  ei  politi  ch  klug  war, 
einen  derartigen,  dem  Geist  des  Gesetzes  von  1900  zuwiderlaufenden  Eingriff 
in  die  algerische  Selbstverwaltung  wie  ihn  die  Loslösung  der  Südterritorien 
bedeutete  ohne  Befragung  der  algerischen  Versammlungen  vorzunehmen 
mußte  tlns  Vertrauen  in  die  Beständigkeit  der  durch  das  Gesetz  von  1900  ab 
geschlossenen  algerischen  Grundgesetze  bedenklich  ins  Wanken  kommen,  wenn 
der  Gesetzgeber  so  leichthin  die  algerische  Selbstverwaltung  einschränkte,  ohne 
die  Meinung  der  algerischen  Volksvertretung  einzuholen.  Wenn  der  Gesetz- 
geber sich  vornahm,  die  algerischen  Versammlungen  liber  die  Aufteilung  der 
Einnahmen  und  Ausgaben  zu  befragen,  so  drückte  sich  darin  kein  großes  Ent- 
gegenkommen aus,  denn,  nachdem  das  Gesetz  die  Grenze  zwischen  dem 
autonomen  Algerien  und  den  Südterritorien  festgelegt  hatte,  war  auch  die  Auf- 
teilung dor  Einnahmen  und  Ausgaben  im  Wesentlichen  vorgezeichnet.  Wenn 
man  die  algerischen  Versammlungen  überhaupt  befragen  wollte,  so  war  es  am 
Platze,  sie  viir  der  Entscheidung  über  den  Gesetzentwurf  zu  hören. 

Die  Kammermehrheit  zeigte  sieh  aber  derartigen  Erwägungen  nicht  zugäng- 
lich, denn  der  Antrag  Pourquery  de  Boisserin,  über  das  Gesetz  erst  nach  An- 
hörung der  algerischen  Versammlungen  zu  beschließen,  wurde  mit  377  gegen 
138  Stimmen  verworfen  und  der  Entwurf  selbst,  ungeachtet  der  zutreffenden 
Kritik  Pounjuery  de  Boisserin's1),  in  aller  Eile  ohne  Debatte  angenommen.2) 
Gleichwohl  konnte  der  Entwurf  nicht  mehr  vor  dem  Zusammentritt  der  algerischen 
Versammlungen  zum  Gesetz  erhoben  werden,  weil  im  Senat  in  jenen  Tagen  alle 
Sitzungen  durch  die  sehr  drängende  Budgetberatung  in  Anspruch  genommen 
waren.3)  Da  nun  das  Gesetz  doch  nicht  vor  dem  Finanzjahr  1H04  angewandt 
werden  konnte,  so  brauchte  mau  sich  nicht  zu  überhasten,  und  damit  enttiel 
auch  der  Hauptgrund  oder  —  wenn  man  will  —  der  Hauptvorwand,  den  die 
Regierung  gegen  die  Befragung  der  algerischen  Versammlungen  vorgebracht 
hatte.  Daher  konnte  sich  der  GeHcralgouverneur  der  Anregung  der  Senats- 
kommission   iür    Algerien,4)     in    der    Zeit    zwischen    den    Kammersessionen    die 


1)  Pourquery  hatte  das  Felden  einer  Kontrolle  des  Budgets  gerügt;  der  Generalgouverneur 
antwortete,  daß  das  Parlament  bei  Gelegenheit  der  Bewilligung  der  Subvention  die  Kontrolle  über 
das  Budget  der  Südterritorien  übe,  worauf  Pourquery  de  Boisserin  schlagfertig  entgegnete:  „la 
Chambre  aura  ä  inviter  le  contribuable  francais  ä  eombler  la  difference  de  vos  depenses,  c'est  ce 
que  vous  appelez  un  controle.  En  verite  c'est  le  retour  ä  l'absolutisme,  le  retour  ä  l'omnipotence 
et  ä   la  disparition  de  tont  controle".     1.  c.  S.  1513. 

2)  1.  e.  S.  1514. 

3)  Rapport  Denoix  (siebe  unten)  S.  464:  „A  cette  date  du  25  mars  .  .  .  toutes  les  se'ances 
dtaient  ]>risi->  par  la  discussion  du  budget  et  les  delais,  pour  eviter  le  vote  d'un  nouveau  douzieme 
piovisoire.  etaient  trop  eourts  pour  qu'il  tut  possible  ä  cette  Assemblee  de  prendre  une  decision 
sur  un  sujet  aussi  vaste  et  aussi  important,  saus  s'etre  entouree  de  tous  les  renseignements  propres 
a   i'clairer  ses   di'lilxTations." 

4j  An  die  auf  Antrag  von  Treille,  des  Senators  von  Constantine,  der  Entwurf  überwiesen 
worden   war. 
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algerischen  Versammlungen  zu  benragen,  nicht  entziehen.1  Auf  Veranlassung  der 
Senatskommission  sollte  also  <  1 1 « -  Befragung  nachgeholt  werden,  die  die  Kammer 
ausdrücklich  abgelehnt  hatte. 

Nur  freilich  wohnte  dieser  Befragung  eine  viel  geringere  Bedeutung  inne, 
als  einer  Befragung  über  eine  im  Parlament  erst  einzubringende  Vorlage;  «leim 
man  darf  nicht  vergessen,  eine  Kammer,  und  die  ausschlaggebende  Volks- 
kammer, hatte  über  den  Gesetzentwurf  schon  entschieden.  Die  Befragung  hätte 
nur  dann  eine  wirkliche  Bedeutung  besessen,  wenn  der  Senat  den  ernsten  Willen 
gezeigt  hätte,  als  Schützer  der  Kammerminderheit  und  der  algerischen  Selbst- 
verwaltung der  Kammermehrheil  entgegenzutreten;  allein  nichts  deutet  darauf 
hin,  daß  der  Senat  wegen  dieser  Frage  die  Verantwortung  eines  Konflikts 
mit  der  Deputiertenkammer  auf  sich  nehmen  wollte.  Der  Kommission  kam  es 
wohl  nur  darauf  an,  auf  die  algerischen  Selbstverwaltungsorgane  eine  gewisse 
Rücksicht  zu  üben.  An  ihnen  war  es,  diese  Höflichkeitsbezeugung  in  ihrem 
wahren  Werte  zu  erkennen. 


4.   Die    lii'fruiiuiH)   der  algerischen    Versammlungen. 
A.    Die  Finanzdelegationen. 

a)  Die  Kolonistendelegation. 

Man  muß  sagen,  die  algerischen  Versammlungen  haben  sich  in  dieser 
heiklen  Situation  mit  Geschick  zurecht  gefunden;  natürlich  ließ  es  der  General- 
gouverneur an  freundlichen  Ermahnungen  zu  einer  recht  nachgiebigen  Haltung 
nicht  fehlen,  wie  er  gleich  bei  der  Eröffnung  der  Finanzdelegationen  andeutete, 
daß  es  gewagt  sei.  an  dem  von  der  Kammer  angenommeneu  Entwurf  irgend- 
welche Änderungen  vorzuschlagen,  die  die  Lasten  des  Mutterlandes  erhöhten 
und  für  Nordalgerien  einen  finanziellen  Gewinn  brächten.2/  —  Freilich,  so  ganz 
voller  Ergebenheit  nahmen  die  algerischen  Versammlungen  die  dem  autonomen 
Algerien  drohende  Gebietsbeschränkung  nicht  hin.  Selbst  in  der  Kolonisten- 
delegation,3) die  doch  durch  ihren  Wunsch  vom  Vorjahre  mit  den  Anstoß  zu 
dem  Gesetzentwurf  gegeben  hatte,  fand  man  an  dem  Entwurf  gar  manches  auszu- 
setzen, insbesondere  beunruhigte  sie  die  Einbeziehung  von  einigen  Hochlands- 
landschaften in  die  Südterritorien;  die  Erklärung,  daß  die  Südterritorien  diese 
Gebiete  brauchten,  weil  sie  sonst  ihre  Zivilatisgaben  nicht  zutragen  vermöchten, 
reizte  nur  dazu,  den  den  Algeriern  so  oft  gemachten  Vorwurf  von  der  Aus- 
beutung der  Südgebiete  dem  Mutterland  zurückzugeben.  Frankreich  beanspruche 
Djelfa  und  Laghouat  also  nicht  —  bemerkte  Aymes  — .  ttm  die  Einnahmen  dieser 


')   ,..  .  .  M.  le  •rouvtriH'ur  general.   qui  voulut   bien  se  rendre  ä  la  commission  de  l'Alg 
ne    fit    aueune    dirnVulte    pour   reconnaitre    que,    du    moment    que   le  vote    de  la  loi   ne  pouvai' 
avuir    Heu    avant    la    Separation    des    Chambres,    il    etait    desirable,    en    effet.    de   consulter.    sur   cet 
important  projet,  les  assemblees  deliberantes  algeriennes  .  .  ."    1.  c.  S.  464. 

2)  Delegation*  financieres,   Sitzung  vom   14.  Mai.   Procfes-verbaux  1902,  S.   16. 

3)  Delegation    des    Colons,    Sitzungen    vom    17.   und  22.   Mai.    Proci'-s-verbaux    S.   64  ff.    und 
s.  155  ff. 
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(iehiete    in    diesen    seihst    auszugeben,    sondern    um    sie    in    Touat,    Hoggar    usw.    /.u 

verwenden,  und  ao  werde  der  einzige  Unterschied  gegenüber  dem  jetzigen 
Zustand  der  sein,  daß  die  Einnahmen,  statt  von  ^i'u\  nach  Nord,  von  Norden 
aaoh  Süden  flössen.1)  Derselbe  Redner  meinte,  dem  Mutterland  könne  es  bei 
seinem  Milliardenbudget  doch  nicht  auf  die  500000  Fr.  ankommen,  während  ie 
im  algerisohen  Budget  sehr  stark  mitzählten.3) 

Wie    anders    sieh     manche    Algerier    die     Lösung    der    Präge    dachten,    zeigt 

deutlich  der  von  Aymes  gestellte  Resolutionsantrag:  L)  die  Südterritorien  Bollten 
nur  Saharagebiete  umfassen;  2)  das  Budget  der  Südterritorien  möge  den  Finanz- 

delegationen  zur  Begutachtung  vorgelegt  werden ;  3)  die  Südterritorien  wären  zu 
einem  Beitrag  zur  gemeinsamen  Verwaltung  heranzuziehen;  I)  die  Zahl  der 
Eingeborenendelegierten  sollte  entsprechend  der  Gebietsverminderung  herabgesetzt 

werden;  5)  die  Überwachung  der  Zollgrenze  zwischen  beiden  Landesteilen  möge 
dem  Südbudget  aufgebürdet  werden.3)  -  -  Nach  diesem  Muster  ausgeführt,  hätte 
das  Gesetz  den  Kolonisten  nur  Vorteile  gebracht:  man  hätte  die  Ausgaben  für 
die  ertraglosen  Saharagebiete,  einschließlich  der  Kosten  für  die  Überwachung 
der  südlichen  Zollgrenze  auf  das  Mutterland  abgewälzt  und  wäre  bei  der  Ge- 
legenheit einige  der  in  der  Vollversammlung  der  Delegationen  manchmal  un- 
bequemen Eingeborenenvertreter  losgeworden,  hätte  sich  aber  doch  gleichzeitig 
ein  Mitwirkungsrecht  an  dem  Südbudget  gesichert.  —  Daß  die  mutterländischen 
Organe  derartig  naive  Ansprüche  berücksichtigen  würden,  war  natürlich  von  vorn 
herein  ausgeschlossen ;  die  Delegation  war  denn  auch  klug  genug,  einem  von 
Tandonnct  abgefaßten  Antrag  den  Vorzug  zu  geben,4)  der  zwar  sachlich  das 
gleiche  anstrebte,  aber  doch  in  der  Frage  der  Grenzziehung  einen  gewissen 
Spielraum  ließ5):   1)  Das  Gesetz  möge  durch  Angaben  über  die  Verwaltungst'orm 


')  ,.Est-ce  que  la  France  reclame  Djelfa  et  Lagbouat  pour  en  depenser  les  revenus  sur  leur 
territoire  rneme!  Non,  c'est  pour  alimenter  le  budget  du  Touat,  des  Hoggar  etc  .  .  .  II  se  pro- 
duira  donc  un  drainage  d'or  du  nord  au  sud,  au  lieu  de  se  produire  comrne  aujord'hui  du  sud  au 
nord,   ce   sera  la  seule  difterence."      Sitzung  vom   22.   Mai,  1.   c.   S.    161. 

2)  Sitzung  vom    17.  Mai,  1.   c.   S.  82. 

3)  ,,1°  Que  les  territoires  englobent  seulement  les  regions  sahariennes  a  l'exclnsion  de  toutes 
les  autres; 

2°  Que  le   budget  des  territoires    du  sud  soit  soumis    pour   avis  aux  delegations  rinancieres ; 

3°  Qu'il  soit  inscrit  ä  ce  meine  budget  une  contribution  legitime  aux  depenses  d'administra- 
tion  generale; 

4°  Que  le  nombre  de  delegues  indigenes  soit  reduit  proportionellement  aux  distractions 
territoriales  ; 

5°  Que  la  surveillance  douaniere  de  la  Iigne  separative  des  deux  territoires  soit  a  la  cbarge 
du  budget  du  sud."     Proces-verbaux  S.   167. 

4)  S.   171   f. 

5)  „1°  La  loi  proposc'e  devra  etre  completee  par  l'indieation  precise  des  conditions  dans  les- 
quelles  seront  administres  les   nouveaux  territoires; 

2°  Les  limites  sont  revisees  conformement  aux  voeux  des  delegations ;  elles  ne  seront  pas 
considerees  comme  definitives  et  pourront  etre  reruk'es  vors  le  sud  selon  les  progres  et  les  besoins 
Interieurs  de  la  colonisation; 

3°  Le  droit  d'examen  et  d'avis  sur  le  budget  et  l'administration  des  nouveaux  territoires 
sera  reserve  aux  delegations ; 

4°  La  pre^ponderunir  absolue  et  effective  du  pmivoir  civil  y  sera  rigoureusement  maintenue." 
Proces-verbaux  S.  166. 
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der  neuen  Territorien  ergänzl  weiden:  2)  <l !<■  Grenze  möge  man  entsprechend 
den  Wünschen  der  Delegationen  berichtigen  und  nicht  als  endgültig  betrachten, 
Bondem  gemäß  den  Fortschritten  der  Kolonisation  weiter  nach  Süden  vor- 
schieben; •'$)  es  Bolle  den  Delegationen  ein  Prüflings-  und  Begutachtungsrechl 
nüber  dem  Budget  der  Territorien  vorbehalten  werden;  4  das  unbedingte 
Üborgewichl  der  Zivilgewall  müsse  gewahrt  bleiben. 

b     Die  Nichtkolonistendelegation. 

In  der  Delegation  der  Nichtkolonisten  fand  merkwürdigerweise  eine 
farblosere  Resolution  Annahme,  obwohl  man  in  dieser  Delegation,  wo  die  Führer 
der  algerischen  Freiheitsbewegung  Baßen,  das  Gegenteil  hätte  erwarten  Bollen. 
Zunächsl  allerdings  gelangte  die  Verstimmung  über  den  Eingriff  des  Mutterlandes 
in  die  algerische  Selbstverwaltung  schärfer  zum  Ausdruck,  als  in  der  Kolonisten- 
delegation. Der  Rechtsanwalt  Cuttoli  verfocht  in  heftiger  Rede  den  Antrag,  den 
Senat  aufzufordern.,  das  Gesetz  nicht  zu  sanktionieren.1)  Er  verglich  das  Mutter- 
land einem  Vormund,  der  seinem  großjährigen  Mündel  sein  Vermögen  ausfolge, 
sich  aber  nachher  doch  wieder  erlaube,  über  das  Vermögen  zu  verfügen  und 
nun  seinen  ehemaligen  Mündel  auffordere,  die  finanziellen  Folgen  dieser  Ein- 
mischung zu  tragen.2)  In  den  zu  errichtenden  Südterritorien  erblickte  Cuttoli 
nur  einen  Parasiten,  der  aus  der  wirtschaftlichen  Entwicklung  Nordalgeriens  Vor- 
teile ziehen  werde,  ohne  sieh  an  der  Tragung  der  damit  verbundenen  Lasten 
zu  beteiligen.3)  Auch  an  die  mit  der  Loslösung  der  Südterritorien  für  Nord- 
algerien zweifellos  verbundene  Ausgabenersparnis  wollte  Cuttoli  nicht  glauben: 
er  behauptete,  sie  lasse  sich  nur  dadurch  herausrechnen,  daß  man  die  Ausgaben- 
voranschläge für  die  Südterritorien  für  1903  bedeutend  erhöht  habe.4)  Natürlich 
ließ  er  es  auch  nicht  an  der  üblichen  Warnung  fehlen  vor  dem  Ausbruch  von 
Streitigkeiten  zwischen  den  zum  Absolutismus  neigenden  Militärbehörden  und 
der  argwöhnischen  algerischen   Demokratie.5) 

Gegenüber  diesen  Übertreibungen  erschien  eine  Mahnung  zur  Mäßigung 
wohl  am  Platze;  Vinci  warnte  gewiß  nicht  ohne  Grund  vor  der  Annahme  einer 
starrsinnigen  Haltung,  da  das  Mutterland  eben  doch  die  Entscheidungsgewalt  be- 
säße.6)     Er  gab  zu  bedenken,  daß   das  Mutterland  ihnen  trotz  des  Gesetzes  von 


')  Dek'gations  financieres,  Non  Colons,  Sitzung  vom  20.  Mai,  Proees-verbaux  S.  29. 

2)  „La  metropole  se  conduit  vis-a-vis  de  nous  comme  un  tuteur  qui  ayant  rendu  ses  comptes 
a  son  pupille  c'inaneipi',  se  permet  eneore  de  disposer  du  patrimoine  dont  il  n'a  plus  l'adininistration 
et  qui  demande  ä  son  pupille  lese  de  regier  les  consequences  financieres  de  cette  ingerence." 
1.  c.  S.  53. 

3)  ,.  .  .  .  l'Algeiie  in  nord  perfeetionnera  son  outillage  economique  au  moyen  de  smi  empruiri 
.  .  .  Et  L'Algeiie  de  sud.  rentable  parasite,  beneficiera  de  cette  evolution  economique  dont  eile  ne 
subira  pas  les  charges."     1.  c.  8.  61. 

4)  L.  c.  S.  61,  62. 

5)  „Vous  aure/.  ]< ■-  grands  commandements  avec  leur  esprit  frondeur  et  leurs  coneeptions 
paiticulieres  et  absolues,  aus  prises  avec  notre  demoeratie  algerienne  un  peu  ombrageuse  et  jalouse 
de  ses  droits  et  de  ses  liborn's."     1.  e.  S.  (>."). 

c)  „Je  crois  que  nous  commettrions  ane  imprudence  et  que  nous  aboutirious  ä  une  inutilite 
si  nous  adoptions  une  attitade  intransigeante  dans  la  question  qui  nous  est  Boumise.  II  nc  taut 
ni  l'aubliei  ni  cesser  de  le  prociamer:  la  metropole  a  un  droit  absolu  de  trancher  la  question  .  .  ." 


1900   alle   möglichen    Ausgaben    aufbürden    könnte,    und    10    wie    man  ihnen  die 
Koston  Für  die  Zivilgendarmerie  auferlegte,  könne  es  auch  mii  der  Kingobornen 
gendarmerie  geschehen.     Die  Loslösung  der  Sudterritorien  befreie  *ie  von  die  em 
Risiko.1)  Die   Mehrheil  der  Delegierten  ließ  sich  um  der  Nutzlosigkeit  eines 

Widerstandes  gegen  das  Parlament  überzeugen,  denn  Bie  lehnte  den  Antrag 
Cuttob'  ab  und  begnügte  sich  mii  der  Annahme3)  eines  von  de  Saint  Germain 
vorgeschlagenen   Wunsches,9)  in  dem  ein   Begutachtungsrechl   gegenüber  dem 

ßudgot    der   Südterritorien    verlangt    und    der   Generalgouverneur   auf    die    Not 
wendigkeil    hingewiesen    wurde,    alle    wirklich   für   die   Kolonisation  in   Betracht 
kommenden  Gebiete  in  d;is  nördliche  Algerien  einzübegreifen. 

c     1  >ie  Vollversammlung. 

Nun  brauchte  die  Regierung  nicht  mehr  zu  befürchten,  daß  ihr  dm  Dele- 
gationen in  der  Frage  drv  Südterritorien  Verlegenheiten  bereiteten.  Denn,  da  die 
beiden  Sektionen  der  Eingebornendelegationen  den  Gesetzentwurf  mit  gewohnter 
l'romptheit  billigten,4)  so  stand  die  Gutheißung  in  der  Vollversammlung  fest. 
Gleichwohl  entspann  sich  in  der  Vollversammlung  eine  ziemlich  lebhafte  Debatte 
über  den  Entwurf.5)  Wieder  stand  die  Frage  der  Grenzziehung  in  erster  Linie: 
den  Anstoß  gab  eine  Andeutung  des  Generalgouverneurs,  man  solle  keine  genaue 
Festlegung  der  Grenze  im  Gesetz  selbst  verlangen,  damit  Grenzverschiebungen 
ohne  die  Inanspruchnahme  der  Gesetzgebungsmaschine  vorgenommen  werden 
könnten.  Die  Zulässigkeit  derartiger  Grenz  Veränderungen  im  Verordnungswege 
ward  nun  aber  von  Cuttoli  mit  Recht  bezweifelt.  Es  war  zwar  übertrieben,  wenn 
er    meinte,    daß  jede   Grenzvers'chiebung   vom  Parlament    abhinge,6)    denn  es  ist 


1)  „Si,  a  un  moment  donne.  la  metropole  veut,  non-obstant  la  loi  de  1900,  dire  que  certaines 
depenses  nous  incombent,    mms    serons  bien  obliges  de  les    subir.     Nous  avons  ä  craindre  de  vir 
tont  ce  qui  concerne  aotre  police  interieure  tomber  ;'i  la  Charge  de  notre  budget.     <)n  aous  h  dejä 
donnce  la    gendarmerie    eivile,    on  pourrait  nous  donner  la  gendarmerie  indigene   qu'on  appelli 
maghzens  ...  La  question  des  territoires  du  sud  nous  liberer  a  de  ces  aleas  .  .  ." 

2)  L.  c.  S.  86. 

3)  „La  2e  delegation  finäneiere  saus  contester  le  droit  qui  appartient  au  parlement  de  moditier 
l'etendue  territoriale  et  ['Organisation  de  ses  colonies: 

1°  Appelle  l'attention  de  M.  le  gouverneur  general  sur  la  necessite  et  les  avantages  de  tout 
ordre  quil  y  aurait  a  comprendre  tonte  la  region  reellement  susceptible  d'etre  penetree  par  la  colonisation, 
parmi  les  territoires  au  sud  desquels  seront  organises  les  eorumandements  militaires  eriges  en 
administration  distinetc  ; 

2°  Elle  demande  que  les  del^gations  financieres  aient  chaque  annee  droit  d'avis  sur  le  budget 
de  l'Algerie  du  sud." 

4)  Delegation  indigene,  Section  arabe,  Sitzung  vom  17.  Mai,  Proces-verbaux  S.  8.  Section 
kabyle,  Sitzung  vom  24.  Mai,  Proces-verbaux  S.  39.  Die  Kabylensektion  ersuebt  jedoch,  daß  in 
den  noch  in  das  nordalgerische  Gebiet  fallenden  Bezirken  der  ililitärterritorien  überall  gemischte 
Gemeinden  errichtet  würden.  Der  "Wunsch  ist  bezeichnend  für  die  größere  Selbständigkeit  der 
Kabylen. 

5)  Delegations  financieres,   A.ssemble'e  pleniere   Sitzung  vom  24.  Mai  Proces-verbaux  S.   23  ff. 
'')    „Ce    n'est    pas    par    voie    de    decret    que    cette    reforme    pourra    s'aecomplir.     La    loi    des 

finances  par  laqnelle  sera  r£gie  la  uouvelle  Organisation,  permettra   seule,    d'effectuer  cette  distraction 
de  territoires    qui    dependra    alors  du  pouvoir  absolu  du  parlement  .  .  ."  1.  c.  S.  28.     Dieser  Ein- 
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nicht  anzunehmen,  daß  der  Gesetzgeber,  wenn  er  bestimmte,  die  Gebiete  südlich 
i\i-  Kreises  von  Marcus,,  des  Kreises  von  Tiarel  usw.  sollten  die  Südterritorien 
bilden,  damit  die  Grenzen  dieser  kleinen  Verwaltungsbezirke  festlegen  wollte. 
Andererseits  darf  man  aber  die  Gewall  des  Generalgouverneurs  'loch  nicht  .-o 
weil  auslegen,  daß  er  einfach  durch  Verfügung  beliebig  große  Gebiete  der  Süd- 
territorien mit  Nordalgerien  zu  vereinigen  befugt  Bei.1)  Sonst  könnte  ja  der 
Generalgouverneur  nach  und  nach  alle  Südgebiete  Nordalgerien  einverleiben, 
was  dem  Gesetz  über  die  Südterritorien  doch  .-icher  zuwiderliefe.  Die  richtige 
Lösung  liegt  wohl  in  der  Mitte:  kleinere  Grenzverschiebungen  darf  der  General- 
gouverneur vornehmen,  sofern  sich  keine  wesentlichen  Rückwirkungen  auf  Ein- 
nahmen und  Ausgaben  der  Südgebiete  daraus  ergeben.  Zur  Einbeziehung  größerer 
Südbezirke  in  das  autonome  Algerien  dagegen  ist  die  Zustimmung  der  gesetz- 
gebenden Organe  erforderlich,2)  weil  durch  eine  -dlche  Grenzveränderung  die 
Grundlagen  des  durch  Gesetz  begründeten  Südbudgets  angetastet  werden. 

Bosser  als  zu  der  Frage  der  Grenzveränderung  wußte  der  Genoralgou- 
verneur zu  den  ührigon  Forderungen  der  Delegationen  Stellung  zu  nehmen:  als 
Ayuies  den  Gedanken  entwickelte,  das  Budget  der  Südterritorien  nicht  völlig 
aus  dem  Spezialbudget  loszulösen,  sondern  nur  in  einen  besondern  Anhang 
autonomen  Budgets  zu  verwandeln.3;  da  gab  der  Generalgouverneur  zu  bedenken. 
daß  sie  damit  nur  eine  bessere  Übersicht  der  Einnahmen  und  Ausgaben  der 
Südterritorien  gewinnen  würden,  daß  aber  dieser  papierne  Wall  zwischen  den 
beiden  Budgets  im  Fall  des  Eintritts  eines  Defizits  im  Süden  die  Algerier  nicht 
vor  der  Haftung  zur  Deckung  des  Fehlbetrags  zu  bewahren  vermöge.4)  —  Da- 
gegen hatte  er  gegen  ein  Einsichts-  und  Begutachtungsrecht  der  algerischen  Ver- 
sammlungen gegenüber  dem  Südbudget  nichts  einzuwenden;  daher  versprach  er, 
das  Südbudget  jeweils  zu  gleicher  Zeit  mit  dem  autonomen  Budget  ausarbeiten 
zu  lassen,  um  den  Delegationen  aui  diese  Weise  die  Kontrolle  der  gemeinsamen 


wand  scheint  auf  de  Saint-Germain,  der  den  Generalgouverneur  bei  der  Verteidigung  des  Entwurfs 
unterstützte,  etwas  verwirrend  gewirkt  zu  haben,  denn  er  gab  die  etwas  rätselhafte  Antwort,  daß 
—  wenn  die  Regierung  mit  den  Delegationen  über  eine  Grenzveränderung  sich  geeinigt  habe  — 
es  genüge,  die  Einbeziehung  eines  Duars  oder  Stammesteils  in  einen  nordalgerischen  Bezirk 
im  Finanzgesetz  festzusetzen,  und  daß  diese  Änderung  dann  durch  Verfügung  des  Gouverneurs 
sanktioniert  werde  (!)  (L.  c.  S.  30).  Damit  räumte  de  Saint-Germain  doch  ein,  daß  der  Weg  der 
formellen  Gesetzgebung  beschritten  werden   mußte. 

')  Es   ist   daher  nicht  anzuerkennen,   wenn  Robert   de  Caix   in   einem  Aufsatz  in  den  Qnestions 

diplomatiques  et  coloniales    (15.  Juni   190'2),    S.   715  behauptet:    un    simple  arrete  gOUYerne- 

mental  suftira  pour  rattacher  ä  ces  cercles,  au  delä  desquelB  cninmencent  les  territoires  du  Sud. 
teile  fraction  de   ces   demiers   que   l'on   desirerait". 

2)  Ob   sie    in    einem    besonderen   Gesetze    oder    im  Finanzgesetz  erteilt  wird,  ist  gleichgültig. 

3)  l'roces-verbaux  S.  45. 

4)  „Ce  budget  annexe  eüt  cte  un  simple  jeu  d'ecritures.  Vous  vous  seriez  simplement 
donne  un  moyen  plus  sür  de  controle  par  la  faculte  d'examiner  separement  les  depenses  et  les 
recettes  d'un  territoixe  .  .  .  Mais  si  le  deficit  s'etait  un  jour  prodnit  ou  les  charges  aceru'  • 
n'est  pas  le  faible  rempart  de  la  feuille  de  papier  qui  aurait  separe  la  premiere  partie  du  budget 
special  de  ce  budget  annexe,  qui  vous  aurait  preserve  ou  affranchi  de  la  necessite  de  combler  le 
deficit  ou  de  creer  des  ressources   nouvelles."     1.  c.   S.  52. 


—    885 

Fragen  und  die  Begutachtung  des  Südbudgets  zu  ermöglichen.1)  Audi  über  die 
Deoküng  der  Kosten  der  Zwischenzollgrenze  ^uli  der  Generalgouverneur  eine 
befriedigende  Erklärung  ab:  <1;iL5  er,  im  Fall  in  den  Südterritorien  Freihandel 
oder  ein  gemischtes  SyBtem,  das  die  Erhebung  der  nordalgeriichen  Zölle  er 
schwere,  zur  Einführung  gelange,  vorschlagen  werde,  alle  darauc  di  m  Spezial 
budget    erwachsenden    Mehrkosten   dem   Südbudgel    aufzuerlegen.9)  Endlich 

Buchte   der   Generalgouverneur   noch   die   Sorgen    der  Algerier   wegen   der    Ver 
Btärkung  der  Militärgewalt   in   den  Südterritorien   zu   zerstreuen,    indem    er  ver 
sicherte,  wenn  etwas  in   der  Organisation   der  Sudterritorien  geändert  werdi 
geschehe  os  in  der  Richtung  einer  Gewaltenvermehrung  des  Generalgouverneu 


')  „Je  profite  de  cette  occasion  pour  vous  dire  .  .  .  que  jYtais  dispose1  a  faire  coincider  La 
preparation  du  budget  du  Sud  avec  La  preparation  <lu  budget  special,  de  maniere  que  ce  document 
ötant  distribue,  vous  avez  la  possil» ilit»'  nun  seulement  d'exercer,  au  moment  de  la  discussioo  de 
ce  budget,  un  coatröle,  dans  une  certaine  mesure,  des  questions  communea  aux  deux  territoires, 
maia  de  formuler  dos  avia  que  votre  expärience  particuliere  vous  BUggererait  .  .  ."  1.  c.  B.  61. 

2)  „II  m'est  difficüe  d'indiquer,  ;'i  l'heure  actuelle,  quel  sera  le  regime  douaniei  des  territoirea 
du  sud,  mais,  si  Ton  eteiit  amein'-  a  proposer  le  rej^iim-  de  la  firaucbise  douauitre  complete  ou  tel 
regime  mixte  qui  augmentfit  les  perils  quo  pourraient  courir  les  perceptiona  douanieres  de  l'Algerie 
du  nord,  je  trouverais  absolument  legitime,  et  je  ine  declare,  pour  ma  part,  dispose,  en  ce  qui 
concerue  l'initiative  qui  m'appartiendra  pour  la  prepaxation  du  budget  des  territoires  du  sud,  ä 
proposer  d'imposer  ä  ce  budget  tous  les  Supplements  de  depenses  qui  viendraient  augmenter  les 
eharges  du  budget  special  du  fait  de  ce  regime."     1.  c.  S.  61. 

3)  Bei  dieser  Gelegenheit  streifte  er  auch  die  Rechtsstellung  der  dort  ansässigen  Franzosen; 
nach  seinem  Dafürhalten  konnten  diese  ihre  Rechte  ebensogut  wie  bisher,  ja  vielleicht  noch  besser 
ausüben,  weil  diese  Gebiete  in  engere  Abhängigkeit  vom  Generalgouverneur  kämen  und  so  ihre 
Interessen  unmittelbarer  geprüft  und  befriedigt  würden:  „S'il  est  change  quelque  chose  ä  son 
Organisation  administrative  et  militaire,  ce  sera  dans  le  sens  d'un  amendement  vers  une  mainmise 
plus  complete  de  l'autorite  du  gouverneur  sur  eile  .  .  .  pourquoi  s'inquieter  du  sort  de  ceux  de 
nos  compatriotes  qui  resident  dans  ces  territoires?  L'exercice  de  leurs  droits  sera  garanti;  ils  en 
jouiront  aussi  bien  qu'aujourd'hui,  peut-etre  mieux  puisque  ces  territoires  places  plus  directement 
sous  la  main  du  gouverneur  general  seront  l'objet  d'une  administration  distincte,  jouiront  d'un 
budget  special  et  que  par  consequent  leurs  interets  seront  examines  et  servis  plus  directement  et 
de  plus  pres."  I.e.  S.  57.  Die  Hauptfrage,  nämlich  inwieweit  die  politischen  Rechte  der  Fran- 
zosen in  den  Südterritorien  unberührt  blieben,  war  mit  diesem  Hinweis  auf  die  unmittelbare  Für- 
sorge des  Generalgouverneurs  freilich  nicht  beantwortet.  Auf  diese  Frage  antwortete  der  General- 
gouverneur erst  bei  der  Verhandlung  im  Conseil  superieur  und  da  mußte  er  zugeben,  daß  die 
Loslösung  der  Südterritorien  für  die  dort  wohnenden  Franzosen  eine  gewisse  Rechtsminderung  mit 
sich  brachte:  „Quant  k  leurs  droits  politiques,  .  .  .  aueune  objeetion  ne  s'eleve  contre  le  maintien 
du  droit  de  vote,  pour  l'election  des  deputes  et  des  senateurs.  II  ne  pourrait  probablement  pas 
en  etre  de  meme  en  ce  qui  concerne  les  conseils  generaux  et  les  delegations  financieres.  La  question 
est  au  moins  douteuse  pour  les  conseils  generaux;  eile  l'est  moins  pour  les  delegations  financieres; 
car,  en  somme  par  suite  de  la  distraction  financiere  et  administrative  des  territoires  du  sud,  il  ne 
sera  sans  doute  plus  utile  de  donner  aux  electeurs  de  ces  territoires  une  representation  au  sein 
des  assemblees  algeriennes,  qui  n'auraient  pas  la  charge  de  leurs  interets.  C'est  lk  .  .  .  une  petite 
diminution  que  je  veux  bien  reconnaitre  .  .  ."  Übrigens  wurde  nur  eine  sehr  geringe  Anzahl  von 
Franzosen  von  dieser  Rechtsminderung  betroffen,  da  unter  den  370000  Einwohnern  der  Süd- 
territorien nur  zirka  1800  Franzosen  und  zirka  700  Israeliten  wohnten.  (De  Caix,  Questions 
diplomatiques  et  coloniales,  15  juin  1902,  S.  707).  Daher  lag  für  die  Delegationen  kein  triftiger 
Grund  vor,  in  dieser  Hinsicht  weitere  Garantien  zu  verlangen;  es  konnte  ihnen  genügen,  aus  dem 
Munde  des  Generalgouverneurs  zu  erfahren,  daß  in  den  Südterritorien  keine  schrankenlose  Militär- 
berrsohaft   errichtet  werden   sollte. 

Qmelin,  VerfasBurigsentwickhin^  von   Algerien.  2b 
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Auf  die  beruhigende  Erklärung  des  Generalgouverneurs  hin  lehnte  die 
Vollversammlung  die  Resolution  der  Kolonistendelegation,1)  die  eine  Ergänzung 
des  Gesetzes  durch  genaue  Bestimmungen  über  die  Verwaltung  der  Südteni- 
torien  forderte,  ab  und  nahm  mit  46  gegen  1*2  Stimmen  eine  von  Vinci,  de 
Sainl  Germain  und  Dessoliers  vorgeschlagene  Resolution  au.-,  die  sieb  in  ilir«-n 
ersten  Sätzen  an  die  Resolution  der  Nichtkolonisten,  im  letzten  Satz  an  die  der 
Kolonisten  anlehnte.3)  Die  Resolution  ist  in  eine  außersl  rücksichtsvolle  Form 
eingekleidet;  nur  der  Wunsch  nach  einem  Begutachtungsrecht  gegenüber  dem 
Budget  der  Südterritorien  blieb  in  der  Form  einer  Forderung  stehen;  im  übrigen 
aber  ward  die  Stellung  von  Forderungen  nach  Möglichkeit  vermieden.  So  ward 
im  ersten  Satz  die  Überzeugung  ausgesprochen,  da  Li  das  Parlament  ohne 
Zögern  die  Südgrenze  Algeriens  den  Bedürfnissen  der  Kolonisation  entsprechend 
verschieben  werde.*)  Und  im  dritten  Satz  stellte  man  mit  Befriedigung  fest,  daß 
der  Gesetzentwurf  das  unbedingte  Obergewicht  der  Zivilgewalt  bestätigte,  obwohl 
sich  dies  eigentlich  nur  aus  den  Worten  des  Generalgouverneurs  entnehmen  ließ, 
während  der  Gesetzentwurf  selbst  in  diesem  Punkte  nicht  über  jeden  Zweifel 
erhaben  war. 

B.  Das  C o nseil  b  up  erieu r. 

Diese  vorsichtige  Formulierung  konnte  von  dem  regierungsfrommen  Conseil 
superieur  kaum  überboten  werden,  daher  machte  es  keine  Schwierigkeiten,  die 
Resolution  der  Delegationen  auch  im  Conseil  superieur  zur  Annahme  zu  bringen."' 
Übrigens  wiederholten  Aymes  und  Tandonnet  auch  im  Conseil  superieur  ihren 
Versuch,  eine  Umarbeitung  des  Entwurfs  herbeizuführen,  indem  sie  beantragten, 
eine  gesetzliche  Regelung  der  Verwaltungs-  und  der  militärischen  Organisation 
der  Südterritorien  zu  befürworten.0)  Der  Antrag  wurde  zwar  abgelehnt,  aber 
doch  nur  mit  3u'  gegen  10  Stimmen.7)  Diese  Minderheit  rekrutierte  sich  wohl 
hauptsächlich  aus  Vertretern  der  Conseils  generaux.  Denn  diese  stemmten  sich 
naturgemäß  der  Neuerung  entgegen,    weil  die  Departements  in  ihren  Einnahmen 


■)  Siehe  oben  S.  381  f. 

2)  L.  c.  S.  60. 

3)  „Les  Delegation*  financieres  signalent  les  avantages  qu'il  y  aurait  a  reserver  ä  l'Algerie 
tous  les  territoires  colonisables.  Elles  sont  persuadees  que  le  Parlement  n'besitera  pas  a  reculer 
la  limite  sud  de  la  Colonie,  toutes  les  fois  que  les  besoins  olteneure  de  la  colonisation  l'exigeront; 

Elles  demandent  que  les  hautes  assemblees  algeriennes  aient  cbaque  annee  nn  droit  d'aviß 
>ur  le   budget  de  l'Algerie  du  sud; 

Elles  constatent  avec  satisfaction  que  le  projet  de  loi  adopte  par  la  Cbambre  des  deputes 
consacre  la  preponderance  absolue  du  pouvoir  civil. "     1.  c.  S.  59,  60. 

4)  Dieser  Satz  zeigt,  daß  man  sieb  über  die  Zuständigkeit  des  Parlaments  in  der  Grenzver- 
änderung  mittlerweile   klar  geworden  war. 

5)  Conseil  superieur  de  Gouvernement  Session  ord.  de  1902,  Sitzung  vom  21.  Juni  1902. 
Proces-verbaux  S.  153  ff. 

'  l  ..Les  soussignes  emettent  le  voen  que  l'organisation  administrative  et  militaire  du  nou- 
\i  au  groupernent  des  territoires  du  sud,  snit  renvoyee  au  gouvernement  pour  etre  reglee  par  voie 
legislative  dans  les  memes  conditions  que  l'a  ete  la  seule  Organisation  budgetaire  reglemectee  par 
la  loi  actueüeruent   en   instante   devant  le   si'nat."      1.  e.   S.  159. 

'•)  L.  c.   S.  170. 
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duroh  die  Loslösung  der  Südterritorien  eine  ganz  empfindliche   Einbuße  erlitten 
Ea  nimmt  daher  niohl  wunder,  wenn  das  Conseil  gendral  von  Algier  den  freilich 
aussichtslosen  Wunsch   äußerte,   die  Grenze  zwischen  beiden  Landesteilen    m 
im    Süllen   von    Djelfa    und    Laghoual   gezogen   werden,    und    wenn    das  Con  eil 
gönöral    von    Constantine   den   Gedanken    eines    selbständigen    Budgets   für   den 
Süden  überhaupt  verwarf.     Wohl  stellte  man         wie  wir  wissen         den  Departe 
ments  einen  den  Ausfall  deckenden  Zuschuß  des  Spezialbudgets  in  Aussicht,  aber 
dies  bedeutete  keinen  vollwertigen   Ersatz,  weil  dadurch   die  Departements  noch 
mehr   als    bisher   in  finanzielle    Anhängigkeil    von    dem    gosaml  algerischen   Com 
munalverband  gerieten.     Auch  waren  die    Departementsverbände   durch    die  Ab- 
trennung  der   Südterritorien    oichl    nur   in    ihrer   finanziellen  Selbständigkeit,    sie 
waren  in  ihrer  Existenz  überhaupt  bedroht. 

.'>.   Die  Frage  der  Aufhebung  der  Departements  in  den  algerischen    Versammlungen. 

Wir  oben  erwähnt,  wollte  die  Kolonistendelegation,  als  sie  im  Jahre  l'.Kll 
die  Loslösung  der  Südterritorien  anregte,  diese  Neuerung  im  Zusammenhang  mit 
einer  Reform  der  Provinzeinteilung  Algeriens  überhaupt  durchgeführt  sehen.  Und 
wenn  jetzt  gegenüber  dem  von  der  Deputiertonkammer  angenommenen  Gesetz- 
entwürfe die  Finanzdelegationen  und  das  Conseil  superieur  trotz  aller  Verstimmung 
über  das  rücksichtslose  Vorgehen  des  Mutterlandes  eine  so  große  Mäßigung 
zeigten,  so  geschah  das  wohl  nicht  nur,  weil  sie  die  Nutzlosigkeit  des  Wider- 
standes einsahen,  sondern  auch,  weil  die  Loslösung  der  Südterritorien  den  von 
ihnen  angestrebten  Fortfall  der  Departements  zu  beschleunigen  versprach.  Tat- 
sächlich beschäftigten  sich  sämtliche  algerische  Versammlungen  zu  gleicher  Zeit  wie 
mit  dem  Gesetzentwurf  über  die  Südterritorien  mit  der  Frage  der  Aufhebung 
der  Departements.  Auf  Ersuchen  einer  größeren  Zahl  von  Delegierten  hatte  der 
Generalgouverneur  noch  im  Jahre  1901  eine  aus  Beamten,  Finanzdelegierten  und 
Mitgliedern  der  Conseils  generaux  zusammengesetzte  „Commission  des  reformes 
administratives"  mit  der  Prüfung  dieser  Frage  beauftragt.1)  Diese  Kommission 
gelangte  zu  dem  Ergebnis,  die  Aufhebung  der  Rechtspersönlichkeit  der  Departe- 
ments, die  Verschmelzung  der  Departementsbudgets  mit  dem  Spezialbudget  der 
Kolonie  und  die  Vereinheitlichung  der  Straßenverwaltung  zu  empfehlen. 

So  sehr  diese  Schlüsse  sachlich  gerechtfertigt  waren,  —  denn  die  De- 
partements hielten  sich  eigentlich  nur  noch  durch  Anleihen  über  Wasser,  und 
ihr  Kredit  war  nahezu  erschöpft  — ,2)  so  erregten  sie  doch  viel  Widerspruch; 
natürlich  gaben  die  Conseils  generaux  ihrer  Entrüstung  in  unzweideutiger  Weise 
Ausdruck,3)  das  Conseil  general  von  Algier  ließ  sich  sogar  dazu  fortreißen,  den 
Spieß  umzukehren  und  die  Aufhebung  der  Finanzdelegationen  zu  verlangen. 
Aber  auch  in  den  Finanzdelegationon  fehlte  es  nicht  an  Anhängern  des  bisherigen 


')  ArrCt.'  vom  7.  Oktober  1901. 

2)  Bericht    von    Tedeschi     in    der    Nichtkolonistendelegation.       Delegation«    financieres,  Non 
Colons,   Sitzung  vom  ö.  Juni  1902,  Proces-verbaux  S.  674  f. 

3)  Es   gehörte  schon  einiger  Mut  dazu,  wenn  der  jetzige  Senator  de  Saint-Germain  im  Conseil 
general   von   Constantine  es  wagte,  für  die  Aufhebung  des  Departements .  einzutreten. 

25* 
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Verwaltungssystems,  namentlich  in  der  Kolonistendelegation,  wo  Bie  die  \ 
tagung  der  Frage  auf  die  folgende  Session  durchzusetzen  wußten ;a  da  indei  die 
Schlüsse  der  Kommission  die  volle  Zustimmung  der  Nichtkolonistendelegation 
Fanden3)  und  die  Eingeborenen,  die  den  Departements  wirklich  nicht  viel  zu 
danken  hatten,  sich  natürlich  ebenfalls  mit  der  Aufhebung  der  Departements  ein- 
verstanden erklärten,4)  so  vermochten  die  Gegner  der  Aufhebung  die  Gutheißung 
der  Kommissionsbeschlüsse  durch  die  Vollversammlung  nicht  zu  hindern.0) 

Ähnlich  ging  es  im  Conseil  superieur;  dort  empfahl  >\cr  Berichterstatter 
Bertagna,  die  Entscheidung  über  die  Verschmelzung  der  Budgets  aufzuschieben 
und  die  Regierung  zu  ersuchen,  den  Gegenstand  in  einer  allgemeinen  Reform 
der  algerischen  Verfassung  und  Verwaltung  zu  heirreiicn.  Er  begründete  seinen 
Antrag  damit,  daß  die  Verschmelzung  der  Budgets  keine  rein  finanzielle  und 
ökonomische  Frage  darstelle,  weil  sie  die  Aufhebung  der  Conseils  gener&fix  nach 
sich  ziehe.6)  Diese  Anzweifelung  der  Zuständigkeit  entbehrte,  soweit  sie  sich 
auf  die  Finanzdelegationen  bezog,  nicht  ganz  der  Berechtigung;7)  jedenfalls  wurden 
die    Zweifel    durch    die  Behauptung    de  Saint-Germains,    die    Finanzdelegationen 


')  Z.  B.  Jacquiet,  der  vor  der  Aufhebung  der  Conseils  generaux  warnte.  ..car  ce  Bont  les 
seules  assemblees  electivcs  independantes  de  la  colonie  .  .  ."  Deh'gations  financieres,  Colons. 
Sitzung  vom  3.  Juni   1902,  Proces-verbaux  S.  .">24. 

2)  L.  c.  S.  533. 

3)  Delegations  financieres  Non  Colons,  Sitzung  vom  5.  Juni,  Proces-verbaux  8.  702. 

4)  Delegation  indigene,  Section  arabe,  Sitzung  vom  4.  Juni  Proces-verbaux  S.  Ib. 

5)  Assemblee  planiere,  Sitzung  vom  7.  Juni  1!I02,  ProceB-verbaux  S.  152  ff.  Die  Annahme 
erfolgte  mit  38  gegen  8  Stimmen  (S.  181).  Dieser  Abstimmung  ging  übrigens  ein  bezeichnender 
Zwischenfall  voraus:  Jacquiet  (Kolonistendelegation)  wollte  zum  Voraus  das  Abstimmungsergebnis 
diskreditieren,  indem  er  darauf  hinwies,  daß  20  Kolonisten  und  einige  Nichtkolonisten  für  den  Auf- 
scbub  gestimmt  bätten:  „Nous  formons  donc  la  majorite  francaise  ...  La  tactique  est  bien  simple. 
('"est  la  tactique  habituelle.  On  dit:  nous  avons  la  des  sujets  du  vote  desquels  nous  sommes  suis 
et,  par  ce  moyen,  nous  annulons  le  vote  des  citoyens  franeais  .  .  .  ."  Natürlich  nahm  der  Präsident 
die  Eingebornendelegierten  gegen  diese  nicht  sehr  taktvolle  Bemerkung  in  Schutz:  ,.Je  tiens  ä 
declarer  qu'il  n'y  a  ici  que  des  bommes  libres  dont  personne  ne  peut  suspecter  l'independence.-' 
Übrigens  war  in  diesem  Falle  der  gegen  die  Eingebornen  erhobene  Vorwurf  der  Gefügigkeit  gegen 
Regierungseinflüsse  nicht  gerechtfertigt,  denn  die  Anregung  zur  Aufhebung  der  Departements  war 
ja  von  den  Finanzdelegationen  ausgegangen  und  die  Eingebornen  hatten  sicher  im  eigensten  Inter- 
esse für  den  Antrag  gestimmt. 

')  „Considerant  que  la  fusion  des  deux  budgets  doit  entrainer  necessairement  la  Buppression 
des  conseils  generaux,  estime  qu'elle  cesse  d'etre  une  question  d'ordre  purement  tinancier  et  eco- 
nomique,  qu'il  y  a  lieu  d'ajourner  en  priant  l'administration  de  la  comprendre  dans  un  plan  d'en- 
semlile  des  reformes  qui  doivent  constituer  la  nouvelle  Charte  politique  et  administrative  financiere 
et  economique  du  pays."  Conseil  superieur  de  Gouvernement,  Sess.  ord.  de  1902,  Sitzung  vom 
24.  Juni,   Proces-verbaux  S.  384. 

')  Denn,  wenn  auch  die  Entscheidung  über  Budgetverschmelzung  nicht  aus  dem  Bereich  der 
wirtschaftlichen  und  finanziellen  Interessen  herausfiel,  so  enthielt  sie  doch,  da  ihre  Verwirklichung 
die  Aufhebung  der  Conseils  generaux  zur  notwendigen  Voraussetzung  hatte,  zugleich  ein  Gutachten 
über  die  Umgestaltung  dir  Verwaltungsorganisation  Algeriens;  über  einen  derartigen  Gegenstand 
durften  die  Finanzdelegationen  streng  genommen  kein  Gutachten  abgeben.  Immerhin  lag  die  An- 
gelegenheit auf  dem  Grenzgebiet  ihrer  Zuständigkeit,  woraus  sich  auch  erklärt,  wenn  das  Gou- 
vernement gegen  die  Verhandlung  der  Frage  keinen  Einspruch  erhob.  —  Das  Conseil  superieur 
dagegen  war  sowieso  zur  Erstattung  von  Gutachten  in  Fragen  der  allgemeinen  Verwaltung  befugt. 
und   insofern   war  die   Erhebung  der  Kompetenzfrage  im   Conseil   superieur  ganz  unangebracht. 
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wären  aus  ihrem  rein  finanziellen  Zu  tändigkeitsberoich    nichl   herausgetreten,  da 
sie  keinen  Plan  zur  Änderung  der  algeri  chen  Verfassung  au  gearbeitet  hätti 

nicht  widerlegt.     Verfehl!    war   nur.    d;iLi  die   K potenzfrage    in   dem  zweifello 

zuständigen  Conseil  Bup^rieur  aufgeworfen  wind'':    da     C iil     uperieur  ha(   in 

keiner  Weise  seine  Kompetenz  Überschritten,  wenn  ei  eine  \on  <le  Saint  Germain 
vorgeschlagene  Resolution  annahm,  in  der  die  Verschmelzung  der  Departement 
budgets  mit  dem  Kolonialbudget  als  logische  Folgerung  aus  der  algerischen 
Finanzautonomie  bezeichnet  wurde  und  Ihre  Durchführung  im  Zusammenhang 
mit  der  dringend  nötigen  Umgestaltung  der  Verwaltung  empfohlen  wurde8).  — 
Aus  diesen  Beschlüssen  der  algerischen  Versammlungen  geht  hervor,  daß  bin- 
siehtlieli  der  Aufhebung  der  Departementsbudgets  zwar  keine  volle  Einigkeit 
herrschte,  daß  aber  doch  ein  großer  Teil  der  algerischen  Politiker,  namentlich 
die  Führer  der  Autonomiebewegung,  dieses  Ziel  anstrebte. 

(!.  Die  Stellungnahme  des  Mutterlandes  zu  <lni    Wünschen  der  Algerier. 

A.  Der  S  e  n  a  t. 

Wie  stellten  sieh  nun  die  mutterländischen  <  Organe  zu  diesen  Wünschen 
der  Algerier?  Zunächst  kam  es  darauf  an,  welche  Haltung  der  Senat,  der  die 
Befragung  der  algerischen  Versammlungen  über  den  Gesetzentwurf  betreffend  die 
Südterritorien  veranlaßt  hatte,  den  algerischen  Ansprüchen  gegenüber  einnahm. 
Und  da  zeigte  sich  gleich  in  dem  von  Denoix  schon  am  1.  Juli  erstatteten 
Bericht.3)  daß  die  Algerier  gut  getan  hatten,  auf  den  Eifer  des  Senats  keine 
großen  Hoffnungen  zu  setzen.  Denn  die  Kommission  empfahl  den  Entwurf  in 
unveränderter  Fassung  zur  Annahme.  Wohl  ging  der  Bericht  in  liebenswürdiger 
Weise  auf  die  einzelnen  Beschwerdepunkte  der  Algerier  ein.  aber  er  begnügte 
sich  durchweg  mit  beruhigenden  Versicherungen.  Selbst  die  bescheidene  Forderung 
eines  Begutachtungsrechtes  gegenüber  dem  Budget  der  Südterritorien  blieb  un- 
verwirklicht;  obwohl  die  Kommission  ihre  Berechtigung  in  Anbetracht  der  beiden 
Landesteilen  gemeinsamen  Interessen  nicht  leugnen  konnte,  Avurde  nicht  einmal 
der  Versuch   gemacht,    dies   Recht   im    Gesetz    gewährleisten    zu  lassen,    sondern 


')  „Si  les  delegations,  dans  lenrs  deÜberations,  etaient  sorties  du  domaine  purement  financier, 
si  elles  avaint  elabore    un  plan  partiel    ou  integral    de  Constitution    algenenne,    c'est  alors   qu'elles 

auraient  prete  ä  la  critique ()n  n'aurait    pas  manque    de  faire  remarquer    qu'elles  s'eri- 

geaient  en  assemblees  Constituantes  pour  proceder  ä  une  reorganisation  administrative  et  politique, 
chose  qui  ne  les  regarde  pas!''     1.  c.  S.  463,  464. 

2)  „Considcrant  que  la  fusion  des  budgets  departementaux  avec  le  budget  colonial  parait 
etre.  une  des  consequences  logiques  de  l'autonomie  financiere  octroyce  ä  l'Algerie,  et  faire  partie 
integrante  de  la  reorganisation  administrative  que  cette  autonomie  rend  indispensable; 

Prie  le  gouvernement,  ainsi  que  les  pouvoirs  publics  de  poursuivre  le  plus  rapidement  possible 
la  [^Organisation  administrative  de  la  colonie,  en  incorporant  les  reformes  dans  la  loi  organique 
pn'vue  a  l'art.     2  de  la  loi  du  19  decembre   11)00."     1.  c.  S.  481. 

')  Kapport  fait  au  noni  de  la  commission  de  l'Algerie.  chargee  d'examiner  le  projet  de  loi 
adopte  ]>ar  la  chambre  des  deputi's.  portant  Organisation  des  territoires  du  sud  de  l'Algerie  et  in- 
Btituant  an  budget  autonome  et  special  pour  ces  r^gions,  par  M.  Denoix,  senatenr,  J.  off.,  Senat, 
Documenta  pari.,  Seance  du   1 <r  j uillet  1902,  S.  464  ff. 
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man  schloß  sich  nur  einfach  der  Erklärung  des  Generalgouverneun  an,  daß  mit 
der  Mitteilung  des  Budgets  an  die  ETinanzdelegationen,  kein  Nachteil  verbunden  sei. 

Noch  unbestimmter  Bprach  sich  der  Bericht  über  die  immer  wiederkehrende 
Forderung  einer  den  [nteressen  der  Kolonisation  entsprechenden  Verschiebung 
der  Grenze  nach  Süden  aus.  Der  Berichterstatter  gab  zwar  lux  einige  Oasen 
bei  Biskra  zu,  daß  ßie  öich  zur  baldigen  Angliederung  an  Nordalgerien  eigneten; 
aber  ihre  Einverleibung  schon  jetzt  zu  empfehlen,  hielt  er  für  untunlich,  da  sie 
sich  noch  in  einem  Übergangsstadium  befänden.3)  Und  so  mußten  sieh  die 
Algerier  an  der  tröstlichen  Auskunft  genügen  lassen,  daß  es  vielleicht  eine-  Tags 
möglich  sein  werde,  ihren  Wunsch  nach  einer  Grenzverschiebung  zu  erfüllen.*)  — 
In  der  Frage  der  Verteilung  der  Zollverwaltungskosten  wurde  Algerien  ebenfalls 
eine  recht  nichtssagende  Antwort  zu  teil:  nämlich,  es  sei  Sache  des  Staatsrat.-. 
bei  der  Ausarbeitung  des  Reglements  d'administration  publique,  den  Interessen 
der  beiden  Landesteile  bei  der  Lastenverteilung  im  weitesten  Biaße  Rechnung 
tragen.4)  —  Mit  der  von  den  Algeriern  verlangten  Aufrechterhaltung  des  Über- 
gewichts der  Zivilgewalt  endlich  erklärte  sich  die  Kommission  völlig  einverstanden, 
aber  statt  nun  diesen  Grundsatz  ins  Gesetz  aufzunehmen,  gab  man  sich  mit  der 
Versicherung  des  Generalgouverneurs  zufrieden,  daß  keine  kriegerischen  Maß- 
nahmen ohne  Meinungsäußerung  und  Befehl  des  Generalgouverneurs  unter- 
nommen werden  dürften.  Der  Bericht  verlangte  nur.  daß  das  Reglement  d'ad- 
ministration publique  in  diesem  Punkt  recht  bestimmt  sein  müsse.5) 


')  „  .  .  .  ]c  viicu  tendant  a  (lernander  que  le  budget  des  territoires  du  sud  soit  ....  soumis 
ä  leur  examen,  a  fcrouve"  de  l'ecbo.  II  semblerait  a  premiere  vue  que  du  moment  que  les  budgets 
sont  completement  separes  et  absolument  independanto,  cet  avis,  cet  examen  meme,  pourraient 
paraitre  superflus.  Cependant  ä  bien  considi'rer  les  ehoses,  il  ne  ressort  pas  avee  une  evidence 
bien  dclatante  que.  dorünavant,  ces  deux  budgets  soient  separes  par  une  cloison  suffisament  etanebe, 
pour  qu'JJ  n'y  ait  pas  quelques  questions  financieres  eommunes;  en  outre,  entre  ces  deux  regions 
que  la  loi  separc.  .  .  .  il  y  aura  näcessairement  des  questions  d'interct  eommunes  a  l'occasion  des 
cliemins  de  fer  communs  aux  deux.  et  des  relations  douauieres  egalement  eommunes.  Votre  com- 
mission,  d'aecord  du  reste  en  cela  avec  les  declarations  de  M.  le  gouverneur  gt'neral,  ne  croit  pas 
qu'il  y  ait  inconvenient  ä  ce  que  le  projet  de  budget  soit  communiqur  ehaque  annee  aux  delc'ga- 
tions  financieres."     1.  c  SS.  466. 

2)  „Dans  la  province  de  Constantine  et  dans  la  region  de  Biskra  et  d'Ouargla,  les  oasis  des 
Ribans,  de  l'oued-Kilir  et  du  Souf  sont  .  .  .  classes  dans  les  territoires  du  sud,  bien  qu'ils  ne 
soient  pas  .  .  .  absolument  improduetifs :  mais,  dans  l'etat  actuel  des  eboses,  il  est  difficile  de  les 
assimiler  ä  des  territoires  colonises  et  immediatement  colonisables.  Ils  sont  plutöt  en  voie  de 
transformation.  et  ils  sont  par  cela  meme  sans  doute  de  eeux  qui.  dans  un  temps  assez  rapproebe, 
pourront  faire  retour  ä  TAlgerie  du  nord".     Ebenda. 

3)  „Les  delegations  financieres  ont  exprime  le  voeu  que  la  ligne  frontiere  .  .  .  füt,  aussitöt 
qne  l'etat  de  la  colonisation  le  permettra,  reportee  plus  au  sud.  Ce  voeu  a  ete  appuye  par  des 
arguments  qui  ne  sont  pas  sans  valeur,  et  il  pourra,  peut-i'tre,  etre  possible  un  jour  de  leur  donner 
satisfaction".     Ebenda. 

4)  ..Necessairement,  cette  nouvelle  frontiere  devra  etre  soumise  a  une  surveillance  qui  sera 
rendue  difficile  par  sa  longueur  .  .  .  a  laquelle  des  deux  organisations  reviendra  la  cbarge  .  .  .  il 
appartiendra  au  conseil  d'Etat,  dans  l'elaboration  des  reglements  d'administration  publique,  de 
tenir  le  plus  grand  compte  des  inten" ts  de  l'une  et  de  l'autre  dans  la  n'partition  des  cbarges".    Ebenda. 

5)  ..Les  delegations  financieres  .  .  .  sont  .  .  .  unanimes  k  demander  que  dans  la  nouvelle 
Organisation,  la  Suprematie  du  gouverneur  civil  sur  l'autorite  militaire  soit  absolue  et  bien  definie. 
Votre  cornmission  .   .   .  ne    peut    que    s'associer    aux   voeux    des    delegations  financieres.   et  eile   est 
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Ks  w;ii-  allerdings  übertrieben,  wenn  manche  Algerier  forderten,  die  Ol 
nisation  der  Südterritorien  sollte  im  Gesetz  selbsi  eingehend  geregell  werden) 
und  «'s  liiüi  sich  uiohts  dagegen  einwenden,  wenn  die  Senatskommission  die  i 
Forderung  wegen  der  unstäten  Verhältnisse  in  den  Südterritorien  als  unerfüllbar 
zurückwies.1)  Aber  einer  gewissen  Erweiterung  wäre  der  Gesetzestexl  darum 
doch  fähig  gewesen:  Man  hätte  den  algerischen  Versammlungen  «las  Begut 
aohtungsrechl  gegenüber  dem  Budget  «1er  Südterritorien  ausdrücklich  einräumen 
und  das  Übergewioht  des  Generalgouverneurs  über  die  MUitärgewalt  in  den  Süd 
territorien  festlegen  können;  und  man  hätte  im  Gesetz  die  Regierung  oder  den 
Generalgouverneur  ermächtigen  können,  durch  Verordnung  die  Grenze  zwischen 
beiden  Landesteilen,  sobald  sieh  das  Bedürfnis  danach  herausstellte,  weiter  nach 
Süden  zu  verlegen.  Durch  diese  Zusätze  wäre  der  nötige  Spielraum  der  Ver- 
ordnungsgewall gewiß  n'uht  zu  sehr  eingeengt  worden.  Indem  man  Grenzver- 
Bchiebungen  durch  Verfügung  des  Generalgouverneurs  ermöglichte,  hätte  das 
Verordnungsrecht  ja  sogar  eine  Erweiterung,  und  sicher  eine  sinngemäße  Er- 
weiterung erfahren,  weil  dadurch  die  Anpassung  der  Grenze  an  die  Bedürfnisse 
der  Kolonisation  erheblich  erloichtort  worden  Aväre.  Nichts  beweist  so  deutlieh, 
daß  die  Betragung  der  algerischen  Versammlungen  den  Charakter  einer  bloßen 
Förmlichkeit  trug,  als  daß  dio  Senatskommission  es  unterließ,  derartige  zweck- 
mäßige und  dem  Geist  des  Gesetzentwurfs  durchaus  entsprechende  Ergänzungen 
vorzuschlagen. 

Selbstverständlich  fand  diese  friedliche  Erledigung  der  Angelegenheit  den 
vollen  Beifall  des  Plenums :  die  erst  zu  Ende  des  Jahres  stattfindende  Be- 
sprechung2) —  man  kann  nicht  von  einer  Debatte  reden  —  verlief  ohne  Zwischen- 
fall, indem  der  Berichterstatter  und  der  Regierungskommissär  die  üblichen  be- 
ruhigenden Versicherungen  wiederholten.  Die  einzelnen  Artikel  und  das  Ganze 
wurde  dann  ohne  Diskussion  angenommen.3)  Die  Ausfertigung  des  Gesetzes 
folgte  am  24.  Dezember  1902. 4)  Natürlich  konnte  die  Bestimmung  des  Artikels  3, 
daß  das  neue  Budget  schon  für  das  Jahr  1903  eingerichtet  werden  sollte,    nicht 


rassuree  sur  ce  sujet  par  les  declarations  faites  par  M.  le  gouverneur  general  ä  la  Chambre  des 
deputes  et  aux  seances  des  delegations :  aueune  mesure  militaire  coniportant  une  entreprise  de 
guerre  ou  une  action  armee  ne  sera  deeidee  et  entreprise  sans  l'avis  et  l'ordre  du  gouverneur 
general  .  .  .  Le  reglement  d'administration  publique  devra  etre  tres  net,  categorique  sur  ce 
point".     Ebenda. 

')  „Quelques  membres  des  delegations  financieres  se  sont  plaints  que  la  loi  projetee  soit 
un  peu  vague,  un  peu  trop  generale,  et  que  la  part  laiss^e  aux  reglements  d'administration  publique  .  .  . 
soit  un  peu  trop  vaste.  II  eüt  ete  preferable  ä  leur  avis  que  la  future  Organisation  fut  faite  par 
la  loi  meme.  C'est  lä  une  chose  inutile  et  materiellement  impossible.  Le  territoire  dont  il  s'agit, 
les  populations  qui  les  habitent  ou  les  parcourent  ne  presentent  pas  une  süffisante  fixite  pour 
permettre  <!i  la  loi  de  tout  prevoir  et  de  tout  regier.  Les  reglements  d'administration  publique  .  .  . 
peuvent  seuls  se  preter  k  l'^tablissement  d'organisations  si  mobiles  et  en  meme  temps  si  minutieuses 
et  compliqu^es".     Ebenda. 

2)  S^nat,  Debats  parlementaires,  Session  ord.  de  1902,  Sitzung  vom  6.  Dezember,  J.  off. 
S.   1288  ff. 

3)  L.  c.  S.  1292. 

4)  Bulletin  des  lois  2430,  n°  42807,  Sirey,  Lois  annotees  1904,  S.  673.  Siehe  An- 
hang Nr.  69. 
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mehr  zur  Anwendung  kommen,  Bodafi  die  Trennung  der  beiden  algerischen  Hu<h 
ersl   1 1 ii t  dem  J nh r» •   1904  einsetzte, 

B.   Die  Ausführungsverordnungen. 

Das  zur  Verteilung  der  Einnahmen  und  Ausgaben  zwischen  Nord-  und  Süd 
algerien  erforderliche  Reglemenl  d'administration  publique  erschien  merkwürdiger- 
weise ersl  in  Letzter  Stunde,  am  30.  Dezember  1903, ')  zugleich  mit  den  Dekreten, 
die  die  Budgets  der  beiden  LandeBteile  für  das  Jahr  1904  genehmigten.  In 
dieser  Verordnung  wurden  dem  Budget  der  Südterritorien  alle  aus  diesen  Ge- 
bieten bisher  dem  algerischen  Budget  oder  den  Departementsbudgets  zufließenden 
Einnahmen  zugewiesen,  bo  weil  sie  nichl  mit  den  Zivilpensionen  zusammen- 
hängen (Gehaltsabzüge);2)  an  Ausgaben  wurden  dementsprechend  dem  Budget 
alle  bisher  in  diesen  Gebieten  dem  algerischen  Spezialbudget  oder  den  Depar- 
tementsbudgets zur  Last  Tallenden  Zivilausgaben,  mit  Ausnahme  der  Ausgaben 
für  Zivilpensionen,  aufgebürdet.3)  Dagegen  blieben  die  Einnahmen  und  An- 
gaben der  in  den  Südterritorien  bestehenden  Eingebornen-  und  gemischten  I 
meinden  unberührt.*'  Der  für  Nordalgcrien  wichtigsten  Frage,  nach  der  Ver- 
teilung der  gemeinschaftlichen  Einnahmen  und  Ausgaben,  ging  das  Reglement 
d'administration  publique  aus  dem  Wege;  es  überließ  nämlich  die  Verteilung 
fast  ausschließlich  dem  Generalgouverneur:  so  für  die  Einnahmen  und  Atisgaben 
aus  der  Zollverwaltung,  für  die  Anteile  an  dem  Oetroi  de  mer'i  und  für  die  Ein- 
nahmen und  Ausgaben  aus  der  Anleihe  von  1902.  Auch  die  Beitragsleistung 
der  Südterritorien  zu  den  Kosten  der  gemeinsamen  Landesverwaltung  sollte  durch 
Verfügung  des  Generalgouverneurs  festgelegt  werden.15)  Nur  die  Verteilung  der 
Einnahmen  und  Ausgaben  aus  den  beide  Landesteile  durchlaufenden  Eisenbahnen 
wurde  —  soweit  nicht  gesetzliehe  Regelung  erfolgte  —  einem  Reglement  d'ad- 
ministration publique  vorbehalten.7)  —  Eine  ähnliche  Erschwerung  ist  für  die 
Einführung.  Änderung  oder  Aufhebung  von  Steuern  aufgestellt,  indem  solche  Ver- 
ordnungen nur  auf  Grund  von  Dekreten  im  Staatsrat  ausgeführt  werden  dürfen.'';  — 
ein  dürftiger  Ersatz  für  den  Fortfall  der  Bewilligung  durch  die  algerischen  Ver- 
sammlungen   und    der  Genehmigung    der  Steuererhebung    durch  das  Parlament.'1  > 


')  Bulletin  des  lois  2.V24.  n°  44256,  Sirey,  Lois  annotees  1904,  S.  794.  Siehe  An- 
hang Nr.  71. 

J)  Art.    1,   1. 
3J  Art,   1,  2. 

4)  Art.  2. 

5)  Die  Einnahmen  aus  dem  oetroi  de  mer  fließen  in  Algerien  den  Gemeinden  zu.  abzüglich 
6  "  für  die  Verwaltungskosten  und  des  sechsten  Teiles  für  den  Volksunterricht.  Ciirault 
Bd.  111.  S.  489. 

'  )    Art.  3. 

")  Art.   4. 

8)  Art.  5.    1. 

°)  Selbstverständlich  ist  den  algerischen  Versammlungen  auch  kein  Anteil  an  der  Rechnungs- 
kontrolle des  Südlmdgets  eingeräumt  worden.  Die  allgemeine  Rechnung  wird  vielmehr  gerade  wie 
das  Budget  diirrli  Dekret  des  Präsidenten  der  Rep.  geregelt  (Artikel  8  des  Dekrets).  Für  die  Aus- 
führung des  Budgets  und  für  die  Kontrolle  sind  in  dem  Dekret  nur  wenige  Richtlinien  gegeben 
(Art.   7):    Zu  Zahlungen    ist    der  Tresorier    payeur  von  Algerien  befugt,    unter  der  gleichen  Verant- 
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Nur  insofern    wirken    die    aordalgerischen   Versammlungen    bei  der  Stoueraunage 
in  den  Südterritorieu  mich  mit,  als  Änderungen  in  der  Ametzung  und  Erhöhung 
art    der   beiden   Landeateilen   gemeinsamen  Steuern    ohne   weitere«    in    den  Süd 
territorien   gelten,   aber  doch    besteht    auch    diese  Garantie    nicht    unbedingt,    da 
Änderungen     durch     Dekret     Für    die    Südterritorien     ausdrücklich     vorbehalten 

sind. ')  — 

Man  Bieht,  Boweit  diese  Vorordnung  Wünsche  der  Algerier  treifte,  wurde 
ihre  Erfüllung  -  /war  Dicht  versagt,  aber  doch  offen  gelassen.  Kein  Wunder, 
■wenn  die  Algerier  angesichts  dieser  verschwommenen  Passung  sieh  auch  von  der 
noch  ausstehenden  Organisationsverordnung  wenig  Gutes  versprachen,  namentlich 
hinsichtlich  der  Sicherung  des  Übergewichts  der  Zivilgewalt.2)  In  diesem  Punkte 
erwiesen  sieh  ihre  Besorgnisse  indes  als  übertrieben:  denn  die  Verstärkung  der 
Gewalt  des  Generalgouverneurs  gegenüber  den  Beamtenoffizieren  im  Süden  lag 
nicht  nur  im  Interesse  der  Algerier,  sondern  vielleicht  noch  mehr  im 
Interesse  des  .Mutterlandes,  weil  der  ( ieneral»on\  ernenr  dadurch  an  Gewicht 
näher  der  selbstbewußten  nordalgerischen  Volksvertretung  gewinnen  mußte; 
und  weil  der  Generalgouverneur  am  ehesten  die  nötige  finanzielle  Kontrolle 
über  die  Beamtenoffiziere  zu  führen  vermochte.  So  erklärt  .sich  die  Verordnung 
vom  14.  August  1  !*(.)">.  in  der  die  Befugnisse  des  Generalgouverneurs  in  den  Süd- 
. territorien  und  die  Verwaltungsorganisation  dieser  Gebiete  geordnet  sind.3)  Da- 
nach bilden  die  Südterritorien  nach  wie  vor  mit  Algerien  grundsätzlich  ein  einheit- 
liches Rechtsgebiet,  indem  alle  in  dem  Recueil  des  actes  du  Gouvernement  de 
l'Algerie  erscheinenden  Dekrete,  Reglements  und  Verfügungen  auch  in  den  Süd- 
territorien gelten,  es  sei  denn,  daß  das  Gegenteil  ausdrücklich  bestimmt  wird.4) 
Das  Verwaltungssystem  stimmt  mit  dem  der  Militärterritorien  überein,  soweit  sich 
nicht  aus  dem  Dekret  selbst  Abweichungen  ergeben.5)  Das  Dekret  verteilt  die 
Südterritorien  in  vier  Bezirke,  nämlich  in  ein  Oasenterritorium  im  äußersten  Süd- 
westen und  in  die  Territorien  von  Ain-Seira,  von  Ghardaia,  von  Touggourt,  die 
die  Verlängerung  der  Departements  von  Oran,  von  Algier  und  von  Constantine 
darstellen.6)  An  der  Spitze  jedes  Territoriums  steht  ein  Militärkommandant,  der 
auf  Vorschlag  des  Generalgouverneurs  durch  Dekret  ernannt  wird.  Die  Militär- 
kommandanten   rühren    die  Militär-    und  Zivilverwaltung   unter    der  Aufsicht   des 


wortung,  die  er  bei  Zahlungen  für  das  Spezialbudget  trägt,  d.  li.  unter  Vorbehalt  der  richterlichen 
Kontrolle  des  Rechnungshof s.  Die  oberste  Anweisungsbehörde  ist  der  Generalgouverneur.  Die 
Bestimmung  der  übrigen  Anweisungsbehörden,  sowie  die  Regelung  der  Rechnungsführung  und  der 
Verwaltungskontrolle  ist  dem  Generalgouverneur  überlassen  worden ;  siehe  die  Verfügungen  des 
Generalgouverneurs  vom  19.  Januar  1904  und  vom  '.'>.  März  1904,  sowie  das  Dekret  vom 
3.  Oktober  1908. 
')  Art.  5,  2. 

2)  Delegations  financieres  Session   de  niars  1904,   Rapport   de   Solliers,   S.  16ff. 

3)  Bulletin  des  lois  2648,  n°  46344,   Siehe  Anhang  Nr.  73. 

4)  Art.  11. 

5)  Art.  6. 

")  Art  5.  Diese  Einteilung  ist  übrigens  seither  öfter  geändert  worden;  siehe  das  Dekret 
vom  12.  Dezember  1905,  dann  die  beiden  Dekrete  vom  10.  April  1907  und  das  Dekret  vom 
23.  September  1909. 
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Generalgouverneurs;1  aber  der  Umfang  ihrer  Befugnisse  im  Bereich  der  Zivil- 
verwaltung isl  im  wesentlichen  durch  den  Generalgouverneur  bedingt,  denn  die 
Verordnung  Überträgt  alle  in  Algerien  den  Präfekten  bezw.  den  Generälen  an 
der  Spitze  der  Militärterritorien  zustehenden  Verwaltungsbefugnisse  nicht  etwa 
den  Kommandanten,  Bondern  dem  Generalgouverneur3  und  .-teilt  diesem  anheim, 
seine   Befugnisse  den   Kommandanten  weiter  zu  delegieren.9) 

Auch  in  der  militärischen  Führung  sind  die  Kommandanten  sehr  eingeengt, 
da  alle  zur  Aufrechterhaltung  der  Ordnung  erforderlichen  Truppenbewegungen 
der  Genehmigung  des  Generalgouverneurs  bedürfen,4)  der  für  die  Verteidigung 
und  die  Sicherheit  der  Südterritorien  die  Verantwortung  trä<_'t.r,i  Truppenbe- 
wegungen über  das  Gebiel  der  Südterritorien  hinaus  dürfen  nur  aui  Befehl  der 
Heimregierung  stattfinden,6)  so  daß  der  eigenmächtigen  Ausführung  von  zweck- 
losen und  kostspieligen  Expeditionen  ein  kräftiger  Riegel  vorgeschoben  i-t.  — 
Die  Obergewalt  des  Generalgouverneurs  äußert  -ich  weiter  darin,  daß  er  alle 
Zivilbeamten  in  den  Südterritorien  ernennt  oder  —  soweit  das  Ernennungarecht 
der  Heimregierung  zusteht  —  doch  vorschlägt;  ')  sodann  darin,  daß  er  allein 
mit  den  .Ministem  in  Angelegenheiten  der  Südterritorien  verkehrt,  mit  der  einzigen 
Ausnahme,  daß  über  Fragen  der  Verteidigung  der  Kommandierende  des  neun- 
zehnten Armeekorps  mit  dem  Kriegsminister,  jedoch  nur  durch  Vermittlung  des 
Generalgouverneurs,  korrespondieren  kann.'')   — 

Der  Generalgouverneur  ist  bei  der  Ausübung  seiner  Yerwaltungsbelnüni--'- 
in  den  Siulterritorien  so  gut  wie  unbeschränkt:  denn  in  dem  algerischen  Conseil 
du  Gouvernement,  das  dein  Generalgouverneur  auch  iurderhin  bei  der  Verwaltung 
der  Südterritorien  zur  Seite  steht,0)  kann  eine  Schranke  nicht  erblickt  werden. 
da  das  Conseil  nur  Gutachten  zu  erteilen  befugt  ist;  sein  Gutachten  muß  ein- 
geholt werden  über  das  Budget  und  über  die  Rechnungen.10)  Man  hätte  erwarten 
sollen,  daß  dem  Conseil  superieur  und  den  Finanzdelegationen  an  dieser  Stelle 
das  von  ihnen  gewünschte,  aber  im  Gesetz  unberücksichtigt  gebliebene  Begut- 
achtungsrecht eingeräumt  worden  wäre:  allein,  man  zog  es  vor.  die  Forderung 
der  Algerier  auch  diesmal  zu  ignorieren. 


')  Art.  7.  2. 

2)  Art.  1,  3. 

3)  Art.  9.  Die  Bestimmung  der  Verwaltnngsbefdgnisse  der  Kommandanten  ist  geschehen 
durch  Verfügung  des  Generalgouverneurs  vom  6.  März  1906.  Die  Regelung  der  Budgets  und  der 
Rechnungen  der  gemischten  und  Eingebornengemeinden  hat  sich  der  Generalgouverneur  vorbehalten 
(Amte  vom   24.  November  1905). 

*)  Art.  8,  4. 

5)  Art.  8.   1. 

6)  Art.  8,  5. 
;)  Art.  1,  2. 
8)  Art,  1,1. 

°)  Art.  3,  1.  Durch  Dekret  vom  15.  August  1903  ist  ein  Conseiller  de  gouvernement  mit 
der  Bearbeitung  der  Angelegenheiten  der  Südterritorien  beauftragt  worden;  im  übrigen  ist  die 
Zintralverwaltung  der  Südterritorien  dureb  Verfügungen  des  Generalgouverneurs  vom  10.  Mai  1904 
und  vom  7.  Mai  1909  geordnet  worden.  Diese  letzte  Verfügung  schuf  eine  Direktion  der  Süd- 
territorien. 

10)  Art.  3,  2. 
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I      l   rgebni s. 

Durch  das  Gesetz  über  die  Loslösung  der  SUdterritorien  and  die  ergänzenden 
Verordnungen  ist  der  Reohtszustand  Algeriern  mithin  in  folgender  Weise  rer 
ändert  worden:  in  Bezug  auf  die  Finanzverwaltung  zerfällt  Algerien  nunmehr  in 
zwei  Teile:  den  Kommunalverband  Algerien,  der  jetzt  auf  den  Norden  dei 
Landes  besohränkl  ist,  und  die  Südterritorien,  die  nun  ihr  eigenes  Budget  und 
eigene  Rechtspersönlichkeit  besitzen,  die  aber,  da  ihr  Budgel  ohne  Mitwirkung 
der  Einwohner  festgestellt  wird,  nicht  als  Kommunalverband,  höchstem  als  Kom- 
munalyerband  „unter  Vormundschaft",  gelten  können.  In  Bezug  auf  die  \  er- 
waltung  im  allgemeinen  hängen  beide  Landesteile  indes  noch  zusammen,  es  be- 
steht eine  Art  Personal-  oder  Realunion,  indem  der  Generalgouverneur  die 
Verwaltung  beider  Landesteile  leitet.  Vor  allem  aber  bilden  beide  Landesteile 
noch  ein  einheitliches  Rechtsgebiet,  da  alle  im  algerischen  Verordnungsblatt 
publizierten  Dekrete,  Verfügungen  usw.  grundsätzlich  auch  im  Süden  gelten.  Es 
frägl  sich  nun.  ist  durch  das  Gesetz  von  1902  die  Kolonie  Algerien  in  zwei 
Kolonien  verlegt  worden?  Daß  es  Bich  heute1  um  zwei  Kolonien  handelt,  dafür 
Bpricht  die  Scheidung  der  Budgets.  Dagegen  kann  man  aus  der  grundsätzlichen 
Rechtseinheit  und  aus  der  gemeinsamen  Zentralverwaltung  folgern,  daß  Algerien 
nach  wie  vor  nur  eine  Kolonie  darstellt.  Die  Lösung  der  Frage  ergibl  sieh  vielleicht 
•aus  einem  Vergleich  mit  den  französischen  Kolonieverbänden  (Französisch-West- 
afrika;  Kongo;  Indochinaj.  in  denen  ebenfalls  mehrere  Kolonien  unter  einem  General- 
gouverneur zusammengefaßt  sind.  Man  muß  nun  beachten,  daß  in  den  Koloniever- 
bänden  neben  den  Budgets  der  einzelnen  Kolonien  noch  ein  Bundesbudget  besteht 
und  daß  jede  Kolonie  einen  besondern  Leiter  (meistens  einen  Gouverneurstellver- 
treter) hat,  so  daß  der  Generalgouverneur  nur  die  Bundesverwaltung  leitet, 
während  in  Algerien  ein  Budget  für  beide  Landesteile  nicht  besteht  (die  gemein- 
samen Ausgaben  sind  auf  beide  Landesbudgets  verteilt),  und  der  Generalgou- 
verneur keine  obersten  Beamten  in  jedem  Landesteil  unter  sich  hat,  sondern 
unmittelbar  über  den  Leitern  der  einzelnen  Bezirke  (Departementspräiekten.  Divi- 
sionsgenerälen. Militärkommandanten)  steht.  Dieser  Unterschied  erklärt  sich  aus 
der  Entstehung  der  Kolonieverbände  einerseits  und  des  zweigeteilten  Algeriens 
andererseits:  dort,  bei  den  Kolonieverbänden,  bildete  das  Bedürfnis  nach  einem 
gemeinsamen  Budget  das  Hauptbindemittel,  die  gemeinsame  Verwaltung  stand 
in  zweiter  Linie,  hier  dagegen,  in  Algerien,  erwies  sich  die  Trennung  der  Budgets 
als  notwendig,  und  so  blieb  als  Bindemittel  nur  die  gemeinsame  Verwaltung. 
Aus  alledem  geht  hervor,  daß  es  sich  bei  Algerien  nicht  um  einen  „Kolonie- 
verband" handeln  kann;  aber  ebensowenig  darf  man  annehmen,  daß  Algerien  in 
zwei  Kolonien  zerfallen  ist,  die  Merkmale  der  Rechtseinheit  und  der  gemeinsamen 
Zentralverwaltung  wären  dann  nicht  genügend  gewürdigt.  Mir  scheint,  daß  Al- 
gerien nach  wie  vor  eine  Kolonie  darstellt,  die  sich  nur  nach  dem  Grade  der 
Selbstverwaltung  in  zwei  Teile  scheidet:  ein  Hauptland,  in  dem  die  Bevölkerung 
an  der  Feststellung  des  Budgets  mitwirkt,  und  ein  Nebenland,  das  außer  den 
Ansätzen  zu  einer  Gemeindeverwaltung  keine  Selbstverwaltung  besitzt. 

Die    Organe    des    Kommunalverbandes   Algerien    sind    aus    der    Mitwirkung 
an  der  Finanzverwaltung  der  Südterritorien  (abgesehen  von  ihrer  Beteiligung  an 
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der  Festsetzung  gemeinsamer  Einnahmen  und  Ausgaben)  rechtlieh  vollkommen 
ausgeschaltet;  wenn  ihnen  auch  das  Budgel  der  Südterritorien  jeweils  zur  Be- 
gutachtung vorgelegl  wird,  so  besitzen  Bie  doch  keinerlei  Begutachtungs recht, 
denn  auf  die  Versicherungen  eines  Generalgouverneurs  Läßt  sich  ein  Bolchea  Recht 
nicht  gründen.1)  Mithin  i.-t  von  den  Wünschen,  die  die  Algerier  zu  dem  G-esetz- 
entwuri  betr.  die  Südterritorien  vorbrachten,  nur  der  auf  die  Sicherung  des  Ober- 
gewichts der  Zivilgewall  abzielende  Wunsch  erfüllt  wurden.  Auch  die  Anregung, 
die  Departementsbudgets  mit  dem  Spezialbudgel  zu  verschmelzen,  ist  unberück- 
sichtigt geblieben;  es  ist  deutlich,  warum:  das  Mutterland  hatte  kein  Intel- 
daran,  den  zwischen  der  algerischen  Volksvertretung,  namentlich  den  Finanzdele- 
gationen, und  den  Conseils  generaux  bestehenden  Gegensatz  durch  Aufhebung 
der  Conseils  generaux  hinwegzuräumen,  denn  Bonsl  wäre  die  Selbständigkeit  der 
algerischen  Volksvertretung  zu  sehr  gesteigert  worden.  Das  .Mutterland  mußte 
sich  vielmehr  die  Möglichkeit  offen  halten,  die  Departementsvertretungen  ge- 
legentlich gegen  die  Finanzdelegationen  auszuspielen.  Die  Beibehaltung  der 
Conseils  generaux  empfahl  sich  umsomehr,  als  die  Conseils  generaux  jetzt  der 
algerischen  Verwaltung  kaum  mehr  unbequem  werden  konnten.  Hatte  früher  das 
Gouvernement  ohnmächtig  zusehen  müssen,  wie  die  Departementsvertretungen 
die  zum  größten  Teil  von  den  Eingebornen  aufgebrachten  Einnahmen  fast  aus- 
schließlich für  die  weißen  Ansiedler  vergeudeten,  so  konnte  es  nunmehr,  da  die 
Departements  nach  der  Loslösung  der  »Südterritorien  auf  einen  hohen  Zuschuß 
des  Kommunalverbandes  Algerien  angewiesen  waren,  auf  die  Conseils  generaux 
einen  sehr  wirksamen  Druck  ausüben.  Eine  unbedingte  Sicherheit,  den  Zuschuß 
in  einer  bestimmten  Höhe  zu  erhalten,  gewährte  die  Regierung  den  Departements 
nicht,  sie  stellte  den  Zuschuß  wohlweislich  unter  die  fakultativen,  nicht  unter 
die  obligatorischen  Ausgaben  des  Spezialbudgets  ein,2)  so  daß  die  algerischen 
Versammlungen,  von  denen  naturgemäß  keine  allzugroße  Bereitwilligkeit  für  die 
Unterstützung  der  Departementsbudgets  zu  erwarten  ist,  den  Zuschuß  beschneiden 
oder  ganz  ablehnen  können.  Somit  können  die  Conseils  generaux  nicht  mehr 
gefährlich  werden,  gelegentlich  aber  von  Nutzen  sein. 

Das  aus  dieser  Politik  hervorblickende  Bestreben,  die  als  Schranke  der 
algerischen  Volksvertretung  in  Betracht  kommenden  Faktoren  beizubehalten, 
erklärt  auch,  warum  trotz  der  Loslösung  der  Südterritorien  nach  wie  vor  sechs 
Araber  aus  den  Militärterritorien  in  der  Eingebornendelegation  vom  Gouverne- 
ment ernannt  werden;  eine  Verringerung  ihrer  Zahl  hätte  eben  das  Gewicht  der 
französischen  Delegierten  vermehrt  und  damit  den  vom  Gouvernement  mit  Hilfe 
der    Eingebornendelegierten    ausgeübten    Einfluß    geschwächt.3)    —    So    vermied 


')  Dies  Gefühl  hatten  auch  die  Algerier;  siehe  den  in  den  Finanzdelegationen  im  Namen  der 
Finanzkommission  von  de  Solliers  erstatteten  Bericht  (Mai-Session  1903),  S.  7:  „Nous  savons  bien 
qu'en  fait  le  budget  du  sud  nous  sera  communique  et  nous  avons  enregistre  en  toute  confianee 
i?engagement  que  M.  le  gouverneur  general  Revoil  a  bien  voulu  prendre  ;'i  cet  egard :  mais  c'est 
*a  un  engagement  personncl  qui  ne  s'imposera  probablement  pas  toujours  ä  un  successeur  de 
M.   ReVoil.     Notre  pretendu  droit  pourrait  done  Stre  nn'i-onnu." 

-i  Siehe  Sektion  111,  Kapitel  3  im  Budget  für   1911. 

3)  Wie  viel  der  Regierang  an  der  Gefolgschaft  der  Eingebornen  gelegen  ist,  zeigt  sieh  auch 
in    dem    Dekret    vom    24.   September   1908  (siehe  Anhang  Nr.  75).    das  das  Dekret  vom  23.  Sep- 
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man  oa  ängstlich,  für  die  in  « l< - m  Gesetz  über  < I i< ■  Südtorritorien  liegende  Be 
Bchränkung  der  algerischen  Selbstverwaltung  irgend  welchen  Ersatz  zu  gewähren, 
auch  wo  ein  solches  Zugeständnis  ganz  selbstverständlich  erscheinen  mochte 
Das  Gesetz  ttber  <li»'  Loslösung  der  Südterritorien  brachte  dem  autonomen 
Algerien  nur  den  einen  Vorteil,  daß  <vs  eine  neue  Erweiterung  der  Zivil 
Verwaltung  vorbereitete.  Denn  durch  <lie  Abtrennung  der  Südgebiete  Bind  <lio 
bisherigen  Militärterritorien  auf  so  kleine  Reste  zusammengeschmolzen,  daß  ihr 
vollständiges  Aufgehen  in  dem  Gebiete  <I<t  Zivilverwaltung  nur  noch  eine  Präge 

der  Zeit   ist.1) 


tcmln-r  L875  über  die  Conseils  generaux  dahin  abänderte,  daß  die  eingebornen  Vertreter  nicht  mehr 
ernannt,  sondern  gewählt  werden.  Das  aktive  und  passive  Wahlrecht  ist  den  eingebornen  Gemeinde 
raten  in  den  Vollgemeinden,  den  eingebornen  Mitgliedern  der  Gemeindekommissionen  in  den  ge- 
mischten und  in  den  Eingeborn  engemein  den,  sowie  im  Arrondissement  Tizi-Onzou  (d.  h.  im  Kabylen- 
land)  den  Häuptern  der  Familienverbände  (ihr  Kharouhas)  zugestanden  (Art.  5,  2  und  (!,  3  in  neuer 
Fassung).  Man  sieht,  der  Wahlkörper  ist  derselbe  wie  für  die  Eingeborn envertretung  der  Finanz 
delegationen,  nur  insofern  ist  der  Kreis  der  Wahlberechtigten  für  die  Conseils  generalis  weiter,  als 
auch  den  eingebornen  Mitgliedern  der  Gemeindekommissionen  in  den  E  i  ngebornengemeind  e  n 

das  Wahlrecht  eingeräumt  wurde.  Das  erklärt  sich  daraus,  (laß  sonst  die  Militärterritorien  (denn 
nur  in  diesen  gibt  es  Eingeborn engemeinden)  nicht  genügend  vertreten  wären;  während  das  Dekret 
über  die  Finanzdelegationen  für  die  Eingebornenvertreter  der  Militärterritorien  an  der  Ernennung 
festgehalten  hat,  ist  durch  das  neue  Dekret  über  die  Conseils  generalis  das  Wahlprinzip  auch  im 
Militärterritoriuni  eingeführt  worden.  Durch  die  Einführung  der  Wahlen  anstelle  der  Ernennung 
ist  natürlich  die  Stellung  der  Eingebornenvertreter  in  den  Conseils  generaux  erheblich  gestärkt 
worden.  Es  kann  nun  die  Gleichberechtigung  der  muselmanischen  Vertreter  mit  den  französischen 
Mitgliedern  nicht  mehr  mit  der  Begründung  angefochten  werden,  daß  die  muselmanischen  Vertreter 
nicht  aus  Wahlen  hervorgingen.  Daher  brauchte  man  sich  nicht  zu  scheuen,  die  Gleichberechtigung 
der  muselmanischen  Vertreter  noch  mehr  als  bisher  zu  betonen :  sie  tragen  nicht  mehr  die  eine 
gewisse  Minderstellung  andeutende  Bezeichnung  „Beisitzer",  sondern  werden  als  „MitgUeder" 
anerkannt  (Art.  1  in  der  neuen  Fassung).  Außerdem  ist  gegen  die  öfter  angewandte  Ausschaltung 
der  Muselmanen  aus  den  Kommissionsberatungen  Vorsorge  getroffen  worden:  in  jede  Kommission 
muß  wenigstens  ein  muselmanisches  Mitglied  gewählt  werden,  sonst  bezeichnet  der  Präfekt  das 
muselmanische  Kommissionsmitglied  (Art.  2ß  der  neuen  Fassung).  Auf  diese  Weise  hat  man  der 
Ausbeutung  der  Eingebornen  durch  die  Ansiedler  einen  neuen  Riegel  vorgeschoben.  Diese  Neu- 
regelung der  Stellung  der  Eingebornen  in  den  Conseils  generaux  läßt  zugleich  den  Schluß  zu,  daß  die 
Regierung  nicht  an   die  Aufhellung  der  Conseils  generaux  denkt. 

')  Die  gegenwärtige  Bedeutungslosigkeit  der  Militärterritorien  ergibt  sich  aus  folgender,   dem 
Bericht  zum  Ermächtigungsgesetz  für  1911   von   Saumande   entnommenen  Tabelle: 


Gemeindeklasse 

Oberfläche 

Einwohnerzahl 

Zivilterritorien 

268  Vollgemeinden 
75   Gemischte  Gemeinden 

2  -435  364 
13467  838 

1591  551 
2  942  003 

Militärterritorien 

3  Gemischte   Gemeinden 

4  Eingebornengemeinden 

299  459 

3  922  533 

20125  194 

46  038 

141382 

4720  974 

Dritter  Abschnitt. 

Die  Übertragung  der  Eisenbahnaufsicht 
an  Algerien  (1904). 

1.  Einführung  in  die  Frage  der  Eisenbahnreform. 

A.  Die  Fehler  des  algerischen  E  i  8  e  nb  ah  n  8  y  s  t  e  m  8. 

Wenige  Jahre  nach  der  Loslösung  der  Südterritorien  erfolgte  au?  einem 
sehr  wichtigen  Gebiete,  nämlich  im  Bereich  der  Eisenbahnverwaltung,  eine  Er- 
weiterung der  algerischen  Autonomie,  die  die  in  der  Abtrennung  der  Südterritorien 
liegende  Einschränkung  der  Selbstverwaltung  mehr  als  ausglich.  Um  die  neue 
Regelung  der  Eisenbahnverwaltung  zu  verstehen,  muß  man  auf  den  Ursprung 
des  algerischen  Eisenbahnnetzes  zurückgreifen.  Es  war  gegen  Ende  der  fünf- 
ziger Jahre,  als  man  sich  zum  ersten  Male  mit  der  Frage  nach  dem  Verwaltungs- 
system  der  algerischen  Bahnen  befaßte.  Damals  wünschte  Napoleon  III..  daß 
der  Unterbau  dei  verschiedenen  Strecken  von  den  Truppen  hergestellt  werde 
und  daß  es  einer  späteren  Entscheidung  vorbehalten  bleibe,  ob  die  Schienen- 
legung  und  die  Ausbeutung  der  Linien  durch  den  Staat  oder  durch  Privatunter- 
nehmer geschehen  solle.1)  Generalgouverneur  Randon  widersetzte  sich  indes 
diesem  Gedanken,  weil  nach  seiner  Meinung  die  Truppen  mit  Festungsbauten 
schon  genug  in  Anspruch  genommen  waren,  und  weil  er  erwartete,  daß  bei  der 
Ausführung  der  Streckenarbeiten  beschäftigte  Zivilarbeiter  sich  zur  Ansiedlung 
bewegen  ließen.  Da  aber  der  Kaiser  auf  seiner  Idee  beharrte,  so  wurden  zu- 
nächst Truppen  beim  Bahnbau  verwendet.  Die  Prüfung  der  Frage  des  Ver- 
Avaltungssystems  der  in  Angriff  genommenen  bezw.  noch  zu  bauenden  Strecken 
riel  einer  im  Jahre  1859  vom  damaligen  Minister  Algeriens  und  der  Kolonien, 
dem  Prinzen  Napoleon,  eingesetzten  Kommission  zu;  sie  entschied  sich  gegen  den 
Staatsbetrieb  und  empfahl,  den  Betrieb  zwei  Gesellschaften  zu  überlassen.2) 
Tatsächlich  wurden  z.  Z.  des  Kaiserreichs  die  algerischen  Bahnen  einheitlich 
verwaltet,    indem    die  Linien  von  Philippeville  nach  Constantine   und  von  Algier 


')  A.  P.  Tuillier,  Eegime  des  chemins  de  fer  algeriens,  Paris   1900,  S.  9. 
2)  1.  c.  S.  20,  21. 
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nach     Oran     beide     von    »In-    großen    französi  chen    Gesellschaft     Pari     Lyon 
Mi iditerranöe  (P.  I-    M.)  betrieben   wurden.') 

Unter  der  dritten  Republik  jedoch,  unter  der  dai  heutige  algerische  Bisen 
bahnnetz   ersl    entstand    (namentlich    in    dem  Zeitraum   zwischen   1875   und   IK'.to 
machten  die  Neubauten  bedeutende  Fortschritte),  verschwand  diese  faktische  Bin 
heit  der  Verwaltung  wieder,  um  einer  bedenklichen   Mannigfaltigkeil  zu  weichen, 
denn       abgesehen  von  d^y  kleinen  zur  Ausbeutung  eines  Bergwerks  bestimmten 
Linie    Böne-Am-Mokra,  teilten   sieh   Beil    Beginn   der   neunziger  Jahre   fünf 

Gesellschaften  in  die  Ausbeutung  des  algerischen  Bahnnetzes:3)  1.  die  Linien  im 
Äußersten  Osten  betrieb  die  Compagnie  Böne-Güelma3),  die  sieh  auch  dieVer 
waltung  der  anschließenden  Linie  nach  Tunis  zu  sichern  wußte;  2.  in  den  übrigen 
östlichen  Landesteilen  Algeriens   breitete   sieh   das  Netz   der  algerischen  Ostbahn 

Est-Algerien)   aus;    ihre    Hauptader   bildete    die    Linie    Maison  -  ( 'arn-e  (bei  Algier)  - 

Constantine,  von  der  verschiedene  Seitenlinien  (nach  Norden  ins  Kabylenland, 
nach  Süden  bis  zur  Oase  von  Biskra  und  nach  Ain-Beida)  ausgingen.  3.  die 
große  Kompanie  Paris-Lyon-Mediterrane  e  besaß  im  Osten  die  wichtige  Strecke 
vom    Hafen   Philippeville   nach   Constantine,    im    Westen   die    Hauptlinie   Algier- 

Oran.  4.  In  das  Hochland  im  Westen  und  Südwesten  war  die  Compagnie 
Franco- Algerien ne  mit  einigen  Stichbahnen  vorgedrungen  (so  von  Mostaganem 
nach  Tiaret  und  von  Arzew  nach  Sa'i'da  und  weiter  nach  A'm-Sefra,  wo  heute 
die  Oasenbahn  nach  Figuig  anschließt),  ö.  Von  der  algerischen  Westbahn 
(Ouest-Algerien)  endlich  hingen  einige  kleine  Linien  ab,  die  alle  von  der  großen 
Westbahn  Algier- Oran  (P.-L.-M.)  abzweigten  (so  Blidah-Berrouaghia  und 
die  Linien  im  äußersten  Westen  nach  Sidi-bel-Abbes  und  Tlemcen). 

Es  leuchtet  ein,  daß  bei  einer  derartigen  Zersplitterung  des  Bahnbetriebes 
die  ohnedies  nicht  geringen  Nachteile  der  privaten  Eisenbahnverwaltung  (wie 
z.  B.  die  Tarifunterschiede  und  das  Umladen  der  Frachten)  sich  in  Algerien  in 
ganz  besonderem  Maße  fühlbar  machen  mußten.4)  Um  so  mehr,  als  die  Bahnen 
auch  noch  verschiedene  Spurweiten  aufwiesen.  Man  hatte  nämlich  die  ersten 
Linien  in  der  französischen  Kormalspur  gebaut,  wodurch  die  Kosten  der  An- 
legung im  Vergleich  zu  dem  sehr  geringen  Verkehr,  der  den  auf  den  französischen 
Lokalbahnen  kaum  überschritt,3)   eine  unerwartete  Höhe  erreichten.    Später  aller- 


«)  Girault  Bd.  III,  S.  503. 
2l   Siehe   die   Kartenskizze. 

3)  Bone-Duvivier;  hier  zieht  eine  Linie  nach  Westen  über  Guelnia  nach  Eroabs;  eine 
andere    nach    Süden    nach    Souk-Ahras    (Anschluß    östlich    nach    Tunis)    und   weiter   nach    Tebessa. 

4)  Z.  B.  war  die  ostalgerische  Kompanie,  die  über  das  größte  Bahnnetz  in  Algerien  (beinahe 
H00  km)  verfügte,  —  da  es  in  Bongie,  dem  einzigen  von  der  Ostbahn  erreichten  Küstenplatz,  an  den 
nötigen  Hafenanlagen  fehlte  — ,  bei  der  Heranbringung  ihres  Kohlenbedarfs  auf  den  guten  Willen 
der  P.-L.-M.  angewiesen,  denn  sowohl  die  Strecke  Constantine-Philippeville,  wie  die  kurze  Strecke 
Maison -Carree -Algier  gehörten  der  P.-L.-M.,  und  so  kam  es,  daß  die  Transportkosten  für  die 
Kohlen  u.  U.  den  Reingewinn  des  mit  ihnen  ausgeführten  Warentransportes  überstiegen  (Rapport 
Burdeau,   Chambre  des  deputes,  Session  de   1891,   n°   1647,   S.  62.   63). 

5)  Die  Baukosten  der  2800  km  langen  algerischen  Eisenbahnen  betrugen  Ende  1889  200000  Fr. 
pro  km.  Die  Bahnen  beförderten  in  jenem  Jahre  45000  Reisende  und  36  000  Tonnen.  Die  Bau- 
kosten der  französischen  Lokalbahnen,  die  38  000  Reisende  und  22  000  Tonnen  beförderten,  beliefen 
sich   nur  auf  112  000  Fr.   (Rapport  Burdeau  S.  50,  51). 
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dinge  eignete  man  Bich  <li''  guten  Erfahrungen  an,  die  man  mittlerweile  in  andern 
Kolonien  —  namentlich  in  den  britischen  Kolonien  —  mit  den  ungleich  billigeren 
Schmalspurbahnen  gemachl  hatte,  und  baute  in  der  in  Afrika  vorherrschenden 
Einmeterspurweite ;')  aber  darin  lag  eine  neue  Verkehrserschwerung,  da  nun 
überall,  wo  < -i n« •  Schmalspurbahn  mit  einer  Vollspurbahn  zusammentraf,  die 
Waren  umgeladen  werden  mußten.  Dazu  kam  noch,  daß  sieh  hei  allen  Bahnen 
die  Unterhaltungskosten  sehr  hoch  stellten,  weil  der  Unterbau  unter  der  starken 
Bewegung  des  Bodens  litt  und  die  Schwellen,  die  Schienen  und  sonstiges 
Material  sieh  unter  der  Einwirkung  der  hohen  Temperatur  viel  schneller  ab- 
nützten als  in  Europa. 2)  Endlich  bereitete  es  außerordentliche  Schwierigkeiten. 
den  Bahnbetrieb  der  sehr  unregelmäßigen  Verteilung  des  Verkehrs  auf  die  ein- 
zelnen Jahreszeiten  anzupassen,3)  indem  im  Frühjahr  z.  Z.  der  Ausfuhr  der  Erüh- 
gemüse  und  des  Erühohstes  (der  sogen,  primeurs)  der  Verkehr  jeweils  sehr 
stark  anschwoll,  während  der  übrigen  Monate  dagegen  still  lag.4; 

Aber  die  Schattenseiten  der  Privatbahnen  i.  a.  und  die  Algerien  eigen- 
tümlichen Erschwerungen  wie  die  Unterschiede  in  der  Spurweite,  die  geologischen 
und  klimatischen  Verhältnisse  des  Landes,  das  plötzliche  Emporschnellen  und 
das  ebenso  rasche  Versiegen  des  Verkehrs  reichen  doch  zusammen  nicht  aus. 
um  die  unglaublichen  Verkehrsmißstände  Algeriens  zu  erklären.  Das  Übel  saß 
tiefer:  es  wurzelte  in  der  verfehlten  Rechtsgrundlage,  die  man  dem  algerischen 
Eisenbahnsystem  gegeben  hatte:  man  hatte  es  versäumt,  die  Verträge  mit  den 
Eisenbahngesellschaften  so  zu  gestalten,  daß  die  Gesellschaften  ein  Interesse  an 
der  Hebung  des  Verkehrs  und  an  der  Verbesserung  des  Betriebes  hatten.5)  Das 
Normale  wäre  gewesen,  man  hätte  den  Gesellschaften  einen  bestimmten  Zinssatz 

')  Die  Strecke  Souk-Ahras-Tebessa  (Bone-Guelma),  die  Strecke  Ouled-Rhamoun-Ain- 
Beida  (Est-Algerien),  die  Strecke  Blida-Berrouaghia  (Ouest-Algerien)  und  das  Netz  der  Franco- 
Algerienne. 

2)  ..Le  sol  du  Teil,  composd  de  marnes  et  de  schistes,  a  peu  de  >tabilite.  et  les  couches, 
nur  fois  entamees,  donnent  Heu  ä  des  glissements  Continus  .  .  .  D'autres  causes  encore  concourent 
au  cout  eleve  de  la  voie:  les  traverses  en  bois,  qui  durent  de  quinze  ä  ringt  ans  en  France,  ne 
depassent  guere  huit  ans  en  Algerie;  les  rails  en  fer,  sous  l'action  des  hautes  temperatnres  de 
}'ete,  subissent  un  travail  moleculaire  qui  en  affaibht  la  force  de  resistanee:  tandis  qu'en  France 
ils  peuvent  supporter  le  passage  de  80  ä  100000  trains.  ils  ne  durent  guere  en  Algerie  au  dela 
de  60  ä  80  000  trains."     Kapport  Burdeau  S.  54. 

3)  Burdeau  führt  S.  55  einen  interessanten  Vergleich  zwischen  der  Jahresverteilung  des  Ver- 
kehrs in  Frankreich  und  der  in  Algerien  an:  während  (1890)  auf  dem  französischen  Netze  der 
P.-L.-M.  der  Unterschied  zwischen  der  verkehrsreichsten  und  der  verkehrsärmsten  Woche  1 
betrug,  erreichte  der  Unterschied  auf  der  Linie  Algier-Oran  280  °/0,  auf  der  Linie  Algier- 
Maison-Carree  480  %,  auf  der  Linie  Philippeville-Constantine  belief  sich  die  Steigerung  gar 
auf  576  %. 

4)  ,.En  ce  qui  regarde  les  crises  de  transport,  il  taut  considerer  que  les  eompagnies  ont 
affaire  ä  un  trafic  dont  le  regime  ressemble  beaueoup  a  celui  des  rivieres  de  l'Algerie :  maigre 
pendant  huit  ou  dix  mois,  il  devient  torrentiel  apres  la  recolte,  alors  que  l'agriculteur,  presse 
siiuvent  de  dettes.  et  desireux  d'ailleurs  d'arriver  sur  le  marche  francais  avant  Bes  coneurrents 
places  sous  un  climat  plus  tardif  reahse  en  bäte  ses  produits."    Ebenda  S.  55. 

5)  ...  .  .  ce  n'est  pas  lä  qu'il  taut  ebereber  la  cause  ni  du  coiit  parfois  excessif  des  ligne.-. 
ni  de  l'elevation  des  tarifs,  ni  de  l'insuffisance  de  l'exploitation.  La  cause  veritable  reside  dans  ce 
fait.  que  les  Conventions  n'ont  pas  interesse  les  eompagnies  ä  faire  an  meilleur  marche  possible  la 
meilleure  voie  possible,  et  qu'elles  ne  les  interessent  actnellement  ni  k  provoquer  le  trafic  ni  ;i 
desservir  avec  sein  celui  qui  se  präsente  .   .   ."     Rapport  Burdeau  S.  56. 
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für  das  in  zweckmäßiger  Weise  aufgewandte  Baukapital,  sowie  die  Deckung  de 
Fehlbetrags,   um   den   die  Einnahmen    hinter   den    Betriebiko  ten   zurttekblieben, 
garantiert  und  außerdem  einen  bestimmten  Anteil  an  den  etwa  eintretenden  Über 
Bonussen  zugesichert,  damit  <l I« ■   Kompanien  ein   Interesse   daran  hatten,  die  Ein 
nahmen   über   die  Betriebskosten  hinaus   zu  steigern.     Für   die  Entwicklung  des 
Verkehrs  wirkt  dieses  System  nicht  ungünstig,  es  kann  aber  nur  dort  angewandt 
wilden,  wo  sieh  eine  strenge  Staatskontrolle  über  die  Verwendung  der  Kapitalien 
durchfuhren  läßt;    eine  solche  Kontrolle  gegenüber  den   algerischen  Bahnen  ein 
zurichten,  erwies  sich  Indes  als  unmöglich.1)     Also   mußte  man    bei  Garantiever- 
trägen für  Algerien  nach  einem  andern  System  verfahren;  man  wählte  das  System 
der  feststehenden  Garantien,  d.  h.  der  Staat   verpflichtete  sich,  das  Baukapital  in 
einer    bestimmten    Höhe   zu    verzinsen,    ohne    Rücksicht    darauf,    ob    mehr   oder 
weniger  Kapital    ausgegeben   wurde,   und   ferner   garantierte    er   den    Kompanien 
eine  bestimmte.  Betriobsoinnahme,  wieder  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  die  Betriebs- 
kosten sie  übertrafen  oder  dahintor  zurückblieben. 

Diesem  System  lag  ein  ganz  richtiger  Gedanke  zu  Grunde:  dm- Staat  wollte 
nicht  in  unabsehbare  Ausgaben  hineingerissen  werden,  wenn  der  Bahnbau  oder 
der  Betrieb  zu  große  Summen  versehlangen,  m.  a.  W.,  der  Staat  wollte  das  Risiko 
den  Kompanien  allein  überlassen.  Die  Finanzinteressen  des  garantierenden 
Staates  sind  also  bei  diesem  System  gewahrt,  dafür  aber  hat  es  den  Nachteil, 
eher  verkehrshemmend  als  verkehrsfördernd  zu  wirken:  denn  es  birgt  die  Gefahr 
in  sich,  daß  die  Gesellschaften  ihr  ganzes  Streben  darauf  richten,  mit  ihren  Bahn- 
bauten hinter  dem  garantierten  Kapital  zurückzubleiben  und  ebenso  die  Betriebs^- 
kosten  nach  Möglichkeit  unter  den  garantierten  Einnahmen  zu  halten;  und  so 
wirkt  dieses  System  leicht  wie  eine  Prämie  auf  schlechten  Bahnbetrieb,  wo  nicht 
bei  der  Bemessung  der  Garantiesummen  für  Baukapitalien  und  Betriebseinnahmen 
mit  großer  Vorsicht  zu  Werke  gegangen  wird.  Aber  daran  hatte  man  es  in 
Algerien  zumeist  fohlen  lassen. 

Der  Vorwurf  gilt  freilich  nicht  für  alle  Eisenbahnverträge  in  Algerien.  So 
schloß  der  Staat  mit  der  Franco-Algerienne  und  mit  dem  Ouest-Algerien  im 
ganzen  genommen  günstige  Verträge  ab,  indem  bei  der  Berechnung  der  Eisen- 
bahngarantien die  wirklichen  Betriebskosten  zu  Grunde  gelegt  wurden  und  indem 
zumeist  nur  das  wirklich    aufgewandte  Baukapital    garantiert  wurde.2)     Auch   die 


')  „.  .  .  l'impossibilite  d'exercer  un  contröle  serieux  sur  les  depenses  des  Compagnies  ayant 
e'te  reconnue,  on  immagina,  pour  les  inciter  ä  exploiter  economiquement,  de  fixer  k  forfait  les  frais 
d'exploitation  .  .  ."     Rapport  Jonnart,  Cli.  des  deputes,  sess.  de   1892,  n°2315,  S.  80f. 

2)  Die  Franco-Algerienne  erhielt  für  den  Bau  der  Linie  Arzew-Saida  weder  eine  Garantie 
noch  einen  Zuschuß,  sondern  nur  Konzessionen  von  angrenzendem  Land;  sie  mußte  sich  verpflichten, 
für  das  ausgeführte  Haifagras  pro  Tonne  eine  bestimmte  Abgabe  zu  entrichten.  Für  die  Linien 
Mostaganem-Tiaret,  Mecheria-Ain-Sefra  leistete  der  Staat  Garantie  für  das  Baukapital  in  Bausch 
und  Bogen,  für  die  kleine  Linie  nach  Mascara  nur  für  die  wirklichen  Baukosten  bis  zu  bestimmter 
Höhe.  Die  Einnahmengarantien  berechneten  sich  nach  den  wirklichen  Betriebskosten,  nur  wenn 
die  Einnahmen  6500  Fr.  pro  km.  überstiegen,  wurde  die  Garantie  in  Bausch  und  Bogen  berechnet. 
Beim  Ouest-Algerien  garantierte  der  Staat  zumeist  das  wirkliche  Baukapital  und  die  Deckung  der 
wirklichen  Betriebskosten,  so  lange  die  Einnahmen  7000  Fr.  nicht  übersteigen.  (Burdeau  S.  59  und 
Bompaire,  Le  Rachat  des  chemins  de  fer  algeriennes,  S.  10  ff.). 

Gmelin,  VerfasBungKentwicUlung  von  Algerien.  26 
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zwischen  dem  Staate  und  der  I*.  L  M.  getroffenen  Abmachungen  wirkten  nicht 
zu  nachteilig,  wenn  sie  auch  dem  Staate  große  Opfer  auferlegten.1)  Dagegen 
forderten  die  mil  dem  Est  Algerien  und  mil  der  Böne-Guelma  geschlossenen  Ver- 
träge zu  Mißbräuchen  geradezu  heraus;  diesen  Gesellschaften  wurde  das  Bau- 
kapital  durchweg  in  Bausch  und  Bogen  zu  einer  Verzinsung  von  5%  oder  j/ar 
6°/0  garantiert.2)  Immerhin  berechneten  sich  bei  dem  Est-Algörien  die  Betriebs- 
einnahmengarantien, lalls  die  Einnahmen  eine  bestimmte  Höhe  uichl  überschritten, 
nach  den  wirklichen  Betriebskosten.3)  Bei  der  Böne-Ghielma  indes  beging  man 
den  unglaublichen  Felder,  5000  bis  7700  Fr.  Einnahmen  pro  Kilometer  zu  garan- 
tieren, ohne  sich  um  die  wirklichen  Betriebskosten  zu  kümmern. 

Die  Folgen  kann  man  sieh  ausmalen:  wo  es  neli  um  Anlagen  neuer  Linien 
handelte,  wurde  an  Baukapital  mögliehst  gespart,  um  die  Differenz  zwischen  den 
Baukosten  und  dem  garantierten  Kapital  als  Gewinn  einzustreichen.4)  Und  im 
Bahnbetrieb  ließ  sieh  namentlich  die  Böne-Guelma  offenbar  nur  von  dem  einen 
Gesichtspunkt  leiten,  den  Verkehr  möglichst  einzuschränken,  damit  ihr  keine 
hohen  Betriebskosten  erwuchsen  und  so  der  Unterschied  zwischen  den  Kosten 
und  den  garantierten  Einnahmen  ein  großer  blieb.  Daraus  erklärt  sich  der 
schlechte  Streckenbau,  der  elende  Zustand  des  rollenden  Materials,  die  geringe 
Zahl  der  Züge  und  die  Höhe  der  Tarife  im  Personen-  wie  im  Warenverkehr.5) 
Der  finanziellen  Lage  der  Kompanien  schadete  diese  mangelhafte  Erfüllung  ihrer 
Aurgaben  garnicht,  denn  zur  selben  Zeit,  da  ihre  Schulden  gegenüber  dem  Staat 
immer  mehr  anschwollen,6)  stiegen  die  Aktien  und  Obligationen  der  Gesellschaften 
im  Werte.7)      Umsomehr  litt  aber  das  Land  unter  dieser  Vernachlässigung  seiner 

')  Der  Staat  verpflichtete  sieh  zu  einem  Zuschuß  zu  den  Baukosten  in  Höhe  von  80  Mill.  Fr., 
der  später  in  einen  jährlichen  Zuschuß  von  ööfil  031  Fr.  umgewandelt  wurde,  und  «rarantierte  außer- 
dem die  fünfprozentige  Verzinsung  eines  Baukapitals  in  Höhe  von  80  Millionen.  Da  die  P.  L.  M. 
die  ertragreichsten  Linien  ausbeutete,  so  beanspruchte  sie  die  Zinsgarantie  in  geringerem  Maße  als 
die  andern  Gesellschaften.  (Bompaire  S.  7  f.).  Sie  war  auch  die  einzige  Gesellschaft,  die  noch  über 
das  garantierte  Baukapital  hinaus  Kapital  verwendete  (Burdeau  S.  58,  Bompaire  8.  28);  sie  konnte 
dies  aber  auch  bei  der  günstigen  Lage  ihres  Netzes,  in  das  der  Verkehr  der  andern  Bahnen  ein- 
mündete, ohne  Bedenkon  tun. 

2)  Bompaire  S.  10  f.,  Burdeau  S.  58. 

3)  Burdeau  S.  58. 

4j  Die  Böne-Guelma  erhielt  für  den  Bau  der  Strecke  Souk-Ahras-Kroubs  ein  Baukapital  von 
44  Millionen  zu  5"/0  garantiert,  d.h.  2G0000  Fr.  pro  Kilometer:  die  Kompanie  übertrug  den  Bahnbau 
einem  Pariser  Hause,  das  den  Kilometer  nur  zu  120000  Fr.  berechnete.  Also  mußte  der  Staat  das 
wirkliche   Baukapital  mit  mehr  als   10%  verzinsen.     Bompaire  S.  27 f. 

D)  In  Frankreich  waren  1890  im  Personenverkehr  zirka  4,40  cent.  pro  Kilometer  zu  entrichten, 
in  Algerien  5,82  cent.;  im  Warenverkehr  war  in  Frankreich  5.55  cent.  pro  Tonne  und  Kilometer  zu 
zahlen,  in  Algerien    11,32  cent.  (Burdeau  S.  52.). 

6)  Im  Jahre  1902  schuldete  die  Kompanie  Böne-Guelma  dem  Staate  über  156  Millionen  Fr., 
nämlich  1 1 2  Millionen  für  Baukapita]  und  44  Millionen  für  Zinsgarantien,  dabei  beliefen  sich  die 
wirklichen  Ausgaben  für  die  Bahnbauten  nur  auf  98  Millionen  und  der  Wert  des  rollenden  Materials 
betrug  nur  7  Millionen  (!).  Die  Schulden  des  Est-Algerien  waren  gax  auf  211  Millionen  angewachsen. 
Bompaire   S.  36—39. 

;)    la  prosperite  des  compagnies   de   chemins    de  fer  en  Algerie  ne  suit  nullement  dans 

sec  variations  celle  de  leur  reseau.  La  Situation  de  ce  dernier  est  medioere:  celle  des  compagnies 
est  exeellente.  Tandis  que  leurs  deficits  grandissaient,  leurs  actions  et  obligations  montaient.-' 
Rapport  Burdeau   s.  56, 
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Verkehrsbedürfnisse.  1  > « •  m 1 1  m;m  miiLt  bedenken,  daß  e  Algerion  an  einer  großen 
schiffbaren  Verkehrsader,  wie  sie  Ägypten  im  Nil  be  itzt,  Fehlt  und  dafl  außerdem 
bei  der  vorherrschenden  Steilküste  ein  großer  Mangel  an  guten  Häfen  herrscht; 
daher  sind  die  Algerier  darauf  angewiesen,  ihre  Erzi  mil  der  Bahn  an  die 

mitunter  weil  entfernt  liegenden  Hafenplätze  zu  bringen:  und  es  hangt  viel  davon 
ab,  daß  dieser  Transporl  sich  rasch  vollzieht,  denn  in  den  Arten  seiner  Er- 
zeugnisse unterscheidet  sich  ja  Nordalgerien  nicht  wesentlich  von  den  nördlichen 
Mittelmeerländern,  es  hat  vor  ihnen  nur  durch  das  schnellere  Reifen  der  Früchte 
und  Gemüse  einen  Vorsprung.  Deshalb  war  es  unbedingt  nötig,  daß  die  Organe 
des  Mutterlandes  den  Mißständen  im  algerischen  Eisenbahnwesen  ihr  Augenmerk 
zuwandten  und  möglichst  bald  Abhilfe  schafften. 

B.  Die  Frage  des  Rückkaufs. 

An  gutem  Willen  zu  Reformen  fehlte  es  nicht,  wohl  alter  an  der  rechtlichen 
Möglichkeit,  sie  durchzuführen;  durch  die  Verträge  war  der  Staat  dazu  verurteilt, 
vorerst  den  Mißbräuchen  im  Eisenbahnwesen  ohnmächtig  zuzusehen.  Denn  von 
den  algerischen  Hahnen  waren  zu  Beginn  di'i  neunziger  .Jahre,  als  Burdeau  in 
seinem  berühmten  Bericht  in  der  Kammer  die  Mißstände  im  Eisenbahnwesen 
schilderte,  nur  die  P.-L.-M.  und  der  Ouest-Algerien  rückkaufbar:  aber  das  waren 
grade  die  Bahnen,  die  dem  Staate  die  geringsten  Lasten  verursachten.  Dagegen 
konnten  die  Bahnen,  die  zu  den  meisten  Klagen  Aidaß  gaben,  die  Böne-Guelma 
und  der  Est-Algerien,  nicht  vor  1902,  bezw.  1904,  zurückgekauft  werden.  Bis 
dahin  konnte  man  diesen  Kompanien  nur  auf  Grund  einer  im  Cahier  des  charges 
enthaltenen  Bestimmung  beikommen,  die  es  ermöglichte,  die  Konzession  für 
verfallen  zu  erklären,  wenn  der  Betrieb  zum  Teil  oder  ganz  eingestellt  wurde. 
Daher  forderte  die  Budgetkommission  die  Regierung  auf,  die  Mängel  im  Betrieb 
und  im  Material  des  Est-Algerien  feststellen  zu  lassen,  um  so  eine  Grundlage  für 
das  Entziehungs verfahren  zu  gewinnen.1)  Der  Minister  der  öffentlichen  Arbeiten 
kam  diesem  Wunsche  sofort  nach,2;  aber  zu  einem  praktischen  Ergebnis  gelangte 
man  auf  diesem  Wege  nicht.  Auch  der  Versuch  einer  Vereinheitlichung  der 
Tarife,  den  die  Regierung  im  Jahr  1899  unternahm,  verlief  ergebnislos,  denn 
außer  der  mittlerweile  an  den  Staat  übergegangenen  Franco-Algerienne  beteiligte 
sich  nur  der  unbedeutende  Ouest-Algerien  an  der  Tarifreform,3)  während  die 
Hauptbahn  West-Algeriens,  die  P.-L.-M.,  ganz  unannehmbare  Vorschläge  machte, 
und  die  Ostbahnen  (Est-Algerien  und  Böne-Guelma)  mit  Rücksicht  auf  ihre 
Finanzlage  eine  Tarifänderung  rundweg  ablehnten.4) 

Dieser  Fehlschlag  bewies  aufs  Neue,  daß  eine  gründliche  Besserung  nur 
aus  dem  Rücklauf  der  Bahnen  zu  erwarten  stand.  Über  die  Frage,  ob  von  dem 
Rückkaufsrecht  Gebrauch  gemacht  werden  sollte,  konnte  nun  kaum  mehr  ein 
Zweifel  herrschen.  Die  Frage  war  nun  aber  die,  wer  sich  an  dem  Rückkauf 
beteiligen  sollte.     Denn  mittlerweile  war  ja  Algerien  zu  einem  Kommunalverband 


';   Rapport   Bnrdean  S.  61. 

2)  Kapport  Bnrdean  8.  62. 

3)  Die  neuen  Tarife   wurden   1903   bestätigt. 

*)  Kapport    Bandln,  Chambre    des  Depntes,    Hession  extraordinaire    de  1903,    n°  1367,  8.  4ff. 
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erhoben  worden,  dessen  Budgel  nur  vorläufig  von  den  Eisenbahnlasten  befreit 
war.  so  daß  man  wohl  die  Frage  aufwerfen  konnte,  ob  nicht  Algerien  zu  dem 
Rückkauf  heranzuziehen  war.  Nun  bestimmte  wie  erinnerlich '  -  das  Gi 
von  1900,  daß  <1  i« ■  Eisenbahngarantien  bis  L926  vom  Staate  getragen  werden  und 
von  da  ab  der  Kolonie  zur  Last  Fallen  sollten.3  Daraus  folgt,  daß  bis  zum 
Jahre  1926  einzig  und  allein  der  Staat  über  die  Ausübung  des  Rückkaufsrechtes 
zu  befinden  hatte,  da  bi>  zu  diesem  Zeitpunkl  die  Eisenbahnlasten  au!  dem 
Staatsbudget  ruhten.  Das  war  übrigens  auch  die  Auffassung  des  Berichterstatters 
für  das  Gesetz  von  1900  im  Senat.  Verninac,  der  in  der  unbeschränkten  Aus- 
übung aller  aus  den  Vertragen  in  den  Kompanien  Bich  ergebenden  Hechte  durch 
den    Staat    das    notwendige    Gegenstück    zur   Tragung   der   Garantien    erblich 

Dagegen  trat  auf  algerischer  Seite  das  Bestreben  hervor,  aus  dein  Gesetze 
von  1900  schon  für  die  Zeit,  da  der  Staat  die  Garantien  noch  leistete,  ein 
Kontrollrecht  der  algerischen  Versammlungen  gegenüber  den  algerischen  Bahnen 
abzuleiten.  In  Algerien  hatte  nämlich  die  mit  der  strengen  französischen  Lehre  von 
der  Unveräußerlichkeit  des  öffentlichen  Eigentums*)  ganz  unvereinbare  Auffassung 
Verbreitung  gefunden  (ihr  Hauptvertreter  war  Dessoliers,  aber  er  stand  durchaus 
nicht  allein;,  daß  die  Bahnen  in  das  Eigentum  Algeriens  übergegangen  seien; 
man  stützte  diese  Ansicht  auf  die  allerdings  irreführende  Stelle  der  Motive  zum 
Regierungsentwurf  von  1900,  in  der  die  Eisenbahnen  zu  dem  Werkzeug  ge- 
rechnet werden,  das  man  Algerien  umsonst  überlassen  müsse.5)  Und  man  ver- 
meinte, diesen  Standpunkt  im  Gesetzestext  bestätigt  zu  finden,  weil  die  Jahres- 
zahlungen  des  Staates  für  die  algerischen  Eisenbahnen  in  der  Form  einer  jähr- 
lichen Subvention  an  das  algerische  Budget  vorgesehen  waren,  was  nach  Dessoliers 
nur  dann  einen  Sinn  hatte,  wenn  die  Bahnen  Algerien  gehörten.6)  Wir  haben 
jedoch  gesehen,  daß  jene  Stelle  in  den  Motiven  höchstens  besagen  wollte,  daß 
Algerien  für  die  früheren  Aufwendungen  des  Staates  keinen  Ersatz  zu  leisten 
brauchte.7)  und  daß  die  Bezeichnung  der  Jahreszahlungen  des  Staates  als  jährliche 
Subvention  die  Bedeutung  hatte,  das  jährliche  Bewilligungsrecht  des  Parlaments 
zu  wahren.1*;     Wer  für  Algerien  das  Eigentum  an  den  Bahnen  in  Anspruch  nahm. 


')  Siehe  oben  S.  300. 

2)  Art.  4,  3  und  Art.  13,  6. 

3)  „Jusqiren  1926  donc  la  garantie  d'interet  sera  servie  par  l'Etat  seul,  mais  il  est  bien 
entendu,  et  c'est  lä  la  contrepartie  necessaire  de  cette  Obligation,  que  l'Etat  restera  seul  maitre 
d'user  au  mieux  de  son  interet  de  tous  les  droits  resultant  pour  lui  des  stipulation*  inserees  dans 
les  traites  intervenus  entre  lui  et  les  Compagnies  concessionnaires  et  notamment  de  la  facultt-  ch- 
rachat  et  du  droit  d'approbation  des  tarifs.''  Kapport  Verninac.  Si'nat.  .Session  extraordinaire  de  1900, 
n°  392,  S.  20. 

4)  Siehe  hierüber  unten  3..  C. 

5)  Siehe  oben  S.  300,  Anmerkung  2. 

6)  „Cet  article  (l'art.  4  de  la  loi  de  1900)  porte  expressement  que  la  garantie  d'interet 
figurera  au  budget  de  l'Etat  BOUS  la  rubrique  (Subvention  ä  l'Algerie).  On  ne  subventionne  que 
des  Services  d'autrui,  la  propriete  des  lignes  est  donc  passee  ä  l'Algerie  puisque  ces  bgnes  forment 
un  service  algerien".  Delegation*  tin..  Sess.  eztraord.  de.  nov.  1901.  assemblee  pleniere,  Sitzung 
vom   19.  November,  Proces-verbattx  S.    l-">7. 

7)  Siehe  oben  S.  300. 

8)  Siehe  oben  S.  324. 
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für  tlrn  ergab  Bich  natürlich  die  Folgerung,  daß  Algerien  Bchon  jetzl  an  der 
Kontrolle  mitzuwirken  hatte,1)  und  daß  der  Staat,  weil  ihm  auf  den  algeri  chen 
Bahnen  nur  die  Reohte  eines  Nießbrauches  zustanden,  ohne  Zustimmung 
Algeriens,  des  Eigentümers,  keine  Änderungen  an  den  bestehenden  Verträgen 
treffen  durfte.2)  Aber  da  <lie  Voraussetzung  für  die  Kontrollrechte  fehlte,  indem 
das  Eigentum  an  den  Bahnen  auf  Algerien  nicht  übergegangen  war,  so  stand 
Algerien    eine    Mitwirkung    bei    der    Ausübung    der    Kontrollrechte    vor     1926 

nicht    BU.3) 

Der  Staat  war,  vorausgesetzt,  daß  er  überhaupt  die  Schranken  des  Ge  i  tzi 
von  1 900  innehalten  wollte,  bei  der  Durchführung  von  Reformen  auf  den  al- 
gerischen  Bahnen  an  die  Mitwirkung  der  algerischen  Versammlungen  nur  dann 
gebunden,  wenn  er  die  Kolonie  schon  vor  Ablauf  dieser  Frist  zur  Teilnahme  an 
den  Garantielasten  heranziehen  wollte.  Denn  darin  lag  eine  Vermehrung  der 
obligatorischen  Ausgaben;  und  durften  nach  dem  Gesetze  von  1 '.)()()  die  Beträge 
der  einzelnen  Kapitel  der  obligatorischen  Ausgaben  ohne  Zustimmung  der  al- 
gerischen Versammlung  nicht  erhöht  werden,  so  galt  diese  Schranke  erst  recht  für 
die  Erweiterung  der  obligatorischen  Ausgaben  um  eine  neue  Kategorie.  Da  nun  die 
Kegierung  bei  ihren  Rückkauf splänen  von  Anfang  an  die  Veränderung  der  Lasten- 
verteilung ins  Auge  faßte,  so  war  die  Befragung  der  algerischen  Versammlungen 
nicht  nur  zweckmäßig,  sondern  rechtlich  notwendig. 


')  „Meine  si  rien  n'etait  change  h  la  Situation  en  vigueur,  si  l'Etat  se  boraait  a  exercer  ses 
droits  de  contröle  tels  qu'il  les  tient  des  Conventions  etablies,  il  ne  nous  apparait  pas  que  l'Algerie 
put  Stre  completement  eeartee  de  la  gestion  de  ses  lignes".  Delegations  fin.,  Sess.  de  mai  1903, 
Kapport  fait  au   nom  de  la  commission  des  finances   .   ,   .  par  M.   de  Solliers,  S.   24. 

2)  „A  fortiori,  quand  il  s'agira  non  plus  seulement  d'exercer  les  droits  tels  qu'ils  resultent 
des  Conventions,  mais  de  modifier  ces  Conventions,  de  les  abolir,  de  leur  en  substituer  peut-etre 
de  nouvelles,  l'Algerie  devra-t-elle  etre  consultee,  et  ä  vrai  dire  rien  ne  pourra  etre  fait  sans  eile 
ni  contre  eile.  La  colonie  est  proprietaire  de  ses  lignes;  elles  lui  ont  ete  transmises  en  1900, 
l'Etat  s'en  etant  provisoirement  reserve  la  jouissance  et  Padministration  qu'il  considere  corame 
correlatives  au  paiement  de  la  garantie  d'inte'ret.  II  s'est  ainsi  en  quelque  sorte  constitue  l'usu- 
fruitier  du  bien  d'autrui.  Or,  un  usufruitier  ne  peut  alterer  la  substance  du  bien  dont  il  a  la  garde 
sans  le   consentement  du  proprietaire  .  .   ."     Ebenda. 

3)  Es  war  auch  völlig  verfehlt,  wenn  die  Algerier  sich  zum  Beweis  ihres  Mitwirkungsrechts 
auf  den  Berichterstatter  für  das  Gesetz  von  1900  in  der  Deputiertenkammer,  Berthelot,  beriefen, 
(z.  B.  Dessoliers,  1.  c.  S.  24)  der  in  der  Depeche  algerienne  vom  16.  Dezember  1900  geäußert  hatte, 
er  glaube  nicht,  daß  ein  .Staatseisenbahnnetz  in  Algerien  der  Kontrolle  der  algerischen  Versamm- 
lungen entzogen  sein  müsse,  und  der  es  als  sehr  nützlich  bezeichnet  hatte,  wenn  die  algerischen 
Versammlungen  an  der  Kontrolle  teilnähmen,  auch  während  der  Zeit,  da  die  Garantien  noch  auf 
dem  Staate  lasteten.  („Je  ne  crois  pas  qu'un  reseau  de  l'Etat  en  Algerie  düt  etre  soustrait  au 
contröle  colonial;  les  assemblees  algeriennes  seraient  tres  utilement  associ^es  au  contröle,  meme 
durant  la  periode  oü  la  charge  de  la  garantie  incombe  ä  l'Etat").  Diese  Mitteilung  stand  mit  der 
Auffassung  Verninacs  nicht  im  Widerspruch,  denn  Berthelot  leugnete  ja  nicht  das  von  dem  Senats- 
berichterstatter so  schroff  betonte  alleinige  Verfügungsrecht  des  Staates,  sondern  bezeichnete  eine 
Beteiligung  der  algerischen  Versammlungen  an  der  Eisenbahnkontrolle  nur  als  zweckmäßig,  ganz 
abgesehen  davon,  daß  er  von  einer  Kontrolle  über  Staatsbahnen  —  also  gegenüber  schon  zurück- 
gekauften Bahnen  —  sprach.  Einen  Rechtsanspruch  der  algerischen  Versammlungen  auf  Mitwirkung 
an   der  algerischen   Eisenbahnkontrolle  hat  Berthelot  nicht  anerkannt. 
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2.   Uii    Verhandlungen   zwischen   dem  Mutterlande    und  Algerien  über  Änderung  der 

/     tenverteilung. 

A.    ErBtei   Versuch   (1901). 
Die  algerischen  Versammlungen  hatten  Bicfa  Bchon  in  den  ersten  Sessionen 

mit  der  Kisenl»ahni'ra»e  beschäftigt:  in  der  Junisession  von  1901  einpfählen  die 
Kolonisten-  und  NichtkoloniBtendelegationen,  um  die  Vereinheitlichung  der  Tarife 
zu  ermöglichen,  den  Rückkauf  der  Bahnen  und  die  Überlassung  des  Betriebs  an 

zwei  Kompanien.1)  Der  Mildster  der  öffentlichen  Arbeiten,  P.  Baudin.  ging  auf 
diese  Anregung  in  einem  an  den  Greneralgouverneur  gerichteten  Briefe  vom 
19.  Oktober  1901  ein,  in  dem  er  eine  ganze  Reihe  von  Lösungsmöglichkeiten 
entwickelte.2)  Zunächst  erörterte  er  die  Frage,  ob  sich  das  erstreine  Ziel  ohne 
Veränderung  der  Lastenverteilung  erreichen  ließ;  entweder  in  der  Weise,  daß 
der  Staat  alle  Linien  aufkaufte  und  die  Bestimmung  des  VerwaltungssystemB 
Algerien  überließ,  oder  daß  der  Staat  die  aufgekauften  Linien  selbst  betrieb, 
oder  endlich,  daß  der  Staat  den  Betrieb  der  aufgekauften  Linien  wieder  an  I  ■ 
Seilschaften  überließ.  Der  Minister  hatte  aber  gegen  alle  diese  Lösungen  schwere 
Bedenken:  im  ersten  Fall  drohte  den  S taatsrinanzen  schwerer  Nachteil,  denn 
Algerien  hätte  kraft  des  ihm  einzuräumenden  Aufsichtsrechts  alle  möglichen  Ver- 
besserungen —  wie  Neubauten  lind  Tarifermäßigungen  —  auf  Kosten  des  Steuer- 
zahlers im  Mutterlande  veranlassen  können,  indem  die  Ausgaben  bis  zum  Jahre 
1926  ja  ausschließlich  auf  dem  Staate  lasteten.3)  In  den  beiden  anderen  Fällen 
hätten  die  Interessen  Algeriens  keine  genügende  Förderung  erfahren;  über- 
nahm der  Staat  den  Betrieb,  so  hing  die  Einführung  von  Verbesserungen  vom 
Parlament  ab.  das  schwerlich  alle  von  den  Algeriern  beanspruchten  Verbindungen 
und  Tarif herabsetzungen  bewilligt  hätte.4;  Und  wurde  der  Betrieb  wieder  an 
Kompanien  verpachtet,  so  waren  für  die  Verkehrsverbesserungen  wieder  kauf- 
männische Gesichtspunkte  entscheidend. 

Diese  Lösungen  litten  mithin  alle  unter  dem  Nachteil,  daß  entweder  die 
Interessen  des  Staates  oder  die  Algeriens  nicht  genügend  gewahrt  wurden;  man 
mußte  eine  Lösung  rinden,  die  den  Reformbedürfnissen  Algeriens  gerecht 
wurde,  ohne  die  Interessen  des  Mutterlandes  zu  gefährden.  Was  Algerien 
brauchte,  war  die  Verfügungsfreiheit  über  seine  Bahnen;  die  konnte  ihm  der 
Staat   gewähren,    vorausgesetzt,    daß  Algerien    auch    das  Risiko    für    die   aus  den 


')  ,.1°  Qu'il  y  avait  Heu  en  vue  de  l'unincation  des  tarifs  et  de  l'application  des  baremes 
differentiels  sur  la  distance  entiere  parcourue  par  les  marchandises,  de  raclieter  dans  Ja  mesure  du 
possible  les  lignes  de  chemins  de  fer  algeriens ; 

2°  D'en  confier  l'exploitation  k  deux  eompagnies  fermieres.  l'une  ponr  Test,  l'autre  pour 
l'Öuest  de  la  colonie,  avec  point  de  jonetion  ä  Alger". 

2)  Delegation*  financieres,  sess.  extraord.  de  novembre  1901.  Notes  sur  les  questions  portdes 
au  programme.  Notes  sur  les  questions  relatives  au  rächst  des  Chemins  de  fer  algeriens  et  ä  leur 
regime  futur.  S.  199  ff.  Vergl.  auch  den  Aufsatz  von  M.  Colin.  L'autonomie  financiere  et  les 
ch arges  des  chemins  de  fer  algeriens  in  der  Revue  politique  et  parlementaire  vom  10.  Mar/.  1902, 
s.  478  ff. 

3)  Delegations  financieres  1.  c.  S.  200. 

4)  L.  c.  S.  202. 
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Reformen  sich  ergebenden  finanziellen  Polgen  übernahm,  und  10  dai  Mutterland 
vor  den  aus  der  algerischen  Eüsenbahnpolitik  etwa  erwachienden  Verlu  ton 
sichergestellt  wurde;  diese  Sicherstellung  1  i < ■  Li  sich  dadurch  erreichen,  daß  man 
die  Beteiligung  des  Staates  an  den  algerischen  Eisenbahnlasten  auf  feste  Summen 
begrenzte  und  alle  darüber  hinausgehenden  Lasten  au!  Algerien  übertrug;  dazu 
war  natürlich  eine  Änderung  des  Gesetzes  von  1900  erforderlich.  Und  so  wird 
es  verständlich,  wenn  der  Minister  den  Algeriern  die  Verftigungsfreiheil  über 
ihre  Halmen  nur  unter  der  Bedingung  einräumen  wollte,  daß  sie  in  eine 
Änderung  de*  Gesetzes   von  1!)()0   willigten,   d.  h.   daß   sie   sich   schon   jetzt   an 

der  Tragnng   der    Lisenbahnlasten    beteiligten. 

Nun  berechnete  man  die  bis  zum  Ablauf  der  Konzessionen  den  Kompanien 

ZU  leistenden  Summen  auf  1230  Millionen,  davon  auf  den  Staat  .(bis  L926) 
450  Millionen,  auf  Algorien  780  Millionen  entfielen;  verteilte  man  die  auf 
Algerien  fallende  Last  au?  die  Zeit  von  1902  bis  1!),S4,  so  ergab  sich  eine  schein- 
bare jährliche  Belastung  von  9  680000  Fr.,  die  wirkliehe  Belastung  wurde  indes  mir 
auf  3  '/2  Millionen  veranschlagt,  da  man  annahm,  daß  die  —  im  Fall  des  Rück- 
kaufs Algerien  zufließenden,  im  Fall  des  Fortbestehens  der  Konzessionen  von 
der  Garantiesumme  abzuziehenden  —  Reineinnahmen  über  (5  Millionen  im  Jahres- 
durchschnitt erreichten.  Dieser  Beitrag  von  3  '/2  Millionen  sollto  jährlich  um 
die  mutmaßliche  Steigerung  der  Reineinnahmen,1)  (um  2%)  anwachsen.  Er- 
klärte sich  Algerien  mit  der  sofortigen  Übernahme  dieser  Belastung  einver- 
standen, so  konnte  sich  der  Staat  seiner  Rechte  gegenüber  den  algerischen 
Bahnen  begeben,  donn  es  lasteten  dann  nur  noch  die  fest  umschriebenen 
Zuschußverpflichtungen  auf  ihm.  In  welcher  Weise  die  Übergabe  an  die 
Kolonie  geschah,  ob  der  Staat  selbst  die  Bahnen  zurückkaufte  und  dann  der 
Kolonie  übertrug,  oder  ob  er  sie  im  gegenwärtigen  Rechtszustand  der  ^Kolonie 
überließ  und  ihr  anheimstellte,  zu  gegebener  Zeit  von  dem  Rückkaufsrecht  Ge- 
brauch zu  machen,  war  nach  der  Lösung  der  Hauptfrage,  der  Neuregelung  der 
Lastenverteilung,  ziemlich  gleichgültig;  zwischen  diesen  beiden  Wegen  zu  wählen, 
konnte  man  ruhig  der  Kolonie  überlassen. 

Der  Vorschlag  des  Ministers  erscheint  für  Algerien  nicht  ungünstig,  denn 
er  bot  Algerien  das  sofortige  Verfügungsrecht  über  die  Bahnen  an,  ohne  seine 
Beteiligung  an  den  Garantielasten  zu  erhöhen,  nur  daß  die  Beitragspflicht  schon 
jetzt  eintreten  sollte.  Darin  lag  eher  eine  Erleichterung  als  eine  Erschwerung 
der  Beitragspflicht,  da  das  Gleichgewicht  des  algerischen  Budgets  viel  mehr 
gefährdet  wurde,  wenn  ihm  im  Jahre  1926  plötzlich  eine  Ausgabenerhöhung  von 
8 — 15  Millionen  auferlegt  wurde,  als  wenn  schon  jetzt  mäßige  Beiträge  zu 
leisten  waren.2)  Allein,  man  muß  bedenken,  daß  etwaige  Verluste  von  Algerien 
getragen  werden  mußten;  es  konnte  sehr  wohl  der  Fall  eintreten,  daß  die  Rein- 
einnahmen   hinter    dem    angenommenen    Satze    zurückblieben,    und    dann    mußte 


')  Als   Reineinnahmen  wurden  zunächst  5  Millionen  angenommen. 

2)  Man  berechnete  die  jährliche  Steigerung  der  algerischen  Einnahmen  auf  350  000  Fr.,  so 
daß  die  Einnahmen  des  algerischen  Budgets  von  1902—1926  von  60  Millionen  auf  68  Millionen 
ansteigen  konnten.  Das  reichte  aber  zur  Übernahme  einer  Last  von  8 — 12  Millionen  im  Jahre 
1926   nicht  aus.     Kapport  Baudin,   8.  16. 
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Algerien  des  Ausfall  decken.1)  Jedenfalls  war  es  für  das  junge,  nicht  ohne 
Schwierigkeiten  im  Gleichgewicht  erhaltene  algerische  Budgel  bedenklich,  jetzt 
Bchon  eine  jährliche  Mehrbelastung  von  mehreren  Millionen  auf  Bich  zu  nehmen. 
I  »aber  mag  es  dicht  Überraschen,  wenn  die  Finanzdelegationen  sich 
sträubten,  dem  ministeriellen  Angebol  trotz  -einer  anleugbaren  Vorteile  ihre  Zu- 
stimmung zu  erteilen:  nenn  nicht  nur  die  Kolonistendelegation,  die  ja  vor 
jedem  <  Ipfer  Bcheute,  weil  sie  dahinter  immer  eine  Steuererhöhung  witterte,  den 
Vorschlag  zurückwies,3)  sondern  auch  die  wagemutigeren  und  weiterblickenden 
Nichtkolonisten  sich  ablehnend  verhielten.8)  In  dieser  Haltung  ließen  sich  die 
Nichtkolonisten  vielleicht  noch  mehr  als  durch  Rücksichten  auf  die  Finanzen 
der  Kolonie  durch  die  unter  ihnen  vorherrschend«!  Auffassung  bestimmen,4)  daß 
die  Bahnen  der  Kolonie  zu  Eigentum  gehörten  und  demgemäß  der  Kolonie 
ohne  Gegenleistung  zu  überlassen  waren.5)  Aus  mehr  als  einer  Äußerung  gehl 
deutlich  hervor,  daß  die  Nichtkolonisten  ein  übriges  zu  tun  glaubten,  wenn  sie 
überhaupt  in  die  sofortige  Beteiligung  Algeriens  an  den  Eisenbahnlasten  willigten.6) 
I  >afür  erwarteten  sie  aber  auch  eine  erhebliche  Minderung  der  Algerien  zu- 
gedachten Lasten:  Die  vom  Minister  auf  9  '/a  Millionen  veranschlagte  jährliche 
Seheinbelastung  wollten  sie  auf  6  Millionen  vermindert  sehen,  derart,  daß  die 
wirkliche  Belastung  (über  die  vorerst  auf  5  Millionen  veranschlagten  Reinein- 
nahmen hinaus)  nur  1  Million  statt  3  '/2  betrug.  Ebenso  wünschten  sie  die  vom 
Minister  (auf  Grund  des  Anwachsens  der  Einnahmen)  auf  2°/0  angesetzte  jähr- 
liche Steigerung  der  Beitragsleistung  auf  1  %  ermäßigt  zu  sehen.  Damit  ja  die 
Kolonie  nicht  zu  Schaden  käme,  wenn  sich  die  Einnahmen  etwa  noch  niedriger 
stellen  sollten,  beantragten  sie,  eine  periodische  Neuregelung  der  Beitrags- 
steigerung zu  ermöglichen,  aber  wohlverstanden  nur  für  den  Fall  des  Zurück- 
bleibens der  Einnahmensteigerung  hinter  dem  angenommenen  Satze,  so  daß 
eine  Änderung  der  Beitragssteigerung  zugunsten  des  Mutterlandes  ausgeschlossen 
gewesen  wäre.  Außerdem  befürworteten  sie  die  Schaffung  eines  Reservefonds, 
dem  alle  etwaigen  Überschüsse  zufließen  sollten ;  erst,  wenn  der  Reservefonds 
sich  auf  5  Millionen  belief,  sollten  die  weiteren  Überschüsse  zwischen  dem  Staat 
und  der  Kolonie  geteilt  werden.  Auch  in  der  Beantwortung  der  Nebenfrage 
des  Ministers,  ob  die  Bahnen  vor  oder  nach  dem  Rückkauf  an  Algerien  zu 
überlassen  wären,  verleugnete  sich  die  berechnende  Vorsicht  der  Algerier  nicht: 
sie   wünschten    nämlich,    daß    der  Rückkauf    durch    den  Staat    geschehe    und   die 


')  Die  Garantiesummen  waren  mit  1240  Millionen  nicht  zu  hoch  veranschlagt,  denn  der 
Generalgouverneur  sprach  in  der  Vollversammlung  der  Delegation  vom  19.  November  1901  (Proces- 
verbaux  S.  141)  von  einer  Gesamtbelastung  von  1826  000000,  davon  auf  Algerien  1320  426  000 
fielen.  Im  ersten  Fall  waren  nur  ca.  15  Millionen,  im  zweiten  Fall  ca.  22  Millionen  jährlieh  zu 
leisten.  Diese  verschiedene  Berechnung  der  Garantiesummen  erschwert  die  Vergleiche  zwischen  den 
einzelnen  Vorschlägen. 

2)  Delegations  financieres,  Sess.  extraord.  de  novembre  1901,  Delegation  des  Colons,  Sitzung 
vom    14.  November,  Proces-verbaux  S.  ISO  ff. 

3)  Delegation  des  Non  Colons.   Sitzung  vom   15.  November   1901,  Proces-verbaux  S.  286  ff. 

4)  Besonders  von  Dessoliers,  Pinelli  und  Verola  vertreten. 

5)  Siehe  oben. 

6)  Siehe  die  unten  S.  411.  Anmerkung   1   wiedergegebene  Stelle  aus  der  Maisession   1902. 
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Netze  ersl  nachher  an  Algerien  übertragen  würden,')  denn  dann  wurde  der 
Lastenverteilung  zwisohen  Mutterland  und  Kolonie  der  wirkliche  Kaufwerl  und 
oicht  der  möglich  erweise  viel  höhere  Schätzungswert  zu  Grunde  gelegt. 
Diese  Anträge  wurden  sowohl  von  dn-  Nichtkolonistendelegation2)  wie  von  der 
Vollversammlung  gutgeheißen;8)  ja  sogar  das  ConBeil  superieur  nahm  die 
Wünsche  der  Nichtkolonisten,  trotz  ihrer  einseitigen  Berücksichtigung  der 
algerischen  [nteressen,  einstimmig  (!)  an*)  und  verstärkte  Bie  noch  dahin,  daß 
die  vom  Staate  mit  den  Gesellschaften  abzuschließenden  Rückkaufsverträge  vor 
der  Einbringung  Im  Parlament  den  algerischen  Versammlungen  zur  Prüfung  vor 
gelegt  werden  sollten.8) 

B.  Die  Einigung  über  die  Grundlagen  (1902/3). 
Auf  diese  einmütige  Kundgebung  mußte  die  französische  Regierung  schon 
einige,  Rücksicht  nehmen;  in  einem  neuen,  in  die  Form  eines  Vertragsentwurfs 
eingekleideten  Vorschlag,6)  der  genau  dem  eben  (am  17.  März  1902)  zwischen 
Frankreich  und  Tunis  über  das  im  tunesischen  Gebiet  belegene  Netz  der  Böne- 
Guelma  abgeschlossenen  Vertrag  nachgebildet  war,7)  kam  der  Minister  der 
öffentlichen  Arbeiten  den  algerischen  Versammlungen  in  dem  Hauptpunkte,  in 
der  Lastenverteilung,  ein  gut  Stück  entgegen:  Während  nach  dem  ursprünglichen 
Vorschlag  (wie  nach  dem  Gesetz  von  1900)  der  Staat  nur  453  Millionen  bei- 
steuern sollte,  vermehrte  der  neue  Vorschlag  die  Beitragspflicht  des  Staates  auf 
beinahe  902  Millionen,  so  daß  auf  Algerien  nur  eine  Last  von  33u'  Millionen 
entfielen.  Und  zwar  wurde  die  Beitragslast  derart  auf  die  Jahre  verteilt,  daß 
der  Staat  zu  Anfang  die  Schuld  noch  fast  allein  trug  (die  ersten  drei  Jahre  noch 
je  19  Millionen),  Algerien  dagegen  zunächst  nur  einen  niederen  Beitrag  (1  350  000 


')  „1°  Rachat  immediat  par  l'Etat  des  reseaux  rachetables  ou  consentant  ä  se  laisser 
racheter; 

2°  Remise  des  reseaux  a  la  colonie ; 

3°  Paiement  par  la  colonie  des  produits  nets  cvaliu-s  ä  5  millions  pour  1902,  augmentes  du 
coefficient  de  progression  de   1  °/0  d'un  exercice  ä  l'autre  ; 

4°  Creation  ou  maintien  d'un  fonds  de  reserve  constitue  par  les  produits  nets  au-dela  de 
l'excedent  des  recettes  forfaitaires  garanties  ä  l'Etat  et  partage  de  cet  excedent  quand  le  fonds  de 
reserve  sera  superieur  ä  5  millions  ; 

Revision  possible  apres  une  periode  de  dix  ans  du  pourcentage  adopte,  si  la  moyenne  des 
dix  annees  aeeusait  un  pourcentage  inferieur; 

Revision  de  la  loi  de  1900  de  facon  qu'en  dehors  des  benetices  garantis  ou  partages  sur  les 
produits  de  l'exploitation,  la  colonie  n'ait  ä  payer  qu'une  charge  complementaire  de  82  000  000 
payables  un  million  par  an." 

Delegat,  des  Non  Colons,  Proces-verbaux  S.  300. 

2)  Mit   15   gegen  2  Stimmen,  bei  2  Enthaltungen,  1.  c.  S.  321. 

3)  Delegations  finaneiöres,  Assemblee  plenicre,  Siteung  vom  19.  November  1901,  Proces- 
verbaux    S.   158. 

4)  Conseil  superieur,  Sess.  extraord.  de  1901,  Sitzung  vom  25.  November,  Proces-verbaux 
S.   103. 

5)  „.  .  .  les  projets  de  traites  devant  etre  soumis  ä  l'examen  et  avis  des  Delegations 
financieres   et  du   Conseil   superieur  avant  d'etre  presentes  au  Parlement."     Ebenda  S.  99. 

6)  Delegations  rinancieres,  Sess.  de  mai  1902.  Programme  de  la  Session.  Regime  des  cbemins 
de  fer  d'interet  general  algeriens.     S.  83  ff. 

7)  Cbambre   des  deputes,  Sess.   ord.   de   1902,  Docum.  pari.  J.   off.   S.  353. 
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IV.  zu  leisten  hatte,  daß  aber  dann  die  Beitragspflicht  des  Staates  (bis  zum 
gänzlichen  Erlöschen  im  Jahre  1  '.'TU;  .-ich  allmählich  verminderte,  während  umgekehrt 
die  Belastung  Algeriens  immer  mehr  anwuchs,  am  1 '.  •  7  1  (mil  beinahe  9  Millionen) 
ihren  Höhepunkt  zu  erreichen.  Audi  in  der  Berechnung  der  Steigerung  der 
Reineinnahmen  ging  der  Minister  auf  die   Wünsche  der  Algerier  ein.1) 

Dagegen  fanden  in  den  riegeln  aber  <1  i<*  Bildung  eines  Reservefonds  die 
Anregungen  der  Algerier  nur  zum  Teil  Berücksichtigung:  Wohl  wies  der  Entwurf 
alle  Überschüsse  bis  zu  5  .Millionen  dem  Reservefonds  zu.  aber  für  die  darüber 
hinausgehenden  frei  verfügbaren  Überschüsse  wurde  keine  Teilung  zwischen 
dem  »Staate  und  Algerien  vorgesehen,  sondern  sie  wurden  —  wie  da-  auch  in 
dem  französisch-tunesischen  Vertrag  geschehen  war  —  bis  zur  Deckung  der  in 
dem  betreffenden  Jahre  dem  Staate  obliegenden  Zahlung  dem  Mutterland  allein 
vorbehalten.2)  Auch  in  der  Bemessung  der  Verfügungsfreiheil  Algeriens  gegen- 
über den  Bahnen  schloß  sich  der  Entwurf  eng  an  das  tunesische  Vertragsmu>ter 
an.  So  wurde  dem  Generalgouverneur  wohl  die  Befugnis  eingeräumt,  die  Be- 
triebsbedingungen zu  ändern;  auch  erhielt  er  das  Recht  der  Tarifbestätigung  und 
der  Genehmigung  von  Ergänzungsarbeiten ;  aber,  sobald  die  bestehenden  Ver- 
träge berührt  wurden,  bedurfte  die  Änderung  der  Zustimmung  des  Ministers  für 
öffentliche  Arbeiten  und  des  Finanzrninisters.3j  Den  Rückkauf  der  Linien  be- 
hielt sich  der  Staat  überhaupt  als  ausschließliches  Recht  vor.  der  Rückkauf 
konnte  vom  Generalgouverneur  höchstens  angeregt  werden;  und  die  algeriM-ln- 
Volksvertretung  war  nur  insofern  zur  Mitwirkung  berufen,  als  im  Fall  des  Rück- 
kaufs auf  Grund  freier  Übereinkunft  die  Verträge  den  algerischen  Versammlungen 
vor  der  Einbringung  im  Parlament  vorgelegt  werden  sollten.4)  Der  Entwurf  ge- 
stand mithin  Algerien  nur  eine  sehr  geringe  Verfügungsfreiheit  gegenüber  den 
Bahnen  zu.  nur  in  der  Verteilung  der  Finanzlast  bot  er  Algerien  ungleich  größere 
Vorteile  als  der  ursprüngliche  Vorschlag. 

Man  hätte  erwarten  sollen,  daß  zum  mindesten  die  Nichtkolonistendelegation 
eine  Erweiterung  der  etwras  eng  bemessenen  Verfügungsrechte  Algeriens  verlangt 


')  Indem  er  die  Steigerung  nur  mehr  zu   1  °/o  statt  zu  2  %  annahm. 

2)  Art.  3  des  Entwurfs :  „  .  .  .  les  excedents  en  tin  d'exercice  seront  verses  par  la  colonie 
;'i  l'Etat,  saus  que  la  somme  puisse  depasser  le  montant  de  sa  partieipation  de  l'annee''.  Vergl. 
Art.  3  des  französisch-tunesischen   Vertrags. 

3)  Art.  4-  A  partir  du  1er  janvier  1903  le  gouvernement  general  de  l'Algerie  sera  libre 
d'apporter  aux  conditions  d'exploitation  des  chemins  de  fer  ouverts  anterieurement  au  1er  janvier 
1902  telles  modifieations  qu'il  jugera  utiles  ;  il  homologuera  les  tarifs  et  autorisera  l'execution  des 
travaux  eomplementaires  en  se  conformant  aux  Conventions  en  vigueur,  mais  il  devra  demander 
l'adhesion  des  ministres  des  travaux  publics  et  des  finances  pour  les  modifieations  qui  seraient 
apportees  aux  Conventions  avec  les  compagnies  de  chemins  de  fer  en  vigueur  au  1er  janvier  1903, 
auxquelles  il  n'est  nullement  deroge  par  les  presentes.  —  Vergl.  Art.  4  des  französisch-tunesischen 
Vertrages. 

4)  Art.  5.  Sur  la  demande  du  gouverneur  general  de  l'Algerie,  l'Etat  pourra  racheter  les 
lignes  designees  a  l'article  premier.  Si  le  rachat  a  lieu  a  l'amiable,  les  projets  de  traites  fixant 
les  annuites  de  rachat  seront  communiques  aux  assemblees  algeriennes  avant  d'etre  portes  devant 
le  parlement.  a  l'exception  de  ceux  qui  concernent  les  lignes  deja  rachetees  ä  la  compagnie 
franco-algerienne  en  vertu  de  la  loi  du  12  decembre  1900.  —  Vergl.  Art.  5  des  französisch-tune- 
sischen  Vertrags. 
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hätte;    allein    die    in  *  1  i  *  *  Augen    Bpringenden    finanziellen   Vorteile   dei  Entwurf 
ließen   die  Delegationen    über  diesen   Mangel  hinwegsehen.     I  > i< •  Berichterstatter 
der   Nichtkolonisten     betonten    zwar   nochmals,    « I .-i l>    nach    Recht    und    Billigkeit 
eigentlich  das  Mutterland  die  Garantielasten  hätte  tragen  müssen,  and  daß  Algerien 
sich   nur   aus   Freien  Stücken   zur  Beteiligung  an  den  Lasten  erbiete,1)    aber    ie 
empfahlen   darum    doch   den  Entwurf  zur  Annahme,    nur  daß  Bie  die  Bälfte  d< 
über  den  Reservefonds  hinausgehenden   Überschusses  für  Algerien  beanspruchten 
und  noch   einige  andere   Erleichterungen  verlangten.3)     Trotz  der  Einwendungen 
Dessoliers'  und  Vincis  trat  die  Delegation  den  Schlüssen  der  Kommission  bei,3) 
und    ebenso   stimmten   die'   Kolonistendelegation4)    und   die   Sektionen   der   Ein- 
gebornendelegation5)  dem  Entwürfe   unter  ähnlichen  Vorbehalten  wie  die  Nicht 
kolonisten   zu.     Damit   war  dio  Annahme  de*  Entwurfs  in  der  Vollversammlung 
gesichert,  und  so  konnten  die  schwarzseherischen  Warnungen  Dessoliers'  vor  den 
schlimmen  Wirkungen  des  Vertrags8)  das  Ergebnis   nicht  mehr  beeinflussen.      Der 


')  Die  sehr  bezeichnende  Stello  lautet:     „Nous  sommes  surpris  de  voir  l'insistance  que  Von 

inet  en  France  ä  vouloir  faire  disparaitre  du  Imdget  metropolitain,  la  rubrique  „garantie  d'intcrets" 
aux  ohemins  de  fer  algenens  pour  la  remplacer  par  la  formule  vague  et  inexaete  d'ailleurs,  sub- 
\ciiiiim  h  l'Algerie  .  .  .  Logiquement  et  en  cquito,  ce  reseau  aurait  du  nous  Stre.  remis  gratuitement. 
Or,  vous  iious  le  faites  payer  aussi  eher  que  possible,  .  .  .  Ce  n'est  pas  l'Algerie  qui  a  cnV  la 
Situation  aktuelle,  il  est  donc  iujuste  de  vouloir  lui  faire  supporter  non  seulement  une  Charge 
materielle  .  .  .,  mais  encore  laisser  supposer  que  la  contribution  de  la  metropole  constitue  une 
Subvention  gracieuse  et  volontaire.  II  importe  donc  de  ne  pas  perdre  de  vue  ce  principe:  qu'en  droit 
coninie  en  equite,  les  garanties  d'interets  auraient  du  rester  ä  la  Charge  de  la  metropole  ;  que  la 
colonie,  qui  probte  de  ce  reseau  et  voulant  ameliorer  son  exploitation,  offre  de  prendre  une  partie 
des  depenses  ä  sa  charge".  Delegations  fin.,  Non  Colons,  Sitzung  vom  30.  Mai  1902,  Proces- 
verbaux  S.  438  f. 

2)  „La  2de  delegation  remercie  les  pouvoirs  publics  d'avoir  admis  le  principe  de  la  revision 
de  la  loi  du   19  deeembre   1900. 

Trouve  toutefois  que  les  charges  laissees  k  l'Algerie  par  le  nouveau  projet  sont  encore  au- 
dessus  des  ressources  dont  eile  peut  disposer. 

Demande  que  ces  charges  soient  encore  attenuees : 

1°  En  permettant  d'apporter  des  modifications  aux  previsions  adoptees  a  chaque  periode 
decennale  dans  le  cas  oü  les  previsions  seraient  superieures  aux  recettes  realisees  ; 

2°  En  attribuant  k  l'Algerie  la  moitie  de  l'excedant  du  fonds  de  reserve  au-delä  de 
5,000,000; 

3°  En  laissant  k  la  charge  de  la  metropole  les  arrieres  düs  a\ix  compagnies  jusqu'au  31  de- 
cembre 1902"  usw.,  1.  c.  S.  444  f. 

3)  1.  c.  S.  477  f. 

*)  Delegations  financieres,  Sess.  de  mai  1902,  Deleg.  des  Colons,  Sitzung  vom  31.  Mai, 
Proces-verbaux  S.  434—437. 

5)  Delegation  indigene,  section  arabe,  Sitzung  vom  5.  Juni,  Proces-verbaux  S.  81  fl*.,  Section 
kabyle,  Sitzung  vom  28.  Mai,  S.  56  ff. 

6)  Dessoliers  malte  aus,  daß  Algerien  nicht  nur  1,355,000  Fr.  an  Zinsgarantien  zu  decken 
hätte,  sondern  noch  1,400,000  für  Ergänzungsarbeiten,  4,451,705  für  noch  nicht  gedeckte  Forderungen 
der  Kompanien,  1,500,000  für  Mehrausgaben  des  Betriebs,  also  im  ganzen  8,406,705  Fr.  (Assemblee 
pleniere,  Sitzung  vom  9.  Juni  1902,  Proces-verbaux  S.  209  ff.).  Diese  Ausgaben  ermäßigten  sich 
jedoch  bedeutend,  wenn  es  gelang  —  und  die  Delegationen  waren  sich  ja  in  diesem  Wunsche 
einig,  —  die  noch  ungedeckten  fälligen  Forderungen  der  Kompanien  dem  Mutterland  aufzuladen. 
Daß  freilich  Algerien,  wenn  es  Reformen  im  Eisenbahnwesen  durchführen  wollte,  etwas  mehr  Auf- 
wendungen machen  mußte,  als  zur  Deckung  des  Bestes  der  Garantien  erforderlich  war,  läßt  sieb 
nicht  bestreiten. 
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Antrag  ?on  Dessoliers,  die  Lösung  der  Frage  bis  zur  Besserung  der  Finanzlage 
Algeriens  aufzuschieben,  wurde  abgelehnt')  und  die  Resolution  der  Kolonisten- 
delegation angenommen,  d.  h.  der  Regierungsentwurf  gebilligt  unter  der  Voraus- 
setzung, daß  die  Überschüsse  über  den  Reservefonds  zwischen  Staat  und  Kolonie 
geteilt  und  die  Fälligen  Forderungen  durch  den  Staat  gedeckl  würden.3  Da 
das  Conseil  Buperieur  cli.-  Wünsche  der  Delegationen  ohne  Einschränkung  wieder- 
holte,3   so  war  eine  Eeste  Grundlage  Für  den  Vertragsabschluß  gewonnen. 

Das  Zustandekommen  des  Vertrags  wurde  indes  noch  einmal  dadurch  ge- 
fährdet, daß  das  Finanzministerium  unter  Hinweis  darauf,  daß  im  Budgetentwurf 
Für  11)03  die  Garantiesummen  überhaupt  nur  auf  ca.  18  lüllionen  veranschlagt 
wurden,  es  Für  unmöglich  erklärte,  dem  Parlament  einen  Vertrag  vorzulegen,  in 
dem  der  Anfangsbeitrag  des  Staates  auf  eine  höhere  Summe  (19  Millionen)  ange- 
setzt war.  Das  Generalgouvernement  Fügte  sich  in  diese  Minderung  des  Anfangs- 
beitrags, Forderte  aber,  daß  dann  die  Minderung  des  StaatebeitragB  anders  geregelt 
würde,  damit  Algerien  im  ganzen  nicht  mehr  zu  zahlen  brauche.4;  Die  Algerier 
waren  klug  genug,  dem  Generalgouverneur  in  dieser  nachgiebigen  Haltung  zu 
Folgen:  die  Vollversammlung  der  Finanzdelegationen  nahm  einen  von  der  Nicht- 
kolonistendelegation  einstimmig  gutgeheißenen  Wunsch  an.5  der  Anfangsbeitrag 
des  Mutterlandes  möge  nach  den  Reineinnahmen  der  letzten  zehn  Jahre  berechnet 
werden,  aber  keinesfalls  unter  18  Millionen  angesetzt  werden;  andernfalls  solle 
der  Generalgouverneur  die  Verhandlungen  über  die  Änderung  der  Lastenver- 
teilung abbrechen  und  das  Ministerium  der  öffentlichen  Arbeiten  auf  die  andere 
Lösung  —   Durchführung  der  Reformen  durch  den  Staat  —   verweisen.'')      Durch 


■)  1.  c.  S.  251. 

2)  L  c.  S.  252  f. 

3)  Übrigens  beschäftigte  sich  das  Conseil  supt'rieur  im  Unterschied  von  den  Delegationen 
nicht  einseitig  mit  der  Frage  der  Lastenverteilung,  sondern  nahm  auch  zu  der  Frage  nach  dem 
Verwaltungssystem  Stellung:  von  verschiedenen  Seiten  wurde  angeregt,  daß  nach  dem  Kückkauf 
der  Linien  durch  den  Staat  die  Bahnen  versuchsweise,  sei  es  durch  die  Kolonie,  sei  es  durch  den 
Staat  betrieben  werden  sollten,  aber  die  Versammhing  gab  dem  Antrag  der  Kommission  den  Vor- 
zug, daß  die  rückgekauften  Linien  verpachtet  werden  sollten.  (Conseil  superieur  Session  ord.  de 
1902,   Sitzung  vom  20.  Juni,  Proees-verbaux  S.   61   ff.) 

4)  „.  .  .  I'administration  des  finances  a  fait  remarquer  que,  dans  le  projet  de  budget  du  1903, 
ce  cliiffre  avait  jui  t'tre  reduit  ä  18  millions  et  qu'il  n'etait  pas  possible  de  soumettre  au  parlement 
une  Convention  tixant  a  un  chiffre  plus  eleve  la  Subvention  initiale  de  l'Etat.  Le  Gouvernement 
general  a  demande  que  si  la  Subvention  initiale  de  l'Etat  t:tait  abaissi'e,  le  tatix  de  decroissance 
tut  niodifie,  de  maniere  ä  ne  pas  diminner  le  total  des  subventions  consenties,  en  principe,  ä  l'Al- 
gerie  par  l'Etat."  Delegations  fin.,  Sess.  de  mai  1903.  Programme  de  la  Session,  Regime  des 
chemins   de  fer  algeriens   d'interet  general,  S.  55. 

5)  Assemblee  pleniere,  Session  de  mai  1903,  Sitzung  vom  10.  Juni,  Proees-verbaux  S.  30 — 51- 
')    ..La  deiegation    des  non-colons    ernet  le  voeu  que    la  Subvention    initiale    de  la  metropole 

soit  calcolee  d'apn's  les  prodnits  nets  moyens  des  dix  dernieres  anuees,  et  sans  que,  dans  tous  les 
ette  Subvention  puisse  descendre  au-dessous  de  18  millions  .  .  .  Dans  le  cas  oü  le  gouverne- 
ment  metropolitain  retuserait  de  souscrire  ä  ces  conditions,  M.  le  Gouverneur  General  devrait  sns- 
pendre  les  negociations  engagees  depuis  deux  ans  dans  le  sens  de  la  Convention  et  demander 
immediatement  au  Ministere  des  travaux  publics  de  reprendre  la  seconde  des  combinaisons  pro- 
S,  i  "est-ä-dire  de  faire  lui-meme,  au  moyen  de  l'operation  de  rachat.  l'unification  de  notre 
resean  et  de  nos  tarifs."      Non  Colons,  Sitzung  vom  4.  Juni  1903,  Proees-verbaux,  S.  507  ff. 
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diese  bei  allein  Entgegenkommen  bestimmte  Resolution,  die  sieb  durch  ihre  Un 

Zweideutigkeit  vor  dem  verschwommenen  Antrag  de    C til  luperieur1)  vorteil 

halt  auszeichnete,  ward  <Iit  Anfangsbeitrag  des  Staates  festgelegt 

.'/.    Das   Eisenbahngeseti   von   1904. 

A.  Der  dem  Parlamenl  vorgelegte  Vertragsentwurf  (14.  Nov.  1903), 

Die  erste  Beitragsleistung  des  Staates  in  Höhe  von  1K  Millionen2) 
bildete  sozusagen  dn\  Eckstein  des  Vertrages,  den  der  Minister  der 
öffentlichen  Arbeiten  Maruejouls  und  der  Finanzminister  Konvier  als  Vertreter 
iles  Staates  und  der  Generalgouverneur  Jonnarl  als  Vertreter  Algeriens  am 
11.  November  1903  über  die  Änderung  der  Lastenverteilung  abschlössen.3)  Die 
Beiträge  de*  Staates  sollten,  um  das  junge  algerische  Budget  zu  schonen,4)  während 
der  drei  ersten  Jahre  (1905,  1906,  1(.H)7)  auf  der  Höhe  von  18  Millionen 
bleiben,  dann  aber  jährlich  um  300000  Fr.  sinken  und  im  Jahre  1958  ganz  auf- 
hören.5) Die  Beitragsleistung  Algeriens,  die  mit  einer  Million  beginnen  sollte, 
blieb  ebenfalls  während  der  ersten  drei  Jahre  unverändert,  stieg  dann  jährlich 
um  100000  Fr.,  bis  li),r)8,  hielt  sieh  von  da  ab  immer  auf  derselben  Ib. he  von 
G  100000  Fr.  und  erlosch  1!>7(>.,;)  Diese  Berechnung  scheint  für  Algerien  außer? 
ordentlich  günstig  zu  sein,  denn  seine  Last  betrug  insgesamt  nur  282  Millionen 
(gegenüber  336  in  dem  vorhergehenden  Entwurf) ;  aber  man  darf  sich  durch  die 
Festlegung  der  algerischen  Beiträge  nicht  über  ihren  Charakter  täuschen  lassen: 
es  handelte  sich  dabei  um  die  Fixierung  der  Mindestbeiträge,  Algerien 
haftete  auch  darüber  hinaus  und  zwar  allein,  für  die  Deckung  eines  etwaigen 
Defizits;  und  der  Eintritt  eines  Defizits  erschien  nicht  ausgeschlossen,  denn  wenn 
man    die  Beiträge    des    Staates    zusammenrechnet,    ergibt    sich  ebenfalls    eine  be- 


')  „L'assemblee  maintient  ses  premieres  deliberations  favorables  an  principe  de  l'atfermage 
et  formule  le  voeu,  que  les  projets  de  contrat  soient  sonmis  an  controle  et  ä  l'examen  des  assemhh'cs 
algeriennes  avant  d'Stre  discutes  par  le  Parlement.  Elle  prie  en  outre  M.  le  Gouverneur  general, 
de  bien  vouloir  prendre  acte  d'une  facon  expresse  de  la  reconnaissance  faite  par  le  gonvernement 
metropolitain,  que  la  Charge  imposee  ä  l'Algerie  par  la  loi  de  1900,  du  cbef  des  garanties  d'interet, 
est  trop  lourde  et  l'invite  respectueusement  ;\  poursuivre  la  moditication  des  dispositions  de  cette 
loi."      Conseil  superieur  de  Gouv.,  Sess.  ord.  de  1903,   Sitzung  vom  19.  Juni,  Proces-verbaux  S.  19  ff. 

2)  Die  Fixierung  auf  18  Millionen  stellte  zufällig  das  Mittel  der  Garantielasten  der  letzten 
vier  Jahre  dar  (von  1899—1902  im  Ganzen  72486608,  also  Jahresdurchschnitt  18121652).  Siehe 
die  Motive  S.  154. 

3)  Projet  de  loi  ayant  pour  objet  la  moditication  de  la  loi  du  19  decembre  sur  le  budget 
special  de  l'Algerie  et  l'approbation  d'une  Convention  determinant  les  partieipations  de  l'Etat  et  de 
l'Algerie  dans  la  cliarge  annuelle  des  chemins  de  fer,  presente  .  .  .  par  M.  E.  Maruejouls,  ministre 
des  travaux  publics,  par  M.  Kouvier,  ministre  des  finances,  et  par  M.  Emile  Combes,  president  du 
conseil,  ministre  de  l'interieur  et  des  eultes.  (Documents  pari.  Chambre  des  deputes,  sess.  extraord., 
seance  du  16  nov.  1903.     Annexe  n°  1297,  J.  o.  S.  153 ff.).     Siehe  Anhang  Nr.  70. 

4)  „En  raison  ...  du  caractere  aleatoire  d'appreciations  de  ce  genre  et  en  raison  aussi  de 
ce  que,  en  faisant  commencer  immediatement  la  decroissance  forfaitaire,  on  exposerait  le  budget 
algerien,  en  cas  de  mecomptes,  ä  des  risques  serieux,  nous  n'avons  pas  fait  entrer  immediatement 
en  compte  cette  decroissance  de  300000  Fr.   .   ."     Ebenda  S.  154. 

■"')  Art.  2. 
*)  Art.  3. 
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deutend  geringere  Last,  als  in  dem  Letzten  Entwurf  vorgesehen  war  (nur  ca. 
.")7 1  Millionen  gegenüber  ca.  900  Millionen),  so  daß  mit  den  beiderseitigen 
Beiträgen  nur  860  Millionen  1 1 i « - 1 1 1  1200  gedeckl  werden  konnten.  Dieser  Ab- 
Btand  läßl  -ich  nur  daraus  erklären,  daß  man  auf  Grund  neuer  Berechnungen 
den  Durchschnittsbetrag  der  Garantien  niedriger  einschätzen  zu  dürfen  glaubte 
aui  ca.  1"  Millionen  jährlich  statt  1">  Millionen);  aber  es  war  doeb  sehr  die 
Frage,  ob  die  wirklich  eintretenden  Belastungen  diese  Veranschlagung  nicht  über- 
trafen. Jedenfalls  mußte  man  mit  einer  Mehrbelastung  des  algerischen  Budgets 
über  die  Mindestbeiträge  hinaus  rechnen;  daß  auch  die  Regierung  dies  tat,  zeigt 
-ich  darin,  daß  der  Staat  auf  das  ihm  nach  Art.  1 '■'».  1  des  Gesetzes  von  1  ij()0 
zukommende   Drittel  des   algerischen   Einnahmenüberschusses  verzichtete.1) 

In  einigem  Widerspruch  zu  der  unumschränkten  finanziellen  Haftbarkeit  Al- 
geriens stand  seine  geringe  Bewegungsfreiheit  in  der  Verwaltung  der  Eisenbahn- 
finanzen und  in  der  Eisenbahnaufsicht.  Um  eine  wirksame  Kontrolle  der 
algerischen  Eisenbahnfinanzcu  durch  das  Mutterland  zu  ermöglichen,  sah  der 
Vertrag  die  Einrichtung  einer  besondern  Rechnung  für  die  algerischen  Eisen- 
bahnen vor.  auf  deren  Aktivseite  die  Beiträge  des  .Staates  und  Algeriens,  die 
vertragsmäßigen  Zahlungen  der  Kompanien  oder  Beitragsleistungen  von  Inter- 
essenten (etwa  von  Gemeinden),  ferner  die  Reineinnahmen  Algeriens  aus  dem 
Bahnbctrieh  eingetragen  werden  sollten,  während  alle  den  Kompanien  geschuldeten 
Garantien  und  Zuschüsse  (mit  Ausnahme  der  Jahreszahlungen  von  3.6  Millionen 
an  die  Kompanie  P.-L.-M.,  die  der  Staat  auch  weiterhin  trug2;),  die  Zins-  und 
Tilgungsbeträge  für  die  zum  Rückkauf  oder  zum  Ausbau  von  Bahnen  aufge- 
nommenen Kapitalien,  die  Fehlbeträge  der  unmittelbar  betriebenen  Bahnen  usw. 
auf  der  Passivseite  erscheinen  sollten.3)  Und  zwar  umfaßte  diese  Spezialrechnung 
nicht  etwa  nur  die  damals  betriebenen  Bahnen,  sondern  man  wollte  auch  die 
noch  zu  bauenden  Linien  —  mit  Ausnahme  der  etwa  aus  strategischen  Gründen 
vom  Staat  angelegten  oder  konzessionierten,  aber  dafür  auch  allein  ihm  zur  Last 
fallenden  Linien 4)  —  in  die  Rechnung  begreifen,  weil  die  neugebauten  Linien, 
sei  es  als  Zufahrtslinien,  sei  es  als  Konkurrenzlinien,  das  Betriebsergebnis  der 
schon  früher  bestehenden  Bahnen  beeinflußten.5)  Die  Überschüsse  aus  dieser 
alljährlich    vom    Minister   der    öffentlichen    Arbeiten    festzustellenden   Rechnung6) 


')  Art.  6,  2. 

2)  Art.  6. 

3)  Art.  4. 

4)   la  France  ne  saurait  renoncer  au  droit  de  construire  a  ses  frais  des  chemins  de  fer 

en  Algürie   dans  un  interet   politique   ou  militaire.-'     1.  c.   S.  155. 

5)  „.  .  .  le  compte  special  englobera  les  recettes  et  les  depenses  incombant  au  budget  de 
l'Algerie  pour  toutes  les  lignes  precedentes  et  futures  etablies  sur  son  territoire.  11  serublerait,  au 
premier  abord,  plus  rationnel,  de  n'y  comprendre  que  les  lignes  actuellement  en  exploitation  et  de 
laisser  en  dehors  les  extensions  que  l'Algene  jugera  ä  propos  de  donner  ä  son  reseau.  Mais  nous 
avons  pense  que  ce  serait  lä  une  source  de  difficultiis  inextricables.  Les  lignes  nouvelles  qui 
seraient  cr^ees  reagiront  necessairement  sur  les  resultats  de  Texploitation  des  lignes  anciennes,  pour 
lesquelles  les  unes  seront  des  affluents,  tandis  que  d'autres  constitueront  des  coneurrences  et 
ponxront  creer  des  raecourcis  detournant  une  partie  du  trafic."     Ebenda  8.  155. 

6)  Art.  5,    1. 
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Bossen  dem  Reservefonds  zu,J)  bis  er  eine  Höhe  \'>n  5  Millionen  erreichte:  die 
darüber  hinausgehenden  Überschüsse  wurden,  damit  die  Algerier  doch  ein 
[nteresse  an  Mehreinnahmen  hatten,3)  Dicht  mehr  dem  Staate  allein,  sondern  wie 
«'s  die  algerischen  Versammlungen  wünschten  wem"  ten  zur  Hälfte  Algerien 
■ugewiesen.3)  Tra1  ein  I>eli/.it  in  der  Spezialrechnung  «-in.  bo  war  dei  \n  Fall 
zunächst  aus  dem  Reservefonds  zu  «lecken,  im  Fall  dieser  nicht  ausreichte,  wurde 
der  Fehlbetrag  als  obligatorische  Ausgabe  unter  die  ordentlichen  Ausgaben  des 
algerischen  Budgets  eingereiht.4)  Bo  wurden  die  algerischen  Eisenbahnfinanzen 
bis  ins  Einzelne  von  dem   Faehministerium  geprüft. 

In  der  Beaufsichtigung  der  Bahnen  wurde  den  algerischen  Organen  zwar 
eine  bedeutend  weitere  Verfügungsfreiheil  eingeräumt  als  in  dem  früheren  (dem 
französisch-tunesischen  Vertrag  Dachgebildeten)  Entwurf:  dem  Generalgouverneur 
wurden  alle  Befugnisse  der  Laufenden  Verwaltung  übertragen,  die  bisher  dem 
Minister  der  öffentlichen  Arbeiten  in  Algerien  zustanden,  wie  z.  B.  die  Ge- 
nehmigung von  Arbeiten,  von  Fahrplänen,  von  Betriebsreglements,  von  Tarifen 
usw.5)  Der  Rückkauf  der  Bahnen  wurde  nicht  mehr  dem  Staat«!  vorbehalten 
und  die  Mitwirkung  der  algerischen  Versammlungen  wurde  nicht  auf  Begut- 
achtung der  Verträge  beschränkt,6)  vielmehr  sollten  Änderungen  der  bestehenden 
Verträge,  insbesondere  Rückkäufe,  nunmehr  von  der  Zustimmung  der  Finanz- 
delegationen und  des  Conseil  superieur  abhängen  und  nur  der  Bestätigung  durch 
Dekret  im  Staatsrat  —  nicht  mehr  der  Zustimmung  des  Parlaments  —  bedürfen.7) 
Außerdem  wurde  der  ( Jeneralgouverneur  ermächtigt,  mit  Genehmigung  des 
Ministers  der  öffentlichen  Arbeiten  besondere  Kontrollbehörden  und  beratende 
Körperschaften  für  die  Beaufsichtigung  der  Bahnen  einzusetzen.*)  Aber  die 
Bewegungsfreiheit  des  Generalgouverneurs  wurde  doch  durch  die  zu  ängstlicher 
Vorsicht  verleitende  Bestimmung  beeinträchtigt,  daß,  im  Falle  die  Spezial- 
rechnung, —  nicht  etwa  das  Gesamtbudget  Algeriens  - — ,  drei  Jahre  hinter  einander 
mit  einem  Defizit  abschlössen,  die  vom  Generalgouverneur  getroffenen  Maß- 
nahmen durch  den  Minister  der  öffentlichen  Arbeiten  geändert  oder  umgestoßen 
werden  könnten.0)  Die  Gewalt  des  Generalgouverneurs  wurde  noch  weiter 
durch  die  strenge  Auslegung  des  Verhältnisses  des  Staates  zu  den  Kompanien 
eingeengt;    daß    die  Verträge    zwischen    dem  Staat    und    den    Kompanien    grund- 

')  Art.  5,  2. 

2)  „.  .  .  avec  la  Convention  nouvelle,  l'Etat  .  .  .  prolonge  considerablement  ses  sacrifices. 
II  est  juste  que  sa  partieipation  dans  les  benefices  futurs  soit  nettement  affirniee,  et  l'Algerie  sera 
dejä  tres  genereusement  traitee,  lorsque  le  capital  sera  amorti,  par  l'abandon  de  la  moitie  des  pro- 
duits  nets  d'un  reseau  qui  lui  aura  relativement  peu  coüte.  Nous  n'avons  pas  hesite  ä  prevoir 
cet  abandon,  car  il  importe  d'interesser  la  colonie  ä  ne  pas  prendre  sans  necessite  les  mesures  qui 
reduiraient  par  trop  les  produits  nets;  mais  il  ne  nous  a  pas  paru  possible  d'aller  plus  loin." 
Ebenda  S.  154  f. 

3)  Art.  5,  4. 

4)  Art.  5,  3. 
b)  Art.  8,  1 . 

6)  Siehe  oben. 
')  Art.  8,  4. 
8)  Art.  8,  3. 
,J)  Art.  10,  2. 


—     416     — 

sätzlich  unverändert  fortbestanden,  wax  an  sich  selbstverständlich  ■  nach  irie 
vor  blieb  <I<t  Staat  den  Kompanien  gegenüber  Für  die  Ausführung  der  Verträge 
verantwortlich.  J  >  I  <  -  Regierung  hätte  diea  nicht  besonders  hervorzuheben 
brauchen;'  die  Frage  war  nur.  ob  die  Verträge  der  Delegation  der  Aufsichts- 
gewalt an  den  Generalgouverneur  im  Wege  Btanden;  da  folgerte  die  Regierung, 
daß,  wo  die  Verträge  eine  Entscheidung  des  Ministers  vorsähen,  mau  den 
Kompanien  nicht  gut  das  Recht  absprechen  könne,  sich  trotz  der  absoluten 
Delegation  der  ministeriellen  Befugnisse  an  den  Generalgouverneur)  an  den 
Minister  zuwenden,  wenn  sie  ihre  Interessen  durch  Entscheidungen  des  General- 
gouverneurs verletzt  glaubten.2) 

Kurzum.  Leistungen  und  Gegenleistungen  erscheinen  in  diesem  Vertrag 
etwas  ungleich  bemessen;  Algerien  willigte  in  sofortige  Beteiligung  an  den 
Garantiezahlungen  und  übernahm  das  Risiko  der  Eisenbahnfinanzen,  wofür  ihm 
eine  sehr  bedingte  Verfügungsfreiheit  gegenüber  den  Bahnen  gewährt  wurde. 
Der  Staat  gestand  eine  geringe  Erhöhung  seiner  Garantieleistungen  zu  und  ver- 
zichtete auf  seinen  Anteil  an  den  Überschüssen  des  allgemeinen  Reservefonds, 
aber  er  wurde  von  jeder  Deckungs Verpflichtung  etwaiger  Fehlbeträge  befreit. 
gewann  ein  dauerndes  Anrecht  auf  die  Hälfte  der  den  Reservefonds  über- 
treffenden Überschüsse  und  wußte  sich  außerdem  ein  sehr  wirksames  Aufsichts- 
recht gegenüber  den  algerischen  Eisenbahnfinanzen  und  der  Eisenbahnverwaltung 
zu   sichern. 

B.   Die  Behandlung  des  Entwurfs  in  den  Kommissionen  der 
D  eputiertenkamme  r. 

ai   In   der  Budgetkommission. 

Es  springt  in  die  Augen,  daß  dieser  Vertrag  in  mehr  als  einem  Punkte 
der  Verbesserung  bedurfte.  Wenn  in  der  Deputiertenkammer,  der  der  Vertrag 
mitsamt  einem  Gesetzentwurf3;  über  Abänderung  des  Gesetzes  von  1900  zuging, 
die  Mängel  des  Entwurfs  beseitigt  wurden,  so  ist  das  aus  dem  günstigen  Um- 
stände zu  erklären,  daß  die  Berichterstattung  in  der  Budgetkommission  einem 
hervorragenden  Kenner  des  algerischen  Eisenbahnwesens,  dem  früheren  Minister 
Pierre  Baudin.  zufiel.4)     Er  fand   das   im  Vertrag  vorgeschlagene  System   viel  zu 


')  „L'accord  intervenu  entre  l'Algerie  et  la  metropole  ne  peut  naturellement  raodifier  en  rien 
les  droits  et  les  obligations  des  compagnies  existentes.  L"Etat  reste,  vis-a-vis  d'elles,  garant  des 
sommes  dues  en  vertu  des  contrats  passes  avec  lui "      Ebenda  S.  1  öö. 

2)  „Dans  les  cas  oü  ce  sont  les  Conventions  qui  prevoient  que  le  ministre  statuera,  il  sentit 
difficile  de  denier  aux  compagnies,  taut  que  ces  Conventions  subsisteront,  le  droit  de  recourir  a  son 
autorite.  si  elles  estimaient  que  les  decisions  du  gouverneur  general  lesent  leurs  interets."  Ebenda 
S.  155  f. 

3)  Siehe  Anhang  Nr.  7  0. 

*)  Kapport  fait  au  nom  de  la  commission  du  budget  chargee  d'examiner  le  projet  de  loi 
ayant  pour  objet  la  modification  de  la  loi  du  19  decembre  1900  sur  le  budget  special  de  l'Algerie 
et  l'approbation  d'une  Convention  determinant  les  partieipations  de  l'Etat  et  de  l'Algerie  dans  la 
Charge  annuelle  des  chemins  de  fer.  par  M.  Pierre  Baudin,  depute  (Chambre  des  deputes,  sess. 
extraord.   de   1903,  n   1367). 
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kompliziert;1)    vor  allem  tadelte  er  die  Bestimmung  über  die  Teilung  der  i  ber 
BohüsBe,   denn    sie   mußten    nach   seiner  Meinung   <li''  Algerier  zu   unnützen  Au 
gaben    verleiten,    da    die   Ausgaben    ihnen    im    sollen    Umfang,    'li'-    Er  parni    e 

dagegen    nur   zur    Hälfte   zukamen.3)     Daher   ließ   der    Koi issionsentwurf   die 

Überschüsse  ausschließlich  der  Kolonie  zufließen:  da  dann  der  Staal  nur  noch 
mit  seinen  festen  Beiträgen  an  den  algerischen  Eisenbahnfinanzen  beteiligt  war, 
so  hatte  die  umständliche  Speziair echnung,  die  bei  der  unbeschränkten  Haftbar 
keil  Algeriens  ohnedies  nicht  gerechtfertigte  Fixierung  der  Mindestbeiträge  der 
Kolonie  und  auch  die  Bestimmung  über  einen  besonders  Eisenbahnreservefonds 
keinen  Sinn  mehr.3)  und  so  fiel  der  ganze  Regierungsentwurf,  bis  auf  den 
Grundsatz  der  sofortigen  Übergabe  der  Eisenbahnen  an  Algerien  zur  Verwaltung 
auf  eigene  Rechnung  und  die  Verlängerung  der  Staatsbeiträge  über  das  Jahr  1926 
hinaus,  in  sich  zusammen.4) 

Aber  dio  Kommission  mißbilligte  nicht  nur  den  Inhalt  des  Entwurfs, 
Bondern  auch  die  von  der  Regierung  für  die  Neuregelung  der  Lastenverteilung 
gewählte  Form:  Die  Form  eines  Vertrages  schien  ihr  wenig  passend,  nicht  als 
ob  sie  der  Kolonie  die  aus  ihrer  Rechtspersönlichkeit  sich  ergebende  Handlungs- 
fähigkeit hätte  streitig  machen  wollen,  aber  weil  in  einem  Vertrage  die  Parteien 
einander  im  Werte  wirklich  entsprechende  Bedingungen  festsetzen  müßten. "'j 
Im  vorliegenden  Falle  jedoch  handelte  es  sich  nach  der  Ansicht  der  Kommission 
um  eine  Schcnkungshandlung  des  Mutterlandes:  das  Mutterland  überließ  der 
Kolonie  dio  Eisenbahnen  eigentlich  unentgeltlich,  (?)  denn,  wenn  es  auch  einen 
Teil  der  gegenwärtigen  Lasten  der  Kolonie  auferlegte,  so  forderte  es  doch  keinen 
Ersatz  für  die  gemachten  Aufwendungen,  nicht  einmal  Rückerstattung  der  den 
Kompanien    geleisteten  Vorschüsse,  und  beanspruchte    (nach    dem  Kommissions- 


')  „Votre  commission  a  ete  frappee  des  l'abord  de  ce  que  ce  Systeme  avait  de  compliqueV' 
Ebenda  S.  18. 

2)  „.  .  .  l'obligation  de  partager  les  excedents,  avantageuse  en  apparence,  pouvait  devenir  un 
reel  danger  en  incitant  ä  des  depenses  inutiles.  Les  economies  profitaient  moitie  a  l'Etat,  et  mortis 
senlement  ä  l'Algerie.     Les  depenses  lui  profitaient  en  totalite."    Ebenda. 

3)  „Votre  commission  a  pense  que  la  disposition  relative  au  partage  des  excedents  ne  pouvait 
etre  maintenue.  Mais  sa  disparition  entrainait  presque  tout  le  reste ;  le  versement  miuimum  obli- 
gatoire  perdait  toute  son  utilite,  et  le  compte  special,  si  laborieux,  sa  raison  d'etre.  La  disposition 
relative  ä  la  reserve  meme  n'avait  plus  l'objet:  il  n'y  avait  plus  d'interet  ä  imposer  une  reserve 
speciale  a  l'Algerie  qui  devait  etre  assez  prudente  pour  la  constituer  spontanement."  Ebenda 
Seite   18  f. 

4)  „II  ne  restait  plus  apres  ces  retranchements  que  le  principe  de  la  remise  immediate  des 
chemins  de  fer  ä  la  colonie,  qui  en  prenait  les  charges  k  son  compte,  et  l'obligation  pour  l'Etat 
de  prolonger  ses  versements  au-delä  de  lt)"26,  jusqu'ä  ce  que  l'Algerie  fitt  en  mesure  de  se  suffire 
ä  elle-meme."    Ebenda  S.  19. 

5)  „Dans  ces  conditions,  votre  commission  s'est  demandee  s'il  convenait  de  conserver  la 
forme  adopted  par  le  Gouvernement  pour  son  texte,  et  s'il  n'etait  pas  preferable,  renoncant  ä  la 
forme,  de  la  Convention,  de  se  borner  ä  statuer  par  une  loi.  Elle  n'a  pas  songe  a  meconnaitre  les 
droits  que  sa  personnalite  civile  confere  ä  l'Algerie.  Elle  sait  fort  bien  qu'elle  constitue  en  face 
« 1  •  -  la  metropole  un  etre  moral  dont  le  consentement  ne  saurait  etre  ni  force  ni  surpris  .  .  .  Mais 
eile  a  cru  que  la  forme  de  la  Convention  devait  etre  reservee  k  l'acte  dans  lequel  les  deux  parties 
inserent  des   stipulations   de  valeur  sensiblement  egales."     Ebenda. 

QmeltBj  Verfassiingucntwiclclung  von  Algerien.  27 
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entwurf)    keinen  Anteil    an    den    Überschüssen.1)     Diese    Verzichtleistungen    hatte 
man  in  einem  Vertrag  Dichl  mit  Stillschweigen  übergehen  können:  es  empfahl  sich 
ab«  r  doch,  Bie  nicht  ausdrücklich  auszusprechen.3)    Darum  glaubte  die  Kommission, 
die  Form  eines  einseitigen  Staatsaktes,  eine-  Gesetzes,  der  Form  eines  Verta 
vorziehen  zu  sollen. 

Man  darf  freilich  nicht  denken,  daß  die  Kommission  lediglich  aus  Takt- 
gefühl, tun  der  Schenkungshandlungen  des  Staates  keine  EHrwännung  tun  zu 
müssen,  der  Gesetzesform  den  Vorzug  gab.  Diese  Wahl  hatte  vielmehr  auch 
ihren  praktischen  Grand:  ein  Vertrag  konnte  nur  mit  Zustimmung  der  Gegen- 
partei abgeändert  werden,  während  bei  einem  Gesetz  jederzeit  einseitige  Auf- 
hebung möglich  war,  so  daß  übertriebene  Freigebigkeit  sieh  später  wieder  korri- 
gieren ließ.3)  Vielleicht  leitete  die  Kommission,  als  sie  die  Gesetzesform  an 
die  Stelle  des  Vertrags  setzte,  noch  ein  anderer  (jedanke:  daß  sie  den  Abschluß 
eines  Vertrages  zwischen  dem  Mutterland  und  Algerien  für  politisch  bedenklich 
hielt.  Wenn  es  sich  in  dem  Vertrage  nur  um  vermögensrechtliche  Verbindlich- 
keiten gehandelt  hätte,  so  hätte  der  Staat  mit  Algerien  einen  Vertrag  eingehen 
können,  so  gut  er  Verträge  dieser  Art  mit  Departements  und  andern  Kommunal- 
verbänden schloß.  Allein,  den  Gegenstand  der  Neuregelung  bildete  doch  nicht 
nur  die  Frage  nach  der  Lastenverteilung,  sondern  auch  die  Frage  nach  der  Aus- 
übung von  Hoheitsrechten.  Mit  Tunis  konnte  Frankreich  über  die  Ausübung 
von  Hoheitsrechten  Verträge  schließen,  denn  Tunis  ist,  wenngleich  Schutzstaat 
Frankreichs,  doch  ein  Staat,  es  steht  öffentlich-rechtlich  auf  gleicher  Stufe  wie 
Frankreich.  Dagegen  kann  der  Staat  mit  einem  ihm  untergeordneten  K omni u nai- 
verband keinen  Vertrag  über  die  Überlassung  von  Hoheitsrechten  schließen,  ohne 
sich  etwas  von  seiner  Würde  zu  vergeben.  Wenn  Frankreich  die  Ausübung  von 
Hoheitsrechten  zum  Gegenstand  eines  Vertrages  mit  der  großen  autonomen  Kolonie 


')  „Lorsque  l'acte  prend  le  caractere  d'une  disposition  liberale,  eile  a  pense  que  la  loi, 
manifestation  de  la  volonte  unilaterale,  convenait  mieux  .  .  .  L'Etat,  ä  bien  prendre  les  choses, 
abandonne  les  chemins  de  fer  gratuitement  ä  la  colonie.  II  en  met,  il  est  vrai,  les  charges  actuelles, 
partiellement,  ;'i  son  compte.  Mais  il  ne  lui  reelame  pas  le  remboursement  des  capitaux  qu'il  a 
depenses  .  .  .  II  ne  se  reserve  meme  pas  le  remboursement  eventuel  par  les  compagnies  des 
avances  jusqu'ici  faites  par  lui.  II  ne  stipule  aueune  part  dans  le  partage  des  benefices.  II  laisse 
ä  l'Algene  la  disposition  de  toutes  les  sommes  qu'elle  touebera  ä  ces  titres  divers  .   .  ."     Ebenda. 

2)  „Aurait-on  compris  que,  dans  une  Convention,  oü  chaeun  regle  son  compte,  tous  ces  points 
fussent  passet  sous  silence?  II  anrait  fallu  en  parier,  et  cependant  il  vaut  infiniment  mieux  n'en 
rien   dire."     Ebenda. 

3)  Der  Kommissionsbericbt  deutet  diesen  Gedanken  nur  an:    trop  de  rapports  financiers 

subsistent  et  subsisteront  encore  longtemps  entre  la  metropole  et  sa  colonie  pour  que  l'une  des 
dciix  parties  ait  des  ä  present  un  interet  reel  ä  regier  „ne  varietur"  tous  les  comptes  du  passe." 
Ebenda  S.  20.  Dagegen  spricht  ihn  Depince  in  der  Eevue  politique  et  parlementaire  (März  1904, 
S.  598)  ganz  unumwunden  aus:  „Une  Convention  .  .  .  a  un  caractere  definitif  qui  exelut  toute 
possibilitc  de  modirication  ulterieure,  sans  l'accord  des  deux  interesses.  La  loi,  au  contraire,  est 
un  acte  de  souverainete  dont  la  legislation  reste  maitre  de  regier  les  conditions  en  detail,  et  sur 
lequel  il  conserve  le  droit  de  revenir,  si  la  neeessite  lui  en  est  demontree.  Cette  procedure,  outre 
qu'elle  est  plus  conforme  ä  la  dignite  de  l'Etat,  presentait  le  träs  grand  avantage  de  faire  tomber 
l'objection  principale  faite  aux  propositions  du  gouvernement  qui,  par  leur  caractere  contractuel, 
bilateral,  liaient  l'Etat  sans  qu'il  lui  füt  possible,  s'il  lui  etait  prouve,  par  la  suite,  qu'il  a  fait 
preuve  d'une  liberabte  excessive,   de  reduire  le  chirfre  de  ces  sacrifices  .   .   ." 
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Algerien  machte,  so  mußte  das  asur  Verwischung  dei    taal  rechtlichen  Verhältni    i 
zwischen   Mutterland  und  Kolonie  beitragen  und  Algerien  als  ein  dem  Staat  auch 
öffentlich-rechtlich  gleichstehendes  Subjekt  erscheinen  lassen 

Wie  dem  auoh  sei,  jedenfalls  war  es  nicht  der  o  auffällig  betonte 
Schenkungscharakter  allein.  (\n-  die  Einkleidung  der  Lastenverteilung  in  G<  i  tzi 
form  bedingte.  Denn  damit  stand  nicht  ganz  in  Einklang,  daü  der  Kommissions- 
entwurf die  Lasten  Algeriens  mittelbar  vermehrte.  Die  Kommission  warf  nämlich 
der  Regierung  vor.  sieh  in  dem  Vertragsentwurf  zu  sehr  von  der  Lastenver 
teilung  von  1900  entfernl  zu  haben.1)  Dem  Gesetze  von  L900  hätte  ein  schnelleres 
Sink. mi  des  Staatsbeitrags,  jährlich  um  450000  Fr.  (statt  300000),  entsprochen. 
Die  Kommission  legte  nun  einfach  diese  Summe  der  Verminderung  des  Staat- 
beitrags  zu  Grunde,  nur  daß  sie  die  bedeutende  Abnahme  mit  Rücksicht  auf  das 
junge  algerische  Budget  noch  nicht  gleich  eintreten  ließ,  sondern  —  wie  der 
Vertragsentwurf  —  während  der  ersten  drei  Jahre  an  dem  Beitrag  von  \H 
Millionen  festhielt,  während  der  fünf  folgenden  Jahre  ihn  —  wie  im  Vertrags- 
entwurf —  jährlich  nur  um  300000  und  in  den  fünf  weiteren  Jahren  um  je 
400000  Fr.  verminderte;  dann  aber  sollte  der  Staatsbeitrag  um  so  rascher, 
nämlich  jährlich  um  500000  Fr.  sinken,  so  daß  er  im  Jahre  1940  ganz  erlosch.2; 
Infolge  dieser  Steigerung  der  Abnahmeziffer  verringerte  sich  die  Gesamtbelastung 
des  Staates  von  den  im  Vertragsentwurf  vorgesehenen  574  Millionen  auf  416 
Millionen,  sank  mithin  noch  unter  die  in  dem  Gesetz  von  1900  vom  Mutterland 
übernommene  Last  (453  Millionen). 

Die  dadurch  mittelbar  vermehrte  Belastung  Algeriens,  dem  man  alle  übrigen 
aus  den  Garantieverträgen  oder  Rückkaufsverträgen  über  bestehende  oder  erst 
zu  bauende  Bahnen  (ausgenommen  die  später  vom  Staat  unmittelbar  gebauten 
oder  konzessionierten  Bahnen)  sich  ergebenden  Lasten  —  selbstverständlich  als  obli- 
gatorische Ausgaben  —  aufbürdete,3)  wurde  nur  dadurch  einigermaßen  ausgeglichen, 
daß  man  dem  Staat  keinen  Anteil  an  den  Überschüssen  der  Eisenbahnverwaltung 
mehr  vorbehielt.  Im  übrigen  beschränkte  sich  der  Entwurf  im  großen  und 
ganzen  auf  eine  Vereinfachung  der  Verwaltung  der  Eisenbahnfinanzen:  da  die 
Kommission  die  umständliche  Sonderverrechnung  beseitigte,  so  verschwand  die 
Festlegung  der  Mindestbeiträge  Algeriens,  und  die  Staatsbeiträge  flössen  nicht 
der  Sonderrechnung,  sondern  als  Subventionen  dem  algerischen  Budget  zu.  Mit 
der  Sonderverrechnung  kam  auch  der  besondere  Eisenbahnreservefouds  in  Weg- 
fall; die  Kommission  begnügte  sich  damit,  Algerien  die  Verpflichtung  aufzuerlegen, 
seinen  im  Gesetz  von  1900  nur  auf  5  Millionen  normierten  allgemeinen  Reserve- 
fonds4) auf  10  Millionen  zu  vermehren.5) 

')  „Cette  decroissance  (de  300,000  Fr.),  qui  n'arrete  les  payements  de  l'Etat  qu'en  1958, 
l'eloignait  beaueoup  trop  des  charges  probables  de  la  loi  de  1900."     Rapport  Baudin  S.  20. 

2)  Art.  2,  vergl.  Art.  2  des  Vertragsentwurfs,  siehe  den  Gesetzestext  im  Anhang  Nr.  72, 
der  bis  auf  die  hervorgehobenen  Stellen  wörtlich  mit  dem  Kommissionsantrag  übereinstimmt. 

3)  Art.  1.  Der  Pflichtcharakter  mußte  diesen  Ausgaben  schon  deshalb  beigelegt  werden, 
weil  den  Kompanien  gegenüber  das  Mutterland  zu  den  vollen  Garantieleistungen  verpflichtet  blieb, 
es  mußte  daher  sein  Rückgriffsrecht  auf  die  Kolonie  sicher  stellen. 

4)  Art.   13,  4. 
5J  Art.  4. 

27* 
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In    den   Besti tungen    über  die   Verfügungsgewalt  des  Generalgouverneurs 

und  die  Mitwirkung  der  algerischen  Versammlungen  bei  Änderungen  der  Ver 
träge,  bei  Rückkauf  usw.,  Bchloß  sich  der  Kommissionsentwurf  meisl  wörtlich  dem 
Vertragsentwurf  an,1)  nur  dai3  er  die  Delegation  ministerieller  Befugnisse  noch 
erweiterte,  indem  er  dem  Generalgouverneur  auch  die  Ausübung  der  ministeriellen 
Hechte  gegenüber  den  Kleinbahnen  übertrug,2)  denn  es  wäre  widersinnig  gewesen, 
wenn  die  Aufsicht  gegenüber  den  wenig  wichtigen  Kleinbahnen  vom  Minister 
geführt  worden  wäre,  während  die  Hauptbahnen  vom  Generalgouverneur  beauf- 
sichtigt werden.3)  Vor  allem  aber  fiel  durch  die  Beseitigung  der  Spezialrechnung 
die  den  Generalgouverneur  in  seiner  Handlungsfreiheit  lähmende  Bestimmung 
des  Vertragsentwurfs,  die  dem  Minister  der  öffentlichen  Arbeiten  das  Recht  der 
Alländerung  von  Entscheidungen  des  ( leneralgouverneurs  gewährte.  Nur  in  einer 
Hinsicht  vermehrte  die  Konnnission  die  Beschränkungen  des  Vertragsentwurfs, 
indem  sie  die  Mitwirkung  des  Parlaments  bei  der  Eisenbahnverwaltung  verstärkte  : 
der  schon  im  Gesetz  von  1900  enthaltenen  und  im  Vertragsentwurf  wiederholten 
Bestimmung,  daß  Konzessionen  für  über  20  km  lange  Strecken  durch  Gesetz 
bestätigt  werden  mußten,4)  fügte  sie  die  gleiche  Bedingung  für  Verpachtungen 
von  Bahnen  für  einen  Zeitraum  von  über  25  Jahren  hinzu.5) 

Durch  diesen  Zusatz,  der  offenbar  nur  den  »Schutz  Algeriens  gegen  unver- 
nünftige Verpachtungsverträge  bezweckte,  ward  aber  die  notwendige  Bewegungs- 
freiheit Algeriens  kaum  beeinträchtigt.  Im  ganzen  genommen  kam  die  Umge- 
staltung des  Entwurfs  durch  die  Kommission  Algerien  zu  gute:  sie  sicherte 
Algerien  einerseits  eine  weitgehende  Selbständigkeit  in  seiner  Eisenbahnpolitik, 
da  sie  die  Möglichkeit  einer  Einmischung  des  Ministers  für  öffentliche  Arbeiten 
in  die  Aufsichtstätigkeit  dv<  ( Jeneralgouverneurs  beseitigte  und  Algerien  vor  der 
mit  der  Sonderverrechnung  verbundenen  kleinlichen  Kontrolle  seiner  Eisenbahn- 
hnanzen  bewahrte,  und  gewährte  Algerien  andererseits  durch  die  Zuweisung 
sämtlicher  Überschüsse  finanzielle  Vorteile ;  durch  diese  Erweiterung  der  Rechte 
Algeriens  wurde  die  aus  der  Verminderung  des  Staatszuschusses  mittelbar  sich 
ergebende  Mehrbelastung  des  algerischen  Budgets  mein:  als  aufgewogen. 

b)  In  der  Kommission  für  öffentliche  Arbeiten. 

Die  Erledigung  des  Entwurfs  der  Budgetkommission  wurde  dadurch  einiger- 
maßen erschwert,  daß  die  Kommission  für  öffentliche  Arbeiten,  der  der  Vertrags- 
entwurf ebenfalls  zur  Begutachtung  zugewiesen  wurde,  in  der  algerischen  Eisenbahn- 


')  Vergl.  Art.  5  und  6  des  Kommissionsentwurfs  (Art.  (j  und  7  des  Gesetzes)  mit  Art.  8  des 
Vertragsentwurfs. 

2)  Art.   7  des  Kommissionsentwurfs,  Art.  8  des  Gesetzes. 

3)  „U  y  aurait  .  .  .  quelque  bizarrerie  ä  ce  que  les  cliemins  de  fer  d'interet  general  fussent 
pl.ui's  smis  l'autorite  immediate  du  Gouverneur  general  alors  que  les  chemins  de  fer  d'interet  loeal. 
moins  importants,  continueraient  ä  relever  du  Minis tre."      Ebenda  S.   25. 

4)  Gesetz  von  1900  Art.  1,  2  und  3;  Vertragsentwurf  Art.  8,  5;  Kommissionsentwurf  Art. 
6,  3;  Gesetz  von   1904  Art.  7.  4- 

5)  Art.  6,  3;  Gesetz  Art.  7.  4. 
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frage  einen  ganz  anderen  Standpunkt  einnahm,  als  die  Budgetkommi  sion.    Die  Be 
richterstattung  fiel  .Iran  Bourrat  zu,  der  wohl  noch  mehr  als  Baudin  in  Eisenbahn 
fragen    bewanderl    war    und  sich  besonder    durch   »ein    einseitiges    Eintreten  Für 
die  Verstaatlichung   der  Bahnen  bekannt  gemacht   batte.     Daher  wbx  denn  auch 
sein  Gutachten   über   «Ion  Vertragsentwurf1)    nur   von   dem   einen  Gedanken    be 
herrscht,  die  Verstaatlichung  der  algerischen  Bahnen  herbeizuführen,     Nicht  ganz 
zu  Unrecht  rügte  er  an  dem  Gesetzentwurf,  daß  er  für  die  Ausführung  des  doch 
allgemein  als  dringend  notwendig  anerkannten  Rückkaufs  der  algerischen  Bahnen 
gar    keine  Gewähr   bot;    denn   da  er  den  Generalgouverneur  zur  Änderung  der 
Konzessionen,  zum  Rückkauf  usw.    nur    ermächtigte,    so  bestand  die  Gefahr, 
daß   der  Generalgouverneur   etwa    aus  Furcht,    die    Kolonie    könnte  in   Prozi 
mit    den  Kompanien    verwickelt  werden,   sich   dein    Rückkauf   widersetzte2;    und    ho 
die  Lösung  der  Hauptaufgabe  verhinderte.    Daß  Bourral  dieser  Gefahr  vorzubeugen 
suchte,   wird    man    begreiflich  finden,  aber   er  hätte  sein  Ziel  auch  auf  anderem 
Wege   erreichen   können,    als   daß   er  den  Rückkauf  dem   Staate   vorbehielt;    man 
hätte    dem    Mangel    z.  B.    dadurch    abhelfen    können,    daß    man    in    dem    Gesetz 
Algerien     dio     Verpflichtung     auferlegt     hätte,     binnen     einer     bestimmten     Frist 
die    Bahnen    zurückzukaufen.      Allein,    diese  Lösung   hätte  Bourrat  nicht  genügt, 
denn  es  kam  ihm  nicht  sowohl  darauf  an,  die  Interessen  Algeriens  als  vielmehr 
die  des  Staates  zu  wahren.     Da  er  es  für  sehr  wohl  möglich  hielt,  daß  die  Ein- 
nahmen   und  Ausgaben    auf    allen    algerischen  Bahnen    nach  dem  Rückkauf  eine 
ähnlich    günstige    Entwicklung    nahmen,    wie    sie  bei  der  Franco-Algerienne   nach 
der  Übernahme  durch  den  Staat  eingetreten  war,3)   erachtete  er  auch  die  im  Ge- 
setzentwurf   der  Kommission    vorgesehene  Belastung    des  Staatsbudgets    noch  als 
zu  hoch.     Er  glaubte,  daß  der  Staat  besser  fahren  werde,  wenn  zunächst  einmal 
durch  den  Rückkauf  und  die  nachfolgende  Staatsverwaltung  der  wahre  Wert  der 
einzelnen  Linien    festgestellt   und    danach    erst    eine  Neuregelung   der  Lastenver- 


')  Avis  presente  au  nom  de  la  commission  des  travaux  publics,  des  chemins  de  fer  et  des 
v'iics  de  communication  sur  le  projet  de  loi  ayant  pour  objet  la  modification  de  la  loi  du  19 
deiembre  1900  .  .  .  par  M.  Jean  Bourrat,  depute  (Chambre  des  deputes,  Session  extraordin.  de 
1903  n°  1409). 

2)  „Bien  que  le  rapport  de  la  commission  du  budget  ait  montre  .  .  .  les  dangers  de  la 
Situation  actuelle  des  cbemins  de  fer  algeriens  et  insiste  en  vue  d'une  reforme  generale  immediate, 
on  ne  trouve  nulle  part  une  conclusion  ferme  en  faveur  du  raebat.  .  .  .  L'article  6  du  projet  de 
loi  parle  du  rachat  comme  il  parle  de  la  modification  des  concessions,  de  l'exploitation  en  regie, 
de  l'affermage,  uniquement  pour  habiliter  le  Gouverneur  general  a  faire  ces  actes  sans  le  contröle 
du  Parlement.  De  sorte  que  toutes  les  motions,  tous  les  voeux,  toutes  les  reclamations  en  faveur 
du  rachat,  pourraient,  si  le  projet  de  loi  etait  adopte,  venir  se  heurter  contre  le  refus  du  Gouver- 
neur general  de  modifier  le  statu  quo,  refus  qui  pourrait  trouver  d'ailleurs  sa  raison  d'etre,  en 
apparence  s'entend,  dans  la  crainte  chimerique  de  proces  avec  les  Compagnies  rachetees  et  dans 
l'eventualite,  pour  la  colonie,  d'avoir  a  supporter  les  frais  du  proces".  1.  c.  S.  13, 

3)  Tatsächlich  trat  auf  der  Franco-Algerienne  nach  ihrer  Übernahme  durch  den  Staat  eine 
bedeutende  Erhöhung  der  Einnahmen  ein:  Die  Bruttoeinnahme  stieg  von  1900  auf  1901  zwar  nur 
von  3900410  Fr.  auf  3958118  Fr.,  aber  infolge  der  Verringerung  der  Ausgaben  wuchs  die 
Reineinnahme  von  038940,58  auf  1078492,11,  also  um  mehr  als  40  %.  Es  war  aber  gewagt, 
eine  ähnliche  Steigerung  bei  den  übrigen  Linien  anzunehmen. 
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teilung  getroffen  würde;  demgemäß  befürwortete  er  den  sofortigen  Rückkauf  der 
algerischen   Bahnen  durch  den  Staat.1) 

( '.  Verhandlung  in  der  Deputiertenkammer. 
Die  Verhandlung  über  den  ( iesetzontwuri"2)  begann  mit  einem  merkwürdigen 
Vorspiel:  der  Advokal  Senac  warnte  nicht  nur  vor  dem  Entwurf,  weil  Frankreich 
die  Früchte  kämpfe-  und  opferreicher  Jahre  verliere,*)  Bondern  er  benützte  die 
iu  dem  Gesetz  zweifellos  enthaltene  Erweiterung  der  algerischen  Autonomie  dazu, 
dio  algerische  Selbstverwaltung  überhaupt  zu  bekämpfen  und  die  Angliederun«.' 
ans  Mutterland  zu  empfehlen.  Er  meinte  dies  vollkommen  ernst,  denn  er  brachte 
auch  gleich  den  Antrag  ein,  die  Unterstellung  Algeriens  unter  das  Verordnungs- 
recht aufzuheben,  den  Generalgouverneur,  das  Conseil  Buperieur  und  die  Finanz- 
delegationen abzuschaffen,  die  algerischen  Departements  den  mutterländischen 
vollkommen  gleichzustellen,  die  algerische  Grundsteuer  in  Übereinstimmung  mit 
der  französischen  zu  bringen  und  über  das  Wahlrecht  der  Muselmanen  Be- 
stimmungen   zu   treffen.4)     Es    braucht   nicht   gesagt   zu    werden,    daß    ein    derart 


')  „Votre  Commission  des  Travaux  publies,  des  chemins  de  fei  ei  des  voies  de  Communi- 
cations est  d'avis  qu'il  n'y  a  pas  lieu  de  passer  ä  la  discussion  des  articles  du  projet  <1<-  loi  qui 
tous  est  soniiii> : 

Mais,  qu'il  y  a  lieu  de  proceder  immediatement  au  rachat  des  reseaux  algeriens  du  P.-L.-M.. 
de  l'Ouest  et  du  Böne-Guelnia  et  ä  partir  du  15  decenibre  1904  au  raebat  de  la  Compaguii-  de 
l'Est- Algerien. 

De  faire  assurer  l'exploitation  de  ces  reseaux  jusqu'ä  ce  que  le  Parlement  ait  statin'  but 
leur  admininistration".     1.  c.  S.  27. 

2)  Chambre  des  di'jmtes,  Debats  pari.,  Sitzungen  vom  18.,  19.,  22.  und  23.  Februar  11(04. 
J.  off.,  S.  398 ff.,  S.  421  ff..  S.  440ff.,  S.  461  ff. 

3)  „Je  considere  que  cette  proposition  sera  le  dernier  acte  de  dessaisissement  de  la  Frame 
sur  la  surveillance  des  affaires  de  l'Algerie  .  .  .  Si  nous  souscrivons  aux  propositions  qui  nous  sont 
faites,  nous  perdrons  le  fruit  de  75  annees  de  depenses  de  lüttes  .  .  ."  Sitzung  vom  18.  Februar 
...    1.  c.  S.  398. 

4)  „Est  abroge  l'art.  4  de  l'ordonnance  rojTale  du  22  juillet  1834  ainsi  coneu:  »Jusqu'ä  ce 
qu'il  soit  autrement  ordonne,  les  possessions  francaises  du  nord  de  l'Afrique  seront  regies  par  nos 
ordonnances.« 

Art.  2.     La  fonetion  de  gouverneur  general  de  l'Algerie  est  supprimee. 
Art.  3.     Sont  abroges: 

Le  regime  des  decrets  qui  reglemente  actuellement  les  affaires  algeriennes; 
Le  Conseil  superieur  du  gouvernement; 
Les  delegations  financieres; 
Les  tribunaux  de  repression. 
Art  4.     Les    trois  departements    algeriens,   Oran,    Alger,   C'onstantine    conservent    leur  Organi- 
sation administrative  et  territoriale   actuelle. 

Ces  trois  departements  sont  rattacbes  au  Gouvernement  de  la  France  et  aux  differents 
ministeres  dans  les  meines  conditions  et  au  meine  titre  que  la  Corse,  la  Savoie  et  les  autres 
departements  de  la  metropole. 

Les  prefets  correspondront  dans  les  meines  conditions,  et  directement  avec  le  ministre  de 
l'interieur  et  avec  les  autres  ministeres  auxquels  les  affaires  ressortiront  comme  elles  ressortissent 
aux  pr<5fets  de  la  metropole. 

Art.  j.  Les  impöts  fonciers  europeens  et  arabes  sont  provisoirement  maintenus.  Ils  seront 
incessamment  revises  et  modifies  en  conformite  des  impöts  fonciers  de  la  metropole  .  .   . 
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amBtUrzlerisoher  Vorschlag,  in  dem  nur  die  Anregung  der  Änderung  di  au 
Bohließliohen  VerordnungBreohts  einige  Berechtigung  besaß,  gar  keine  Unterstützung 
fand.  Sänac  suchte  seinen  unzeitgemäßen  Antrag  oatürlioh  mit  den  algeri  chen 
Lostrennungshestrebungen  zu  begründen,  allein  da  Öe  pen  I  de  algerischen 
Separatismus  wirkte  nicht  mein-,  seine  Erwähnung  gab  nur  dem  algeri  chen  Ab 
geordneten  Thomson  die  willkommene  Gelegenheit,  die  Anhänglichkeit  der  Algerier 
ans  Mutterland  zu  betonen  und  die  Schuld  au  dem  ETremdfühlen  eines  Teilt  der 
Algerier  auf  das  Mutterland  -  nämlich  auf  das  automatische  Naturalisationsgesetz 
von   18(Si)  —  zu  schieben.') 

Im  übrigen  drehte  sieh  der  Redekampf  natürlich  um  die  beiden  Kommissions- 
vorschläge.  Gegen  die  Überlassung  der  Bisenbahnen  an  Algerien  Bprach  vor  allem 
Bourrat:  er  suchte  seinen  Standpunkt  diesmal  mit  strategischen  Rücksichten  zu  be 

gründen. -I  aber  es  war  nicht  nur  die  Sorge  um  die  Verteidigung  Algeriens,  die 
Bourrat  zu  dieser  Stellungnahme  voranlaßte,  sondern  auch  sein  Festhalten 
an  der  Assimilationsidee,  zu  der  er  sich  offen  bekannte.3)  Außer  Bourrat 
verteidigte  nur  Sibille  den  Gedanken,  daß  der  Staat  den  Rückkauf  vollziehen 
solle,4)  wobei  er  den  Gesichtspunkt  in  den  Vordergrund  rückte,  daß  der  Ent- 
wurf dem  Staat  zu  große   ( >pfer  zumute. 

Demgegenüber  suchten  Thomson  und  Baudin  die  Unbedenklichkeit  der 
sofortigen  Übergabe  der  Bahnen  an  Algerien  darzutun.  Thomson  machte  sich 
die  Sache  etwas  leicht,  wenn  er  frug,  was  denn  der  Staat  für  ein  Interesse  daran 
hätte,  das  Risiko,  die  Prozesse  und  die  Formalitäten  des  Rückkaufs  auf  sich  zu 
nehmen,5)  denn  es  wurdon  doch  durch  die  Übergabe  der  Bahnen  manche 
materiellen  und  ideellen  Interessen    des  Mutterlandes  in  Mitleidenschaft  gezogen. 


Art.  6.  Les  conditions  de  la  representation  electorale  des  musulmans  seront  incessamment 
reglees  par  une  loi. 

Art.  7.     Les  lignes  ferrees   .   .   .   seront  prolongees  .   .   . 

Ces  prolongements,  essentiellement  strategiques,  sont  elasses  par  la  presente  loi  dans  TinterC-t 
general.     Leur  construetion  et  leur  exploitation  formeront  un  raonopole  d'Etat. 

Art.  8.  Toutes  les  autres  lignes  construites  ou  etablies  dans  Tavenir  en  Algerie  seront 
classees  dans  l'interet  loeal  ou  departemental  .   .   .''     1.  c.   S.  399,   400. 

')  „Sans  doute,  il  y  a  une  question  grave  .  .  .  celle  de  l'application  de  la  loi  du  26  juin  1889  .  .  . 
Par  cette  porte  penetre  et  penetrera  dans  la  nationalite  francaise  toute  la  population  etrangere  de 
1' Algerie."     1.  c.  S.  412. 

2)  „.  .  .  eile  (la  commission  des  travaux  publics)  craint  .  .  .  que  M.  le  gouverneur  general 
ou  plutot  les  delegations  algeriennes  ne  cherchent  ä  reconstituer  deux  ou  trois  reseaux  au  lieu  de 
conserver  une  administration  nnique."  Sitzung  vom  22.  Februar  .  .  1.  c.  S.  449.  Als  der  General- 
gouverneur erklärte,  das  Xetz  der  Franco-Algerienne  würde  nicht  verpachtet  werden,  weil  es  sich  bei 
ihr  um  eine  strategische  Bahn  handle,  suchte  Bourrat  daraus  ein  allgemeines  Verbot  der  Verpachtung 
der  algerischen  Bahnen  abzuleiten,  da  alle  algerische  Bahnen  strategische  Bahnen  wären.  („.  .  .  tous 
les  reseaux  en  Algerie  sont  des  reseaux  strategiques,  et  vous  ne  devez  les  retroceder  ä  per- 
sonne .   .   ."     Ebenda). 

3)  „.  .  .  nous  n'avons  jamais  cesse  de  considerer  1' Algerie  comme  la  continuation  de  la 
France.  C'est  precisement  pour  ce  motif  que  nous  combattons  de  la  facon  la  plus  energique  la 
remise  des  chemins  de  fer  ä  l'Algerie."     Ebenda. 

4)  Sitzung  vom   18.  Februar,  1.  c.  S.  413  ff.  und  vom  19.  Februar,  1.  c.  S.  421  ff. 

'')  „Quel  interet  y  a-t-il  pour  l'Etat  ä  prendre  ä  son  compte  les  risques,  les  litiges,  les 
formalites  memes  du  rachat?"     1.  c.  S.  412. 
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Baudiii  dagegen  •j'\wj.  nachdem  er  die  sofortige  Obergabe  au  <li<'  Kolonie  mit 
praktischen  Gründen  gerechtfertigt  hatte,1)  wenigstens  auf  die  Sicherstellung  der 
materiellen  Interessen  des  Mutterlandes  ein,  indem  er  eine  Änderung  des 
tzes  in  Aussichl  stellte,  wenn  Algerien  zu  große  Gewinne  aus  den  Ein- 
nahmen zöge,  iiml  indem  er  auf  die  sonsl  noch  bestehenden  finanziellen  Be- 
ziehungen zwischen  Prankreich  und  Algerien  hinwies,  die  es  ermöglichten  — 
etwa  durch  Einschränkung  der  Ausgaben  für  die  Armee  und  für  die  Pensionen  — 
auf  Algerien  einen  Druck  auszuüben  und  das  Gleichgewicht  zwischen  den  beider- 
seitigen Lasten  wieder  herzustellen.2) 

Damit  waren  indes  die  Gegner  der  Übergabe  der  Hahnen  noch  nicht  ent- 
waffnet; sie  hatten  nämlich  noch  das  Bedenken  geltend  gemacht,  daß  sich  der 
Staat  damit  seines  Eigentums  an  den  algerischen  Bahnen  entäußere.  Di 
Vorwurf  war  nur  scheinbar  begründet.  Man  muß  sieh  vergegenwärtigen,  daß  in 
Frankreich  unter  den  vom  Staat  und  den  Kommunalverbänden  verwalteten  Gütern 
das  öffentliche  Eigentum,  das  Domaine  public,  dazu  die  in  öffentlichem  (lebrauch 
stehenden  Sachen  (wie  Meeresufer,  Flüsse,  Straßen  gerechnet  werden,  und 
das  private  Eigentum,  das  Domaine  prive,  scharf  auseinandergehalten  werden. 
Das  hervorstechendste  Merkmal  des  Domaine  public,  durch  das  es  sich  vom 
Domaine  prive  und  von  andern  Gütern  unterscheidet,  ist  die  Unveräußerlich- 
keit, die  so  lange  besteht,  bis  das  betreffende  Grundstück  aufgelassen  (deklassiert). 
d.  h.  aus  dem  Domaine  public  ausgeschaltet  worden  ist.  Als  Eigentümer  des 
Domaine  public  wird  die  Nation  betrachtet,  so  daß  die  juristischen  Persönlich- 
keiten, die  die  Verwaltung  der  einzelnen  Teile  des  Domaine  public  führen,  wie 
der  Staat,  die  Departements,  die  Gemeinden,  die  Kolonien,  nach  strenger  Rechts- 
auffassung  nur  die  Nutznießung  am  Domaine  public  besitzen.  Tatsächlich  aber 
sind  diese  Nutznießer  an  der  Nationaldomäne  in  die  Stellung  von  Eigentümern 
eingerückt;3)  das  gilt  namentlich  dann,  wenn  ein  Verband  zur  Deklassierung 
eines  in  seiner  Vorwaltung  stehenden  Stücks  des  öffentlichen  Eigentums  berechtigt 
ist,4)  denn  dann  kann  ja  der  betreffende  Verband  die  Unveräußerlichkeit  jeder- 
zeit  beseitigen. 

Berücksichtigt  man  die  Möglichkeit  der  Aufhebung  der  Unveräußerlichkeit, 
so  wird  man    zugeben    müssen,  daß    die  Frage    nach  dem  Eigentum    an    den  al- 

')  „Quelle  est  l'autorite  qui  doit  executer  le  raebat?  .  .  .  Ce  ne  peut  pas  etre  la  metropole, 
ce  ne  peut  pas  etre  le  ministre  des  travaux  publies  .  .  .  Vous  voyez  bien  que  le  Gouvernement 
n'est  pas  sur  les  lieux,  qu'il  est  trop  eloigne  des  compagnies   algeriennes."     1.  c.  S.  430. 

|    si    un   jour    les  chemins    de  fer    de  l'Algerie    realisent    des    benefices    tels    que    tres 

apparemment  notre  texte  de  loi  soit  onereux  pour  les  finances  publiques  et  peu  justifie  par  sa 
Situation  interieure,  nous  reviendrons  devant  vous  .  .  .  N'y  a-t-il  pas  entre  la  France  et  l'Algerie 
une  multitude  de  rapports  financiers?  .  .  .  N'avons  nous  pas  encore,  par  d'autres  eontributions,  le 
moyen  d'exercer  une  pression  sur  les  finances  de  l'Algerie?  Les  deux  millions  que  nous  payons 
poui  les  pensions  des  fonetionnaires  de  l'Algerie  ne  peuvent-ils  nous  servir  de  balancier  quand  il 
s'agil  (lYt.ililir  un  plus  juste  equilibre  entre  Les  charges  de  l'Algerie  et  l'appoint  que  lui  apporte 
la  metropole?"     Ebenda. 

:!)   Dies   wird  auch  von  den  neueren   Schriftstellern   anerkannt,  z.  B.  von  Hauriou  S.  579,  von 
Thomas,   L'Algerie  et  l'autonomie    budgt'taire.  I.  c  S.  '.'  'f..  von    Brackhausen,  Etüde  sur   la  theorie 
rale  du  domaine  public  (Revue  du  droit  public  1    0.',  Bd.  18,  S.  400ff.). 

4|   \\  ie  z.  B.   über  die  Deklassierung  der  Departenientsstraßen  das  Conseil  general  beschließt. 
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gerisohen  Bahnen  nicht  damit  beantwortet  war,  daß  man  die  allgemeine  I  nver 
äußerliohkeil  des  Nationaleigentums  betonte,  Eis  entsprach  nicht  der  Wirklichkeit, 
wenn  Guillain  meinte,  das  Domaine  public  gehöre  Uberhaupl  niemand,  und  wenn 
man  von  Domaine  public  des  Staates,  eines  Departemente  oder  einer  Kolonie 
rede,  so  verstehe  man  darunter  nur  eben  den  Teil  der  öffentlichen  National 
domäne,  dessen  Verwaltung  von  dem  betreffenden  Verband  geführt  «verde,  Also 
könne  der  Staat  die  Verwaltung  der  algerischen  Eisenbahnen  der  Kolonie  über 
tragen,  ohne  daß  er  eines  Eigontumstitels  verlustig  gehe  ' 

Es  kam  vielmehr  darauf  an,  unter  welche  Kategorie  des  öffentlichen  Eigen- 
tums die  algerischen  Bahnen  zählten,  und  welche  Organe  zur  Deklassierung  der 
algerischen  Bahnen  und  damit  zur  Aufhobung  ihrer  Unveräußerlichkeit  befugt 
waren;  mm  handelte  es  sich  bei  den  im  Gesetz  an  Algerien  übertragenen  Bahnen 
fasl  nur  um  Chemins  de  fer  d'interöl  general,  die  (im  Gegensatz  zu  den  von  den 
Departements  konzessionierten  oder  betriebenen  Chemins  de  fer  d'interet  local) 
zu  dem  öffentlichen  Eigentum  des  Staates  zählen;  die  Klassierung  der  algerischen 
Bahnen  unter  die  Chemins  de  fer  d'interet  general  wurde  durch  das  zur  Ver- 
handlung stehende  Gesetz  nicht  berührt,  die  algerischen  Bahnen  blieben  daher 
trotz  der  Übergabe  an  Algerien  im  Domaine  public  des  Staates,  im  Falle  der 
Auflassung  mußten  sie  in  das  Domaine  prive  des  Staates  fallen;  aber  auch  wenn 
man  annimmt,  daß  die  algerischen  Bahnen  durch  das  Gesetz  in  das  öffentliche  Eigen- 
tum Algeriens  übergingen,  so  hat  damit  Algerien  nicht  viel  gewonnen;  denn  zur  Deklas- 
sierung ist  —  da  die  Chemins  de  fer  d'interet  ge'ne'ral  durch  Gesetz  klassiert  werden 
—  nach  wie  vor  ein  Gesetz  erforderlich.  Die  algerischen  Organe  sind  also  außer- 
stande, die  Unveräußerlichkeit  der  algerischen  Bahnen  zu  beseitigen.  Aber  selbst  wenn 
man  ihnen  die  Auflassungsbefugnis  zuspräche,  würde  es  erst  noch  fraglich  sein,  ob 
das  aufgelassene  Grundstück  in  das  Domaine  prive  Algeriens  fiele,  denn,  obwohl  es 
nach  dem  Gesetze  von  1900  gar  keinem  Zweifel  unterliegen  kann,  daß  Algerien 
zum  Besitz  von  Domänen  befähigt  ist,2)  so  hat  sich  doch  bisher  die  Praxis  da- 
gegen gesträubt,  eine  algerische  Domäne  anzuerkennen;  man  hat  vielmehr  daran 
festgehalten,  daß  alle  Staatsgüter  in  Algerien  im  Staatseigentum  geblieben  sind.3) 


')  „Quand  on  parle  de  propriete  a  propos  du  domaine  public,  on  dit  en  realite  un  non-sens. 
Le  domaine  public  n'appartient  ä  personne,  pas  plus  a  l'Etat  qu'a  un  departement  ou  ä  une 
commune,  puisque  personne  ne  peut  en  disposer  par  alienation.  Lorsqu'on  parle  du  domaine  public 
de  l'Etat,  du  domaine  public  d'un  departement,  du  domaine  public  d'une  colonie  ou  d'une  commune, 
on  vise  simplement  la  partie  du  domaine  national  dont  la  gestion  est  exercee  soit  par  l'Etat,  soit 
par  le  departement,  soit  par  la  colonie,  soit  par  la  commune,  cette  gestion  comportant  la  cbarge 
des  depenses  a  faire  et  le  be^fice  des  fruits  ä  recueillir.  La  loi  peut  modifier  la  repartition  du 
domaine  public  entre  les  diverses  entites  administratives  sans  qu'il  y  ait  expropriation,  puisqu'il 
n'y  avait  pas  un  droit  de  propriete.  On  peut  faire  passer  la  gestion  des  chemins  de  fer  algeriens 
des  mains  de  l'Etat  ä  celles  de  la  colonie,  sans  que  l'Etat  soit  depouille  d'aucune  par  celle  de 
propriete   .   .   ."      1.  c.   S.  440  f. 

2)  Siehe  oben  S.  316. 

3)  Darauf  wies  auch  der  Generalgouverneur  Jonnart  in  der  Verhandlung  hin:  ,,(^ue  l'Algerie 
puisse  avoir  un  domaine  prive,  cela  me  parait  certain,  etant  donnes  les  termes  de  la  loi  de  1900 
qui  lui  a  co  ufere  la  personnalite  civile  .  .  .  Mais  je  constate  que  le  principe  a  prevalu,  ä  savoir 
que  l'Etat  a  garde  la  propriete  de  son  domaine  prive  en  Algerie.  Vous  avez  deeide  par  le  vote  de 
la  loi  du  21  fevrier  1903  sur  le  regime  forestier  que  l'Etat  avait  conserve  la  propriete"  des  bois  et 
fon'ts   de   la  colonie   .   .   ."     1.  c.   S.  443.     Siehe  auch    oben   S.  3 1 6 f. 
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Im   Falle  der  Auflassung  eines  algerischen  Efoenbahngrundstttckee   nrürde  deshalb 
das  Eigentum    daran    wohl  dem  Staate    zuzusprechea    Bein.     Nach   alledem    wird 
man    kaum  behaupten  dürfen,  daß  durch    das  zur  Verhandlung  stehende  Gr< 
das  Eigentum  an  den  algerischen  Bahnen  auf  Algerien  übertragen  wurde. 

Merkwürdigerweise  ist  der  angerechtfertigte  Einwand  von  der  Auslieferung 
von  Staatseigentum  an  Algerien  nicht  wirkungslos  geblieben;  zwar  vermocht« 
die  Annahme  des  Gesetzes  nicht  aufzuhalten.1)  Aber  doch  nahm  die  Kammer 
den  zum  ersten  Absatz  des  Artikels  5  (im  Gesetz  Art.  6  von  Klotz  beantragten 
Zusatz  an,  daß  die  Bahnen  auch  weiterhin  zur  „Nationaldoinäiie-  gehören  sollten.3 
Dieser  Zusatz  -chlicl.it  indes  nicht  jede  Doppeldeutigkeit  aus:  denn,  wenn  zwar 
Blanche  unter  dem  ..Domaine  national"  nur  den  dem  Staat  zugehörenden  Teil 
des  Domaine  public  begreifen,8)  so  wird  doch  von  Andern  unter  Domaine 
national  jeder  Teil  des  öffentlichen  Eigentums  verstanden.4;  oh  er  nun  in  der 
Verwaltung  d(^  Staates,  der  Departements,  der  Gemeinden  oder  der  Kolonien 
steht.  Der  Antragsteller  hat  mit  seinem  Zusatz  jedenfalls  die  Absicht  verfolgt, 
die  algerischen  Bahnen  dem  Staate  vorzubehalten;  da  nun  aber  die  Begründung 
eines  Eigentumsrechtes  am  Domaine  public  der  französischen  Lehre  zuwiderläuft. 
so  konnte  man  die  Bahnen  nicht  als  Staatseigentum  erklären,  sondern  mußte  sich 
mit  dem  höchst  verschwommenen  Ausdruck  „Domaine  national"   begnügen. 

Der  Zusatz  war  wenigstens  unschädlich;  die  übrigen  Zusätze  jedoch,  die 
während  der  Verhandlung  in  den  Entwurf  auigenommen  wurden,  haben  den 
klaren  Charakter  des  Entwurfs  in  mancher  Hinsicht  verwischt:  so.  wenn  ein  An- 
trag von  Cailloux  die  von  der  Kommission  glücklich  beseitigte  Gewinnbeteiligung 
des  Staates  in  der  Form  wieder  einführte,  daß  die  Überschüsse  nach  dem  Ver- 
hältnis der  vom  Mutterland  und  der  Kolonie  getragenen  Garantievorschüsse, 
Rückkaufsraten,  Anleihezinsen  und  Betriebsfehlbeträge  geteilt  werden  sollten,5) 
oder  wenn  auf  Wünsch  von  Sibille  und  Krantz  die  auf  gütlicher  Verständigung 
beruhenden  Rückkaufsverträge  der  Bestätigung  durch  Gesetz  unterworfen  wurden.6) 


')  Sibille  zog  seinen  unklaren  Gegenentwurf.  der  den  Minister  der  öffentlichen  Arbeiten  zu 
dem  Rückkauf  der  algerischen  Baiinen  ermächtigte,  aber  im  Fall  der  gütlichen  Verständigung  mit 
den  Kompanien  die  algerischen  Versammlungen  an  den  Rückkaufsverträgen  mitwirken  ließ  (1.  c. 
S.  461).  zurück  (1.  c.  S.  46-1),  und  der  in  seinem  Geiste  gehaltene  Abänderungsantrag  zu  Art.  6  von 
Krantz.  der,  um  das  Prinzip  des  Staatseigentums  an  den  algerischen  Bahnen  zu  wahren  |1.  c.  S.  464  t'.), 
alle  Beschlüsse  der  algerischen  Versammlungen  über  Änderungen  der  Eisenbahnverwaltung  der  Be- 
stätigung durch  Gesetz  unterwerfen  wollte,  wurde  —  wenn  auch  nicht  mit  großer  Mehrheit  —  ab- 
gelehnt (mit  366  gegen  222  Stimmen,  1.  c.  S.  467).  Der  Abänderungsantrag  lautete:  „Les  modifi- 
cations  qui  seraient  apportees  aux  Conventions  existantes  avec  ou  sans  changements  dans  la 
Constitution  des  r($seaux,  le  rachat  et  l'exploitation  en  regie  des  lignes  actuellement  concedees  ou 
l'atfermage  des  lignes  rachatees,  le  mode  d'exploitation  des  lignes  d'interet  general  a  etablir,  devront 
etre  deliberees  par  les  delegations  financieres  et  le  conseil  superieur  du  Gouvernement  dans  les 
tormes  preVues  pour  le  vote  du  budget  et  seront  ensuite  approuvees  par  une  loi." 

2)  ..Lesquels  contimient  de  faire  partie  du  domaine  national." 

3)  Z.  B.  Block.   Dictionnaire  de  l'administration  francaise,  Tome  I,  S.  1130,  n°  28. 

4)  Z.  B.  Hauriou  S.  579. 

5)  Art.  5  des  Gesetzes.  Diese  Gewinnteilnng  hat  vor  der  im  Vertragsentwurf  vorgeschlagenen 
immerhin   das  voraus,   daß   sie  mit  der  Einstellung  der  Staatsbeiträge  (1946)  aufhören  muß. 

6J  Art.  7,   2. 
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Ferner  wenn  in  Artikel  6  (im  Gesetz  7)  auf  Ann og   von   Klotz  die  Worte  „ou 

L'affermage"  gestrichen  wurden,  offenbar  um  die  algerischen  Organe  von  der 
Verpachtung  der  zurückgekauften  Linien  abzuhalten;  aber  war  durch  die  Streichung 
dieser  Worte  die  Verpachtung  ausgeschlossen?  Durchaus  nicht:  denn  im  Letzten 
Absatz  des  Artikels  ist  ja  von  der  Verpachtung  über  '!•>  Jahre  die  Rede;  man 
hatte  mii  der  Streichung  nur  soviel  erreicht,  daß  rinn  Garantie  gegen  voreilige 
Verträge  in  Wegfall  kam,  indem  die  Verpachtung  nun  ohne  Mitwirkung  der  al 
gerischen  Versammlungen  geschehen  darf]  Dieser  Fehler  wurde  allerdings 
dadurch  wieder  ausgeglichen,  daß  für  jede  Verpachtung,  gleichgültig  für  wie 
lange,  die  Genehmigung  durch  Gesetz  vorgeschrieben  wurde;  isl  es  nun  aber 
nicht  widersinnig,  das  ein  so  wichtiger  Akl  wie  die  Verpachtung  dureb  den 
Generalgouverneur  und  das  Parlamenl  ohne  Mitwirkung  der  algerischen  Ver 
Sammlungen  vorgenommen  werden  kann?  Man  hätte  die  Verpachtung  ja  leicht 
ausschließen  können;  man  brauchte  nur  Algerien  die  Verpflichtung  aufzuerlegen, 
die  Bahnen  nach  ihrem  Rückkauf  seihst  zu  betreiben;  allein  ein  dahingehender 
Antrag  von  Jaures  ')  wurde  von  der  Kammer,  die  vor  einer  so  anzweideutigen 
Betonung  des  Prinzips  der  staatlichen  Bahnverwaltung  zurückscheute,  mit  großer 
Mehrheit  abgelehnt  (40-4  gegen  153  Stimmen),  man  begnügte  sich  damit,  einem 
Antrag  von  Tronin  stattzugeben,  daß  das  Staatshahnnetz  der  ehemaligen  Franco- 
Algerienne  wie  bisher  weiter  verwaltet  werden  sollte.2)  Auch  die  Einschiebungen 
im  Abs.  1  des  Art.  G  (früher  5),  daß  der  Generalgouverneur  die  ihm  übertragenen 
ministeriellen  Befugnisse  „unter  der  Autorität  des  Ministers  der  öffentlichen  Ar- 
beiten" 3)  ausüben  solle,  ist  wenig  glücklich;  der  Name  des  Antragstellers  — ■  es 
war  Krantz  —  beweist,  daß  mit  diesem  Zusatz  eine  Abschwächung  der  Gewalt 
des  Generalgouverneurs  beabsichtigt  wurde.  Streng  genommen  ist  durch  diesen 
Zusatz  der  Wirkungskreis  des  Generalgouverneurs  freilich  nicht  eingeschränkt 
worden,  es  ist  nur  verdeutlicht,  daß  für  die  algerische  Eisenbahnverwaltung  der 
Minister  der  öffentlichen  Arbeiten  —  und  nicht  etwa  der  Minister  des  Innern  —  der 
dem  Generalgouverneur  übergeordnete  Minister  ist,  aber  doch  besteht  die  Gefahr, 
daß  der  Minister  für  öffentliche  Arbeiten  sich  auf  Grund  dieser  Bestimmung  in  die 
Ausübung  der  ministeriellen  Befugnisse  durch  den  Generalgouverneur  einmischt. 
Nur  in  einem  Punkte  ist  der  Gesetzentwurf  in  der  Kammerverhandlung 
vereinfacht  worden:  der  in  Artikel  1  des  Entwurfs  gemachte  Vorbehalt,  der  die 
vom  Staat  später  gebauten  oder  konzessionierten  Linien  aus  dem  Algerien  zu- 
fallenden Netz  ausnahm,  wurde  auf  Antrag  von  Cailloux,  um  Algerien  einen  be- 
sondern Vertrauensbeweis  zu  geben,  gestrichen.  Es  fragt  sich  aber,  ob  dieser 
Vertrauensbeweis  nicht  etwas  zu  weit  ging,  ob  es  nicht  das  Interesse  des  Staats 
erfordert  hätte,  zum  mindesten  strategische  Bahnen  (z.  B.  an  der  marokkanischen 
Grenze)  von  der  algerischen  Verwaltung  auszunehmen,  denn  die  Vertretung  einer 
Kolonie  läßt  sich  bei  den  Bewilligungen  für  den  Bahnbau  bezw.  -Betrieb  vor- 
nehmlich   von  Rücksichten  auf    die  Kolonialfinanzen    und  auf    die    wirtschaftliche 


')    „Le  gouverneur  devra  assurer,  apres  le  rachat,    l'exploitation  en  regie  du   reseau  algerien 
d'interet  general."      1.  c.   S.  473. 

2)  Art.  G,  4. 

3)  .,Sous  l'autorite  du  ministre  des  travaux  publica. "     1.  c.  S.  472. 
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Entwicklung  leiten.  Somit  ist  der  Entwurf  durch  die  Kammer  eigentlich  nur 
verschlechtert  worden:  einerseits  wurde  die  Selbständigkeit  Algeriens  unnötiger- 
weise beschränkt,  indem  man  die  reinliche  Scheidung  der  algerischen  ESisenbahn- 
finanzen  von  «lein  Französischen  Budgel  durch  Einschiebung  der  Klausel  über  die 
Gewinnverteilung  Btörte  und  die  Teilnahme  des  Parlaments  an  den  Rückkaufs? 
vertragen  und  an  Verpachtungen  vorschrieb,  andererseits  wurde  die  Schranke 
da,  wo  sie  sehr  wohl  am  Platze  gewesen  wäre,  nämlich  hinsichtlich  der  Ver- 
waltung von  strategischen  Bahnen,  beseitigt. 

I).  Behandlung  im  Senat. 
Bei    der    Vorlage    im    Senat1»    entspann    sieh    eine    Dehatte    nur    über    die 
Frage,    ob    der   Staatsbeitrag  zu   den   Eisenbahnlasten    nicht   zu   hoch    bemessen 
war;    Mülies-Lacroix   machte   den    Versuch,    die   Anfangsbeteiligung   des  Staates 

von  18  auf  IT  .Millionen  herabzudrücken,  jedoch  wurde  sein  Antrag  mit  202 
<re<fen  (>.'}  Stimmen  verworfen -j  und  der  Entwurf  in  der  von  der  Kammer  ge- 
billigten Fassung  unverändert  angenommen,3;  so  daß  das  Gesetz  am  •_'.'».  Juli  1904 
vom  Präsidenten  d.  K.  ausgefertigt  werden  konnte.4) 

E.  Anwendung  des  Gesetzes. 
Trotz  der  Verstümmelung,  die  der  Gesetzentwurf  in  der  Kammerverhandlung 
erlitt,  bedeutet  das  Gesetz  doch  einen  großen  Gewinn  für  die  algerische  Selbst- 
verwaltung,   denn  es  verschaffte  den  algerischen  Organen  die  nötige   Bewegungs- 
freiheit   und    bot    ihnen    zugleich    die    erforderliche    finanzielle    Grundlage,5)    um 

')  Senat,  sess.  ordin.  de  1904,  D^bats  pari.  .  .  .  Sitzung  vom  8.  Juli  1904,  J.  off.,  9.  Juli 
S,  801—818.     Den   Bericht  erstattete  Denoix,  Sitzung  vom  2.  Juli,  annexe  n°  202,  J.  o.  S.  295. 

2)  Ebenso  nachher  sein  Antrag  auf  andre  Berechnung  der  Beitragsabnahme,  sowie  sein  An- 
trag, in  Art.  3  die  an  die  P.-L.-M.  zu  leistende  Subvention  nicht  ziffermäßig  festzulegen. 

3)  L.  c.   S.  818. 

4)  Bulletin  des  lois  2563,  n°  44908,   siehe  Anhang  Nr.  72. 

5)  Wie  das  Gesetz  in  finanzieller  Hinsicht  wirkte,  dafür  möge  die  dem  Rapport  Saumande 
zum  Ermächtigungsgesetz  für  1910  (S.  204)  entnommene  Übersicht  über  die  Einnahmen  und  Aus- 
gaben von  1908   als   Beispiel   dienen: 

Kecettes: 

Subvention  de  la  metropole 17  700000,00 

Produits  nets  de  l'exploitation  en  regle  du  reseau  rachete   a  la  compagnie 

franco-algerienne  et  du  reseau  rachete  a  la  compagnie  de  l'Est  algerien    .  3882689,32 
Payement    d'interets    ou  remboursements    d'avance  de    garanties    effectuees 

par  la  compagnie  P.-L.-M 1472  058. f 

23054  747.98 
Depenses : 

Annnites  du  rachat  de  la  compagnie  franco-algerienne 2172  784,36 

Annuite   du  rachat   de  la  compagnie  Est-algerien  (partie) 4900000, — 

Travaux  neufs  et  acquisition  de  materiel  roulant  (reseaux  franco-algerienne 

et  Est-algerien)        1999987,80 

Garantie  d'interets  aux  compagnies  concessionnaires 12234536,16 

Augmentation    du    fonds  de  roulement    du  reseau    rachete  ä  la    compagnie 

franco-algerienne 750000, 

22057308,32 
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durchgreifende    Reformen   im    Eisenbahnwesen   einfuhren    zu    können.     Die    Be 
fürchtungen     mancher    Parlamentsmitglieder,    Algerien     möchte     von     den     ihm 
eingeräumten  Befugnissen  keinen  Gebrauch  machen,  sollten    lieh  al     unbegründel 

erweison.     Dem  Generalgouven lenl   gelang   es,   alsbald   eine  Vereinheitlichung 

der  Tarif  e  zu  erzielen:1)  nur  der  Est -Algerien  lehnte  <li<-  Reform  ab,  worauf  der 
Rückkauf  des  Ostbahnnetzes  von  den  algerischen  Versammlungen  beschlo 
und  durch  Dekret  vom  25.  August  L9073)  genehmigt  wurde  Dieses  Beither  von 
Algerien  unmittelbar  verwaltete  Bahnnetz4)  ha1  in  jüngster  Zeil  einen  bedeuten- 
den Zuwachs  erfahren:  als  die  Böne-Guelma  die  Ausführung  der  ihr  auferlegten 
Ergänzungsbauten  an  ganz  unannehmbare  Bedingungen  knüpfte,  haben  die 
algerischen  Versammlungen  auch  den  Rückkauf  dieses  Bahnnetzes  beschlossen 
(Juni  1910).8)  So  stehen  heute  fast  alle  Halmen  Ostalgeriens  und  ein  Teil  der 
westalgerischen  Bahnen,  im  ganzen  über  die  Hälfte  sämtlicher  algerischen 
Bahnen  in  der  unmittelbaren   Verwaltung  der  Kolonie.6) 

Die    algerischen    Organe    —   sowohr  die   Selbstverwaltungsorgane   wie   der 
Generalgouverneur  —   zeigen   sich   mithin   in  redlicher  Weise  um  die  Besserung 


')  Siehe  /■■  B.  die  Entscheidung  des  Generalgouverneurs  vom  3.  Oktober  1905,  die  vorläufig 
die  Vorschläge  der  P.-L.-M.,  des  Ouest -Algerien  und  des  Staatsbahnnetzes  betr.  Vereinheitlichung 
der  Frachtguttarife  bestätigt  (Est.  et  Lef.  1905,  S.  89).  Ferner  die  Entscheidungen  vom  8.  Februar 
1906  (Est.  et  Lef.  1906,  S.  25)  und  vom  9.  Juni  1906  (Est.  et  Lef.  S.  57)  betr.  den  gemeinsamen' 
Tarif  für  die  Bahnen  westlich  von  Algier.  Dann  die  Entscheidung  des  Generalgouverneurs  vom 
17.  Juli  1906  (Est.  et  Lef.  S.  64),  die  die  Vorschläge  der  Böne-Guelma  zur  Vereinheitlichung  der 
allgemeinen  Frachttarife  mit  denen  der  Bahnen  westlich  von  Algier  bestätigt.  Weiter  die  Ent- 
scheidungen des  Generalgouverneurs  über  gemeinsame  Spezialtarife  vom  20.  Dezember  1906  (Est- 
et  Lef.  S.  112)  und  vom  5.  August  1907  (Est.  et  Lef.  1907,  S.  200).  Endlich  die  Entscheidung 
vom  1.  Mai  1909  über  neue  Frachttarife  für  die  Böne-Guelma,  den  Staat  (nunmehr  einschließlich 
des  verstaatlichten  Est -Algerien),   den  Ouest  und  die  P.-L.-M.   (Est.   et  Lef.    1909,   S.  416). 

2)  Beschluß  der  Finanzdelegationen  vom  30.  Mai  und  des  Conseil  superieur  vom  22.  Juni  1907. 

3)  Bulletin  des  lois  2891,  n°  49  965. 

4)  Vergl.  die  Verfügung  des  Generalgouverneurs  über  die  Verwaltung  des  Est -Algerien  vom 
2-1.  April  1908  (Est.  et  Lef.  1908,  S.  279  f.). 

5)  Quinzaine  coloniale  vom  25.  Juni  1910,  S.  427. 

6)  Die  von  Algerien  verwalteten  Bahnen  tragen  die  Bezeichnung  „Chemins  de  fer  algeriens 
de  l'Etat",  worin  sich  die  Doppelstellung  der  algerischen  Bahnen  ausprägt.  Die  Dekrete  vom 
24.  März  1905,  (Est.  et  Lef.  1905,  S.  40  ff.)  brachten  diese  Doppelstellung  auch  in  der  Organisation  der 
Verwaltung  zum  Ausdruck;  durch  das  erste  Dekret  wurden  die  algerischen  Staatsbahnen  der  Direktion 
der  französischen  Staatsbahnen  unterstellt,  aber  zugleich  wurde  der  Direktor  der  Staatsbahnen  hinsicht- 
lich der  Verwaltung  der  algerischen  Bahnen  dem  Generalgouverneur  untergeordnet.  Das  zweite 
Dekret  sah  die  Vermehrung  des  Staatseisenbahnrats  (Conseil  des  chemins  de  fer  de  l'Etat)  um  zwei 
Mitglieder  vor,  die  nach  einem  Gutachten  des  Generalgouverneurs  ernannt  werden  sollten.  Durch 
diese  Organisation  wurde  freilich  die  Selbständigkeit  der  algerischen  Bahnverwaltung  stark  verwischt. 
Erst  seit  eine  besondere  Eisenbahndirektion  in  Algier  geschaffen  wurde  (Verfügungen  des  General- 
gouverneurs vom  30.  Januar  1906  und  vom  29.  Juli  1909)  ist  der  Selbständigkeit  der  algerischen 
Bahnyerwaltung  in  genügendem  Maße  Rechnung  getragen.  Die  zunehmende  Selbständigkeit  zeigt 
sich  auch  in  den  Beziehungen  zwischen  der  algerischen  Eisenbahnverwaltung  und  dem  Mutterlande: 
durch  Verfügung  des  Generalgouverneurs  vom  21.  August  1906  (Est.  et  Lef.  1906,  S.  73)  ist  die 
Stelle  eines  Korrespondenten  der  algerischen  Eisenbahndirektion  in  Paris  geschaffen  worden  und 
durch  Art.  4  des  Dekrets  vom  2.  Januar  1907  (Est.  et  Lef.  1907  S.  135)  betr.  die  Reorganisation 
di  ','omite  des  Chemins  de  fer  (in  Paris)  ist  der  Eisenbahndirektor  von  Algerien  in  den  Eisenbahn- 
rat aufgenommen  worden.  Im  Falle  seiner  Abwesenheit  von  Paris  vertritt  ihn  der  Korrespondent 
dir  algerischen  Eisenbahnen. 
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des  algerischen  Verkehrswesen«  bemüht.  Dagegen  kann  das  Parlament  nicht 
von  dem  Vorwurf  Freigesprochen  werden,  daß  es  <l«in  algerischen  Verkehrswesen 
nicht  immer  das  nötige  Verständnis  entgegenbringt.  .Man  braucht  nur  an  die  in 
den  letzten  Jahren  -<>  <>Vt  genannte  Wenza-ASfäre  za  erinnern.  Es  ist  1 1 i < ■  r  nicht 
der  <  )rt.  anV  die  Einzelheiten  dieser  noch  nicht  abgeschlossenen  Angelegenheit 
einzugehen;1)  mir  soviel  Bei  erwähnt,  daß  der  Generalgouverneur  mit  einer  inter- 
nationalen Gesellschaft,  die  Bich  um  dio  Konzession  zur  Ausbeutung  der  bei 
Wenza  liegenden  Erzlager  und  den  Bau  einer  Bahnlinie  von  Wenza  nach  Bdne 
bewarb,  schon  vor  einigen  Jahren  einen  in  finanzieller  Hinsicht  für  Algerien  sehr 
günstigen  Vertrag  abschloß,  dem  aber,  trotz  der  .-ein-  rührigen  Vertretung  des 
Planes  durch  die  algerischen  Selbst  Verwaltungsorgane,  durch  die  algerischen  Ab- 
geordneten und  durch  den  Generalgouverneur  Jonnart,  die  nach  Artikel  1.  '2 
de-  Gesetzes  von  ]!•()()  und  nach  Artikel  7.  4  des  Gesetzes  von  1i)04  erforder- 
liche Bestätigung  des  Parlaments  bis  heute  nicht  erteilt  worden  ist.2;  Dieser 
Vorfall  zeigte  die  Schattenseiten  der  Parlamentskontrolle  in  so  grellem  Lichte, 
daß  die  Regierung  selber  sich  der  Notwendigkeit  einer  Engerziehung  der 
Parlamentsaufsicht  nicht  zu  verschließen  vermochte;  bei  der  Eröffnung  der 
Frühjahrssession  der  Finanzdelegationen  im  Mai  l'.MO  teilte  Generalgouverneur 
Jonnart  mit,  daß  die  Regierung  sich  mit  dem  Gedanken  trage,  eine  Änderung 
des  Gesetzes  von  1900  in  der  Richtung  zu  beantragen,  daß  die  algerischen  Ver- 
sammlungen über  die  Konzession  von  Eisenbahnen  und  anderer  öffentlichen 
Arbeiten,  sofern  sie  für  die  Kolonie  weder  mit  einem  Zuschuß  noch  mit  einer 
Zinsgarantie  verbunden  sei.  unmittelbar  (d.  h.  ohne  der  Bestätigung  des  Parla- 
ments zu  bedürfen)  beschließen  könnten.3;  Ein  derartiger  Zusatz  würde  eher 
eine  Auslegung  als  eine  Änderung  des  Gesetzes  von  1900  bedeuten,  so  sehr 
entspricht   er    dem    Geiste    dieses   Gesetzes;    denn    der    Sinn    der   in    das  Gesetz 


')  Ich  verweise  auf  folgende  Nummern  der  Quinzaine  coloniale:  1908,  n°  13.  S.  580;  1909, 
n°  2,  S.  45;  n°  3,  S.  83;  n°  5,  S.  186;  n°  6,  S.  204:  n°  12,  S.  444;  o°  24.  S.  931  :  1910,  n°  7, 
S.  243. 

2)  Der  Widerstand  «ring  von  mehreren  Seiten  aus:  von  den  Großindustriellen  und  von  den 
Sozialisten.  Diese  forderten  staatlichen  Betrieb  der  Bergwerke,  jene  hielten  das  französische  Eisen- 
monopol für  bedroht.  Dazu  kamen  noch  Bücksichten  der  Landesverteidigung;  zwar  spielte  der  in 
der  Presse  variierte  Gedanke,  man  solle  den  Deutschen  —  es  ist  z.  B.  Krupp  an  dem  Konsortium 
beteiligt  —  kein  Eisen  liefern,  das  sie  doch  nur  zu  Kanonen  gegen  Frankreich  verwenden  würden, 
keine  entscheidende  Rolle,  man  merkte  ihm  doch  zu  deutlich  an,  daß  es  nur  das  patriotische 
Mäntelchen  war.  mit  dem  die  Großindustriellen  ihre  selbstsüchtigen  Ziele  zu  verhüllen  suchten.  Aber 
umsomehr  beschäftigte  man  sich  mit  der  Frage  der  Kohlenversorgung  des  Kriegshafens  von  Bizerta. 
sodaß  eine  Zeit  lang  ernstlich  davon  die  Rede  war.  Wenza.  statt  mit  Böne,  mit  Bizerta  zu  ver- 
binden. Dieses  Hindernis  wurde  dadurch  überwunden,  daß  das  internationale  Konsortium  sich  zur 
Kohlenversorgung  von  Bizerta  und  zum  Bau  von  Anschlußlinien  nach  Tunis  verpflichtete.  Das 
binderte  freilich  nicht,  daß  der  Entwurf  in  der  Kammerverhandlung  von  neuem  scheiterte,  diesmal 
an   der  Obstruktion   der  Sozialisten. 

3)  ,.11  a  (le  gouvernement)  envisage  la  possibilite  de  completer  la  loi  du  19  decembre  1900 
constitutive  du  budget  special  par  une  disposition  autorisant  les  assemblees  algeriennes  k  statuer 
diiectement  sur  les  demandes  de  concession  et  la  declaration  d'utilite  publique  des  chemins  de  fer 
d'interet  general  et  autres  travaux  publics  pour  lesquelles  il  ne  serait  aecorde  par  la  colonie  ni 
Subvention,  ni  garantie  d'interets."  Aus  der  Rede  des  Generalgouverneurs  Jonnart  bei  Eröffnung 
der  Finanzdelegationen,   siehe   Quinzaine  coloniale,  vom  25.  Mai   1910,  S.  352. 
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von   l'.KM)   und    in   das  Gesetz   voii   1904    aufgenommenen   Bedingung    der    parla 
mentarischen    Genehmigung    bei   der   Konzession    von   öffentlichen   Arbeiten    und 
Eisenbahnen    wai-   hauptsächlich   der,    Algerien    vor   Schritten   zu    bewahren,    die 
seinen  Finanzen   aaohteilig   werden    konnten;   dagegen   entsprach  es  sicher  nielii 

der   Absicht    des   Gesetzgebers,    wenn   diese    Bestimmung    \ Parlament    dazu 

mißbraucht   wurde,    das    [Inkrafttreten    auch    solcher  Konzessionsverträge    zu   ver 
hindern,  die  die  algerischen  Finanzen  nicht  im  geringsten  gefährdeten. 

Die  im  Gesetz  von  1904  gewährte  Erweiterung  der  algerischen  Selbst- 
verwaltung wird  mithin  in  ihren  Wirkungen  gerade  wie  das  Grundgesetz  von 
L900  durch  die  Übertreibung  der  Parlamentsaufsichl  beeinträchtigt.  Es  ist 
namentlich  diese  enge  Parlamentskontrolle,  die  dem  Bild  der  algerischen  Selbsl 

Verwaltung     etwas     Halbes,     Unfertiges     verleiht.       Daraus     erklärt     es     sich     auch, 

warum  die  autonomistische  Bewegung  in  Algerien  seit  1900  keineswegs  ab- 
genommen hat;  sie  zieht  (dien  aus  der  in  den  algerischen  Verfassungsgesetzen 
sieh  auspräge«  ml  (Mi  Ängstlichkeit  gegenüber  der  Selbstverwaltung  immer  neue 
Nahrung.  Da  die  Weiterentwicklung  der  algerischen  Einrichtungen,  voraus- 
gesetzt, daß  die  seit  1900  eingeschlagene  algerische  Politik  nicht  durch  eine 
assimilierende  Rückströmung  unterbrochen  wird,  sich  voraussichtlich  in  der  von 
den  Autonomisten  verfolgten  Richtung  vollziehen  wird,  so  erscheint  es  angezeigt, 
auf  dio  Bestrebungen  der  Autonomisten  etwas  näher  einzugeben. 


Vierter  Abschnitt. 
Die  Bestrebungen  der  Autonomisten. 


1.    Versuch  rinn-  Erweiterung  der  Selbstverwaltung  durch  Auslegung. 

Das  vornehmste  Ziel  der  Autonomisten  bildet  natürlich  eine  möglichst  weit- 
gehende Gleichstellung  der  algerischen  Versammlungen  mit  dem  Parlament  in 
Zusammensetzung,  Geschäftsgang  und  Zuständigkeit.  Dieses  Ziel  läßt  sich  zum 
größten  Teil  nur  durch  Änderung  der  bestehenden  algerischen  „Grundgesetze" 
von  1898  und  1900  erreichen.  Da  sich  die  Algerier  der  Schwierigkeiten  sehr 
wohl  bewußt  sind,  die  solchen  Änderungen  entgegenstehen,  so  suchen  sie  einen 
Teil  ihres  Programms  au!  dein  mühelosen,  aber  sachlich  natürlich  eng  begrenzten 
W  ige  der  ausdehnenden  Interpretation  zu  verwirklichen. 

Als  Beispiel  möge  die  Auslegung  dienen,  die  der  Berichterstatter  für  das 
Budget  für  1902  im  Conseil  superieur,  Verola,  dem  Bewilligungsrecht  der  alge- 
rischen Versammlungen  gegenüber  den  obligatorischen  Ausgaben  zu  teil  werden 
ließ.  Er  suchte  nachzuweisen,  daß  die  algerischen  Versammlungen  sich  im  Be- 
reich der  obligatorischen  Aufgaben  derselben  Bewegungsfreiheit  erfreuten,  wie 
im  Bereich  der  fakultativen  Ausgaben.  Als  Ausgangspunkt  zum  Beweis  seiner 
Behauptung  wählte  er  den  dritten  Absatz  des  Art.  5  des  Gesetzes  von  1900,') 
darin  —  indem  nur  die  gegen  den  Willen  der  algerischen  Versammlungen  er- 
folgende Überschreitung  der  gesetzlich  festgelegten  Beträge  der  obligatorischen 
Ausgaben  verboten  wurde  —  ein  Zurückbleiben  hinter  den  gesetzlichen 
Sätzen  offen  gelassen  wurde.  Nach  der  Ansicht  von  Verola  stand  nun  das  Herab- 
gehen unter  die  gesetzlichen  Sätze  nicht  nur  der  Verwaltung,  sondern  ebensogut 
den  algerischen  Versammlungen  zu.  Daß  der  folgende  Absatz  des  Art.  5  vor- 
schrieb, die  Beträge  der  obligatorischen  Ausgaben  sollten  jeweils  im  Budget- 
entwurf, d.  h.  durch  den  Generalgouverneur,  bestimmt  werden,  schien  Verola 
nicht  gegen  seine  Auffassung  zu  sprechen,  denn  „deterniiner"  sei  ja  nicht  gleich- 
bedeutend mit  „arreter  dennitivement".  Und  wenn  der  Art.  5  weiter  bestimmte, 
daß,  im  Fall  die  verlangten  Beträge  garnicht  oder  nur  ungenügende  Summen  be- 
willigt würden,  die  Beträge  ex  officio  durch  Dekret  im  Staatsrat  ins  Budget  ein- 
gesetzt Averden  sollten,  so   erblickte  Verola  darin  nur  eine  neue  Stütze  für  seine 


')   Siehe   Anhang  Nr.  63. 
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Auslegung,  indem  er  meinte,  wenn  es  sich  beim  Nachweil  dei  ungenügenden  Be- 
willigung nur  um  die  Aufzeigung  des  Unterschiede!  zwischen  der  bewilligten 
und  der  geforderten  Summe  handelte,  so  hätte  man  nicht  den  Minister  des  [nnera 
und  den  Staatsrat  mit  dieser  Aufgabe  der  Einsetzung  ex  officio  betraut.  Audi 
den  Umstand,  daß  das  Gesetz  von  L900  den  algerischen  Versammlungen  ganz 
allgemein  die  Beratung  und  die  Bewilligung  des  Budgets  übertrug,  ohne  einen 
Unterschied  zwischen  obligatorischen  und  fakultativen  Ausgaben  zu  machen, 
glaubte  er  für  seine  Auslegung  verwerten  zu  können.  Bndlich  berief  er  sieh 
noch  auf  die  freie  Auslegung,  die  die  Befugnisse  der  Gemeinde  und  Departement! 
Vertretungen  gegenüber  den  obligatorischen  Ausgaben  gefunden  hatten. 

Die  Auslegung  Verolas  war  nun  aber  keineswegs  ganz  oinwandVrei  :  zu- 
nächst ist  der  Vergleich  mit  den  Departements  und  den  Gemeinden  als  verfehlt 
zu  bezeichnen.  Wenn  in  den  Vertretungen  dieser  Selbstverwaitungskörper  die 
Behandlung  der  obligatorischen  Ausgabon  sich  von  einer  innen  Bewilligung 
kaum  unterscheidet,  so  hat  das  darin  seinen  Grund,  daß  für  die  Gemeinden  und 
die  Departements  nur  die  Arten  der  Zwangsausgaben,  dagegen  nicht  deren 
Höchstbeträge  gesetzlich  festgelegt  sind.  Daher  liegt  in  der  Beanstandung 
der  vom  Präfekten  beliebig  angesetzten  Höhe  der  obligatorischen  Ausgaben  durch 
ein  Conseil  general  kein  Versuch,  sich  einer  vom  Gesetz  auferlegten  Verpflichtung 
zu  entziehen.  Bei  dem  algerischen  Landesbudget  dagegen  ist  außer  den  Arten 
auch  der  Höchstbetrag  der  obligatorischen  Ausgaben  gesetzlich  bestimmt,  die 
Berechtigung  der  Regierung  zur  Forderung  dieses  Betrags  ist  also  von  vornherein 
anerkannt.  Allerdings  spricht  Art.  5  nicht  ausdrücklich  aus,  daß  die  innerhalb 
der  Höchstbeträge  sich  haltenden  Forderungen  der  Regierung  von  den  algerischen 
Versammlungen  nicht  abgelehnt  werden  dürfen,  aber  der  Sinn  ist  doch  der,  daß 
die  algerischen  Versammlungen  an  die  im  Budgetentwurf  angesetzten  Beträge, 
vorausgesetzt,  daß  sie  sich  innerhalb  der  gesetzlichen  Höchstbeträge  bezAv.  der 
freiwilligen  Mehrbewilligungen  hielten,  gebunden  sein  sollten.  Diese  Auslegung 
wird  durch  den  von  Berthelot  ausgearbeiteten  Bericht  der  Budgetkommission 
der  Kammer,  von  der  ja  die  gegenwärtige  Fassung  des  Gesetzes  stammt,  be- 
stätigt, denn  der  Art.  5  wird  dahin  erläutert,  daß  man  den  algerischen  Ver- 
sammlungen kein  Recht  einräumen  zu  dürfen  glaubte,  die  gegenwärtigen  Ver- 
waltungskosten herabzusetzen;1)  ferner,  daß  im  Fall  einer  —  unter  Anerkennung 
eines  dauernden  Bedürfnisses  geschehenden  —  Mehrbewilligung  diese  höhere 
Summe  von  den  algerischen  Versammlungen  „nicht  mehr  in  Frage  gestellt  werden 
könne".2) 


')  „Nous  n'avons  pas  cru  pouvoir  laisser  aux  Delegations  financieres  le  droit  d'en  reduire 
le  montant  actuel"  heißt  es  im  Bericht  Berthelot  bezüglich  der  Ausgaben  für  die  allgemeine  Ver- 
waltung, die  muselmanische  Verwaltung  usw.  (Chambre  des  deputes,  Sess.  de  1900,  n°  1781, 
S.  23).  Diese  Stelle  des  Berichts  ist  wesentlich ;  denn  sonst  könnte  man  daraus,  daß  der  im  Re- 
gierungsentwurf in  Art.  3,  Absatz  3  enthaltene  Satz:  „il  (le  montant  des  depenses  obligatoires)  ne 
peut  etre  reduit  par  les  assemblees  algeriennes"  im  Kommissionsentwurf  weggelassen  wurde,  den 
Schluß  ziehen,  daß  die  Kommission  eine  Herabsetzung  der  Ausgaben  ermöglichen  wollte. 

2)  „.  .  .  lorsque  ces  assemblees  auront  reconnu  la  necessite  d'augmenter  la  dotation  d'une 
depense  permanente,  celle-ci  demeurera  pour  l'avenir  fixee  au  chiffre  adopte,  sans  qu'elles 
puissent  le  remettre  en  question."     Rapport   Berthelot  S.  23f. 

Gmelin,  Verfassungsentwickluiig  von  Algerien.  28 
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Angesichte  dieser  ganz  unzweideutigen  Erklärung  des  Artikels  durch  die 
Urheber  des  Gesetzes  \<>n  1900  glaubten  selbst  so  aufrichtige  Vorkämpfer  der 
Autonomie  wie  Dessoliers  die  gewagte  Auslegung  Verolas  zurückweisen  zu  müssen. 
Dessoliers  päumte  den  algerischen  Versammlungen  ein  Ablehnungsrecht  gegenüber 
obligatorischen  Ausgaben  nur  insoweil  ein,  ;d>  die  Forderungen  den  gesetzlichen 
Höchstbetrag  bezw.  eine  frühere  freiwilb'ge  Mehrbewilligung  überschritten.1)  Gegen- 
über Forderungen,  die  sich  im  Rahmen  der  gesetzlichen  Höchstbeträge  hielten, 
dagegen  gestand  er  den  algerischen  Versammlungen  nur  das  Recht  der  Kritik  zu.2; 
Daß  Dessoliers  dm  faktischen  Einfluß  der  algerischen  Versammlungen  auf  die 
obligatorischen  Ausgaben  viel  höher  bewertete,  weil  die  algerischen  Versammlungen 
durch  Drohung  einer  Beschneidung  der  mit  den  obligatorischeu  Ausgaben  viel- 
fach vermischten  fakultativen  Ausgaben  einen  Druck  auf  die  Regierung  auszuüben 
vermochten,3)  hat  mit  der  Beurteilung  der  Rechtsfrage  nichts  zu  tun.  In  dieser 
bekannte  sich  Dessoliers  zu  der  strengen  Auffassung,  daß  die  im  Gesetz  festge- 
legten Höchstbeträge  nicht  nur  ein  .Maximum  für  die  Verwaltung,  sondern  zu- 
gleich ein  Minimum  für  die  algerischen  Versammlungen  darstellten,  das  sie 
in   voller  Höhe   bewilligen    mußten,    wenn   es  die  Regierung  von  ihnen  verlangte.4) 

Man  sieht  also,  daß  sogar  echte  Autonomisten  nicht  umhin  konnten,  die 
Gebundenheit  der  algerischen  Versammlungen  gegenüber  den  obligatorischen 
Ausgaben  zuzugeben;  um  so  mehr  muß  es  einen  überraschen,  daß  man  im 
Mutterland  der  Auslegung  Verolas  entgegenkam.  Das  Conseil  superieur  bat 
noch  im  Jahre  1902  den  Minister  des  Innern,  den  Staatsrat  um  eine  Auslegung 
darüber  zu  ersuchon.  1.  ob  die  algerischen  Versammlungen  berechtigt  seien, 
obligatorische  Ausgaben  unter  den  Höchstbetrag  der  Tabelle  A  herabzusetzen, 
und  2.  ob  die  Verwaltung,  um  die  Einsetzung  einer  obligatorischen  Ausgabe 
ex  officio  zu  verlangen,  sich  nur  auf  die  gesetzliche  Unantastbarkeit  der  Aus- 
gaben zu  berufen  brauche,  oder  ob  sie  auch  beweisen  müsse,  daß  die  Ausgaben 
in  der  verlangten   Höhe    notwendig    und    die    bewilligte  Summe   zu    niedrig   sei. 5) 

')„...  vous  avez  bien  un  certain  droit  d'amendement  sur  le  snpplement  des  depenses 
obligatoires  depassant  le  ciliare  porte^  au  tableau  A  que  vous  pouvez  reduire  quand  on  vous  les 
pi.'si  nte  pour  la  premiere  fois".  Kapport  Dessoliers.  Delegation*  riiianeieres.  Sess.  de  mai 
1903.  S.   176. 

2)  „Ensuite  en  ee  qui  touclie  les  Services  centralis«'*  i  Alger.  vous  pouvez  utilenient  entrer 
en  conversation  avec  le  gouvernement  general,  parce  que  vous  possedez  en  toute  maticre  un 
droit  d'avis  et  de  critique  que  dans  l'espece  on  ne  s'avisera  jamais  de  mepriser."     Ebenda  S.  176  f. 

3) conime  les  depenses  obligatoires  ne  se  suffisent  pas  ä  elles-memes  et  que  les  Ser- 
vices sont  iiii'langi's  pour  la  meine  nature  de  depenses  comme  le  traitement  du  personnel,  de 
depenses  obligatoires  et  de  depenses  facultatives,  il  faudrait  bien  en  venir  ä  des  concessions  reci- 
proques".     Ebenda  S.   177. 

4)  ,.  .  .  .  dans  le  Systeme  qui  nous  parait  devoir  Temporter,  les  depenses  obligatoires  sont 
tout  ii  la  fois  maintenant  consider^es  comme  un  maximum  pour  l'administration  qui  ne  peut  en  elever 
le  montant  et  comme  un  minimum  pour  les  delegations  financieres  qui  ne  peuvent  se  dispenser 
de  les  voter  ä   ce  ehiffre   s*il  plait  a  l'administration   de  le  leur  demander".     Ebenda  8.   174  f. 

5)  „1°  Les  assembbies  algeriennes  ont-elles  le  droit  de  fixer  une  depense  obligatoire  ä  an 
Chiffre    [nferieur   a   celui   du   tableau  A? 

_'  L'administration  pour  dem  ander  le  retablissement  d'office  d'un  credit  obligatoire  doit-elle 
se  borner  ä  dire  qn'il  est  immnable  et  intangible  de  par  la  loi?  Doit-elle  au  contraire  demontrer 
«lu'il    esl    lieressairc    et    que    la   jixation    des    asseiiiblecs    est    tro]i    t'ailile? 
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Die  gewtlnachte  Befragung  des  Staatsrate  unterblieb  indes,  der  Mini  ter  des 
Innern  (Combos  sog  es  vor,  die  Präge  von  sich  aus  zu  beantworten.  In  einer 
ersten  Depesche  (vom  .'}<>.  November  1902)  erklärte  er,  dafl  die  Finanz 
delegationen  eine  obligatorische  Ausgabe  herabsetzen  oder  ganz  ablehnen 
können,  vorbehaltlich  des  Rechts  der  Verwaltung,  ex  officio  die  nötigen  Kredite 
einzustellen.1)     Diese    etwas    lakonische  Antwort    ergänzte    der  Minister   in   einer 

/.weilen    Depesche     (vom    .">.    Mai    1903)    dahin,     daß    die    Delegationen,    wenn    die 

Verwaltung  sich  weigere,  die  obligatorischen  Ausgaben  herabzusetzen,  durch 
gänzliche  oder  teilweise  Ablehnung  das  Verfahren  der  Einsetzung  ex  officio 
herbeiführen  und  sich  so  die  Garantie  einer  Nachprüfung  der  Frage  durch  die 
höheren  Verwaltungsbehörden  verschaffen  könnten.2;  In  dieser  Depesche  lag  doch 
ein  weitgehendes  Zugeständnis  an  die  Verola'sche  Auslegung  enthalten:  Iiehin 
der  Minister  den  Delegationen  anheimstellte,  durch  Verwerfung  obligatorischer 
Ausgaben  ein  Gutachten  des  Staatsrats  und  eine  Entscheidung  des  Ministers 
herbeizuführen,  gab  er  implicite  zu,  daß  sieh  die  Tätigkeit  des  Staatsrats  nicht 
in  der  Einsetzung  der  Differenz  zwischen  der  vom  Generalgouverneur  geforderten 
und  der  von  den  algerischen  Versammlungen  bewilligten  Ausgaben  zu  erschöpfen 
brauchte,  sondern  sich  auch  auf  die  Nachprüfung  der  Zweckmäßigkeit  der 
Forderung  des  Generalgouverneurs  erstrecken  konnte.  Hätte  der  Minister  sieh 
nur  zur  Einsetzung  des  strittigen  Unterschiedes  und  nicht  auch"  zur  Herabsetzung 
der  Forderung  des  Generalgouverneurs  für  befugt  gehalten,  so  hätte  es  doch 
keinen  Sinn  gehabt,  die  Delegationen  auf  den  Weg  der  Berufung  an  die  höheren 
Verwaltungsbehörden  zu  verweisen. 

Eine  andere  Frage  ist  es  freilich,  ob  eine  solche  Berufung  Erfolg  ver- 
spricht; Dessoliers  schätzt  ihre  Aussichten  sehr  gering  ein,  weil  an  der  Vor- 
bereitung des  algerischen  Spezialbudgets  —  anders  als  bei  den  Departements- 
budgets —  der  Minister  des  Innern  selber  beteiligt  ist,  also  eine  Abänderung 
nicht  so  leicht  vornehmen  wird  wie  bei  den  Departementsbudgets.3)  Viel  wahr- 
scheinlicher ist,   daß  die  Forderung  des  Generalgouverneurs  ex  officio   eingesetzt 


')  „.  .  les  Delegations  financieres  peuvent  reduire  o\\  rejeter  en  totalite  une  depense  obligatoire, 
sauf  a  l'administration,  si  cette  eventualite  se  produit,  ä  user  de  son  droit  de  faire  retablir  d*office 
les  credits  necessaires." 

2)  „L'administration  en  preparant  son  projet  de  budget  fixe  les  depenses  obligatoires  aux 
cliiffres  qui  lui  paraissent  necessaires.  Lorsque  le  budget  vient  en  deliberation,  les  assemblees 
peuvent  discuter  ces  cliiffres  et  s'efforcer  de  demontrer  ä  l'administration  la  possibilite  de  certaines 
reduetions.  Si  les  previsions  de  Padniinistration  n'excedent  pas  les  limites  du  maximum  legal  et 
que  celle-ci  se  refuse  ä  les  reduire,  les  Delegations,  soit  en  rejetant  le  credit  demande  dans  son 
entier,  soit  en  allouant  une  somme  insuffisante,  peuvent  rendre  necessaire  la  procedure  d'inscriptiou 
d'office  et  avoir  ainsi  la  garantie   d'un   examen  de  la  question  par  l'administration  superieure." 

3)  „Quand  une  discussion  s'eleve  entre  un  conseil  general  et  un  prefet  ä  propos  d'une 
depense  obligatoire,  la  cause  perdue  en  premiere  instance  et  portee  en  appel  devant  le  ministre 
de  l'interieur  pent  encore  trouver  un  juge  impartial  dans  la  personne  du  ministre  qui  est  reste 
gtranger  a  IVt.iblissement  du  budget  departemental.  Mais  si  on  suppose  un  debat  entre  les  dele- 
gations financieres  et  le  gouvernement  general,  on  ne  trouvera  plus  en  appel  un  juge,  mais  une 
partie  en  cause,  puisque  le  ministre  de  l'interieur  en  approuvant  le  budget  algerien  l'a  prepare 
avec  le  gouvernement  lui-meme."  Rapport  Dessoliers,  Delegations  financieres,  Sess.  de  mai  1903, 
S.    175. 

.    2S* 
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und.  und  das  ist  für  das  algerische  Badgel  am  so  bedenklicher,  alt  in  ihm 
im  Unterschied  von  den  Departementsbudgets-  -kein  besonderer  Kredit  Vür  die 
\  um  Minister  einzusetzenden  Ausgaben  vorgesehen  i-t.  so  daß  —  «renn  eicht 
zufällig  ein  Einnahmenüberschuß  vorhanden  isl  von  Amtswegen  zu  einer  Er- 
höhung der  Steuern  geschritten  wird.')  Ea  erscheint  daher  sehr  gerechtfertigt, 
wenn  Dessoliers  an  .-eine  Landsleute  die  Mahnung  richtet,  von  dem  ihnen  zu- 
gestandenen Berufungsrecht  nur  mit  großer  Vorsicht  Gebrauch  zu  machen.9) 

Eine  große  praktische  Bedeutung  kommt  mithin  der  ministeriellen  Aus- 
Legung  nicht  zu;  noch  dürftiger  ist  ihre  juristische  Bedeutung:  sie  ist  weder  für 
den  Staatsrat  bei  der  Erstattung  eines  Gutachtens  über  Einsetzung  obligatorischer 
Ausgaben,  noch  für  den  .Minister  des  Innern  bei  der  Entscheidung  bindend, 
denn  sie  stellt  keine  Legalinterpretation  dar:  zu  einer  Legalinterpretation  ist 
weder  der  .Minister  des  Innern  noch  der  Staatsrat  zuständig,  sondern  allein  der 
Gesetzgeber.  Aber  darum  darf  man  der  merkwürdigen  Ausle»un<_'  des  Ministers 
doch  nicht  jede  Bedeutung  absprechen:  es  ist  doch  in  politischer  Hinsicht  nicht 
ganz  nebensächlich,  zu  erfahren,  in  welcher  Weise  die  mutterländischen  Organe 
die  Rechtsstellung  der  algerischen  Selbstverwaltungsorgane  beurteilen. 


2.    Vorschläge  zur  Erweiterung  der  Selbstverwaltung  durch  Änderung  der 

Grundgesetze. 

A.  Vorschläge  zur  Änderung  der  Zusammensetzung  der 
algerischen  Versammlungen. 

Wie  die  Behandlung  der  Frage  der  obligatorischen  Ausgaben  zeigt,  läßt 
sich  auf  dem  Wege  der  Auslegung  keine  wesentliche  Erweiterung  der  Selbst- 
verwaltung erzielen,  und  so  sind  die  Autonomisten  zur  Verwirklichung  ihres 
Programms  auf  den  Weg  der  Gesetzgebung  angewiesen.  An  Vorschlägen  für 
den  Gesetzgeber  lassen  sie  es  nicht  fehlen ;  für  uns  kommen  zunächst  die  Vor- 
schläge für  eine  Änderung  der  Zusammensetzung  der  algerischen  Versammlungen 
in  Betracht,  die  sich  erfreulicherweise  immer  mehr  im  Rahmen  des  Erreichbaren 
bewegen :  Insbesondere  ist  hervorzuheben,  daß  das  in  allen  früheren  Vorschlägen 
allein  verteidigte  Einkammersystem  an  Boden  verloren  hat.  Zwar  wiederholte 
der  Abgeordnete  Morinaud  mit  einigen  algerischen  Kollegen  im  Januar  1901 
seinen  schon  im  März  18993)  eingebrachten  Gesetzesvorschlag4;,  anstelle  der 
beiden  algerischen  Versammlungen  eine  einzige  Kammer,  einen  Koloniahrat,  zu 
setzen,  dessen  in  der  großen  Mehrheit  französische  Mitglieder  aus  allgemeinem 
Wahlrecht   hervorgehen    sollten,    während    die  muselmanischen  Mitglieder  —  ab- 


')  Dessolliers  Kapport,  Delegations  financii'res.   Sess.   de  mars   1904.  S.  87. 

2)   ,,.   .  plus    sur   sera    de  n'user   qu'avec  la  plus  extreme  circonspeetion  du  droit  d'appel  qui 
nous  est  ainsi  reconnu  .   ."     Ebenda. 
Siehe  oben.   S.  -263ff. 

4)  Proposition  de  loi  portant  Constitution  et  reglemeni  des  attrilumons  d'un  eonseil  colonial 
elu  de  l'Algerie,  presentee  par  MM.  Morinaud.  Marelial,  Drumont,  Firmin,  Faure.  deputes,  Chambre 
des  deputes,    Sess.   ord..    Seance   du   10  janvier   1U01,    Docum.  pari.,    annexe  n°  2115.  J-  off.  S.  5  ff . 
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gesehen  von  den   Kabylen       von  den  Eiöchstbesteuerten  gewähll   werden    tollten. 
Alirr  dieser  Vorschlag  blieb  oichl   nur  in  der  Kammer  unberücksichtigt,     ondern 
stieß  auch  bei  den  bosonnenen  Autonoraiston  in  Algerien  auf  Widerspruch.    Man 
sagte  sich  mii   Recht,   daß  < I ■  < ■  Regierung  auf  eine  derartige  Umbildung  nie  ein 
»clicn    könnte,   da   dann    sowohl   die    Interessen   des   Staates   wie   « I i < ■    der    Ein 
geborenen  gefährdet  wurden  wären.1)    Wenn  man  die  algerische  Volksvertretung 
durohaus  auf  eine  Kammer  zusammenziehen  sollte,  so  mußte  man  «Ins  Beamten 
element    in    der  Versammlung  dulden;   d;is  einzige,    was  sich  allenfalls  erreichen 
ließ,    war,   daß   die   gewählten  Franzosen   die  Mehrheit   gegenüber  den   Beamten 
und    den    Eingebomen    erhielten;2)    aber    ob    bei    einer   knappen    Mehrheit    der 
gewählten   Franzosen    unabhängige    Beschlüsse   zustande    kamen,    war   doch    Behr 
zweifelhaft.3) 

Eine  das  Gewicht  der  öffentlichen  Meinung  steigernde  Reform  steht  viel 
eher  zu  erwarten,  wenn  man  sich  auf  den  Hoden'  dc^  Zweikammersystems  stellt. 
Man  darf  dabei  freilich  nicht  außer  acht  lassen,  daß  zum  Zweikammersystem 
nicht  mir  Zweiheit  der  Kammern,  sondern  vor  allem  auch  Verschiedenheil  in  der 
Zusammensetzung  gehört,  weil  sonst  jede  Kammer  der  andern  ihre  Existenzbe- 
rechtigung absprechen  kann.  Daher  muß  der  von  Marchis,  dem  früheren  Bürger- 
meister von  Böue.  im  .Jahre  1903  im  Conseil  superieur  eingebrachte  Wunsch- 
vorschlag, sowohl  die  Finanzdelegationen  wie  das  Conseil  superieur  unmittelbar 
teils  von  der  französischen  Bevölkerung,  teils  von  den  Eingebornen  wählen  zu 
lasson,4)  als  völlig  verfehlt  bezeichnet  werden.     Es  kann  sich  nur  darum  handeln, 


')  „L'interet  de  l'Etat  n'y  serait  plus  represente;  quant  aux  interets  de  la  colonie,  ils  seraient 
saus  doute  mal  defendus."     Dessoliers,  Rapport,   Delegations  financieres,   Sess.  de  niai  1903,  S.  58. 

2)  „Nous  aurions  donc  forcement  un  conseil  compose  de  fonetionnaires  et  d'elus  et  tout  ce 
que  l'on  nous  pourrait  aecorder.  — -  c'est  que  l'element  francais  y  eut  la  majorite  sur  l'element 
indigene  et  l'element  fonetionnaire  reunis."     Ebenda  S.  59. 

3)  Diese  Schattenseiten  des  Einkammersystems  hätte  sich  Sabatier  vor  Augen  halten  sollen, 
als  er  auf  dem  Congres  de  l'Afrique  du  Nord  1908  auf  das  Einkammersystem  zurückkam:  „La 
rentable  Solution  serait  une  assemblee  coloniale  unique."     (Compte-rendu,  T.  I,  S.  528.) 

4)  „   .   .  .  en  ce  qui  concerne  les   delegations  financieres; 
1°  Qu'elles  ne  doivent  former  qu'une  seule  assemblee; 

2°  Que  tous  les  membres  francais  de  cette  assemblee  doivent  etre  elus  proportionnellement 
au  chiffre  des  electeurs  et  sur  les  listes  electorales  generales,  exception  faite  pour  les  naturalises 
nVtant  pas  Francais  depuis  douze  ans  au  moins. 

3°  Que  tous  les  membres  indigenes  dont  le  nombre  comme  pour  les  conseils  generaux  ne 
pouxra  r-tre  superieur  au  sixieme  des  membres  de  l'assemblee,  soient  elus  sur  des  listes  dressees 
conförm&nent  au  drecret  du  7  avril   1884. 

4°  Que  tout  membre  ait  le  droit  de  soumettre  directement  ä  l'assemblee,  en  matiere  ordi- 
uaire,  toutes  les  propositions  qu'il  jugera  convenable  de  formuler,  et,  en  matiere  budgetaire  tous 
les  amendements  ou  modificatious  quelconques  au  projet  de  budget  presente  par  le  gouverneur,  ä 
la  seule  condition  de  maintenir  sa  demande  dans  le  cadre  des  matieres  devolues  aux  delegations 
par  la  loi  de  decembre   1900. 

5°  Que  les   seances  soient  publiques. 

6°  Que  le  vote  ait  Heu  par  assis  et  leve,  mais  que  le  scrutin  public  soit  de  droit  s'il  est 
demande'  par  cinq   membres  au  moins,  le  srutin  secret  etant  interdit. 

En   ce  qui  concerne  le  Conseil  superieur: 
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unter    Festhaltung   der   Zweiheil    der    Kammern    und    der    Verschiedenheit    ihrer 
Rekrutierung  <'in<'  Änderung  ihrer  Zusammensetzung  anzuregen. 

Diesen  Voraussetzungen  entsprachen  die  von  Dessoliers  in  seiner  Broschüre 
Le  budgel  algerien"  entwickelten  [deen.  Ganz  aurfallend  regierungsfreundlich 
klingen  Beine  Vorschläge  über  die  Reform  des  Conseil  Bupeneur;  er  beanstandete 
nii  In  etwa  wie  das  sonst  die  Algerier  zu  tun  pflegten  —  die  Gegenwart  der 
Beamten;  vielmehr  richtete  Bich  Beine  Kritik  gegen  die  Zusammensetzung  des 
uichtbeamteten  Teiles.  Vor  allem  «rollte  er  die  Vertreter  der  Censeils  generaux 
ausgeschaltet  wissen,  da  deren  Mitgliedschaft  seit  der  Schaffung  der  Finanz- 
delegationen sinnwidrig  geworden  Bei.1)  Der  Mitgliedschaft  einiger  Finanzdele- 
gierter konnte  er  die  Berechtigung  nicht  ganz  absprechen,  —  er  mußte  zugeben, 
daß  sie  die  Gefahr  eines  Konfliktes  zwischen  beiden  Kammern  verminderte.  — 
aher  gleichwohl  verlangte  er  auch  den  Ausschluß  der  Finanzdelegierten,  weil  die 
mit  dem  Initiativrecht  ausgestatteten  Finanzdelegationen  nicht  zu  gleicher  Zeit 
gegenüber  sich  seihst  hemmend  und  kontrollierend  wirken  könnten-  B£eines 
Erachtens  ist  die  Forderung  des  Ausschlusses  der  Finanzdelegierten  und  der 
Vertreter  der  Conseils  generaux  bedenklich;  daß  die  Mitgliedschaft  von  Finanz- 
delegierten im  Conseil  superieur  gewiß  Nachteile  mit  sich  bringt,3)  und  daß  die 
Vertreter  der  Departements  gelegentlich  recht  unbequem  werden  können,  soll 
keineswegs  in  Abrede  gestellt  werden.  Aber  mau  kommt  dann  vor  die  schwierige 
Frage,  was  man  anstelle  der  ausgeschlossenen  Mitglieder  setzen  soll.  Dessoliers 
macht  sich  die  Antwort  bucht:  er  meint,  in  einer -Versammlung,  die  —  wie  alle 
Oberhäuser  —  die  Regierung  und  nicht  die  Bevölkerung  vertrete  (!),  dürfe  man 
keine;  gewählten  Mitglieder  einführen.*)  Und  so  wäre  es  das  Einfachste,  dem 
Gouverneur  die  Ernennung  der  übrigen  Mitglieder  zu  überlassen,5)  die  er  dann 
aus  den  Handelskammern,  den  Ackerbauvereinen,  den  wissenschaftlichen  Gesell- 
schaften usw.  wählen  könne.  Dessoliers  wollte  glauben  machen,  daß  die  so  be- 
stellten  Mitglieder  einen  großen  Einfluß  auch  aui  die  Conseils  generaux  und  die 


1°  Que,  comme  pour  les  delegations  financieres,  tous  les  membres  de  cette  assemblee  Boient 
t'his  proportionnellement  au  chiffre  des  electeurs,  exceptio!]  faite  toutefois  pour  les  naturalises 
n'etant  pas  Francais  depuis  douze  ans.  .  .  ."  Im  übrigen  gleichlautend  mit  den  obigen  Paukten 
3,  4,  5  und  6.  Conseil  superieur  de  Gouvernement,  Session  ordin.  de  1903,  Sitzung  vom  25.  Juni 
1903,  Proces-verbaux  S.  341  ff. 

')  ,.Leur  presence  se  pouvait  admettre  comme  une  sorte  de  pis-aller  avant  la  creation  des 
Delegations  financieres  .  .  .  Mais  cette  presence  a  perdu  sa  complete  raison  d'etre  le  jour  oü  les 
Delegations    financieres    out    6t6   creees  ..."    Dessoliers.    Le   budget  algerien,    Alger  1900.  B.  T(>. 

2)   ,.Les    Delegations    financieres    qui    ont    un    röle  d'initiative  a  remplir  ne  peuvent  pas   6tre 
desiirnees  pour  jouer  meme  temps  un  röle  de  ponderation.   ces   deux  röles  s'excluent   .   .   .   comment 
leur  demander  de  contribuer  ä    se  contröler  eux-memes?     Lern  exclusion  est  donc  tout  aussi  bien 
indiquee  que  edle  des  conseillers  generaux".     Ebenda  S.   TT. 
i  Siehe  oben  S.  244  t. 

4)  „Pour  nous,  d;>ns  une  Assemblee  qui,  a  l'instar  de  toutes  les  Chambres  hautes,  represente 
le  gouveniement  et  non  plus  les  populations,  il  n'y  a  pas  h  se  preoceuper  d'introduire  des  membres 
i'1ii>".     Ebenda. 

5)  „II  est  plus  traue  et  plus  simple  d'aliandoimer  au  representant  du  gouvernement  central, 
an  Gouverneur  lui-meme,  la  nomination  des  membres  destines  a  remplacer  de'le'gues  des  Conseils 
generaux  et  des  Delegations  Financieres".     Ebenda  S.  TS. 
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Delegationen  gewinnen  würden.  In  Wirklichkeil  wäre  der  Erfolg  wohl  der,  <l;ili 
das  Nichtbeamtenelemenl  im  Conseil  superieur  an  politischem  Einfluß  einbüßen 
würde  und  daß  infolge  davon  das  Conseil  Buperieur  zur  Bedeutung  losigkerl  eine 
wirklichen  Oberhauses  herabsänke.  Dem  Autonomisten  mag  «lies  Ergebnil  tf 
streb ens wert  erscheinen,  im  [nteresse  des  Mutterlandes  dagegen  lag  eine  solche 
Verschiebung  nicht.  Jedenfalls  würde  «'im-  derartige  Reform  dem  Geist  der 
Dekrete  von  1898  widersprechen,  denn  in  der  damals  erfolgten  Umgestaltung 
des  Conseil  superieur  ist  zu  deutlich  der  Gedanke  ausgeprägt,  daß 
das  Conseil  superieur,  indem  man  ihm  Lebendige  politische  Kräfte  zuführte, 
nicht  bloß  ein  scheinbares,  sondern  ein  wirkliches  Gegengewichi  gegen  die 
Finanzdelegationen  bilden  sollte.  Die  Forderung  auf  Ausschluß  des  gewählten 
Elements  hat  daher  wenig  Aussicht  auf  Verwirklichung.  Wenn  durchaus  etwas 
an  der  Zusammensetzung  des  Conseil  superieur  geändert  werden  soll,  so  könnte 
vielleicht  noch  anderen  Körperschaften  als  den  Gonseila  generaux  und  den  Finanz- 
delegationen, z.B.  den  Handelskammern,  wissenschaftlichen  Instituten  oder  Arbeiter- 
vertretungen das  Wahlrocht  zu  dem  Conseil  superieur  verliehen  werden ;  nur  hat 
es  keinen  Sinn,  im  Conseil  superieur  eine  eigentliche  Interessenvertretung  zu 
scharfen,  da  ja  schon  in  den  Finanzdelegationen  eine  Interessenvertretung  ge- 
geben ist.  Es  könnte  sich  höchstens  darum  handeln,  den  in  den  Finanz- 
delegationen nicht  genügend  berücksichtigten  Berufszweigeu  im  Conseil  superieur 
zu  einer  ausreichenden  Vertretung  zu  verheilen. 

Auch  in  seinen  Vorschlägen  über  die  Änderung  der  Finanzdelegationen 
entfernte  sich  Dessoliers  zu  sehr  von  dem  Grundgedanken  der  Dekrete  von 
1898.  Bei  den  Finanzdelegationen  tadelte  er  die  starke  Bevorzugung  der  Grund- 
besitzer und  regte  an,  statt  wie  bisher  24  Mitglieder  aus  den  Grundbesitzern 
und  Pächtern  und  24  aus  allen  übrigen  steuerzahlenden  Franzosen  hervorgehen 
zu  lassen,  eine  Dreiteilung  vorzunehmen,  derart,  daß  nur  noch  18  Delegierte 
von  der  landwirtschaftlichen  Bevölkerung  gewählt  wurden,  und  zwar  nicht  von 
den  selbständigen  Landwirten  allein,  sondern  mit  den  Landarbeitern  zusammen, 
während  von  den  übrigen  Delegierten  18  von  den  Handel-  und  Gewerbetreibenden 
und  12  von  den  freien  Berufen  und  dem  Rest  der  Steuerzahler  gewählt  werden 
sollten.1)  Dessoliers  wünschte  also  anstelle  des  bisherigen  Gleichgewichts  zwischen 
den  landwirtschaftlichen  und  den  übrigen  französischen  Delegierten  ein  Über- 
gewicht der  städtischen  Delegierten  zu  setzen.  Eine  derartige  Verteilung  der 
Delegiertenzahl  hätte  allerdings  dem  Zahlenverhältnis  der  städtischen  zur  länd- 
lichen Bevölkerung  mehr  entsprochen,2)  —  nur  daß  die  Zuweisung  von  12 
Delegierten  an  die  freien  Berufe  übertrieben  erscheint,  —  aber  die  Neuverteilung 
hätte  die  Vorrangstellung  des  französischen  Elements  gefährdet.  Denn  das  bei 
der  jetzigen  Einteilung  auf  absehbare  Zeit  gesicherte  Übergewicht  der  Franzosen 
über  die  Naturalisierten  in  der  Kolonistendelegation  wäre  durch  die  Einreihung 
der  Landarbeiter  in  die  landwirtschaftliche  Wählerschaft  in  Frage  gestellt  worden, 
und  in  der  städtischen   Wählerschaft  hätten  die  Franzosen  nur  in  der  Vertretung 


')  Ebenda  8.  71. 

2)  Siehe  oben  S.   2  13. 
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der  freien  Berufe,  da  sie  die  zahlreiche  Beamtenschaft  stellten,  mit  Sicherheil 
au!  die  Mehrheil  der  Sitze  zählen  können,,  während  m  der  Vertretung  für  Handel 
und  Industrie  die  Naturalisierten  und  die  Juden  mühelos  die  Oberhand  über  die 
Franzosen  gewonnen  hätten.  Das  Ergebnis  wäre  in  nationaler  und  politischer 
llin.-iclii  bedenklich    gewesen:    in   nationaler  Hinsicht,    indem  die  Franzosen  nur 

mit    .Mühe    die   Mehrheit    behauptet   hätten,    und    in    politischer  Hinsicht,    indem    die 

in  der  städtischen  Bevölkerung  stark  vertretenen  radikalen  Autonomsten,  deren 
Bestrebungen  naturgemäß  hei  den  Naturalisierten  Unterstützung  finden,  die 
Führerschaft  in  den  Delegationen  an  sieh  gerissen  hätten.  Aus  diesen  Gründen 
stehl  kaum  zu  erwarten,  daß  die  Umgestaltung  der  Finanzdelegationen  in  der  von 
Dessoliers  befürworteten  Weise  erfolgen  wird. 

Übrigens  seheint  auch  kein  großes  Bedürfnis  nach  einer  Änderung  der  Zu- 
sammensetzung der  Delegationen  zu  bestehen;  zwar  "hat  mehrmals  die  Anregung, 
eine  Kommission  zur  Ausarbeitung  eines  Gesetzentwurfs  über  diesen  Gegen- 
stand einzusetzen.  Zustimmung  gefunden,1)  aber  greifbare  Ergehnisse  >ind  bis 
jetzt  nicht  erzielt  worden.  Nur  zu  einzelnen  Punkten  sind  die  Delegationen  mit 
bestimmten  Vorschlägen  hervorgetreten.  »So  hat  die  Kolonistendelegation  im  Jahre 
1905  den  Wunsch  ausgesprochen,  es  möchten  die  Laudarbeiter  dem  Wahlkörper 
der  Kolonistendelegation  zugeteilt  werden:2;  dieser  überraschende  Wunsch  mag 
wohl  damit  zusammenhängen,  daß  die  Kolonisten  als  Vertreter  der  privilegierten 
Grundbesitzerkaste  es  empfinden,  daß  sie  an  politischem  Ansehen  hinter  den 
die  -Masse  der  weißen  Bevölkerung  Algeriens  vertretenden  Nichtkolonisten 
der  eigentlichen  Volksvertretung  —  zurückstehen.  Auch  die  ausschlaggebende 
Stellung  der  Eingebornen  hat  man  schon  zu  beseitigen  gesucht,  und  zwar  ging 
die  Anregung  dazu  nicht  —  wie  man  nach  den  Erfahrungen  mit  der  Ansiedler- 
tvrannei  der  achziger  Jahre  vielleicht  erwarten  könnte  —  von  der  Kolonisten- 
delegation aus,  sondern  von  der  Nie htkolo  niste ndelegation,  was  sich  daraus 
erklärt,  daß,  so  oft  die  Mehrheit  der  französischen  Vertreter  einer  aus  der 
Minderheit  der  Franzosen  und  der  Eingebornen  zusammengesetzten  Mehrheit 
unterlag,  gewöhnlich  die  Nichtkolonisten  unter  den  Geschlagenen  waren.  Daher 
ist  es  verständlich,  wenn  in  der  Frühjahrssession  von  1905  der  Antrag  gestellt 
wurde,  den  Eingebornen  nur  noch  beratende  Stimmen  zu  gewähren.3)  Durch- 
gedrungen ist  der  Antrag  natürlich  nicht,  die  Nichtkolonisten  selber  haben  ihn  in 
Krkenntnis  seiner  Aussichtslosigkeit  in  dem  folgenden  Jahre  unter  starker  Be- 
tonung ihres  Wohlwollens  für  die  Eingebornen  verworfen. 


')  Delegations  finaneieres,  Sess.  de  mars  1907,  assemblee  planiere,  Sitzung  vom  5.  April,  Proces- 
verbaux  S.  30,  Wimscliantrag  von  Dessoliers  und  Morinaud  auf  Einsetzung  einer  außerdelegatären 
Kommission  zur  Vorbereitung  eines  Gesetzentwurfs  betr.  Umgestaltung  der  Zusammensetzung  und 
der  Funktionen  der  Finanzdelegationen ;  sowie  Delegations  finaneieres,  Sess.  des  Xon-Colons.  mai 
1909;  Sitzung  vom  5.  Juni,  Proces-verbaux  S.  801,   ähnlicber  YVunsehantrag  von  Lisbonne. 

a)  Delegations  finaneieres,  Sess.  de  mars  1905,  Colons,  Sitzung  vom  15.  März,  Proces- 
verbaux.  s.    164  f. 

3)  Delegations  finaneieres,  Sess.  de  mars  1905,  Xon  Colons,  Sitzung  vom  15.  März,  Proces- 
rerbaux  S.   1-P2  f. 
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I>.  Vorschläge  zur  Änderung  der  Beratung   form, 

Während  '11''  Änderung  der  Zusammensetzung  <Iit  Finanzdelogationen  nichl 
gerade  als  unbedingt  DÖtig  erscheint,  muß  eine  Änderung  der  Geschäftsbehandlung 
als  dringendes  Bedürfnis  anerkannl  werden.  Den  Finanzdelegationen  hat  man 
die  schier  unmögliche  Aufgabe  gestellt,  in  der  kurzen  Zeil  einer  einmonatlii  lien 
Session,1)  die  wegen  der  nachfolgenden  Session  des  Conseil  Buperieur  und  des 
sich  anreihenden  mutterländischen  Koutrollverfahrens  uur  wenig  verlängert  werden 
kann,  die  sich  jährlich  mehrende  Arbeitslast  in  der  denkbar  umständlichsten  Be- 
ratungsform zu  bewältigen.  Es  springl  in  die  Augon,  daß  hier  eine  gewisse 
Vereinfachung  not  tut.     An   Versuchen,    sie  herbeizuführen,    hal  es  nicht  gefehlt. 

Noch     ehe    die    Finaiizdelcgationon     mit     beschließender    (lewalt     gegenüber    dem 

Budget  ausgestattet  wurden,  haben  schon  verschiedene  Schriftsteller  darauf  auf- 
merksam gemacht,  daß  die  getrennte  Boratungsweise  mit  den  in  Aussicht  ge- 
stellten beschließenden  Funktionen  sich  nicht  recht  in  Finklang  bringen  ließe.2 
Während  der  Ausarbeitung  des  Gesetzes  von  11)00  brachte  Dessoliers  in  An- 
regung, die  im  Dekret  von  181)8  aufgestellte  Vorschrift'umzukehren,  d.  h.  gemein- 
same Beratungen  als  Kegel  anzuerkennen  und  getrennte  als  die  Ausnahme  von 
der  Genehmigung  des  Generalgouverneurs  abhängig  zu  machen.3) 

Die  Finanzdelegationen  wurden  der  mit  der  getrennten  Beratung  verbundenen 
Nachteile  natürlich  bald  gewahr;  aber  da  sie  sich  reeht  wohl  bewußt  waren, 
daß  eine  Änderung  der  Grundgesetze  sich  nicht  leicht  erlangen  ließ,  so  suchten 
sie  dem  Übelstand  zunächst  von  sich  aus  abzuhelfen:  sie  wählten  im  Jahre  1904 
außer  der  vom  Gesetz  vorgeschriebenen  Finanzkommission  noch  drei  gemein- 
schaftliche Kommissionen,  denen  die  allgemeinen  Fragen  und  Wünsche  zur 
Prüfung  überwiesen  wurden.  Auf  diese  Weise  hoffte  man  zu  erreichen,  daß  sich 
die  einzelnen  Delegationen  nur  noch  mit  der  Verhandlung  der  in  den  Kom- 
missionen gestellten  Amendements  und  Anträge  befaßten.  Allein,  diese  Hoffnung 
erfüllte  sich  nicht;  denn  die  einzelnen  Delegationen  berieten  gleichwohl  über  alle 


')  Zu  der  durch  das  Gesetz  vom  9.  Juli  1907  ermöglichten  zweiten  Tagung  darf  nur  ge- 
schritten worden,  wenn  es  die  Umstände  im  zweiten  Halbjahr  erfordern,  es  können  also  nicht 
einfach  Geschäfte  aus  der  ordentlichen  .Session  auf  die  außerordentliche  Session  verschoben  werden. 
Siehe  oben  S.  3G9  und  Anhang  Nr.  74. 

2)  „La  Situation  devient  toute  differente  des  que  l'assemblee,  au  Heu  de  conseiller,  deeide. 
Tandis  que  l'avis  peut  etre  multiple,  la  decision  est  forcement  simple;  par  suite,  la  deliberation 
par  delegation,  aujourd'hui  la  regle,  sera  demain  pas  meine  une  exception,  mais  un  simple  acte 
preparatoire  de  la  decision  ;  la  deliberation  pleniere  deviendra  necessaire  et  normale."  Grivaz,  Les 
delegations  financieres  algeriennes,  Revue  pol.  et  pari,  vom  10.  Juli  1900,  S.  114.  Ebenso  sprach 
sich  Thomas  in  seinem  Aufsatz  über  die  Finanzdelegationen,  S.  70  aus ;  er  erkennt  die  für  die  ge- 
trennte Beratung  ins  Feld  geführten  Gründe  an,  aber  „n'est-ce  pas  en  tirer  une  consequence 
exageree  et  par  suite  dangereuse  que  de  maintenir  aussi  profondement  distinetes  les  deliberations 
de  ces  diverses  assemblees,   et  cette  consequence  ne  devrait-elle  pas  necessairement  etre  rejetee  le 

jour  oü  les   delegations  se  verraient  attribucr  un  pouvoir  de  decision?" 

3)  „Xous  serions  donc  d'avis  .  .  .  que  l'on  deeide,  qu'en  principe,  puisque  l'objet  de  leurs 
deliberations  est  g^neral  et  indivisible,  les  Delegations  Financieres  deliberent  en  reunion  pleniere 
et,  qu'exceptionnellement,  sur  la  deeision  du  Gouverneur,  elles  pourront  deliberer  en  groupes  separes 
sur  des  sujets  qui  Interessent  specialement  chaeun  de  ces  groupes".  Dessoliers,  Le  budget  algerien. 
Alger   1900,  S.   75. 
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Gegenstände,  und  so  war,  Btatl  einer  Vereinfachung,  out  eine  Erschwerung  ein- 
getreten, weil  man  außer  zu  den  Berichten  der  viei  Abteilungen  noch  zu 
den  Berichten  der  großen  Kommissionen  Stellung  nehmen  mußte.  l>i 
Pehlschlag  kann  bei  der  Zusammensetzung  der  Finanzdelegationen  nicht 
liberraschen.  Das  in  der  Bildung  der  großen  Kommissionen  enthaltene 
Auskunftsmittel  könnte  nur  dann  von  Elfolg  begleitel  -'in.  wenn  die  ein- 
zelnen Delegationen  ihre  Sonderinteressen  dem  höheren  Gesichtspunkt  des 
Landesinteressee  unterordnen  würden;  aber  dieser  Voraussetzung  wird  eigentlich 
nur  in  der  Nichtkolonistendelegation  genügt,  während  die  Kolonistendelegation 
als  ausgesprochene  Agrariervertretung  nur  zu  häufig  der  Versuchung  erliegt,') 
ihre  Sonderinteressen  voranzustellen. 

Daher  kommt  mau  zu  dem  Ergebnis,  daß  eine  wirksame  Abhilfe  nur  von 
einer  Änderung  des  Gesetzes  von  1900  bezw;  *\v>  Dekrets  von  1898  erwartet 
werden  kann.  und  so  ist  es  zu  verstehen,  wenn  in  der  jüngsten  Zeit  in  den 
Delegationen  mehrmals  über  eine  solche  Änderung  verhandelt  wurde.  Die  An- 
regung dazu  ging  selbstverständlich  —  von  der  X  i  c  h  t  koloDlstendelegatioB 
aus.  In  der  Frühjahrssession  1(.K>7  nahm  diese  einen  von  Morinaud.  Dessnlieiv 
und  einigen  andern  gestellten  Wunschantrag  an,2)  in  dem  nächsten  Finanzgesetz 
möge  ein  Artikel  Aufnahme  rinden  des  Inhalts,  daß  die  Delegationen  nur  noch  in 
Vollversammlungen  auf  Grund  von  Berichten  großer  Kommissionen  beraten 
sollten.3;  Dieser  Wunsch  war  insofern  übertrieben,  als  er  getrennte  Beratungen 
überhaupt  ausschließen  wollte.  Wenn  die  Regierung  in  ihrer  ablehnenden  Ant- 
wort einwandte,  daß  getrennte  Beratungen  doch  gelegentlich  von  großem  Nutzen 
sein  könnten,4)  so  muß  man  ihr  darin  Recht  geben.  Das  war  aber  keineswegs 
der  Hauptgrund,  der  die  Regierung  zur  Ablehnung  des  Antrags  bestimmte,  denn 
diesem  Mangel  hätte  sich  ja  leicht  durch  Änderung  der  Fassung  abhelfen  lassen. 
Entscheidend  war  vielmehr,  daß  die  Regierung  eine  ihr  unbequeme  Entwicklung 
des  Amendementsrechts   voraussah.     Sie  merkte  wohl,  daß  sich    hinter  dem  An- 


')  Wenn  Brouillet  auf  dem  Congres  de  l'Afrique  du  Nord  (Compte-rendu,  T.  I  B.  618)  fragt: 
„Est-ce  la  faute  des  grandes  commissions?  Evidemment,  nun:  il  y  faudra  revenir  .  .  ..''  so  hat  er 
insofern  recht,  als  nicht  die-  Kommissionen  die  Schuld  an  dem  Fehlschlagen  des  Versuche  tragen; 
aber  bei  dem  Sondergeist  der  Kolonistendelegation  ist  in  der  Wiedereinsetzung  der  grollen  Kom- 
missionen keine  genügende  Abhilfe  zu  erblicken,  wenn  sich  auch  nicht  bestreiten  läßt,  daß  manche 
neuere  Versuche  mit  diesem  Mittel  (z.  B.  die  Bildung  einer  Eisenbahnkommission)  zu  guten  Er- 
gebnissen geführt  haben. 

2)  Delegations  financieres  Sess.  de  mars  1907,  Non  Colons.  Sitzung  vom  28.  März  I'roces- 
verhaux    S.  503  ff. 

3)  „La  delegation  des  non  Colons  emet  le  voeu  qu'un  article  ainsi  coneu  soit  ajoute  ä  la 
prochaine  loi  de  finances: 

l.es  delegations  ne  deliberent  qu'en  commun  —  par  assemhlees  plenieres  ■ — sur  rapports  de 
grandes  commissions  nommees  par  elles  des  le  dehnt  de  chaque  session,  rapports  qui  sont  totyours 
adress£s,  pour  avis,  ä  la  commission  des  finances."     Ebenda. 

4)  „D'autre  part,  s'il  est  vrai  que  la  methode  actuelle  de  travail  des  delegations  financieres 
donne  lit-n  ä  des  complications  et  n  des  pertes  de  temps  et  qu'il  y  aurait  interet  a  les  simplifier, 
ce  serait  manifestement  depasser  le  but  que  d'interdire,  d'une  maniere  absolue,  les  deliberations  en 
delegations  separees,  car  ces  deliberations  peuvent  parfois  etre  tres  atües."  Delegations  financieres, 
Sess.   de   mars  1908,  Xon  Colons,  Sitzung  vom   24.  März.   Proces-verbaux  S.  24. 
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trag   die  Forderung   des   individuellen  Amendemenl  rechts    verbarg,    und  sie    be 
fürchtete  nicht  ohne  Grund,  daß   <  i  I « -  ßudgotberatung,  die    sich  bisher,  dank  der 
Verklausulierung   dea    Amendementsreohta,  so    „ordnungsgemäß  und  methodi  ch 
—  (I.  h.  ganz  aach  den  Wünschen  der  Regierung         abgewickelt  hatte,  nach  der 
Einführung    des   individuellen    Amendementsrechts    weil    weniger   glatt    verlaufen 
werde.1)     1  > «•  i Lt  die  bestehende  Beratungsform  Zeitverluste    mit    sich  brachte  und 
eine  Vereinfachung  not  tat,  vermochte  die  Regierung  nicht  in  Abrede  zu  stellen,3) 
aber  deswegen  wollte  Bie  doch  die  Notwendigkeit   einer  Änderung  des  Gesetze 
nicht  anerkennen,  sondern  stellte  es  so  hin,  als  ob  sich  die  nötige  Vereinfachung 
mühelos  im  Rahmen  der  bestehenden  Regeln  erzielen  ließe,  indem  sie  sich  darauf 
berief,   daß   nichts   im  Wege   stünde,   wenn   die    Delegationen  —  außer  für  die 
Budgetbewilligung,  für  die  die  getrennte  Beratung    durch  Gesetz    vorgeschrieben 
war,   —   nur  in   Vollversammlungen   berieten. :l) 

Wie  man  die  widerstrebenden  Teile  der  Delegationen  dazu  bringen  konnte, 
diesem  vereinfachten  Verfahren  sich  zu  unterwerfen,  darauf  blieb  die  Regierung 
freilich  die  Antwort  schuldig,  sie  wußte  keinen  andern  Rat  zu  geben,  als  daß  die 
Delegationen  auf  den  Versuch  mit  den  großen  Kommissionen  zurückgreifen 
sollten.4)  Die  Abneigung  der  Regierung  gegen  eine  gesetzliche  Änderung  des 
Verfahrens  zeigt  sich  noch  besonders  darin,  daß  sie  die  Ablehnung  des  Wunsches 
noch  damit  begründete,  die  Änderung  der  Beratungsform  gehöre  zu  den  Gegen- 
ständen, die  das  in  Art.  2  des  Gesetzes  von  1900  in  Aussicht  gestellte  Gesetz 
zu  regeln  habe,5)  denn  vorerst  denkt  niemand,  und  am  allerwenigsten  die  Re- 
gierung an  die  Einbringung  eines  Gesetzes  zur  Umgestaltung  der  Finanzdelegationen 
und  des  Conseil  superieur.  Darüber  gaben  sich  die  Algerier  auch  keiner  Täuschung 
hin;  grade  weil  sie  merkten,  welche  Schwierigkeiten  einer  Umgestaltung  der  al- 


')  „Comment  se  reglerait  l'exercice  du  droit  d' amendemenl?  En  l'etat  actuel,  a'apres  l'article  9 
de  la  loi  de  1900,  aueun  amendement  ne  peut  etre  delibere  en  assemblee  pleniere,  s'il  n'a  &t4 
prealablement  adopte  par  la  delegation  ä  laquelle  appartient  son  auteur  et  transmis  par  eile  ä  la 
commission  des  rinauees.:  de  cette  facon,  le  vote  du  budget  en  seance  pleniere  s'effectue  avec  ordre 
ei  im'thode,  sans  ees  surprises  que  produisent  trop  souvent,  au  sein  des  assemblees  deliberantes, 
les  amendements  present^s  en  cours  de  diseussion.  Or,  la  supression  des  deliberations  en  delegations 
st'parees   aurait  forcement  pour  consequence  l'abolition  de  cette  procedure."     Ebenda.     S.  23  f. 

z)  Siebe  die  oben  wiedergegebene  Stelle. 

3)  „11  convient  de  remarquer,  au  surplus,  que  d'apres  la  loi  de  1900,  les  deliberations  en 
delegations  separees  ne  sont  obligatoires  que  pour  le  vote  du  budget;  dans  toutes  les  autres  matieres, 
rien  n'empeche  les  delegations  de  ne  deliberer  qu'en  assemblees  plenieres,  sur  le  rapport  de  grandes 
commissions  .   .  ."     Ebenda  S.  24. 

4)  „Ce  Systeme  de  grandes  commissions  a  deja  ete  employe  une  premiere  fois  en  1904:  il 
ne  tient  qu'aux  delegations  de  la  reprendre  .  .  .  C'est  lä,  Croit-on,  qu'en  attendaut  l'organisation 
definitive  des  assemblees,  il  faut  eliercber  la  Solution  des  dit'ficultes  auxquelles  le  voeu  a  pour  but 
de   mettre  un  terme."     Ebenda. 

5)  „L'article  2  de  la  loi  du  decembre  1900  dispose  qu'il  sera  statue  par  une  loi  sur  l'organi- 
sation et  b's  attributions  du  conseil  superieur  et  des  delegations  Hnancieres  de  l'Algerie  et  qu'en 
attendant,  ces  institntions  seront  regies  provisoirement  par  les  decrets  du  23  aoiit  1898.  Le  mode 
de  deliberation  des  delegations  Hnancieres  est  une  des  questions  que  devra  regier  la  loi  ainsi  prevue 
ct.  si  (b-siralilc  qu'il  puisse  paraitre  de  modiHer  k  cet  egard  le  regime  en  vigueur,  cette  reforme 
ne   Bemble   guere  ponvoir  etre  realisee  isolement,   etant  liee  a   l'organisation    meme   des   delegations." 

Ebenda  8.  2.".. 
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perischen  Verfassung  entgegenstanden,  bemühten  sieh  die  Nichtkolonisten,  der 
Reform  die  einfachste  Gestalt  zu  geben,1)  indem  sie  nur  die  Änderung  der  B< 
ratungsform  verlangten.  Die  Nichtkolonisten  «raren  daher  von  der  Antwort 
der  Regierung  Behr  enttäuscht,  um  nichl  zu  Bagen  verletzt.  I  "m  ><>  mehr,  ab 
sich  den  Einwänden  der  Regierung  nur  schwer  begegnen  ließ:  der  Einwand,  daß 
die  Vorteile  der  getrennten  Beratung  in  Wegfall  kämen,  war  nicht  hinreichend 
widerlegt,  wenn  der  Antragsteller  Morinaud  meinte,  das  Gesetz  könnte  ja  die 
Bildung  einer  großen,  aus  allen  Kolonisten  und  einigen  Mitgliedern  der  andern 
Delegationen  bestehenden  Ackerbaukommissionen  vorsehen.2)  Und  auf  die  Be- 
denken der  Regierung  wegen  der  Entwicklung  des  Amendementsrechts  wußte 
man  überhaupt  nichts  zu  erwidern.  Morinaud  mußte  einfach  zugeben,  daß  sie 
das  individuelle  Amendementsrecht  anstrebten.3)  In  Ermangelung  überzeugender 
Gegengründe  machte  Morinaud  seinem  Arger  über  das  Fehlschagen  seines  Wunsches 
in  beißenden  Bemerkungen  Luft:  er  verglich  die  den  Delegationen  zugemutete 
Arbeit  mit  den  Sprüngen  eines  Eichhörnchens  im  Käfig  und  bezeichnete  es  als 
einen  unwürdigen  Zustand,  daß  sich  eine  derartige  chinesische  Beratungsform  in 
Frankreich,  im  Lande  des  gesunden  Menschenverstands  und  der  Klarheit,  vor- 
fand.4) 

Die  Regierung  ließ  sieb  weder  durch  diese  spöttische  Kritik  noch  durch 
die  erneute  Annahme  des  Wunsches  in  der  Kichtkolonistendelegation  in  ihrer 
Haltung  beirren:  als  der  Wunsch  im  folgenden  Jahre  (19091  in  der  Voll- 
versammlung zur  Sprache  kam.5)  zeigte  es  sich,  daß  das  (»ouvernement  auf 
seinem  ablehnenden  Standpunkt  beharrte.6)  Es  brauchte  ihn  um  so  Weniger 
aufzugeben,    als    die  Annahme    des  Wunsches    der   Nichtkolonisten    in    der  Voll- 


')  „.  .  .  Nous  trouvons  que  ce  provisoire  a  sufrisamment  dun'.  II  menace  de  devenir  detinitif 
•  .  .  Nous  estimons  qu'il  serait  temps  d'arriver  ä  cette  Organisation  uonvelle  qui  nous  fl  et«'  pro- 
mise  .  .  .  Nous  demandions  qu'une  loi  intervint  ä  cet  egard.  Nous  nous  sommes  efforet'-s  de  rendre 
cette  loi  le  plus  simple  possible  .  .  .''     Ebenda  S.  25. 

2)  „Qui  nous  empeche,  le  jour  .  .  .  oü  la  loi  de  finances  nous  permettra  de  faire  p.  e.,  une 
grande  commission  de  l'agricultnxe,  d'y  faire  entrer  tous  les  delegnes  Colons,  quelques  indigenes, 
quelques  membres  de  la  deli'gation  des  non  Colons  .  .  .  qui  ont  une  compi'tence  speciale  en  matiere 
agricole.    .   .   ."     Ebenda  8.  27. 

3)  „II  va  de  soi  .  .  .  qu'a  l'assemblee  planiere  nous  presenterions  tous  les  amendements  qui 
nous  paraitraient  necessaires  et  que  ces  amendements  seraient  renvoyes  a  la  commission  competente." 
Ebenda  S.  27. 

4)  „.  .  .  nous  demandons  que  finisse  ce  Systeme  de  raquette  entre  les  quatre  sections  des 
deh'gations  .  .  .  Le  travail  que  nous  faisons  ici  a  i'ti'  rompare  a  celni  de  lYiureuil  en  cage  .  .  . 
Nous  arrivons  en  assemblee  planiere  avec  quatre  rapports  souvent  contradictoires  .  .  .  C'est  une 
Organisation  que  l'ou  trouve  en  Chine,  mais  qui  ne  saurait  se  rencontrai  en  France,  pays  du  bon 
sens  et  de  la   clarte."      Ebenda  S.    26. 

5)  Delegations  nnanderes,  Sess.  de  mai  1909,  Assemblee  pleniere,  Sita,  vom  9.  Juni,  Proces- 
verbaux  S.  84  ff. 

')  „S'il  (M.  Morinaud)  veut  parier  d'une  refonte  complete  de  la  loi  organisant  les  delegations 
rinancieres,  du  regime  institue  par  la  loi  du  19  decembre  1900,  c'est  lä  une  question  delicate  et 
complexe  qui  ne  peut  etre  tranchie  suivant  la  procedura  qu'il  iudique.  S'il  s'agit  simplement  de 
faire  deliberer  l'assemblee  pleniere  sur  rapports  de  grandes  commissions,  rien  dans  les  reglements 
actuels   ne  peut  vous  en  empecher."     Ebenda  S.  101. 
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Versammlung    oiohl    zu    befürchten    stand,    denn    die    Kolonistendelegation    »rar 
durchaus  nicht  gewillt,  sich  eh  einer  „großen  Ackerbaukommission"  herabdrücken 

zu   lassen. 

Der  Wunsch  der  Nichtkolonistendelegation  wird  trotz  dieser  erneuten  Zu 
rückweisung  eichl  verstummen,  *  1 1  *  *  auch  von  der  Regierung  nicht  abgeleugneten 
Nachteile  des  gegenwärtigen  Verfahrens  werden  ihn  immer  wieder  auftauchen 
lassen.  Aber  eine  Lösung  wird  sich  schwer  linden  hissen.  Zunächst  >icht  kaum 
zu  erwarten,  daß  die  Regierung  die  getrennte  Beratung  aufgibt,  hau  gänzliches 
Fortfallen  der  getrennten  Beratung  würde  dem  Wesen  der  Delegationen  wider- 
sprechen; man  darf  nicht  außer  acht  lassen,  welch'  wichtige  Garantie  die 
getrennte  Beratung  den  Franzosen  und  den  Muselmanen  bietet:  daß  in  der 
Kolonistendelegation  die  Franzosen  ihre  Meinung  aussprechen  können,  ohne 
durch  die  Stimmen  der  Naturalisierten  und  der. luden  gefährdet  zu  werden,  und 
daß  in  der  arabischen  und  der  kabylischen  Abteilung  die  Bingebornen  zu  Wort 
kommen,  ohne  eine  Qberstimmung  durch  das  weiße  Element  befürchten  zu 
müssen.  Die  Beibehaltung  der  getrennten  Beratung  erscheint  daher  als  not- 
wendig; also  wird  man  eine  Lösung  suchen  müssen,  die  das  Gewicht  der  Voll- 
versammlung steigert,  ohne  auf  die  Vorteile  der  getrennten  Beratung  zu  ver- 
zichten. Eine  Steigerung  des  Gewichts  der  Vollversammlung  ließe  sieh  dadurch 
erzielen,  daß  man  neben  dem  Am'endementsrecht  der  einzelnen  Delegationen 
noch  ein  Amendementsrecht  einzelner  Mitglieder  zuließt1.  Gegen  Mißbräuehe 
des  Amendementsrechts  könnte  man  sich  leicht  schützen,  indem  man  die 
Berücksichtigung  der  Amendements  von  der  Unterstützung  durch  eine  größere 
Zahl  von  Mitgliedern  abhängig  machte.  Aber,  ob  eine  derartige  Änderung  zu 
einer  Vereinfachung  führen  würde,  ist  zum  mindesten  zweifelhaft.  Es  wäre  zwar 
nicht  unmöglich,  daß  eine  solche  Erweiterung  des  Amendementsrechts  eine 
bedeutende  Einschränkung  der  getrennten  Beratungen  bewirken  würde,  weil 
dann  die  Anträge  einzelner  Delegationen  immer  durch  Anträge  aus  der  Voll- 
versammlung heraus  zu  Fall  gebracht  werden  könnten.  Aber  es  könnte  auch 
die  umgekehrte  Wirkung  eintreten,  daß  nämlich  die  Verhandlungen,  statt  ein- 
fachere Formen  anzunehmen,  noch  komplizierter  würden,  wie  der  Versuch  mit 
den  großen  Kommissionen  gezeigt  hat.  Die  Autonomisten  würden  diesen  Nach- 
teil wohl  gerne  in  Kauf  nehmen,  denn  offenbar  kommt  es  ihnen  weniger  auf 
die  Vereinfachung  des  Verfahrens  an.  als  auf  die  Vermehrung  des  Gewichts  der 
Vollversammlung.  Aber  die  mutterländischen  Organe  werden  für  diese 
Reform  nur  schwer  zu  gewinnen  sein,  weil  sieb  an  die  Erweiterung  des  Amende- 
mentsrechts sehr  leicht  noch  andere  Forderungen  anknüpfen  würden,  indem  die 
Komplikation  des  Verfahrens  eine  Verlängerung  der  Session  bedingen  und  diese 
wieder  eine  Beschneidung  des  mutterländischen  Kontrollverfahrens  zur  Folge 
haben  würde.  Man  begreift  daher,  wenn  sich  die  Regierung  gegenüber  den 
Wünschen  nach  „Vereinfachung"  sehr  zurückhaltend  zeigt.  Für  die  algerische 
Selbstverwaltung  wäre  die  Gewährung  des  Amendementsrechts  an  die  Voll- 
versammlung von  weittragender  Bedeutung;  daraus  erklärt  es  sich  auch,  wenn 
die  Autonomisten  die  Forderung  der  gemeinsamen  Beratung  mit  so  viel  Nach- 
druck vertreten   und   sich  um   andere   gelegentlich  auftauchende   Forderungen,   die 
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etwa  die  öffentlichkeil   der  Verhandlungen  oder  die  Einführung  der  namentlichen 
Abstimmung1)  bezwecken,  nicht  viel  kümmern. 

.','.    Weiterentwicklung  in  der   Richtung  </<-r  Autonomie   oder  der  Assimilationt 

Auffallen  mag,  daß  die  algerischen  Versammlungen  sich  mit  der  I 
nach  der  Erweiterung  ihrer  Zuständigkeil  verhältnismäßig  wenig  befaßt  haben. 
daß  Bie  insbesondere  einen  Anteil  an  der  Gesetzgebung  noch  nicht  beansprucht 
haben.  I  >aa  mag  damit  zusammenhängen,  daß  sich  die  Algerier  wohl  bewußt 
sind,  wie  empfindlich  der  mutterländische  Gesetzgeber  über  sein  Gesetzgebungs- 
monopol wacht.  Auch  fürchten  sie  wohl  nicht  ganz  zu  Unrecht,  daß  im  Fall 
einer  Dezentralisation  der  Gesetzgebung  die  schon  jetzt  vielfach  als  überflüssig 
bezeichnete  Vertretung  der  Algerier  im  Parlament  aufgehoben  würde,  und  darauf 
wollen  es  die  Algerier  natürlich  nicht  ankommen  lassen,2)  da  ihnen  ihre  Senatoren  und 
Deputierten,  die  gleichsam  die  Stelle  von  Gesandten  beim  Souverän  des  Mutter- 
landes versehen,  doch  immer  wichtige  Dienste  leisten  können.  Gleichwohl  wäre 
der  Weg  einer  gewissen  Dezentralisation  der  Gesetzgebung  der  gegebene,  um 
dem  gegenwärtigen  Wirrwarr  der  algerischen  Gesetzgebung  ein  Ziel  zu  setzen. 
Man  wird  auf  die  Dauer  den  Algeriern  die  Garantien  des  formellen  Gesetzes 
nicht  vorenthalten  können;  und  so  wäre  es  am  Platze,  die  grundsätzlich 
unbegrenzte  Verordnungsgewalt  des  Präsidenten  der  Republik  zwischen  den 
mutterländischen  und  den  algerischen  Organen  aufzuteilen,  derart,  daß  die 
wichtigsten  Materien  dem  Parlament  vorbehalten  blieben,  während  im  übrigen 
die  Gesetzgebung  zu  einem  Teil  unter  Mitwirkung  der  algerischen  Versammlungen, 
zu  einem  Teil  ohne  deren  Mitwirkung  vom  Generalgouverneur  auszuüben  wäre. 
Dann  ließe  sich  auch  der  Grundsatz  der  Spezialgesetzgebung  besser  durchführen 
als  heute.  Die  Vertretung  der  Algerier  im  Parlament  würde  durch  eine  der- 
artige Regelung  nicht  überflüssig,  der  Anteil  des  Parlaments  an  der  algerischen 
Gesetzgebung  würde  ja  vergrößert  werden,  und  die  Kontrolle  über  die  algerische 
Verwaltung,  zum  mindesten  die  gegenüber  dem  verantwortlichen  Minister  und 
dem  Generalgouverneur,  würde  nach  wie  vor  vom  Parlament  geübt  werden. 
(ianz  abgesehen  davon,  daß  es  im  politischen  Interesse  des  Mutterlandes  liegt. 
das  lebendige  Band  zwischen  den  von  der  Masse  der  Fremden  und  der 
Naturalisierten  bedrohten  Franzosen  in  Algerien  und  der  französischen  Volks- 
vertretung nicht  zu  zerschneiden. 

Nicht  immer  beobachten  die  Algerier  die  gleiche  Zurückhaltung  wie  in  der 
Frage  der  Zuständigkeit.  Es  kommt  hin  und  wieder  vor,  daß  sie  sich  zu  nicht 
ganz  unbedenklichen  Anträgen  hinreißen  lassen:  so  tauchte  im  Jahre  1902  in  den 
Delegationen  der  Wunschantrag  auf,  daß  die  Beamten  in  Algerien  vorzugsweise 
den  Algeriern  entnommen  werden  sollten,  und  daß  die  Beamten  nur  in  Algerien 
residieren  sollten.     Der  Sinn  dieses  Wunsches  war  der,  der  Kolonie  eine  möglichst 


')  Siehe  den  oben  abgedruckten  Wunsch -Vorschlag  von  Marchis  (Conseil  superieur  1903), 
n°  5  und  6. 

2)  Es  gibt  zwar  radikale  Autonomisten,  die  die  Vertretung  Algeriens  in  den  Kammern  beseitigt 
seilen  möchten,  weil  sie  in  ihr  mit  mehr  oder  weniger  Recht  ein  Hemmnis  für  die  algerische  Selbst- 
verwaltung erblicken,   aber  man   darf  solche  Äußerungen  nicht  verallgemeinern. 
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landeskundige  Beamtenschaft  zu  sichern;  aber  freilich  konnte  <l<r  Wunsch  zu 
dem  Mißverständnis  Anlaß  geben,  daß  er  hauptsächlich  \<>n  dem  Streben  nach 
einer  schärferen  Grenzziehung  zwischen  Frankreich  und  Algerien  eingegeben 
wurde.  Dem  unbefangenen  Beobachter  wird  es  nicht  Bchwer  fallen,  zu  orkennen, 
daß  manchmal  sehr  zu  Unrecht  den  Algeriern  separatistische  Absichten  untergi 
schollen  werden,  wo  es  sich  um  nichts  weiter  handelt,  als  um  < I i< ■  Förderung 
wirtschaftlicher  [nteressen.  Das  gilt  z.  B.  von  den  Anträgen  auf  Gewährung 
einer  algerischen  Briefmarke.  Algerien  verlierl  alljährlich  100000  Fr.  dadurch, 
daß  Geldbeträge  aus  Frankreich  gewöhnlich  in  Briefmarken  gesandl  werden; 
namentlich  bedienen  sich  die  Banken  sehr  häutig  dieses  Zahlungsmittels.  Aller- 
dings gehen  auch  Markensendungen  von  Algerien  nach  Frankreich,  aber  die 
Summe  ihrer  Beträge  bleibt  weit  hinter  jener  Summe  zurück.1)  Der  Wunsch 
nach  einer  eigenen  Briefmarke  war  also  wohl  gerechtfertigt;  -einer  Erfüllung 
schien  nichts  im  Wege  zu  stehen,  da  ja  auch  andere  französische  Kolonien  ihre 
eigenen  Briefmarken  hatten.  Auch  das  Gouvernement  fand  den  Wunsch  so 
unbedenklich,  daß  es  sich  ihn  zu  eigen  machte  und  beim  Ministerium  für  seine 
Gewährung  wirkte;  d.h.  es  verlangte  vorsichtshalber  nicht  eine  besondere  Marke 
für  Algerien,  sondern  nur  den  Aufdruck  des  Wortes  „Algerie"  auf  die  in  Algerien 
ausgegebenen  französischen  Marken;  auf  diesem  Wege  ließ  sich  die  angestrebto 
Scheidung  der  algerischen  Einnahmen  von  den  mutterländischen  Einnahmen  ver- 
wirklichen, ohne  dem  Argwohn  Nahrung  zu  verschaffen,  daß  die  Kolonie  mit 
dem  Wunsche  separatistische  Absichten  verfolgte.2)  Gleichwohl  verweigerte  das 
Ministerium  die  Erfüllung  dieses  Wunsches,  vielleicht  mit  Rücksicht  auf  den 
Widerstand  der  Banken,  vielleicht  auch  mit  Rücksicht  auf  die  Soldaten,  die  ihre 
Geldsendungen  meist  in  Marken  erhielten.  Möglicherweise  aber  auch  aus 
politischen  Bedenken;  denn  die  Einführung  besonderer  Marken  in  einer 
Tropenkolonie  bedeuten  kein  Zugeständnis  an  Loslösungsbestrebungen,  während 
der  Gewährung  einer  besonderen  Marke  an  eine  mit  Selbstverwaltung  ausge- 
stattete Siedlungskolonie,  die  bis  dahin  die  gleichen  Postwertzeichen  wie  das 
Mutterland  führte,  eine  politische  Bedeutung  untergelegt  werden  kann. 

Natürlich  lassen  sich  die  Gegner  der  Selbstverwaltung  solche  Fälle  nie  ent- 
gehen, ohne  auf  die  wirklichen  oder  vermeintlichen  Gefahren  der  algerischen 
Selbstverwaltung  hinzuweisen.  So  verlas  der  südfranzösische  Abgeordnete  Senac. 
den  wir  als  einen  eifrigen  Anhänger  der  Assimilation  kennen  gelernt  haben,3)  bei 
der  Kammerverhandlung  über  das  Eisenbahngesetz  einen  Artikel  aus  dem  Akhbar, 
der  davor  warnte,  daß  die  Autonomisten  zu  dem  Sonderbudget,  dem  Sondergeist 
und  der  eigenen  Briefmarke  schließlich  noch  eine  eigene  algerische  Flagge  ver- 


')  Dtlegations  financieres,   Sess.   de  mars  1908,  Non   Colons,  Proces-verbaux  8.  150ff. 

2)  Regternngekommissär  Willot  erklärte:  „J'ai  insiste  d'une  facon  tonte  particuliere  pour 
obtenir  non  pas  One  figurine  speciale  pour  1' Algerie  —  ee  qui  semblerait  encore  indiquer  une  idee  de 
separatisme  qui  n'existe  pas  —  raais  simplement  le  mot  „Algerie"  iniprinic  sur  les  timbres,  de  facon 
ä   bien   distinguei  Les  recettes  algeriennes  des  recettes  metropolitaines."     Ebenda  S.  152. 

3)  Siehe  oben. 
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langen  würden.')  Seine  Absicht,  durch  die  Verlesung  derartiger  Stimmungs- 
proben  das  Parlament  von  der  Übertragung  der  Bahnen  an  Algerien  abzuhalten 
und  dazu  zu  bestimmen.  Hals  über  Kopf  die  ganze  algerische  Organisation  auf- 
zuheben,  erreichte  Senac  Ereilich  nicht,  aber  man  darf  deswegen  doch  eicht 
glauben,  daß  die  Anhänger  des  abgeschafften  Assimilationssystems  heute  nirgends 
mehr  ernst  genommen  würden.  Man  darf  sich  nicht  darüber  hinwegtäuschen. 
da!3  auch  heute  noch  ein  gewisser  Stamm  von  Assimilationsanhängern  vorhanden 
ist,  der  sich  nicht  nur  aus  politisierenden  Sonderlingen  zusammensetzt.2)  Natürlich 
gibt  es  verschiedene  Abstufungen  unter  den  Assimilationsfreunden.  Am  weitesten 
geht  wohl  der  Abgeordnete  Senac,3)  der  mit  einem  Federstrich  nicht  nur  die 
Organe  der  algerischen  Selbstverwaltung  mitsamt  dem  Generalgouverneur  be- 
seitigen mochte,  sondern  außerdem  noch  die  sofortige  Aufhebung  des  Sonder- 
rechts der  Muselmanen  und  die  ausschließliche  Anwendung  der  französischen 
Sprache  verlangt:4;  derartige  Maßnahmen  würden  geradenwegs  zu  einem  Aufstand 
der  Muselmanen  führen,  denn  die  als  Entgelt  gebotene  französische  Staatsange- 
hörigkeit 5)  wird  ja  von  den  Muselmanen,  zumal  sie  mit  der  Wehrpflicht  beschwert 
ist.*)  geradezu  verabscheut.  Nicht  minder  fanatisch  wie  Senac  bekämpft  Trolard 
(Professor  der  Medizin   in  Algier)  7)   die  algerischen  Sondereinrichtungen  und  noch 


1)  ,,1'ourvu  qu'apn's  ]<■  budget  special,  le  timbre  special,  la  mentalite  speciale,  ces  measieun 
n'aillent  pas  demander  le  drapeau  special.  En  attendant,  certaines  deliberations  algerianistes  etant 
sufrisamment  timbrees  de  par  leur  caractere  original,  il  n'y  a  pas  lieu  de  consacrer  ce  particularisme 
]>ar  une  figurine  postale."  Aus  dem  Akhbar  vom  1.  November  1903,  verlesen  in  der  Kammersitzung 
vom    18.  Februar  1904,   Chambre  des  deputes,  Debats,  J.  off.   S.  400. 

2)  Man  werfe  nur  einen  Blick  in  die  Mitgliederliste  der  Societe"  d'etudes  politiques  et  sociales, 
der  Gesellschaft,  zu  der  sich  im  .Jahre  1903  die  Assimilationsanhänger  in  Algerien  zusammenge- 
schlossen haben.  Da  begegnen  einem  manche  bedeutende  Namen,  u.  a.  die  bekannten  Juristen 
Larcher  und  Charpentier. 

3)  Proposition  de  loi  ayant  pour  objet  la  reorganisation  administrative  de  l'Algerie  et  son 
rattachement  ä  la  metropole,  presentee  par  M.  Senac.  depute.  (Chambre  des  deputes,  Sess  ord., 
Seance  du  4  juin  1903,  Annexe  n°  957,  J.  off.  S.  537  ff.).  Den  Geist  des  Vorschlags  mögen  folgende 
Stellen  kennzeichnen:  „Autonomie,  independance,  separatisme:  Rattachement,  assimilation  a  la  mere- 
patrie;  .  .  .  L'autonomie?  Elle  serait  bientöt  une  royante,  un  gouvernement  oligarchique  plus 
dangereux  eueore.  Elle  serait  d'abord  le  refoulement  dans  le  dt'sert  de  5  millious  de  musulmans  .  .  . 
La  Separation  amenerait  fatalem ent  plus  tard,  apres  le  depart  de  notre  armee  qui  n'aurait  plus  rien 
ä  faire  dans  ce  gouvernement  nouveau  et  autonome,  la  revanche  terrible  de  toutes  les  nationalites 
arabes,  dix  fois  plus  nombreuses,  coalisees  par  un  grand  effort  contre  la  colonie  isolee  ...  II  faut 
dire  nettement  a  l'Algerie  qu'elle  n'est  pas  une  colonie.  Elle  est  une  extension  du  territoire  de  la 
France,  une  fraction  de  la  France  elle-meme." 

4)  Art.  1 — 4  des  Gesetzesvorschlags  von  Senac.  ..Nous  voulons  la  femme  arabe  honoree. 
respectee,  donnant  librement,  dehors  comme  dedans,  ses  soins  ä  la  famille.  Nous  voulons  l'enlever 
ä  cette  indigne  Sequestration  .  .  ."  heißt  es  in  den  Motiven.  Es  braucht  nicht  gesagt  zu  werden, 
daß  diesen  Vorschlägen  keine  Beachtung  zuteil  geworden  ist:  das  schreckt  aber  Senac  nicht  ab, 
gelegentlich  bei  der  Beratung  des  Ermächtigungsgesetzes  die  Ideen  wieder  vorzubringen,  (so  wieder 
in  der  Sitzung  vom  17.  Dezember  1909,  Chambre  des  deputes,  Debats.  J.  off.  S.  3527  f.),  wo  dies 
natürlich   besonders   störend  empfunden   wird. 

5)  Art.  5. 

6)  Art.  9. 

')  En  Algerie.  Le  testament  d'un  assimilateur,  Alger  1903  und  De  la  Mentalite  algerienne, 
Blida   1905. 


II'.)    — 

mein-  den  algerischen  Sond ergeist,  dessen  Gefährlichkeil  er  aui  allen  möglichen, 
oft  Jahre  zurückliegenden,  gelegentlichen  Bntglei  ungen  und  Übertreibungen  in 
der  Presse  nachzuweisen  sucht.1)  Mit  Senne  teilt  or  das  grenzenlose  Vertrauen 
in  dir  Bingebornenbe  Völker  ung ,;  naoh  Beiner  Überzeugung  bedürfte  ei  um-  einer 
Anzahl  guter  Richter  und  williger  Ärzte,  um  die  Eingebornen  in  wenigen  Jahren 
moralisch   für    l'Y.inkieich   zu    erobern.8) 

Neben  diesen  Verfechtern  der  radikalen  Assimilation  stehen  andere,  die  an 
eine  allmähliche  Rückkehr  zu  dem  Assimilationsprinzip  denken  ;  diese  gemäßigte 
Riohtung  äußert  sich  z.  B.  in  einer  auffallend  milden  Beurteilung  des  Systeme 
der  Rattachements.  Der  Abgeordnete  Cochery  entdeck!,  daß  die  Rattachements 
sich  nicht  gogen  den  Generalgouverneur,  sundern  gegen  die  Bureaus  i\<>*  General- 
gouvernements richteten.  Der  Sinn  der  Rattachements  sei  gewesen,  dem  General- 
gouverneur anstelle  unterer  Beamten  die  Minister  selber  als  Mitarbeiter  beizu- 
geben.3) Das  Ergebnis  war  aber  doch,  daß  die  hohen  „Mitarbeiter-  dem 
(Jeneralgouverneur  überhaupt  nichts  mehr  zu  tun  ließen.  Auch  für  die  Miß- 
erfolge der  Angliederungspolitik.  die  man  nicht  gut  wegleugnen  kann,  sucht  man 
nach  einer  neuen  Deutung:  man  wälzt  die  Schuld  zum  Teil  auf  die  Personen 
ab.  zum  Teil  aber  macht  man  den  Geist  der  Assimilation  dafür  verantwortlich.4) 
D.  h.  man  sucht  glauben  zu  machen,  daß  das  Angliederungssystem  nur  deshalb 
so  schlimme'  Wirkungen  hervorbrachte,  weil  es  im  assimilatorischen  (ieiste  ange- 
wandt wurde.  Wie  wenn  sich  die  Angliederung  von  Verwaltungszweigen  an  die 
heimischen  Ministerien  von  dem  Assimilationsgedanken  trennen  ließe.  Nun.  von 
der  milderen  Beurteilung  der  Rattachements  bis  zu  ihrer  Wiedereinführung  ist 
es  noch  ein  weiter  Schritt.  Immerhin  muß  man  auch  solche  Überraschungen 
ins  Auge  fassen. 

Wahrscheinlich  ist  eine  solche  Umkehr  nicht;  wenn  nicht  alles  trügt,  wird 
an    der    seitherigen   Politik    festgehalten    werden.5)     Um    so   mehr  als  im  Mutter- 

')  „Dans  une  cinqnantaine  d'annees,  il  y  aura  des  Algeriens  en  Algerie,  toujours  Francais. 
mais  quelque  peu  Espagnols,  Italiens  du  Maltais,  sinon  legerement  teintes  d'Arabe.  Les  traditions 
historiques  et  la  doniination  administrative  nons  retiendront  toujours  cramponnes  au  coeur  de  la 
France  —  et  aussi  ä  sa  bourse,  —  mais  lentement  qous  lächerons  prise  pour  retomher  enfin  snr  nns 
propres  jambes.  saus  untre  patrie  que  celle  oü  nons  aurons  vecu,  avec  d'ailleurs,  le  Souvenir  de 
nos  ancetres  immediats  .  .  ."  Aus  dem  Akhbar  1895.  Angeführt  bei  Trolard,  Le  testament  d'un 
assimilateux,  s.  61. 

2)   apres  la  conquete  par  les  armes,   qu'est-ce  pour  eile  que  la  conquete  morale?  Avec 

cent  Juges  de  paix  ehoisis  parini  des  hommes  d'experience  et  cent  medecins  devoues  et  convaineu- 
de  leur  mission,  cette  conquete.  avons-nous  dit  depuis  longtemps,  sera  l'affaire  de  quelques  annees 
seulement".     Ebenda  S.  49. 

3)  „  .  .  .  comme  collaborateurs  au  Gouverneur  general,  non  plus  seulement  des  agents 
inferieurs,    saus    vues    d'ensemlile.    mais    les    chefs  les    plus  eleves  de  ces  grandes  administrations". 

4)  „  .  .  .  Encore  faut-il  etre  juste;  dans  ces  fächeux  resultats,  il  y  eut  de  la  taute  des 
hommes.  Le  grand  coupable,  dans  cette  periode,  ce  tut  l'esprit  d'assimilation  et  le  plus  grand  tort 
des  rattachements,  ce  tut  de  t'avoriser  la  politique  d'assimilation  :  mais  eile  exercait.  san^  eu\  ei 
en  dehors  d'eux,  ses  ravages".  Brouillet  auf  dem  Congres  de  L'Afrique  du  Nord.  Compte-rendu, 
T.  I.  S.  624. 

'•')   Es   sei   liier  erwähnt,   daß   man    gerade   gegenwärtig  im  Begriffe   stellt,   eine  für  Algerien    be- 
sonders lästige  Fessel  aus  der  Zeit  der  Assimilationspolitik  zu  lösen  oder  doch  wenigstens  zu  lockern: 
nämlich  die  Vorschrift,  daß  die  Schiffahrt  zwischen   Frankreich   and  Algerien   nur  unter  französischer 
Qmelin,  VerfMsangMiitwioklting   von    Ugerien.  20 
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Land  anerkannt  wird,  daß  sich  die  algerischen  Neueinrichtungen  sowohl  in  wirt- 
jchaftlicher  wie  in  politischer  Hinsichl  über  Erwarten  gut  bewährt  haben. 
Natürlich  täuschl  man  Bich  im  Mutterlande  nicht  darüber,  daß  es  übertrieben 
wäre,  die  günstige  Entwicklung  der  Volkswirtschaft  und  der  Finanzen  Algeriens 
im  letzten  Jahrzehnt1    allein  aus  der  Einführung  der  Selbstverwaltung  zu  erklären; 


Plagge  stattfinden  darf.     Diese  Regel  Btelll  nicht  etwa  ein  i  berbleibsel  ans  der  Zeil  des  Merkantil 
Bystems   dar  denn    1866    wurde   anch    \i'u-    « 1  i •  -  Schiffahrt  zwischen  Frankreich  und  Algerien  die 

l'rrili.'ii  (In-  Flam.'!'  ein^i-t'ii li rt  — .  sondern  sie  i-t  in  einem  Gesetz  vom  2.  April  1889  festgelegt, 
das  ganz  im  Geiste  der  Assimilation  die  Schiffahrt  zwischen  Frankreich  und  Algerien  anter  dem 
Gesichtspunkt  der  Küstenschiffahrt  behandelt.  Diese  Vorschrift  ist  für  Algerien  deshalb  so  ge- 
fährlich,  weil  nach  der  französischen  Gesetzgebung  der  größte  Teil  der  Bemannung  aus  französischen 
Staatsangehörigen  bestehen  muß  und  unter  diesen  die  eingeschriebenen  Seeleute  ein  Vorzugsrecht 
genießen.  Wenn  nun  unter  den  eingeschriebenen  Seeleuten  in  Marseille  Streikbewegungen  aus 
brechen  (wie  das  1904,  1907,  1909  und  1910  geschah),  so  i-t  der  ganze  Bändel  Algeriens  mit 
Frankreich  lahmgelegt.  Das  bedeutet  namentlich  im  Frühjahr  einen  kaum  wieder  gnt  zu  machenden 
Schaden  für  Algerien,  da  sich  das  Mutterland  während  der  Dauer  des  Streiks  von  andern  Ländern 
mit  Südfrüchten  versorgen  hißt.  Um  dem  abzuhelfen,  i-t  die  Regierung  durch  ein  Gesetz 
vom  22.  Juli  1909  ermächtigt  worden,  das  Monopol  der  französischen  Flagge  und  das  Vorrecht 
der  eingeschriebenen  Seeleute  vorübergehend  aufzuheben.  (Die  hierher  gehörige  stelle  lautet: 
Art,  1er.  En  cas  d'evenements  exceptionnels  ayant  pour  effet  d'interrompre  temporairement  le- 
relations  maritimes  sous  pavillon  francais:  1°  Entre  un  ou  plnsieurs  ports  <le  France  et  les  ports 
d'Algerie  ou  reciproquement;  .  .  .  Le  Gouvernement  pourra  Buspendre,  par  decret  rendu  en  conseil 
des  ministres  ,-t  pendant  tont  le  temps  que  durera  cette  interruption :  1°  En  ce  qni  concerne  l'Algerie 
L'application  de  la  loi  du  2  avril  1889,  .  .  .).  Aber  die  Algerier  sind  dadurch  nicht  vollkommen 
beruhigt,  sondern  fordern  völlige  Aufhebung  des  französischen  Flaggenmonopöls  (/..  J>.  Wunsch  des 
Conseil  general  von  Algier  vom  9.  November  1909).  Siehe  ■/..  \\.  die  Qninzaine  col.  vom  10.  Juli 
1909.    S.  4ö3;    vom    25.   Juli,   S.  525;    \ 25.  November,    8.  871;    vom    -2.').   Mai   1910,    8.  352. 

')  Die  wirtschaftliche  und  finanzielle  Entwicklung  kann  hier  natürlich  nur  angedeutet  werden. 
Näheres  findet  man  in  den  alljährlichen  Berichten  zu  dem  Autorisationsgesetz  und  in  den  Publika- 
tionen des  Generalgouvernements.  Der  Handel  Algeriens  belief  sich  von  lsTl  -75  durchschnittlich 
auf  365  Mill.  Ft.;  1876—80  auf  379:  1881—8')  auf  402:  1886—90  auf  440 :  1891—95  au!480; 
1896—1900  auf  004:  1901—05  auf  618:  1907  auf  774  .Millionen:  1910  auf  1  .Milliarde  7:1  Mill. 
Allerdings  steht  die  Ausfuhr  noch  stark  hinter  der  Einfuhr  zurück  (1907  um  109  Mill.),  aber  ila- 
ist an  und  für  sich  noch  kein  ungünstiges  Zeichen  :  daß  die  wirtschaftliche  Lage  günstig  ist.  ersieht 
man  aus  den  steigenden  Ziffern  der  Ausfuhr  und  aus  dem  ständig  wachsenden  Verkehr.  Die  Aus- 
fuhr der  Kolonie  an  Getreide,  Wein.  Oliven,  Gemüsen,  Früchten,  Kork.  Haifa,  Vieh,  Mineralien 
stieg  in  zehn  Jahren  (von  1896 — 1906)  von  240  Millionen  auf  280  Millionen.  Das  Steigen  de» 
Verkehrs  erhellt  aus  den  regelmäßigen  Mehreinnahmen  der  Post-,  Telegraphie-  und  Telephon 
Verwaltung,  die  in  dem  Zeitraum  von  1896 — 1900  um  701000  Fr.  und  in  dem  Zeitraum  von 
1901 — 05  um  1409000  zugenommen  haben.  Aus  den  Einnahmen  der  Hahnen  spricht  die  Zunahme 
weniger  deutlich,  was  sich  daraus  erklärt,  daß  die  Herabsetzung  der  Tarife  und  die  Neuanlegung 
von  Linien  zunächst  das  Anwachsen  der  Einnahmen  hemmte.  Immerhin  sind  in  letzter  Zeit  auch 
hier  bedeutende  Mehreinnahmen  zu  verzeichnen.  Im  Jahre  1908  betrugen  die  Einnahmen  6  880 738, 
die  Ausgaben  0  024  246.  der  Überschuß  1  856  492:  1909  beziffert*  ii  sich  die  Einnahmen  auf  114öS  204. 
die  Ausgaben  auf  8774893,  der  Überschuß  also  auf  2683311. 

Auch  die  Finanzen  erfreuen  sich  eines  günstigen  Standes:  man  muß  sich  freilich  hüten,  die 
finanzielle  Lage  nach  den  manchmal  recht  bedeutenden  Überschüssen  zu  beurteilen,  den:'  diese 
sind  z.  T.  daran-  zu  erklären,  daß  man  in  Algerien  wegen  der  Umständlichkeit  des  Budgetfest- 
stellungsverfahrens keine  Nachtragskredite  verlangen  kann.  Daher  werden  die  Ausgabenvoranschläge 
immer  recht  weit  bemessen,  so  daß  die  wirklichen  Ausgaben  gewöhnlich  hinter  den  Voranschlägen 
zurückbleiben.      Man    tut    deshalb    besser,     die    gesamten    Einnahmen    miteinander  zu   vergleichen: 
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man  weiß  in  Frankreich  recht  wohl,  dali  «Im-  Aufwärl  bcwegung  in  Algerien  zum 
outen  Teil  dem  allgemeinen  wirtschaftlichen  Aufschwung  zuzuschreiben  i  I  | 
Aber  man  gibl  doch  auch  zu,  daß  <i i «■  günstige  Lage  der  algerischen  \\in  chafti 
Verhältnisse  aiohl  nur  dem  Zufall  einer  guten  Konjunktur  zu  danken  ist,  sondern 
daß  auch  das  System  »I«m-  Selbstverwaltung  den  Aufschwung  wenigsten«  zum  Teil 
mitbewirkl  hat.a)  Zweifellos  luit  der  verständnisvolle  Gebrauch,  den  die  Algerier 
unter  der  erzieherischen  Leitung  des  Generalgouverneurs  Jonnart  von  ihren 
neuen  Rechten  machten,  nicht  wenig  dazu  beigetragen,  den  Fortbestand  des 
neuen  Systems  zu  sichern.  Es  ist  der  algerischen  Volksvertretung  gelungen, 
durch  ihre  staatskluge  Politik  die  früher  immer  wiederkehrenden  Einwände  gegen 
die  Gewährung  der  Selbstverwaltung  an  Algerien  zu  entkräften.  Namentlich  ist 
die,  nach  den  Erfahrungen  in  den  Conseils  generalis  nicht  ganz  «rundlose  Sorge, 
daß  die  algerischen  Versammlungen  ausschließlich  die  [nteressen  der  europäischen 
Bevölkerung  pflegen  und  den  Eingebornen,  wenn  auch  nicht  gerade  feindselig, 
so  doch  gleichgültig  gegenüberstehen  würden,3)  durch  die  überraschend  unpar- 
teiische Fürsorgetätigkeil  der  algerischen  Versammlungen  zerstreut  worden.1' 
Auch  die  Befürchtung,  die  algerischen  Versammlungen  möchten  —  etwa  wie  die 
Kolonialvertretungen  der  Antillen  —  der  neuen  Freiheit  ungewohnt  eine  ver- 
schwenderische Finanzpolitik  einschlagen,  hat  man  im  Mutterland  angesichts  der 
eher  zu  sparsamen  Wirtschaftsführung  der  Algerier  als  unbegründet  erkannt.5) 
Endlich  haben  die  mannigfachen  Beweise  des  strengen  Rechtssinnes  und  der 
vaterländischen  Gesinnung  der  Algerier  das   Mißtrauen    der  Franzosen  gegen   die 


lyOl  betrugen  die  Einnahmen  des  Sonderbudgets  57.8  Mill.;  1902  63,1  (60  Mill.  ordentliche  and 
3,1  außerordentliche  Einnahmen);  1903  71,3  Mill.  (65,3  ordentliche  und  G  außerordentliche);  1904 
69,9  (62,2  ordentliche  und  7.7  außerordentliche) :  1905  94, 5  (85,1  ordentliche  und  9.4  außerordent- 
liche); 190(5  05,3  (86  ordentliche  und  9,3  außerordentliche);  1907  106,4  (94,8  ordentliche  und  11,6 
außerordentliche);    1908    115,1   (101   ordentliche   und   14.1    außerordentliche). 

')  ,,11  serait  excessif  assurement.  de  vouloir  attribuer  au  budget  special,  ä  la  bonne  gestion 
des  affaires  algeriennes,  le  merite  exclusif  de  ce  resultat  .  .  .  La  verite  est  qne,  par  une  eoineidence 
heureuse.  le  nouveau  regime  a  beneticie.  pour  ses  debuts,  d'nrie  periode  ge'neralement  tres  favo- 
rable".  Kapport  Sanmande  zum  Ermächtigungsgesetz  für  1910.  Ch.  des  <  1  <'■[>. .  2e  se*ance  du  9  dec. 
1909.   arm.   n"   2907.  J.   off.   S.   204. 

2)  „II  faut,  cependant.  reconnattre  que  la  loi  du  19  d^cembre  1900  n'a  pas  ete  saus  avoir 
quelque  influence  ä  cet  egard".     Ebenda. 

3)  ,.  .  .  .  on  pouvait  redouter  que  les  Assemblees  algeriennes  n'eussent  le  souci  an  peu 
trop  exclusif  des  interets  des  Colons  europeens,  et  sinon  d'hostüite,  tout  au  moins  une  indifferente 
injuste  et  impolitique  envers  les  populations  indig&nes:  elles  ont  evite  cet  ecueil".  Brouillet  auf 
dem  Congres  de  l'Afrique  du  Nord.  Compte-rendu  T.  1.  8.  615. 

4)  ,.  .  .  .  on  ne  peut  pas  dire  qn'aucun  service,  qu'aucune  oeuvre  d'un  interet  purement 
indigene  alt  ete  «aorifie  dans  cette  gestion  de  liuir  ann£es".     Ebenda  S.  (516. 

5)  „Lä-dessus,  on  pouvait  craindre  que  .  .  .  l'Algerie,  dont  la  sobriete*  de  jugement  a'avail 
pas  toujours  paru  la  vertu  dominante,  n'eüt  d'abord,  en  ^a  recente  emaneipation,  an  sentiment  tres 
\it'  de  ses  besoins  avec  quelques  illusions  sur  ses  possibilite's ;  .  .  .  enfin  qu'elle  n'inclinät  a  la 
prodigalite1.  La  gestion  des  Delegations  financieres  a  completement  dementi  ces  appr^hensions ; 
elles  s'y  sont  montr£es  prudentes  economes,  ;>  tel  point  qu'on  lern-  a  fait  grief  de  leur  pareimonie". 
Ebenda  >.  (514.  Brouillet  wird  als  hoher  Ministerialbeamter  nicht  in  den  Verdacht  kommen,  eine 
einseitige   Vorliebe  für  die  Selbstverwaltung  zu  hegen. 

29* 
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politischen  Polgen  der  Selbstverwaltung  zum  Seilwinden  gebracht.1)  Und  -.»hat 
<lie  Verfassung  \<ui  1900  nicht  nur  die  Algerier  befriedigt,  Bondern  auch  im  Mutter- 
land haben  dm-  segensreichen  Wirkungen  Anerkennung  gefunden;  darin  ist  eine 
starke  Gewähr  für  die  Dauer  der  neuen  Regierungsform  zu  erblicken. 


')  ,..  .  si  l'dii  peut  relever,  <l:ui -^  les  d^liberatioiu  des  .\ — i-m l ■  ] «'•  <  -  alg&iennes,  som  la  plnme 
imiiK'  « i  <  -  -  plus  dminenta  rapporteura  de  la  commission  des  finaoees,  certainet  parolea  excessiven, 
certaines  thöses  audacieuses,  certaines  prätentions  hasarddes,  od  j  fcrouve,  par-dessus  tont,  im  souci 
de  le'galit^,    iiiic-    affirmation    de  patriotisme    qni    raasureront    les    plus    timorls    ii'-  ce  cdt^-ci    de  la 

Mi'-ititiTraiji'c. ■•     Ebenda  s.  i',|7. 
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Vorbemerkung. 


In  den  Anhang  sind  nur  die  Texte  aufgenommen,  die  für  die  Organisation 
der  Zentral-  und  der  Provinzialverwaltung  in  Algerien  in  Betracht  kommen,  während 
die  wichtigsten  Regeln   über  die   Gemeindeverwaltung  in   die  Anmerkungen   des 

Hauptbandes  verwiesen  sind.  Von  den  zu  den  grundlegenden  Akten  über  die 
allgemeine  Verwaltung,  /..  B.  zu  den  Dekreten  vom  26.  August  1881  und  vom 
31.  Dezember  lcXlH;  und  zu  dem  Gesetz  vom  24.  Dezember  1902,  ergangenen  Aus- 
führungsverordnungen   sind   nur    einige    Beispiele    herausgegriffen. 

Der  Ki'uv.c  halber  sind  bei  allen  Texten  die  Schlußartikel,  in  denen  die 
Minister  mit  der  Ausführung  beauftragt  werden,  weggelassen,  es  sei  denn,  daß 
dem  betr.  Artikel  eine  besondere  Bedeutung  zukäme,  wie  in  dem  Dekret  vom 
24.  Oktober  1870.  Auch  sonst  sind,  namentlich  bei  den  älteren,  ort  sehr  langen 
Ordonnanzen  und  Dekreten,  nur  die  wesentlichen  Jede  wiedergegeben.  Die  in 
Kraft  getretenen  Akte  sind  von  den  Entwürfen  durch  den  Druck  unterschieden, 
und  zwar  in  der  Weise,  daß  die  Gesetze,  Dekrete  usw.  in  Steildruck,  die  Ent- 
würfe dagegen  in  Schrägdruck  »ehalten  sind. 


No.  1. 

irrßte'  portant  formaüoo  d'nne  oommlssion  <l<'  gouvernement 

(Collection  des  actes  <lu  gouvernement  depuia  L'occupation  d'Alger  jusqu'an   Ier  octobre   1834. 

Paria  1843,  n°  2) 
6  julllet  is:jo. 
Art.  1  ''r.  II  est  forme    ane    commission    de  gouvernement,    qui    sera  chargee,    bous  l'autoritd 
imme'diate  du  commandanl  en  chef,  de  pourvoir provisoirement  aus  exigences  du   Service,  d'^tudier 
ot  de  lui  proposer  an  syst&me  d'organisation  ponr  la  ville  et   pour  le  tcrritoire  d'Alger. 
Art.  2.    Cette  commission  sera  composee, 

1°  D.>  l'intendant  en  chef,  pre*sident; 
2°  Du  marcclial  de  camp  Tholose*  ; 
3°  Du  sieur  Firino,  payeur  general  ; 
4°  Du  sieur  d'Aubignosc,  lieutenant-g£n£ral  de  police; 
5°  Du  sieur  Deval,   consul   de  Frame  ; 

6°  Du  sieur  Edmond  de  Bussieres,    secr^taire;    MM.  Gr£rardin  et  Lasalle,    interpretes. 
3.  La  commission  sera  convoquee  sans  delai,  pour  s'occuper  de  l'objet  de  sa  creation. 


No.  2. 

ArrOte"  portant  institution  d"un  comite  du  gouvernement. 

(Collection  des  actes  du  gouvernement,  n°  12), 
16  octobre  1830. 

Section   lIe.    II  sera  forme  im   comite   sous  le  titre  de   „Comite  du  Gouvernement". 

Ce  comite  se  composera  de  trois  membres  et  du  seeretaire  general. 

II  sera  preside  par  l'intendant  du  royaume  d'Alger,  qui,  en  cas  d'absence,  sera  supplee  par 
le  seeretaire  general. 

Le  comite  se  reunira  periodiquement  les  lundis  de  chaque  semaine,  et  extraordinairement 
toutes  les  fois  que  le  president  jngera  a  propos  de  le  convoquer. 

Le  president  deeidera  de  toutes  les  affaires  qui  seront  traitees  en  comite.  II  referera  au 
general  de  Celles  qui,  de  leur  nature,   lui  paraitront  exiger  l'intervention  de  l'autorite*. 

2.  L'administration  civile,  consideree  dans  ses  rapports  avec  l'armee  et  le  pays,  se  divise  en 
trois  branches  principales:  l'interieux,  la  justice  et  les  hnances. 

L'une  d'elle  compose  l'attribution  speciale  des  trois  membres  du  comite.  Cbacune  de  ses 
attributions  sera  plus  amplement  definie. 

3.  II  sera  etabli  une  demarcation  rigoureuse  entre  les  depenses  civiles  et  les  depenses 
militaires. 

Les  depenses  civiles  seront  acquittees  au  moyen  des  en'dits  speciaux  ouverts  d'apres  un 
budget  particulier  ä  ces  depenses. 

Pour  la  formation  de  ce  budget,  chaque  menihre  du  comite  produira  l'apercu  des  depenses 
pn'Mimees  de  son  departement  respectif. 

Le  budget  devra  ctre  regle  de  maniere  ä  ne  pas  depasser,  dans  aueun  cas,  le  montant  des 
recettes.     II  sera  soumis  ä  l'approbation  du  general  en  chef. 


Gmclin,  VerfasKungsentwicklurig  TOn   Algerien. 
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So.  :;. 
Ordonnance  du  Koi  qol  confle  a  im  Intendant  civil,  en  Alger,  la  dlreeüoi 
ei   la  Burreillance  <lrs  Services  clvils  et  Hnanclers  et  de  l'adniiiiistration 

de  la  justier. 

(Bulletin  des  lois,  2*e  partie,   126,  a°  3607.) 

l<>r  deeembrc   1831. 

Art.  Ier.    La  direction  et  la  Burveülance  de  tous    les  Bervicea  civil-  en  Alger,  Celles  de  tous 

lee  Services  financiers,  ainsi  que  Celles  de  l'administration  de  la  jußtice,  sont  confies  k  un  Intendant 

civil  place1    bous  Les  ordre-  imme'diats  de  notre  president  dn  conseü  dea  ministres,  et  respeetrremenl 

Bons  ceux  de  nos  ministres  de  la  justice,   des  affaires   6trangeres,  de  la  guerre,   de  la  marine,  des 

cultes,  <lu  commerce  et  des  finances. 

2.  A  partir  de  la  pubücation  en  Alger  de  la  presente  ordonnance,  les  agens  de  «<•  divers 
Services  ei   les  tribunauz  civüs  passeronl   imme'diatement  bous  les  ordres  de  l'intendant. 

3.  II  y  aura  aupres  <lu    i andant  en  chef  des  troupes    et  de  l'intendant  cm]  an  conseü 

d'administration,  compose'  du  ( imandant  en  chef,  president;  de  l'intendant  civil,  du  commandant 

de  la  Station    navale,  de    l'intendant  militaire,    de  l'inspecteur  general    des  finances  et  <lu   directeur 
des  domaines:  en  l'absence  du  commandant  en  chef,  l'intendant  Beul  presidera. 

4.  Ce  conseü  sc  reunira  sur  la  convocation  ein  commandant  en  chef,  ou,  en  ton  absence, 
>ur  celle  (!<•  l'intendant  civil,  aux  jours  qui  auront  6t&  determines  entre  eux,  ou  toutes  les  fois  que 
Tun  (Mi  l'autre  l'estimera  n^cessaire  au  bien  du  service.  L'inspecteur  general  des  finances,  ou 
l'employe^  superieur  de  ce  departement,  appebf  en  -»n  absence  au  conseü,  remplira  les  fonetions 
de    secn'taire. 


No.  4. 

Ordonnance   du    Koi    relative    au   commandement   et   ä   la  haute  adiuini- 
stration  des  possessions  francaises  dans  le  nord  de  L'Afrique. 

(Bulletin  des  lois,  9*  serie,  Ordonnances,   1  n    section,  324.  n"  .'>4.")0). 
22  juillet  1S34. 
Art.   1  er.  Le    commandement    general  et  la    haute  administration   des    possessions    francaises 
dans  le  nord  de  l'Afrique  (ancienne  regence  d'Alger)  sont  confies  ä  an  gouverneur  genexaL 
II  exerce  ses  pouvoirs  sous  les  ordres  et  la  direction  de  notre  ministre  de  la  guerre. 

2.  Un  nfticier  general  commandant  les  troupes,  an  Intendant  civil,  im  officier  general  com- 
mandant la  marine,  un  procureur  general,  un  Intendant  militaire,  un  directeur  des  finances  sunt 
charges  des  differents  Services  <-i\  il s  et  müitaires  sous  les  ordres  du  gouverneur  general  et  dans 
la  Limite  de  leurs  attributions  respectives. 

3.  Le  gouverneur  general  a  pres  de  lui  un  conseü  compose'  des  fonetionnaires  design^s  dans 
l'article  nn'cedent.  Suivant  la  nature  des  qnestions  soumises  au  conseü,  le  gouverneur  general  y 
appelle  les  chefs  de  service-  speciaux  civüs  ou  militaire-.  que  I'objet  des  discussions  peui  concerner. 
Ils  ont  v>i\  consultative. 

4.  Jusqu'a  ce  qu'ü  en  si.it  autrement  ordonne,  les  possessions  francaises  dans  le  nord  de 
l'Afrique  sunt  regies  ]iar  uns  ordonnances. 

.").  Le  gouverneur  general  prepare  en  conseü  les  projets  d'ordonnances  (|ite  recLame  la 
Situation  du  pays,  et  les  transmet  ä  notre  ministre  de  la  guerre. 

Dans  les  cas  extraordinaires  et  urgeiits.  il  peut  provisoirement,  par  voie  d'arrete.  rendre 
execntoires  les  dispositions  contenues  dans  les  projets. 

6.  Des  ordonnances  speciales  d^termineront  les  attributions  du  gouverneur  general  et  du 
conseü,  ainsi  que  l'organisation  de  l'administration  civile.  celle  de  la  justice  et  celle  des  finances. 
L'administration  de  L'armee  et  celle  de  la  marine  demeurent  soumises  aus  lois  et  ordonnances  qui 
le-  regissent. 


8     — 

\,,    , 
AinMo  minlstlrlel  <|iii  rfcgle  los  attrlbutlons  «in  gouverneur  g6n£ral,  <i<s 
ohefe  d'adminlstratlou  placäs  sous  ses  ordres,  et  «in  eonsei]  d'admluistration. 

(Bulletin  officio!  des  actes  du  gouverne m  n°8.) 

i«r  septembre  is:u. 

Chap.  I  ". 
l>n  gouverneur  gdndral. 
Vi't-   1  '''.  Le  gouverneur  g^neral  a,  bous  les  ordres  du  ministre  de  la  guerre,  leg  attribntion 
necessaires  i » « » •  1 1-  L'exeroice   du  oommandement  ei   la  direction  Bupdrieure  de  l'administration  qui  loJ 

soll«    conlies. 

2.  II  est  charge1  de  La  defense  extörieure  et  Interieure  «les  possesBions  francaises  dans  le 
imnl  de  L'Afrique. 

II  ;i  bous  ses  ordres  Lmme'diats  les  gardes  nationales  ei  orbaines,  la  gendarmerie  ei  les 
troupes  de  toute  nature,  re'gulieres  et  Lrre'gulieres. 

,'{.  II  dirige  seid  les  rapports: 

1"  Avec  les  tribus  de  L'inteneur; 

2°  Avec  les  pouvoirs  politiques  des  <5tats  limitrophes ; 

3°  Axcclcs  agents  des  puissances  dtrangeres  dtablis  dans  L'dtendue  de  son  gouvernement. 
•1.  11  donne  los  ordres  generalis  concernant  les  differents  Services  administratifs. 

Les  :  irret  ('s  et  reglements  gdneraux  sont  sigin's  par  lui,  sur  la  proposition  des  eliet's  d'ad- 
tii  1  ii  istrat  in  n    conipetents. 

5.  11  arrete,    chaque    annäe,    pour   e*tre  soumis    au    ministre    de    la   guerre,  les    budgets   des 
recettes  ei  depenses  de  son  gouvernement,  et  les  grands  projets  de  travaux  ;'i  executer. 
II   pourvoit  ä  rexecution  du  budget  arrete  par  le  ministre. 

II  arrete,  chaque  annee,  et  transmet  au  ministre  les  comptes  gcneraux  des  recettes  et  des 
depenses   ordonnanceos   sur  les   fonds   de   l'Etat. 

10.  II  surveille  l'usage  de  la  presse,  et  pennet  ou  interdit  toutes  publications  d'ecrits 
iiiipiiiin's  dans  le  ressort  de    son  gouvernement. 

II  delivre   des   hrevets   d'iniprimeur  et  de  libraire. 

11.  II  veille  h  la  libre  et  prompte  distribution  de  la  justice. 

En  matiere  criminelle,  il  prononce  le  sursis  dans  tous  les  cas  oü  il  y  a  lieu  de  recourir  ä 
la  demente  royale. 

Aucun  arret  emportant  peine  capitale   n'est   exccute   sans    son  autorisation. 

15.  II  est  charge  de  la  haute  police  sous  le  double  rapport  de  la  tranquillite  publique  et 
de   la  sürete*  du  dehors. 

16.  Le  gouverneur  general  a  sous   son  autorite  les  fonctionnaires  civils   ou  militaires. 

17.  II  pourvoit  provisoirement,  en  cas  d'urgence,  aux  vacances  qui  surviennent  dans  les 
emplois  resorves  ä    la  nomination    du  Roi    ou    ;'i  celle  du    ministre    secretaire  d'Etat    de    la    guerre. 

II  pourvoit  dctiniti,  ement  aux  autres  emplois.  II  revoque  ou  destitue  les  agents  nonimes 
par   lui. 

18.  II  promulgue  les  lois  et  publie  les  ordonnances,  arretes  et  reglements. 

19.  En  cas  d'interruption  des  Communications  avec.  la  France,  il  prend  provisoirement  les 
mesiires    de   gouvernement   qui    lui   paraissent,   indispensables. 

20.  Le  gouverneur  general  peut  dehiguer  aux  fonctionnaires  de.  son  choix.  .  .  .  teile  portion 
de  ses  pouvoirs  <|n'il  juge  convenable. 

1* 
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21.  Le  gouverneur  general  es<  i um'    par.le  Koi,  Mir  la  propositioD  <lu  ministre  secre'taire 

rll.1,1  de  la  guerre,  qui  lai  donne  <l<-  ordres  sur  tonten  les  partiee  du  Service,  et  avec  Lequel  seul 
il  correspond  poui  toutes  les  affaires  de  bod  gouvernement. 

22.  La  correspondance  de  tous  les  chefs   de  Bervice  avec  le  ministre  de  );i  guerre  est  trans 
mise  par  le  gouverneur  general,  qui  j   ajoute  Bes  observations  donl  il  la  juge  susceptible. 

Les  reponses  <lu  ministre  s<>nt  adressdes  an  gonverneur  general,  qui  les  transmel  aus  dif- 
ferents  chefs  de  Service. 

Chap.  II. 
De  l'intendanl  civil. 
25.    L'intendant    civil    a,  sons   les   ordres  du  gonverneur  general.   la  directiou  de  tontet  les 
parties  de  l'administration  civile. 

Ses  attribntions  sont  celles  des  preiets  en  France,  sauf  exceptio!)  <j  u i  rdsulte  de  L'article  41 
ci-apres. 

31.  L'intendant  civil  a  L'ordonnancement  de  toutes  les  depenses  publique«  antares  qne 
Celles  qui  B'appliquent  a  la  Milde  de  l'armee  de  terre  et  de  mer,  et  aux  Bervices  d'administrations 
militaires  et  maritimes. 

II  correspond  directement.  pour  les  objets  relatifs  ä  cette  comptabilite  avec  le  ministre  de 
la  guerre. 

32.  L'intendant  civil    est   nomnn;  par  le    Hoi,    sur    la    proposition    du  ministre    de    la    guerre. 
II     correspond    avec    ce    dernier    sur   les    objets    de    ses    attribntions.    par    l'intermc'diaire    du 

^ouverneur    general.    ainsi    qn'il    est    dit  ä  l'art.   22,    sauf  l'exception   splcifiee  ä  l'art.  31   ci-dessns. 

Cbap.  III. 

Du  procureur  general  (art.  34 — 37). 

Chap.  IV. 

Du  directeur  des  finances. 

38.  I^e  directeur  des    finances   dirige   et  surveille,   sous  les   ordres   du   Gouverneur  general,  les 

Services  : 

De  l'enregistrement  et  du  timbre, 

Des  domaines, 

Des  douanes, 

Des  postes, 

Des  contributions  directes  ou  indirectes  etablies   ou  h   etablir. 

Et  en  general  toutes  les  branebes  du  revenu  public. 

Cbap.   V. 
Du   conseil   d'administration. 
50.  Le  Conseil    d'administration    delihere    sur  les    projets    de   budgets    ou   de   travaux   ;i   bou- 
mettre  au  gouverneur  general   ou  au   ministre  : 

52.  L'avis  du  conseil  d'administration  dans  les  cas  prevus  par  les  articles  qui  precedent, 
n'est  point  obligatoire  pour  le  gouverneur  general:  mais  il  est  toujours  et  immediatement  commu- 
ni((ue   au   ministre  avec  la   decision   conforme   ou  contraire   du   gouverneur  general. 

Chap.   VI. 
Dispositions  generales   (art.  56  et  57). 


—      5      — 

Nu        ß. 

Anvie  de  H.  le  mlnlstre  dd  La  gnerre  qui  regle  Les  attributions  du  gon- 
rerneur  general,  des  chefs  de  serrlce  des  admlnlstrations  eirlles  ef  du 

Conseil  d*admIoistratIoDt 

(Bulletin  offlciel  dea  actea  <l u  Qouvernement   n"   168). 

2  aodt  is:«;. 

Chap.  I. 

|)u  gouveraeui  general  (art,   1     15). 

Chap.  II. 

I>e  ['Intendant  civil  (art.   L6     23). 

"_'().   [/Intendant  civil  correapond  directement,   pöoi  toutea  lea  mattere     dan      e     attributions, 

a\ cc   le   ministre   de   la   guerre,    avec    Le   gouverneur  general   et    avec   lea   antrea   chefa   de   Service. 

Chap.  III. 

1»ii  proenrenr  general  (art.  24 — 27). 

Chap.    IV. 

Du  directeni  des  finances  (art.  28     37). 

28.   Le  directeur  des  financea  dirige,  goua  lea  ordrea  de    l'intendanl  civil,   tmis   \<-^    Services 

institurs  pour  le  reconvrement  dea  revenus,  snit  de  l'Etat,  ->h  dea  coi ines. 

Chap.   v. 

Du  conseil  d'administration  (art.  38 — 43). 

Chap.   VI. 

Dispositions  generales  (art.  44 — 49). 


No.  7. 

Ordonnance  du  Roi  sur  l'adniinistration  civile  de  rAlglrie. 

(Bulletin  des  lois,   9*   scrie,  G09,  n°  7654). 
31  octobre  1838. 
Art.   I''1'.     L'administration  des  Services  civils,  en  Algene,  denieure  placee  sons  l'autorite  du 
gonvernenr  general. 

II  aura  sons  ses  ordres: 

1 .  Un  directeur  de  l'interieur ; 

2.  Un  proenrenr  general ; 

3.  Un  directeur  des  finances. 

2.  Le  directeur  de  l'interieur  a  dans  ses  attributions  l'administration  generale,  provinciale 
et  commnnale,  l'agricnlture,  l'instrnction  publique,  les  eultes  et  tous  les  Services  que  nos  prece- 
dentes  ordonnance«  et  l'art.  4  ci-apres  ne  placent  pas  dans  les  attributions  du  procureur  general 
ou  du  directeur  des  finances. 

II  oecupe,  au  conseil  d'administration,  la  place  et  le  rang  qui  y  etaient  assignes  ä  l'in- 
tendant  civil. 

4.  Le  directeur  des  finances  dirige  et  surveille,  sous  les  ordres  du  gouverneur  general,  les 
Services   ci-apres  : 

L'enregistrement  et  le  tinibre ; 

Les  domaines ; 

Les  douanes  et  contributions  diverses,   la  garantie  d'or  et  d'argent,  la  verification  des 

poids  et  mesures; 
Les  postes; 
Les   t'orets. 
II  est  g£neralement  cliarge  de  tout  ce  qui  concerne  l'etablissement,  le  regime,  la  pereeption 
et  la  comptabüite'  des  contributiona  publiques,  impdts,  taxes  ou  revenus  de  toute  nature,  ä  l'exception 
de  ceus  dont  il  est  parle  en  l'art.  9. 


—    <;    — 

\n  ,'i  Le  directetu  de  l'interieur  et  le  directeur  dei  finsncea  recoivent  Beul*,  et  trau- 
in.  ii.i,'  leurs  -  ii  i  >.  -r<l  ■  -ii  ii .  '•  I'-  ordre«  du  gouverneur  general  bot  t<>nt<~  ]•-  parties  dea  servicea 
qo]  leurs  sont  confiös:  Ha  en  dirigent  el  Burreillenl  l'exe^cutiorj  bd  se  confonnant  au  loia,  ordon- 
n  ,11.  ■  s,  n  glementa  et  d^ciaiona  ministerielles. 

II-  rendent  <■<  'inpt<-  an  gouverneur  general,  tontea  lea  foia  qu'il  l'exige,  «1  <  -  -  acte«  ei  dei 
n'-ultut-  de  leur  admininistration. 

IN  travaillent  et  correspondent  Beule  avec  le  gouverneur  general, 

II-  proposent  lea  projeta  d'arn'te-  a  prendre  par  le  gouverneur  g£n£ral. 

Ils  Lnstruisent  rt  rapportent  au  conseü  d'administratioD  tontea  lea  affaires  dependaates  de 
leurs  Services,  dont   ce  conseil  est  appele*  ;'i  connaStre, 

Ils  proposent  au  gouverneur  general  lea  nominations,  avancements,  mutations,  suspensions, 
revocations  aiiisi  que  toutes  lea  dispositions  concernant  le  personnel  on  le  materiel  de  l'axbninisfcration 

interieure   im    celle   des   finances. 

9.  Le  commandemeut  sur  lea  populatiohs  purement  indi^ene-,  l'a--iette  et  la  levee  des  tributs 
auxquels  dies  Bont  assujetties,  les  dispositione  d'ordre  et  de  comptabilite'  Bont  r£gl£a  par  dea 
arret£s  du  gouverneur  •reneral.  soumia  ä  l'approbation  de  untre  ministre  secretaire  d'Etat  de  la 
guerre,  et  qui,    n^anmoins,    peuvent  Itre  reiidua  provisoirement  ezdcutoirea. 

10.  Le  gouverneur  g£neral  i oera  a  tous  les  emploia  publica  auxquela  il  u<-t  pas  pourvu 

]iar  uns  ordonnances,   on   dont  untre  ministre  secretaire  d'Etat   de  la   guerre   ae    B'eat   paa   reaerve 
la  nomination. 


No.  8. 

Ordonnance   du   Roi.   sur  ['Organisation   du   regime   tinancier  en   AlffC'ri«'. 

(Bulletin  des  loia  678,  n°  81G9). 
21  aoüt  1S39. 
Art.   l''r.     Le  Service  et  la  comptabilite"  des  finances,    eo  Algerie,   sont  et  demeurent  soumia 
aus  dispositions  ci-apres: 

Chap.   l,r. 

Des  recettes. 

g   1er.     Division  des  revenns. 

2.  Les  droits,  produits  et  revenus,  Bont  divises  en  deux  categories: 

Revenns  de  l'Etat, 
Revenns  coloniaux. 

§  2.     Revenns  de  l'Etat 

3.  Sont  revenus  de  l'Etat: 

Les  droits  d'enregistrement,  de  timbre,  de  {Treffe  et  d'hypotheque ;  les  droits  et  demi-droits 
in  siis.  et  les  amendes  de  contravention  anz  lois,  ordonnances  ou  arret^s  sur  ces  matteres; 

Les  revenus  et  prix  de  vente  du  doniaine.  tel  qu'il  est  fixe  par  l'art.  137  de  la  presente 
ordonnance; 

Les  successions  et  epaves  devolues  a  l'Etat; 

Les    droits    de   douäne    et    de  navigation;    les    droits    accessoires    et   les    droits    sur   les    sels; 

Les  taxes  et  redevances  imposees  k  la  pecbe  du  corail; 

I.e  prix  de  la  vente  des  poudres  a  feu; 

Les  droits  de  garantie  des  matteres  d'or  et  d'argent; 

Le  produit  de  la  taxe  des  lettres.  celui  de  5  p.  0  0  des  artides  d'argent,  celui  des  places 
sur  le>  bateaux  ä  vapeur  de  l'Etat : 

Les  contributions  extraordinaires  de  guerre; 

Le-  recouvrements  sur  frais  d'instance,  frais  de  justice  criminelle  et  tous  autres  recouvre- 
ments  effectues,  pour  compte  de  l'Etat.  par  le  tr&orier  payeur  ou  par  les  comptables  des 
administratioo  financieres. 
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I.  Ces  revenui   61  autrei   qui  seraient  crdös   ii  l'avenir,   an  profil  du    trt  oj      eronf  > - ■  •  ■  ■  ■  j •  i ■ 
il.'ins  Le  budget  general  des  voles  et  moyeni,  ioui  !<•  Ütre;  Produlti   h  revenui  de  l'Algerie. 

§  8<  LY\ enui  coloniati \. 

5.  Sont  rc\  i'iiiis  coloniaux  ! 

Les    taxes    d'ootroi    ä    l'entree    par    mei    h    par    terre,   j    comprii    celle     nr  le       acri      ef 

Ics    cafcs  ; 

Les  fcaxes  tmposees  ;i  l'exerclce  des  professions  Industrielles; 

Les    rctrilnitions    siir    le    pnids    public    et    l:i    vi'rilical  ion    des    poids    B(    mcsiiro  : 
lies   droits   siir   Ics   places    et   Ics    manln's ; 

Les  taxes  il<'  roirie  sui  les  propriätäs  b&ties  et  nun  bäties; 

Les  di.iu's,  redevances  et  autres  taxes  ou  contributlons  habituelles,  payles  par  les  Arabes 
Boumis  a  l'administration   de  la  France; 

Les  revenus,  loyers  et  prix  de  vente  de  la  portion  du  domaine  fixee  par  l'art.  138  de  la 
präsente  ordonnance ; 

Le  produit  des  biens  sequesträs; 

Colui  de  la  vente  des  arbres  et  des  fruits  des  pepinieres,  jardins  d'essai  ou  plantations  sur 
la  voie  publique; 

Le  prix  des  concessions  d'eau ; 

Celui  des  abonnements  au  Moniteur  Algerien  et  aus  autres  publications  administratives; 

Celui  des   passe-ports,   permis   d'armes,   diplömes,   livrets   d'liöteliers   ou   gens   de   serviec; 

Les  recouvrements  d'avances  faites  sux  fonds  coloniaux; 

Les  amendes  et  le  prix  des  autorisations  de  poliee; 

Les  droits  sanitaires  et  d'attache  des  navires ; 

Les  dons,  legs  et  recettes   extraordinaires  autorisees. 

6.  Ces  produits  et  tous  autres  qui  seraient  ranges  ulterieurement  parmi  les  revenus  de  la 
colonie  formeront  uu  fonds  eommun  affecte,  sans  distinetion  d'origine,  ä  l'acquittement  des  depenses 
a  la  charge  de  l'Algerie. 

Ils  donneront  Heu  h  la  formation  d'un  budget  particulier  soumis  aux  preseriptions  de  la 
presente  ordonnance. 

Chap.  II. 

Des    depenses. 

§   1  er.  Division  des  depenses. 

7.  Les  depenses  sont  divisees  en  deux  categories : 
Depenses  ä  la  eharge  du  tresor; 

Depenses  ä  la  eharge  de  la  colonie. 

§  2.    Depenses  ä  la  eharge  du  tresor. 

8.  Les  depenses  a  la  eharge  du  tresor  sont  de  deux  especes: 
Celles  des  Services  speeiaux; 

Celles  des  Services  generaux. 

9.  Les  Services  speeiaux  comprennent: 

1°  Le  gouvernement  d'Afrique;  2°  les  Services  militaires  irreguliers ;  3°  ceux  des  Services 
civils  qui  ne  sont  pas  mis  par  l'art.    11    ä  la  eharge  du  budget  colonial,  et  qui  concernent: 

'  Le  personnel,  le   materiel  et  les  frais   administratifs    de  la  direction  et 

des   sous-direetions   de  l'interieur; 

Les    eultes,    l'instruction    publique,    le    commerce,   les    travaux    publics 
ordinaires    et    extraordinaires,    pour    les    depenses    qui    sont    supportees    en 
b  France  par  le   budget  de  l'Etat. 
JUSTICE  Les  depenses  supportees  en  France  par  le  budget  de  l'Etat. 

le   materiel,  les  frais  administratifs  et  les  remboursements 


!Le  personnel,  le 
relatifs  ä  l'administra 


FINANCHS 

ration  et  a  la  pereeption  des  revenus   du  tresor. 

10.   Les  Services   generaux   comprennent: 

Tous  les    services   qui,    portes  au   budget    de  la  guerre  (2°  section,    Algerie),  ne  figurent  pas 
dans   la  nomenclature    de   l'art.  pn'ccdent. 


—     H     — 

1 1. '|n  iue8  a  La  charge  de  La  colonie. 

11.  Sonl  d  La  charge  de  la  colonie,    Celles  qui  concernent: 
ministration  iicx  villes  ei  des  circonscriptioni  administratives; 

i      personnel,  Le  materiell  les  frais  administratifs  relatifs  a  L'administration  ei  a  la  perception 
iloniaux ; 

Le  conunandemenl  ei  L'administratioE  des  tribus  arabes; 

L'acquisiti t  L'expropriation  des  tmmeubles  dans  ['interSl  colonial; 

Les  Lndemnites  dues  ponr  occnpation,  expropriation  on  demolition  d'immeubles  antremenl 
que  ponr  Bervice  militaire; 

L'administration    des    biens  BdqueBtres  ei  Les    rembonrsements  a  effectner    bui   leur   prodnit; 

La  construction  ei  l'entretien  des  bätiments  civils,  des  ports,  möles,  £gouts,  canaux,  aqueduca, 
routes  ei  chemins,  ponr  La  partie  qui  est,   en  France,  .:i  la  charge  des  commnnes  ei  des  departements; 

Le  nettoiement,  L'eclairage  ei  Le  pavage  de  La  roie  publique  dans  Les  rüles; 

Les  bureaux  de  sante1  ei  Le  Service  des  ports; 

Les  depenses  de  la  chambre  de  commerce; 

Les  hospices  civils  ei  Etablissements  de  bienfaisance; 

Les  secours  ans  indigents  ei  dans  Les  cas  de  calamites  publiques; 

Le  service  dos  Lnhumations; 

La  milice  africaine; 

Le  casernement  de  La  gendarmerie; 

Les  prisons  civiles; 

Les  depenses  des  tribunaux,  des  cultes,  de  L'instruction  publique,  <lu  commerce  et  de  l'agri- 
culture,  <|iü  sunt,  cn  France,  a  la  charge  des  communes  ei  des  departements; 

Les  frais  d'impression  dn  Moniteur  algerien,  des  publicationa  administratives,  des  passeports, 
permis  de  ports-d'armes,  diplömes  et  livrets; 

Les  bibliotheques,  musees  et  beaux-arts; 

Les  pepinieres,  jardins  d'essai  et  encouragements  a  l'agriculture  et  a  [Industrie; 

Les  fetes  et  rejouissances  publiques; 

Et  genEralement  toutes  les  depenses  qui  sont,  en  France,  ä  la  charge  des  communes  ou 
des  departements,  et  auxquelles  il  n'aurait  pas  <-t .'  ouvert  an  credit  an  budget  de  la  guerre  (section 
de  l'Algerie). 

Chap.   III. 

Dispositions  communes  aus  Services  speciaux  concernanl  le  tresor  et  aux  Bervices  coloniaux, 

§  1  er.  Assiette  et  perception  des  produits. 

12.  Les  taxes,  perceptions  on  revenus,  ne  peuvent  Stre  Etablis,  modifies  on  rapprimes,  savoir: 
Ceux  au  profit  de  l'Etat,  qu'en  vertu  d'une  ordonnance  royale; 

Ceux  au  profit  <le  la  colonie,  qu'en  vertu  darrete-  rendus  ]>ar  le  ministre  de  la  guerre,  ou 
par  le  gouverneur  general,  avec  l'approbation  pr£alable  du  ministre. 

§  2.  Des  budgets. 

20.  Les  produits  et  revenus  attribuos  an  tresor  sont  L'objet  d'un  «'tat  des  recettes  presuniees. 
Lequel  est  adresse*  au  ministre  de  la  guerre  et  transmis  par  lui  an  ministre  des  finances.  Les 
resultats  qu'il  präsente  prennent  place,  chaque  annee,  dans  le  projet  de  loi  des  recettes. 

21.  Les  credits  l^gislatifs  portes  aux  chapitres  speciaux  du  budget  de  la  guerre  (deuxieme 
section,  Algerie),  6nonc£s  en  l'art.  9  ci-dessus,  donnent  Heu  a  la  formation  d*un  tableau  de  repar- 
lition  i mre  Les  divers  Services:  ce  tableau  prend,  ponr  ordre.  Le  nom  de  budget  des  Services  speciaux. 

22.  Les  recettes  e1  Les  depenses  coloniales  donnent  lieu  a  la  formation  d'un  budget  distinet 
appelE:   budget  general  des  Services  coloniaux. 

23.  Ces  budgets,  de'Ube're's  en  conseil  d'administratiön  et  arrftes  par  le  prouvernenr  general. 
sont  approuvt's  definitivem ent  par  le  ministre  de  la  guerre.  aux  epoques  et  dans  les  formes  deter- 
niiiu'es   aux  chapitres   4   et  5  de  la  presente  ordonnance. 

24.  Les  recettes  a  re*aliser  ponr  compte  de  l'Etat  ou  de  la  colonie.  le>  depenses  coloniales 
et  cell  rvices    speciaux  ä  la    charge  du    tresor.    ne  peuvent    Stre  faites    que   conformement 


JJ    — 


:ui\    budgets    oi-deBBUi    mentionnds,    ou    aas    autorl  af ixtraordtnaire      qal     bi  denl    dotim'i 

ultdrieurement  pai  le  ministre  de  la  guerre. 

■Ja.  Dana  Le  oaa   ou  cei  budgeta    n'auraienl    paa  6ti  approuvdi    avan!  le   oommencemenf  de 
L'exercice  auquel  Ms  a'appliquent,  les  recettea  et  les  depenses  ordinairea  contlnuent,  ju  qu'l  l'appro 
batiou  «le  ccs  budgeta,   et  sauf  ddcision   contraixe  <l n    ministre,  h  6tre    faitea  conformiSmenl    i 
de  r.'Miucc  preoddente. 


Chapitre  l\'. 
Dispositions  particulieres    aus  recettea  ;i  röalisei  pour    compte  du  trdaoi    ei   an  pdciaux. 

§  1  ,r.  Recettea  an  profil  du  tn'sor. 
I!).  L'apercu  dea  recettea  ;i  röaliser  au  profit  du  trdsor,  dresse*  par  le  directeur  des  ünances, 
est  soumia    au    conseil    d'administration   et    transmis    par  le    gouverneur  gdnöral    au    ministre  «In  la 
guerre,  dix-huit  mois  avant  l'ouverture  de  l'exercice  auquel  il  s'applique. 

,r)0.  L'extrait  de  la  loi  des  recettea  en  ce  qui  concerne  l'Algerie  est  adresse"  par  le  n ■  i i ■  i  fere 
de  la  guerre  au  gouverneur  general,  qui  le  transmet  au  directeur  des  financea  Charge*  d'asaurer  le 
recouvrement. 

4?  2.      Budget  des  sen  iecs   speciaux   a   la  charge  du   tn'sor. 

51.  Le  budget  des    Services    speciaux  a    la  Charge    du  tn'sor ,  est  subdivise*  eu 

autant  de  sections  qu'i]  y  a  de  Services  distinets. 

52.  Le  gouverneur  general  procede  en  conseil  d'administration,  sur  la  proposition  des  cliet's 
de  Service,  a  La  sous-repartition  des  credit  s  Ldgislatifs. 

Les  propositions  relatives  a  la  fixation  des  depenses  sont  soumises,  avant  le  lö  Beptexnhre 
de  chaque  annee,  a  L'approbation  du  ministre. 

Chapitre   V. 

Dispositions   a]>plical)les   aux   Services   coloniaux. 

§    1.     Budget   general   des   Services   coloniaux. 

58.  Le  projet  de  budget  des  recettes  et  depenses  eoloniales,  delibere  en  conseil  d'admini- 
stration,  est  soumis  a  l'approbation  du  ministre  avant  le   1  er    0  et  obre  au  plus  tard. 

59.  Le  budget  approuve  est  renvoye,  avant  l'ouverture  de  l'exercice,  au  gouverneur  general, 
qui  en  remet  expedition   au  directeur  de  l'interieur,  au  directeur  des  rinances  et  au  tresorier  payeur. 

§  2.    Partie  des  recettes. 

60.  Le  budget  des  recettes  eoloniales,  prepare  et  soumis  au  conseil  d'administration  par  le 
directeur  des  finances,  eoniprend  tous  les  inipots,  produits  ou  revenus  realisables,  k  un  titre  quel- 
conque,  au  profit  de  la  colonie. 

§  3.    Partie  des  depenses. 
Gl.  Les  propositions  relatives  ä  la    fixation  des  depenses   eoloniales  doivent  etre  renfermees 
dans  les  limites  du  montant  presume  des  recettes  ä  realiser. 

Le  budget  est  divise  en  deux  ehapitres  prineipaux,   savoir: 

1°  Frais  d'administration   et  de  pereeption  des   revenus  coloniaux; 

2°  Credits  alloues  aux  divers  Services  coloniaux. 


Chapitre  VI. 

Comptabilite  des  preposes   comptables. 

Dispositions  communes. 

Chapitre  VII. 

Direetion,  surveillance,   ecritures  et  comptes  annuels. 

Chapitre  VIII. 

Du  domaine. 

§   le».     Domaine  de  l'Etat. 

137.  Le  domaine  de  l'Etat  comprend, 

Les  immeubles  qui,  en  vertu  de  decisions  regulieres,  ont  ete  ou  seront  affectes  ä  un  Service 
public   n'tribuc   sur  les   t'onds   de  l'Etat; 

Ceux  qui  ont  ete  ou  seront  acquis,  en  rentes  ou  en  capitaux,  sur  les  fonds  du  tresor; 
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Cimi\  ilnnt  le  r» •  \  ■  1 1 n  ii'av.iii  pas,  bous  l'ancienne  Administration,  nne  affectation  speciale  h 
des  beaoins  Locaux  des  villes,  douairs,  outhans,  tribus  ou  provinces,  ou  qui  n'etaienl  pas  la  pro- 
l  >  r  i  •  t  ■ '  de  communautes,  associations  ou  agglomerations  d'habitants; 

Les  proprietes  <  in  desherence  ; 

Les  1 . i « - r » —  reconnus  vacants  et  Baut  maltres. 

§  2.     Domaine  colonial, 

138.  Le  domaine  colonial  < iprend, 

Les  immeubles  qui,  en  vertu  de  däcisions  reguliereB,  on<  < '•  t » -  ou  Beronl  affectes  a  uo  sei 
yice  public  re'tribue'  sur  b-^  fonds  coloniaux; 

Ceux  qui  Beront  .- 1 < - < j n i >- ,  en  rentea  ou  en  capitaux,  sur  les  fonds  coloniaux; 

Cciix  doni  1«'  revenu  etait  aSecti  a  des  depenses  Locales  concernant  b-^  villes,  douairs, 
outbans,  tribus  ou  provinces,  mi  qui  ötaienl  la  proprnite  de  communaut 's,  associations  ou  agglo- 
merations d'habitants  ; 

Les  tcrrcs  v.'iincs  et  vagues.  landcs,  bruyeres,  pacages,  marais  et  autres  enonces  en  l'article 
lcr,  titn-  IV  de  la  loi  du  10  juin   1793. 

139.  La  colonie  est  tenuc  d'acquitter,  c me  Charge  de  la  proprio, 

Les  frais  d'administration,  d'entretien  et  de  surveillance  du  domaine  colonial ; 

Les  indemnitea  «Ines  pour  demolition,  occupation  im  expropriation  d'immeubles  dans  l'interet 
public,  ä  l'exception  toutefois  de  ceux  qui,  a  partir  du  l,r  janvier  1835.  auraient  c:t<-  ou  Beraient 
affectes  aux  Services  militaires ; 

Et  generalement  toutes  les  depenses  de  police,  de  salubrite,  d'assainissement,  de-  construetion 
d'egouts,  fontaines  et  abreuvoirs,  auxquelles  des  revenus  speciaux  dtaient  autrefois  affectes. 

140.  La  colonie  est  tenne,  en  outre,  d'abandonner  ä  l'Etat,  quand  il  y  aura  lieu,  et  saus 
indemnite,  les  terrains  et  bätiments  dont  l'expropriation  serait  reconnue  aecessaire  dans  l'inten't 
d'un  servicc  public  de  l'Etat,  sauf  toutefois  le  remboursement  des  depenses  de  construetion  ou 
d'appropriation  effectuees  sur  les  fonds  coloniaux. 

Le  montant  du  remboursement  sera  fixe  par  le  ministre  de  la  guerre,  au  vu  des  pieces  de 
depense  ou,  ä  defaut,  sur  expertises  contradictoires. 

§  3.     Dispositions  communes. 

141.  II  sera  forme  et  arrete  en  conseil  d'administration.  sur  la  proposition  des  clief>  de 
service,   des  etats   distinets. 

Du  domaine  de  l'Etat, 
Du  domaine  colonial. 
Des  biens  sequestres. 

142.  Aucune  propriete  ne  peut  cesser  de  figurer  sur  les  etats  mentionnes  en  l'article  pre- 
cedent,  ni  etre  transportee  d'un   etat   ä    l'autre,   qu'en  vertu   d'une  decision   du   ministre. 

§  4.     Administration  du  domaine. 

144.  Aucun  immeuble  appartenant  ä  l'Etat  ou  ä  la  colonie  ne  peut  etre  affecte  ä  an  service 
public,  meine  dans  les  cas  d'urgence,  qu'en  vertu  d'une  decision  du  gouverneur,  piis'e  sur  l'avis  du 
chef  de  service  qui  reclame  l'immeuble  et  du  directeur  des  finances:  il  est  inimediatement  rendu 
compte  de  cette  disposition   au   ministre. 

145.  Aucun  immeuble  administre  par  le  domaine  ne  peut  etre  aliene  qu'en  execution  d'un 
arrete  du  gouverneur,  delibere  en  conseil  d'administration.  sur  la  proposition  du  directeur  des 
finances   et  approuve  par  le   ministre. 

1. 'arrete   determine  le   mode   d'alienation. 

Un  plan  des  immeubles  alienes  et  une  expeaition  du  cahier  des  charges  sont  joints  auprojet 
d'arrete  transmis  au  ministre. 

146.  Les   dispositions   de  l'article  precedent   sunt   applicables   aux   echanges. 
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Chapitre  i\. 

I  Mi      pclNOIIIlel. 
vj      1.         I  >  i  >  |  >  <  l  S  i  ( i  •  ■  1 1  s     eYlleialcs. 

149.  Nnl  De  peul  exercer  un  emplol  dani  les  administrations  Hnanciero     en   Afriquc  ou  dan 
[es  Services  qul  en  däpendenl  qu'en  rertu    d'une   lettre   de   servlce    d41ivr£e   par   le  mini  tre   de   la 
guerre  ou  en  son  aom. 

Nul  iic  peul  exercer  an  emplol  dans  le  Bervice  de  la  tre'sorerie  ei  des  postes  qu'en  rertn 
d'une  commission  <lu  ministre  des  finances. 

Los  payeurs  ei  les  employ^s  de  fcout  grade  attachös  ;>  ce  Service,  sous  les  ordrei  ei  la 
direotion  «In  träsorier  payeur,  sunt  nommjs,  but  bb  propositlon,  par  le  ministre  des  finances:  ils 
sont  p ort 4s  stir  Irs  contröles  du  ministöre  ei  assimile's,  pour  l'avancemenl  ei  la  retraite,  aus  agents 
ciii|ilo\  «'s  sur  li'  continent. 

150.  Le  personnel  obI  compose^ 

1°  Des  emploj »'s  du  Service  <lc  la  trcSsorerie  ei  des  postes; 

2"    Des    emplovcs   dctaclics    des    :id  m  in  ist  r:i  t  i<  •■■  s  c<  >nt  imn  t  :i  les   qui,  BUT   la  deniande    du  ministre 

de  la  guerre,  sonl  mis  ;'i   su  disposition   par  le    ministre   des  finances,  pour  les  Bervices  financiers; 

,'5"  Des  auxiliaires  i>u  agents  des  Services  speciaux  nommds  directemenl  par  Le  ministre  «li- 
la guerre ; 

4°  Des  i>n'i>oses,  agents  de  Burveillance  on  sous-employ£s  nomim's  par  le  directeur  des 
finances  confbrm&nent  aux  regles  propres  a  chaque  service. 

154.  Les  employes  detaches  des  administrations  eontinentales,  et  ceux  qui  y  seront  rattacln's 
en  vertu  de  l'article  1G1  ci-apres,  prennent  le  nom  d'employ^s  commissionn^s. 

Les  auxiliaires  et  agents  (les  Services  speciaux  etrangers  aux  administrations  eontinentales 
prennent   le   nom   d'employes   entreteniis. 

Les   uns   et   les   autres   exercent   au    memo  titre. 


No.  9. 

Ordonnance  du  Roi  concernant  les  recettes  et  depenses  de  TAlge'rie. 

(Bulletin  des  lois    1174,  n°    11800.) 

17  janvier  1845. 

Titre  1er.  Assiette  des  impöts. 

Art.    1er.     Les  impöts,  taxe.s   et    revenus  de  toute    nature    crees    ou  a  creer  en  Algerie,   soit 

comme  produits  generaux  appartenant  a  l'Etat,   soit  comme  produits  formant  les  ressources  locales 

et  municipales,    ne   pourront    etre  etablis,  modiries  ou  supprimes  qu'en  vertu  d'ordonnances  royales. 

Sont  exceptes  toutetbis   de  eette  disposition : 

1°  Les  taxes  de  ville  et  de  poliee  analogstes  k  Celles  dont  la  pereeption  est  autorisee  en 
France  au  profit  des  communes  par  la  loi  du  18  juill.   1837  ; 

2°  Jusqu'ä  disposition  contraire,   les  impöts   dus  par  les  populations  arabes. 
Ces  taxes  et  impöts  pourront  etre  etablis,  savoir: 

Les  impöts  arabes,  par  arretes  de  notre  ministre  secretaire  d'Etat   de  la  guerre; 
Les  taxes  de  ville  et  de  poliee,  par    arretes    du  gouverneur    general,    avec    l'approbation    du 
ministre. 

4.  Les  Centimes  additionnels  aux  impöts  etablis,  et  les  contributions  extraordinaires  que  les 
communes  de  1' Algerie  demanderaient  ä  s'imposer,  ainsi  que  les  emprunts  qu'elles  seraient  dans  le 
cas  de  contracter,  ne  pourront   etre  autorises  qu'en  vertu   d'ordonnances  royales. 

Des  arrete's  de  notre  ministre  secretaire  d'Etat  de  la  guerre  autoriseront  les  contributions 
extraordinaires  que  les  triltus  arabes  demanderaient  ä  s'imposer  pour  les  depenses  locales  k  faire 
sur   leur  territoire. 

Titre  IL     Recettes  et  depenses  du  tresor. 
10.  Sont  revenus  gvneraux  de  l'Etat,  et  compris  dans  les  ressources  annuelles  du  budget  des 
voies  et  moyens,  les  produits  designes  dans  le  tableau  A  ci-annexe. 
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11.  i  •  toua  autrea  de  mßme  nature  qui  seraient  • '  t  .- *.  I  •  I  i  —  a  l'avenir,  seronl  compria 
an  l  •  i  ■  -  -  moyens,  Bona  le  titre:   „Prodnita  ei  revenua  de  l'Algi 

12.  Sonl  depenses  &  la  Charge  de  l'Kt.it. 
me  depenses  militairi 

1°  Lee    depenses  des  corpa  ei  des  Services  militaires  francaia; 

Les    d£penaea    des    corps    indig&nes  ei    les    indemnitea    &ccord£ea    ans   chefs    qui  fonl  im 
militaire. 

(  omme  depenses  i  sh  des: 

Les  depenses  comprises  an  tablean  lt.  annexe'  a  la  präsente  ordonnance,  et  ä  la  premiere 
partie  des  ätata  de  deVeloppemenl  l>  bis  et  J5  ter. 

l.'i.  Les  depenses  civiles  sont  ordinairea  iztraordinairea. 

Les  depenses  ordinaires  sont  Celles  qni  •  >  i  ■  t  ponr  objet  les  Services  permanenta  et  lea  travaux 
Denis  ei  d'entretien. 

I.  b  depenses  extraordinaires  sont  Celles  qni  ont  ponr  objet  lea  Bervices  accidentela  et  lea 
depenses  de  premiere  construction   ponr  granda  travanx    «l"ut ilit •'•  on  d'exploitation  publique. 

II  est  ponrvn  ans  nnea  ei  aux  antrea  an  moyen  des  credit*  ordinairea  on  extraordinaire8 
alloues  par  les  lois   de  Gnances. 

Titre  III.         Recettes  ei  depenses   locales  et  mnnicipales. 

14.  Les  recettes  locales  ei   mnnicipales,  en  Algerie,  sont  ordinairea  on  extraordinaires. 
Sonl    recettes    ordinaires    celles    qni  sont    mentionnees   an  tablean  ('.    annexe*   ä   La  präsente 

ordonnance. 

Sont  recettes  extraordinaires   Celles  qni  Ggnrent  an  tablean  C  bis. 

17.  Les  sommes  ainsi  recouvreea  forment  du  fonds  commnn  affect£,  sana  distinction  de 
aature,  de  prodnit  on  d'origine,  a  l'acqnittement  dea  depenses  locales  et  mnnicipales  de  tonte 
espece,  taut   Mir  le  territoire  civil  que  snr  les  territoires  mixte  et  arabe. 

15.  Les  depenses  locales  et  mnnicipales,  en  Algerie,  s<uit  ordinairea  on  extraordinaires. 
Sont    depenses    ordinairea    Celles    qni    >'>nt    comprises    an    tablean    L).  annexe  a   la   presente 

ordonnance. 

s..iit  depenses  extraordinaires  Celles  mü  sont  mentionnees  an  tablean  D  bi>. 

Les  ones  et  les  antrea  doivent  tonjonrs  Stre  renfermees  dans  le-  limites  des  resaonrcea  dis- 
ponibles. 

19.  II  est  ponrvn  a  ces  depenses  an  moyen  des  cr£dits  onverta  au  bndget  etabli.  snr  la 
proposition  des  conseils  de  province,  par  le  conseil  supeiieur  d'administration,  et  approuve  par 
notre  ministre  secr&aire  d'Etat  de  la  gnerre. 

20.  Les  prodnits  realise's  dans  chaque  province  sunt  consacres  aux  depenses  de  la  province. 
sous  la  deunction  de  vingt-cinq  ponr   cent,  employes  ainsi  qn'il  snit: 

Qninze  ponr  cent  affectes,  sana  distinction  de  province,  -ur  la  proposition  du  conseil 
superieur  d'administration,  aux  depenses  d'une  utilite  commune  ä  toutes  les  provini 

Dix  ponr  cent  conserves,  a  titre  de  reserve,  ponr  parer  aux  depenses  locales  et  mnnicipales, 
en  Algerie,  qni  n'ont  pn  etre  preVues  L>rs  de  la  formation  du  bndget. 

11  ne  ponrra  Stre  dispose  de  ce  fonds  de  dix  ponr  cent  qn'en  vertn  des  antorisations  speciales 
de  notre  ministre  seerdtaire  d'Etat  de  la  gnerre,  et  dans  les  limites  qn'elles  anront  fixees,  d'apres 
les  ressonrees  n'alis« 

Tablean  A. 
(Annexe'  ä  l'ordonnance  royale  du   17  janvier  1S45-  > 
Produits  et  revenns  du  tresor  en  Algerie. 
Contribntions  directes. 
itribution  ä  etablir  Mir  la  propriete  fonciere. 
Contribution  des  patentes.    Bons  la  deauetion    des  Centimes    qui  pourront  eHre  attribuea  aux 
communes. 

Enregistrement,  timbre  et  domaine. 
Droits  strement,  de  greffe  >-t  d'hypotheque. 


L8 

Moiiir  des  N.'ilaircs  poiu  Ifl  trafraerlptlon  hypoth^cairu  do     acti     * I ■    mutation. 

I'i-imIii it    de    i'iiii|mt    iln    I  im I iic. 

Prix  «li's  passe-ports  ei   permia  de  porl  d'arme 

Droits  et  demi-droits  en  bub  ei    araendes  de  contravention  ;iii\  lois,  ord ance     ou  arrutl 

s 1 1 1-  ces  matteres,  qaand  elles  ae  sonl  paa  attribudea  axa  co unes. 

Produit  des  fcerrains  des  fortificationa  ei  des  bätiments  militaires. 

Loyers,  fermages,  rentea  foncieres  ei  rachata  de  rentes  provenanl  dti  domaine  autre  que 
celui  <|iii  est  la  propriete"  des  corporationa  religieuaea  ou  des  communes. 

Prix  <  1 » ■  s  rdooltes  Paltes  bui  lea  terres  du  domaine  de  L'Etat, 

l'roduit  des  pepinieres  et  |>l:uii at Ions  faites  pat  l>'  gouvernement. 

Prix  de  vente  d'effeta  mobiliers  appartenanl  ;'i  L'Etat. 

I'rix    des    epavcs,    dcshcrences    ou    biens    \acaiits. 

Forsts. 
Prodnits  h  realiscr  sur  les  bois  e1  forSts  de  L'Etat. 

Douanes  et  scls. 
Droits  de    douane  ;'i  l'importation    et  a  L'exportation.         Droits  de    uavigation.     -  Droits  de 
magasinage  dans  les  entrepöts  n'els.         Droits  stuf  la  pSche    du  corail.         Taxe    de  consommation 

n    etablir   siir   les    sels. 

( 'ontributions   indirectes. 

Droits  de  licence  sur  La  fabrication  et  la  vente  des  boissons.  —  Droits  de  Licence  sur  la 
fabrication  et  la  vente  des  tabacs.  l'roduit  de  la  vente  des  poudres  ;'i  feu.  Droits  de  garantie 
sur  les  matieres  d'or  et  d'argent,  a  etablir.  Dixieme  du  produit  net  de  l'octroi  municipal,  tel 
(]u'il  est  etabli  en   France  par  l'art.  253  de  la  loi  du  '28  avril   1816. 

Postes. 
Produit  de  la  taxe  des  lettres.   —  Droit  de  cinq  pour    Cent  sur  les  envois  d'argent.   l'roduit 
des  places  sur  les  bateaux  ä  vapeur  de  l'Etat. 

Contributions  arabes. 
l'roduit   net   (sous  les  deduetions  prescrites  par  l'art.   4  de  1' ordonnance), 
1°  Du  bockhor  (loyer  des   ten'es  azels); 
2°  De  l'acbonr  (impot  sur  les  grains); 
3°  Du  zekkat  (impot  sur  les  bestiaux); 
4°  De  l'eussa  (impot  paye  par  les  tribus  du  desert). 
Prodnits  divers. 
Redevances  et  prodnits  extraordinaires  des  mines. 
Droits  de  verifieation   des  poids   et  mesures. 

Droits  de  timbre  sur  les  expeditions  et  qnittances  delivrees  par  les   administrations  financieres. 
Droits  sanitaires  et  de  port. 

Retributions  imposees  aux  eleves  des  Colleges  et  des  eeoles  dont  les  depenses  sont  payees 
sur  les  fonds  de  l'Etat. 

Prix  des  abonnements  au  „Moniteur  algerien"  et  au  „Bulletin  officiel"  des  actes  du  gou- 
vernement. 

Prix  des  travaux  effeetues  par  l'imprimerie  du  gouvernement  pour  le  compte  des  divers 
Services  publics,  des  communes   et  des  particuliers. 

Montant  de  l'abonnement  fixe  pour  frais  de  perception  des  recettes  locales  et  municipales 
rcalisees  par  les  agents  des  Services  financiers,  et  pour  frais  d'acquittement  des  menues  depenses 
effectuees  par  les  agents  du  tresor. 

Recouvrements  sur  frais  d'instance,  frais  de  justice  criminelle,  et  tous  autres  recouvrements 
effeetues  pour  le  compte  de  l'Etat,  par  les  tresoriers  payeurs  ou  par  les  comptables  des  admini- 
strations financieres. 

Recettes  de  differentes  origines. 
Produit   des    prises    faites    sur   l'eunemi. 
('ontributions    extraordinaires   de   guerre. 
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Tableaa  lt. 

Depenses  a  la  Charge  du  budgel  de  l'Kt.it.  en  Algerie. 

1  >e*penses  ordinaires. 

1     Depenses  <1  u  gouvernemenl  et  de  l'administration  generale  de  l'Algerie. 

Ir.it'  in.  ni    du    gouverneur   g^neraL         De*penses  gen^ralea  de    gouvernement.         Penonnel 

el  materiel  de  l'administration  generale.       Commandement  et  Administration  des  popnlationi  arabes. 

Corps  des   interprites.         Service  t£l£graphique> 

1 1.'|  ii  ii-..--  dl-  Services  mflitaires  Lndige.ne£  en  Algene. 
Solde  'i  entretien  des    troupes  indige'nea.         [ndemnit^a  aus  chefa  ou    agents  indigenee  <|ui 
fonl   im   service  militaire. 

Depenses  du  service  maritime  en  Algerie. 
Personnel  el   materiel  du   service  interieux  dea  porta. 

Solde   el    entretien    des    equipages    des    bätiments    Legers    charg£s    de  surveiller  lea    cötea  <t 
d'assurer  l'observation  des  traite's  et   reglements  sanitaires. 

4°  Depenses  des   servicea  civils  en   Algerie. 
Personnel  el   mennes  depenses  des  cours  el  fcribnnaui. 
Frais  de  justice  criminelle. 

Traitements  des  directeurs*  sous-directeurs  et  commissaires  civils;  dea  commissairea  de  police 
•i   fonctionnaires,  ou  agents  principauz  des  prisons  civiles. 

Traitements  des  ministres  des  differents   cultes  catholique,  protestant,  muaulman  et  i-rac'lite. 
Traitements  des  fonctionnaires  et  agents  de  l'instruction  publique. 
Traitements  de  l'imprimerie  et  de  la  Lithographie. 

Traitements  des    fonctionnaires  et   agents  des  Services  des  plpini&res  et  plantationa,  <lu  ser- 
vice sanitaire,  des  mines  el  autres  qui  interessent  l'agriculture,  le  commerce  el  l'induatrie. 

I  )i']iciiscs  de  materiel  des  serviees  ci-dessus  design^s,  excepte*  en  ce  qui  concerne  1'--  caaernea 
d<    gendarmerie,  les  ]>ri-"iis  civiles,  les  cultes,  les  dcoles  et  salles  d'asile. 

Depenses  de  tonte  aature  de  la  commission  scientifique  de  l'Alg£rie. 

Frais    de  personnel    el    de    materiel,    el    depenses    diverses    de    ton-    le-    Services    financiera ; 
rembouxsements,  restitutions  et  non-valeurs. 

Indemnites  pour  expropriations  anterieures  a   1845;  rachal  des  rentes  dues  aus  propri£taires 
depossedes. 

5°   Depenses   des   travaux  civil-   en   Algene. 
Traitements    des    fonctionnaires    el  agents    des    Services    des    ponts    et    cliaus-eV-    el    des 
bätiments  civils. 

Depenses  des  travaux  comprenant,  d'apres  la  repartition  indiqude  aux  tableaux  B  bis  et  B  ter, 
l     Pour  le  service  de-  ponts  et  chaussees,  l'entretien  et  les  reparations  simples; 
_'     Pour  le  service  des  bätiments  civils,  l'entretien.  les  reparations  simples,  le-  constructions 
el   gro — -  reparations. 

6U  Depenses  de  la  colonisation  en  Algerie. 
Traitements  des  fonctionnaires  et  agents  attaches  au  service  de  la  colonisation. 
Depenses  des  travaux  pour  la  creation    et  le  developpement    des  centres  de  population,   les 
voies  de  communication  ä  ätablir  entre  eux,   les  de*Mchements,   les  subventions  aux    Colons   et  les 
frais  d'emigration   en  Algerie. 

7°  Les  depenses  secretes  en  Algerie. 
Depenses  extraordinaires. 
Travaux   civils. 
Dessechements.  -      Routes.  —  Port  d'Alger.   —   Ports  secondaires.  —  Travaux   sur   le   terri- 
toire  arabe. 

Tableau  C. 
Recettes  locales  et  municipales  ordinaires  en  Algerie. 
Loyers,  fermages  et  rente-  fonciexes  provenant  de  la  location  ou  de  la  vente  de.-  biens  appaxte- 
n.uit    aux    anciennes    corporations    religieuses,    et    de   cenx  qui   auraient  ete   ou    seront   acquis  par 
le-   communes   ou   agglomerations   d'habitants. 


Dixiome  du  produit  ne1  dei    Im]  ita  payds  par  le     Irabe     tenanl   Heu  de    centlmi     ordlnoiri 

all'ecl.c.s    en     France    aux    communes. 

Centimen   ordinaires  qui   pourronl    Gtre  attribue'i  aus  commanea  de  l'Alge'rie   par   lei  ordoo 
Dances  ätabllssant  l'impftt  foncler, 

Produit  de  la  portion  aecord^e  aux  c« nunes  dana  l'lmpöl  dei  patentes. 

Produll  de  t'octroi  municipaJ  er    Ugerie,   aous   la  ddductlon  du  dlxieme   attribue1   an  tri 

Produit  des  droits  de  place  percus  dans  les  halleB,  folres,  marche1  ,  abattoirs,  d'aprei  les 
tarifs  düment  autorises. 

Produit  des  permis  de  stationnement   ei  des    locations   snr   la  voie    publique,     or    le     port 
ri\  ieres  et  atitres  1  i<- u  x  publica, 

Produit  des  peages  communaux,  des  droits  de  peaage,  mesurage  et  jaugeage;  des  droits  de 
voiric  et  autres  droits  Legalement  ätablis. 

Prix  des  concessions  dans  les  eimetieres. 

Produit  des  concessions  d'eau,  de  l'enlevement  des  boues  ei   immondices  de  la  roie  publique, 

et    autres    concessions    autoriseos    pour   les    scr\  icos    coinnmnan\. 
Dixieme    du    produit   de    tOUte    representation    theätralc. 
Produit    des    expeditions    des   actes    administrativ    et    des    actis    de    IVtat   civil. 

Portion  des  amendes  payäes  par  les  Arabes,  qui  n'est   pas  affect^e   aux  chefa  indigenes  par 

les   arretes    speciaux    SUT   La   matiöre. 

Portion    aecordeo   aux    communes    de  France   dans    le    produit    des  amendes    proi eres    par    les 

tribunaux  de  simple  police,  pax  ceux  de  poHce  correctionnelle  et  par  les  conseils  de  diseipline  de 
la   garde   nationale. 

Et  »•encralement  le  produit  de  toutes  les  taxes  de  ville  mi  de  police  dont  la  perceptioii  est 
autorisee   en    France    par   la    loi    du    18  juillet    1837. 

Tableau  C  bis. 

Recettes  locales  et  municipales  extraordinaires  en  Algerie. 
Contributions   extraordinaires   düment  autorisees. 

Prix  de  vente  des  biens  des  communes,  agglomerations  d'habitants,  ou  anciennes  corporations 
religieuses. 

Dons  et  lej;'s  düment  autorises. 

Remboursement  des  capitaux  exigibles  ou  des  rentes  rachetees. 

Produit  des   hois  appartenant  aux  communes. 

Produit  des  emprunts. 

Ft   toutes    autres    recettes    accideutolles. 

Tableau  D. 

Depenses   locales   et  niunicipales   ordinaires  en  Algerie. 
Abonnement  avec  le  tresor  pour  la  portion  des  revenus  locaux  et  munieipaux  recouvree  par 
les    agents   de   Services   rinaneiers. 

Traitements  et  frais  de  bureau  des  agents  speciaux  charge's  de  la  pereeption  des  produits 
locaux  et   munieipaux. 

Rembouxsements,  restitutions  et  non-valeurs,  en  ce  qui  concerne  ces   produits. 
Petriliutions   allouees,    par  les  arretes   speciaux    sur    la    niatiere,    aux    chet's    indigenes    snr   les 
amendes  payees  par  les  Arabes. 
Personnel  et  materiel: 

Des  mairies  et  de  l'etat  civil; 

Des   milices  ; 

De  la  poliee  locale; 

De  la  petite  voirie ; 

Des  prisons  civiles; 

Des  hospices; 

Des   etalilissements    de    bientaisance  : 

Des  ecoles; 

Des  aalles  d'asile ; 
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i '  hm'iIIi-.i]  dani  les  \  illages. 

Di      dl  pensain 

ballea,  ni.-iri  li<-  ei  abattoirs; 

Dl        c|,  |,.,|  -    < I ' < '•  t : 1 1 o 1 1 >. . 

Achat  'i   renouvellemenl  du  materiel  <l<-  tone  les  cultea; 
Des  casernes  «1  •  -  Gendarmerie; 
Dea  bonrses  >-t  tribunaus  de  c merce, 

Entretien  <!<•>  borlogea  publiques, 

Primea  an  commerce  dea  localit£e  avec  lea  Arabes. 

Encouragementa  a  l'industrie  et  a  l'agriculture  locale. 

Subventiona  aus  caisses  d'epargne. 

Monts  de  | >I<'t «'. 

Secoiira  attx  indigents  ob  poui  evenements  calamiteux. 

Snbsides  h  d'anciena   fonctionnairea   de   l'adminißtration    dea  corporatione    religieuses;  ;t    dea 
Mekaouie  et  Tolbas. 

Distributions  a   l'occasion  des  fetes  religieusea   musulmanes. 

Achat  et  entretien  des  pompös   ;i   incondic 

Secours  ans  asphyri^s  et  noyes. 

Seconra  dans  Lea  epidemies. 

Nettoiement  et  eelaira<re. 

Travanz  et  bätiments  civils,  d'apres  La  repartition,    ponr  lea  depenses   de   reparatione 
et  d'entretien,  d^terminee  au\  tableanx  15   bis  et   I!  ter. 

Tableau  D  bis. 
Depenses  localea  et  mnnicipales  extraordinairea  en  Algerie. 

Travanx  et  bätiments  civils,  d'apres  la  repartition  indiqude  ponr  lea  depenses  de  constructions 
aenvea  ans  tableanx   15  liis  et  B  ter. 


Xr.    10. 

Ordonnance  du  Roi  portant  ^'Organisation  de  l'administration  g£n£rale  et 

des  provinces  en  Algerie. 

(Bnlletin  des  lois  1193.  n°  11935). 

1T>  avril  1845. 
Titre  Ier.  —  Dispositiona  generales. 
Art.  1er.    Les  ordonnancea  royales  destin£es  a  ri'^-ir  l'AJgerie  Bont  rendnes  Bnr  la  propoaition 

de  notre  ministre  secn'taire  d'Etat  de  la  gnerre. 

2.  Dans  lea  cas    impreVua    m'i    l'ordre  et    la  securite  pnbliqne  aeraient    gravement    int£r< 
le  gouverneur  general  prend.  par  voie  d'arrete,  les  mesures  jugees  nöcessaires. 

11  en   icnil  immediatement   compte  ä  notre  ministre  de  la  guerre. 

3.  L'arröte  rendu  extraordinairement  par  le  gouverneur  <reneral.  dans  les  cas  pn'vus  par 
l'art.  2,  est  executoire  aussitöt  apres  sa  Promulgation. 

si  ]c  ministre  de  la  gnerre  refuse  son  approbation,  ou  si.  dans  les  tnu's  mois  de  la  date 
dndit  an-('t('.  l'acte  ministeriel  qui  le  ratifie  a'a  pas  6t&  publie  au  „Bulletin  officiel"  des  actes  du 
gouvernement  de  l'Algdrie,  1'arrete  est  considere  de  droit  comme  abroge\  et  demeure  nul  et  aans  effet. 

4.  Nos  ordonnancea  et  tous  actes  de  gouvernement  sont  rendns  exeontoires,  en  Algerie,  par 
la  promnlgation  qni  en  sera  faite  conformdment  acta  regles  ci-aprea  Stabiles. 

.").  La  Promulgation  n'sulto  de  l'insertion  au  Bulletin  officiel  des  actee  du  gouvernement 
de  l'Alg^rie. 

6.  La   Promulgation    est    reputee   connne   au   chef-lien   de   la   direetion   de  l'interienr    et   des 

travnux  juililics.  un  jonr  apres  la  re/eeption,    par  le  directenr,  du    bnlletin  qui  lui    est  transmis  par 

mvernenr   general;   et.   dans  L'&endue    de   chaqne   sous-direction,   passe   ce  meine   delai.    apres 

autant  de  jonra  qn'i]  y  aura  de  foia  cinq  myriametres  de  distance  entre  le  chef-lien  de  la  direetion 

et  celui  des  sons-directions,  cercles  on  mairies  (|iii  en  dependent. 
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9.  Dana  lea  cironatancea  oxtraordtnairea,  al  l'autorite'  localejuge  m'< ■■•    aire  de  i I tlon 

des  actea  du  gouvernement,  en  loa  faTaan)   parvenir  par  irolu  .n..'i.i..    dan     li      localiti      ce     acti 
v  Beronl  exöcutoirea  a   compter  du  jour  ou    il>  auronl  ■  Stc*  publli      li    i  il    b  ou  par   afHcln 

ritre  II  Da  to  « 1  ■  >.  i ~~ i •  > ■  ■  du  territolre, 

11.  L'Algörie  ea1  divia^e  en  troia  provincea,  savolr: 

I  ..i  |n-..\  [nee  d'  Uger; 

I ,:i  |iiu\  ln.ee  de  ( lonatantine ; 

I ..I  |ii'u\  Ince  d'<  Iran. 

12.  Chaque  province  ae  Bubdiviae,  ^"ii  en  arrondiaaementa,  cerclea  ei  commune*,  oil  en 
khalifata,  aghalika,  Lcaidats  e(  cheikhata. 

On  diatingne  dana  ces  circonscriptions,  Buivanl  lYt.u  dea  localitda  ei  le  mode  d'administration 
qu'elles  comportent:  des  „territoires  civils";        des  „territoires  mixtes";         des  „territoires  arabea". 

18.  Soiit   dcclan's  : 

„Territoires  civils",  ceux  sur  lesquels  il  exiate  une  poptüation  civile  europdenne  assez 
aombreu8e  pour  que  tous  les  Services  publica  j   soienl  ou  puissenl   \    ßtre  compl^temenl  organise's; 

„Territoires  mixtes",  ceux  sur  lesquels  La  population  civile  europdenne,  encore  peu  oombreuse, 
ne  comporte  pas  one  complete  Organisation  des  Services  publica; 

„Territoires  arabes",  tous  ceux  situea,  soit  sur  le  Littoral,  —  •  ►  i t  dans  L'int^rieur  du  pays,  qni 
ne  Bont  ni  mixtes,  ni  ch  ils. 

14.  Les  territoires  civils  sont  rägis  par  le  droit  common,  tel  que  la  Legislation  speciale  de 
L'Algene  le  constitue,  et  sous  La  reserve  des  dispositions  particulieres  relatives  aux  indig£nes  qui 
habitent  cea  meines  territoires. 

L'administration  y  est  civile. 

Les  Europ£ens  sunt  libres  d'y  former  des  Etablissements  de  tonte  aature,  d'y  acquerir  et 
d'y  vendre  des  immeubles. 

15.  I>es  territoires  mixtes  sont  soumis  a   an  regime  administratif  exceptionneL 

Les  autorites  militaires  remplissent,  sur  ces  territoires,  Les  fonetions  administratives,  civiles 
et  judiciaires. 

Les  Europeens  peuvent  y  furnier  des  etablissements,  y  acijuerii  ei  y  vendre  des  immeubles, 
mais  seulement  dans  Les  Limites  determine'es  par  notre  ministre  de  la  guerre,  sur  la  proposition  du 
gouverneur  jrcneral. 

16.  Les   territoires    arahes    sont    adniini.-tn's    niilitairement. 

Les  Europeens  ne  sont  admis  ä  s'y  i'tahlir  que  dans  an  but  d'utilite  publique,  et  en  vertu 
d'autorisations  speciales  et  personnelles. 

Ces  autorisations  sont  aecordees  par  le  gouverneur general,le  directeui  des  affaires  arabes  entendu. 

17.  Les  Europeens  autorises  a  s'£tablir  sur  les  territoires  mixtes  et  arabes  sont  soumis  au 
regime  administratif  propre  ä  chaeun  de  ces  territoires. 

18-  Les  tribus  arahes.  quels  que  soient  les  territoires  qu'elles  oecupent,  restent  soumises  a 
L'autorite'  militaire.  Nt'amnoins.  pour  ce  qui  concerne  L'administration  locale,  les  indigenes  etablis 
sur  1111  territoire  civil  dependent  de  l'autorite'  civile.  dont  les  ordres  sont  toujours  transmis,  con- 
t'ormement   a   l'articlo    100  ci-apres,   par  les   hureaux   des   affaires   arahes. 

19.  Les  Limites  territoriales  et  les  cliefs-lieux  des  provinces.  arrondisseinents.  cercles,  communes 
et  circonscriptions  arahes,  ainsi  que  la  cat^gorie  ä  laquelle  appartiendra  chaque  partie  de  territoire, 
pour  le  aervice  administratif,  seront  determines  par  des  ordonnances  royales  rendues  sur  le  rapport 
de  notre  ministre  de  la  gaerre,  d'apres  la  proposition  du  gouverneur  generaL 

Jusqu'ä  ce  qu'il  en  soit  autrement  ordonne,  ces  Limites,  ainsi  que  les  chefs-lieux  et  la 
Classification  des  territoires,  restent  fixeres  telles  qu'elles  le  s<mt  aujourd'hui. 

20.  Lorsque  d'apres  l'avis  du  gouverneur  general  et  le  rapport  de  notre  ministre  de  la 
guerre,  en  raison  des  progres  politiques  et  du  developpement  colonial,  des  parties  de  territoire 
arahe  devront  passer  dans  la  categorie  des  territoires  mixtes.  ou  des  parties  de  territoire  mixte 
dana  la  categorie  des  territoires  civils,  ces  modifications  seront  sp£cialement  l'ohjet  d'ordonnances 
royales;  »dies  entraineront  de  droit  le  changement  du  regime  administratif.  <|iii  devra  toujours  etre 
civil  sur  Les  territoires  civils.  et  exceptionnel  sur  les  territoires  mixtes. 

Gmelin,  Ver&esaDgsentwicklnDg  von  Algerien.  2 
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Titre  III        Du  commandemenl  g^neral  ei  de  la  haute   administration  en  Algdrie. 
I  tispositiona  pr^liminaires. 

21.  Le  commandemenl  general  ei  la  haute  administration  sonl  confies,  en  AJgerie,  a  an 
gouverneur  g^n^ral,  Investi,  a  <•<  t  effet,  des  pouvoirs  civila  ei   mflitaireB. 

22.  Li    gouverneur  g£nera]  de  l'Algerie  bbI   nommd  par  nous. 

II  exerce  si  i  attributiona  boub  lea  ordrea  directa  de  notre  ministre  de  la  guerre,  ji.-ir  L'inter- 
mddiaire  dea  autoritea  civiles,  judiciairea  ei  militaires. 

23.  II  esl   Institut,  pres  «In   gouverneur  g£neral: 

In  directeur  g^nera]  dea  affaires  civiles; 
Des  directeura  dea  Bervicea   administratifs ; 
In  consei]  supeneur  d'administration; 
In  consei]  du  contentieux. 

24.  Les  directeurs,  chefs  des  Bervicea  administratifs  sont: 

Le  procureur  general; 

Le  directeur  de  l'int£rieur  ei  de-  travaux  publics; 

Le  directeur  des  finances  ei  dn  commerce; 

Le  directeur  central  des  affaires  arabes. 
25-  l-<'  directeur  g£neral  des  affaires  civiles,  le  procureur  «ri'in'ral.  le- directeur-  de  l'interieur 
et   des  finances,    et   le  directeur   central    de-  affaires    arabes,  sont    nomm£s  par  nun-,    -ur  la  propo- 
sition  de  untre  ministre  de  la  guerre. 

Chapitre  I1'1'.         Des  attributions  du  gouverneur  jreneral. 

27.  I.e  gouverneur  general  a  sous  ses  ordres  imm£diats  le-  troupes  de  toutes  armes,  firan- 
caises,  etrangeres  et  indigenes,  regulieres  et  irregulieres,  employ^es  en  Algene.  —  II  dispose, 
lorsque    les  circonstances  l'exigent,  «les  milices  orbaines  et  rurales. 

28.  II  est  Charge"  de  la  defense  Interieure  et  exterieure  de  l'Algerie.  II  prend  toutes  les 
mesures  n^cessaires  pour  faire  respecter  les  frontieres,  maintenir  l'autorite*  de  la  France,  conserver 
l'ordre  et  la  paix  entre  les  tribus,  assurer  la  libertd  des  Communications  et  la  Brennte"  publique.  — 
II  soumet  ä  notre  ministre  de  la  guerre  toute  proposition  ayant  pour  ohjet  la  cn'ation  dYtablisse- 
ments  permanents  et  l'organisation  de-  tribus  arabes. 

29.  II  veille  a  la  lionne  et  prompte  distribution  de  la  justice,  dans  la  limite  des  juridictions 

et    des    coinpetences. 

En   matiere  civile,  il  ne  peut  empecher  tu  retarder  l'ex^cution  de-  jugements  et  arrets. 

En  matiere  criminelle,  il  prononce  le   sursis   lorsqu'il  y  a  liett  de  recourir  ä  la  clemence  royale. 

II  n'autorise  l'execution  des  arrets  emportant  peine  capitale  que  dans  les  cas  et  sous  les 
restrietions  determines  par  notre    ordonnance  du    1er  avril   1842. 

II  peut  faire  surseoir  aux  poursuites  pour  le  payement  des  amendes,  a  Charge  de  provo- 
quer  iinmediatcmeiit   une   decision   de  notre  ministre  de  la  guerre. 

3').  II  assure  a  ebaeun  le  libre  exercice  de  son  eulte  et  de  ses  droits. 

II  maintient   ;'i   chaque   autorite   son  rang  et  l'exercice  de  ses  attributions. 

31.  II  pourvoit  directement  aux  mesures  de  haute  police,  ä  L'egard  des  personnes  dont  la 
presence  serait  reconnue  dangereuse  pour  l'ordre  et  la  securite  publique. 

II  peui  prononcer  contre  (dies,  suivant  les  cas.  et  le  consei]  d'administration  prealablement 
entendu, 

I.e  refus  d'admission  en  Algerie; 

L'exclusion  a  temps  d'une  ou  de  plusieurs  localites  ou  de  l'Algerie. 

Ces  dt'cisiiins.  rendues  en  forme  d'arrete.  sont  provisoirement  ex£cutoires,  et  ne  deviennent 
definitives  que  par  l'approbation   de  notre  ministre   de  la  guerre. 

32.  II  saisit  le  consei!  superieur  de  l'administration  des  affaires  qui  doivent  lui  etre  sonmi-e-. 
aux  ternies  des  art.  63  et  64  ci-apres. 

II  sai-it  pareillement  le  consei]  du  contentieux  de  Celles  dont  l'examen  peut  ou  doit  lui 
i'tre    defere   ä   titre    consultatif. 

II  transmet,  avec  son  avis,  a  notre  ministre  de  la  guerre,  les  delib£rations  de  Tun  et  de 
l'autre  conseils. 
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88.   II    fall    promulguer    le     orda ; ei    autre     acte     da  menl     ol   a    urer  leur 

exöeutlon  par  les  autoritea  donl  cos  acte     exigonl   Ig  codi i 

34.  II  arrßte  proviaolrement,  en  coaaell  supdrieur  d'admlnl  tration,  l<  bndgel  £ta(  di 
repartitlon  de  credita  el  c ptea  adminlatratifa  o    loumettre  -;i  aotre  mini  tre  d(    In  guerre^ 

II  in.'iini icni    loa    demandes    de    fonda    dana  la   Umite  de     credit     ouveri     oo  d urce 

localea  et  municipalea  rdaliadea. 

II  licni  rigoureuaemenl  la  main  a  ce  que  loa  depenaea  a'excedent,  dan  aueun  ca  .  le  crddil 
rtSgulieremenl   ou\  erta. 

,"p.r).  II  soumet  h  aotre  ministre  de  La  guerre  loa  propoaltiona  de  aomlnation,  d'ayancemenl 
od  de  revocation  relatives  aux  fonetionnairea  el  agenta  de  l'ordre  administratif. 

II  pouxvoil  direotemenl  aus  < ■  1 1 1  p  1  < ■  i .-s  autrea  <[ u«'  ceux  qui  Bon!  a  aotre  aominatioa  ei  &  celle 

de  aotre  mlnistre  de  la  guerre,  ou  donl  la  aominati ibI    reaervde  aux  chefa  de  Service,  en  trertu 

de  reglementa  spdeiaux. 

II  delivre  les  conges,  dans  les  Limites  traedes  par  Lea  arrStda  de  aotre  ministre  de 
l.-i  guerre. 

.'!(>.  II  pourvoi!  provisoirement  ä  L'interim,  soit  du  directeur  gdneral,  s<>it  des  chefa  de  Service, 
et  en  rend  Lmmödiatement  compte  ä  aotre  ministre  de  La  guerre,  qui  Btatue. 

Le  su]i|ili';mt  du  directeur  general  est  fcoujpurs  choisi  parmi  les  membres  civils  dn  conseil 
superieur  d'administration. 

.'17.  En  cas  d'absence  du  chef-lieu  du  gouvernement  <>u  d'empechemenl  momentane*  quel- 
conque,  et  lorsqu'i]  a'aura  pas  cte  institue  par  nous  de  gouverneur  general  interimaire,  le  gouverneur 
gdneraJ  esi   supplec: 

Pour  les  affaires  politiques  et  militaires,  par  l'officier  general  investi  du  commandement 
interimaire;  pour  Les  affaires  administratives,  par  Le  directeur  general  des  affaires  civiles. 

38.  Eu  cas  de  de*ces  du  gouverneur  general  on  de  smi  absence  hors  de  L'Algdrie,  l'officier 
general  du  grade  le  plus  eleve  et  le  plus  ancien  dans  ce  grade  est  investi  des  pouvoirs  de  gou- 
verneur general,  et  en  exerce  les  fonetions,  taut  qu'i]  a'y  a  pas  <'t«'  pourvu  par  nous. 

Chapitre  II.  —  Du  directeur  general  des  affaires  civiles   et  de   ses   attributions. 

39.  Le  directeur  general  des  affaires  civiles  exerce.  sous  les  ordres  du  gouverneur  general 
et   en   son   noiii,   la  haute  direction   des   Services  administratit's   civils. 

40.  II  propose  et  soumet  au  gouverneur  general  toutes  les  mesures  qui  interessent  la  coloni- 
sation,  l'agriculture,  le  commerce,  et  les  travaux  publics  civils,  ainsi  que  celles  qui  ont  pour  objet 
d'assurer  l'exdcution  des  ordonnances,  arretes,  reglements  generaux  et  Instructions  concernant 
L'administration  publique. 

41.  II  travaille  avec  les  chefs  des  Services  administratit's,  et  inet  leur  correspondance  et  leur 
proposition   sous  les  yeux  du  gouverneur  general,   dont  il  prend  les   ordres. 

42.  11  signe,  pour  le  gouverneur  general  et  par  son  ordre,  toute  la  correspondance  admini- 
strative que  le  gouverneur  general  ne  s'est  pas  reservee. 

43.  Le  directeur  general  des  affaires  civiles  reunit  ä  ses  attributionä  celles  du  secretariat 
general,  qui  demeure  supprime. 

Chapitre  III.   —  Des   attributions   des   directeurs,    chefs   des  Services   administratifs. 

Chapitre  IV.  —  Du  conseil  superieur  d'administration  de  l'Algerie. 

54.  Le  conseil  superieur  d'administration,  institue  aupres  du  gouverneur  general,  est  charge 
de  l'assister  dans  l'examen  de  toutes  les  affaires  qui  interessent  le  gouvernement  et  l'administration 
de  L'Algerie,  et  le  developpement  de  la  colonisation,  de  l'agriculture  et  du  commerce. 

55.  Sunt  membres  du  conseil  superieur  d'administration:  —  Le  lieutenant  general,  coniman- 
dant  la  division  d'Alger;  —  Le  directeur  general  des  affaires  civiles;  —  Le  procureur  general;  — 
Le  directeur  de  l'interieur  et  des  travaux  publics;  —  Le  directeur  des  finances  et  du  commerce;  — 
Le  contre-amiral  commandant  la  marine;  —  L'intendant  militaire  de  la  division  d'Alger;  —  Le 
directeur  central   des   affaires  arabes;  —  Trois   conseillers   civils  rapporteurs. 

63.  Le  conseil  superieur  d'administration  de  l'Algerie  est  appele  ä  donner  son  avis, 
savoir: 

2* 
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tj  I  in  matten    de  legislation."        Bm  les  projeta  d'ordonnaocei  royalei  ob  d'arritea; 

Sur  l"«' t .-« i . l i  —  •  um  ni.  la  BuppresBion  uii  l;i  m ' >d if i«-;i t i •  •  n  de«  impdts,  taxei  et  revenui  gininxa  et 
locaux;  Bar  lea  tarifa  »1  •  -  tonte  aatore  et  lea  reglementa  qui  leur  s(,nt  applicables;  —  Sur 
I  iut.  i -J.I-. Station  «Im  la  legislation,  soit  dana  bod  texte,  soil  dana  l'application  dei  tarit'-. 

4;  II.  „En     mattere     d'adminiBtration    ginirsie."  Sur    le     mode     de     pereeption 

dea    droits,    dana    le    caa    ou    il    n'est    pas    regle*    par    les    ordonnances ;  Sur    lea    reglementa 

generaux    d'administration    ob    de    police    administrative;  Sur  l'exclasion  6  tempa    ob    QHmitee 

d'uiM de      plusieura     localitea      <Ic     l'Algexie,      <-t      sur     le     refus     d'admission     dani     lea 

caa  |>ri'\  u->  par  l'article  31;  —  Bbi  lea  autorisationa  de  poursBivre  derant  lea  tribanaux  ordinairea 
lea  agenta  de  l'adminiBtration  en  Algerie;  -  Bbt  l'etablissement  en  Algerie  des  congregationa 
rebgieuses  autoris^ea  pai  lea  l"i>  ßrancaises,  dea  Colleges  et  dea  ecoles,  dea  Boci£tes  anonymes,  dea 
cbambre8  de  commerce,  de8  conseüa  de  prud'hommes,  et  de  tonte  societe  ayant  pour  objet  an 
iiiti'n't  public  d'agricBlture,  «Im  commerce  ob  de  cbaritl;  —  Bbt  l'acceptation  des  «Ions  et  legs 
Mxii'daut  tmis  cents  francs,  t'aits  a  l'Etat,  ;iux  commnnea  on  ans  Etablissements  publica  <1m  toute 
aatore;  Sur  la  police  de  la  presse,  la  dElivrance  des  brevets  d'imprimenra  ä  proposer  ä  notre 
ministre  de  la  guerre,  et  ('Etablissement  des  jouxnaux  en  Algerie;  Sur  la  police  des  differenta 
cultes;  Sur  les  mesures  interessant  le  cnlte,  lea  moenra  et  lea  asagea  des  Lndigenes;  Bbt  la 
concession  des  minea  on   minieres;  —  Sur  le  dessecbement    des  marais. 

$  III.  —  „En  imitiere  de  colonisation."  Sur  l'6tablissement  des  centre8  de  popslatlon;  — 
Sur  tontes  lea  mesures  <|ui  ont  poBr  objet  le  developpement  de  la  colonisation,  de  l'agricaltare 
et  ilu  commerce. 

§  IV.  —  ..En  matiere  d'administration  locale."  Sur  la  Classification  des  territoires,  la  circon- 
M-riptiim  et  les  clicts  licux  (1ms  provinces,  arrondissements,  cerclea  et  communes;  —  Sur  la  creation 
des  communes  des  territoires  civils;  —  Sur  les  plana  generaux  et  partiela  des  villea  et  viüages; — 
Sur  ['Etablissement  <1ms  marchEs,  fondouks  et  caravansErails. 

§  V.  —   „En    matii'TM    de    domaine."   —    Sur  Im    mode  d'e*xploitation    des    bois    et    forets;  — 

Sur  les  projets  d'aliEnatton    ob  d'Echange    des  in subles    appartenant   a  l'Etat.    aus   commnnea  on 

aux  Etablissements  pnblics;  —  Sur  les  acquisitions  d'immeubles  pour  le  compte  de  l'Etat,  des 
communes  ou  des  Etablissements  pnblics  placEs  sous  la  surveillance  du  gouvernement: 

§  VI.         ..En    matiere   de   travaux   publics".  Sur    l'ouverture    et    le    träte    des    roBtea    et 

chemins  en  Algerie;  Sur  l'emplacement  ä  cboisir  pour  les  Edifices  pnblics;  —  Sur  les  travaux 
de  tonte  nature  (|ui  Interessent  directement  on  indirectement  la  population  civile,  l'agricnltare  ob 
le  commerce;  —  Sur  les  plans  et  devia  a  soumettre  a  notre  ministre  de  la  guerre,  et  sur  1m> 
modifications  qui  peuveut  devenir  necessaires  pendant  l'exEcution  des  travaux;  —  Sur  le  mode 
d'execution  des  travaux  en  rEgie  ou  par  entreprise,  et  sur  les  conditions  a  imposer  par  les  cahiers 
des  eh  arges. 

§    \"  1 1 .  „En    matiere    de    marcl.es    au    COmpte    du    budget    de    l'Etat     OB     du    budget    loeal    et 

municipal".    -     Sur    le    mode    de    traiter    par   adjudication    publique    on    de    pre    ä   grE;  Bbt 

les    cahiers    des    charges    concernant    les    approvisionnements   et   fonrniturea   a   faire   pour   les   ser- 

\  ii  es    ii\  US. 

§  \'II1.  —  „En  matiere  de  budgets  et  de  comptes".  —  Sur  les  propositions  a  notre  ministre 
de  la  guerre,  pour  la  preparation  du  budget  ä  soumettre  aux  chambres  legislatives,  en  ce  <|ui 
concerne  les  recettes  et  les  depenses  civiles  de  l'AlgErie;  Sur  les  propositions  relatives  ä  la  seus- 
repartition  de>  crEdits  LEgislatifs  votes  pour  les  depenses  civiles:  Sur  le  bndget  des  recettes 
et  des  depenses  locales  et  municipales,  telles  qu'elles  sont  EtabUes  en  exEcution  de  la  loi  du 
4  aoüt  1844. 

64.  Le  conseil  supErieur  d'administratioii  est.  en  outre,  consultE  sur  tonte  les  autres  queBtiona 
d'intEret  gEnEral  on  special  que  notre  ministre  de  la  guerre  ou  le  gouverneur  gEnEral  jugent  a 
propos  de  lui  soumettre. 

65.  L'avis  du  conseil,  sur  les  matteres  qui   lui  sont   soumises,   est   purement   consultatif.    II 
st   toujours  et  immEdiatement  transmis,    avec   tontes    les   pieces   qui    concernent   l'affaire,   a   notre 

ministre  de  la  guerre. 

L'extrait  du  proces-verbal  des  dElibErations,  reproduisant  l'opinion  des  membrea  et  l'avis  du 
il,  est  signe  par  le  secretaire. 
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Loraque  le  gouverneur  gcnoral  i  I  ab  enl  du  clief-lieu  di  on  gouvernement,  hm  double  de 
<rs  extraita  lui  eal  adr<    \i  par  celul  qul  aura  prdalde'  le  conaeil   en     on  ab  ence,   afin  qu'll  pul    •  ■ 

il er  Bon  propre  avla  hut  oellea  des  affaires  qul  Inj  parattraienl   le  c portei 

66.  Des  ordonnanoea  ddliberdea  en  oonaell  d'Etat  pri icronl  ddfinitivement ; 

I "  Sur  lea  appela  comme  d'abu 

2°  Sur   L'acceptation    de   dona   et   lege   faiti  h  l'Etat,  aus  communi     el   aus   ätabli    i 

inciiis  publica  de  toute  uature; 
:',"  Bur  L'tStablissement  en  A.lgt$rie  dea  congregationa  religieuses  autori  •  ■      pai    [i 
Chapitre  V,         Du  conaeil  «In  contentieux. 
(IT.  Le  conaeil  i''i:ilili  prea  <lu  gouverneur   general,    boub    !<■    nom  de  conaeil  du  contentieux, 
Be  compoae:         D'un  preaident;         De  quatre  conseillers ;        D'un  aecretaire  rempliaaanl   lea  fonc 
tiona  de  greffier. 

Titre  IN.         1)«'  L'administration  dana  Lea  provinces. 
Chapitre  Ier.         De  l'administration  des  territoires  civila. 
!>0.   II  y  a  dans  chaque  province,  pour  L'administration  dea  territoires  civila: 
Par  arrondissement,  im   sous-directeur  de  L'interieur  et  des  travaux  publice; 
Par  cercle,   celui   du  chef-lieu  de  L'arrondissement  excepte,  um  commissaire  civil ; 
Par  centn'  de  population  constitue*  en  commune,  un   maire  et  des  adjoints,   dont    le  nombre 
est   detenuine  |>ar  notre  ministre  de  la  guerre,  sur  la  proposition  du  gouverneur  general  : 
Tai-  tribu  ou  fraction  de  tribu  etablie  sur  le  territoire  civil,  um  kaid  ou  che'ik. 

1 0« i -  11  est  institue  dans  chaque  arrondissement  de  territoires  civils,  une  commission  COn- 
sultative.    qui    se    reunit,   deux    fois  l'annee,  aux    epoques    fixees   par   les  arretes   du  gouverneur  general, 

a  L'effel  : 

1"  Di-  donner  son  avis  sur  les  projets  du  budget  des  depenses  civiles  dans  l'arrondissement, 
taut  pour  les  Services  generaux  que  pour  les  Services  Locaux  et  munieipaux,  tels  que  les  uns  et 
les  autres   sont  dermis   et  classc's   par  l'ordonnance   sur  le   regime  nuancier  en  Algerie ; 

2°  D'exprimer  les  voeux  et  les  besoins  de  la  population  europeenne  ou  indigene,  en  ce  qui 
concerne:  —  La  colonisation ;  L'agriculture,  les  plantations,  L'eleve  des  bestiaux;  —  La  con- 
struetion  des  ports,  debarcadi'res,  phares  et  feux  de  port;  —  Celle  des  ports,  canaux,  egouts  et 
fontaines;  —  Celle  des  edifices  necessaires  aux  Services  pubHcs;  —  L'instruction  publique;  —  Les 
eultes  cliretien.  musulnian  et  israelite:  —  Les  Etablissements  d'interet  ou  de  eharite  publics;  — 
La  police  rurale  et  municipale;  —  La  salubrite,  le  nettoiement,  l'eclairage  et  le  pavage  des  villes; 
—  Le  serviee  des  milices;  —  Les  lialles,  marches,  abattoirs,  fondouks  et  caravanserails ;  —  Les 
conti ibutions  extraordinaires  que  les  babitants  ou  les  tribus  denianderaient  a  s'imposer  dans  un 
interet  local. 

104.  Sont  membres  de  la  commission  consultative : 

L'officier  general  commandant,  president;  le  soiis-direeteur  de  l'interieur,  vice-president;  le 
procureur  du  roi;  le  sous-intendant  militaire,  le  chef  du  gerne  militaire;  l'officier  charge  des  affaires 
arabes;  L'ingenieur  chef  du  serviee  des  ponts  et  chaussees;  le  chef  du  serviee  des  domaines;  le  chef 
du  serviee  des  forets;  le  chef  du  serviee  des  douanes ;  le  chef  du  serviee  des  contributions  diverses; 
l'architecte  chef  du  serviee  des  bätiments  civils  et  de  la  voirie;  —  Trois  notables  europeens, 
nies    par   le    gouverneur   general. 

Chapitre  IL  —  De  radministration  des  territoires  ruixtes. 

108.  Dans  chaque  province,  les  territoires  mixt  es  continueront  d'e/tre  administres  par  les 
chefs  inilitaires,  avec  le  concours  des  commissions  consultatives  dont  il  est  parle  ei-apres,  art.  113 
et   suivants. 

109.  Les  fonetions  civiles  et  judiciaires  sont  remplies,  dans  chaque  localite,  söus  la  direetion 
du   commandant  superieur,  par  les  commandants  de  place. 

Lorsque  ces  fonetions  ne  pourront  Stre  reunies,  le  gouverneur  general  designera  un  offieier 
pour   remplir   >pecialemeiit    les    fonetions    de  juge    de    paix. 

110.  Lorsque,  sur  un  territoire  mixte,  la  population  civile  europeenne  et  les  affaires  com- 
mercialea  auronl   pria   hm  developpement  süffisant,  untre  ministre  de  la  guerre,   sur  la  demande  du 
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gouven ■  genlral,    i -  pro] ira  d'dtablir,   an   chef-lien    de    La  Bubdiviaion,    »oil    ane  justlö    di 

i>.ti\.  ^"it   um  trii.iin.il  de  premiere  Lnatance,  dont   la  compoaition   gera  alon  d£termin£e. 

111.  Lea   jervices  financiers  Bont  excluaivemenl  confies,  -ur  Lea  territoires  mixtea,  h  dea 
de  I.  u r  administration   reapective,  ronformement  :iu\  dispoaitiona  de  notre  ordonnance  sui  la  comp 
tabilite"  publique  en   Algerie. 

11."..  II  y  a  dana  chaque  ville,  pour  l'administration  du  territoire  mixte,  „une  commiaaion  con- 
sultative"  chargee  de  donner  bod  avis  bot  lea  affaires  d'interSt  g£n£ral  <.u  local  qui  concernent 
eiclußivemenl  ee  berritoire. 

114.  Bon1  membrea  de  La  commiaaion  consultative:  Le  commandant  aup^rieur  dana  la  localite', 
President;  le  sou8  intendant  militaire;  le  commandanl  de  l'artillerie;  le  commandantdn  genie;  l'officier 

Charge*  des  affaires  arabea;  les  officiers  chargea  des  t :tions  civiles  ou judieiaires ;  le  chef  <lu  Service 

du  domaine;  le  cbef  dn  Service  dea  douanes;  le  chef  du  Bervice  dea  contributions  divert 

In  officier  de  sante*    .  .  .  .   i 


Dens   Qotables  indig 


eens  .   . 

('■in-  .  .    ' 


Chapitre   III.     -   De  l'administration  des  territoires  arabea  dans  Les  provincea. 

120.  L'administration  dea  territoires  arabes  est  essentiellement  inhärente  an  Commandern ent 
militaire.  La  direction  superieure  en  appartient,  dans  chaque  province,  Bona  l'autorite*  imme'diate 
du   gouverueur  general,  an  Lieutenant   general  commandant  La  division. 

121.  Dans  chaque  circonscription  de  commandemeut,  L'administration  des  territoires  arabes 
est  exiriiV.  sous  le-  ordres  du  Lieutenant  general.  par  Les  officiers  inveatis  du  commandemenl 
militaire. 

Ces  officiers  < > 1 1 1  sous  Leurs  ordres:  —  1"  Les  directeurs  et  autrea  officiers  charges  des 
affaires  arabes;  -  2°  Les  fonctionnaires  et  agents  indigenes  de  tout  rang  Instituts  par  noua  on 
par  le  gouverneur  general. 

122.  L'administration  dn  domaine,  la  perception  et  la  centralisation  de  recettes  de  tonte 
nature  sur  les  territoires  arabes,  sont  exclusivement  confiees  aux  agents  des  Bervicea  financiers 
employds  dans  Les  Localites,  ainsi  qu'ä  la  suite  des  expeditions. 

Les  commissions  institueo  en  vertn  de  l'art.  103  Bont  prealablement  consulteea  sur  toutes 
les  affaires  concernant  La  Location  et  l'alidnation  du  domaine,  ainsi  que  L'assiette  des  impdts. 

124.  Notre  ministre  de  la  guerre  regle  par  des  arretes  tout  ce  qui  a  trait  a  t'administaration 
du   territoire  arabe  dans  Les  provinces. 


No.   11. 

Ordonnance  du  Roi  sur  ['Organisation  de  radministration  civile  en  Alglrie. 

(Bulletin  des  lois   1417.  n°  13797). 
ler  septembre  1847. 
Art.   1  er,  j,,.s    directions    de    l'interieur   et    de    La    colonisation,    des   travaux    publice,    et  des 
Bnances    et    dn    commerce,    Stabiles    en    Algerie    par    uns    ordonnances     du    15    avril   184.')    et    <ln 
22  avril   1846  sunt   supprimees. 

2.  II  est  ('taldi.  dans  chacune  des  trois  provinces  d' Alger,  d'Oran  et  de  Constantine,  ane 
direction  des  affaires  civiles. 

Les  directeurs  des  affaires  civiles  auront  sous  leurs  ordres  tims  les  chefs  des  differents  Ser- 
vices civils  et  financiers,  et  exerceront,  dans  leur  province,  toutes  lea  attributions  anteiieurement 
di't'i'n'is  par  aos  ordonnances  aus  tmis  directeurs  de  l'interieur  et  de  la  colonisation,  des  travaux 
publica,  et  des  finances  et  dn  commerce. 

Les  sous-directeurs  actuels    de  l'interieur  et  de  la  colonisation  prendront   le  titre    de  sous 
directeurs  des  affaires  civiles. 

3.  Les  directeurs  des  affaires  civiles  correspondront  avec  Le  gouverneur  general.  Da  pourront, 
en    outre,    correspondre    directement    avec    notre  ministre    de  la   guerre  pour   les  details  de  Bervice 
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i|ui  Beronl  d  (Herrn  In  ^     por  un    arrf'l li  t^rlol     ei    i  •■     nutre  mini  tn     d<      flnanci     dan     li 

|irt'\  us  por  noa  ordonnancei  sur  la  c ptabllitu  public, Ug^rie. 

Ils  transmettronl    au  | ireraeur  geudro),    par  l'lntoi lialri    du  lioutunanl    ■•  ". -ral  an 

danl   la  province,  qoJ  loa  enverra  rovßtu le    lon  avl      touti     li      propo  Itlon     concernant: 

I /.i.iiili asi  iment,  la  BappreBaion  ou  La  modiflcati le     Im] ■ loi 

La  preparatiorj  des  budgeta  el   lea  ropartitiona  dea  crddita; 

L'ouverture  e1   le  tracd  des  voiea  de  grande  c Ication; 

La  rivnlion    des  centres    de    population,    la    cruation    dea    c e      li      plai  •     ei 

partiela  des  rillea  ei  rillagea,  IMtabUsaemenl    el   la  police    des  marchea    fondoaa     et  cao  rail    . 

Et,  an  ^viur.'il,  les  matteres  qul  seronl  determindea  par  an  .-irret  •'•  minister!  I 

Us  fourdironl  au  lieutenanl  göndral  commandanl  la  province  tous  lea  renaeignementa  qui 
lern-  Beronl  demande'e  par  Loi. 

Us  sc  concerteronl  avec  lui  toatea  les  foia  qu'i]  3  aura  des  meaurea  a  prendre  sur  lea 
matierea  qui  Beronl  ddtermindes  par  an  arn-te  ministdriel. 

II  seront    ordonnateurs    secondaires   <lu  ministre    «le  la  guerre,  pour    toutes    lea   depen 
scr\  ices  civila. 

•I.  II  y  aura  dans  chaque  province  an  consell  de  direction,  qui  Be  re'unira  sous  la  preaidence 
du  directeur  des  affaires   civiles. 

Lea  conseüs  de  direction  connaitront,  Bauf  les  exceptions  qui  rdsulteronl  de  Im  l^gislatton 
speciale  de  l'Algerie,  des  matteres  qui  sunt  ddferdes,  en  France,  aus  conseils  de  pr^fecture,  dans 
la  limite  de  la  comp£tence  de  ces  conseils. 

Us  seront,  en  outre,  appelds  ;'i  donner  leur  avia  sur  le~  affaires  administratives  soumises  ä 
leui  examen  en  vertu  de  l'article   10  ci- apres. 

5.  Le  conseil  du  contentieux,  etabb'  par  aotre  ordonnance  du  15  avril  1845,  eal  supprim£, 
ei  les  attributions  dont  il  < '■  t .- 1  i t  Lnvesti  par  la  Legislation  existante,  ei  notammenl  par  aotre  ordon- 
nance du  21  juillet  1 S 4 n ,  sur  la  propri£t£,  seront  exercdes,  dans  chaque  province,  par  le  conseil 
de  direction. 

7.  Les  directeurs  des  affaires  civiles  et  les  membres  des  conseils  de  direction  seront  nommes 
par  nous,  sur  la  proposition  de  aotre  ministre  de  la  guerre. 

8.  Daus  les  territoires  mixtes,  le  lieutenant  gen&al  commandant  la  province  exercera,  en 
mattere  civile,  les  meines  attributions  que  le  directeur  des  affaires  civiles   dans  les  territoires  civila. 

La  correspondance  du  lieutenant  g£n£ral,  en  mattere  civile  sera  preparee  par  le  directeur 
des  affaires  civiles,  qui  signera  au  nom  et  par  delegation  du  lieutenant  g£n£ral,  tonte  la  corres- 
pondance  que   le    lieutenant   «jene  ral    ne    Se    sera   pas    revervee. 

9.  Seront  ä  l'avenir  membres  du  conseil  sup£rieur  d'administratton: 

Le  gouvemeur  ge'n&al,  president; 

Le  chef  d'£tat-major  gen^ral; 

Le  directeur  g£n£ral  des  affaires  civiles; 

Le  procureur  general; 

Le  contre-amiral  commandant  la  marine; 

Le  inari'ehal  de  camp  commandant  le  g^nie; 

Le  directeur  central  des  affaires  arabes; 

Quatre  conseillers  civils. 
l'n  sccn'taire.  nomine  par  aous,   sera  attache*  au  conseil  supdrieur  d'administratton. 
Les  Lieutenants  g£n£raux  commandant  les  provinces  pourront  prendre  part,  avec   voix  delibera- 
tive,  aux  si'ances  du  conseil  superieur  d'administratton,  quand  il  y   seronl    appeles    par  une  convo- 
catton  speciale  du  gouverneur  «reni'ral. 

11.  Le  directeur  g£n£ral  des  affaires  civiles  centralisera  toutes  les  affaires  civiles  soumises 
pur  nos  ordonnances  a  L'examen  et  a   la  d£cision  du  gouverneur  gen£ral. 

A  eet  effet,  il  correspondra,  au  nom  et  par  d£l£gation  du  gouverneur  evncral.  avec  aotre 
ministre  de  la  guerre,  avec   les  Lieutenants  gene'raux  commandant    les  provinces,  et  avec  toutes  les 

autorites    civiles    et    niilitaires. 
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II  preparera  tont  les  travatu  k  soumettre  an  <••  >u - ■- i i  superieur  d'administration  ei  Dommera 
lei  rapp  ort  eure   des   affaires. 

Ii'    Les    c missions    consultatives    d'arrondissement,    Institutes    par   aotre    ordonnance    du 

15  a\ril   1843,  -"in  Bupprime^es. 

i:;.  I  in-  ordonnance  speciale  regiere  toul  ce  qui  concerne  l'administration  commnnale  en 
Algerie. 

1  1.  Les  trilni-  uu  fractions  de  feribu,  qne]  que  -"it  le  territoire  qu'elles  habitent,  -■  r- .n t 
plac<Ses  -"ii-  la  direction  exclusive  des  bureaux  arabes. 


N".  12. 

Arrote"     eoncernant     L'administration    de     la   justice    et    de    l'instruction 

publique  en  Alglrie. 

(Bulletin  des  Lois  .'V.l.  n°  440). 
30  mai  1848. 
Art.   1  ,r.   L'adminißtration  de  la  justice,  en  Algerie,  rentre  dans  les  attributions  du  ministere 
de  la  justice. 

2.  L'instruction  publique,  en  Algerie,  rentre  dans  les  attributions  dn  ministere  de  l'in-truetion 
publique. 


N".   13. 

Arrete  relatif  ä  l'administration  de  l'instruction  publique  en  Algerie. 

Bulletin  des  lois  66,  n°  661). 
L6  aoilt  1848. 
Art.  1  er.    La  direction  de  L'instruction,  dans  les  ecoles  francaises  et   israelites,  sera  du  ressort 
exclusif  du  ministre  de  l'instruction  publique. 

Le  service  de  l'instruction  publique,  pour  les  ecoles  des  indigenes  musulmans,  reste  place 
dans  les  attributions  du  ministre  dt-  la  guerre. 

2.  La  Legislation  relative  ä  l'administration  de  L'instruction  publique  en  Algerie  est  celle 
qui  rejrit  la  m^tropole,  saut'  les  modifications  qui  seront  reconnues  a£cessaires  et  qui  Beront  arn'tees 
de  coneert  entre  le  ministre  de  l'instruction  publique  et  celui  de  la  guerre,  charge  de  L'admini- 
stration generale  du  pays. 

3.  Le  cbef  du  service  de  L'instruction  publique  en  Algerie  correspondra  directement  et 
exclusivement  avec  le  ministre  de  L'instruction  publique,  pour  tont  ce  <|ui  concerne  les  ecoles 
francaises  et  juives  en  territoire  civil  ou  mixte. 

4.  Le  ebet'  de  l'instruetiou  publique  correspondra  directement  avec  tous  Les  chefs  des  ecoles 
francaises  et  israelites. 

5.  Le  ministre  de  l'iustruction  publique  nommera  a  tous  les  emplois  dans  Lee  ecoles  fran- 
caises et  juives. 

Dans  Les  territoires  mixtes,  les  nominations  seront  concert£es  avec  le  ministre  de  la  guerre. 

6.  En  territoire  civil,  Les  directeurs  des  affaires  civiles  exerceront,  en  imitiere  d'instrnction 
publique,   toutes   Les   attributions   deterees   en    France   aux  prefets. 

Ces  fonctionnaires  correspondent  directement,  pour  les  details  du  service,  avec  le  ministre 
de  l'instruction  publique. 

En  territoire  mixte,  le  general  commandant  la  province  a  les  meines  attributions. 

7.  Les  depenses  de  1'instruction  publique  en  Algerie.  imputables  sur  les  fonds  generaux  de 
L'Etat,  seront  reglos  exclusivement  par  le  ministre  de  L'instruction  publique. 

Le  meine  ministre  reglera  egalement  les  depenses  de  1'instruction  publique,  mises  par  les 
lois  et  ordonnances  ä  la  charge  des  communes  et  departements,  en  se  concertant,  au  pn'alable 
avec  le  ministre  de  la  euerre: 
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8.  Les  bourses  fondöes,  aux    frais  de  l'Etat,    dann  le  lycöe  d' Alger     eronl   In  rdcompen  i    di 
Services  renduB  en   Algerie  prdferablemenl  ;'i  ton     autri 

La    d^Bignation    des    Kleves    I '«lern    appartiendrn    i lei    detu   tlei       in    mini  *>■     de  Ifl 

guerre,  qui  devra  se  conformer,  a    uel  ägard,  aux    röglementB     ar    1'admiaBlon  di     61evi      i ei 

(laus  lea  lycees  de  la  Metropole. 


\..     I  i. 

Arröte*   relatlf  a  L'administration   <les  cultes   en   Algerle. 

(Bulletin  «1<n  loia  67,  n°  662). 
1<>  aoüt  isis. 
Art.    1  "'''.     L'administration   des  cultes  cbrdtiens,  taut    catholiques  que    rdformda,  el   «In  culte 
israelite.  est   du  ressorl  exclusif  du   ministre  des  cultes. 

Le  culte  musulman  est  place*  «laus  les  attributions  «In  ministre  de  la  guerre. 

2.  La  le^gislation  relative  ;'i  l'administration  «Irs  cultes  en  Algene  esl  celle  <|ui  regit  la 
mätropole,  saut'  los  modifications  qui  seront  reconnues  ndcessaires  ei  qui  seront  arrStäes  de  concert 
•  ■nirr  le   ministre    des  cultes    et    oelui  de  la    guerre,    charge"    «le    l'administration    generale  du    Pays. 

11  y  aura  ägalement  concert  prealable  nitre  les  deux  ministres  toutes  les  tois  qu'i]  s'agira 
de  la  creation  d'un  Etablissement  ecclesiastique  et  de  L'introduction  d'une  communautd  religieuse 
en  territoire  mixte. 

3.  L'eVSque,  le  pasteirr  president  du  consistoire  central  de  l'elglise  r£form£e  et  Le  grand 
rabbin  du  consistoire  israelite  correspondront  directement  avec  le  ministre  des  cultes  ponr  l'admini- 
stration de  leur  diocese  et  consistoires. 

4.  En  ten-itoire  civil,  les  directeurs  des  affaires  civiles  exerceront,  quanl  ä  l'administration 
et    ä    la    police   des    cultes    chretion  et    israelite.    toutes  les    at triliut Lons    det'ereos  en  France   aux    pret'ets. 

Ces  fonctionnaires  correspondront  directement  pour  les  detail*  de  service  avec  le  ministre 
des  cultes.  En  territoire  mixte,  les  meines  attributions  sont  ddvolues  au  geiieral  coinmandant  la 
province. 

.").  Les  depenses  des  cultes  chrt'tien  et  israelite  en  Alg&ie,  Lmputables  sur  les  fonds  gendraux 
de  l'Etat,  seront  n'glees  exclusivement  par  le  ministre  des  cultes,  qui  en  determinera  L'imputation 
sur  les  cr.'dits  rattaches  a  cet  efl'et  au  budget  des  cultes. 

Le  memo  ministre  reglera  egalement  les  depenses  des  cultes  mises  par  les  lois  et  ordon- 
nances  ä  la  charge  des  communes  et  departements,  en  se  concertant,  au  prealable,  avec  le  ministre 
de   la  guerre. 


No.    15. 

ArriHe-  relatit*  ä  radministration  de  la  justice  en  Algerie. 

(Bulletin  des  lois   71,   n°  684). 

20  aoüt  1848. 

Art.   1  cr.  Les  attributions  conferees  par  la  legislation  actuelle   au  ministre  de  la  guerre,  pour 

radministration    de    la  justice    en    tonte    matiere,     relativeinent    ;'i   la    popnlation    civile    francaise  et 

europeenne    des    territoires    civils    en    Algerie,    sont    du  ressort    exclusif   du  ministre    de    la  justice. 

Le  service  de  la  justice  indigene  reste   place*   dans   les   attributions   du  ministre   de  la  guerre. 

2.  Dans  les  territoires  mixtes.  la  justice  continuera  provisoirement  d'etre  rendue  d'apres  les 
reglos  etablies  par  les  ordonnances  des  26  septembre   1842  et  15  avril  1845. 

Le  procureur  general  pourra,  avec  l'autorisation  du  gouverneur  general.  se  faire  rendre 
compte  des  travaux   interessant   radministration   de  la  justice   dans   res   territoires. 

3.  Dans  les  cas  ou  il  y  aura  Heu  de  modifter  la  legislation  actuelle  en  Algerie.  relativement 
a  radministration  de  la  justice  en  toute  matiere,  et  d'instituer.  en  territoire  civil  ou  mixte,  des 
tribunaux  de  premiere  instance  ou  de  commerce,  et  des  justices  de  paix  sur  d'autres  points  que 
ceux  oü  il  en  est  actuellement  etabli,  il  y  sera  pourvu  par  le  pouvoir  executif  sur  le  rapport  du 
ministre   de   la  justice,   qui  se    concertera  ä   cet    effet,   au    prealable,    avec    le  ministre    de  la  guerre. 

L'arn'te   qui   interviendra  sera  contresigne   par  le   ministre   de   la   justice. 
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I.   Dans  lea  localitds  ou    leg    commissaires    civil ii   appel^a    exceptionnellemenl   a  exi 

nrti.il,-  judiciaires,  il-  Bonl  plai  Ütre,   soua  le  contrdle  ei  la  surveillance  du  cbef  du 

scr\  ice  de  la  justice   en   Algen«  . 

Toutefois,    aacune    mesure    disciplinaire    ne    | rra    Leur   etre  Lnlligee    qu'a   raison    de   leura 

fonctiona  judiciaires,  ei    avec    l'assentimenl  du    ministre    de    la    guerre.     Lenz  reVocation  ae  ponrra 
rin-  )•  r< •  ii > •  n •  •' '    qui    pax  le  ministre  de  la  guerre. 

5.  Les  arretös  portanl   aomination,    admission  a   La  retraite,  on    reVocation    des    membrea    de 

la  c •  d'appel,  <!<■>  tribunaux  de  premiere    instance  ei  dea  jnsticea  de  paix,    seronl  rendna  -\iv  le 

rapporl   du   mini-irr  de  La  justice. 

6.  Lea  arri  t£a  portanl  Institution  des  membrea  dea  tribunaui  de  commerce  Beronl  egalemenl 
rendua  sur  Le  rapporl  du   ministre  de  La  justice. 

7.  Le  greffier  en  chef  de  La  Cour  d'appel,  lea  grefners  des  tribunaux  de  premiere  instance, 
de  commerce  ei  des  jnsticea  de  paix, 

Les  Qotaires, 

Lea  avouds  pres  Lea  cours  ei  tribunaux, 
Li-  huissiers, 
Les  interprStes  judiciaires, 

Les  commissaires-priseurs,  seront  aomm^spar  Le  pouvoir  executif,  sur  le  rapport  du  ministre 
de  la  justice. 

1).  Les  propositions  pour  Les  nominations  aux  fonctions  de  L'ordre  judiciaire  Beront  faitee  par 

Le   procureur  gvneriil.   et    transmises   par  lui   au    ministre  de   la  justice. 

10.  Les  droit-  conferes  an  gouverneur  general  par  L'article  29  de  ['ordonnance  du  15  avril 
1845  sont  maintenus,  mais  il  devra  rendre  compte  sur-le-champ  aux  ministrea  de  la  guerre  et  de 
la  justice  <!<•-  mesures  qu'il  aura  prises  conformement   a  ces  dispositions. 


Nr.   16. 

ArrM£  portant  Organisation  de  radministration  glnlrale  en  Alglrie. 

(Bulletin  dea  loia   103,  n°  954.) 
J)  decembre  1848. 
1  dispositions  generales. 
Art.  1er.     La  division  actuelle  de  L'Algerie  en  trois  provinces  est  maintenue. 
Chaque  province  sera  divis^e  en  territoire  civil  et  en  territoire  müitaire. 
Le  territoire  civil  de  chaque  province  formera  uu  departement. 

2.  Le  departement  sera  soumis  an  regime  administratif  des  departements  de  la  metoopole, 
saut'  les  exceptions  rdsultant  de  la  Legislation  speciale  de  l'Algerie. 

Le  territoire  militaire  sera  exclusivement  administre'  ]>ar  les  autorites  müitaires,  conformement 
aux   Lois  en  vigueur  en  AlgeVie. 

3.  Des  arretes  du  Pouvoir  executif  designeront  les  Localites  et  circonscriptions  territoriales 
(|iii  seronl   respectivemenl   class£es  dans  le  departement  ou  sur  le  territoire  militaire. 

Titre  Ier.  —  Du  gouvernement  g^neraL 

•1.  Le  gouvernement  general  de  l'AlgeYie  comprend  le  commandement  de  tonte-  le-  Forces 
militaire-   et   la  haute   administration   du   pavs. 

II    -e   compose. 

1"  D'un  gouverneur  general  fonetionnant  sous  l'autorit^  et  les  ordres  du  ministre  de  la 
guerre; 

2      D'un   conseil  de  Gouvernement. 

5.  Le  gouverneur  general  est  uomme'  par  le  chef  du  Pouvoir  executif  sur  la  proposition  du 
mini-tre   de   la   guerre. 

11  administre  exclusivement  sous  l'autorite  du  ministre  de  la  guerre  et  par  l'interm&Luure 
des  commandants  militaires,  toutes  les  portions  du  territoire  de  l'Algerie  classees  en  debors  du 
departement. 
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(!.    In    .secrelairo    jyener.'ll    du    I  ioti\  cnicmciil,     iimmiiim      par     le    pOUVOlr    Ox/'CUtlf,       UTB    cllOJ 

la.  preparal imi  ei  de  l'expediti !<•--  affairo     ad I  tratlvi      ittril au   eerneur  gcncral 

7.  La  diraction  generale  deH  offairofl  clviles  ei    la  directl centrale   d<     affaln      tu  ibi       •  • ' ■ ' 

BupprLme'es, 

S.  Le  oonsei]  il«'  Gouvernement,  asBiste  le  gouverneur  jft'ncral  dati     I       imen    de    < i 

affaires  quJ  Interessent  la  haute  administrati le  l'Algdrie. 

Sunt    membres  de   ce   conseil:    le   gouvernenr   g^nöral,    prenident;    Ig    necrdtaire    gcneral    du 

Gouvernement;  le  procureur  gen^ral;   le  chef  d'ötal  major  gönöral  de  l'arm^e;    l'evSque;   le  r< 

de  L'acade'mie  d' Alger;  le  commandant  superieur  de  la  marine;  le  c nandanl    supöriour  du  gcnio; 

['Intendant  militaire  de  l'arm^e  d'Algdrie;  broia  conseillers  civils,  rapporteura. 

9.  La  präsidence,  en  l'absence  du  gouverneur  geneVal,  appartiendra  au  secrdtaire  generale 
«In  t  jitiu  ernement. 

10.  1  j» •  consei]  de   Gouvernement    est    appeld  ä  d ter   boii   avis   but   les   matieres   ei  objets 

ci-apres  däsignäs: 

En  ce  qui  concerne  le  Gouvernement, 

1"  Projets  de  däcrets  et  d'an-etes  concernanl  l'administration  g£n£rale  «!«■  l'Algerie; 

2°  Reglements  g^neraux  d'administration  et  de  police  administrative. 

En  ce  qui  concerne  le  departement  et  les  territoires  soumis  au  regime  militaire, 

3°  Etablissement,  suppression  ou  modification  des  impöts,  taxes  ei   revenus  generaux; 

I"  Tarifs  de  tonte  aature  et  reglements  y  relatifs; 

5°  Mesures  concernant  les  interSts  generaux  de  la  colonisation,  de  l'agriculture  ei  du  c merce; 

6°  Mode  d'exploitation  des  bois  et  forets  de  l'Etat,  concessions  de  mines  et  salines; 

7°  Projets  d'alienation  et  d'ecbange  des  immeubles  appartenant  a   l'Etat; 

8°  Aequisitions  d'immeubles  pour  le  compte  de  l'Etat; 

9°  Ouvertüre  et  trace  des  routes  ex^cutees  et  entretenues  aus  frais  de  l'Etat  ou  interessant 
plnsieurs  pn»  inces; 

10°  Travaux  ä  executer  au  compte  de  l'Etat,  plans,  devis  et  mode  d'ex^cution  desdits  travaux 
lorsque  la  depense  qui  doit  en  rcsulter  exc^dera  dix  mille  francs; 

11°  Marclies  et  fournitures  ä  faire  au  compte  de  l'Etat;  mode  d'execution  desdits  maxcbe's, 
dans  la  limite  d£terminee  au  paragraphe  pr^cedent ; 

12°  Preparation  du  budget  de  la  guerre  en  ee  qui  concerne  les  recettes  et  depenses  d'ad- 
ministration generale  en  Algerie; 

13°  Reparation  entre  les  trois  provinces  des  eredits  legislatifs  votcs  pour  les  depenses  civiles; 

14°  Rcpartition  et  sous-repartition  des  fonds  provenant,  soit  de  l'oetroi  de  mer,  soit  de 
l'impöt  arabe  et  de  tous  autres  produits  generaux  applicables  aux  depenses  d'utilite  provineiale  ou 
communale  conforniement  aux  decrets  et  arretes  qui  regissent  l'Algerie. 

En   ce  qui  concerne  exclusivement  les  territoires  soumis  au  regime  militaire; 

15°  Etablissement,  suppression  ou  modification  des  impöts,  taxes  et  revenus  locaux; 

16°  Etablissements  des  centres  de  population;  creations  de  communes;  plans  generaux  et 
partiels  des  villes  et  villages;  etablissements   des  marcbes,   fondouks   et  caravanserails ; 

17°  Transfert  et  incorporation  aux  departements  de  localites  et  portions  du  territoire  militaire; 

18°  Sous-repartition  des  eredits  legislatifs  affectes  aux  Services   civils    du    territoire   militaire. 

Le  conseil  de  Gouvernement  pourra,  en  outre,  etre  consulte*  sur  toutes  autres  questions 
d'interet  gcncral  ou  special  qui  lui  seront  soumises  par  le  ministre  comp^tent  ou  par  le  gouverneur 
general. 

'J'itre  II.  ■ —  De  l'administration   civile. 

11.  Le    departement   est   subdivise    en    arrondissements    et    communes. 

Le  departement  est  administre  par  im  prüfet,  et  chaque  arrondissement   par   un   sous-pr£fet. 
L'institution    des  commissariats    civils    est    maintenne  provisoirement  pour    les  territoires    du 
departement   qui    ne   comportent   pas    eneore   l'organisatiou    communale. 

12.  lies  pn't'ets  correspondent  directement  avec  le  ministre  de  la  guerre,  appele  ä  centraliser 
l'administration  generale  de  l'Alg^rie,  et  avec  les  autres  departements  ministeriels  dans  la  limite 
de  leure  attributions  respectives. 
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ll>  rendenl  compte  pdriodiquement  au  gouverneur  general,   «1  •  -   la  Situation  generale   du  de* 
parte ai  ei  eventuellemenl  de  toua  Lea  faita  Intereaaanl  l'ordre  ou  la  -un-te  publica. 

13.  II  j   aura,  auprea  de  cbaque  prüfet,  an  conseil  de  pr^fecture  ayani  Lea  mfimea  attributiona 
qa'en   France,  el  cellea  qui  avaienl    &ti   prec^demment   confer£ea   aus   conaeila    de  directum   par  la 
tion   speciale  de  l'Algerie. 

Le  conaeil   de  prdfecture  devra,   ei tre,   emettre   bod   avia   Mir  tontea   lea  affaires   qui   In i 

seronl   soumises  |iar  le  prüfet, 

I  ii  membre  du  <■•  >n ^i-il  de  pr^fecture,  deaigne'  jiar  arretd  miniateiieL,  remplira  lea  fonctiona 
de  secr£taire  g£neral  de  la  prdfecture. 

II.   L'organisation  des  prefecturea  Bera  etablie  -ur  lea  memea  lia-c--  qu'en  France. 

15.  II  Bera  pourvu  aus  depenaes  d'adminiatration  departementale  au  moyen  de  reaaourcea  ordi- 
aaires  el  extraordinaires. 

Lea  ressources  ordinaires  se  composent, 

1"  I>rs  allocations  porteea  au  budget  de  l'Etat; 

2°  De  la  portion  attribuee  au  departement,  suit  «lau-  les  deuz  cinquiemea  du  produit  net 
de  l'octroi  de  mer  applicables  aux  depenses  «l'u tilit«'-  provinciale,  conformement  au  decret  du 
I   aovembre  dernier,  soit  dans  le  produit  de  l'impöt  arabe; 

3"  Des  revenus  des  propriet^s  departementales. 

Les  ressources  extraordinaires  se  composent, 

1°  Des   eniprunts  autorises   au   protit  du   departement; 

2°  l>u  produii  des  alienations  d'immeubles  departementaux; 

3°  Des  impositions  extraordinaires  et  de  tous  autres  produits  qui  seront  autoriae'a. 

16.  Jl  y  aura  dans  chaque  departement  an  conseil  generaJ  61ectif,  dont  lea  attributiona  seront 
les  memes  que  Celles  des  conseils  generaux  de  France. 

Titre  III.  —  De  l'administration  militaire. 

17.  Les  territoires  militaires  de  chaque  province  seront  administree,  soua  les  "rdre-  du 
gouverneur  general,  par  les  generaux  commandant  les  provinces,  conformement  auz  dispositionB  qui 
seront  olterieurement  arret^es. 

Le  secretaire  general  eentraJisera  toutes  les  affaires  concernant  les  indigenes  des  territoires 
militaires. 

II  lui  sera  attaeiie  an  bureau  special  qui  sera  charge,  1"  de  lacolonisation  de  cea  territoires; 
2°  de  l'administration  indigene,  et  dont  le  chef,  choisi  dans  les  bureaux  arabes,  sera  nomine  par 
.•mvte  ministeriel. 


No.   17. 

ArrGte  portant  roglement  d'attributions  de  radministration 
generale  en  Alg^rie. 

(Bulletin  officiel  des  actes  du  gouvernement  313.  Aunee   1849,  p.  120). 

16  d6cembre  1848. 

Titre   1  ". 

Gouvernement. 

Chap.   1.     Attributiona   du  Gouverneur  General. 

Art.   1  er.     Le  Gouverneur   general    promulgue  le-  lois,    decrets  et  reglements  exccutoires  en 

Ugerie. 

La  Promulgation  resulte  de  l'insertion  au  Bulletin  officiei  des  actes  du  gouvernement, 

6.  Le  Gouverneur  General  assure  le  maintien  de  l'ordre  et  de  la  securite  publique. 

Dans    les  cas    impreVus  ou    ces    Lnterets    seraient  gravement    compromis,    il    prend    sous    sa 
asabilit£,  les  mesures  autorisees  pax  les  lui-  de  la  metropole. 
II  en   rend  compte  immediatemenl   au   Ministre  de  la  guerre. 

7.  Le    Gouverneur    General    saisit  le  Conseil    de  Gouvernement   des  affaires    qui  doiveut   lui 
äoumises. 
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10.  Le   Gouverneur   General   b  Iji  haute   dlreotioo  de    toutes   les   n ■      qul  lnteV<     enl  la 

ooloniaation  en  Algörie.     II  adresse  6  cei  dgard,  ses  Instructions  aus  präfets,  <|ni  lui  rendenl  compte 
de  leur  ex^cution. 

Chap.  II.     Attributions  du  Sccri'iairc  < Ji'in'ral  du  Gouvernement. 

11.  Li     Secrelaire  General    du    Gouvernement     i  ent  i  alise     le    tra\ail    du    Gouverneur    General    en 

ce  i|ui  fcouche  ses  attributions  administratives! 

II  signe,  pour  le  Gouverneur  General  ei  par  son  ordre,  la  correB] dance  <j u <-  le  Gouvernetu 

General    lui    a    s ] m '■  < - i : 1 1 < ■  1 1 1 < •  1 1 1    delegue. 

Titre  II. 
Administration   departementale. 

Chap.  I.     Attributions  du  Prdfet. 

Chap.  11.     Conseil  de  pre'fecture. 

Chap.    III.      I>u    Secretaire-General. 

Chap.    IV.      Des    Sous  l'refets. 

Chap.  V.     Des  Commissaires  civils. 

Chap.  VI.     Des  Conseils  Generaux. 
84.  Le  Conseil  genexal  de  departement  sera  comp  ose; : 
De  seize  membres  dans  le  departement  de  la  province  d' Alger; 
De  douze  memhres  dans  le  departement  civil  de  chacune  desprovinces  d'Oran  ei  de  Constantine. 

37.  Les  citoyens  firancais  ou  naturalise's  firancais,  ägcs  de  21  ans  et  domicilii  dans  la 
circonscription  electorale  depuis  un  an  au  moins,  sont  sc\ils  aptes  ä  participer  ä  L'election  des 
membres  du  Conseil  general  de  ladite  circonscription. 

38.  Sont  e'ligibles  les  citoyens  firancais  ou  naturalise's  firancais  äg^s  de  25  ans,  domicilii 
dans   le   departement   depuis   denx   ans   au    moins. 

39.  Les  membres  des  Conseils  generaux  sont  nommes  pour  trois  ans.  Ils  sunt  renouvel£s 
par  tiers   tous   les   aus,   et  indetinement   recligibles 

Titre   III. 

Administration  des  territoires   militaires. 

Chap.  I.     Attributions  des  Commandants  militaires. 

43.  L'administration  des  territoires  militaires  est  essentiellement  inherente  au  Commandern ent 
militaire. 

La  direction  superieure  en  appartient  dans  chaque  province,  sous  l'autorite  immediate  du 
Gouverneur  General,  au  General  commandant  la  division. 

44.  Les  europeens  etablis  dans  les  territoires  militaires  sont  soumis  au  regime  administratif 
exeeptionnel  de    ces  territoires,    et  tel    qu'il  est   regle    par   les    ordonnances  et    arretes    en   vigueur. 

45.  Les  tonctions  judiciaires  peuvent  etre  exercees  dans  chaque  localite  par  un  juge  de  paix, 
ou  a  son  detaut,  par  le  Commandant  de  place  ou  tout  autre  officier  designe  par  le  Commandant 
de  division. 

Les  fonctions  civiles  peuvent  etre  remplies  par  le  Commandant  de  place  ou  par  un  maire 
nomme  par  le  Gouverneur  General,  avee  delegation  speciale  des  attributions  d'officier  de  l'etat 
civil  et  d'officier  de  police  judiciaire. 

Chap.  IL     Des  Commissions  consultatives. 
47.   II  y  a,  au  chef-lieu  de  chaque  division,  une  Commission  consultative  chargee  de  donner 
son  avis  sur  les  affaires  d'intcn't    general  ou  local.   concernant    exclusivement   le  territoire  militaire 
qui  en  depend. 

49.   Sont   membres  de  la  Commission   consultative: 

Le  Commandant  supeiieur  de  la  subdivision,   president; 
Le  Sous-Intendant  militaire; 
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mmandanf   de   l'artillerie ; 

Le    '  1 1 1 ; 1 1 ■ « i ; 1 1 1 1    >lii    j.'nii- : 

L'OfScier  Charge*  des  affaires  arabes; 

L'Officier  charge"  des  fonctions  (i\il>>  .t  judiciaires; 

Le  jage  de  paix  ei  le  maire  qui  auraienl  &t&  nominal  er  vertu  de  I  an.  45. 

I  ii  Officier  de  Bante*  de&ignäs  par 

|)cii\   notables  europeena     f     l'Officier  general  commandanf 

I  >■  h  \   aotables  indigenes       |      la  division. 

I  lispositione  generales. 
54.  Toul  ce  qui  concerne  L'administration  du  territoire  militaire  est  regle'  par  des  arrdte*  da 
Ministre  de  la  eruerre. 


So.  18. 

Dlcret  imperial  qui  cr£e  un  ministere  de  l"Alge>ie  et  des  colonies. 

(Bulletin  des  lois  614  n"  5694). 
24  juin  1S58. 
Art.   1  er,   |i  est  <ti'i'   um   ministere  de  l'Algene  et  des  colonies. 

2.  Ce  ministere    sera  forme'  de    la  direction    des  affaires   de  l'Algene   et  de    la  direction  des 
colonies,  qui  seront  distraites  du   ministere  de  la  guerre  et  du   ministere  de  la  marine 


So.  19. 

Beeret  imperial  qui  supprime  les  fonctions  de  gouverneur  general  en  Algerie. 

(Bulletin  des  lois  (530,  n°  5859). 
31  aoüt  1858. 
Art.   1  er.   Les  fonctions  <lu  gouverneur  general  de  l'Alg^rie  sont  supprimees. 

2.  Sunt  egalement  supprimes  le  eonseil  <lu  gouvernement  et  le  secretariat  general  du  gou- 
vernement  place*  aupres  du  gouverneur  general  ä  Alger. 

3.  II  est  institui'  im  commandement  superieur  des  forces  militaires  de  terre  et  de  mer 
employees  en  Algerie. 

4.  Le  commandant  superieur  exercera  le  commandement  <-n  cbef  de  l'armee  de  terre  et  des 
forces  de  la  marine.  11  pourvoira  a  toutes  les  mesures  neeessaires  pour  faire  respectex  l'autorite 
de  l'Empereur  et  assurer  l'execution  des  l<>is.  En  cas  d'urgence,  il  pourra  Buspendre  l'exeeution 
des  mesures  prises  par  lr^  generaux  et  les  prefets. 


No.  20. 

Dekret  imperial  sur  l'organisation  administrative  de  r  Algerie. 

(Bulletin  des    lois   646,  n°  5998.) 

27  octobre  1858. 

Titre  Ier.  —  De  la  Promulgation  en  Algerie. 

Art.    1er.     La  Promulgation  des  lois,  decrets  et  reglements  executoires  en  Algerie  est  confiee 

au  ministere  de  l'Algene  et  des  colonies  et  resulte  de  l'insertion   au   Bulletin   officäel  des  actes  de 

ce  ministere. 

2.  La  Promulgation  est  n'putee  connue: 

1°  A   Paris,   le  jour  de  la  reeeption  du   Bulletin  au  secretariat  general  du  ministere; 
2°  Au  chef-lieu  de  chaque  province  de  l'Algerie,  au  jour  apres  la  reeeption  du  Bulletin  par 
le  i>n't'rt  du  departement; 

3°  I ) .- 1 n ^  les  circonscriptions  administratives  seeondaires,  apres  l'expiration  du  meme  delai; 
augmente  d'autanl  de  jours  qu'il  y  atira  de  fois  einq  myriam'-tres  de  distance  entre  le  ehef-lieu 
de  la  province  et  celui  de  la  circonscription. 


8,   Dons  les  rin it cuice     extraordlnoln      la  | ulgation  peu<  fltr<$  fall  i 

pur  \  .im'  d'affiches,     Lei  acte     ain  I  pr nlgue1      onl   Imnift'diatemenl  ex6*cutolrei. 

1.  l,c  Bulletin  officio)  des  octei  «In  gouvernemenl  de  l'Alg<5rle,  publik  h  Algei    i   i     upprime\ 
Tltre  II  De  L'admlnistratlon  provlnclale. 

:").  La  divlslon  administrative  de  l'Algerie  en  troll  provlnoi     e  I   maintenue. 

Chaque  provlnce  est  divisde  en  terrltolre  civil  ei  en  territolre  mllltalre. 

La  territolre  civil  de  chaque  provlnce  forme  le  d(5partement. 

Des  prüfet». 

(!.  Le  departemenl  est  administrd  par  le  prüfet.    Le  territolre  mllltalre  esl  adminl  tri    par  le 
commandanl   de  la  divlslon  territoriale. 


10.  Les  prefets  aomment  directement,  sur  la  Präsentation  des  divers  chef  de  ervice  ei  en 
sc  conformani  aus  conditions  d'aptitude  ddtermindes  par  les  reglements  et  I <■>  Instructions  mini 
sterielles,  aus  emplois  ddsignds  au  tableau  A  ci  annexe\ 

11.  Ils  statuent,  soit  en  conseil  de  präfecture,  soil  sans  ['Intervention  de  ce  conseil,  Mir 
toutes    les    matieres    administratives    dont   la   nomenclature    es!    fixde    par   Le    tableau    l>   ci  annex& 

12.  Soiit  expressdment  r£servees  ä  la  ddeision  du  pouvoir  central  toutes  les  matieres  qui 
Interessen!  a  la  fois  deux  provinces,  ou,  dans  la  meme  province,  Les  deux  territoires,  ei  tous  les 
objets  d'administration  departementale  ei  communale  qui  affectenl  directement  1'int c'-n'-t  general 
de  l'Etat,  et  dont  la  nomenclature  est  tixee  par  le  tableau  C. 

Des  commandants  du  territoire  militaire. 

13.  Les  commandants  <lu  territoire  militaire  exereenl  dans  ce  territoire  les  attributions  civiles 
devolues   a   r.'iutoriti'    pret'ectorale   dans   le   departement. 

14.  11  est  institue  pres  du  commandement  du  territoire  militaire  im  conseil  des  affaires  civiles. 
Ce  conseil  est  compose  d'nn  sous-intendant  militaire  ä  la  designation  du  commandant  du  territoire, 
du  chef  du  service  des  domaines,  du  chef  du  service  des  contributions  diverses,  et  d'un  membre 
civil  ;'i  la  nomination  du  ministre. 

15.  Les  commandants  du  territoire  militaire  statuent  en  conseil  des  affaires  civiles  sur  les 
matieres   attribuees   aux   prefets    en   conseil   de   pret'eeture. 

Des  conseils  generaux. 
1(>.  II  y  a  dans  chaque  province  im   conseil  general    compose    de    douze    membres  au  moins 
et  de  vingt  membres  au  plus. 

17.  Les  membres  des  conseils  generaux  sont  nommes  par  l'Empereur,  sur  la  proposition  du 
ministre  de  l'Algerie  et  des  colonies.  Ils  sont  choisis  parmi  les  notables  europeens  ou  indigenes 
residant  dans  la  province  ou  y  etant  proprietaires. 

18.  Les  membres  des  conseils  generaux  sont  nommes  pour  trois  ans.  Ils  sont  renouveles 
par  tiers  tous  les  ans  et  peuvent  etre  renommes. 

Pour  les  deux  premiers  renouvellements,  les  conseillers  sortants  seront  designes  par  la  voie  du  sort. 

19.  Ne  peuvent  etre  membres  des  conseils  generaux: 

I  °  Les  prefets,  sous-prefets,  commissaires  civils,  seeretaires  generaux,  conseillers  de  prefecture, 
les  commandants  du  territoire  militaire  et  les  commandants  de  subdivisions  ou  de  cercles; 

2°  Les  agents  et  comptables  employes  k  l'assiette,  a  la  pereeption  ou  au  recouvrement  des 
inipots   et  au  payement  des  depenses  publiques  de  toute  nature; 

3°  Les  ingenieurs  de  ponts  et  chaussees  et  des  miiies,  les  officiers  du  genie  et  les  archi- 
tectes  actuellement  employes  par  1'administration  dans  la  province; 

4°  Les  agents  forestiers  en  fonetions  dans  la  province; 

5°  Les  employes  des  prefectures,  sous-prefectures  et  commissariats  civils,  et  les  employes 
des   bureaux  civils   du   commandement  du  territoire  militaire. 

20.  Lorsqu'un  membre  d'un  conseil  general  a  manque  ;'i  deux  sessions  consecutives  sans 
excuse  legitime  ou  empechement  admis  par  le  conseil,  il  est  considere'  comme  demissionaire  et  il 
est  pourvu  ä  son  remplacement. 

II  est  toujours  pourvu,  avant  l'ouverture  de  la  Session  annuelle,  aux  vacances  qui  se  pro- 
duisent  dans  le  sein  des  conseils  generaux  par  suite  de  deces,  demission,  perte  des  droits  civils  ou 
politiques,  ou  pour  toute  autre  cause. 
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21.  La  dissolution  d'an  conseil  gäneVal  peut  8tre  prononc^e  par  l'Empereur;  eo  ce  cm,  il 
est  j  >  r  ••«-»'•  i  •  ii  foi  iiiaiioii  d'an  nouveau  <■■  >n  ^  iil  avant  i'oavertare  de  la  seaaion  annuelle  et  an  plus 
t:inl  dana  le  delai  de  t r« > i -  moia,  h  |>:irtir  <lu  jour  de  la  dissolution. 

Beglea  j>"iir  la  Session  des  conseils  g^neraux. 
Le  conseil  general  tient,  chaque  annle,  ane  Bession  ordinaire  an  rhef-lien  de  la  province. 
II  ge  nimit  in  Bession  extraordinaire  toutes  lea  fois  qu'il  est  conroque*  a  cet  effet. 

LeS    nieinlins    du    cunscil    «reiieral    mihi    convoques:    par    le    prüfet,    dan-    le    dcparteineiit  ;    par    le 

commandanl  du  territoire  militaire,  dana  ce  territoire. 

23.  L'i ipoque  et  la  dun'e  de  chaque  Session  sunt  fix^ea   par  dea  d^creta  Imperianx. 

Lea  pr^sidents,  rice-pr£sidents  et  Becrätairea  dea  conseils  gdneraux  aont  nonunei  par 
l'Empereur. 

24.  L'ouverture  de  chaque  Bession  est  faite  par  le  prüfet,  qtii  recoit  dea  conseillera  nouyelle- 
inint   aomm^s  le  Berment  constitutionnel. 

I.cs  membres  qui  o'ont  pas  assiste'  a  la  se'ance  d'ouverture  ae  prennent  B^ance  qu'apres 
avoii  prete  ce  sennent  entre  les  mains  du  prdsident. 

25.  Les  säances  ni'  Mint  pas  publiques.  Le  conseil  general  ae  peut  deliberer  que  si  la 
iniiitii-  plus  un  des  conseillera  sc  trouvent  präsente. 

Les  rotes  ont  lieu  par  assis  et  leve:  ils  sont  recueülis  an  scrntin  Beeret  tontea  lea  fois  qne 
quatre  des  conscillers   presents  1<'  reclament. 

26.  Le8  |irnri' s-verbaux.  rediges  par  le  secretaire  et  arn'tes  au  commencement  de  chaqne 
si'aiicc.  contiennent  L'analyse  de  la  discussion,  saus  mentionner  le  aom  des  membres  qni  y  ont 
pris  part. 

27.  Le  prüfet  du  departement  et  le  commandant  du  territoire  militaire  ont  entr^e  an  conseil 
general,  ils  sont  entendus  quand  ils  le  demandent,  et  assistent  aux  deÜberations,  excepte'  loraqn'il 
s'a^it  de  l'apnrement  de  leur  compte  administratif. 

28.  Tout  acte  ou  toute  deÜberation  d'un  conseil  general  relatifs  ä  des  objeta  qni  ae  sont 
|ias  L^galement  compris  dans  ses  attributions  sunt  nuls  et  de  nul  effet.  La  nullite  Bera  prononc^e 
par  un  decret  imperial. 

29.  Toute  deliberation  prise  bors  de  la  reunion  legale  du  conseil  general  est  nulle  de  droit. 
Le  prct'ct.   apres  avoir  pris  l'avis  du   commandant   du  territoire  militaire.  prononce  la    nullite 

par  un  arrete  |iris  en  cunscil  de  prefecture  et  prend  les  mesnres  in'cessaires  ]iour  qne  l'assemblee 
sc   sepaie    iminediateiiieiit. 

Le  prüfet  transmet  son  arn'ti'  an  proenrenr  general  charge*  des  poursuite*  de  droit. 

En  cas  de  condamnation,  les  membres  condamnes  sunt  exclus  du  conseil  et  ae  pourront 
faire  partie  d'aucun  conseil  general  de  province  pendant  les  trois  annees  qui  suivront  la 
condamnation. 

30.  II  est  interdit  ii  tont  conseil  general  de  se  mettre  en  correspondance  avec  un  antre 
cunscil.  ou  de  faire  ou  publier  aueune  proclamation  on  adresse. 

En  cas  d'infractiun,  le,  prefet,  apres  avoir  pris  l'avis  du  commandant  de  la  division,  Buspend 
la   Session   du   conseil  general  jusqu'a   ce   <|u'il   ait   &ti   Statut-  par  l'Empereur. 

L'arrSte  de  Suspension  est  transmis  au  procureur  general  pour  l'executiun  des  lois  et  l'appli- 
cation.   s'il  y  a  lieu,  des  peines  deterniinees  par  l'art.    123  du   Code  penal. 

31.  l'uut  i'diteur.  imprinieur,  Journalist e  on  antre,  qui  rendra  pnblics  les  actea  Interdits  aux 
conseils  generaux  par  les  art.  28  et  30,  sera  passible  des  peines  rappelees  en  l'art.  19  de  la  loi 
du  22  juin   1833.  sur  1' Organisation  des  conseils  generaux. 

32.  Le  conseil  general  peut  ordonner  la  publication  de  tout  on  partie  de  ses  d&iberations 
ou  pruces-verhaux. 

Attributions  des  conseils  generaux. 

33.  Le  conseil  general  delibere  but  les  objets  suivants: 

1°  Contributions  speciales  ou  extraordinaires  ä  etäblir  et  emprunts  ä  contracter  dans  an 
interet  provincial; 

2°  M"de  de  gestion  des  biens  immeubles  compris  dans  le  domaine  departemental,  aux 
termes   du  titre  II   de  la  loi  du   IG  juin    1851; 

;i     Acquisition,   alienatinn   et  eebange  des  memes  biens; 
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I"    LocatioD    d'iinmeiililes    an    ciuiptc    iln    dl '  |  ■ :  1 1 1 1  ltl)i  ni. 

,V  Cbangemenl  de  destination  ou  d'affectatlon  dei  ädiflco     de^partementaux ; 

U"  Acii'ins  a    Intenter    ou    k    aoutenir    au    nom    de    la    province    trän  action      concernanl   l< 

droits    ilu    dcparlomcnt  OU  ilu    territoire    militaire,  »auf   lea  CM    d'Ul '     prfvU     pV    I    iil.    88    Ot-aprt 

7"  A.cceptation  dea  doni  ou  leg«  falta  a  la  provlnoe; 

s"  Claasemenl  e<  directiorj  des  routea  departementalea  dana  lea  dem  territoire    de  la  provinet 

!•"  Projets,  plana  ei  <lc\  K  de  t'ois  travaux  a  ex^cuter  bot  lea  fonda  de  la  province; 

10u  Offrea  faitea  par  des  communes,  pai  dea  aBsociationa lea  particulierfl,  | r  concourir 

;i  la  depense  dea  routes  departementalea  ou  d'autrea  travaux  a  la  charge  de  la  province; 

11"  Concession  a  dea  associationa,  a  dea  compagnies  ou  b  dea  particuliera,  de  travaux 
dHnterßt  pro\  ineial ; 

12"  Pari  contributive  a  Lmposer  a  la  province  dana  la  depense  dea  travaux  ex£cut^a  par 
L'Etal  et  qui  Interessent  la  province,  ou  des  travaux  qui  Interessen!  a  la  foia  la  province  el  lea 
oommunes  i 

13°  Etablissement    et  Organisation    des    caisses    de  retrail i  antre  moyen  de  r^mun^ration 

(ii  faveur  des  agents  ou  employ^s  du  Service  departementa!  ou  provincial  non  rdtribu^s  directemenl 
par  l'Etat ; 

14°  Fixation  de  la  part  de  la  depense  des  enfants  trouväs  ou  abandonnds,  des  orphelins 
panvres  et  des  aliene's  indigents,  a  mettre  &  la  charge  des  communes,  et  hasc  de  la  repartition  a 
faire  entre  elles. 

34.  Les  delihc  ratiinis  du  conseil  general  sur  les  < > I >j i ■  t >  <'n hhii'i-<'s  dana  l'article  precedent 
sont  Bonmises  ä  l'approbation  de  l'Emperenr,  du  ministre  de  L'Algene  et  des  colonies,  des  pn'tVts 
ou  des  commandants  du  territoire  militaire.   Selon   les   cas   deterinines   ]>ar  la  legislation. 

35.  Le   conseil    general    donne    son    avis: 

1°  Sur  les  changements  propos£s  anx  circonscriptions  administratives,  jndiciaires  on  communales; 

2°  Sur  les  dirl'ieulti's  eievees  relativement  a  la  repartition  de  la  depense  des  travaux  ipii 
Interessent  plusieurs  commnnes  : 

3°   Sur   lYtablissemrnt.    la   suppression    ou   le   cbangement   des   foires    ou    marclies  ; 

4°  Entin  toutes  les  qnestions  dont  il  doit  connaitre  en  vertu  de  lois  et  reglements,  ou  sur 
lesquelles  il  est  consulte'  par  l'administration. 

36.  Le  eonseil  general  veririe  l'etat  des  arebives  eiviles  et  celui  du  mobilier  de  la  prefeeture 
et  du  commandement  du  territoire  militaire. 

37.  Le  eonseil  general  peut  adresser  directement  au  ministre.  par  l'intermediaire  de  son 
President,  les  n'elamations  <in*il  aurait  a  presenter  dans  l'interet  special  de  la  province.  ainsi  que 
son  opinion  sur  l'ctat  et  les  besoins  des  differents  Services  publics  concourant  ä  l'administration 
provinciale. 

Des  actions  jndiciaires  et  des  transactions. 

38.  Les  actions  de  la  province  sont  exereees  par  le  prefet  en  vertu  des  deliberations  du 
conseil  general. 

La  province  ne  peut  se  pourvoir  devant  im  autre  degre  de  juridiction  qu'en  vertu  d'une 
nouvelle  deliberation,  ;'i  moins  que  la  premiere  n'autorise  le  prefet  a  epuiser  tous  les  degres  de 
juridiction. 

I'.n  cas  d'urgence,  le  prefet  peut  intenter  tonte  action  ou  y  defendre  saus  deliberation  du 
conseil  general. 

Titre  III.   —  Du  budget  provincial. 

41.  Le  budget  de  cbaque  province,  prepare  de  concert  entre  le  prefet  et  le  commandant  du 
territoire  militaire,   est  presente   au  conseil   general  par  le  prefet. 

('(•  budget,  apres  avoir  ete*  delihere  par  le  conseil  g£neral,  est  regle  definitivement  par  decret 
imperial. 

42.  8i  le  conseil  general  ne  se  reunissait  pas,  ou  s'il  se  separait  sans  avoir  arrete  le  budget 
des  depenaes  de  la  province.  le  prefet,  en  conseil  de  prefeeture,  et  le  commandant  du  territoire 
militaire.  en  conseil  des  affaires  eiviles.  etabliraient  d'office  le  projet  de  ce  budget,  qui  serait 
ensuite  regle*  par  decret  imperial. 

Q-melin.  VerfassungAentwicklung  vom  Algerien.  3 
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Des  depenses. 

13,  Lei    depensea  a    inscrire    an    budget  de  la    province    sont    ordinairea    ou    extraofdlnaire*. 

Chaque  aature  de  ddpensea  forme  une  Bection  speciale  au  budget. 
iqae  section  est  divis£e  en  chapitres,  articlea  et  paragraphes. 

II.  >..iii  ordinairea  Lee  depensea  Buivantea: 

1"  Frais'  de  recouvrement  dea  revenua  provinciaux ; 

2°  Remboursement,  restitution  ei  aon-valeurs  «ur  \<-^  contribationa,  Centimes  additionnels, 
taxea,  p^agea  ei  autres  droit-  percus  au  profil  de  la  province  en  vertu  dea  l"i>  ei  reglementt  on 
d'antorisationa  speciales : 

3°  Contributions  duea  par  les  propri£t£a  da  d^partement; 

4°  Grosses  r£parationa  ei  entretien  dea  ädificea  e1  bätiments  departementaux; 

.')"  Loyer,  >'il  y  a  lieu,  de-  böteis  <  1  < -  pr&ecture,  de  Bous-pr£fecture  et  de  commiBeariat  civil; 

6°  Ameublement  et  entretien  dn  mobilier  desdits  bdtels,  de  l'liötcl  de  commandement  du 
territoire  militaire  et  dea  bureaux  administratifs,  y  compria  ceiu  dea  affairea  civilea  du  territoire 
militaire; 

7°  Bibliotheques  administratives; 

8°  Loyer,   mobilier   et   menues   depenses   des   cours,   tribunaux   et  justice*   de   paix: 

9°  Frais  de  garde  et  de  conservation  dea  archives  provincialea ; 

ld"   Dettes  ezigibles  et  annuit^a  d'emprunts  contractu; 

11°  Portion  mise  ä  la  Charge  du  departement  et  de  la  province  dea  frais  des  tables  decen- 
nalea  de  lY-tat  civil; 

12°  Services  civils   indigenes ; 

13°  Frais  de  police  centrale,  antres  que  le  traitement  du  ( missaire  central; 

14°  Depenses  dea  enfants  trouv^a  et  abandonn^s  et  des  alienea  indigents,  ainsi  que  du 
traitement  des  malades  civils  indigents,  dans  les  böpitaux  civils  on  militaires,  sauf  ce  qui  pourra 
etre  ulterieurement   ordonne   ;'i   cet   egard; 

15°  Service  nu'dical  de  la  colonisation,  propagation  de  la  Vaccine,  caesarea  contre  les  epi- 
demies  et  les  epizooties; 

l(i°  Casernement  ordinaire  de  la  gendarmerie; 

17°  Portion  de  la  depense    ordinaire    des  prisona   laissee  a  la  Charge  de  la  province; 

16°  Chauffage  et  eclairage  des  corps  de  garde  des  etablissements  departementaux; 

19°  Frais  de  route  accordes  aux  voyageurs  indigents; 

20°   Secours  pour  evenemcnts  ealamiteux; 

"21°  Primes  pour  la  destruction  des   animaux   dangereux  on  nuisibles; 

22°  Grosses  reparations,  entretien  des  routes  departementales  et  des  onvrages  d'art  qui  en 
font   partie; 

23°  Frais  de  tenue  des  conseils  generaux,  des  chambrea  consultatives  dagriculture  et  de 
commerce,  des  conseils  d'hygiene  publique  et  des  expositions  provinciales;  impression  des  budgets 
et  des  comptes  de  recettes  et  depenses  de  la  province,  et  toutes  autres  impressions  mises  par  les 
lois  et  reglementa  ä  la  charge  des  departements ; 

24°  Part  contributive  de  la  province  a  la  Subvention  annuelle  due  ä  l'ccole  preparatoire  de 
medecine  et  de  pharmacie  d'Alger,  en  vertu  du  decret  du  4  aoüt   1857. 

4").  Les  depenses  ci-dessus  enumerees  sont  obligatoires.  Si  elles  ne  sont  pas  portees  au 
budget  vote  par  le  conseil  general.  elles  y  sont  inscrites  d'office  par  le  prefet,  le  commandant  du 
territoire  militaire  ou  le  ministre. 

4Ü.  Toutes  les  autres  depenses  sont  extraordinaires  et  facultatives.  Aucun  credit  ne  peut 
etre  inscrit  d'office  dans  le  chapitre  des  depenses  extraordinaires,  et  les  allocations  qui  y  sont 
portees  |>:ir  le  conseil  general  ne  peuvent  etre  ni  cliangees  ni  modifiees  par  le  decret  qui  regle 
le  budget. 

47.  Le  conseil  general  peut  voter  au  budget  du  Service  ordinaire  un  credit  pour  depenses 
imprevues,  dont  l'emploi  e.-t  laisse  ä  la  disposition  du  prefet  et  du  commandant  du  territoire  militaire, 
sous  leiir  responsabilite. 

Des  recettes. 

48.  Les    recettes   i    inscrire    au    budget    de    la    province    sont    ordinaires    ou    extraordinaires. 
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Los  reoettea  ordlnalrei  eomprennonl   loa  produita   luivanl 

1"  Loyera,  fermagea  e(  rentea  fonclerea   provenanl  de   blena   ou  fondatlon     comprii  dana  Le 

domaj Irparloineiital    oll    cnnsliliies    in    prupriete    :iii    drparl  i-iiii  nl  ; 

2°  Part  revenant  a  la  provinoe  aur  le  produit  net  de  l'impo't  arabe{ 

',\ "  Produil  dea  centlmea  addltionnela   ordlnalrea  qui   pourronl   6tre  attribuee    i  la  pro 
sur  loa  Lmpfita  directa  ötablia  an  profil  de  l'Etat; 

I"  Cinquiöme  ein  produil  ael  de  l'octroi  mnnlclpal  de  mer  percu  dana  le  porta  de  la  pro 
xiiicc,  laut  que  le  budget  provincia]  reatera  apedalemenl  charge*  dea  d^penaea  relativea  au  bfipitam 
el  hospicea  civils; 

,'i"  Rembouraemenl  par  lea  commi b,  lea  corporationa,  lea  famillea  ou  loa  particuliers,   de 

frais  de  tr altem enl  ei  d'entretieo  dana  les  hdpitaux  e<  boapicea  civila,  orphellnata  et  aailea  d'alienes; 

6°  Portion  dea  amendea  payeea  par  les  Axabea  en  territoire  militaire,  qui  n'eal  pas  attribuee 
:ni\  chefa  Indigenes  par  le8  arrStea  sp^ciarui  sur  la  matiere; 

7"  Portion  attribuee  au  departemenl  dana  le  produit  des  amendea  payöea  par  les  Arabea 
adininistres   par  l'autorite   civilo  (deeret    du   8  aoüt    1854); 

8°  Plaques,  livrets  et  pennia  de  depart  delhn's  aus  membrea  dea  corporationa  dea  Berrania; 

üü  Amendea  payöea  ]>ar  les  membrea  desditea  corporationa; 

10°  Produil  des  i\|i('ditii)ns  des  anciennes  pieces  ou  dea  actea  administrativ  depoaee  aux 
archivea  du  departemeut; 

11"   Droits   de  p£age   et  taxe   ou   cotisations  autorisees   au   protit  du   departemeut; 

12°  Eutin,  et  generalement,  tous  autrea  droits  et  pereeptions  conc£d^s  ä  titre  permanent 
au   departemeut  ou  territoire  militaire  par  les  lois  et  reglements. 

49.  Les  recettes  extraordinaires  se  composent  des  produita  ci-apres  designes: 

1°  Contributions  extraordinaires  et  Centimes  additionnels  facultatifs  dninent  autorises; 

'2°  Prix  de  ventes  d'immenbles  ou  d'objets  mobiliers; 

3°  Dons  et  legs  düment  autorises; 

4°  Remboursement  de  capitaux  exigibles  ou  de  rentes  rachetees; 

5°  Produit  des  emprunta  autorises; 

6°  Subvention  sur  le  fonds  commun; 

7Ü  Subvention  de  l'Etat,  des  communes,  des  associations  ou  des  particuliers,  pour  concourir 
a   l'ext'cution   des   travaux  publics  d'utilite   departementale ; 

8  °  Enfin,  et  generalement,  toutes  recettes  accidentelles  et  imprevues  non  comprises  dans  la 
uomenclature  etablie  par  l'article  precedent. 

50.  Les  recettes  tant  ordinaires  qu'extraordinaires  sont  exclusivement  appliquees  aux  besoins 
de  la  province  oü  elles  ont  ete  percues,  sous  la  reserve  ci-apres : 

Sur  l'ensemble  des  ressources  ordinaires  de  chaque  province  il  est  fait  un  preleveinent  de 
di.x  pour  cent  destine  ä  former  un  fonds  commun  laisse  ä  la  disposition  du  ministre  pour  etre 
reparti  entre  les  trois  provinces,  au  prorata  de  leurs  besoins  et  ä  titre  de  ressources  supplementaires. 

51.  Les  fonds  qui  n'auront  pu  recevoir  leur  emploi  dans  le  cours  de  l'exercice  seront 
reportes,  apres  elöture,  sur  l'exercice  en  cours  d'execution,  avec  l'affectation  qu'üs  avaient  au  budget 
vote  par  le  conseil  general.  Les  fonds  restes  libres  seront  cumules  avec  les  ressources  du  budget 
nouveau. 

Des  comptes  d'administration. 

53.  Le  conseil  general  entend  et  debat  les  comptes  d'administration  qui  lui  sont  presentes 
par  le  prefet  et  le  commandant  du  territoire  militaire. 

Les  observations  du  conseil  general  sur  les  comptes  presentes  k  son  examen  sont  adresses 
directement,  par  son  president,  ou  ministre  de  l'Algerie  et  des  colonies. 

Ces  comptes,  provisoireinent  arretes  par  le  conseil  general,  sont  definitivement  regles  par 
deeret  imperial. 

Des  budgets  des  localites  non  erigees  en  communes. 

54.  Les  budgets  des  localites  non  erigees  en  communes  sont  regles  dans  le  departemeut 
par  le  prefet,  dans  le  territoire  militaire  par  le  commandant  du  territoire. 

Ces  budgets   s 'alimentent, 

3* 
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1  h       recette«   ditee  communalei  r'.-ili-<' ■•-  dang  cea  localitds; 

2  Di    li  pari  qui  liur  revient  an  prorata  de  leur  popolation  sur  Le  produil  de  l'octroi  de  nur: 
Des   subventiona  qui  ponrronl   Leur  Stre  accordeea  -ur  le  budgel  provincial. 


Wo.  21. 

Dlcrel  Imperial  relatif  an  gonTernement  *'t  a  la  haute 

administration  de  i'Alglrle. 

(Mull,  tin  des  Lois  881,  ""  8488J. 
10  (I (•(•«•  rubre  1860. 
Art.  1  ('r.  Le   gouvernement  et  la  baute    administration  de    l'Algerie  Bon'    centralis^!  a  Alger 
bous  l'antoriti'  d'nn  gouvernenr  general. 

Le  diVri-t  de  aomination  dn  gouvernenr   g£neral  es!  contre-signd    p.-ir  notre    ministre  d'Etat. 

2.  Le  gouvernenr  general  rend  compte  directement  a  l'Empereur  de  la  Situation  politfque  ei 
administrative  «In  pays. 

3.  Le  gouvernenr  gdneral  commande  les  forces  de  terrc  et  de  mer  en  Algerie;  toutefois,  l> 
ministre  de  la  guerre  et  le  ministre  de  la  marine  COnservent,  8UT  l'armee  et  Mir  la  marine.  l'autorite' 
qu'ils  exercenl   sur  Les  ärmeres  en  campagne  et  les  Station-. 

4.  l'n  sous-gouverneur,  general  de  division,  chef  dVtat-major  general.  Bupplde  le  gouvernenr 
general  en  cas  d'absence. 

5.  La  justice,  L'instruction  publique  et  les  eultes  rentrent  dans  les  attributions  des  departe- 
ments  ministeriels  auxquels  ils  ressortissenl  en  France.  Toutefois,  les  £coles  rrancaises-arabes  et 
les  ecoles  indigenes  restent  dans  les  attributions  exclusives  du  gouvernenr  general. 

6.  Le  gouverneur  general.  sauf  en  ce  qui  concerne  l'instruction  publique,  les  eultes.  la 
magistrature  francaise  et  les  ofBciers  ministeriels,  aomme  direetement  ä  tous  les  emplois  qui  ätaient 
a  la  designation   du   ministre   de  l'Alg^rie. 

Pour  les    nominations  «les    fonetionnaires    qui    doivent    6tre    faites  par  Nbus    et  qui  n'appar- 
tienuent  pas  ä  l'instruction  publique,  aus  eultes  et  a  la  justice,  le    gouvernenr  general  adressi 
propositions  an   ministre  de  la  guerre,  qui  Nbus  les  soumet. 

7.  Les  actes  de  haute  administration  et  de  gouvernemeni  qui  doivent  dmaner  de  Nbus  et  qui 
in'  concernent  ni  la  justice,  ni  la  marine,  ni  L'instruction  publique  et  les  eultes.  Nous  sunt,  sur  les 
propositions  du  gouvernenr  general,  präsentes  par  notre  ministre  de  la  guerre  et  les  decrets  sont 
contre-signe's  par  lui. 

Le  gouvernenr  general  statue  sur  toutes  les  autres  affaires  administratives  qui  n'ont  point 
i'ti'    jilaei'es   dans   les   attributions   d'une   autre   autorite. 

8.  Le  procureur  general  pres  la  cour  imperiale  d'Alger  t'ait.  chaqne  mois,  un  rapport  au 
gouvernenr  general.   et  il  lui   reinet  le  double  des  rapports  generaux  adresses  a  notre  garde  des  sceaux. 

\ inline  poursuite  contre  un  fonetionnaire  francais  on  indigene  ne  peut  avoir  Heu  sans  que 
le  proeunur  general  n'ait  remis  au  gouvernenr  general  le  double  du  rapport  qu'il  adresse  a  notre 
garde  de-  sceaux.  pour  etre  transmis.  s"il  y  a  lieu,  a  notre  Conseil  d'Etat  conformement  ä  1'article 
75  de  la   Constitution   de  Tan  8. 

9.  l'n  conseil  consultatif  est  place  aupres  du  gouvernenr  general  et  smis  sa  presidence.  II 
est   compos£, 

lu  Du  directeur  general  de  l'administration   civile; 
2°  D'nn  commandant  supeneur  du  genie; 
3°  D'nn  inspecteur  general   des   travaux  publics; 
4°  D'nn  inspecteur  general  des  Services  financiers; 
5°  De  deux  conseillers  rapportenrs; 
6°  D'nn  secretaire. 
Le   eonseil    consultatif    donne    SOn    avis    sur    toutes    les    affaires   renvovees    a     son   examen    par 
le  gouvernenr  general. 

10.  Tont  acte  engageant  le  Domaine  de  l'Etat  on  contenaut  alidnation  dudit  domaine,  ä 
quelque  titre  que  ce  soit,  et  rentrant  dans  les  ponvoirs  du  gouvernenr  general,  doit  etre  fait  en 
Conseil    consultatif. 
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To.ute  amodiation  döpasaanl  .ü\  bull  annriei  poor  le  bien  de  I  Etal  quelle  que  oll  le 
aature  de«  biens,  ne  pourra  fttre  falte  que  par  Nous,  notre  C I  d  Etal  ontendu. 

Le  conaeil  consultatil  aal  nöcessalremenl  appeld  li  dollbcroi  tu  li  acte  conoernanl  li 
Domaine  qui  doivent,  aus  termei  de  la  lögislation    en  rigueur,  6tr(     loumJ    ■  ■  aotre  Con  eil  d'Etal 

In  ddcrel    ilcicriiiinrr.'i   Ics    autree    affalrei  sur    Leaquelles  I'-    con  oll    con  ultatii     era    - 

saiiemeiit    appelo    a    donner    8011    ri\  i^. 

11.  Le  gouverneur  ge'neral  prepare  le  budget  annuel  de  l'Algerie,    l'aailette  et  la  repartition 

des    divers    impöts. 

12.  Le  budgel  ei  les  r^partitions  mentionn^a  en  l'article  präcädenl  Bon!  loumia  a  l'ezamen 
d'un  conseil  superieur. 

Cc  conseil  est   compoae'  ainai  qu'il  auit: 

1"  l)u  gouverneur  general,  pre^ident; 

2°  l*u  sous-gouverneur; 

.'("  Des  membres  du  conseil  consultatdf; 

4"  l>cs  trois  generam  commandant  I <-s  divisions  militaires; 

.")"  Du  premier  präsident  de  la  cour  imperiale  d' Alger; 

(>"  Des  troits  präfets  des  dcpartements; 

7"  De  l'eVSque; 

8°  Du  recteur  de  l'academie; 

9°  De    six    membres    des    conseils    g£neraux   (dcux    choisis  par  le    conseil    general   de 
chaque  province). 

LS.  Apres  deliberation  du  conseil  superieur,  le  projet  de  budget  et  les  n'partitions  Mint 
arretes   par  le  gouverneur  general,   et  Nous  sont  souinis  par   notre   ministre   de  la  «uerre. 

14.  La  sous-n'partition  des  fonds  alloues  au  budget  reparti  par  cbapitres  est  arretee  par  le 
gouverneur  general,   apres   deliberation   du   conseil   superieur. 

15.  Les  depenses  et  les  recettes  provinciales  et  communales  continueront  d'etre  reglees  con- 
t'ornn'iiH'iit  a   la  legislation   en   vigueur. 

16.  Les  eredits  ouverts  au  budget  general  et  aux  budgets  provinciaux  de  l'Algerie  sont  mis 
ä  la  disposition  du  gouverneur  general. 

17.  Les  conseils  generaux  des  provinces  sont  maintenus  tels  qu'ils  ont  etd  institues  par  le 
decret  du  27   octobre   185S. 

Les  attributions  des  generaux  d(!  division  et  des  prefets  sont  egalement  maintenues  telles 
qu'elles  ont  ete  determinees  par  ledit  dderet. 

Toutefois,  le  gouverneur  general  pourra  autoriser  les  generaux  eommandants  de  division  ä 
se  faire  representer  dans  les  conseils  generaux  par  les  directeurs  des  fortifications. 


No.  22. 

Dekret  imperial  sur  le  regime  administratif  de  lMlserie. 

(Bulletin  des   lois  1240,  n°  12,622). 

7  juillet  1864. 
Titre   Ier.      Administration   centrale. 
Art.    1er.    Le  gouverneur  general  eonserveles  attributions  administratives  qui  lui  sont  contYrees 
par  la  Legislation  de  l'Algerie,  et  uotamment  par  le  decret  du   10  decembre  1860. 

2.  Le   sous-gouverneur    continue  a   remplir    les    fonetions    de    cbet'  d'etat-niajor    general.    et    il 
exerce  les  attributions  civiles  qui  lui  sont  deie*guees  par  le  gouverneur  general. 

II  est   specialement   eliarge,   SOU8   l'autorite"   du   gouverneur  general,    de    la    direction    politique 
et    de    la   centralisation    administrative   des   affaires   arabes. 

3.  La   direction    generale    des    Services   civils    est   supprimee. 

4.  II  est  cree  un  secn'taire  general  <lu  gouvernement  pour  l'expedition  generale  des  affaires 
civiles. 
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ii  gera  nomme'  an  prdfel  pour  la province  d'Alger  comme  jxinr  lea  dem  antrat  province*. 
I      conseil  consultatif  prend  le  titre  de  * ' < •  r i ^ ■  i I  «lu  Gouvernement. 

I  ■  i  ur.     general     ilu    gOUl  crnciiiiiii    e>t    mcnilin-    de    droit    du    COnseil     et    y    |»r«-rnl    rang 

is-gouverm 

7.  Li  conseH  Buperieur  eal  maintenu.  Le  secre'taire  general  j  prend  rang  apr&a  lea  generaux 
<li\  isionnaires, 

8.  Le  conseil  Buperieur  ->■  reunit  annuellement,  ans  epoquea  de*termineefl  par  Noua,  pour 
deliberer  -ur  le  bndget  general  d<-  l'Algerie. 

I..  projel  de  bndgel  general  arrSte'  proviaoirement  par  te  gonvemenx  general,  aprea  de*li- 
beration  <lu  conseil  Buperieur,  est  transmia  an  ministre  de  la  guerre,  oui  est  Charge'  d'en  sontenir 
la  discussion  an  Conseil  d'Etal  ei  d'en  Bnivre  L'exeention  comme  bndget  annexe  de  son  departement. 

Titre  II.         I > i \ i v i . . 1 1  dn  territoire. 

9.  Dans  im  delai  de  trois  mois  a  partdr  de  la  Promulgation  dn  pr&ent  decret,  il  aera  proc^d^, 
dans  chacnne  des  trois  provinces  de  l'Algerie,  a  nne  dclimitation  nonveüe  dn  territoire  civil  et  <lu 
territoire  militaire,     Proposee    par   le    gonvernenr   general.    «-lli-    sera   sanctdonnee   par   dea    deerets. 

10.  Le  territoire  civil  de  chaqne  province  conserve  son  titre  de  „departement",  ainsi  qne 
ses  snbdivisions  en  arrondissements,  districts  et  commnnes,  dont  les  limitea  sont  dgalemenl  d^ter- 
iniii'V-  par  des  dexrets, 

Le  territoire  militaire  est  divisd  en  eirconscriptions  de^terminees  ]>ar  des  arret£s  du  gouverneur 
Lri'ni'ral. 

11.  Les  Francais,  l<->  etrangers,  les  indigenes,  babitant  d'nne  maniere  permanente  lea  circon- 
scriptions des  commnnes  constituees,  sont  regis,  dans  les  deux  territoires,  par  les  institntiona  civiles 
actnellement  en  vigneur  et  qni  seront  snccessivement  developpees. 

12.  Les  indigenes  vivant  soit  isolement,  soit  a  lYtat  de  trilm-.  et  qni  ne  Bont  pas  rattaches 
a  des  commnnes  constituees,  sont  sonmis  ä  l'antoritd  militaire,  dont  la  mission  est  de  lea  preparer 
a  passer  sons  le  regime  du  droit  commnn. 

Titre  III.  —  Administration   provinciale. 
§   Ier.         Administration  generale  des  provinces. 

13.  L'administration  generale  du  territoire-  civil  et  du  territoire  militaire  de  chaqne  province 
est  coutii'c  an  general  commandant  la  division,  qni  prend  le  titre  de  ..general  commandant  la 
pn>\  inc-i  •'. 

En  cas  d'absence  on  d'empechement,  il  est  remplace  par  le  plus  ancien  general  de  brigade 
de   la  province. 

14.  Les  generalis  commandant  les  provinces  sont  nommes  par  Nbus,  snr  les  propoaitions 
du   ministre  «K-  la  guerre. 

15.  Le  general  commandant  la  province  est  charg£,  Bons  l'autorite  du  gonvernenr  general, 
de-  la  haute  direction  et  du  contröle  des  Services  civils  de  la  province. 

II  rend  compte  periodiquement  au  gonvernenr  general  de  la  Situation  du  territoire  Boumis 
ä   son   antoriti'. 

II  reeoit  les  instrnetions  du  gonvernenr  general  pour  toutes  les  mesures  qni  touchent  ;'i  la 
colonisation  on  ;mx  affaires  arabes. 

11  propose  L'avancement  ou  la  revocatäon  des  fonetionnaires  ou  agents  civils  de  la  province 
dont  la  ii ination  appartient  a  L'Empereur  ou  au  gonvernenr  general. 

II  pourvoi!  aus  emplois  dont  la  nomination  lui  est  de^feree  par  la  ddlegation  du  gonvernenr 
general. 

II  statue  sur  toutes  les  affaires  d'interSt  provinciaJ  dont  la  d^cision,  r^serv^e  au  pouvoir 
central,  lui  est  d£l£gu£e  par  le  gonvernenr  general. 

Dans  les  circonstances  urgentes  et  imprevues,  il  peut  pendre,  sons  sa  responsabilite,  et  saut' 
;'i  en  n'tVrer  immediatement,    an  gonvernenr  general,  des  mesures    d'ordre    et  de  securite   publique. 

16.  Le  general  commandant  la  province  est  specialement  charge,  sons  l'autorite'  du  gon- 
vernenr general,  de  la  police  de  la  presse. 

II  donne  les  autorisations  de  publier  les  journaux  et  revoque  ces  autorisations  en  cas  d'abus. 
11  donne  les  avertissements  aus  jonrnaux,    en   prononce    la    Buspension    temporaire,    et   pro- 
voqne,  lorsqu'il  y  a  Heu.  les  poursuites  judiciaires. 
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tj  2.         Ailmiiiisi rul Ion  du   I errll olre  civil 

17.  Le  terrltolre  <i\il  de  chaque   provlnce    6«!    admlni  trc*    par    le  prüfet       ob     l'autorltd  du 

jj^»' ii »'•  r.i  1  commandant  la  provlnce,     En  coi  d'abaenc d'empöcbement,  l<   prüfet  i    I  remplac*    pai 

le  seordtalre  general  de  la  pröfecture. 

18.  Le  prüfet  a  boub  ses  ordres  Lea  cbefs  des  differents  Services  civils  ei  Bnancieri  donl 
l'aotion  sY'trnil  sur  Les  <lf u \  territoires.  II  surveille  ces  Services,  suii  en  vertu  de  on  autoriti 
dlrecte  dans  !<•  terrltolre  civil)  soll  par  d^l<5gation  du  g<5n<5raJ  comniandanl  la  provlnce  dan  le 
terrltolre  militaire. 

II  oonaerve  d'ailleurs  les  attributions  dlrectes  qui  lul  sont  confdrdes  pur  !<■•>  articles  IM  e1  II 
du  «leeret,  du  27  octobre  1858. 

1!).  Le    prüfet    adresse   pdriodiquement    au     gdndral    commandant     la    province    de     rapporl 
d'ensemble  but  la  Situation  du  territoire  civil. 

II  recoit  ses  Instructions  pour  toutes  le^  affaires  qul  Interessent  la  colonisation  et  lul  rend 
oompte  de  leur  exdcution, 

II  bransmet  an  gouvernement  general,  par  L'intermddiaire  du  }z<' in' r.-il  commandant  la  province, 
i|ui  Lea  revfit  de  son  avis,  toutes  ses  propositions  concernant  les  affaires  reserväes  a  la  ddciaion  du 
pouvoir  central. 

20.  I.t's  sous-prefets  relevent  directement  du  prüfet,  <|iü  peut  leur  ddldguer  ses  attributions 
pour  statuer  sur  les  affaires  d'interSt  local  <|ui  exigeaient  jusqu'a   ce  jour   la  ddciaion   prdfectorale. 

21.  Les  commissaires  civils  relevent  directement  soit  du  prüfet,  soit  du  sous  prüfet  chargd 
de  L'administration  de  l'arrondissement  auquel  est  rattachd  leur  district. 

lls   mit,   dans  leur  ressort,   les   memes   attributions   que   les   sous-prefets. 

22.  Les  sous-prefets  et  les  commissaires  civils  rendent  compte  de  leurs  actes  a  l'autoritd 
dont  ils  relevent,  et  qui  peut  toujours  annuler  ces  actes  ou   les  rdformer. 

*?  3.  Administration  du  territoire  militaire. 

23.  Le  territoire  militaire  est  administr«'  directement  par  le  general  commandant  la  province, 
qui  exerce,  en  ce  «iui  concerne  les  Francais  et  les  etrangers  i'tablis  dans  ce  territoire,  les  attri- 
butions  devolues   au    prefet    dans   le   territoire   civil. 

Le  general  commandant  la  province  peut  dclrguer  ces  dernieres  attributions  au  prefet,  qui 
signe  dans  ce  cas,  au  nom  du  general,  tonte  la    correspondance  que  celui-ci  ne    s'est  pas  reservee. 

24.  Les  bureaux  civils  institues  aupres  des  gi'neraux  commandant  les  divisions  sont  reunis 
aux  bureaux  des  prefectures,  lescjuels  demeurent  desormais  eh  arg«' s,  sous  la  direction  des  prefets, 
de  la  preparation  du  travail  et  de  la  correspondance  des  generaux  commandant  les  provinces,  en 
ce  qui  concerne  l'administration  des  Francais  et  des  etrangers  du  territoire  militaire. 

25.  Le  general  commandant  la  province  a  sous  ses  ordres,  pour  l'administration  du  territoire 
militaire,  les  officiers  gi'niTaux  et  superieurs  commandant  les  subdivisions  militaires  et  les  cercles, 
qui  exercent  leur  autorite   sur  les  populations  indigenes  par  l'intermediaire  des  bureaux  arabes. 

Les  affaires  arabes   sont  centralisees  aupres  de  lui  par  un  directeur  provincial. 
§  4   —  Institutions   communes  aux  territoires   civil  et  militaire. 

26.  Les  conseils  des  affaires  civiles  institut's  par  l'article  14  du  decret  du  27  octobre  1858 
sont  supprimes. 

Les  attributions  de  ces  conseils  sont  reunies  ä  celles  des  conseils  de  pri'fecture,  dont  la 
juridiction  est  etendue  ä  tout  le  territoire  de  la  province. 

27.  Les  conseils  generaux  sont  maintenus.  Les  generaux  commandant  les  provinces  exercent 
vis-ä-vis  de  ces  conseils  les  attributions  qui  sont  devolues  aux  prefets  par  la  legislation  en  vigueur: 
ils  pourront  toujours  deleguer  aux  prefets  tout  ou  partie  de  ces  attributions. 

L'element  indigene  devra  desormais  entrer  pour  un  quart  au  moins  dans  la  composition 
de   chaejue  conseil   general.      Les   israelites   pourront  y  avoir  un   membre. 
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Projeta  de  la  Commiaaion  Lnatltaäe,  le  •">  mal  \w>u.  par  d6elaioi  de  l'Kmpereor 
pour  donner  lon  ;nis  aar  Lea  queatlona  se  rattaehant  ä  la  Constitution  »t  I  l'arfaal- 
satitin  administrative  et  politlque  de  VAlgirie. 

'i  it.  Commission  d'£tude  des  questiom  eigiiiennea  Paria   1891,  |>-  '■'>'>'>     '.'>!:'>). 

No.  23. 

I.  Senatus-cotisulte. 

TleglarU  la  Constitution  de  VAlg&rle,  rend/u  *n  exScution  de  Va/rticle 

27  de  la  Constitution  de  V Empire* 

l'rnjit  de  la  commission. 
§  /"'. 
Art i<li-  premier. 
Li    territoire  civil  de  l'Algerie,  tel  qu'ü  sera  difini  par  la  loi,  est  partagi  en  departementt 
<  i  .-■  drjmrtements  saut  ad  minist  res  jmr  des  fnnctionuaires  de  I' ordre  civil.     //ad ininistrution 
y   est   »rotinisi-'e   suivant  les   reales   in    riovur   dam   les   autres  parties  de   V Empire^  sauf  les 
■  tceptions  qui  seront  consacries  par  la  loi,  notamment  en  ce  qui  concerne  les  centres  de  population 
musulmanr  enclavis  <lnns  le  territoire  civü. 

Les  Conseüs  municipaux,  dans  les  communis  de  i>i>in  exercice,  et  les  Conseüs  generaux 
des  departements  civils  sont  formis  par  l'ilection. 

Art.  i\ 
Li   territoire  indigene  est  partagi  et  Organisten  departements. 

L'administration  y  est  confiie  ä  Vautorite  militaire  et  exercie  conformement  aux  regles 
idicties  j>ar  la  loi. 

Art.  3. 
La  liberte  des  transactions   et  des  Communications  entre  les  habitants  du  territoire  civü 
,  t.  ceux  du  territoire  indigene  est  regie  par  le  droit  commun. 

§  2. 
Art.  4. 
L,   Gouvernement  et  la  kante  a<l  minist  ratio  n  de  V  Alg/ri»   sont  centralisis  a  Alger  par  un 
Gouverneur  gener al. 

Art.  5. 
Le  Gouverneur  gener  al  a  rang  de  Ministre. 

La  loi  ditermine  quels  sont  les  Services  de  l'Algerie  qui  sunt  administres  par  les  divers 
Ministres  de  la  metropole,  sous  teitr  rrs]>onsa/>ilit<:  mais  ai«<-  le  concours  du  Gouverneur  general 
et  d'accord  avec  lui. 

§  3. 

Art.  6. 
Une   loi  fixe   la  nomenclature  des  depenses  speciales  ä  l'Algerie  qui  sont  ä  la  Charge  du 
Tresor  public,  et  les  impots  d'Etat  ä  pereevoir  en   lomjiensation  de  res  depenses. 

La  mime  loi  arrite  la  nomenclature  des  depenses  afferentes  au  Service  local  et  des  impdts 
locau.i   destinis  ä  y  pourvoir. 

Art.  7. 
Un  Conseil   superieur   coinpose  exclusivement   de    membns  e'lus  par  les  Conseüs  generaux 
des  departements   <ivils  et  indigenes,  vote   en    reeettes  it  en  depenses  le  budget  <lu  Service  local 
et  en  recoit  le  compte. 

II  ditnne  son  avis  sur  toutes  les  questions  qui  lui  sunt  soumises  et  peut  emettre  des 
voeux  sur  les  objets  interessant  l'Algerie. 

§4. 
Art.  8. 
Les  juges   des  Cours  et   Tribunaux  de  premiere   instance   de  l'Algerie   sunt    inamovibles 
dans  les  conditions  et  suivant  les  regles  applicables  ä  la  magistrature  dans  la  metropole. 

Art.  9. 
I.n  justice   francaise   statue   en    mattere    civile   ou  commerciale,    sur   toutes  rontestations 
entre  Francais,   Europiens  et   Tsrailites,  et  nitre  ceux-ci  et  les  Musulmans. 


II 

L$a  oontsstations  de  tn&me  natMre  entre  musulmans  non  naturalises  eontjugct    • »  premürt 
instante  par  des  oadit  et  en  "/*/"'  /""'  '•'  justice  franfaise,  avec  le  concours  d'assesseurt  m.  lighu 
$t  apres  refsrs\  s'ily  <i  Heu,  a  «n  Conseil  supcrieur  de  droit  musultnan  pour  let  matteres  religieu  • 
<>u  les  qusstions  d'itat  civil. 

Art.  l<>. 
La   loi   musulmane   regit   toutes   les  Conventions  et  contestations  dviles  <>t<  eotnmerciales 
entre  musxdmans, 

Eüe  regit  egalement  les  questions  d'e'tat  qui  les  coneernent. 

Toutefois  les  musulmans  peuvent,  d'wn  commun  accord,  eoumettre  leurs  contestations  & 
In  justice  frangaise,  soit  en  renongant  ä  l'application  de  leur  loi,  soit  en  la  reservant. 

Art.  IL 
hin    mutiere   criminelle,   correctionnelle  et  de  pplice,  les   Frangais,  les   Europeens  <>u  lex 
Tsrailites  etablis  sur  im  point  quelconque  <le  V  Algerie  et  les  indigenes  Stabile  en  territoire  civü, 
sunt  justiciables  des  tribunaux  frangais. 

Les  Cours  d'assises  de  l'Algerie  jugent  sans  l'assistances  de  iuris. 

Art.  12. 
Las   indigenes   mm    naturalises   etablis   en    dehors   du    territoire  civil  sunt  places  sous  la 
juridiction  des  tribunaux  militaires. 

Art.  13. 
Les  drconscriptions  judiciaires,   la  composition  des   diverses  juridictions,  la  competence 
et  la   proce'dure  SOnt    regle'es  par  la   l<>/   <>n  j>ar  des  reglements  il'a<l)iiinistratii>n  jm/i/i'/ite,   en  vertu 
d'une  delegation  de  la  loi. 

§  ■-, 
Art.  14. 
Des  senatus-consülte  speciaux  a  l'Algerie  statuent  sur  Vinstruction  primaire,  sur  le  culte 
musulman,   sur  la  propriete  arabe,  sur  les  modifications   ä    introduire  dans  le  droit  civil  des 
musulmans  et  des  israelites  indigenes. 

Art.  IS. 
La  loi  organique  determine  le  mode  et  les  conditions  de  la  Promulgation  en  Algerie  des 
lois  qui  n'y  sont  pas  exe'cutoires  de  plein  droit,  en  vertu  des  dispositions  qu'elles  renferment. 
La  meine  loi  enumere  les  matteres  qui,  dans  la  metropole,  sont  du  domaine  de  la  loi,  mais  qui, 
en  ce  qui  concerne  l'Algerie,  peuvent  itre  regies  soit  par  des  reglements  d'administration  publique, 
soit  par  des  decrets  imperiaux,  soit  par  des  arretes  du  Gouvernement  general. 

§  6. 
Art.  16. 
L'Algerie  envoie  au  Corps  legislatif  un  depute  par  chaepie  departement  civil.    Les  citoyens 
frangais  etablis  dans  le  territoire  indigene  participent  ä  VeUction.    Les  conditions  en  sont  regle'es 
par  une  loi. 

Art.  17. 
Lies  etrangers  residant  en  Algerie  et  remplissant  les  conditions  pre'vues  par  la  loi  peuvent 
etre   eins   membres   des  Conseils   municipaux,   des  Conseils   generaux   et    du  Conseil  supe'rieur  de 
I'  Algerie. 


No.  24. 

II,  Loi  orga/nique. 
Du  gouvernement  et  de  V Administration  generale  de  l'Algerie, 

Projet  de  la  commission. 

Titre  premier. 

Dispositions  gSnSrales  et  division  des  territoires. 

Article  premier. 
L'Algerie   est  partage'e   en  trois  provinces  et  chaqite  province  en  deux  territoires,  savoir : 
Le  territoire  civil, 
Le  territoire  indigene. 
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Art.  2. 
/.,   territoin   dans  chogut   provinet   est  compocU   et  circonacrit  dans  un  perimetrt  eontinu. 
Toutefois,   !•  -  nntri-.i  </<   population  europeenm   situet  < »  dehors,  mau  ä  proximiU  de  et 
/■■  im,'  tre,  '■■n1  rattaclu*  administrativ!  mmt  im  tei  ritoire  civü  •  n  attendant  qu'üt  y  eou  nt  incot  \ 

Art.  8. 
Li    territoin    civü   dr   rhaque  provinre   romprend   Irs   roinmii nr.«   rt   fr»   douars   enuti 

dant    l'rtat    n um  ii     n    In    pre'senti     lai. 

Tous  les  <•'/"/  '"(■"  il  sera  procedi  apres  enquite  ä  la  revision  des  limites  du  territoirt 
civü.  Des  deerets  imperiaua  rendus  ilans  la  forme  des  reglements  d'adminietration  puiliqut 
statueront  sur  les  extensions  reconnues  praticables,  sans  prejudice  des  annexione  partielles  qui 
pourraient  Hre  ordonnees  dans  la  meme  forme  pendant  la  dure'e  de  la  periode  quinguennal* 
susmentionne'e. 

Titre  II. 
I>u  Gouvernement. 
Art.  4. 
Le    Gouverneur   general    exeree    la    plenitude    des   pouvairs    administratife   et  politiqm  - 
attribues  aua    Ministres  par  la  Constitution  et  par  les  lois. 

II  contresigne  les  deerets  relatifs  aux  matieres  qui  rentrmt  dans  sa  competence. 
II  jiiirtiiijir.  lor."  <lr  sa  presence  ä    l'ari",  nur  ,1,  lilu-rations  du  C'onseil  des  Ministres. 
II  repre'sente  le  Gouvernement  devant  le  Senat  et  le  Corps  legislatif. 
Toutefois,    la  justice  firancaiee,   les   eultes  autres  que  le  eulte   musulman,  l'enseignetneni 
public  secondaire  et  super ieur,  l'execution  des  grands  travaux  publics  interessant  directement  la 
metropole,  l'assiette  et  la  pereeption  des  impöts,  la  comptabilite  et  le  service  de  tresorerie,  l'artnet 
et  la  marine,  demeurent  dans  les  attributions  des  Departements  ministr'rir/s  au  n/urls  ,/>■  ressortissent 
en  France. 

Les  de'cisions  ä  prrendre,  en  ce  qui  concerne  V  Algerie,  par  les  Ministres  respectivement 
competents  sont  concertees  avec  le  Gouverneur  general,  qui  est  seul  charge  d'en  centraliser  et 
d'en  assurer  l'execution. 

Art.  5 
Les  relations  du  Gouverneur  general  avec  l'Empereur  en  Conseü  de."  Ministres  ont  lieu, 
pendant  Vabsence  du  Gouverneur  general,  par   Vintermediaire  de  Vun    des    Ministres,   designe 
par  decret  imperial. 

Art.  6. 
In  Sous-Gouverneur  assiste   le   Gouverneur  general,   le  supple'e  en  cas  d'absence,  soit  d 
Paris,  soit  ä  Alger,  et  agit  en  son  nom  dans  toutes  les  fonetions  pour  lesquelles  il  a  e'tr  delegue. 

Art.  7. 
Le    Gouverneur    et    le    Sous-Gouverneur    general    peuvent   etre   choisis   soit   dans    Vordre 
militaire,  soit  dans  Vordre  civil. 

Si   le  Gouverneur  general   n'a  pas   <:tr   charar   du   commandement   superieur   des  troupes 
de  terre  et  de  mer,   ce  commandement  sera  confie  ä  un  officier  general  residant  ä  Alger.     Cet 
officier  general  sera  place  sous  Vautorite  du  Gouverneur  general,   avec  lequel  ü  concertera 
les  mouvements  de  troupes. 

Art.  8. 
Un  Conseü  de   Gouvernement  est  place  aupn*  du   < -»uvirneur  general. 
Un  reglement  d'administration  publique  determine  la  compositum  de  ce  Conseü,  les  regl.es 
suivant  lesquelles  il  fonetionne  et  les  matieres  sur  lesquelles  il  devra  etre  necessairement  consulte. 

Titre  III. 

Administration  Interieure. 

§  /(>:  —  Dispositions  generales. 

Art.  '■). 

I>un.<  r/iaque  province,  le  territoire  civü  forme  le  departement  civü,  le  territoire  indigene 

constitue  >■   departement  indigene. 

Art.  10. 
Le   departement   civü    est    divise  i-n    arrondissements,   en  communis   de  j>/iin    exercice  et 
en  cereli  s. 


i.;     — 

Lea  carelaa  comprannant  laa  ck»u<ura  Aablia  dam  h   dipartamani  civil  ■  n  dehort  des  • 

in ii ms  ./,   plein  easercice. 

Li-  ./< /null  im  nt  indigene  tat  diviat  an  arrondiaaamanta  at  an  oerclaa. 
<}  2.         /'/'  dapartamant  civil. 

\ii    II 

Dana  I.    departamant   civil,   lea  pouvoira  politiquaa  ei  adminiatratifa  aont   am 
l'autoritd  immddiate  du  Gouverneur  general,   par  "»   Pre'fet  assiete"  d'un  Conaeü  da  prifeetun 

Lea  Prefeta  out  aoua  leura  ordrea  dea  Soua-Prifata  at  des  Commiaeavraa  da  cerele. 

Lea  Soua-Prefata  <>»>  autorite  aur  lea  Mairaa  dea  eommunea  de  plein  exercia   et  aur  f<  • 
oommiasairea  da  cerele. 

"Lea  l'nffis  !■/  lea  Soua-Pre'feta  aont  nomme'a  /><n-  l'Empereur. 

All.   IL'. 

L'administration  de  chaque  commune  de  plein  exercice  ««  compoae  d'un  maire  ei  d'adjointa 
nommea  /•<!>■  le  Gouvernement  et  d'un  Conaeü  munieipal  <ln. 

Les  fonetions  de  maire  et  d'adjointa  sunt  neceaaairemeut  e.rem'es  /»n-  des  eituyens  /nui'-ms. 

Les  maires  et  les  adjoints  peuvent  etre  pris  en  ifehors  <ln   Conseil  munieipal. 

Art.  13. 

L'election   des  Conseils   munieipaux   a   Heu   suivant  les  regles  aetuellement  <n   nigueur  <  n 
Algerie,    lesquelles    ne    pourront    itre    modifie'es    que   par    un    'leeret    de    l'Empereur    rendu    en 

Conseil  il' Etat. 

Art.  14. 
Dana  lea  eommunea  de  plein  exercice  ou  la  population  musulmane  est  assez  nombreuse 
pour  qu'il  y  ait  Heu  de prendre  ä  son  e'gard  des  mesures  speciales,  eette  population  est  ail m'rnistree 
par  le  maire,  avee  le  concours  d'adjoints  indigenes. 

Ces  adjoints  peuvent  etre  pris  en  dehors  du  Conseil  munieipal. 

Art.  15. 
Chaque  douar  etabli  dans  le  departement  civil,  en  dehors  des  communes  de  plein  exercice, 
est  reconnu  personne  civile  et  exerce,  ä  ce  titre,  tous  les  droits  et  actions  qui  appartiennent  aux 
communes  de  plein  exercice. 

Art.  16. 
Dans  chaque  douar,  il  est  institue  un  chef  indigene  et  une  assemble'e  communale  ou  djemäa. 

Art,  17. 
Les  chef s  indigenes  sont  nommes  par  le  Prefet.  Ils  regoivent  V Investitur e  au  nom  de  l'Empereur. 
Ils  sont  place's  sous  V autorite  du  commissaire  de  cerele,  qui  a  le  droit  de  les  suspendre: 
mais  ils  ne  peuvent  etre  revoques  que  par  le  Prefet. 

Art.  18. 
L'assemble'e  communale  ou  djemäa.  est  composee  des  anciens,  des  notables  ou  des  prineipaux 
membres  du  douar. 

Elle  est  forme'e,  suivant  les  usages  particuliers  ä  chaque  localite,  en  vertu  d'arrete's  rendus 
par  le  Gouverneur  general  en  Conseil  de  Gouvernement. 

Art.  19. 
La  djemäa  se  reunit  aussi  souvent  que  l'exigent  les  affaires  du  douar  et  au  moins  deux 
fois  par  an,  aux  epoques  fixe'es  par  le  Sous-Pre'fet. 

Le  commissaire  de  cerele  peut  toujours  convoquer  la  djemäa. 

En   aueun   cas,   cette   assemble'e  ne  peut  se  re'unir  sans  y  avoir  ete  autorise'e  par  le  com- 
missaire de  cerele. 

Art.  20. 
La  djemäa  est  pre'sidee  par  le  chef  indigene  reconnu  et  investi. 
Le  commissaire  de  cerele  peut  toujours  assister  ä  la  seanee  ou  s'y  faire  representer. 

Art.  21. 
L'instituteur  du  douar  remplit  les  fonetions  de  secretaire  de  la  djemäa. 
II  estenoutre  charge,  sous  laresponsabilite  du  chef  indigene  et  sous  V  autorite  du  commissaire 
de  cerele,  de  la  tenue  des  registres  de  l'e'tat  civil. 
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Art.   22. 

/.  ■  djemdae  deliberent  eur  tout  ce  qui  concerne  l'adminurtration,  la  jotUseanee  et  VetmUoi" 
tation  det  biene  communauxi  sur  let  aetiont  judiciaire*  et  /,.  transactione,  tut  let  travaua 
d'utüiti   communalc  et  eur  let  reseources  ä  affeeter  a  eee  travaua 

Eilet  aont  consulte'et  nir  lee  besoint  du  culte  et  del'inetruction  j>ri)jt<ii,> ,  .«/o  l<  ,,,■■■/.  -in 
et  dt   repartition  det  impött  et  eur  let  contestation»  relative»  a  la  jouiteance  de»  bient  communaux. 
I'.ll.s  iituitirnt   hm-  <ir,.--  .-Hr  let  projett  de  budget  prepare  par  h  commissaire  de  eerele, 
en   vertu  de  Varticle  24  ci-deteout. 

Art.  23. 
Pour  rharmi   des  douars  plaee's  dans  sa  eirennseriqitiun,  la  rommistaire  de  eerele  remplit, 
sout  la  8urveülance  du  Sou»-Prefet,  let  fonctiont  de  maire. 

II  est  teconde  dant  l'ewercice  de  res  attributions  par  les  . •/</•/ '.-  indiaitn  •  plaee's soux see ordre». 

Art.  24. 
Le    commissaire    de    eerele    prepar»    /<■    l,uda,t    de    r/nun, ,    des    douars   plaei-s   sout   son 
administration. 

('es  liuiltirts,  aji/Hturs  des  il v l iheration»  des  djemdas,  sont  eoumi»  au  Soue-Frefei  et 
arrites  par  lui. 

Art.  25. 
/.<<    commissaires   de   eerele   mdonnancent,    dans   les   limites   des   budget   arrites  par  le 
Sous-Prefet,  les  depenses  municipales  <le  chaque  douar. 

Ils  rendent  eliaque  anne'e  un  compte  administrativ  <les  recettes  et  des  depenses  effectuees 
pour  chaeun  de  ces  douars. 

Ces  romptes  sont  examine's  et  approuves  par  le  Sous-Prefet. 

Art.  26. 
Les  budgets  et  les  comptes  municipau.v  presente»  /><ir  les  commissaires  de  eerele  sontjuge» 
par  les  Conseüs   de  prefecture  ou  par  la  Cour  des  Comptes,  soit  en  premiere  instance,  soit  en 
appel,  dans  les  limites  de  eompetence  etablies  par  la  le'gislation  de  la  me'tropole. 

Art.  27. 
Dans    tout    douar    oi<    la   population    europe'enne   pre'sentera    un    noyau   d'une   certaine 
importance,   il   sera    cree   nur   section   speciale  administree  par  un  adjoint  europeen  remplissant 
d  l'raard  du  commissaire  ilr  eerele  les  memes  fonetions  que  les  chefs  indigene». 

Art.  28. 
L' Organisation    des   douars   en   commune»,  ou  le  rattachement  de  ces  douar»  ä  des  com- 
iH i< nes   <le  plein    exercice   dejä   constitw'es,   a  Heu  en  vertu  d'un  decret  imperial,  aussitot  que  le 
progres   des   interits   europe'ens   dans   ces   douars  permet  de  les  soumettre  ä  une  administration 
municipale  reguliere. 

Art.  29. 
II  y  a  dans  chaque  departement  civil  un  Conseil  general  electif  compose  de  trente  membres. 
Sur  re  nombre,  un  decret  imperial  determine,  pour  chaque  departement,  la  proportion  attribuee 
ä  la  repre'sentation  des  populations  indigenes.     En  aueun  cas,  cette  proportion  ne  peut  exce'der 
ii  ii  cinquieme  du  nombre  total. 

Art.  30. 
Sauf  les   exceptions   qui  seront  pose'es  dans  un  decret  imperial  rendu  dans  la  forme  des 
reglements   d' administration  publique,   les   attributions   et   la   eompetence   des   l'refets,   des  Sous- 
Pre'fets,  des  Conseüs  de  prefecture,  <les  Conseüs  generaux,  des  maire»  et  des  Conseüs  munieipaux 
sont  les  memes  que  dans  les  autres  de'partements  de  V Empire. 

Le  mime  reglement  determine  les  conditions  de  l'electorat  et  de  l'eligibüite  pour  les 
Conseüs  generaux  et  pour  les  Conseüs  munieipaux  des  communes  de  plein  exercice  de  VAlairie. 

§  d.         I>n  departement  indigene. 

Art.  31, 

Dans   le    departement    indigene,    les   attributions   de'volues   au   Pre'fet   sont    exereees,   sous 

VautoriU    immediate  du  Gouverneur  general,  par  le  general  commandant  la  division;  celles  de 

Sous-Prefet   par    le    emmandant    de    la    subdivision;    celles   de    commissaire   de   eerele  par   un 

officier  avant  au  moins  le  grade  de  capitaine. 
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Art 

l.rx   cercles   ijiii    ii  rmd    exclutHvement    composet    cU    douai      eon  hin,*   seront  adminx 
eonformemtnt   nur   regit»  posees   />nr   le»   articlet    l  >    a    27    dt    la  presente  loi  /"in,-  /«■-  ,i,,n,i, 
sit in s  dans  !<■  departement  civil. 

I.ts  cercles  composes  de  tribus   mm   encort   repartiet   en   dotiere  seront  adminitti i 

formement  aux  rigles  actuellement  en  viguetir,  en  vertu  d'arritte  du  Gouvernew   general 

Art.  33. 

Ztte    territoiree    indigenes  dans  lesqueües  l'elemeni   europeen    viendrait    ä    u    developpei 
deme  nif    mesure  süffisante  pourront  itre  eriges  en  commune«  cU   plein  ettercice  et  rattacht     au 
departement   civil  par   im   decret   imperial,  sans  attendre  la   revision  quinquennale  d(     UmiU 
ordonne'es  pur  l'article  3  de  la  presente  loi. 

Art.  34. 

I>uns  chaque  departement   indigene  le  Conseil  gineral  est  compos*   de  dix-huit  membret 

Les  membres  de  cette  assend>lee  appeles  i<  representer  lee  cercles  composes  de  douart 
co  ii  st  i  tue*  soni  Hominis  a  l'election,  suivani  lee  forme«  et  nur  conditions,  qui  eeront  d&ermineet 
par  arrites  du  Gouverneur  general. 

Le  Gouverneur  general  nomme  directement  les  membres  ■jni  sunt  appeles  "  representer 
soit  lee  cercles  composes  de  tribus  non  encore  repartier  en  douars,  sott  les  Europeens  etablis 
isolement  dans  les  differentes  parties  du  departement  indigene. 

Art.  35. 

L<<  membres  des  Conseüs  generaux  des  departements  indigenes  sont  nommes  pour  trois 
ans.      Tis  .*ont  renouvelables  par  tiers  tous  les  ans  et  peuvent  etre  renow.rn.es. 

Art.  36. 

Les  attributions  des  Conseüs  generaux  des  departements  indigenes  sont  consultatives. 

Ils  deliberent  sur  les  projets  de  budget.»  concernant  le  departement  indigene  et  sur  le 
compte  administratif  rendu  annuellement  par  le  general  commandant  la  division,  conforme'ment 
ä  l'article  38. 

Tis  donnent  leur  avis  sur  les  questions  d'interet  departemental  dont  la  connaissance  leur 
est  reservee  par  les  reglements  ou  sur  lesquels  ils  sont  consulte's. 

Art.  :i~. 

Le  Conseil  general  peut  adresser  au  Gouverneur  general,  par  Vintermediaire  de  son 
President,  les  reclamations  et  les  voeux  qu'ü  aurait  ä  former  dans  l'interet  du  departement. 

Art.  38. 

Le  general  commandant  la  division  prepare  le  budget  du  departement  indigene. 

Ce  budget,  appuye  des  deliberations  du  Conseil  general,  est  soumis  au  Gouverneur  general 
et  arrete  par  lui  en  Conseil  de  Gouvernement. 

Le  compte  administratif  des  recettes  et  des  depenses  de  chaque  exereice  est  presente  et 
regle  de  la  meme  maniere. 

Türe  IV. 

Refßime  financier. 

Art.  39. 

Sont  (i  la  charge  de  l'Etat,  en  outre  des  depenses  de  la  marine  et  de  l'armee,  les  depenses 
faites  en  Alge'rie  relatives: 

Au  Gouvernement  general,  d  V Administration  du  territoire  civil  et  au  commandement 
des  Arabes  dans  les  territoires  indigenes; 

A  la  justice  et  aux  eultes; 

A  l'enseignement  superieur  et  seeondaire; 

Aux  grands  travaux  publics  ayant  un  caractere  d'interet  general; 

Au  recouvrement  des  impöts  percus  au  profit  de  l'Etat  et  au  Service  de  tresorer  ie  et  en 
general  ä  toutes  les  depenses  de  gouvernement,  de  protection  et  de  haute  administration. 

Ces  depenses  sont  imputees  sur  les  credits  ouverts  par  la  loi  annuelle  de  finances,  sott 
au  Gouverneur  general  de  I' Alge'rie,  soit  aux  differents  Ministres  pour  les  Services  spe'ciaux  qui 
sont   iiKiniteiiits  sous  leur  compe'tence  respective,  en  vertu  de  Vorfiele  4  de  la  presente  loi. 
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Art.  40. 
■    ,i    1,1    chargt    'in   serviee  local   de   l'Algerit    let   depenses  concernant  Ven&eignement 

primairt   europeen,  musulman  ou  mitte,   le  nerrire  .«anitnire,  le.-  /»./■'-  </<■  commerce,  let  po 
mesuree,   la    colonisation,   lee   prisons,   les   travauw  publica  </"/••<   lesquelt  Vinterit  imtropolitain 

paß    oiijaih.     In    perception    des    tu  .reu    reronrre'e.-    nu    profit    'In    eerviCi    local,     et   \i>  i"  ralement 
t"iii>.<  les  ,l'iii„.-<s  il'iut<:ret  algerien. 

Un  riglement  d'administration  publique  determine  Celles  de  ces  depense."  qui  Bont  ofdigatoires 
'i  celles  qui  demeurent  facultatives. 

Art.  41. 

Sunt  i>ir<-u*  en   Alge'rie  au  proflt  du   Tresor  public: 

Li  s  droit.«  d'enregistrement,  de  greffe,  d'hypotheque  et  de  timbre; 

Le  produit  des  domaines; 

Les  ta.res  de  douanes,  sauf  les  droits  de  port : 

Les  taxes  recouvrees  par  les  Services  de  la  telegraphie  et  des  jiostes; 

Le  produit  des  brevets  d'invention  et  toutes  autres  taxes  qui  pourraient  itre  imposees 
par  la  loi  annuelle  de  finances. 

Art.  42. 

Sont  pert-us  au  proflt  du  Service  local  de  l'Algerie: 

La  contribution  ou  tribut  arabe; 

Les  contributions  directes  ou  indirectes; 

L'octroi  de  mer; 

Les  droits  sanitaires  et  de  port  et  toutes  autres  contributions  dont  la  perception  ourait 
e'te  autorisee,  et  le  tarif  vote  par  le  conseil  superieur  dans  la  loi  annuelle  de  fin  a  l 

Art.  43. 

La  loi  annuelle  de  finances  fixe,  s'il  y  a  Heu,  la  contribution  ä  irnposer  au  profit  du 
Tresor  public  ou  la  Subvention  a  accorder  ä  l'Algerie,  sur  les  fonds  de  V Etat,  eu  ega/rd  a  la 
Situation  financiere  resultant  de  la  comparaison  entre  les  besoins  et  les  facultes  contributives 
du  service  local. 

Art.  44. 

Le  conseil  superieur  est  compose  de  33  membres,  savoir:  24  pour  representer  les 
3  departements  civils,  et  9  pour  representer  les  3  departements  indigenes.  II  se  reunit  une 
fois  chaque  anne'e  a  Alger.  Le  Gouverneur  ge'ne'ral  fixe  l'e'poque  et  la  dure'e  de  la  Session 
ordinaire. 

Le  Gouverneur  ge'neral  peut,  en  outre,  convoquer  le  Conseil  superieur  en  Session  extra- 
ordinaire. 

Art.  45. 

Les  membres  du  Conseil  superieur  sont  elus  par  les  Conseils  generaux. 

Chacun  des  departements  civils  y  est  represente  par  8  membres  et  chacun  des  departe- 
ments indigenes  par  3  membres. 

Ils  sont  elus  pour  quatre  ans  et  definitivement  reeligibles. 

Le  Conseil  superieur  elit  son  president,  ses  vicepresidents  et  ses  secretaires. 

Art.  46. 

Les  membres  du  Conseil  superieur  peuvent  itre  choisis,  soit  dans  le  sein  des  Conseils 
'!■  neraux,  soit  en  dehors,  parmi  les  Europeens  et  les  indigenes  residant,  proprie'taires  ou  exercant 
des  fonctions  en  Algerie. 

Art.  47. 

Le  Conseil  superieur  arrete  annuellement  le  budget  des  recettes  et  des  depenses  locales 
de  l'Algerie. 

II  entend  et  de'bat  les  comptes  administratifs  de  ces  recettes  et  de  ces  depenses. 

Le  contrvle  financier,  en  Algerie,  est  exerce  par  le  Ministre  des  Finances,  qui  correspond, 
pour  cet  objet,  avec  les  ordonnateurs  et  avec  les  comptables,  par  Vintermediaire  du  Gouverneur 
general  et  de  concert  avec  lui. 
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\,l     IS. 

I .,  eonseil  superieur  ddlibire  ehagut  mm"  tut  la  repartition  tntrt  h-  Departement 
eivils  <■/  indig&nes  de  Vextdent  det  recettes  localts  <<  a/fecter  aut  besoin  dt  «rvict  depeurte 
mentaua  et  oommunauw. 

In  decret  dt  VEmpereur,  rendu  en  Conseü  d'Etat,  fi  •<■  It  ehiffrt  dt  eetU   repartition 

Art.    I'.l. 

Li    Conseü   superieur  autorise,    dans  let  limitet  prevw     par  Vorfielt    tS  ci-deesu 
impöts  <)  pereevoir  au  profU  du  Service  /<■■■,,/,  et  <  n  fixe  le  tarif, 

Toutefois,  les  tarifs  actuels  de  Vimpdt  arabe  ne  pourront  itre  augmentet  que par  uneloi 

Art.  ■',(>. 
Les   aeliberations   du  Conseü  superieur   v   sunt   valables   qu'apris   avoir  eti  appro 
l„,r  U  Gouverneur  gener al  en  Conseü  du  Gouvernement. 

i'.D  cas  de  dissentiment,  il  sera  Statut  i»n-  VEmpereur  en  Conseü  d'Etat. 

Art.  .',/. 
Si  le  Conseü  superieur  m   se  reunissait  }>as,  <>t<  s'il  .<<   separnit  saus  avoir  vo/r  le  hudget, 
le  Gouverneur  general,   en  Conseü   de  Gouvernement,   etablirait    um    bmlget  il'office.     II  devra, 
•  Ions  ce  ras,  itre  approuve  par  decret  rendu  en  Conseü  d'Etat. 

Art.  52. 
Le  Conseü   superieur   donne   son   avis   sur   toutes   les  questions  dont  la  connaissance  lui 
est  reservee  par  les  reglements  ou  que  le  Gouverneur  general  propose  ä  son  examen. 

II   delibere   sur   les   reglements   d'administration   locale   dont  le  Gouverneur  general  juge 
a  propos  de  le  saisir. 

Art.  53. 
Tous   les   ans,   le  Conseü   superieur   regoit   communication  des  voeux  form.es  et  des  re'cla- 
mations  faites  par  les  Conseils  generaux  des  de'partements  civils  et  indigenes  et  de  la  suite  <jui 
a  ete  donnv'e  ä  res  voeux  et  n'rlamations. 

Art.  54. 
Le  Conseil   superieur  peut  faire    connaitre,   par   Ventremise   de   son  president,   ses  voeux 
sur  les  objets  interessant  l'Algerie. 

Le  cahier  des  voeux  du  Conseil  superieur  est  rendu  public,  ainsi  que  les  reponses  faites 
par  les  administrations  competentes. 

Art.  55. 
Le  Gouverneur  general   dtsigne  les  fonctionnaires  appele's  ä  representer  le  Gouvernement 
general  devant  le  Conseil  superieur. 

Le  secretaire  general  du  Gouvernement,  chef  de  V '  administration  civüe,  y  est  appele  de  droit. 
Ce  fonctionnaire  prepare  et  presente  au  Conseil  superieur,  au  nom  du  Gouverneur  general, 
le  budget  des  recettes  et  des  depenses  du  Service  local. 

II  est  charge'  de  l'ordonnancement  des  depenses  de  chaque  exercice. 

II  presente  au  Conseil  superieur  le  compte  administratif  des  recettes  et  des  depenses  de 
chaque  exercice. 

Le  Gouverneur  general  et  ses  representants  sont  entendus  chaque  fois  qu'ils  le  demandent. 

Art.  56. 
Les  se'ances  du  Conseil  superieur  ne  sont  pas  publiques. 

Art.  57. 
Est   nulle  toute   delibe'ration  prise  par   le  Conseil   superieur   hors  du  temps  de  sa  Session 
ou  hors  de  ses  attributions  legales. 

IJannulation  est  pronocee  par  le  Gouverneur  general  en  Conseil  de  Gouvernement. 

Art.  58. 
Le  Conseil  superieur  peut  etre  suspendu  par  le  Gouverneur  general,  mais  il  ne  peut  etre 
dissous  que  par  VEmpereur. 

En  cas  de  dissolution,  il  est  procede  ä  une  nouvelle  election  avant  la  session  annuelle 
et,  au  plus  tard,  dans  les  trois  mois  de  la  dissolution. 
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Hin  I 
Hif/hne  judiciair?, 

Art,  ■','.). 

L'administration    de  la  justice  • »  mattere  eivüe  et  eommerciale  Contimit  d'itre  regit  par 

les  lois,   decrets  et  arrites  actuettement  en  vigtteur,   tant   ä    Vegard   da   Europeetu  qu'ä  Vigard 

Ars  indigt  //'■-. 

Art.  60. 

II  ,n  est  <i<    mime  de  l<>  justice  criminelle,  correctionnsUt  et  de  police. 

Neanmoins,  les  appels  des  jugements  rendus  par  les  tribunaua  correctionels  seront  portes, 

pour    les    profilier.«   dt   Coit&tantint   et    d'Oran,    <iu    tribiinnl   ehef-lien    ih    In  j>roi>i,,ee,   en    rlm i, ,l,rt 

<-,, in /">.«,    ,l<-   eint/  juges.     La  Cour  imperiale  continue  de  statuer  sur  /<-.-■  appels  ./<•  in  provinee 
d' Alger  et  sur  ceux  des  deu.r  tribunaui   </<■  1'onstantine  et  </'Oran. 

Art.  61. 

A  raison  de  l'e.rtension  donne'e  par  la  pre'sente  loi  aux  ttrritoires  civüs,  les  tribunaui 
correctionnels  pourront  etre,  pur  (leeret  imperial,  investis  <lc  In  connaissance  -les  faits  gut  In 
loi  punit  de  la  re'clusion.  Dans  ce  cos,  les  peines  <le  Varticle  401  du  Code  penal,  modifiees, 
s'il  u  a  Heu,  par  l'artiele  4<>-'i,  seront  seules  appliquees.  Les  form.es  et  reales  de  l'instruction  du 
jugement  et  de  l'appel  seront  les  meines  <jue  celles  prescrites  pour  les  ,l<:lits. 

Art.  62. 

Un  Comite'  permanent  de  legislation  indigene  Institut  pres  du  (jouverneur  gene'ral  a  mission 
de  rechereher  ipuelles  sont,  en  dehors  des  matieres  religieuses,  les  dispositions  de  la  loi  musulmane 
ou  de  la  loi  israe'lite  ipii.  ä  raison  <lu  präg  res  <les  umeurs  on  <lu  developpement  iles  interets, 
peuvent  etre  modifites  et  mises  en  rapport  avec  la  loi  frangaise. 

Ce  Comite,  prtsidtpar  le  Gouverneur  gene'ral,  ou,  ä  son  de'faut,  par  lepremier  President 
de  la  Cour  impä-iale,  est,  en  outre,  compose  de  magistrats  francais  et  de  jurisronsultes  musitl- 
mans  et  israelites. 

litre  VI. 

lief/ i ine  le</tslatif. 

Art.  63. 

Seront  faites  par  le  Corps  legislatif: 

Les  lois  civiles  et  criminelles. 

Les  lois  relatives: 

A  l'exercice  des  droits  politiques,  ä  la  libertt  de  la  presse,  au  service  müitaire  dans  les 
arme'es  de  terre  et  de  mer; 

Aux  mesures  de  haute  police  et  de  sürett  generale : 

Au  regime  domanial; 

Au  regime  commercial  et  aux  relations  entre  la  metropole  et  l'Algerie. 

Art.  64. 

Des  decrets  de  l'Empereur  statueront,  le  Conseil  d'Etat  entendu,  quant  aux  dispositions 
ipti,  dans  la  metropole,  sont  du  domaine  de  la  loi: 

Sur  V Organisation   et  les  attributions  du  pouvoir  administratif  et  du  pouvnir  judiciair e; 

Sur  les  tarifs  judiciair  es ; 

Sur  l'administration  des  successions  vacantes; 

Sur  le  notariat  et  les  offices  ministeriell; 

Sur  la  milice  locale; 

Sur  les  mines,  minieres  et  carrieres; 

Sur  la  circulation  monetaire,  le  taux  de  l'interet  et  les  institutions  de  credit: 

Sur  le  regime  et  la  police  des  eau.i  : 

Sur  la  police  municipale ; 

Sur  la  grande  et  la  petite  voirie; 

Sur  la  police  <lu  commerce  et  de  l'industrie; 

Sur  les  poids  et  mesures  et,  en  general,  sur  toutes  les  matieres  >{in  ne  sont  pas  comprises 
dans  l'artiele  63  de  la  presente  loi. 


I!) 

Art 

l'iiuutii  i'tn  promulguees  o<  Algerie,  sur  l'avis  du  Cotueil  d'Ktat,  Celles  du  lots  dt  /<' 
metropole  qui  n'u  seraient  pas  dt  plsin  droit  applicables  >"  vertu  de  dispositiont  instreet  da/M 
lesditea  lots. 

/.is  lots  rendues  pour  la  metvopole  samt  mention  qu'elles  sunt  applicables  tt  V  Algerie  y 
deviennenl  exeoutoires,  <■»  tout  ou  en  partie,  /«'/•  la  Promulgation  locale  (ju'enfaii  It  Gouverneur 
ge'ne'ral  en  vertu  d'un  decret  imperial. 

Art.  66. 

/,<•>•  senatus-consultes,  les  l<>is  et  les  riglements  d'administration  publique  applicables  ä 
l'Algerie  sont  executoires  <■»  vertu  de  la  Promulgation  qui  en  est  faxte  par  le  Gouverneur  general 
au  nom  (/<■  VEmpereur. 

La  forme  de  In  Promulgation  est  reglet  /><n   decret  imperial. 

Art.  67. 

Les  senatus-consultes,  les  lois,  les  reglements  d'administration  publique,  les  decrets  et  les 
arrites  actuellement  <'ii  vigueur,  continueront  n  etre  executes  'laus  tont  <■<■  qui  n'e*t '  jhi*  rontrain- 
au  ce'natus-consulte  en  date  du et  a  la  presente  loi. 


No.  25. 

Deoret  imperial  sur  les  pouvoirs  respcetiis  des  prlfets  et  des  genäraux 
eommandaiit  les  provinces  en  Alg6rie. 

(Journ.  ort',  du   ler  juin.) 
31  in  ai  1870. 
Art.  1er.     Les  prefets  exercent  dans  les  departements  La  plenitude  des  pouvoirs  administratifs. 
Ils  correspondent  directement  avec  le  gouverneur  g£neral  et  ne  rel&vent  d'aucune  autre  autprite. 

2.  Les   pouvoirs   administratifs   des    generaux    commandant    lrs    provinces    sont    Limites    aus 
territoires  militaires. 

Les  generaux  exercent  dans  ces  territoires  toutes  les  attributions  devolues  .:i  1'autorite  prefectoralc. 

3.  Des    arretes    du    gouverneur     gencral    pourvoiront    aux    mesures    transitoires    <[ue    pourra 
comporter  le  fonctionnement  des  differents  Services  civils  dont  l'action  s'etend  sur  les  deux  territorires. 

4.  La  police  de  la  presse,   qui    etait   attribuee   aux  generaux    commandant  les  provinces,  esl 
n'servce  au  gouverneur  general. 


No.  26. 

Dekret  imperial   coneeniant  la  ^Organisation  par  l'election   des  eonseils 

glnlraux  en  Algerie. 

(Journ.   oft',   du    12  juin.) 
11  juin  1870. 
Titre  Ier.  —  Formation  des  eonseils  generaux  en  Algerie. 
Art.  1er.     Jusqu'  ä  la  loi  definitive  qui  doit  regier  d'administration  departementale   en  Algerie, 
le  conseil  general  de  chaque  province  sera  compose  de  conseillers: 
Francais, 

Indigenes  musulmans, 
Indigenes  israelites. 
Etrangers. 

2.  Sauf  les  exceptions  specitiees  au  paragraphe  suivant  et  l'article  3  ci-apres  (§  3),  les  membres 
des  eonseils  generaux  sont  eins  parmi  les  Francais  ou  naturaliscs  francais,  les  indigenes  musulmans. 
les  indigenes  israelites.  et  les  etrangers  domieilies  en  Algerie  et  remplissant  d'aillenrs  les  conditions 
d'eligibilite   determini'es  par  l'article  4   du  present  decret. 

Toutefois,  un  sixieme  des  conseillers  eins  au  titre  francais  pourra  etre  pris  parmi  les  non- 
domicilies,   mais   qui   devront   satisfaire   aux   autres   conditions   d'eligibilitc. 

Qmelia,  VcrfassungsentwickliMg  von  Algerien.  4 


50     — 

;;.  Les  conseillera  francais,  musulmans,  israeiites  et  etrangera  «In  territoire  <i\il  »on<  respec 
tivemenl  eiua  par  lea  eiecteura  c tnunaux  de  chacune  de  cea  categories. 

Lea  eiecteura  peuvent  porter  leura  Buffragea  -ur  lea  eiigiblea  dea  diverse«  categories. 

Lea  territoirea  militaires  Bonl  repre'sent^a  au  conseil  general  par  dea  conseillera  Grancaia  ei 
sulmana  nomme'a  par  l'Emperetir,  sur  la  Präsentation  du  Gouverneur  g^ne*raL 

1.  Nnl  n'esl  eiigible  comme  membre  d'nn  <■< 'ii>cil  general: 

8  il  ae  jouil  de  b©8  droits  ci\ •  il>  et  eiectoraux  : 

si.  au  jour  de  boh  eiection,  il  n'est  Sge"  de  vingt-cinq  ans; 

S'il  n'est  domicilii  dana  la  province,  sauf  l'exception  preVue  au  Becond  paragraphe  de  l'article 
2  ci  desBUs; 

Si  depuia  au  moina  an  an,  il  a'esl  proprietaire,  [mposd  en  vertu  d'nn  röle,  concessionnaire 
de  minea  ou  d'exploitations  forestierea  dana  la  province. 


No.  27. 

Dlcret  relatif  ä  l'organisatiou  politique  de  L'Alglrie. 

(Bulletin  de  rouxs  8.  n"  1340 
24  octobre  1870. 
Le  gouvernement  de  la  defense  nationale         D^crete: 

Art.  I'1.  Sunt  Bupprime*es  les  fonctions  «t  attributiona  de  gouvemeur  general  de  l'Algerie. 
de  sous-gouverneur  de  l'Algerie.  et  de  secre'taire  general  du  gouvernement  pour  l'expedition  generale 
des  affaires  civiles. 

Le  conseil  Buperieur  du  gouvernement  de  l'Algerie  et  le  conseil  du  gouvernement  de  l'Algerie 
sont  egalemeni  Bupprime*s. 

2.  Sont  abolis  les  decrets  du  10  d^cembre  1860,  du  30  avril  et  du  22  mai  1861.  la  decision 
imperiale  du  3  novembre  1862,  les  decrets  du   11  juin   1863  et  du  7  juillet  1864. 

3.  L'Algerie  renferme  trois  departements :  le  departement  d'Alger,  le  departement  d'Oran, 
le  departement  de  Constantine;  ce  qui  etablil  !)2  departements  dana  la  Republique  francaise. 

Chaque  departement  nomine  deux  representants  du  peuple. 

4.  Les  trois  departements  de  l'Algerie  constituent  an  seul  et  meine  territoire;  neanmoins, 
jusau'a  ce  qu'il  en  alt  ete  de'cide  antrement,  les  popnlations  europeennes  et  indigenes  etablies 
dana  les  territoires  dits  actuellement  „territoires  militaires",  continueront  ä  etre  administn'es  par 
l'autorite  militaire,  sous  la  modification  portee  ä  l'article  8. 

5.  Le  gouvernement  et  la  haute  adininistration  de  l'Algerie  sont  centralises  a  Alger  sous 
l'autorite  d'un  haut  fonctionnaire  qui  reijoit  le  titre  de  „gouverneui  general  civil  des  trois  depar- 
tements de  l'Algerie.0 

6.  Un  general  de  division  commandant  les  forces  de  terre  et  de  mer  reunies  dans  les  trois 
departements,  administre  les  popnlations  europeennes  et  indigenes  actuellement  soumises  ä  l'autorite 
militaire.   comme  il   est  dit  ä   l'article  4. 

11  a  sous  ses  ordres  les  bureaux  arabes. 

Toutefois,  le  ministre  de  la  guerre  et  le  ministre  de  la  marine  conservent  sur  l'arnn'e  et  Mir 
la  marine,  en  Algerie  l'autorite  qu'ils  exercent  sur  les  armees  en  campagne  et  sur  les  stations  navales. 

7.  Chaque  departement  est  administre'  par  un  prefet,  qui  exerce,  sous  l'autorite  superieure 
du  gouvemeur  general  civil,  les  attributions  conferees  aux  prefets  des  departements  de  la  Kepuhlique. 
II  reeoit  les  Instructions  du  gouvemeur  general  civil  pour  toutes  les  affaires  qni  Interessent  la 
colonisation,  et  lui  rend  compte  de  leur  execution. 

En  cas  d'absence  le  prefet  est  remplace'  par  son  secre'taire  general. 

8.  Les  popnlations  actuellement  soumises  a  l'autorite  militaire  dans  les  territoires  dits  ..terri- 
toires  militaires",  sont  administrees  par  un  colonel  ou  lieutenant-colonel  nomine  j>ar  le  commandant 
des  armees  de  terre  et  de  mer. 

Neanmoins  le  prefet  a  sous  -es  ordres  les  chefs  des  differents  Services  civils  et  bnanciers 
dont  l'action  s'etend  sur  les  diverses  popnlations  de  l'Algerie,  et  qu'il  surveille  eu  vertu  de  boh 
autorite  directe. 
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Toni  oentre  oü  l'autorlte1  olvtye  jugera  qu'll  extHte  un  aombre  d'EuropcJen  uffl  anl  poui 
former  un   oonseil   municlpal,   sera  conatitue'  en   commune   qui   relAvera   de   l'autorito    prtfectorali 

;»,  Loa  prdfeta   et   lea  c< landanta  mllltalrea   charge*a   de  l'admtnlatratloD   de     departement 

de  l'Alg&ie  Beront  tenua  d'adreaser  chaque  trimestre  an  gouverneur  g4n6ral  <i\il  an  rapporl  d^taillc 
sin-  la  sitii.uiiin  de  ohaque  Administration. 

10.  Le  gouverneur  gdndral  civil  oorreapond  avec  chaque  mlniatre  aelon  la  oature  de     \£ 
chaque  annee,  an  rapport  gendraJ  ddtoille'  es!   remla   par   lul    au  conaeil   dea    ministrea,   Imprime'   el 
communique1  a  l'assemble'e  des  repräsentants  «In  peaple. 

11.  Le  gouverneur  gdneral  civil  ae  peul  ßtre  repre*aentan1  du  peaple;  mala  il  i  entree  e  la 
chambre,  i|ui  peut  d'ailleura  l'appeler  dana  smi  sein,  et  devanl  laqaelle  il  eit  reaponaable  <  1  •  - 
si's  aotea. 

En  cas  d'absence,  il  peut  deleguer  aoue  sa  propre  responsabilit^,  au  Becrdtaire  g4neral  «In 
gouvernement  de  L'Algeiie,  la  Signatare  des  affaires  courantea  de  aon  adminiatratlon. 

12.  U  est  eree  pres  le  gouverneur  gen&al  civil  de  l'Algerie  un  lecre^aire  gen&al  <lu  gou 
vernement  dont  les  attributions  seront  lixees  olterieurement  par  un  reglement  d'administration  publique. 

13.  11  est  ertV-  un  comite*  consultatif  du  gouvernemenl  generol  de  l'AlgeVie,  compose*  comme 
il  suit: 

1°  Si\  citoyens  francais  ou  naturalis^*  Francais,  $lua  pour  tmis  annees,  an  scrutin  de  liste 
et  a  la  majorite  absolue  des  suffrages,  par  tous  les  electeurs  francais  de  L'Algerie,  ei  ;'<  raison  de 
deux  membres  par  chaque  departement; 

2°  Le  premier  president  de  la  Cour  d' Alger; 

3°  Le  secretaire  geneVal  du  gouvernement; 

4°  L'inspecteur  general  des  travaux  civils  et  l'inspecteur  general  des  finances  en  Alg&ie; 
ces  deux  demiers  n'ayant  voix  deÜberative  que  pour  les  affaires  de  leur  comp&ence,  et  sur  les- 
(|ucllcs  ils  presentent  leur  rapport  t'crit. 

Le  gouverneur  general  civil  de  l'Aljj,'erit'  prendra,  lors'qu'il  le  jugera  cohvenable,  la  pr^sidence 
du  comite  consultatif.  A  son  defaut,  la  presidence  appartiendra  au  premier  president  de  la  Cour 
d' Alger. 

Le  comite  consultatif  du  Gouvernement  est  appele  ä  donner  son  avis  sur  les  affaires  qui  lui 
seront  attribuees  par  un  reglement  d'administration  publique  arrete  dans  les  trois  mois  de  la  publi- 
cation  du  präsent  decret.  Provisoirement,  il  donne  son  avis  .sur  les  affaires  d'administration  qui 
Tie   sont  pas   dans  les  attributions  des  prefets. 

14.  II  est  eree  un  conseil  superieur  du  gouvernement  general  de  l'Algerie,  compose*  comme  il  suit : 
Le  gouverneur  general  civil,  president; 

Le  commandant  des  forces  de  terre  et  de  mer  en  Algerie; 

Le  premier  president  de  la  Cour  d' Alger; 

L'archeveque  d'Alger; 

Les  prefets  des  trois  departements; 

Neuf  conseillers  generaux,  eins  cbaque  annee,  dans  son  sein,  par  le  conseil  general  de  chaque 
departement,   h  raison  de  trois  membres  par  eonseil. 

Le  conseil  superieur  se  reunit  chaque  annee  au  mois  d'octobre,  apres  la  Session  des  conseils 
generaux,  pour  deliberer  sur  le  budget  general  de  l'Algerie. 

Le  vice-president  et  le  secretaire  sont  nommes  par  le  conseil  superieur  et  dans  son  sein,  ä 
la  pluralite  des   suffrages. 

Le  conseil  superieur  ne  pourra  deliberbr  qu'autant  <|u'il  reunira  la  majorite  de  ses  membres; 
les   delibcrations   sont  prises   ä  la  majorite   de   ses   membres  presents. 

Les  proces-verbaux  seront  publies  apres  la  Session;  un  resuine  sommaire  des  delibcrations 
pourra,  en  vertu  d'une  autorisation  du  eonseil,  etre  communique'  ä  la  presse  locale  j)endant 
la  session. 

Le  projet  du  budget  general  de  l'Algerie,  arrete  provisoirement  par  le  gouverneur  general 
civil,  apres  dclibcration  du  conseil  superieur,  sera  transmis  au  conseil  des  ministres  pour  etre 
definitivement  arrete. 

15.  II  a'est  dc'ro<r<'  en  rien  ä  la  Legislation  actuelle  sur  les  attributions  des  conseils  generaux 
et  dea  conseils  municipaux  en  Algerie. 
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I  i,  ,|,  rr.-i   iiHerieur  !i\iT;i  la  compositfon   ei   ]«■  raode  d'election  de  cea  conseils. 
[6.    rontei  dispositions  contrairea  au  präsent  ddcrel  sonl  ei  demeurenl  abrogles. 
l..  | > r« '-. ni  (l.'crct  Bera  rendu  exexutoire  dans  les  formet  prescrites  par  Part.  I  de  l'ordonnanci 
.In  27  novembre   1816,  ei  par  ('ordonnance  du    18  janvier  1  s  1 7 . 


No.  28. 

Decret    portant    Domlnation    de   M.   Cli.   de    Bouzet,    Commlssaire   extra- 

ordinaire  .  .  . 

(Bulletin  officiel  du  Gouvernemenl    general   de  l'Algene,   344,    n"   197.) 
1C>  novembre   1S70. 
La  delegation  de  la  defense  aationale,  d£crete: 

Art.  l,r.  M.  Charles  de  Bonzet,  actuellemenl  prüfet  k  Oran,  est  aomme  CommiRsaire  extra- 
ordinaire  dans  les  departements  de  l'Algerie. 

2.  Les  pouvoirs  provisoiremenl  attribn^s  par  le  present  decret  an  G'ommissaire  extraordinaire 
sonl   les  pouvoirs   donnes   au    gouverneur   general    civil    dans    notre   decret    <lu    24  octobre   dernier. 

No.  29. 

Decret  sur  les  conseils  g^neraux  en  Algerie. 

(Bulletin  de  Bordeaux  20,  u°  388.) 
28  decembre  1H70. 
Art.  1er.     Le  decret  du   1 1  juin   1870  est  abroge  dans  toutes  ses  dispositions. 

2.  Les  conseils  generaux  eins  par  application  du  dit  decret  sunt  dissons. 

3.  Les  membres  t'rancais  des  conseils  generaux  des  trois  departements  de  l'Algerie  seront 
«Ic'surinais  nommes  a  L'election,  romme  dans  les  89  untres  departements  de  la  Repnbliqne,  les  citoyens 
t'rancais  ou  naturalises   Francais  6tan1   seuls  electenrs  et  eligibles. 

4.  Les  conditions  d'eligibilite  seront  d'aillenrs  Celles  qui  existent  actnellement  en  France. 
mi  (|iü  ponrront  etre  ulterieurement  determinees  par  la  future  Assemblee  nationale. 

5.  Le  nombre  des  membres  dn  conseil  general  de  cbacnn  des  trois  departements  est  fixe 
.:i  fcrente-six,  Bavoir:  trente  membres  ordinaires,  citoyens  Francais.  et  six  membres  asseasenrs, 
choisis,  comme  par  le  passe,  parmi  les  indigenes  mnsnlmans,  naturalises  ou  non. 

Ces  six  membres  indigenes  seront  nommes  par  le  ministre  de  l'interieur,  sur  les  propoBitions 
combinees  entre  le  prüfet  dn  departement  et  le  general  de  brigade,  Charge*  de  l'administration  des 
territoires  dits  militaires. 

('es  membres  indigenes  seront.  pendant  la  duree  des  Bessions,  aasistes  d'nn  interprete 
designe*  par  le  prüfet,  et  qni  pretera  serment  entre  les  mains  du  president  du  conseil. 

Pour  le  choix  des  membres  assesseurs.  et  ä  merite  egal  d'aillenrs  entre  les  divers  concurrents. 
les  propositions  des  autorites  departementales  se  porteront  de  preterence  sur  les  notables  indigenes 
qni  auront  acqnis  des  notions  pratiqnes  de  la  langne  francaise,  afiu  qn'ils  pnissent,  par  eux-memes, 
se  rendre  compte  de  l'esprit  des  discnssions  et  des  intentions  liberatrices  de  la  France  ;'i  l'egard 
des  populations  mnsnlmanes. 

No.  30. 

Decret    sur    la    cr^ation    en    Algerie    et    les    attributions    des    ge'ne'raux 
administrateurs  dans  les  territoires  militaires. 

(Bulletin  de  Bordeaux  20.  n°  391.) 
ler  janvier  1871. 

Art.  l''r.  Hans  les  trois  departements  de  l'Algerie,  l'exercice  des  pouvoirs  militaires  proprenieut 
dits  ser.i  sonmis  aus  meines  regles,  et  ne  comportera  pas  d'autres  attribntions  que  Celles  en  vigueur 
dans  ]es  antres  departements  de  la  Repnbliqne. 

2.  Les  officiers  generaux  on  antres,  investis  comme  par  le  passe  des  pouvoirs  administrativ 
dans  les  territoires  dits  „militaires",  sont  consideres  comme  detacbcs  de  l'armee  pour  un  service 
special,  et  mis  par  le  departement  de  la  guerre  ä  la  disposition  du  ministre  de  l'interieur. 
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3c    L'avance n(  de  ce«  ofHciey    nero    touj ■«   «■< >n <  ■  i  r .    entre    I«    mini  tre   d<    rinU'rleui    m 

le  miniatre  de  La  guerre, 

■I.    IN  --oiii  placea,  au  polnl  de  t  ite  de  leur    Function      dan     cbacun  d<     trol     dt^partemenl 
Boiis   la   baute   directlou    peraonnelle    du    pre*fe1    de    la    Republiqui       Cette    dlrectlon    m 

Jamals    que    pai    l'entremiae    «In    geuäral    de    brigade    admini  tral Le     territoin      dil      militoin 

lequel  est  conaideVt5,  mm  comme  un  aubordonne\  maiR  comme  an  colligue  du  prüfet. 

.V    Le  g^neriü  adminiatrateur  eal   le  chef  du  per« I  donl   il  diapoae  ei  de  l'adralnl  b  ition 

i|iii  lni  sbI  confiee,  Lee  nominatione  et  reVocationa  de  pouvoira  aeronl  faitea  par  le  miniatre 
de  riut.riciii-.  Mir  >a  propoaltion,  apres  avia  «In  prüfet.  II  n'a  d'inatroctiona  a  receroir  du  general 
commandanl  la  division  qu'au  point  de  vue  du  concoura  qu'il  peui  prfiter  au  Service  puremenl 
militaire.  I'.n  ce  qui  coucerne  l'administration  du  paya,  il  sc  concerte  avec  le  prüfet,  auqnel  il 
remet  ses  rapports,  poui  rendre  compte  au  miniatre  de  l'interieur.  II  rorreapond  avec  le  gouvernemenl 
par  l'interme'diaire  du  prüfet. 

6.  Quant  aux  pr^seances,  le  general  administrateur  prend  rang  immcdiatemenl  apres  le  prüfet 
du  departemenl  ei  le  general  commandanl  la  division  militaire. 

12.  Le  commissaire  extraordlnaire,  comme  representanl  temporoire  du  ministre  de  l'interieur, 
aura  sous  ses  ordres  les  prdfets  des  departements  ei  les  gdneraux  administateura  qui  diapoaeronl 
<li'snrni.iis  de  tout  le  personnel  des  bureauz  arabes.  Les  correspondances  relatives  u  la  politique 
et  a  l'administration  du  pays  parviendront  au  departement  de  l'interieur  par  bod  interme'diaire. 

Le  general  commandanl  les  forces  de  terre  et  de  mer,  comme  represen.tant  temporaire  du 
ministre  de  la  guerre  et  du  ministre  de  la  marine,  aura  sous  ses  ordres  les  generaux  commandant 
les  divisions  et  les  subdivisions  militaires,  et  disposera  de  L'arm£e  et  de  la  marine  comme  par  le  passe. 

('es  deux  hauts  fonctionnaires  assureront  immediatement,  et  de  concert  entre  eux,  la  Separa- 
tion de  pouvoirs  consacr^e  par  les  articles  ci-dessus. 


No.  31. 

Dekret  qui  rlpartit  les  credits  allou^s  au  ministere  de  la  guerre  pour 
les  d^peuses  de  I'Algerie,  entre  les  ministeres  de  Tinte'rieur,  de  la  justice  etc. 

(Bulletin  officiel  du  Gouvernement  general  de  l'Algene,   357,  n°  50.) 
4  fevrier  1871. 

Art.  1er.     Les  credits,  montant  ä  la  somme  de alloues  par  la  loi  sus-visee 

du  '21  juillet  1870,  au  ministere  de  la  guerre.  pour  l'ensemble  des  depenses  ordinaires,  sur  ressources 
speciales  et  extraordinaires,  du  Gouvernement  general  de  I'Algerie,  pendant  l'exercice  1871.  sont 
annules   au  titre  de  ee  ministere. 

2.    Des   credits   montant   ensemhle   ä   la    somme    de sont    transferes.    pour    ledit 

exercice,  aux  budgets  des  ministeres  de  ['Interieur,  de  la  Justice,  des  Finances,  de  la  Guerre, 
de  la  Marine  et  des  Colonies,  de  l'Instruction  publique  et  des  Cultes;  de  l'Agriculture  et  du  Commerce, 
des   Travaux   publice,   COnformement  ä   la   repartition   ci-apres: 


No.  32. 

Dekret    qui    noninic    M.    le    vice-amiral    comte    de    Gueydon,    gouverneur 

g£n£ral  civil  de  TAlgCrie. 

(Bulletin  officiel  du   Gouvernement  general  de  I'Algerie,  3t>3.  n°  1)3.) 
29  mars  1871. 
Art.    lpr.     M.  le  vice-amiral  comte  de  Gueydon  est  nomine  gouverneur  general  civil  de  I'Algerie. 
11   aura  sous  ses  ordres  les  commandants  des  forces  de  terre  et  de  mer,  le  directeur  general 
des    affaires    civiles    et    financieres.    et    en    general.    tous    les    Services    administratifs    concernont    les 

enropeeils    et    les    indigelies. 
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\...  33. 

Am'-te  qol  rapporte  les  dlcrets  de  la  Delegation  da  <M>uvernement  de  la 

defense  nationale,  en  dato  du  4  tevrier  1871  .  . 

(Bulletin  des  loii  53,  n°  392 
6  mai    1H71. 
\n.   l,r.     Lea  d^crets  preratäa  «In  4  fevrier  1871  -«>nt  rapporte's. 

2.  Le  budget  du  gouvernement  general  de  l'Algerie  esl  n'tabli  conformement  a  la  nomenclatore 
par  chapitrea  adoptee  par  la  1  <•  > i  de  financea  «In  27  juülel  1870.  Toutefois,  comme  consequence 
de  la  Substitution  du  regime  civil  an  regime  militaire  en  Algene,  ce  budget  est  () i-trait  du  miniatere 
de  la  guerre  et  formera  nne  annexe  a  celui  du  ministere  de  l'interieur. 

3.  Les  fonds  allou^s  pour  L'ensemble  des  depensea  generale!  de  l'Algerie  sont  ouverta  au 
ministre  de  l'interieur,  «pii  delegue  an  gouverneui  general  civil  de  l'Algerie  la  diapoaition  dea  credit» 
distribu^s  mensuellement. 

Le  gouverneur  general  civil  sous-delegue  aus  ordonnatenra  Becondairea  qu  il  designe,  les  credit» 
qa'il  ne  s'est  pas  rlserve'a  pour  dea  ordonnancements   directs. 


No.  34. 

Decret  qui  institue  un  conseil  consultatif  et  un  conseil  suplrieur 
de  gouvernement  pres  le  gouverneur  glnlral  civil   de  VAlg€iit. 

(Bulletin  des  lois  69.  n"  603.) 
7  octobre  1871. 
Art.  1er.     Le  gouverneur  general  civil  de  l'Algerie  est  assiste  d'on  conaeil  consultatif  qui  se 
reimit   bous   sa   jiresidence.     Sont  nommes   membres  de  ee  conseil: 
Le  directeur  general  des  affaires  civiles  et  financieres, 
Le  premier  pr&ident, 
Le  procureur  general, 
Le  commandant  superieur  de  la  marine. 
Le  general  commandant  superieur  du   genie, 
L'inspecteur  general  des  travaux  civils, 
L'inspecteur  general  des  finances, 
Le  recteur  de  l'academie  d'Alger, 
In   eonseiller  secretaire. 
l'n   secretaire  adjoint. 
L'axcheveque  d'Alger  aura  entree  au  conseil  consultatif;    il  Bie'gera  ä  la  droite   du   president 
•  iu  de  son  suppleant. 

2.  Les  attributions  du  conseil  consultatif  sont  de'terminees  conformement  aus  dispositions 
des  decrets  des   10  dec.   1860.  art.   10.  et  30  avr.   1861. 

3.  Chaque  annee,  les  conseils  generaux  de  l'Algerie  elisent  dans  la  session  pendant  laquelle 
ils  sont  appeles  ä  voter  le  budget,  cinq  dele'gues  ]>ar  departement  qui,  reunis  an  conseil  consultatif 
ä  Alger,  y  forment  un  conseil  superieur  de  gouvernement  dont  les  attributions  sont  determinee» 
conformement  an  decret  du   10  dec.    1860.  art.   12. 

4.  Le  conseil  superieur  de  gouvernement  sc  reunit  en  session  ordinairc  apres  la  scssi.ui 
dans  laquelle  les  conseils  generaux  ont  et»'-  appeles  ä  voter  le  budget.  Le  gouverneur  general  civil 
le  convoque  en  session  extraordinaire  tontes  les  fois  qu'il  y  a  Heu. 

Les  membres  du  conseil  superieur  de  gouvernement  sont  convoques  par  lettres  closes  du 
gouverneur  general  civil. 


No,  :;  i 

Döcret  qul  no M.  le  geiieral  de  dlvlslon  Chanzy,  Gouverneur  g6n6ral 

eivil  de  lAkrric. 

(Bulletin  des  Lola   187,  n°  2106) 

L0  Juiii  is?:{. 

An.  I11'.     M.  le  fjvniT.'il  de  dlvlslon  Chaney,  commandanf   le    eptleme  corp    d'armee,  membre 

de  l'assembl^e  nationale,   est  chargtS,   h   titre   de   mlssion   temporalre,   des   fonctloni  de  gonverneur 

general  civil  de  l'Algerie,  en  remplacemenl  de  M.  le  vice  amlral  < te  de  Gueydon,  appele  6  d'&utrL'* 

fonctions.    II  commandera  les  Forces  de  terre  <i  de  mer. 


No.  86. 

D6oret  relatif  au  Service  des  prisons  et  Etablissements  penitentiaires   de 

l'AJg6rie. 

(Bulletin  des  lois  237,  n°  3649). 
18  decembre  1S74. 

Art.  1er.  IjC  scrvicc  des  prisons  et  ctablisscmciits  penitentiairo  de  L'Algerie  68i  place'  sous 
l'autoritc   directe   du   niinistre   de  l'interieur. 

2.  Les  lois,  ordonnances  et  decrets  concemant  les  Etablissements  Bimilaires  de  La  m^tropole 
sont  executoires  on  Algerie.  Toutefois  le  niinistre  de  l'inteneur  pourra,  sur  l'avis  du  gonverneur 
general  civil,  maintenir  h  titre  transitoire,  pendant  an  Laps  de  temps  qu'il  ddterminera,  les  dispositions 
speciales  actuellement  en  vigueur  dans  la  colonie. 

3.  Les  cn'dits  ou  portions  de  cn'dits  inscrits  an  bndget  du  departement  de  L'inteneur 
(exercice  1875),  sous  le  titre  de  Service  de  l'Algerie,  pour  les  depenses  relatives  ans  prisons,  et 
nioiitant  ensemble  ;'i  1,070,500  francs,  sont  transportds  aux  chapitres  XIV,  X\r  et  XVI  du  budget 
general  de  ce  ministöre,  conformement  aux  indications  du  tableau-ci  annexe. 


No.  37. 

Decret  relatif  ä  la  coinposition  et  aux  attributions  du  conseil  de 
gouvernement  et  du  conseil  supe>ieur  de  gouvernement. 

(Bulletin  oft',  du  Gouvernement  general  de  l'Algerie,  annee   1875,  624  n°  440). 

11  aoiit  187ö. 

Titre    ler. 
Conseil  de  Gouvernement. 
Art.  1er.     Le  Gouverneur   general   de    l'Algerie   est    assiste    d'un    Conseil    de   gouvernement. 
Sont  membres  de  ce  Conseil: 

Le  Gouverneur  general,   President: 

Le  Directeur  general  des  Affaires  civiles  et  financieres,   Vice-Pr^sident; 

Le  Premier  President  de  la  Cour  d'appel; 

L'Archeveque  d' Alger; 

Le  Procureur  general  pres  la  Cour  d'appel; 

Le   General   clief  d'Etat-major  general ; 

L'amiral  commandant  superieur  de  la  Marine ; 

Le  general  commandant  superieur  du  Genie; 

L'Inspecteur  general  des  Travaux  civils; 

L'Inspecteur  general  des  Finances  ; 

Le  Recteur  de  l'Academie  ; 

l.es  Conseillers  rapporteurs. 
Art.  2.     Les  prefets   des   departemeuts   et   les   officiers    generaux,   commandant   les    divisions 
territoriales,    peuvent    etre    appelös   par  le   Gouverneur    general    k    assister    aux   seances    du   Conseil 
de   gouvernement. 

Ils    y    ont   voix    delilierative   et   siögent    dans   l'ordre   de    prcsöance   «pii    leur   appartient. 


.)ti 

\ii  '.<  Li  m in!. ml. .11  du  <  onseil  < I < -  gouvernement  restent  ßxeei  i>ar  les  dccret«  <lu 
10  .1. .  •  mbn    1860  ■  I  30  avril   1861. 

Titre   II. 
Conseil   superieur  de  Gouvernement. 
\n.t;.     I..    Conseil   superieur  de  Gouvernement   -<•  compose: 
Des  raembres  dn  Conseil  de  Gouvernement; 
Des  Officiera  g^neraiu  commandant   lea  divisions  territoriales; 
Des  l'ii'i'i  t-  des  d^partements ; 

l>c  -i\  d£l£gues  <ln  Conseil  general  de  chaque  departement. 
Les  deidguds  des  Conseils  g£neraux   -mit  nommes  pour  trois  ans,  a   l'election,  dans  la  Session 
d'oetobre. 

L'election  a  lieu  au  scrutin  de  liste  et  a  la  majorite1  absolue  des  suffrages. 
Art.  7.     Le  Consei]   superieur   de  Gouvernement    est  Charge*  d'examiner  le  projet    de  budget, 
l'assiette  et  la  r£partition  des  impdts  pr£par£s  par  (es  soins  «In   Gouverneur  general. 

Ait.  8.  Le  Conseil  superieur  de  Gouvernement  se  r&tnit  en  session  ordinaire  apres  la  Session 
dans  laquelle  les  Conseils  g^nelraux  ont  &ti  appebSs  .:i   voter  le  budget. 

I..-  Gouverneur  gdneral  le  convoque,  en   session  extraordinaire,  toutes  les  fois  qu'il  y  a  Heu. 
Art.  9.     La  diin'c  des  sessions  est  nxe"e  par  le  Gouverneur   g£n£ral.     Elle  ne  peut   depasser 
\  ingt  jours. 

Art.  11.    A  l'ouverture  de  chaque  session,  le  Conseil  superieur  «'lit  im  deuxieme  vice-pr£sident. 

Art  12.  Le  Consei]  superieur  ne  pent  deTiberer  qu'autant  qu'il  reunit  la  majorite*  des  membres, 
-•'it  dix-neuf  membres  au  moins. 

Les  ili'lilii'ratiiiiis  Mint  prises  k  la  majorite  des  membres  presents. 

Les  votes  mit  lieu  par  assis  et  leve\ 

Toutefois  il  est  recouru  au  scrutin  secret,  si  <•<•  mode  est  demande*  par  quatre  membres 
au   moins. 

Art.  13.  Les  proces-verbaux  presentent  l'analyse  des  discussions,  sans  designer  nominativement 
les  membres  qui  y  mit   pris  part. 

Art.  14.  Les  proces-verbaux  peuvent  Stre  publi^s  apres  la  session  en  vertu  d'un  vote  du 
Conseil  superieur  de  Gouvernement,  et  avec  l'approbation  du  Gouverneur  general. 

Pendant  la  Session  et  smis  les  meines  conditions,  an  resiiuu'  sommaire  des  deÜberations 
peut  etre  communique  ä  la  presse  locale. 


NU.  38. 
Dekret  relatif  ä  ['Organisation  des  conseils  g^uC'raux  en  Alglrie.*) 

(Bulletin   des  lois  270.  nu  4562). 
23  septenibre  187-">. 

Titre   I. 
J  »isjiositions   gencralcs. 

Art.  lir.     II  y  a  dans  chaque  departement  de  l'Algerie  un  conseil  general  compose  de  membres 
francais  et  d'assesseurs  musulmans. 

2.  Le  conseil  general  elit  dans  s<m  sein  une  commission  departementale. 

.">.    Le   prt'fet   est   le  rejiresentant   du  pouvoir  executit'  dans   le   territoire   civil   du   departement. 

II  est.  eu  mitre.  charge"  de  l'instruction  präalable   des  affaires,   ainsi  que   de  l'exeeutimi   des 
dexisions  du  conseil  general  et  de  la  commission  departementale. 

Les  pouvoirs  administrativ  du   general  commandant  la  division  sont  limites  au    territoire  de 
commandement. 

Le  general  exerce  dans  ce  territoire  toutes  les  attributions  deVolues  ä  l'autorite"  pret'ectorale. 


*J  Die  nicht  wiedergegebenen  Artikel  stimmen  wörtlich  mit  dem  in  Frankreich  geltenden 
Gesetze  vom  10.  August  1871  überein;  nur  tritt  in  Art.  39  der  Generalgouverneur  an  die  Stelle  des 
Präfekten,  auch   fehlt  im   Dekret  der  Art.  82  des  Gesetzes. 


Im.     II 

De  In  formal iuii  dea  <■ il     gi'iic'raux. 

I-   I  M  arrftc  du  gouverneur  geueral,    en    conseil  de  gouverne i.  dt  Igne  l<    cbel  lieu  b(   li 

cümposition  des  circonscriptiona  appelttas  ii  tflire  cbacuue  im  conneiller  geWral  frontal      en  tenani 
compte  «In  cbiffre  de  la  population  ei  de  Im  Buperflcle  du  territoire  de  cbaque  clrcon  cripl 

Pour  toutea  [es  Operations  älectoralea,  le  chef-lieu  de  la  circonacriptlon  tienl  lieu  an  chef-lieu 
de  cantoo  «1«    France. 

.").  l/t'lrrtiiiii   des   conseillers    generanx    Francaia    bo   fall    i frage    universel,    dani    cbaque 

commune,  mit  [es  listes  des  electeurs  Eran^aia  dressdea  pour  leg  61ectiona  municipalew. 

Los  as8es8eur8  musulmans  Bonl  cboiais  parmi  lea  notables  Indigenes  domiciliea  dana  le  du 
partemenl  et  y  possddanl  des  proprieH^s.  1 1>  gonl  11111111111'"-  par  le  gouverneur  g&n&rsA,  ei  siegenl 
au  uu'ini'  titre  que  les  membres  elus. 

(1.  Sunt  dligibles  au  conseil  g£n£ral  tona  lea  citoyena  inscrits  bot  une  liste  d'älecteuxa  ou 
justifianl  qu'ils  devaient  y  Stre  inscrits  avanl  le  jour  de  l'^lection,  ägäs  de  vingt-cinq  ans  accomplü, 
qui  s<uit  domicilii  dans  le  departement.  ei  ceux  qui,  >an-  \  §tre  domicilii,  j  -<>iit  inscrita  an 
röle  d'une  des  contributions  directes  au  lri  janvier  de  L'annle  «lau-  laquelle  se  fail  l'election,  ou 
justifient  qu'ils  devaient  y  etre  inscrits  a  ce  jour  ou  qu'ils  ont  acquis  dans  le  departement,  par 
beritage  ou  autrement,  une  propri&e'  fonciere  avanl  le  jour  fixe"  pour  l'eÜection. 

Toutefois,  le  nombre  des  conseillers  generalis  nun  domicilii  ne  pourra  d£passer  le  quart 
du  nombre  total  dont  le  conseil  doit  etre  compose\ 

7.  Ne  peuvent  etre  elus  au  conseil  g^neral  les  citoyens  qui  sont  pourvus  d'un  conseil 
judiciaire. 

S.   Ne  peuvent  etre  eins  membres  des  conseils  generanx  de  l'Alg^rie: 

1°.  Les  membres  du  conseil  de  gouvernement,  les  pr^fets,  sous-pr^fets,  secretaires  generalis  et 
conseillers  de  pr£fecture,  les  commissaires  civils; 

2°  Le  procureur  general,  les  avocats  gen£raux  et  Substituts  du  procureur  general  pres  la 
cour  d' Alger; 

3°  Les  presidents.  vice-prcsidents,  juges  titulaires  et  siippleants  salaries.  juges  d'instruction 
et    membres    du    parquet   des   tribunaux   de   premiere   instance,    dans    l'arrondissemenl  du  tribunal; 

4"   Les   juges  de  paix  et  les   suppleants   salaries,  dans  leur  circonscriptions ; 

.)"   Les  officiers  de  l'armee  de  terre  et  de  mer  en  activite  de  service  en  Algerie; 

G°  Les  commissaires  et  agents  de  police; 

7°  Les  ingenieurs  des  ponts   et   chaussees   et   des   mines; 

8°  Le  recteur  et  les  inspecteurs  d'academie,  les  inspecteurs  des  ecoles  primaires; 

9°  Les  ministres  des  diff&rents  cultes,  dans  les  circonscriptions  de  leur  ressort; 

10°  Les  emploves  des  bureaux  de  la  direction  generale  des  affaires  civiles  et  financieres,  et 
generalement  les  employ£s  de  l'administration  rt'tribues  sur  les  fonds  de  l'Etat. 

9.  Le  mandat  de  conseiller  general  est  incompatible,  dans  le  departement.  avec  les  fonctions 
d'arcbitecte  departemental,  d'agent  voyer,  et  generalement  de  tous  les  agents  salaries  on  subven- 
tionnes   sur  les   fonds   departementaux. 

10.  La  meine  inconipatibilite  existe  ä  l'egard  des  entrepreneurs  des  Services  departementaux, 
3    compris   les   voies  ferrees  pour  lesquelles  le  departement  assure  des  garanties   d'interet. 

11.  Nu]   ne   peut   etre   menibre  de  plusieurs  conseils   generanx. 

Titre  III.     Des  sessions  des  conseils  generanx. 

Titre  IV.     Des  attributions  des   conseils   generanx. 

Titre  V.      Du   budget  et  des   comptes   du   departement. 

Titre   VI.      De  la   commission   departementale. 

6ü.    La    commission    departementale     est     elue     chaque     annee     ä    la    tin    de    la    ses>ion 

d'octobre. 

Elle  se  compose  de  cinq  membres  t'ianeais  et  d'un  menibre  musulman  designe  par  le  gou- 
verneur  general  civil  de  l'Algerie;  eile  comprend  un  menibre  cboisi,  autant  eine  possible,  parmi  les 
conseillers    eins    ou    domieilies    dans    chaque   arrondissement. 

Les   membres  de   la  commission    sont  indi'tininient   reeligibles. 
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Tu.   Leu  fonctions  de  membre  de  In  commission  departementale  »ont  Incompatihles  avec  celleit 
,1,    ,,i  cii.    du  chef-lien  du   departement  ei  avec  le  mandat  de  dlpute. 

Titre  Nil.     Des  int/n-t«  «-■  -iu m iiti-  a  plusieurs  departement«. 


Nr.   39. 

Decret  qui  transl'ert  le  eontreseins;  des  actes  concernaiit  les  travaux  publica 
etc.  aux  niinistres  compf'tents. 

(Bulletin  des  lois  314.  d°  ')  403). 

80  jaill    1S7C. 

Art.  l*'r.  Les   actes    de    haute    adminiatratioii    ei    de    gouvememenl    qui    doivent   dmaner  du 

President  d<-  la  Republique  et  qui  concernent    les    travaux  publica,   les   financea,   l'agriculture  et  le 

commerce  en  Algerie,  nous  sont  prdsentls  but  la  proposition  da  gouverneur  gdndraL  par  le  miniatre 

compdtent  <|ui  contresigne  le  dderet  intervenu. 


Nr.  40. 

Dekret  qui  noninie  M.  Albert  fkr&ry  gouverueur  sre'ne'ral  civil  de  KAIserie. 

(Bulletin  ort',  du  Gouvernement  general  «ivil  de  I' Algerie  Anin'e  1879,  741   n°  59). 

lö  mars  1879. 

Art.  ]ir.    M.  Albert  Grevy,  vice-pr^sident  de  la  Cbambre  d<--   ddputds,  e8t  chargd,  a  titre  de 

itiissiim   temporaire,    dea   fonetions   de   gouverneux   giairai   civil  de  l'Algerie,   <'u   remplacement   de 

M.  le  gdneral  de  division  Chanzy,  aomme  ambassadeur  de  France  pres  S.  M.  l'empereur  de  Boasie. 

11  aura  sous  ses  ordres  les  commandants  des  troupes  de  terre  et  de  mer,  et  tmi*  1<--  autres 

Services  administrativ  concernant   les  europeens  et  les  indigenes. 


No.  4L 

Regime  fef/islatif  de  l'Algerie. 

Avant- Projet  präsente  par  M.  le  Gouverneur  General  pour  servir 

de  ba.se  aa.it-  travaux  de  la  Commission. 

(Ministen  de  l' Interieur,  Service  de  l'Algerie;  Commission  relative  a  V  Organisation  administretitvt 

de  l'Algerie  1880—1881,  Froces-verbaux  S.  17-1—17.~>). 

Titre  premier. 

De  la  loi,  du  decret,  de  l'arrete  aouvernemental. 

De  la  loi. 

Art.  ler,     Sont  du  domaine  exclusif  de  la  loi: 

J°  Les  modifications  a  apporter  aux  lois  generale*  ou  partictüieres  en  vigueur  en  Algerit 

L' Organisation  du  Gouvernement  de  l'Algerie; 
3°  La  jouissance  et  Vexercice  par  les  Europeens  des  droits  concernant  les  person>u/>  ou 
les  Mens,  —  d)-oits  politiques,  —  naturalisation,  —  regime  de  In  presse,  —  droit  de  reunion  et 
d'assoeiation,  —  mesure  de  haute  police  et  de  stirete  generale; 

4  L>    Statut  personnel  et  le  Statut  reel,  dans  leurs  bases  essentielles,  che:  les  indigenes 
Constitution  de  la  propriete  individuelle.  —  Constitution    de  l'etat   civü,  —  lois  des   successions, 

mariaiies; 

5  Li   regime  müitaire; 

';     Li    regime  commercial; 

i"   Les  attributions  de  terres  domaniales  de  colonisation; 

5     Les  grands  travaux  publics  (routes  nationales,  chemins  de  fer,  ports); 

9     Lt  /ou   du  budget,  —  Vetablissemcnt  d'impöts. 

Du  decret. 
Art.  2.     Fl  pourra  etre  Statut  par  decrets  rendus  en  Conseü  d'Etat; 
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/"  $w  les  matteres  n"n  prevues  a  l'article  precedent,  et  •/'".  dam  la  metropole,  tont  du 
domaine  dt  la  loi; 

i'u  Sur  les  iiKiiii'rfs  pour  lesquelles  le  Pouvoir  exeeutif  aura  reciu  dt  legation  du  Pouvoii 
legislatif,  II  serit  etatui  /»"/•  decrets  rendus  en  forme  ovdinaire  sur  let  matteres  qui,  en  France, 
sont  rigtes  par  simples  decrets,  sous  rdserve  de  la  disposition  suivanti 

!>)■  Varrtte  gouvememental. 
Art..'>.     Le  Gouverneur  general  Statut 

/"  Par  arrites  ptis  en  Conseil  de  gouvernement,  sur  toutes  les  mati&res  /<""/■  lesquellt 
il  n  recu  dtldgation  sott  <l«  Pouvoir  legislatif,  soit  <in  Pouvoir  eaecutift 

,L'"  Paus  l<i  forme  indiquee  /»n-  /<<   legislation  speciale,  sur   toutes  les  matieres   qui,   tu 
relevant,  aux  termes  des  articles  pi'ecedents,  ni  <!<■  In  l<>i  ni  <in  deeret,  nr  sont  d'ailleurt  place't 
dans  les  attributions  d'aucune  autre  autorite. 

Titre  II. 
Application,  Promulgation   des  lois. 
Art.  4.     Sont  exe'cutoires  en  Alge'rie,  en   vertu  de  la  Promulgation  f<iit<-  d' apres  le  mode 
prescrit  dans  la  metropole: 

/°  Les  lois  et  decrets  concemant  les  Services  de  l'Algerie  assimües  <<n  rattaches  aua 
departements  mintsteriels  <lc  la  metropole; 

2°  Les  lois  et  decrets  relatifs  ä  l'Algerie  <n<  contenant  la  deelaration  expresse  qu'ils  y 
sont  applicables. 

Art.  5.  Les  actes  tjui  rentrent  dans  le  domaine  exclusif  du  Pouvoir  legislatif,  </ui  "<- 
sont  point  relatifs  ä  l'Algerie  et  qui  ne  portent  pas  mention  qu'ils  y  sont  applicables,  ne  peuvent 
ii  itre  declares  exe'cutoires  par  deeret. 

Art.  6.  Les  lois  qui  ne  rentrent  pas  dans  le  domaine  exclusif  du  Pouvoir  legislatif,  et 
les  decrets  rendus  par  le  Pouvoir  executif,  qui  ne  mentionnent  pas  leur  applicabilite  en  Algeriet 
peuvent  y  etre  rendus  executoires  par  un  deeret  special,  promulgue,  dans  la  forme  ordihaire. 
Art.  7.  Les  arrites  pris  par  le  Gouverneur  general,  soit  en  vertu  des  de'legations  parti- 
culieres  qui  lui  seront  faites  par  le  Pouvoir  legislatif  ou  par  le  Pouvoir  executif,  soit  en  vertu 
des  pouvoirs  generaux  qui  lui  appartiennent,  deviendront  exe'cutoires  par  la  Promulgation 
resultant  de  leur  Insertion  au  Bulletin  offieiel  des  actes  du  Gouvernement. 

Titre  III. 
Disposition  generale. 
Art.  8.    Sont  abroge'es  toutes  les  dispositions  le'gislatives  anterieures  en  ce  qu'elles  <>nt  >!<■ 
eontraire  aux  pi-e'sentes,  special ement  Vart.  4  de  V ordonnance  tltt   28  juillet   1834. 


No.  42. 

Dtfcret  relatif  au  Service  des  postes  et  teMegraphes  en  Algerie. 

(Bulletin   des  lois  (i02,  n°   10382). 
11  mars  1881. 

Art.  \VT .  Le  gouverneur  general  civil  de  l'Algerie  determine,  dans  l'interet  de  la  colonisation, 
et  au  doubl o  point  de  vue  administratif  et  politique,  les  localites  nouvelles  dans  lesquelles 
des  i'tablissements  de  poste  ou  de  telegrapbe  devront  etre  ouverts  ou  transformes ;  il  determine 
egalement  les  Communications  nouvelles  ;'i  etablir  dans  le  meme  mteret.  11  est  proeede.  sur  son 
initiative,  aux  etudes  et  ä  la  mise  en  vigueur  par  les  fonctionn'aires  competents  du  departement 
des  postes  et  telegrapb.es  en  Algerie.  Les  projets  sont  SOUmis  au  controle  teelnüque  de  l'admjni- 
stration   metropolitaine. 

II  prevoit  cbaque  annee  le  credit  necessaire  a  ees  creations  et  aux  depenses  qu'elles 
entratneront  pendant  l'exercice;  ees  rn'dits  sunt  p'ortes  au   biidget  de  l'Algerie. 

Apres  la  mise  en  activite  des  bureaux,  le  credit  necessaire  a  leur  perfectionnement  est  reporte 
au    ministen;   des   postes   et  des   telcgraplies   dans   le   budget  de   l'exercice   suivant. 

2.  Le  gouverneur  general  donne,  prealablement  son  avis  ou  t'ait  des  propositions  sur  toutes 
mutations  ou   noniinations   dans    le    personnel    des   postes    et    des    tel£graphes    employe    en    Algerie. 
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;;     ||   oxerc«    en   Algerie  lea  droits  reserv^s  en   France   au    miniatre   de   l'intcrieur  en    maticre 

il t(  spondam  e  teldgraphique. 

I.    8aui  lea    modificationa   dtablies   par  lea   troia   articlea    prdc^denta,    le    miniatre  des    p 

■  t   de«    teldgraphes    dirige   en   Algerie    lea    aervicea   dea    poatea   et    des   t£l£graphea   dani  leg    meines 

tione   qu'en   France. 
II  | r\ciit.  -ur  lea  ressourcea  de  boh  budget,  aus  depenaea  «I u  »ervice  poataJ  e<  tölegraphique 

■  ii   Algerie,  e1   en  percoit   les  recettea. 

."i.    L' Organisation,    lea    däcreta    et    instructiona    en    vigueur    dana   la    metropole   s'appliquent 
de  plein  droit  en  Algerie,  saut'  les  modificationa  Bpdciales  qui  pourraient  y  ßtre  apportees. 


No.  43. 

Dlcret  relatif  ä  ['Organisation  administrative  de  L'Alg6rie. 

(Bulletin  dea  loia  654,   a°  11036.) 
26  aortt  1SS1. 

Art.   I''1'.     I.cs    serricea    civils    de    l'Algerie    ci-apres    ddnommes    sunt    places    aoaa    l'autorite 

directe  des  ministres  c pdtents,  savoir: 

Ministere  <le  la  justice. 

Justice  musulmane. 

Ministere  de  l'intcrieur  et   des  cultes. 

Administration  generale. 

Administration     d£partementale     ei     communale     en     territoire     civil     et     en    territoire    de 
eommandement. 

Assistance  hospitaliere. 

Police  generale. 

Colonisation :    creation  de  centres,  travaux  d'installation. 

Routes  departementales   (attributdons   devolues  dans  la  metropole  au   ministre  de  l'interieur), 
ehemins  vicinaux. 

Presse. 

1  mprimerie. 

Librairie. 

Culte  musulman. 

Ministere  <lo  finances. 

Contributions  directes  et  cadastre. 

Contributions  diverses. 

Enregistrement,  domaines  et  timbre. 

Sen  ice  topographique. 

Constitution  de  la  propriete  indigene. 

Administration  des  biens  sdquestres. 

Ministöre  de  la  marine  et  des  colonies. 

Surveillance  de  la  peche  cötiere   et   police   de    la    navigation   (attributions    devulues    dans    la 
metropole  au   ministre  de  la  marine). 

Ministere  de  Instruction  publique  et  des  beaux-arts. 

Instruction   publique  musulmane. 

Beaux-arts. 

Missions  scientifiqnes. 

Monuments  hdstoriques. 

Ministere    des   travaux   publics. 

Routes  et  ponts. 

Navigation:  ports  et  phares. 

Service  bydraulique. 

Chemins  de  t'er. 

Mine-. 

Bätiments  civils  et   palais  nationaux. 
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Mini  ti  i'    de  i  :>■■< li  iiliui i    ii   d iii ii i •  1 1 

Service  de  l'agriculture,  du  commerce  ei  de«  forßl 

M  Inistere  dei  postes  et  dei    t<  Ii  gl  .< | •  l ■  ■ 

('ri':ii Um  ei   transforroatl le  burcaux  de  poite  ei   de   tdl^graphe   en    Vlg^rie     dar     l'IntcTei 

de  la  colonisation. 

'_'.    Lob  lni>.  de'cretfl,  arrGt<$s,  reglementa  e1   Instructions   ministeriell«      qnJ  rfgi    enl  en  I 
eis  divers  Services,  s'appliquenl  en   Ugerie  dans  tontes  Celles  de  leurs  dispositions  auxquelle     ii  >> 
pas  i Ste"  ili tröge1  par  la  l^gislation  speciale  de  ce  pays. 

,'!.  Les  Communications  entre  les  preiets  on  les  generaul  de  < i i \  i ^ i < . 1 1  charg^s  de  l'adrainistration 
des  territoires  de  commandemenl  ei  les  ministres  on1  lieu  par  l'intermddiaire  du  gouverneur  general, 

sunt'  (laus    les   cas    i|iii    serunt    detennines    par   arretes    ministeiiels,    apres    :i\is    iln    gouverneur   general. 

■I.  [ndependammenl  des  attributions  qui  lui  onl  < '* t • '-  confer^es  par  les  lois  specialen, 
le  gouverneur  general  statuera,  par  delegation  des  ministres,  Mir  les  objets  qui  seronl  <J<'i <rni i 1 1 ■' - 
par  des  decrets  rendns  sur  la  proposition  ilrs  ministres  compötents. 

5.  Le  gouverneur  general  rend  compte  de  ses  actis  an\  ministres  comp&ents,  qni  penvent, 

sclon    les    cas.    les    animier   mi    les    ret'urmer. 

6.  Le  gouverneur  general  donne  prealablemeni  sorj  avis  ou  fail  «les  propositions  -ur  toutef 

mutations    011    uominations    dans    le    personne]    (\i-s    ser\  ices    denoinmcs    ,:i    l'aitiele    1«. 

7.  Les    propositions    budgätaires    concernant    les    senilis    civils    de    l'Algerie,    d^nommes 

ä  l'artiele   l*'r  sont  arrett'es  par  les  ministres,  eliaeun  en  ee  qni  le  eiuieerne.  sur  l'avis  du  gouverneur 
general  et  apres  examen  du  conseil  sup&ieur. 

Elles  figurent  dans  im  hudlet  special,  formant  une  annexe  du  budgei  general  de  l'Etat. 
Les  ministres.  cliacun  en  ce  qui  le  coneorne.  dispOSCnt  des  credit-  qui  leur  sunt  0Uvert8  de  ei- 
chet", dans  les  meines  formes  et  conditions  et  sous  les  meines  responsabilit£s  que  pour  le  budgei 
metropolitain. 

8.  Les  credits  miverts  ]iar  la  lui  de  tinances  du  22  decembre  1880,  pour  les  depenses 
de  l'exercice  1881,  au  ministre  de  l'interieur,  Service  du  gouvernenient  general  de  l'Algerie,  sunt 
repartis.   conform&nent   ä   lYtat   ci  annexe.   entre   les   budgets  des   divers   ministen-. 

11  sera  prueede.  par  decrets.  a  la  repartition,  sur  les  meines  bases,  de-  credits  ouverts 
au   budget  de  l'Algerie.    savoir: 

1°  Pour  l'exereiee  1881,  par  les  lois  et  decrets  posterieurs  a  la  lui  de  tinances  du  22  de- 
ceml.re    1880; 

2°  Pour  l'exercice   1882,  par  la  loi  de  finances  du  29  juillet   1881. 


N...  44. 

Dekret  concernant  les  attributions  dClCgu^es  par  le  ministre  de  Instruction 
publique  au  gouverneur  gCne>al  de  l'Algerie. 

(Bulletin    des    lois    654,    n"    11039). 

2«  aoüt  1881. 

Art.  1er.  Le  gouverneur  general  de  LAIgerie,  statuera.  par  delegation  du  ministre  de  l'in- 
struetion  publique,  sur  les  questions  qui  concernent  l'instruction  musulmane. 

Ni'aninuius.  les  ecoles  arabes-francaises  situees  en  territoire  militaire  restent  attacbees  au 
ministen-  de  l'instruction  publique. 

Nu.  45. 

Dekret  concernant  les  attributions  dClCguCes  par  le  ministre   des  travaux 
publics  au  gouverneur  g£ne>al  de  l'Algerie. 

[Bulletin  des  lois  654,  n°  11040). 
26  aoüt  1881. 

Art.  I.  I.e  gouverneur  general  de  l'Algerie  statuera.  par  delegation  du  ministre  des  travaux 
publica,  sm-  le-  objets  ci-dessous  emunen-s: 
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l      Approbation,  dana  la  limite  des  crädita    ouverta,   dei  projets  pour  travaux    i  n  •  u  f '-    on   de 
paration     ae    depasaantl    pas    25. <)()()    francs,    ei    « l « -  —    marches    pour   entreprisea    d'jtudea 

n'excedanl  pas  •  ette  - ti 

Approbation,  en  ce  qui  conceme   lea   chemini   de   fer  d'interSi    ^■'•m'-ral.   de   tonte   modi 
Reation  apportee  a  la  marche  des    traina   en  debora  dea  ordrea    de    service  präaentda   ä    l'ouvertnre 
di      saisons  » l "  < '- 1  ■  "•    el  d'biver,  ei   buf  lesqnels  le  ministre    dea  travaux  publica  ae  reaerve  de   atatuer 
din  ctement. 

l,'i'l_'|iiiiiiit;ilion    (lo    passages    ;'i    1 1  i  \  <  - :  1 1 1 . 

Approbation  dea  traite'a  concernant  les  Bervicea  interieura    omnibna,  faetage  etc.). 

Mesures  urgentes  relatives  a  l'exploitation  techniqne. 

3°  Decisions  bot  lea  affaires  interessant  plasienrs  departements,  d'ordre  civil  on  militaire, 
qni    rentrent   dana    la   competence   des   prdfets,   quand   alles   n'interessent   qu'un    Beul    departement, 

I"  El  untres  objeta  pour  lesqnela  le  gouverneur  gendral  recevra  nne  delegation  speciale  «In 
ministre  dea  travaux  publice. 


N...  46. 

Decret  concernant  les  attributions  de^C'gu^es  par  le  miuistre  de  ragrienltnre 
et  du  commerce  au  gouverneur  general  de  L'Algerie. 

(Bulletin   des  lois  654,   n°   11041.) 

26  aoüt  1881. 

Art.  l11'.  Le  gouverneur  general  de  l'Algerie  Btatuera,  par  döl^gation  du  ministre  de  l'agri- 
culture  i't  du  commerce,  sur  les  objets  ci-apres: 

Agriculture. 

Obsignation  des  membres  des  chambres  consultatives  d'agriculture. 

Creation  de  comices  et  associations  agricoles. 

Police  rurale;  usages  Locaux. 

Mesures   preventives    contre    le    plivlloxera.    traitement    des   vignes   atteintes   par   rleau.    etc. 

Creation  de-  faires  et  marches. 

Forets. 

Autorisation  de  eonges  jusqu'a  coneurrence  de  qninze  jours,  sur  L'avis  des  rhefs  de  service. 

Autorisation  ä  donner  pour  le  mariage  des  preposls,  quand  le  confiervateur  est  d'avis  de 
s'j    opposer. 

Coupes  d'arbres  endommages,  £branchea,  morts  on  deperissants,  saut'  en  ce  qui  conceme  les 
COUpes  d'i'claircie   et    de    nettoiemetit   (laus   les    bois    de   plus   de  vingt   ans. 

Vente  des  bois  incendies  on  abroutis  dans  les  bois  domaniaux  et  communaux,  quand  la  valeur 
des  produits  preaumls  est  de  500  a  1,000  francs,  et  exploitation  des  meines  bois  quand  les  frais 
prdsumes  se  montent  de  200  ä  1,000  fr. 

Elagage.  sur  les  routes  et  lisieres.  des  bois  domaniaux.  quand  la  depense  pre'sumee  de 
l'opöration  est  de  800  ä  1.000  francs. 

Concessions  de  terrains  vagues  ä  <-liar<^c!  de  repenplement,  quand  lYtendue  est  inferieure  ä 
5  heetares  et  la  duree  de  la  concession  superieure  ä  qnatre  aus  saus  depasser  six  ans. 

Delivrance  de  bois  ä  la  marine  et  aux  autres  Services  publies. 

Exploitation  de  bois  de  bourdaine  et  de  fascinage  pour  le  compte  du  ministen-  de  la  guerre 
jusqu'ä  coneurrence  d'une  somme  de  '2.000  francs  jiar  for§t  et  dans  les  lim it«->  des  cn'dits  delegue"« 
ä  eet  effet. 

Projet  de  travaux  neufs  on  dVntretien  dans  les  bois  domaniaux  jusqu'a  coneurrence  du 
montan t  des  cn'dits  dehigu^s  a  cet  effet  quand  le  montant  du  devis  excede  500  francs  saus  depasser 
1.000  tiancs  (sous  reaerve  de  certains  travaux  speYiaux  dont  la  nomenclatnre  sera  dressee 
ulterieurement  i. 

Toutes    les    trans.ictioiis    sur   dt'lits    forostiers. 

Delivrance  des  licences  de  cbasse  dans  les  lmis  domaniaux  oh  la  chasse  n'est  pas  amodiee. 

Promulgation  des  delais  d'emplois  des    bois  denvres  aux  osagers  dans  les  forets  domaniales. 


— 

( lommerce  IntErieur. 

Nomination  de«  agenta  ordinalrea  du  aervioa    lanltalri 

l  leaignation  dei  membrea  des  conseila  d'hygiew 

DEsignation  « l « •  -^  commission«  d'lnapection  de«  pharmacii 

2.  Le  gouverneui  general  donne  prtfalablemenl  iod  avia  ou  tv» i t  dea  propoaitiona  ai  tonte 
mutationa  ou  nominationa  dana  le  peraonnel  employE  en  UgErie,  ainai  que  Mir  lea  <A>'\><  cl-apr< 
i'iiiiiin  '•  !•('■>: 

Agriculture, 

Subventiona  aux  comicea  e1  asBOciationa  agricoles. 

Suli\ cnt ious  aux  sociEtEs  agricoles  [ r  ['Organisation  dea  conconra  d'animaus  «l<-  I sherie. 

Subventiona  h  la  sEriciculture. 

Modificationa  au  regime  «los  Etablissements  d'enseignemenl  agricole. 

Snbventions  aux  Etablissements  privEa  d'enseignemenl  agricole. 

Legislation  relative  anx   snbsistances   et   particuliEremenl    a    l'importation    ei    a    l'exportatiou 
des  cErEales. 

FnlVt>. 

Cbangements  dans  les  circonscriptions. 

Voeux  des  conseila  gEneraux  et  rensetgnements  u  fournir  ans  Chambres. 
Delimitation*  gEnErales  et  partielles. 

Affectation  de  parcelles  du  s<d  forestier  ;'i  un  Service  public. 
Sonmission  et  distraction  du  regime  forestier. 

DEfricbement  des  l>ois  des  particulier s ;  aliEnation  des  communes  et  des  Etablissements  pnblics. 
Exercice  de  la  depaissance  dans   lcs   l>ois   des   communes   et   dea   Etablissements    publica,    et 
autres  tolErances. 

Etablissement   de   hauts    fournaux    on   autres    usines    employant    du    bois    pour  combnstible. 

[mportation  et  exportation  des  produits  forestiers;  regime  douanier. 

Construction  de  routes,  chemins  et  ponts. 

Cessions  de  terrains  pour  ouverture  de  voies  ferrEes,  de  routes  dEpartementales  ou  vicinales. 

Questions  de  propriEtE,  de  servitudes,  d'nsages  et  d'affectation. 

Cantönnements  et  racbat  de  droits  d'usage. 

Ecbanges   et   partages   dans   les    bois    domaniaux.    communaux    et    d'Etablissements    publica. 

Concessions  temporaires,  tolerance,   dEpaissance  de  betes  a  laine  dans  les  forets  domaniates. 

Commerce  intErieur. 
Encouragements  a  l'industrie. 

Deklaration   d'utilitE  publique   des  sociEtEs  industrielles. 
Snbventions  aux  Etablissements  d'enseignement  technique. 


No.  47. 

Dekret  qui  nomme  31.  Tirnian  gouverneur  general  civil  de  l'Algerie. 

(Bulletin   off.  du  Gouvernement  general   de  1'AlgErie  Annee   1881,  858,   n°  357.) 
26  noyembre  1881. 
Art.    1.       M.    Tirmau,    conseüler   d'Etat,    est    nommE    Gouverneur  general  civil   de   l'Algerie, 
en  remplacement  de  M.  Albert  GrEvy,  dont  la  dEmission  est  acceptEe. 

Art.  2.     L'administration  des  populations  indigenes  Etablies  dans  les  territoires  de  commande- 
nicnt   est   confiEe  an  commandant  du    19«   corps  d'armee. 


No.  48. 

Decret  relatif  ä  1'admiiiistratiou  indigene  des  populations  etablies  en  Algerie. 

(Bulletin  des  lois  6y7,  n°  11883.) 
<>  avril  lss_>. 
Ait.   1  '■''.     L'administration  indigene  des  populations  Etablies   en  AlgErie   dans   le>   territoires 
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de  commandemenl    sera  exercee  par  le  gonverneur  gdneral  « - i v  1 1  dann  iea  memea  conditions  qn'avanfl 
la  Promulgation  du   ddcrel   «In   26  ooverabre  susvisl. 

2.  Le  •_''  i" 'r-'il  commandanl  le  dix-neuvieme  corpa  d'armec  Bl  le  contre-amiral  commandanl 
Li  marine  en  AJgene,  relevenl  directement,  an  meine  titre  qne  lea  autres  commandementa  <!<•  corpa 
darnic '•!•  ei  lea  autres  commandementa  de  la  marine,  dea  ministrei  <1<-  la  gnerre  ei  de  la  marine 
.  i  den  colonies. 


No.  4U. 

Projet  de  loi  tendant  ä  la  creaMon  rf'un  budget  rfc  PAlgerie. 

Art.  /■•'.     A  dater  du   terjanvier  1888,  feroni  l'objet  d'un  budget  special 

Les  recettes  actuellemeni  percue»  ainsi  '/">■  le  produit  des  impöts,  droit»  et  taxes  detouU 
natun    </ni  seraient   ulterieu  rement   etalJis  ,  ,i    Abierie  <n>  profit  du    Tregor; 

Les  depenses  concernant  les  Service»  civil»  effectuees,   ilans  In  ('..!, ,,,,/,   ,)  In  ritarge  de  VEtat. 

Art.  2.  Le  projet  de  budget,  etabli  par  le  Gouverneur  general  de  VAlgerie,  nur  in 
/>rtif>tisition  des  chefs  des  Services  interesse»,  sera  examine  par  l<  Conseü  superieur  de  Gouverne- 
ment, delibere  en  Conseil  de»  Mtnistres  et  soumi»  au  Parlement,  m  mime  tempe  que  le  budget 
general  de  VEtat,  dan»  lequel  ü  fiaurera  sous  forme  de  budget  an,i<  ■< 

Art.  3.  II  »era  divise  en  ■'}  parties:  Budget  ordinaire,  Budget  sur  ressoureet  speciales 
rt    liudih-t  >  r trn ordinaire. 

Budget  ordinaire, 
Recettes. 

Art.  4.     Les  recettes  ordinaire»  sont: 

Les  .7  10  rei'enant  ä  VEtat  sur  le  produit  des  impöts  arabes,  le»  eontribution»  dvrectes 
et  les  taxes  y  assimiltes; 

Les  produits  domaniau  <  . 

Les  produit»  forestiers; 

Le»  produit»  de  VEnregistrement  et  du   Timbre; 

Les  produits  de.*  Contributions  diverses; 

Li?  produits  des  Douanes; 

Les  produit.''  des  Postes  et  des   Telegraphes; 

L>    /troduit  de  la   vente  des  pondres  et  tahars ; 

Les  fonds  de  concours  affecte»  ä  des  depenses  ordinaire»; 

Les  produits  divers  et  recettes  d'ordre  autres  <pie  les  retenues  et  produit»  percus  en 
,  recution  de  la  loi  sur  les  pensions  civües; 

Et,  en  general,  toutes  les  recettes  autres  i/ue  Celles  qui  sont  prevues  nur  article»  7  et  9 
de  la  presente  loi. 

Depenses. 

Art.  5.     Les  de'penses  ordinaire»  se  divisent  en  deux  categorics: 

/"  Les  depenses  d'administration  generale,  les  frais  de  regie,  deperception  et  d'exploitation 
•  les  impöts  et  revenus  public s,  les  remboursements  et  restitutions,  non-valeur»  et  primes. 

2°  Les  depenses  concernant  les  Services  d'interet  exclusivement  colonial  savoir: 

Colonisation. 

Di'jiinses  de  colonisation  proprement  dites:  frais  generaux  et  depenses  diverses. 

Agriculturc. 

Encouragements ; 

Travaux  hydrauliques ; 

Forets. 

Post  es  et  telegraphes. 

Personnel,  Materie!  et  Depenses  diverses; 

Subvention  pour  le  Service  maritime  postal  (contingent  de  VAlgerie). 


*)  Dieser,  aus  dem  Jahre  1887  stammende  Entwurf  wurde  vom  Generalgouvernement   in 
einer   Broschüre  ohne  Jahresangabe  veröffentlicht. 
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Travaux  public 
Routes   ei   /'out.--,  grandt   voirie,  chemins   n<<n  classes;  pari  .   phari  .  fanaua   ei  bali  • 
im  ms  ei  forages;  etudea  et  depenses  diverses. 

Diver». 
Garantie»  d'intere'ts   ä   payer  aux  Compagniet   de   chemins  de  fer  au'dehi  du  ckiffrt,  dt 
l.'i  millions  par  an  (remboursements  deduttsj, 

Annuites  d'emprunts  ou  d'avanees  affecte's  ■/  des  dipenees  pour  Vexeeution  deaquellei   <£< 
ressources  extraordinaires  n'auront  pas  ete  cre'et 
Depenses  imprevues  d'interet  colonial. 

Ar/.  <>.     I .ii   moitie  au  moins  des  recettes  ordinaires  devra  etre  affectee  aua>  service«   ■ 
dans  lr  $  2  'le  Varticle  qui  precede. 

Budget  sur  ressources  sp&dnles* 
Recettes. 
Art.  7.     Les  ressources  speciales  sont  : 

Le  10'   du  principal  des  impöts  arabes  attribue  aux  chefs  collecteurs; 
Les  Centimes  additioneis  affectes  au  Service  de  /' Assistant-?  publique; 
Le  remboursement,  />t<>-  les   interesses,  des  depenses  r.esultant  de  la  Constitution  et  de  la 
constatation  de  la  propriete  individuelle  indigene; 

Le  decime  sur  le  principal  des  droits  d'enregistremetot  etabli  par  In  loi  du  29juület  1882 
et  autres  .produits  speciaux  affectes  an  servier  <le  l'Assistance  publii/ite  .• 

Le  produil   des   Centimes   additionnels  et  des  Centimes  pour  fonds  de  non-valeurs  e'tablis 
sur  le  principal  des  Contributions  directes; 
La  taxe  sur  les  vignes-, 

Ainsi  </>te  toutes  autres  recettes  ayant  une  affeetation  speciale  et  dont  la  pereeption  serait 
ulterieurement  autorisee. 

Depenses. 
Art.  8.     Les  depenses   speciales  sunt    celles   auxquelles   doivent   etre   affectees   les   recettes 
prevues  ä  Varticle  </»/'  precede. 

Budget  extraordinaire. 
Recettes. 
Art.!).      Les  ressources  extraordinaires  sunt: 

Les  fonds  de  concours  ainsi  que  les  avances  ou  emprunts  dont  la  realisation  serait 
autorisee  en  vue  de  depenses  extraordinaires;  toutes  autres  recettes  ccceptionnelles  ayant  une 
affeetation  determinee. 

Depenses. 
Art.  10.     Les  depenses  extraordinaires  sont: 

Le  remboursement  tles  avances  et  emprunts,  ainsi  <juc  toutes  autres  depenses  ä  l*acquittement 
desquelles  il  doit  etre  pourvu  au  moyen  des  ressources  visees  a  Varticle  qui  precede. 

Disposition^  diverses. 

Fonds  libres. 

Art.  11.     Les   ressources   ordinaires   qui   demeureront  libres   ä   la   clöture   d'un   exercice, 

formeront  un  fonds  de  reserve,  deposeau  Tresor,  et  ayant  pour  objet  de  subvenir  ä  l'insufßsance 

des  recettes  d'un  exercice  ulterieur  et  de  faire  face  aux   depenses  que  des  evenements  impre'vus 

pourraient  necessiter. 

Pourront  etre  prelevees  sur  letlit  fonds  les  sommes  affectees  a  l'armortissement,  par  anti- 
cipation,  des  emprunts  et  avances  remboursables  sur  le  budget  de  VAlgerie. 

Le  maxirnum   de  la   reserve   est  fixe   au    tiers   de   la    moyenne   des   depenses   ordinaires 

effectuees   pentlant   les   trois   tlerniers   crercices. 

Art.  12.  Les  excedents  ilisponibles  sur  les  recettes  speciales  et  extraordinaires  seront 
rattaches  au  budget  '!<■  Vexercice  suivant,  comme  en  mutiere  de  Budgets  sur  ressources 
speciales. 

/'i-t'/i'uements  au  profit  du   Tresor. 
Art.  13.      Des   </uc  les    recettes  ordinaires   depasseront  50    millions   la    moitie  du  surplus 
sera  attribuee  an   Tresor. 

Gmclin,  \'i  rlii.-^nuLr-irii  w  ickhing  von  Algerien.  .) 
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Payement»  et  avaneet  ä  la  chargt  du   Tresor. 

Art  14,  Let  annuitä  restant  dues  a  i<>  compagnü  de»  chemiru  de  fer  l'-A.-M.  et  </  /./ 
Compagnü   algeriennt   eontinueront  a  ihre  imputees  nur  la  dotation  de  la  dette  publique. 

/.•  Tresor  fera  l'avance  de»  garantie»  d'interit«  assureei  au»  cotnpagnie»  de  ehemin  de 
fer,  »an»  que  la  chargt  qui  lui  incombera,  de  ce  chef,  pulste  exceder  le  chiffre  de  15  müTioru 
par  an. 

II  encaissera,  jusqu'ä   concurrence   du   montant  de   »es  avances,   le»  »ommet  ■/"/  teront 

r<  ndxmrsreD  par   /es   compaanies. 

Art.  /■'>.     II  fera  egalement,   au  dehnt    <le  l'exercice,    l'avance   de»  fond»  <■■  pour 

iUppleer  ä  l'insuffisance  momentam'e  des  recouvrements. 

Les  Operation»  effectuees  ä  ce  Htre,  ainsi  qu'en  ce  qui  concerne  le  fond»  de  reserve,  feront 
l'objet  de  comptes  ouverts  parmi  le»  Services  speciaux  du   Tresor. 

Mesur.es  d'e  tecution. 

Art.  Ui.  l'n  regle  ment  d'ndminist ration  publique  determinera  les  forme»  de  comptabäite, 
ainsi  que  les  garanties  de  contrdle  auxqueHes  seront  soumises  les  Operations  concemant  le  Budget 
de  l'Algerie  et  pourvoira  aux  mesures  d'easecution  de  la  presente  loi. 


No.  r»o. 
Proposition  de  loi  portant  projet  de  Constitution  cdgerten/ne, 

pre'sentee  par  M.  Camille  Sabatier,  depute  (J.  o.,  Docum.  pari.,  Chambre  des  deputes,  Sess.  ord. 

Je  1889,  Se'ance  du  8  juiUet  1889,  annexe  n"  3910,  p.  1853  s.). 

Proposition  de  loi. 

Article  premier. 

Snus   Vautorite  du  Ministre   ile  l'Algerie  et   des   Colonies,   l'administration   poliHque   de 

I ' .  1  /•  it'rie  comporte : 

1°  XJn  gouverneur  gene'ral  civil;  2°  un  Conseil  du  Gouvernement:  3°  unConseü  colonial; 
4°  la  representation  de  l'Algerie  au  Parlement :  <leu>-  Conseils  consultatifa  indigenes. 

Art.  2. 
Le  Gouverneur  general  est  nomme  par  decret  delibere  en  Conseil  des  Ministres, 

Art.  3. 
II  veille  au  respect  de  la  Constitution  algerienne. 
Fl  promulgue  les  decisions  et  assure  leür  e.vecution. 

II  re'pond  du  bon  ordre  et  <le  la  se'curite  et  requiert  au  besoin  les  forces  de  terre  et  de  mer. 
II  presente  au  Conseil  superieur  tous   les  projets  de  decisions  et  de  resolutions  et  prend 
part  aux  discussions. 

II  preside  le  Conseil  du  Gouvernement. 

II  nomme  et  revoque    tous  les  fonctionnaires,  sauf  ceux  dont   la    nomination  est   res* 
au  President  de  la  Re'publique  ou  rentre   dans   les  attributions   <les  chefs  de  serviee   algerien. 

onseil  du  Gouvernement. 
Art.  4. 
Le  Conseil  du  Gouvernement  sc  compose  de  quatre  membres  nommes  par  decret. 

Art.  5. 
Les  Conseillers  du  Gouvernement  assistent  le  Gouverneur  dans  ses  fonctions  et  contresignent 
•  -  actes.      Ils   re^oivent   de    lui  toutes   delegations,  elaborent   les  propositions    ä  soumettre   au 
Conseil  superieur  et  prennent  part  aux  discussions. 

Les  diverses  attributions   sont  reparties   entre   chacun    des  membres   du  Gonseil   du  Gou- 
vernement, d' apres  les  departements  suivants: 

1°  Administration  des  collectivites  europe'ennes,  colonisation,  cultes  europeens; 
2°  Administration,  Instruction  publique,  cultes,  justice  et  police  des  indigenes; 
3°  Travaux  public.*,  agriculture,  commerce; 
4°  Finances,  postes  et  tilegraph.es. 


CT     — 
Jiepri  sentation  alget  ienne, 

.1/7.  li. 

UAlgerie   est   representee  par  trois   senateurs   >t  six   deputes,      II  n'est   apporU    aucune 
modiflcatiori  aux  cireonscriptions  actuellesi 

Les   Conseillers   d'arvondissement    seront   Substituts    cttta    Conseillers    generaux    da/n»   In 
composition  du  Collige  e'leetoral  qui  nomme  /<•.•<  e&nateurs. 

Conseü  oolonicd. 
Art.  7. 

I .<■  Consta  colonial  se  compose  des  delegues  des  Conseils  d'arrondissement,  des  senateurt 
rt  des  deputes. 

Le  nombre  des  delegues  ä  e'lire  pur  arrondissemenl  sera  reparti  suivant  le  tableau  annext 
a  la  pressnte  /<>/'. 

.1/7.  8. 

II  se  nuiiii  deux  fois  pur  <ui,  !<■  hindi  qui  preeede  le  dimanche  <!<■■■<  Rameaua  et  le 
premier  lundi  d'aoüt. 

Chaque  Session  dure  quarante  cinq  jours  <iu  plus. 

Art.  9. 
Au  cours  de  In  premiere  Session  de  la  legislature,  le  Conseil  nomme  en  comite  secret  une 
Commission  "permanente  de  /mit  membres  pour  la  duree  de  la  legislature  entiere. 

Art.  10. 
Les  membres  du  Conseü  eolonial  sont  elus  pour  neuf  ans  et  reeligibles  par  tiers. 

Art.  11. 
Le»  propositions    emanees  de  l'initiative  gouvernementale  ou  des  membres  du  Conseil,  et 
prises  en.  consideration,   sont  renvoyees  ä  l'e'tude   de  la  Commission  permanente,  qui  se  repartit 
en    i/uatre    bureaux   correspondant    aux   quatre   de'partements   du  Conseil   du   Gouvernement,   et 
presides  chacun  par  un  membre  de  ce  Conseil. 

Les  propositions  renvoyees  ä  l'e'tude  de  la  Commission  ne  peuvent  etre  rapportees  et 
discutees  au  sein  du  Conseil  qu'ä  la  Session  suivante,  sauf  declaration  d'urgence. 

Les  rapports  de  la  Commission  sont  distribues  soit  ä  domicile,  soit  en  cours  de  Session, 
di.v  jours  au.  moins  avant  la  discussion  en  Conseil. 

Art.  12. 
Hont  interdites  au  Conseil  toutes  de'libe'rations  sur: 

1"  La  Constitution  me'tropolitaine ;  les  actes  et  eve'nements  politiques  qui  peuvent  se  produire 
dans  la  me'tropole  et  la  le'gislation  speciale  a  la  me'tropole; 
2°  L' Organisation  militaire  et  maritime  en  Algerie; 

3°  Les  questions  de  douane,  mime  considere'es  au  point  de  vue  strictement  algerien; 
4°  Les  questions  relatives  ä  l'e'tat  des  etrangers  en  Algerie; 
5°  Les  questions  internationales  de  tout  ordre. 

Toutefois,  sur  les  matieres  prevues  aux  §  2,  3,  4  et  5,  des  voeu.v  pourront  etre  proposes, 
discutes  et  e'mis,  mais  le  Gouvernement  pourra,  s'il  le  juge  utile,  interdire  que  la  discussion 
*<>it  jioursuivie. 

Art.  13. 
Les  de'libe'rations  du  Conseil   colonial  ne  seront   valables   qu' apres  l'expiration   des  vingt 
jours    qui    suivront    la    distribution    qui    en    aura    e'te    faite    ä    la    Chambre    des   Deputes    et 
au  Senat. 

Durant  ee  delai,  le  veto  suspensif  pourra  etre  formule  soit  par  le  Gouvernement,  soit 
par  un  senateur  ou  un  depute.  L'Assemble'e  saisie  statuera  imme'diatement  sur  la  prise  en 
consideration ;  il  sera  procede  dans  le  mois  ä  la  discussion  au  fond,  faute  de  quoi,  passe  le 
delai  d'un  mois,  la  decision  du  Conseil  acquerra  force  de  loi. 

La  discussion  ne  pourra  jamais  donner  Heu,  soit  ii  la  Chambre,  soit  au  Senat,  qu'ä  une 
sm/r   ili'lihc'ratiori. 

Lf  Senat  ou  la  Chambre  pourront  soit  confirmei,  soit  infirmer  la  decision  prise,  soit  la 
renvoyer  au  Conseil  colonial  pour  nouvel  ecamen.  En  aueun  cas  la  decision  ne  pourra  etre 
promulguee  apres  modification  sans  deliberation  nouvelle  du  Conseil  colonial. 

5* 
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Art.  14. 
I . ,,  ,./.  .//  confl.it  avec  le  Conseil  colonial,  /<•  Gouvernement  pourra  prendre  teile*  de» 
mesurei  suivantes  qu'ü  avisera:  /  annuler  une  deliberation  ou  um-  diseussion;  2  int 
d'offla  "i"  depense  apres  refus  reiten  par  deua  deliberationt  priset  a  trois  jours  d'intervalle; 
.7"  proroger  la  Session  du  Conseil;  ■/"  soumettre  Vobjet  du  conflit  <>  Vensembit  des  conseülers 
il' ,i rrmiiiisst nciii  r<unis  en  congres^  et  les  conseülers  d'arrondissetneni  st  reuniront  au  chef-lieu 
de  chaque  deporlement.  Les  suffrages  emis  dans  chaeune  de  ees  assises  departementales  seront 
totalises  et  la  majorite  ainsi  obtenue  constituera  ladecision  du  congres;  5°  dissoudre  le  Conseil 
colonial. 

La  Prorogation  d'une  session  et  l'annulation  d'um  deliberation  pourront  itre  ordonneet 
par  arrite  <lu  gouverneur,  delibere  en  Conseil  <lu  Coun  ,■„,,,, t„t .  L'iusrription  d'office  <l'une 
depense  au  l>u<lget  et  la  <i'nr,,,-ati,,,i  <ln  Congres  ne  pourront  etre  ordonnees  </ur  pur  decret. 
La  dissolution  <hi  ronseil  colonial  ne  sera  prononcn    ,/n,-  pur  une  !<•'<. 

Art.  15. 
Avant  d'etre  distribuees   a  la  Chambre  des  deputes  et  au  Senat,   toutes  les  deeisions  du 
Conseil   colonial   seront   traduites   en   arabe   avec    texte  francais    en  regard,    et    distribuees   «<<> 
im  i, ihres  des  conseils  considtatifs  arabes  et  kabyles  dont  il  va  etre  ci-apres  parle. 

Les  voeux  emis  par  les  conseils  seront  n  leur  tour  traduits  en  francais  et  adresses  dans 
les  trois  jours  aux  senateurs  et  deputes  et  aux  membres  du  Conseil  colonial. 

Conseils  consultatifs  indigenes. 
Art.  10. 
Dans  les  regions  kabyles,  telles  que  les  limites  en  seront  determinees  par  arrite  du  Gou- 
verneur,  les   villages   eliront,   chacun   suivant  leur   importance,    un  ou   deux   delegues   ä    Veffet 
d'elire  les  membres  de  Conseil  consultatif  kabyle.     ('cur  ci  seront  an   mnnlin    </<    eiugt-auatn    <t 
seront  repartis  entre  les  diverses  conscriptions  par  V arrete  du  Gouverneur  susdit. 

En  pays [arabe,  le  Gouverneur  determinera  dans  leur  composition  les  groupes  qvi  devront 
elire  (es  delegues.  Ceu.r-ci  designeront  ä  leur  tour,  suivant  un  tableau  de  repartition  arrite  par 
le  Gouverneur,  les  vingt-quatre  membres  du  Conseil  facuUatif  arabe. 

Art.  17. 
Les    dcu.r    Conseils  indigenes    de'libe'reront    separement.      lls   pourront:    1°    e'mettre,    dans 
le  de'lai  de  vingt  jours  fi.re  par  Varticle,  toutes  observations  ou  protestations   sur  les  propositimis 
soumises  au  Conseil  colonial  ou  sur  les   deeisions  prises  par  lui;    2°  emettrt    des  voeut   sur  les 
matieres  sur  lesquelles  le  Conseil  colonial  peut  lui-meme  statuer. 

Les  Conseils  indigenes  se  reuniront  et  se  se'pareront  dir  jours   apres  le   Conseil   colonial. 

Art.  18. 
Les  membres  des  Conseils  indigenes  et  les  delegues  </ui  les  nomment  sont  iluspour  detue  ans. 

Art.  19. 
Le  Gouverneur  peut,  par  arrete,   annuler   une   deliberation    <les  Conseils    indigenes.      In 
decret  peut  dissoudre  les  Conseils. 

Art.  20. 
Au  commencement  de  chaque  Session,  le  Gouverneur  designera,  pour  le  repre'senter  aupres 
de  chaque  Conseil  indigene,  un  commissaire  du  Gouvernement. 

I'rincipes  generaux. 
Art.  21. 
Une  loi  speciale  determinera  le  regime  de  la  naturalisation  des  indigenes,  de  maniere  a 
ossärer  la  gratuite  absolue  de  la  proce'dure  et  la  pleine  liberte  pour  les  indigenes  de  revendiquer 
ou  de  refus,  r  le  titre  de  citoyen  francais.  En  outre,  ladite  loi  determinera  les  conditions  d'un 
Statut  mixte  dont  pourront  se  pre'valoir  tous  les  indigenes  <ji'i.  avant  servi  sous  les  drapeau.v 
pendant  quatre  ans  au  moins,  repudieront  le  droit  soit  de  vendre  ou  d'aeheter  des  filles.  d'itn- 
poser  <i  leurs  filles  un  mari  dont  celles-ci  ne  voudraient  pas,  de  vendre  ou  d'aeheter  des  esclaves, 
enfin,  d'e.rercer  aueun  droit  de  suite  sur  leurs  Kharmes.  Le  Statut  mixte  conferera  l'exercice 
des  droits  politiques. 

Art.  22. 
Toutes  recettes  effectuees  en   Algerie  seront  affectees  aux  depenses  du  budget  algerien. 
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Art    ■■ 
/.,,-.  depenäes   militairet  et    maritimes   retteront  <*  In  Charge    du   budgti   de  la   metropole 

Art     'i 
Nul   niijuit   nouveau    im    pourra    (tre   <tnl>li    .*'il  frappt    \ei    indigenet    h   Vexelution   cU 
Europe'ens  <m  dam  une  proportion  plue  forte. 

Art     ■• 
I ' .<■  diiii  im-  ,in  moins  det  impöts  indigenes   devra  (tre   affeeti   ü    det  oeuvree  d'atsistana 
"ii  d'instruction  plue  particulierement  destineee  nu,   indigeru 

Art.  26. 
/■'st  reservet  au   President  de  la   Republique  la  nomination  et  in  revocation 
/"   l>n  pretnier   President  de  la  Cour  d'appel, 
i"'  Du   Procureur  General; 
.'/"   />u   Reeteur; 

V"  l>f  V Ingenieur  en  chef  des  /><>,//>  it  chausaees; 
5°   De  l'Ingenieur  en  chef  des  min««; 
6°  Du  ehef  de  Vinterpritorat  aupres  des  Conseils  indigenes, 

Art.  27. 
Lis   Services   des   artnees   de  terre   et  de   mer   relevent  txclusivement   des  Ministres   de  la 
Guerre  et  de  la   Marine. 

Art.  28. 
Lies  fonctions  des  membres  du  Conseil  colonial,  de  la  Commiseion  permanente  et  des 
Conseils  indigenes  donnent  t/mit  ,)  une  indemnite  qui  sera  de  neuf  mille  francspar  an  pour 
les  membres  de  la  Commission  permanente,  de  quinze  francs  par  jour  de  Session  pour  les 
membres  <lu  Conseil  colonial,  domicilies  ä  Alger  ou  ä  moins  de  100  kilometres  ile  rette  ville 
rt  de  vingt-cinq  francs  pour  les  autres  membres  du  Conseil:  ile  ilouze  francs  par  jour  de  Session 
pour  les  membres  du  Conseil  indigenes. 

Art.  29. 
La   präsente    Constitution    ne   pourra    etre    modifiee    i/ue   par    une    loi   prise    en    double 
deliberation.     Le  Conseil  colonial   sera    consulte   entre  la  premiere  et  la  deuxieme   de'liberation 
devant  l'une  et  Vautre  Chambre. 


No.  51. 

Vt-ojet  de  decret  concernant  V Organisation  et  les  attributions  du 

Gouvernement  yeneral  de  l'Algerie. 

<  Rapport  fait  au  nom  de  la  Commission  chargee  d'examiner  les  modifications  ä  introduire  dans  la 
legislation  et  dans  V Organisation  des  divers  Services  de  l'Algerie  par  M.  Jides  Ferry,  Se'nateur, 
J.  o.,  Docum.  pari.,  Senat,  Sess.  extraord.  de  1892,  Se'ance  du  27  octobre  1892,  annexe  n°  8,  p.  821). 

Projet  de  decret. 
Article  pr  emier. 
Le  Gouverneur  ge'neral  civil  ile  l'Algerie  est  nomme  par  decret  du  President  de  la  Repu- 
blique, rendu  en  Conseil  des  Ministres,  sur  la  proposition  <(i<  Ministre  de  VInterieur. 

Art.  2. 
Le   gouvernement  et  la   haute   administration  de  l'Algerie    sont   central  ise's  ä  Alger   sous 
son  autorite.   Tous  les  Services  civils  sont  place's  sous  sa  direetion. 

Art.  3. 
Neanmoins  les  Services  de  la  justice,  des  cultes  non  musulmans  et  de  V instruction  publique 
demeurent,  en  conformitt  des  lois,   decrets  et  reglements  actuellement  en  vigueur,  sous  Vautorite 
direete  des   Ministres  rompetents. 

Les  Ministres  de  la  Justice,  de  V Instruction  publique  et  des  <  'altes  sont  tenus,  pour  toutes 
les  nominations  e'manant  d'eux,  de  prendre  l'avis  pre'alable  du  Gouverneur  gene'ral. 

Le  Procureur   gene'ral   pris  la    Cour    il'aj>pel  ,1' Abier  fait,   chaque  mois,   un   rapport  au 
Gouverneur  general  et  ü  lui  remet  le  double  des  rapports  generaux  adresses  au  Ganle  des  Sceaux. 
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Art.  4 
I .,   Gouverneur  general   rend   < \ompU   dt   ses   tutet   au   Sfinistre   de  V Interieur,   <jin  p<nt. 
-</..,,  /,  -  cos,  let  annuler  ou  les  reformer. 

Art.  ■'>. 

/,, e  acte«  dt  hauU  administration  011  <i>  gouvernement,  •/"<  <<i>nnt  /'mtirvention  du 
President  •  !<■  I<<  Republique  et  qui  touchent  "»'  servier*  j>\,i<,<  j„i,-  Vartirlt  2  ci-dessus  sous  !•• 
direction  du   Gouverneur  general,   sont  presmtes  ■  >  In  *ignatun    <ln    President  de  la    Republique 

•  i  contresignes  par  le  Ministre  de  V Interieur. 

Art.  6. 
Le  Gouverneur  general  represente  le  Gouvernement  de  In  Republique  dans  toute  Vetendue 

•  In  territoire  algerien.     II  n  le  droit  •  !•  prese'ance  nur  tous  les  fonctionnaires  eivüs  et  mSitoires. 

Le  (iouvemeur  general  a  sous  sa  direction  lex  generali. i  ■  /.  division  charges  de  l'admini- 
stration  des  territoires  de  commandement. 

Le  general  commandant  le  19*  Corps  d'armee  et  le  contre  amiral  coininamlant  I,i  mar  im 
en  Algerie  relevent  directement,  au  mime  titre  <pie  les  au  treu  contma  miaut*  de  eorp*  d'armee  <■< 
les  autres  commandant«  de  la  marine,  des  Ministres  de  la  Guerre  et  de  I"   Marine. 

Le  (Gouverneur  general  prend,  d'acrord  avec  eux,  lr*  mesures  que  necessite  la  etirete 
interieure  ou  exterieure  de  l'Algä'ie. 

En  cas  de  dissentiment,  il  agit  par  voie  <!>■  requisition. 

Art.  7. 

Toutes  les  nominations  re'serve'es  aux  Prefets  des  departements  algerien»  par  le  »leeret  du 
J7  uctobre  1858  et  l'arrete  du  Gouverneur  general  du  31  decembre  1873  sont  soumises  n  Vappro- 
bation  prealable  du  Gouverneur  general. 

Le  (Gouverneur  general  nomme  directement  ä  tous  les  emplois  au.rquels  il  est  actueUemeni 
charge  de  pourvoir  en  vertu  de  delegations  ministerielles. 

II  nomme  et  revoque   les  gardes  forestiers,    domaniaur,   departementaux   et  comtmuutux. 

Les  Prefets  et  Sous -  Prefets  sont  nomme's  par  le  President  de  la  Republique  sur  la 
presentation  du  Ministre  de  V Interieur  et  apres  avis  prealable  du  (Gouverneur  general. 

Art.  8. 

Le  budget  general  de  I' Algerie  est  pre'pare  par  le  (Gouverneur  general,  apre*  avis  du 
C'onseil  superieur. 

II  est  adresse'  au  Ministre  de  ('Interieur  qui  le  soumet  au  Conseil  des  Ministres. 

Les  credits  ouverts  par  le  Parlement  au  budget  general  de  V Algerie  et  aus,  budget« 
•li pa rtementaux  sont  mis  a  la  disposition  du  (Gouverneur  general,  qui peut  ou  le*  ordonnance  r 
directement,  ou  en  assigner  une  partie  aux  ordonnateurs  secondaires. 

L'e'tat  de  ces  ordonnateurs  est  adresse  au  Ministre  des  Finances. 

Art.  9. 

Les  de'crets  du  18  decembre  1874,  du  30  juin  1876,  du  26  aonf  1881  et  du  11  mars  1881 
sunt  abroge's. 


\n.    52. 

D6cret    portant    ^Organisation    du   Service    de    la    haute    administration 

de  l'Algerie. 

(Bulletin  des  lois   1835.  n°  32149.) 
31   decembre  1896. 
Art.  1".     Sont  rapportes  les  decrets  du  18  dec.  1874.  du   11  man  1881   et  du  26  aoüt  1881. 
Sont  egalement  rapportes  tous  les  deerets  et  decisions  portant  delegation  de  pouvoirs  des  ministres 
au  gouvernenr  general  de  l'Algerie  par  application  des  dispositions  susrappelees. 

Nominatiorj   et  attrihutions  de  gouvernement  du  gouverneur  general. 
2.  Le  gouverneur  general  de  l'Algerie  est  nomme  par  decret  du  President  de  la  Republique. 
rendu   en  eonseil  des  ministres.   sur  la  proposition   du   ministre  de  l'interienr. 

Le  gouvernement  et  la  haute  administration   de   l'Algerie   sont   centralis^    ;'i   Alger.    sous    s<m 
autoriti'. 
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!!.  Le  gouverneur  g^n^ral  ropnSsente  le  gouvernemenl  do  la  Klpubliqu«  dani  touto  l'etendur< 
ilu  territoire  algo'rien.     II  n  le  droit    de   preacance    sur   toua    lei  fonctionnaire*    civili    >i    milll 

II  est  conaulte*  -m-  l.i  nominati le  toui  !<■•-  bauti  fonctionnain 

l>iv  attributions  «In  gouverneur  gäneral  en  ce  qui  concerne  lei  lervicei  militalrea. 

4.  Les  ^c'iu  t.iii\  de  diviaion,  en  ce  qui  concerne  l'administration  di  territolri  d< 
commandement,  aont  placäi  toua  la  direction  ii 'diäte  du  gouverneur  general. 

Le  ^i'ni'ral  commandant  le  1!>''  eorps  d'anaee  et  le  contre  amiral  coramandant  la  marine 
en  AJgerie  relevent,  an  mfime  Ütre  qae  les  autres  commandanta  de  corpi  d'arm^e  ef  lei  autrei 
commandanta  de  la  marine,  des  miniatrea  de  la  guerre  81  de  la  marine. 

Le  gouverneur  general  prend,  d'accord  avec  emc,  lea  meanrea  qne  necessiteni  la  stireU' 
int^rieure  du  la  defense  de  l'Algene. 

Kn  caa  «le  diaaenthnent,  il  en  re'f&re  an  Gouvernement;  a'il  t  ;i  nrgence,  il  agit  par  voie 
de  r^quisition. 

Le  gouverneur  general  correspond  directemenl  avec  !<•  miniatre  de  France  an  Maroc  et  le 
n'siilcnt  general  de  France  ä  Tunis.  II  ne  peut  engager  d'action  politiqae  on  diplomatique 
en  defaors  de  l'antoriBation  du  Gouvernement. 

Dea  attributions  du  gouverneur  en  matiere  de  Services  civila. 
Dispositions  particulieres  an  Services  rattachls. 

").  Tons  les  Bervices  civils  de  l'Algerie  sunt  place*  sous  la  direction  du  gouverneur  general, 
a  l'exception  des  Services  ikiii  mnsnlmana  de  la  justice,  des  cultes,  de  l'instrnction  publique  et  des 
Bervices  de  la  tresorerie  et  des  douanes,   qui  demeurent   sous   l'autorite'   des   ministres   comp&ents. 

Toutefois,  le  gouverneur  general  est  consulte*  sur  la  nomination  des  juges  de  pai\  et  des 
officiers   ministeriels.     II  assigne  leur  residence  aus  interpretes  pris  les  justice*  de  [>aix. 

Le  gouverneur  general  est  ägalement  consulte  snr  toutes  les  modifications  du  tarif  des  droits 
de  douane  et  de  navigation,  d'octroi  de  mer  et  snr  tonte  modification  relative  h  l'organisation 
du   service. 

II  lui  est  rendu  compte  de  tmis  les  incidents  pouvant  interesser  la  police  et  la  secxurite  generale. 

Les  rapports  de  l'inapection  generale  des  rinances  concernant  la  gestion  des  fonctionnaires 
mis  ;i  la  disposition  dn  gouverneur  general  on  nomine*  par  lui  cm  l'organisation  des  Services 
places  sous  sa  direction  sont  adresses  au  gouverneur  general  en  uieme  temps  qu'au  ministre 
des  rinances. 

Dispositions  particnlieres  aux  Services  non  rattaches. 

6.  Les  fonctionnaires  et  agents  des  Services  particuliers  ä  l'Algerie  et  les  brigadiers  et  gardes 
domaniaux  des  forets  sont  places  directement  sous  l'autorite  du  gouverneur  general 

Les  fonctionnaires  et  agents  des  administrations  mctropolitaines  sont  mis  ;'i  sa  disposition. 
II  est  consulte  sur  leur  residence,  emet  son  avis  sur  les  propositions  d'avancement  et  sur  les 
mesures  disciplinaires.     En   caa  d'urgence.   il  prononce  leur  Suspension   de  fonctions. 

Le  gouverneur  general  exerce  les  attributions  qu'il  exereait  anterieurement  au  present  decret 
en  ce  qui  concerne  le  personnel  des  Services  de  l'enregistrement,  des  contributions  directes  et  de- 
contribntions  diverses. 

7.  Les  directions  generales  des  contributions  directes,  des  contributions  indirectes.  de  l'en- 
registrement, des  domaines  et  du  tinibre.  des  postes  et  telegraphes  et  l'administration  des  forets 
exercent  en  Algerie  les  memes  attributions  que  dans  la  metropole  quant  ä  l'assiette  et  ii  la  perception 
des  impöts,  taxes  et  droits  dont  elles  assurent  le  recouvrement.  ainsi  que  des  amendes  et  contra- 
ventiona  y  relative-. 

Les  directenrs  des  departements  de  l'Algerie  correspondent  directement  avec  les  administrations 
centrales  ä  Paris  au  sujet  des  questions  concernant  cette  partie  du  service  de  la  meine  maniere  et 
dans  les  memes  formes   que  leurs  collegues   des  autres  departements. 

Toutefois,  les  propositions  de  ces  chefs  de  service  sont  adressees  au  gouverneur  general. 
qui  les  transmet  ä  l'administration  centrale  avec  ses  observations  et  son  avis,  quand  la  question 
touclie  ä  la  legislation  speciale  de  l'Algerie.  L'n  double  des  rapports  relatifs  a  la  restitution  et  ;'i 
la  remise  gracieuse  d'amendes   ou  de  droits   en   sus  lui  est  communique. 

Aucune  concession  de  forets  a  titre  dcrinitif  ou  temporaire  ne  pourra  etre  faite  Sans  l'autori- 
Bation    dn    ministre   compctent. 


v  i  ,  rouverneur  g<  m  r.il  correspond  avec  cbacun  des  minutrei  poui  lea  affaires  concernant 
~..n  departeraent. 

II  rrin!  compte  des  bcb  actes  au  ministre  de  l'interieur  et,  ei äme  temps,  poorlea  Services 

denommea  ti  l'art.  7.  aux   ministrea  compätents. 

[I  adresse  chaque  moia  an  ministre  de  l'interieur  an  rapport  dana  leqnel  sont  analrseea  et 
expliqn^es  toutes  les  demsiona  d « ■  n t  il  u'a  paa  6te  rendu  compte  immediatement.  En  ontre,  il  lui 
remet,  cbaque  annee,  un  rapport  general  « 1  •  '•  t .- 1 i  1 1  ■  *•  qni  c~t  communique  an  Parlament, 

;i.  Le  budget  dea  depensea  de  l'Algerie  est  prepare,  sauf  pour  les  exceptiona  prevuea  ;> 
l'art.  5,  par  le  gouverneur  general,  apres  avia  <lu  conaeü  Buperieur. 

II  est  <li\i^>'  «n  Bectiona  correspondant  aux  ministeres  int£ress£s.  Le  fcravail  relatif  i  chaque 
section   est   adresse'  an   ministre  competent. 

II  t'.iit  l'objet,  (lan>  les  lois  annuelles  des  finances,  d'uu  6tat  special  figurant  a  la  suite  de 
l'etat  ldgislatif  concernant  les  depensea   du  budget  special  <1<-  la  metropole. 

Les  crrditN  sont  ouverts  an  ministre  de  l'interieur,  Bauf  pour  les  Services  non  musulmans 
de  la  justice,  des  cultes  et  de  l'instruction  publique,  pour  les  servicea  de  la  treaorerie  et  dea 
douanes  et  pour  les  servicea  enumeres  a  l'art.  7. 

Le  ministre  de  l'interieur  et  lea  ministres  dans  les  attributions  desquels  rentrent  lea  Berricea 
enuraer£s  ;i  l'art.  7  mettent  lea  cr£dits  ouverts  par  le  Parlement  -:i  la  disposition  du  gouverneur 
general,  qui  peut  ou  les  ordonnancer  direotement  on  en  assigner  ane  partie  aux  ordonnateurs 
secondaires. 

L'etat  de  ces  ordonnateurs  est  adresse  an  ministre  des  finances. 


No.  53. 

Projet  de  loi  ayant  pour  objet  de  constituer  le  coutrole  de 

l'ud nthu'strution  en  Algerie  et  de  reffler  la  etmtposition  et  le  fone- 

tionnenient  du  eonseil  superieur, 

presente  .  . .  par   M.  Louis  Bartliou,  ministre  de  l'interieur,  par  M.  Meline,  prdsident  du  conseil, 

mi»i.<tre  de  l'agriculture  et  par  M.  Georges  Cochery,  ministre  des  finances.    (J.  o.,  Docum.  pari., 

Chambre  <les  d<:)>ut<:s,  Sess.  ord.,  >'<</«<•<•  du   11  mars  18.)7,  anne.i-e  n"  2133,  p.  35H  sj. 

Projet  de  loi. 
Art.  ler-  —   Le  gouverneur   general   de   V Algerie   est    assiste   d'un    eonseil  superieur   de 
•jxiivernement  compose: 

1°  De  24  membres  frangais  nomm.es  <<  l'eleetion  dans  les  conditions  determinees  pur  les 
articles  2  ä  7  de  la  presente  loi; 

2°  De  9  indigenes   musuhnans   designes   comme  il  est   <lit    aux   articles  8  <>   10  ci-<>, 

3°  Des  3  pre'fets  des  departements  algeriens; 

4°  Des  3  ge'ne'raux  commandant  les  divisions  'le  V Algerie; 

5°  Des  fonetionnaires  ci-apres  designes: 

Le  secretaire  general  du  gouvernement; 
Le  premier  president  de  la  c<>ur  d'appel  d' Alger; 
Le  procureur  general  de  la  cour  d' Alger; 
L'archeveque  d' Alger; 

Zj'amiral  commandant  In  marine  en   Algerie; 
Le  commandant  superieur  <lu  aenie; 
L'inspecteur  general  des  travaux  publies; 
L'inspecteur  general  des  mines; 
L'inspecteur  general  des  finances; 
Li    recteur  de  l'academie  d' Alger; 
Le  conservateur  des  forets  d' Alger; 
Les  conseittevs  rapporteurs  du  conseil  de  gouvernement. 
Art.  2.    —    Les  vingt-quatre  membres  electifs  francais  du   conseil  superieur  sont  elus  au 
serutin  individuel,    ä  raison  •!<■   /mit   dans  chaque   departement  par  /<•.-•  conseillers   muni<-ipau.^ 
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des  commune»  de  plein  exercice  e'lus  au  titrt  frangai»,  et  par  Ist  adjointt  municipaut  /,",,,  •  •, 
et  les  membres  francais  des  oommissions  municipales  egalement  usus  de  l't  lection 

A  cet  effet,  le  territoire  de  ehaque  departement  est  divise",  par  arritt  du  gouvtrnem  general 
,n  eonseil  de  gouvemement,  <>i  huit  circonsei'iptions  appsldes  <<  Hirt,  ehacune,  un  eonseüler 
superieur.     Le  mime  arreti  designe  le  chef'lieu  de  ohaque  oirconseription. 

Art.  v.  Sonl  eligibles  au  eonseil  superieur  les  citoyens  franca.it  aptes  <>  faire  partie 
des  conseils  generaux  des  departement»  algeriens,  l.<  mandat  de  membre  <iu  eonseil  uperieur 
est  toutefbis  incompatible  avee  /"  qualiti  d'agent  <•*<  d'entrepreneur  d'un  Service  dt  l'Etat  ou 
d'une  societ*  subventionnee  oujouissant  d'une garantie  d'interets  assuree  par  l'Etat.  U  n>-  peut 
itre  cumule  avee  celui  de  <i<i»<t<   ou  de  senateur. 


Art,  8.  /a:«  neu/'  membres  indigenes  musulmans  du  eonseü  superieur  sont  repartis,  a 
raison  de  trois  /«mr  chacun,  entre  les  trois  de'partements:  deux  pour  le  territoire  civil  et  "» 
pour  le  territoire  militaire. 

Le  conseiller  representant  le  territoire  militaire  est  designe  parle  gouverneur  general,  sur 
i,i  proposition  du  general  commandant  la  division, 

Les  deux  conseillers  impartis  au  territoire  civil  sont  elus,  <n<  scrutin  individuel,  par  les 
conseülers  municipaux  tat  titre  indigene  des  commune»  de  plein  exercice  et  par  les  membres 
indigenes  des  commissions  municipales  des  commune»  mixtes,  et,  ä  cet  effet,  le  territoire  civü  de 
ehaque  departement  est  divise',  par  <im'ti  du  gouverneur  general  en  conseil  de  gouvemement, 
, ,,  deux  oirconseription»  elisant  ehacune  un  conseiller  superieur  musulman.  Le  meme  arrete 
designe  le  chef-lieu  <le  ehaque  circonscription . 

Art.  0.  —  Sont  eligibles  en  qualite  de  membres  indigenes  'In  eonseü  superieur : 

1°  Leu  indigenes  muszd'mcuis  inscrits  sur  les  liste*  e'lectorales  des  commune»  <le  plein 
exercice  et  remplissant  en  outre  les  autr.es  conditions  prevues  par  Varticle  •'!,  paragraphe  -'.  du 
decret  du  7  avril  1884 : 

2"  Les  indigenes  musulmans  jouissant  des  capacites  exigees,  dansles  commune»  de  plein 
exercice,  tant  pour  etre  electeur  que  pour  e'tre  e'lu. 

Art.  12.  —  Les  membres  du  conseil  superieur  sont  nomine»  pour  trois  ans.  Ils  ■-"</' 
re'e'ligibles. 

Art.  13.  —  Les  cas  d'indignitc  ou  autres  pre'vus  pour  decheance  du  mandat  de  eonseüler 
general  et  les  dispositions  relatives  ä  la  demission  de  ce  mandat  sont  applicables  au  mandat 
de  conseiller  superieur  e'lu. 

II  appartient  au  gouverneur  general  seid  de  prononcer  la  Suspension  ou  la  re'vocation 
du  conseiller  superieur  designe  par  Uli  pour  representer  le  territoire  militaire  de  ehaque  departement. 

Art.  15.  —  Le  conseil  superieur  se  reunit  ehaque  anne'e  en  Session  ordinaire,  apres  la 
session  dans  laquelle  les  conseils  generali. <■  ont  etc.  appeles  ä  voter  le  budget.  Le  gouverneur 
general  le  convoque  en  session  extraordinaire  toutes  les  fois  qu'ü  y  a  Heu. 

La  convocation  est  faite  par  lettre  du  gouverneur  general  adressee  ä  ehaque  membre 
,/tt  eonseü. 

La   dure'e  de  ehaque  session   ne  peut  depasser  ringt  jours. 

Art.  16.  —  Le  eonseil  supä-ieur  elit  des  l'ouverture  de  la  session  un  vice-president  choisi 
par  se»  membres  francais. 

En  cas  d'absence  du  gouverneur  general,  le  secretaire  general  du  gouvemement  a  la 
presidence  du  conseil  pour  ouvrir  la  session,  donner  connaissance  de  la  Situation  de  l'Algcrie 
et  des  motifs  de  la  convocation  et  communiquer  au  conseil  les  dossiers  et  documents  qu'ü  y  a 
lieu   de  lui  soumettre.    Le  vice-president  ein  prend  aussitöt  apres  la  direction  des  deliberations. 

Les  fonetions  de  secretaire  du  conseil  superieur  sont  remplies  par  le  secretaire  du  conseil 
de  gouvemement. 

Art.  17.  —  Le  budget  des  depenses  de  VAlgerie  est  divise  en  deux  parties, 

I er  partie.  —  Services  ressortissant  directement  ä  l'autorite1  des  ministres. 

2*  partie.  Services  place»  SOUS  l'autorite  du  gouverneur  general. 


7-1      — 
(,'  ./</■,,,<.-  .-<■,,/  elasseet  r"1'   »eetions  et   ehapitre*    eonformetnent    au    tableau  ann» 

1.1     /.;'.   -.  ,,/-       lui. 

.\ii.  /v         /.<  -  previsiont  dt   depenses  eoncernant  le*  Services  dela  premiert  vartu 
ttabUe*  i'ir  le*  ministres,   lt  gouvernew  general   coneulte.     Eilet  sont   communiqueet  •>  Htrt  dt 
renseignements  ,in  ,<,„>i-,l  superieur. 

Art.  /!/.         Li  gouverneur  gem'-nd   itni.lit  lr*   <  iitluntions  de   recette*   de   l'Algerie  et  le* 

/.,■<  n.-iun.-   ilr   </./, »;/><>    relatives   au.i    servier*  plan.-    ././„-    .,  -    attributiOTW, 

Art.  20.         Li  conseü  superieur  emet  ■•«in  avis  relattvement  nur  modificationt  ei  addii 
n  introduire  dant  le  regime  fiscal  de  l'Algerie. 

11  delibere  avant  le  depöt  du  projet  de  budget  sur  le*  evaluation*  de  recette«  proposees, 
ainsi  que  sur  les  jin  risiims  iii   depenses  de*  Service*  porte»  ä  la  2*  partie  <in  budget. 

II  delibere  en  meme  temps  nur  le  projet  de  repartition  par  article  de*  credit*  inscrite 
■  tili  ehapitre*  de  res  meme*  Service*.  La  repartition  est  arritee  definitivement  apre»  le  vote  du 
budget  par  le  ministre  compe'tent. 

Le  conseü  euperieur  examine  Je  compte  administratif  de*  depenses  relative»  aux  sei 
places  sous  l'autorite  du   gouverneur  general.     Pendant  la  dum-  d>-  <-<-t  eramen,   le  gouverneur 
general  se  retire  de  la  solle  des  deliberations. 

Art.  21.  —  Le  conseü  superieur  delibere  sur  tonte*  ies  queation*  interessant  l'administration 
de  l'Algerie  qui  lui  sont  soumises  par  le  gouverneur  general. 

II  emet  des  voeux  sur  Ies  divers  objets  de  cette  administration  en  general. 

II  exprime  son  avi*  sur  Ies  voeux  des  conseü*  generaux. 

Les  voeu.r  politiques  lui  sont  interdüs. 

Art.  22.  —  Le  conseü  superieur  ne  peut  deliberer  qu'autant  qu'ü  reunü  la  maiorite  de 
se*  membres. 

Les  deliberations  sont  prises  ä  la  majorite  des  rnembre*  presents. 

Les  votes  ont  Heu  par  assis  et  leve.  Toutefois,  ü  est  recouru  au  serutin  Beeret,  si  •■<■ 
imiili'  est  demande  par  quatre  membres  au  moins. 

Art.  23.  —  Les  proces-verbaux  presentent  Vanalyse  sommaire  de*  discussions. 

Ils  peuvent  etre  publies  apris  la  session,  en  vertu  d'un  vote  du  con*eü  superieur  et  avec 
V approbation  du  gouverneur  general.  Pendant  la  session,  et  sous  les  mSmes  conditions,  un 
re'sume  sommaire  peut  etre  communique  ä  la  presse. 

Art.  24.  —  Les  membres  elus  du  conseü  superieur  et  les  conseülers  musulmans  nomrne* 
pour  le  territoire  militaire  regoivent  une  indemnite'  de  20  fr.  par  jour  de  presenee  ä  Alger 
pendant  la  dure'e  de  la  session. 

Ceux  qui  ont  leur  residence  hör*  d' Alger  reeoivent,  en  outre,  des  frais  de  deplacement 
calcule's  ä  raison  de  3  fr.  par  myriametre  parcouru,  tant  pour  se  rendre  aux  convocations  que 
pour  rejoindre  leur  domieüe. 


No.  .54. 

Dekret  portant  r^orsranisation  de  l'administration  prefectorale  en  Alg^rie. 

(Bulletin  des  lois   1963.  n°  34432). 
22  ftvrier  1898. 
Art.  1er.     Les  prefets,  sous-prefets,  secre'taires  generaux  de  prefeetnre    et  conseülers  de  pre- 
feetnre en  Älgerie  sont  places  sous   L'autorite'  du  gouverneur  general. 

Ils  sont  nommes  par  dei-ret.  Le  dt'erct  de  nomination  tixe  en  meme  temps  la  residence 
assignee  ä  chaeun  d'eux. 

12.  Les  conges  ou  autorisations  d'absence  sont  aecordea  aux  pn'tVts.  sous-pr^fets,  seen'taires 
generaux   et   conseülers   de  jirt'feeture  par  le  gouverneur  general. 

13.  Le  cadre  du  personnel  des  bureaux  des  pn't'eetures  et  des  sons-prefectures,  les  conditions 
d'admission,  d'avancement,  ainsi  que  les  niesures  disei;)linaires  concernant  ce  personnel  sont  deter- 
iniiu's   par  arn'ti'   du  prouvernetir  general. 

Les    '  mplnvc's    suji('rieurs    (chefs    de    luireau.    sons-chefs    de    bureau.    commis    prineipaux    de 
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profecture  ol   »ecretalrefl  de  nous-pn5fectnre)  ><oit   qi ■     poi  le  gouvernunr  general      ui    la  propo 

sitiim  lies  pnSfeta.     (Cluiii  peu.1  del^guer  aux  prefeti  la  nomination   dei  antre    smployd    di    lern 
Ituri'.iii \  ei  irii\  des  aona  pr4fecturea. 

II  aal   mia,  6  oe1  effet,  fl  la  diapoHitl lea  prifeta  dea  credit-  collectifa  donl  le  montan)   i    i 

i'im'  |>.'ir  la  lol  de  BnanceRi 

\...  :».•». 
D6cre1  qul  ttxe  los  attrlbntions,  en  matlere  de  polloe,  du  gouverneur  gtaäral 

de  L'Algtirle. 

(Bulletin  des  loia  1968,  ""  344  12). 

2«  fevrior  ISJ)H. 

\ri.   I1'1'.     Le  gouverneur  gäneraJ  de  l'Algerie  aura  dans  la  colonie,  en  matiere  de  police,  l< 

meines  attributions  que  le  ministre  de  I'int^rieur  dans  la  mätropole.     II   atataera  but  lea  qaestion« 

relatives  :i  ['Organisation  des   commissariats   de  police   ei  procedera  ;'i    la  nominati lea   titulaires. 


No.  56. 

Dlcret  relatif  aux  attributions  du  Gouverneur  genlraJ  de  L'Algärie. 

(Bulletin  des  loia,  2018,  n°  35368). 
23  aoilt  18J)8. 
Art.   1er.   Le  gouverneur  general  de  l'Algerie  est  nomine  par  decret  du  President  de  la   ßepu 
blique,  rendn  en  Conseil  des  ministres,  sur  la  proposition  du  ministre  de  l'interieur. 

Le  gouvernement  et  la  haute  administration  de  l'Algerie  sont  centralis^  ä  Alger  smis  son 
autorite. 

2.  Le  gouverneur  general  repr^sente  le  Gouvernement  de  la  Republique  dans  toute  l'etendue 
du  territoire  algerien. 

II   a  le   droit   de   prt'seance    sur   tous   les    fonetionnaires    eivils    et   militaires. 
11   est  consulte   sur  la  nomination  de  tous  les  hauts  fonetionnaires. 

3.  Le  gouverneur  general  eorrespond  dkectement  avec  le  ministre  de  France  au  Maroc,  avec 
le  resident  general   de  France  a  Tunis  et  avec  le  consul  general  de  France  ä  Tripoli. 

II  ne  peut  engager  d'aetions  politique  on  diplomatique  en  dehors  de  l'autorisation  du 
Gouvernement. 

II  exerce.  ä  l'egard  des  eti-angers  et  des  indigenes  musulmans,  les  pouvoirs  de  haute  police 
prevus  j>ar  la  loi  du  3  decembre   1849   ou  par  la  legislation  speciale  de  l'Algerie. 

4.  Les  generaux  de  division,  en  ce  qui  concerne  l'administration  des  territoires  de  comman- 
deinent,  sont  places  sous  la  direction  immediate  du  gouverneur  general. 

Le  general  commandant  le  19e  corps  d'armee  et  le  contre-amiral  commandant  la  marine  en 
Algerie  relevent,  au  meine  titre  que  les  autres  commandants  de  corps  d'armee  et  les  autres  com- 
roandants  de  la  marine,   des  ministres  de  la  guerre  et  de  la  marine. 

Le  gouverneur  general  prend,  apres  s'etre  concerte  avec  enx.  les  decisions  que  necessitent 
la  sürete  interieure  ou  la  defense  de  l'Algerie. 

II  en  conrie  l'execution  aux  commandants  des  t'orces  de  terre  et  de  mer  et  rend  immediatement 
compte  aux  ministres  competents  des  decisions  qu'il  a  prises. 

En  cas  de  guerre  etrangere.  le  gouvernement  de  la  metropole  a  seul  la  disposition  des  t'orces 
de   terre  et  de  mer  de  l'Algerie. 

5.  Tous  les  serviees  eivils  de  l'Algerie  sons  places  sous  la  direction  du  gouverneur  general. 
a  l'exception  des  serviees  non  musulmans  de  la  justice,  des  cnltes,  de  l'instruction  publique  et  des 
serviees  de  la  tresorerie  et  des  douanes,   qui  demeurent    sous   l'autorite    des    ministres    competents. 

Toutefois  les  rapports,  Instructions  ou  decisions  relatives  ä  ces  Services  lni  sont  adressc's 
en   meme  tem]).s  qu'aux  ministres  ou   aux  fonetionnaires  interesses. 

Le  gouverneur  general  est  consulte  sur  la  nomination  des  juges  de  paix  et  des  officiers 
ministeriels;  il  asaigne  leur  residence  aux  interpretes  des  justices  de  paix. 

II  est  egalement  consulte  sur  toutes  les  modifications  du  tarif  des  droits  de  douane  et  de 
navigation,   d'octroi  de  mer,  et  sur  tonte  modification  relative,  ä  l'organisation  du  Service. 
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II  lui  est   rendn   compte  par  lee   differents    servicea    de    ton-    lea  Incidenta  pouvant  intei 
l.-i   police  et   la  Becuritc'  g^nerales. 

6.  Les  fonctionnaires  et  agents  dea  Services  particuliers  ;'i  l'Algerie  sont  place«  directement 
~..ii-  l'autorite  «In   gouverneur  general. 

Les   fonctionnaires  et   agenta  des  administrationa    m^tropolitainea    sont    mia  a  sa  disposittiön. 
II  est  consulte'  but  leur  r£sidence,   >  fmet    bou    avis    ^ur  lea  propositiona  d'avan<cement   ei  ^ur 
les  iiit~.iir.-~  disciplinaires.     En  cas  d'urgence,  il  prononce  leur  snspension  de  fonctions. 

7.  Lea  directions  generalea  dea  c'ontribiliions  directes,  dea  eontributiona  Indirectes,  de 
l'enregistrement,   dea  domainea   et   du   timbre,   deß  postea   et    dea   tel^graphes,   exercent   en   Algerie 

lea  ii >a  attribntiona  que  dana  In  metropole,    quant   a  l'assiette    et    a    la    perception  dea    Lmpdts, 

taxes  et  droits  dont  ellea  assurent  le  recouvrement,  ainai  que  dea  amendes  et  contraventiona  \  relatives. 

Les  directeura  «le-  departementa  de  l'Algerie  correspondeut  directement  avec  lea  administrationa 
centrales  U  Paris,  au  sujet  des  questiona  concernant  cette  partie  du  Bervice,  de  la  mSme  maniere 
et   dans  {es   meines  formes  qae  leur  coüegues  des  antres  d£partements. 

Les  attributions  du  gouverneur  gi'neral,  en  ee  qui  touche  !<•  personnel  et  l«-s  servicea  des 
fori  i-  et  ceux  dt-  l'agriculture,  demeurent  reglees  conformement  aus  decrets  dea  1'.)  et  23  mar>  181*8. 

Les  dispositions  du  paragraphe  2  de  L'article  5  Bont  applicaplea  aux  Bervicea  ci-dessua  enoncls. 

S.  Le  gouverneur  general  cörrespond  avec  chacun  dea  minißtrea  pour  lea  affaires  concernant 
s lepartement. 

II  rend  compte  de  Bea  actes  au  ministre  de  l'int£rieur,  et  en  meine  temps,  pour  lea  Bervicea 
de nmes  ä  l'article  7.  aux   mimstrea  compdtents. 

II  adresse  chaque  mois  au  ministre  de  l'interieur  an  rapport  dans  lequel  sont  analyseea  et 
expliqu^es  toutes  les  de'cisions  dont  il  n'a  pas  <'t«'  rendn  compte  imme'diatement.  En  untre,  il  lui 
rennt  cbaque  annee  un  rapport  general  detaillc  qui  est  communique'  aux  Chambres. 

!l.  En  attendant  qu'il  ait  ete  statin'  par  le  pouvoir  legislatif  >ur  la  question  d'imtitution 
d'un  budget  special  en  Algerie  et  sur  la  n'partition.  s'il  y  a  Heu.  des  droits  de  deebdon  et  de 
contröle,  entre  les  pouvoirs  publica  de  la  metropole  et  les  autoritäs  de  la  colonie,  le  budget  des 
di  penses  «le  l'Algerie  continuera  d'etre  pn'pare.  sauf  pour  les  exceptions  prevues  ä  l'article  •").  par 
le  gouverneur   g^n^ral,   apres   avis   du  conseil  superieur. 

Ce  budget  est  divise  en  sections  correspondant  aux  ministeres  Interesses.  Le  travail  relatif 
;«  chaque  section  est  adresse"  au  ministre  comp&ent. 

II  fait  l'objet,  dans  les  lois  annuelles  de  tinanee-.  il'un  «'tat  special,  ri<rurant  ä  la  BUite  de 
l'etat  legislatif  des  depenses  de  la  metropole. 

Les  credits  sont  ouverts  au  ministre  de  L'interieur,  sauf  pour  les  senilis  nun  tnusulnians 
de  la  justice,  des  eultes  et  de  l'instruction  publique,  pour  les  Services  de  la  tn'sorerie  et  des 
douanes,    et   pour   les    Services    enuint'res   ä   l'article   7. 

Le  ministre  de  l'interieur  et  les  ministres  dans  les  attributions  desquels  rentrent  lea  Bervicea 
enumeres  h  l'article  7  metfent  les  cn'dits  ouverts  par  les  Chambres  ä  la  disposition  du  gouvemenr 
general,  qui  peut  ou  les  ordönnancer  directement  ou  en  assigner  une  partie  aux  ordonnatenrs 
secondaires. 

L'etat   de   ces   ordonnancements   est   adresse   au   ministre   des   tinanee-. 


No.  57. 

DC'cret  relatif  aux  Delegations  linancieres  algerienues. 

(Bulletin  des  lois,  2018,  n°  35369. 
23  aoüt  1898. 
Art.    l,r.      Les    Delegation*    riiianciercs    algeriennes    representant,    aupres    du    gouvernement 
general,   les   ditferentes   catt'gories  de   contribuables  francais  ou  sujets  francais.   savoir: 

1°  Les  colons.  —  Est    rennte    colon    tout  concessionnaire    ou  proprietaire   de  bieua  ruraux, 
ainsi  que  tout  chef  d'exploitation  ou  fermier  desdits  biens; 
Les  contribuables  antres  que  les  colon-: 
3°  Les  Lndierenes  musulmans. 
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Leu  «h'leguc's  M>nt  i'-liis  pour  si\  ans  el   ronouvelables  par  moitll  tou     h     i r < < i     an 

2.  La  premiere  Delegation  osl  i i| Se  de  vingt-quatre  mombre     diu     dlrectei i    pai    h 

colon«,  .in  scrutin  [ndividuel,  a  raison  de  hüll  par  d^partement, 

Sunt  eleoteurs    tous    les  colons   Inscrits    nur   les    liste«    älectorales    i Iclpale     ou   ju  tiflanl 

qu'lls  devaient  y  fitre  Inscrits  an    1 '''  j  an  vier  de  l'annde  de  l'dloction,  pourvu  qu'il      oienl  hgi     d< 
vingt-olnq  ans,  francais  depuls  domo  ans  i mlns,   ei  qu'lls  r^Bldenl   en   k\girie  depuls  trol     an 

;iu    moins. 

Sunt  dligibleB  tous  les  rlcctiiirs  qu)  ne  sonl  pas  dans  an  des  cas  d'incapacite"  on  d'incompati 
liilid'  |in'vus   par  les  articles  7  a   10  dn   ddcrel   du  23  septembre  1875  sur  les   consells   gdneraux. 

l,r  ih.iikI.ii  de  (Ii'N'^ih'  ne  peut  pas  §tre  cunrale*  avec  celul  de  senateur  on  de  ib'piit«'. 

,'5.  La  seöonde  Delegation  est  composöe  de  vingt-qüatre  membres  eins  directemenl  an  Bcrutin 
[ndividuel,  a  raison  de  bult  par  ddpartement  par  los  contribuables  autres  que  les  colons.  inscrits 
au  röle  d'une  des  contributions  directes  ou  des  taaees  aBsimildes. 

Les  dispositions  de  l'article  jir«'t  i'dont  sur  L'eiectoral  el  l'eiigibilite*  soni  applicables  h 
cette   d«'li'gation. 

4.  Nul  ne  peut  prendre  part  h  l'election  de  plus  (Tun  (l«'l«'gu«'.  L'dlecteur  qui  remplirail 
los  conditions  requises  pour  etre  inscrit  sur  les  listes  electorales  de  plusieurs  delegations  <lo\  ra 
opter.  En  cas  de  double  vote,  les  dispositions  dos  articles  .'!.")  et  3-1  du  decret  organique  du 
2  tevrier  185*2  seront  applicables. 

5.  La  troisieme   Delegation   se   compose  de   vingt   et   un   indigenes   musulinans.   savoir: 

1°  Neuf  dc'degues  dos  indigenes  des  territoires  civils  eins  au  scrutin  individuel,  a  raison 
de  trois  par  departenient,  par  les  conseillers  niunicipaiix  au  titre  indigene  des  communes  de  plein 
exercice,   et   par  les   membres   indigenes   des   commissions   munieipales   des   communes    mixtes; 

2°  Six  delogues  des  indigenes  des  territoires  de  eomniandement,  ä  raison  de  deux  par 
departenient,  d«'sign«'s  par  le  gouverneur  gi'neral  sur  une  triple  liste  de  preseatation  dressde,  pour 
cbacun  d'eux,  jiar  le  gt'nt'ral  de  division  commandant  le  territoire; 

3°  Six   döh'giu's   kabyles   «'Ins   au   scrutin  individuel  par  les   chefs   des   groupes   dite  Kharouba. 

Ces  derniers  deleguos  fornient  une  section  speciale  de  la  troisieme  Delegation. 

6.  En  cas  de  protestation  contre  l'election  des  membres  des  deux  preniiöres  Delegations,  il 
sera   proc«'di'   comme  en  matiere  dV'lections  aux  conseils  generaux. 

7.  Le  mandat  de  dt'li'guc  est  gratuit,  sauf  le  remboursement  des  frais  de  voyage  et  «le  sejour. 

8.  Chaque  Delegation  est  consultee  tous  les  ans  par  le  gouverneur  general  sur  les  questions 
relatives  aux  impöts  ou  taxes  percus  on  ä  percevoir,  «iui  Interessent  la  categorie  de  contribuables 
qu'elle  represente,  notaniment  sur  l'assiette,  le  taux  et  le  mode  de  perccption  de  cos  impöts  ou 
taxes,  et  sur  les  reformes  dont  ils  paraitraient  susceptibles. 

Les  D«'l«'gations  peuvent  etre  t'galemont  consultt'es  sur  toutes  autres  questions  d'ordre 
financier  ou  eeonomique. 

9.  Chaque  Delegation  et  la  section  kabyle  de  la  delegation  indigene  deiiberent  separdment. 
Toutefois,  le  gouverneur  gi'm'ral  peut  autoriser  par  im  arrete  special  la  reunion  de  delegations  ou 
sections,  en  vue  de  deliberer   sur   des  questions  d'intt-ret  commun    specifiees   par   le    meine    arrete. 

10.  Les  Delegations  sont  convoquees,  lenrs  sessions  sont  ouvertes  et  closes  par  arrete  du 
gouverneur  gt'neral. 

11.  Chaque  delegation  «'lit  son  bureau  compose'  d'un  President,  d'un  assesseur  faisant  fonctions 
de    vice-pn'sident,    et   d'un    seen'taire. 

La  section   kabyle  n'elit  qu'un  presidont. 

En  cas  de  reunion  de  plusieurs  Di'h'gations,  la  presidence  et  les  autres  fonctions  du  bureau 
sont   exercees   par  les  doyens  des  bureaux  des  deux  premieres   Delegations. 

12.  Est  nulle  de  plein  droit  toute  «b'liberation  relative  ä  des  objets  qui  ne  sont  pas  legalement 
comp lis  dans  les  attributions  des  Delegations. 

13.  Est  «'galement  nulle  de  plein  droit  tonte  deliberation,  quel  qu'-en  soit  l'objet,  prise  hors 
des  sessions  b'gales  des  l)<'l«'gatioris.  La  nullit«'  est  prononcu'e  conformement  ä  l'article  pn'cedent, 
saus  prejudice  des  dispositions  pn'vues  par  l'article  34  dn  d«''cret  du  "23  septembre  1875  relatif  aux 
conseils  g('n<'raux,  lequel  est  applicable  aux  Delegations. 

14.  La  Delegation  qui  contreviendrait  aux  articles  9,   12  et  13,  ou  qui  refuserait  de  deiiberer 
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nur  li-  qneationa  s aises  ;t  Bon  examen,  pourrait  8tre  dissoute  |>;ir  air&ti  du  gouverneur   general 

et  remplacee  par  one  commission  donl  lea  membrea  seraient  choisia  paimi    \<-*  personnes    äligiblea 
h  cette  Delegation. 

15    Des  .in.  ti's  du  gouverneur,  pri^  en  conseil   de  gouvernement,    assureront  l'execution  du 

presenf  ili-c  r.-t.  aotai <-nt  en  <•<•  <|ui  concerne  la  confection  et  la  reviaion  dea  listea  electoralea,  la 

division  de*  departements  et  <lu  torritoire  kabvle  en  circonscriptiona   de  rote,    lea  formes  et  delaia 
de  la  convocation  des  electeurs. 


No.  :>8. 

Dekret  relatif  au  Conseil  sup^rieur  du  Gouvernement  de  L'Alglrle. 

(Bulletin  dea  loia  2018  n°  35371). 
23  aoöt  1898. 
Art.  Ier.     Le  gouverneur  general  de  l'Algcrie  est  assiste*  d'nn  conseil  guperieur  de  gouverne- 
ment  ainsi  compose: 

1°  Seize  membres  appartenant  aux  delegations  financierea  et  eins  par  ellea,  i  raiscui  de  sü 
poui  cbaoone  des  deux  premierea  delegations  et  de  qnatre  pour  la  delegation  Lndigene,  an  de 
dernier.s  etant   elu  par  la  seetion   kabyle  de  cette  delegation : 

2"    (^uinze  membres   appartenant   aux  conseils    generaux   et   eins    par   eux  a  raison  de  cinq 

par   departement; 

3°  Vingt-deux  membres  de  droit,  siegeant  ä  raison  de  lenrs  fonctions,  et  ci-apres  enumeV£s: 
Le  gouverneur  general,  president; 

Le   seeretaire   general   du   gouvernement; 

Le  prejnjer  president  de  la  cour  d'appel  d'Alger; 

Le  procureur  general  pres   la  cour  d'appel   d'Alger; 

L'archeveque  d'Alger; 

L'amiral   commandant  la   marine   en   Algerie; 

Le  commandant  snperieur  du   genie  : 

Les  trois   <j<'-ii<'r.'iux   commandant  les   divisions; 

Les  trois  prefets  des  departements  algeriens; 

Le  recteur  de  l'academie  d'Alger; 

L'inspecteur  general  des  ponts  et  ehaussees : 

L'inspecteur  general  des  mines; 

L'inspecteur  general  des  finances ; 

Le  conservatenr  des  forets  d'Alger; 

Les  qnatre  conseillers  rapportenrs  pres  le  conseil  de  gouvemement : 
4°  Trois  notables  indigenes   designes  par  le  gouverneur  general; 

5°  Quatre  membres  designes  par  le  gouverneur  general  parmi  les  fonctionnaires  algeriens, 
;>   raison   de  lenrs  lumieres  et  de  leurs  Services. 

2.  Les  membres  du  conseil  snperieur  autres  que  les  membres  de  droit  sont  t'lus  ou 
nommes   pour  trois  ans;  leur  mandat  peut    etre  renouvele. 

Ell  cas  de  deces  ou  de  dcmission,  il  est  pourvu  ä  leur  remplacemeiit  avant  1'ouverture  de 
chaque  Session  ordinaire;  toutefois,  il  peut  etre  sursis  an  remplacement  d'nn  conseiller  ein,  si  la 
vacance  s'est  prodnite  moins  de  deux  mois  avant  1'ouverture  de  la  Session.  Le  mandat  du  noUveau 
membre  prend  fin  lors  du  premier  renouvellement  triennal. 

3.  Les  membres  du  conseil  snperieur  qui  ont  droit  ä  une  indeninitc  en  vertu  du  decret  du 
i  mars  187H.  ainsi  que  les  membres  eins  par  les  delegations  et  les  membres  designes  ans  para- 
grapbes  4  et  5  de  l'article    l,r  recoivent  les  indemnites  prevues  par  le  decret  pn'cite. 

4.  Le  conseil  snperieur  se  reunit  chaque  annee  en  session  ordinaire.  apres  la  session  des 
delegations  tinancieres  et  a  la  date  fixee  par  le  gouverneur  general.  qui  peut  en  outre  le  convoquer 
«  ii  session  extraordinaire. 

5.  Le   gouverneur  general  preside  le  conseil  snperieur. 

Aussitöt  apres  1'ouverture  de  chaque  session,  le  eonseil  elit  im  vice-president;  les  fonctions 
<b-  secr&aire  sont  remplies  ]>ar  le  conseil  de  gouvemement. 
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6.  Le  conseil  Buperieur  ne  peut  döüb^rer  quo  bI  la  Itle*  plua  im  dea  membrei  don<   >l     i 

compose  aasistenl    a  la  B^ance.     Lei    däcliloni    lonl    priiea    ii   la  majoriU    '!■      d br<      pr<    enl 

Le  vote  n  Heu  par  assii  et  \f\*'-.  Toutefoii,  le  icrutüi  lecrel  eil  de  droil  >'ii  est  rdebune'  par  <li\ 
membrea  au  moins. 

7.  Lei  procei  verbaux  den  Usancen  contie ml   an  compte-rendn  Bommalre  dei  diicunloo 

ll>  peuvent  ßtre  publica  apres  la  Session  en  vertu  d'un  \uic  du  conseil  sap^rlenr,  In  rinunü 
Bommaire  peut,  apres  chaque  g^once,  6tre  communique'  a  la  presBe.  Toutefoii,  le  gouverneur 
General  peul  s'opposer  a  toute  publication  qu'il  j überall  nuiaible  h  la  s^curitt'  exterieure  ou 
Interieure  de  l'Algerie. 

S.  Le  conseil  Bup^rieur  ddlibere  but  toutea  les  questiona  relativea  a  l'admlniatration  de 
l'Algerie  <|ui  lui  ^'>nt  soumisea  parle  gouverneur  gen^ral.  II  •inet  dea  voeux  Bur  lea  divers  objeta 
qui  iiiicrcsscnt  cette  administration. 

Tous  voeux  politiques  lui  >'>nt  interdita. 

9.  l'.n  attendanl  <|ii'il  ait  6te  Statut  par  le  pouvoir  legislatif  sur  la  queation  d'institution 
dun  budget  special  en  Alg&ie,  le  conseil  supdrieur  deiibere  sur  les  eValuations  de  recettea  dtabliea 
par  le  gouverneur  gen^ral,  apres  avoir  recu  communication  dea  deliberationa  priaea  par  lea  delegations 
financieres.  II  examine  ögalement  le  bud<ret  des  d^penses  pn'pare  conformement  a  L'article  9  du 
decret  relatif  aus  attributions  du  gouverneur  geu^ral. 

Les  |)i«'\  isions  de  depenses  concernant  lea  Services  rattach^s  lui  Mint  communiqudes  i  titre 
de  renseignements. 

10.  Est  nulle  de  pleiu  droit  toute  deliberation  du  conseil  sup^rieur  prise  en  dehors  de  Bea 
attributions  legales.  La  nullit«'  est  prononcde  par  decret  du  President  de  la  Republique,  le  Conseil 
d'Etat,  entendu. 


No.  59. 

Arrete  du  gouverneur  ge'ueral  relatif  ä  la  confection  et  ä  la  revision  des 
listes  e"lectorales  et  aux  formes  et  delais  de  la  convocation  des  electeurs 

des  delegations  financieres. 

(Bulletin  officiel  du  Gouvernement  general   1541.  n"  332). 

4  octobre  1898. 

lü  Delegations  francaises. 

Art.  l''r.  Les  listes  electorales  des  deux  delegations  francaises  sunt  dresst'es  dans  cbaque 
commune  des  territoire  civil  et  de  commandement  par  la  commission  chargee  de  la  confection  et 
d<'   la  revision   de  la  liste  electorale  de  la  commune. 

Sont  portes  sur  la  premiere  liste  (delegation  des  colons)  les  electeurs  Ages  de  vingt-cinq 
an>.  Francais  depuis  douze  ans  au  moins,  residant  en  Algerie  depuis  trois  ans  au  moins  >-t  conces- 
sionnaires,  proprietaires,   chefs  d'exploitation   ou  fermiers  de   biens  ruraux. 

Sont  portes  sur  la  seconde  liste  (delegation  des  contrihuables  autres  que  les  colons)  les 
autrea  electeurs  qui,  satisfaisant  aux  meines  conditions  d'äge,  de  nationalite  et  de  residence,  fignrent 
au   röle  d'une  des  contributions  directes  ou  des  taxes   assimilees. 

Art.  2.  Au  cas  ou  un  electenr  residant  dans  lYtendue  d'une  circonscription  electorale  des 
delegations  habiterait  un  territoire  non  constitue  en  commune,  il  sera,  s'il  remplit  les  conditions 
d'electorat  ä  l'nne  des  delegations,  inscrit  sur  la  liste  de  la  commune  la  plus  proche. 

Art.  3.  Les  listes  des  deux  delegations  sunt  revisees  annuellement  en  meine  temps  <)«ie  la 
liste  electorale  de  la  commune. 

Elles  sont  deposees  au  secretariat  de  la  mairie,  communiquees  et  publiees  conformement  ä 
l'article  2  du  decret  du  2  fevrier  1852. 

Art.  4.  Les  demandes  en  inscription  et  en  radiation  devront  Stre  formees  dans  les  menies 
delais,  soumises  ä  la  meme  commission,  portecs  en  appel  devant  le  meine  juge  «[Ue  lorsqu'il  s'agit 
de   la   revision   de   la  liste   electorale   de   la  commune. 

L'electeur  appeie  a  opter  par  application  de  l'article  4  du  decret  du  23  aout  1898  pourra, 
dana  le  delai  de  vinjrt  jours,   ä  dater  de  la  publication  des  listes.   designer  Celle  ou  il  dcsire   ctre  inscrit. 
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II  continnero  de  figurer  sur  la  liste  ou  il  dtail  primitivemenl  portt  juxqu'a  ce  qu'il  alt 
manifeste   sa   volonte"  d'etre  inscril  potir  l'annde  suivaute  axu  lautre  liste. 

\n  ...  i.iv  Colleges  iHectoraus  des  delegations  francaises  Bonl  convoquds  par  arrSte'  du 
eouverneur  ^c'ni'r.il.  |  ■  1 1 1  ■  I  ■  • ' .  suivanl  L'usage,  quinze  jours  an  moios  avanl  le  i  ■  ■  1 1  r  de  l'election,  qni 
sera  toujoura  an  dimanche. 

I .Vlc-ctioii  a  lieu,  (lau-  chaque  commune,  bui  les  listes  £lectorales  etablies  conformemenl 
:ni\  articles  «pii  preeedent. 

\ri.  i;.     L'ouverture,    la  clöture  ei  la  debouülemenl  dn  Bcrutin,  le  recensemenl  des  voti 
la  proclamatioD  des  risnltats  •  •  ■  ■  t  lieu  Buivani  les  regle«  Lnstituees  j > .-i r  le  decn-t  «In  23  septembre  1875 
cn  matiere  d'elections  aus  conseils  ge'ne'raux. 

Le  burean  electoral  de  chaque  delegation  ne  peut  etre  forme  que  d'eiecteurs  de  cette 
d(51<5gation. 

Art.  7.     Nu]  n'est  ein  membre    des  delegations,    au    premier  tour  de  Bcrutia,    s"il  n'a  reuni: 

1°  La  majori  te  absolue  des  Bufirages  exprimes; 

2°  l'n  oembre  de  suffirages  dgal  au  quart  de  celui  des  eleeteurs  Lnscrits. 

Au  second  tour,  qui  aura  lieu  le  dimanche  suivant,  l'election  a  lien  a  la  majorite  relative-. 
quel  que  Boit  le  nombre  des  votants. 

Si   plusieurs    candidats    obtiennent  le  meme    d bre    de  Buflrages,    l'election    est   acqnise  au 

plus  äge. 

Art.  8.  Dans  le  cas  oü  im  candidat  serait  diu  a  deux  delegations,  il  devra  faire  connaitre 
-■in  opinion  au  gouverneur  general  dans  les  quinze  jours  qui  suivront  son  eiection  ou  la  aotification 
de  la  ddeision  dn  conseil  d'Ktat  relative  ä  cette  eiection. 

A  detaut  d'option  dans  le  delai  imparti,  le  conseil  de  gouvernement  tranchera,  par  la  voie 
du   surt.  a  quelle  circonscription  le  deldgue  appartiendra. 

Cc  delegud  devra  etre  remplace,  dans  le  delai  maximum  de  deux  mois,  au  Biege  devenu 
vacant,  au   moyen  d'une  eiection  faite  en  la  forme  prevue  aus  articles  preeedent-. 

II  en  sera  de  meine  des  vacances  ouvertes  pour  d'autres  causes. 

2°  Ut'li'jratidiis  musubnanes. 

Art.  10.  Les  conseillers  munieipaus  au  titre  indigene  des  communes  de  plein  exercice  ei 
les  membres  indigenes  des  commissions  municipales  des  communes  mixtes  «In  territoire  eivil  sont 
convoquds  individuellement  par  i'erit,  par  .les  soins  de  l'autorite  locale,  quinze  jours  au  moins  avant 
le  jour  de  l'election.  11  Be  reunissent  au  chef-lieu  de  la  commune,  sous  la  prdsidence  du  maire 
<ni  de  l'administrateur  et,  en  cas  d'empechement,  de  leur  suppleant  legal 

Le  vote  a  lieu  an  scrutin  Beeret. 

Sont  seuls  eligibles  les  eleeteurs  de.  la  delegation. 

Les  dispositions  <|ui  preeedent  sunt  applicables  aux  chefs  des  kharoubas,  en  ce  qui  concerne 
la  section  kabyle, 

Art.  11.  Le  secretaire  de  la  mairie,  dans  les  communes  de  plein  exercice,  le  secretaire  de 
la  commission  municipale,  dans  les  communes  mixtes  recueille  les  bulletins  et  les  place  en  pn'sence 
<le>  eleeteurs  Sous  une  enveloppe  scellee  par  lui,  mise  par  le  president  du  burean  electoral  bous 
um'   seconde   enveloppe  ä  laquelle  il   appose  le  cachet  de  la  commune. 

Les  plis  ainsi  prepards  sont  immddiatement  transmis  au  chef-lieu  de  la  circonscription 
electorale,  par  les  soins  de  l'autorite?  locale. 

Art.  12.  Le  depouillement  est  opere  au  chef-lieu  de  la  circonscription  par  une  commission 
composee  du  ju<re  de  paix,  president.  <lu  plus  äge  et  du  plus  jeune  des  eleeteurs  presents,  du 
secretaire  de  la   mairie   ou   de   La  commission   municipale  du,  chef-lieu. 

Art.  13.  Les  dispositions  de  l'article  7  ci-dessus  sont  applicables  a  l'election  des  membres 
de  la  delegation  musulmane.  La  regularite  de  l'election  de  ladite  delegation  sera  veritiee  en  consen 
de  ETOiivernement. 
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Airriö  du  gouverneur  gön£ral  relatlf  au  fonetlonnemenf  <l«s 
dälägatlons  Qnancieresi 

( Bulletin  officio]  du  <  low  ernemem   | !ral   1541    n    883). 

I  ootobre  L898. 

\ii.  l1'1.     \  l'ouverture  de  la  sesBion  ordlnoire,  chaque  diUdgation,   nSunie    ou     la  pri  Idenci 

de  Mm  doyen  d'/lge,  le  plusjeune  membre  taisanl   fonotions  de  iecr<5taire    um 

ei  a  la  majorit<3  absolue,  prösident,  son  assesseur  ei  ^< ■  1 1  secretaire. 

Leurs  fonctions  durenl  jusqu'a  la  sessi 'dinalre  de   l'i i5e   suivante, 

Le  gouverneur  ge'neVal  d^signera,  ■öl  y  a  lieu,   le  foncti laire  qui  devra  aider  di     i      c i 

le    pn'siilrut    /In    de    la    d&egation    musulmane,    ainsi    que    l'interprete    qui    devra    6tre    adjoinl    au 
secnStaire  <-l u  de  la  dite  ddldgation. 

Vit.  •_'.  Les  dispositions  <lu  däcrel  du  23  aoüt  1898,  relative«  au  quorum  exige  pour  la 
\  alidiii'  des  (l(''lili('r;itiniis,  :ui\  form  es  de  votation,  an\  proces  verbau*  ei  aus  comptes  rendus  «In 
conseil  superieur,  n<>hi   applicables  aus  deldgations  financieres. 

Art.  ;>.  Des  l'ouverture  de  la  Session,  chaque  del^gation  esl  saisie,  par  le  gouverneur  gen^ral, 
des  questions  sur  Lesquelles  die  aura  a  deÜb^rer,  >ans  prejfidice  de  Celles  qui  pourronl  leur  etre 
soumises  pendanl  tout  le  cours  de  la  Session. 

Ait.  -I.  Le  gouverneur  g^neral  designe  les  fonctionnaires  ei  agents  charges  de  representer 
l'administration  devant  l'une  ou   l'autre  des  d<£leVations. 


No.  r>i. 
Proposition  deloi  portant:  1°  creation  d'wn  budget  special;  2°  Con- 
stitution et  reglement  des  attributions  d'un  conseil  eolonial  Hu  de 

V Ahjccic, 

presentee  par  MM.   Morinaud,  Marchai,   Thrumont,  Firmln  Faure,  deputes  (-1.  <>..   Docum.  pari., 

Chambre  des  <l<jj>ut<:s,  Sess.  ord.  de  1899,  i'1   Seance  du  28  mars,  annexe  "'    867,  p.  981s.). 

Premiere  proposition  de  /<>/. 
Art.  /"'.     A  partir  de  Vexereice  de  1900,  l'Algerie  est  dotee  d'wn  budget  special. 
Art.  2.  —  Les  recettes  sont  partagees  cn  deu.c  partir*. 

La  premiere,   c'est  ä-dire  21  millions   de  francs,   est    affectee   aux    depenses   mises  ö  la 
ckarge  de  la  metropole. 

Sunt  partagees  dans  la   mime  proportion  </ue  les  recettes  pour  Vexereice   1900 .- 
1°  Les  plus  ou  moins-values  de  recettes  qui  pourronl  apparaitre  >•«  flu  d'exercice  sur  les 
previsions  budgetaires ; 

2°   Les  plus-values  ou  les   moins-values  de  recettes  qui  ressortiront    nur   previsions  des 
exercices  suivants  sur  l'annee  JOGG. 

Cependent  la  metropole,    afin  de  permettre  ä  l'Algerie  de  gager   d'ores  et  dejä    u,>  grand 
eniprunt.  almixlouiie  pendanf  dix  aus  d  la   rolonie  sa  part  dans  les  excedents  sus-indiques.     La 
pari  de  la   metropole   dans  les   recettes   alge'riennes  se  trouve   ainsi   arretee  pour  dir  ans  a  la 
moitie  des  recettes  prevues  pour  1900  qui  son)  de  ■'>■/.  §53,  534  fr. 
Art.  3.  —  L'Algerie  est  declare'e  personne  morale  et  civile. 
I'.lle  a  la  faculte  de  se  constituer  un  domaine  propre,  d'aliener,  d'aeheter. 
Elle  peut  contracter  des  emprunts. 
Elle  a  la  faculte'  de  se  creer  des  ressources. 

Deuxieme  proposition   de  loi. 
Art.  ler,         II  est  constitue  en  Algerie  un  conseil  eolonial  compose  de: 
38  conseülers  frangais; 
9  conseülers  musubnans; 
4  conseülers  kabyles. 
Cette  compositum   pourra  <:trc  modifiee  par  decrel  du   President  de  la   /'''publique,   apres 
avis  du  conseil  eolonial. 

Graelin,   VtfrfasBangscntwicklung  t-on    Ugerien.  I) 
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Art    .'  /.•-  eonseülers  frangais  seront  eins  au  scrutin  dt  liste,  <•  raison  de  detu  par 

arrondissement,  /•<"■  l<  suffrage  universel,  d' apres  la  listt   municipalt   ordinairt 

Toutefois,  lt.-  arrondissements  d' Alger  et  d'Oran  nomment  chacun  quatre  eonseülers,  m 
raison  du  nombre  de  leurs  habitants. 

Art.  S.  Sont  eligibles  au  conseil  colonial  les  citoyetu  francais  aptes  ä  faire  partie  des 
■  .■)<-'  ih  gt  "•  raua  des  departements  algeriens.  Le  Mandat  dt  menibre  du  conseil  colonial  est 
incompatiblt  avec  la  qualiU  d'agent  <>"  d'entrepreneur  d'un  Service  de  l'JEtat  <"'  d'une  soeiete 
subventionnee  <>n  jouissant  d'une  garantie  d'interets  assuree  par  l'Etat. 

Art.  8.  —  Leu  tun/'  membres  indigenes  d,,  ronseil  roh,,, ml  s,,,,t  re'parti.i  •>  raison  de  trois 
i„,nr  rhu, -iti,  entre  les  trois  departements,  diu,  /,onr  le  territoire  civil  et  un  ponr  le  territoire 
militairi . 

//.-■  seront  eins  <"<   suffrage   restreint  dans  le.--  conditions  '/<"•   reglera  "«   arrite  du  gou- 
verneur  general   pris  <■,,   ronseif  de  Gouvernement   aur  les   hases    •  <. ,,, ,,,/,.-    -,,, ,-. ,,,/,. - .    /,-  . 
electordl  sera  formt    des  eonseülers   munieipaua    indigenes  •■,,  ,,,,„,„,,„,.-  de  j,l,i„  exercice  ,t  , ,, 
commune    mixte   <>u   de   commandement,   dr.--   de'legues   qui   aumnt    ,'i,    nommes  pur   n„   cottegt 
,  lectoral  analogue  ä  celui  qui  fonetionne  pour  les  communes  de  plein  exercice. 

Leu  ronseillers  kabyles  seront  elus  par  les  ehefs  de  groupe. 

I  ,1  ttrret e  du  gouverneur  general  pris  en  conseil  de  Gouvernement  reglera  COmms  pour 
les  eonseülers  aräbes  la  repartition  des  eonseülers. 

Art.  9.  —  Sont  eligibles  en  qudlite  dr  eonseülers  indigenes: 

/"  Les  indigenes  musulmans  inscrits  sur  les  listes  eleetorales  des  conseüs  de  plein  exercice 
et  reinplissdnt  en  ontre  les  conditions  prevues  par  l'article  3,  paragraphe  2  du  decret  du 
7  avril  1884; 

2°  Les  indigenes  musulmans  jouissant  des  capacites  exigees  pour  les  eonseülers  de  plein 
exercice  tant  pour  etre  electeur  (/ue  pour  etre  ein. 

Art.  11.  —  .Les  membres  du  conseil  colonial  sont  eins  pour  six  ans,  et  renouvelables  par 
moitie  toiis  les  trois  ans. 

II  sera  procede  au  dehnt  <l<-  In  premiere  periode  triennale,  par  voie  de  tirage  au  sort, 
n  hi  designation  des  arrondissements  qui  auront  a  proceder  au  renouveüement 

Les  membres  sortants  seront  ree'ligibles. 

Art.  16.  —  Les  sessions  ordinaires  ou  extraordinaires  du  conseil  colonial  sont  ouvertes 
par  le  gouverneur  general  de  l'Algerie  ou  snu  dele'gue. 

Le  gouverneur  general  a  le  droit  d' assister  aux  seances  du  conseil. 

A  la  premiere  seance,  le  conseil  colonial  nomme  un  president,  deux  vice-presidents  et  trois 
secretaires  ehoisis  parmi  les  membres.  Leurs  fonetions  durent  jusqu'ä  la  Session  rorrespondante 
de  Vannee  suivante. 

Art.  17.  -  L<  gouverneur  general  ne  p,eut.  en  nur,,,,  cas,  assister  ä  la  discussion  du 
compte  administrativ 

Art.  18.  —  TJne  commission  /xrmanente  est  elue  ehaque  annee  au  cours  de  la  session 
ordinaire.  Elle  se  compose  de  six  membres  frangais,  d'un  menibre  musulman  et  d'un  membre 
kabyle. 

Les  membres  francais  sont  ehoisis  "  raison  de  deux  par  departement. 

Tis  sont  ree'ligibles. 

Art.  20.  —  La  commission  permanente  sc  re'unit  au  moins  une  fois  par  mois,  ä  Alger, 
aux  epoques  et  pour  le  nombre  de  jours  qu'eUe  determine  eüe-meme,  -(ins  prejudice  du  droit  qui 
appartient  ä  son  president  et  au  gouverneur  general  de  la  convoquer  extraordinairement. 

Les  membres  de  la  commission  permanente  reeoivent  les  memes  indem  nites  de  sejour  et 
hs  memes  indemnites  de  depVacement  que  les  membres  du  conseü. 

Art.  21.  —  Le  gouverneur  general  ou  ses  representants  ont  entree  ä  In  commission.  Les 
ehefs  ,lr  service  du  gouvernement   general  sont    tenus  de  fournir   verbalement  ou  par   ecrit  hm.-- 
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les  renseignements   qui   linr   eera  i<  ni    inhim,.   par   l<<    commission   permanente    "<    ?< 
placfes  dans  leurs  attiHbutions, 

Art.  22,  /■<!  commission  permanente  regit  let  affaires  qui  lui  tont  renvoyeei  par  h 
constä  colonial,  dans  la  limite  de  l<<  ddlegation  qui  im  est  faxte.  Eilt  examim  cettt  qui  lui 
.•<i>iit  soumises  par  le  Gouvernement  et  donne  ton  avis, 

Art.  ''.V.         L,  gouverneur  gsneral  est  tenu  d' adresser  ä  la  commission   permanente,   <»u 

eonvmencemsnt  de  chaque  mois,  V etat  des  mandats  de  payement  qu'ü  a  ddlivrit  pendant  > i 

pre'eedent,   ooneemant  le  budget  special  et  de  communiquer  let  pieees  de  comptabüiti  ä  l'appui 

Art.  24,  .1  Vouvertwe  de  chaque  Session  ordinaire  du  conseil  colonial,  la  commission 
permanente  lui  fait  uu  rapport  sur  Vensemble  de  ses  travaux  et  lui  fait  toutet  let  propositiont 
qu'elle  croit  utües. 

Art.  i'.'i.  Le  conseil  colonial  donne  obligatoirement  eon  avis  sm-  tous  les  acte»  d' ordre 
le'gislatif  que  V Organisation  algerienne  permet  de  realiser  /»n-  decrets  et  sur  tous  le»  projets  d\ 
U>i  soumis  au   Parlement  et  concernant  la  eolonie. 

II  est  consulte  sur  toutes  les  questions  qui  touchent  ä  la  nie  eeonomique  et  administrative 

<!<■   In    cohmir. 

II  emet  des  voeux  sur  les  <>l>jets  interessant  VAlgnie. 

II  exprime  son  avis  sur  /<'.s  voeux  des  conseils  generaux  et  municipaux. 

Art.  26.  Toutes  les  depenses  et  toutes  les  recettes  de  l'Algerie  sont  examinees  par  le 
conseil  colonial. 

II  evalue  les  recettes  proposees  et  donne  son  avis  sur  les  depenses  de  souverainete,  de 
protection  et  d'administration  generale  </u>  forment  le  budget  metropolitain,  aihsi  que  sur  les 
subventions  attribuees  par  les  lois  de  firm  uns  ä  certaines  depenses  loeales.  L'äablissement  de 
ees  previsions  <le  depenses  et  de  subventions  appartient  au  ministre  sur  la  proposition  du  gou- 
verneur general. 

Art.  27.  —  Le  conseil  colonial  vote  le  budget  des  depenses  loeales,  en  arrete  la  sous- 
repartition  et  delibere  sur  les  contributions  ä  certaines  depenses  communes. 

('es  de'eisions  sont  presentees  au  Parlement,  qui,  chaque  annee,  comprend  le  budget  local 
algerien  dans  la  loi  de  finances  par  un  seid  article  de   recettes  et  un  seid   article  de  depenses. 

L'etablisstment  du  projet  d'e'valuation  des  recettes  de  l'Algerie  et  des  previsions  de  <l<:j>enses 
loeales  est  confie  au  gouverneur  general. 

Art.  28.  —  Le  conseil  colonial  reeoit  le  compte  administratif  du  gouverneur  general. 
Dans  ret  examen,  les  depenses  metropol  Haines  fönt  l'objet  d'nn  simple  avis  et  les  depenses  loeales 
sont  soumi.-es  a  Vapprobation  du  conseil. 

Art.  20.  —  En  matiere  fiseale,  le  conseil  colonial  donne  neeessairement  son  avis  nur  les 
modifications  apportees  au  regime  douanier  et  des  impöts  directs  <>u  indirects  de  toute  nature 
communs  ä  la  France  et  a  l'Algerie. 

II  fi.i-e  l'assiette  de  la  repartition  de  tous  les  impöts  et  octrois  speciaux  de  l'Algerie.  U 
vote  toutes  les  modifications  et  additions,  les  emprunts  et  les  ressources  speciales  pour  les  gager, 
et,  en  general,  toutes  les  ressources  necessaires  ä  l'arne'lioration  des  Services  administratifs 
locaux,  de  Vassistance  publique  francaise  et  indigene,  des  travaux  publice  et  de  colonisation 
en  Alqerie. 


No.  62. 

Projet  de  loi  portant  creation  d'un  budget  special  pour  VAlgerie, 

presente  ....  par  M.  Waldeck  -  Rousseau,  president  du  conseil,    ministre   de  l'interieur  et  des 
eultes,    et  par  M.  •/.  Caillaux,    ministre   des  finances  (J.  o.  Docum.  pari.,  Chambre  des  deputes, 
Sess.  ord.,  Seance  du  2?  mai  1000,  annexe  n"  1644,  p.  1111  s.). 
Projet  de  loi. 
Art.  ter,  —  A  partir  d>-   Vexercice    1001,   le  budget  de   l'Algerie   cessera    d'etre  compris 
dans  le  budget  de  l'JEtat  et  sem  >:t,ihli.  vot<   et  regle   conformement  aux   dispositions  de  la  pre- 
sente loi. 

6* 
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Art.  2.  -     /-•    budget  d<   VAlgeri*   comprend  ■  n  reeetU 

I  I .,  -  impöts  de  touU  nature,  redevancet,  fondt  de  concours  et  autret  produit»  anterieure- 
rinnt  verein  par  le   Tresor  a  quelqtu   t,t,-.   qut   <■<    wit,    tau/  ceua    ajferenti  a  la  vente  des  pro- 

det  monopolet  de  l'JStat  > »   Algetru   et  a  la  tan    müita    ■ 

/.,   y, ,,..i,i,i   .1,  -   impöts    qui    teraieni    ulterieurement    creet    eonformement  u  l'artiele   s 
,  i-api 

I I  comprt  ml  •  ,1  ./.  i>,  ii  -i  • 

1  L'ensembh    des   depenses    civües.     Toutefi  arantit    d'interlt  de»  chemmt  de  fer 
'-  .,  l'exploitation    anterieurement    au   te>"  janvier  1901   reute  ä  la    chargt   cU    VEtat, 

,,-,,-,,   des  dispositions  des  paragraphea  3  et   I  de  l'artiele   II  cira\ 
I ., -  ■/./.,  ii-,  %  de  la  gendarnu 

v    Li-  pensions  des  fonetionnaires  <<  agents  coloniaua   liquidees  <<  partir  du   t 
1901,   proportionnellement  ä  la  dure\   des  Services  aecomplis  depuis  cette  date  et  dam  des  ><>,,- 
ditions  -/ni  seroni  reglet»  par.  un  reglemeni  d'adtninistration  publiqu* 

Art.  3.    —   Lee  depenses  inscrites  au  budget  de  la  colonie  «>,it  obligatoires  ou  faeultativet 

Sont  obligatoires . 

/  Les  depenses  d'adtninistration  generale  et  etiles  des  Services  civils  relevant  actuellement 
■  ii   VEtat; 

2  Les  traitements  des  fonetionnaires  et  agents  mis  "  la  disposition  de  la  colonie 
Li-  depenses  de  la  gendarmerie ; 

4"  Ceües  des  Services  musulmans  et  des   affaires  indigenes; 

.'i     Uacquittement  des  dettes  exigibles. 

Le  montant  de  ces  depenses  est  determim  <•//<<•  /»<  annee  /'<<r  Te  projet  de  budget;  ä  n- 
peut  etre  reduit  par  les  assemblees  algeriennts. 

Dans  lt  cos  ov  ces  assemblees  n'alloueraient  pas  tout  nn  /mr/ii-  des  depenses  obligatoires 
arretees  eonformement  aus  dispositions  qui  preeedent,  ces  depenses  seraieni  inscrites  d'office  au 
budget  par  decret  ■/"  President  de  l"  Republique,  rendu  en  conseä  d'Etat  sur  le  rappori  du 
ministre  <!■    l'interieur. 

II  serait  Statut  dans  In  mime  forme  sur  les  voies  et  moyens  destinees  "  assurer  le 
pavement  des  depenses  obligatoires. 

Art.  4.  —  Ln  projet  de  budget  est  e'tablie  par  le  gouverneur  general  en  conseü  <l<-  gou- 
vernement,  sous  le  contröle  du  ministre  de  l'interieur  et  apres  communication  aus  ministres 
competents  des  chapitres  de  ce  budget  qui  ressortissent  <<  leurs  departements. 

Art.  5.  —  Le  projet  <!<■  budget  est  delibere  et  votepar  l'assemblee  plentere  des  delegations 
financ  irres,  sur  le  nijiji<>rt  Je  .-•</  commissi, ,,i  des  finances  composee  de  II  membres  eins  jmr 
chaqu<   delegation  a  raison  de  4  colons,  4  non  colons  et  3  indigenes. 

Aucun  amendement  m  peut  etre  delibere  par  l'assemblet  plentere  s'ü  n'a  ete  prealablement 
,i.l,,j,t,  par  In  delegation  ä  laquelle  appartient  son  auteur  et  transmis  par  eile  a  In  comtnission 
des  finances. 

L'initiative  des  propositions  de  depenses  est  reservet   nn  gouverneur  general. 

Art.  6.  —  Le  projet  de  budget  vote  j><ir  l'assemblee  plentere  <les  delegations  financieres 
•  st  transmis  au  conseü  superieur  de  gouvemement,  qui  delibere  surlerapport  de  sa  commission 
des  finances  composet  de  neuf  membres  e'lus  au  scrutin  <ic  liste.  Le  conseä  superieur  m-  peut 
prendre  1'initiativt  d'aucune  depenst  imiirellr.  ni  relever  les  credits  votes  par  les  delegations 
finaneit  res. 

Toutefois,  H  peut  inscrire,  sur  In  proposition  'in  gouverneur  general,  les  depenses  obli- 
gatoires qui  auraient  ete  omises  par  les  delegations  financieres. 

Art.  7.    -   Li  projet  <i<   budget  est  delibere  ckaque  anne'e  j>n,-  les  delegations  financieres 
conseü  superieur  nn  cours  'I,-  h-nr  session  ordinaire  qui  a  lieu  dans  les  six  premiers  mois 
</-   l'annee. 

La  duret    <li   cette  session   n>-  pourra  exceder  nn   mois  pour  chaque  assemblee. 

Art.  8.  —   l'.sirr.   faite  pour  les   <lrvits  ile  douane  '/ni  restent    soumis   nn.    dispositions 

>',,ni,  nr.  les  creations  ou  suppressions  d'impdts,  les  modifications  de  leur  assiette,  dt 

leur  tarifs  nn  ,l,   leur  mode  d\  pereeption  sont  deliberees  par  l'assemblee  plentere  des  delegations 
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financieres,   sur   In    proposition    de   l'une   den   delegations    ou    du   gouverneur   general  et    tut   '• 
rapport  •  !<■  la  commission  des  flnances. 

l,i  eonseil  superieuv  ne  peut  qu'adopter  ou  reistet  les  decisions  prises  par  l<  de'lnjatiims 
flnanciires,  En  cas  d'adoption,  la  de'cision  n'est  exicutoire  qu'apres  avoir  eU  homologur'e  pai  un 
dicret  en  conseil  d'JStat, 

Ar/.  9.  I ' ,c  budget  est  defi/nitivemeni  regh  par  decret  du  President  de  la  Uepublique 
.<i<r  le  rapport  du  ministre  de  l'interiewr. 

Art.  10.  Si  le  budget  n'est  pas  vote  lors  ./«•  l'ouverture  d'un  exerciee,  le  budget  de 
l'exercice  pre'ce'dent  est  applicable  de  plein  droit, 

Ali.  VI.         lies   excidents  de    reeettes   constates   en   fin  d'exercice   sont    verses   en    eotnpte 

courant  au  Tresor  au  mime  titre  que  les  fonds  libres  des  departements  /••■nr  eonstituer  un  / I 

de  reserve. 

II  iic  peut  itre  oper<  de  prelevement  sur  le  fonds  de  reserve  que  pour  le  payement  de 
dettes  exigibles  ou  le  remboursement  d'avances  consenties  par  In  metropolt.  Tout  prelevement 
doit  itre  autorise  dans  la  mime  forme  que  les  depenses  inserites  <<u  budget. 

Toutefois,  in  cas  d'urgence  resültant  d'evenements  calamiteux,  le  ministre  de  l'interiewr 
pourra,  sur  la  proposition  du  gouverneur  general  et  apres  avis  <li<  ministre  des  flnances,  autoriser 
i)  titre  provisoire  un  prelevement  exceptionnel  sur  le  fonds  de  reserve. 

Lorsque  le  fonds  de  reserve  depassera  la  somme  de  ■">  millions,  les  excedents  de  reeettes 
constates  en  fin  d'exercice  seront  attribues  ä  VEtat  jusqu'a  coneurrence  d'un  tiers  pour  atte'nuer 
la  charge  annueUe  de  In  garantie  d'interit  des  lignes  de  chemins  de  fer  indiquees  ä  Varticle  2. 

A  partir  du  I <r  janvier  1926  I«  garantie  d'interit  '!<■  ces  lignes  sera  a  la  charge  de 
la  colonie. 

Art.  12.  —  Le  compte  administratif  de  chaque  exerciee  est  successivement  presente  aux 
delegations  financieres  et  au  conseil  superieur  qui  statuent,  par  voie  de  declarations. 

Le  tresorier-payeur  d' Alger  est  le  comptable  de  la  colonie:  liest  en  cette  qualite  justiciable 
de  la  cour  des  comptes. 

Li  compte  e'tabli  par  le  tresorier-payeur  'd'Alger  en  qualite  de  comptable  <le  la  colonie 
est  remis  aux  delegations  financieres  et  nu  conseil  superieur  en  meine  tenips  qüe  le  compte 
administratif. 

Art.  13.  —  U Algeric  est  dotee  de  In  personnalite  civile.  Elle  peut  posseder  lies  Mens, 
crcer  des  etablissements  d'interit  colonial,  conceder  des  chemins  de  fer  ou  autres  grands  travaux 
publics,  contracter  des  emprunts. 

Le  gouverneur  genernl  represente  l'Algerie  dans  les  acte*  de  la,  vie  civile;  mais  lorsqu'il 
s'agit  d' emprunts  <m  de  concessions  de  chemins  de  fer  ou  autres  grands  travaux  publics,  il  ne 
peut  agir  qu'en  vertu  de  deliberations  conformes  des  delegations  financieres  et  du  conseil 
superieur,  approuvees  par  une  loi. 

Les  pouvoirs  publics  de  la  metropole  peuvent,  apres  avis  des  delegations  financieres  et 
ilu  eonseil  superieur,  conceder  directement  les  chemins  de  fer  auxquels  ils  auront  reconnn  un 
caraetcre  strategique. 

N'o.  63. 

Loi  portant  creation  d'un  budget  special  pour  rAlg*5rie.*) 

(Bulletin  des  lois  221-4.  n"  38989). 
19  decembre  1900. 
Art.   1er.    L'Algerie  est  dotee  de  la  personnalite'  civile.     Elle  peut  posseder  des  biens,  creer 
des  etablissements  d'interit  colonial,  conceder  des  chemins  de  fer  ou  autres  grands  travaux  publics, 
contracter  des  emprunts. 

Le  gouverneur  general  represente  l'Algerie  dans  les  actes  de  la  vie  civile.  11  ne  peut  con- 
tracter  d'emprunts  ni  conceder  des  chemins  de  fer  ou  autres  grands  travaux  publics  qu'en  vertu 
de  deliberations  conformes  des  delegations  financieres  et  du  conseil  superieur,  approuvees  par  une  loi. 


*)  Gleichlautend    mit   dem   vojn    der    Budgetkommission    der  Deputiertenkammer  am  29   Juni 
1900  vorgelegten   Entwurf. 
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I  n  cl.'.i.i  rendu  en  la  forme  des  rcglements  d'administration  publique  pourra  approuver  cas 
di'liberations  ei   autoriser  les  travaux    publica  loraqu'il   s'agira  de   l'ex^cution  de  canaux  el  chemins 

de  Per  d'embranchemenl   de  ins  de  ringt  Idlometres  (20^)  de  longueur,  des  lacunea  ei  rectifications 

de  routes  nationales,  des  ponts  ei  de  tous  autrea  travaux  de  moindre  importance. 

2.  II  sera  ~t.it m '■  par  nne  l"i  sur  l'organisatioii  ei  les  attributiona  «In  eonsei]  superieur  et 
des  del£gations  ünancierea  d'Algerie.  Provisoiremenl  ces  institutiopia  seronl  regiea  par  le~  ddcrets 
du  23  aoul   1*98. 

.;.  A  partii  de  l'exercice  l!ti)l.  le  budgel  de  l'Algene  cessera  d'Stre  compris  dans  le  budget 
de  l'Etat  ei  sera  ctaldi.  vot^  et  rig\4  conformemenl  aux  dispositions  de  la  präsente  loL 

4.  Le  budget  de  l'AJgerie  comprend  en  recettes: 

I  Les  impöts  de  toute  nature,  redevances,  fonds  « i « -  concours  ei  autres  produits  anterieurement 
percus  par  le  Tresor  a  quelque  titre  que  ce  soit,  Bauf  ceux  afferente  ä  la  vente  en  Algerie  dea 
produits  des  monopoles  de  l'Etal  et  ä  la  taxe  militaire; 

2°  Le  produil  des  impöts  >|iii  seraient  ulteneurement  cr££s  conformemenl  a  l'article  8  ci-apre*. 

II  comprend  en  depenses : 

1"  L'ensemble  <lrs  depenses  civiles; 

2°  Les  depenses  de  la  gendarmerie; 

Z"  Les  jM-n>i.m-  des  fonetionnaires  et  agents  coloniaux  liquidees  ä  partir  da  Ier  janvier  1901, 
proportdonnellement  ä  la  dun'e  des  Services  aecomplis  depuis  cette  date  ei  dans  des  conditions  <pii 
seront  reglees  par  im  reglement  d'adminiatration  publique. 

Toutefois  la  garantie  d"inter<"t  des  cbemins  de  fer  ouverts  a  L'exploitation  anterieurement  an 
1er  janvier  1901  reste  a  la  cbarge  de  l'Etat,  sous  r£serve  des  dispositions  des  paragraphes  4  et  6 
de  l'article   13  ci-apres. 

Les  cr£dits  y  afferents  figureront  an  budget  «rencral  de  l'Etat,  sous  la  rubrique:  Subvention 
;i   l'Algerie  pour  garanties  d'interßt  aux  compagnies  de  cbemins  de  fer  algeriens. 

5.  Les  depenses  iuscrites  au  budget  de  la  colonie  se  divisent  en  depenses  obligatoirea  et 
en  depenses  facultatives. 

Sont  obligatoires : 

1 u  L'acquittemenl   des  dettes  exigibles; 

2°  Les  depenses  d'administration  generale  et  celle  des  Services  civils  relevant  actnellement 
de  l'Etat,  conformemenl  an  tablean  A  annexe*  a  la  präsente  l"i; 

3°  Les  traitements  des  fonetionnaires  et  agents  mis  ä  la  disposition  de  la  colonie,  conformement 
au  tablean  li  annexe1  ä  la  presente  loi; 

4°  Les  depenses  de  la  gendarmerie; 

j"  Celles  des  Services  musuhnans  et  des  affaires  Lndigenes,  conformemenl  an  tablean  (' 
annexe*  ,;i  la  präsente  loi. 

Sauf  en  ce  qui  concerne  les  dettes  exigibles,  le  montant  des  depenses  obligatoires  ne  peut 
exender  pour  chaque  chapitre  les  sommes  iuscrites  aux  tableaux  annexes  ä  la  präsente  loi,  a  moins 
que  les  delegations  tiuaiu-ieres  et  le  conseil  superieur  d'Algerie  n'aient  alloue  pour  l'exercice  pre- 
ec'deut  um  credit  superieur  correspondant  ä  uu  besoin  permanent.  En  ce  cas,  le  maximum.  jiar 
chapitre,  de  la  depense  obligatoire,  est  celui  de  l'exercice  preeedent. 

Le  montant  de  ces  depenses  est  determine  chaque  annee  pas  le  projet  de  budget 

Dans  le  cas  ou  les  assemhli'es  algeriennes  n'alloueraient  jias  les  fonds  exiges  par  une 
depense  obligatoire  on  n'alloueraient  qu'une  somme  insuffisante,  l'allocation  necessaire  serait  inscrite 
d'office  an  budget  par  decret  du  President  de  la  Republique,  rendn  en  Conseil  d'Etat  sur  le  rapport 
ilu    iniuistre    de    l'intcrieur. 

II  serait  Statut'  dans  la  meme  forme  sur  les  voies  et  moyens  destines  a  assurer  le  payemenl 
des  depenses  obligatoires. 

6.  Le  projet  de  budget  est  etaldi  par  le  gouvernenr  g£neral,  sous  le  contröle  du  ministre 
de  l'interieur. 

7.  Le  projet  de  budget  est  delibere  et  vote  par  l'assemblee  planiere  des  delegations  nuanciere«, 
sur  le  rapport  <lc  ^a  commlssion  des  finances,  composee  de  onze  membres  eins  jiar  chaque  delegation, 
ä  raison  de  quatre  colons,  quatre  non  Colons  et  tmis  Lndigenes. 

Ancun  amendement  ne  peul  Stre  <l<liln'r<'  par  l'assemblee  pleniere  s'il  n'a  •  '•  t < '  pr^alablement 
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adopti!  par  la  <l<  l«'^ .u i->n  h  laquelle    nppartienl    ion    auteur   ei    trän  mii     pai    olle    h    In  comrol    Ion 

dos    linances. 

L'luitdatlve  des  propositiona   de   ddpenaea  de    peraonnel  i    I   n   ervöe  an  gouvoi finita] 

H  ne  peul  6tre  präsente*  par  \<s  deieguea  auc proposition  tendant,    oll  fi  d<     augmentati l< 

traitementa  d'indemnitea  ou  <!<■  penaiona,  aoit  a  dea  cr£ationa  de    lorvice  .   d'emplola,    de    pen  Ion 
•  im  leur  extension  cii  dehora  <lrs  llmitea  preVuea  par  lea  I •  •  i ^  en  rigueur. 

8.  Le  proje!  de  budgel  vote*  par  L'assemblle  pldniere  des  deiägationa  (inancieree  o  I  tri il 

au  eonseil  superieur  de  gouvernement,  quJ  döllbere  sur  !«•  rapporl  de    ga  commission    de     Snanci 
compoaee    de   neuf  membres   «''Ins   an    Bcrutln   de    liste.      Le   conaeil    aupdrieur    ne    peal    pr<  ndre 
['initiative  d'-aucune  ddpense    nouvelle,    ni    relever   lea   crddita  votöa   par  l>s  deiegationa  financieri 

',).  Le  projel  il<'  budgel  est  <U- 1 i !»<'■  i-<'  cbaque  annde  par  Lea  delegationa  financierea  '-i  le  eonseil 
superieur   au  coura    de    leur   Session    ordinaire,  <|ui    a    lieu    dans   les  six  premiers  mois  «!<•  l'ann^e. 

La  «luri'c  de  cette  Session  ne  pourra  exedder  an  mois  ponr  chaque  assembiee. 

Toutefois  mii'  Prolongation  »1«'  session  pourra  Itre  aecordde  par  le  gouverneur. 

10.  Reserve  faite  pour  Les  droits  <!<•  douane  <|iii  restenl  soumis  aus  dispositiona  dea  lois  en 
vigueur,  les  cr^ations  <>u  suppressions  d'impöts,  les  modificationa  de  leur  assiette,  de  Leurs  tarifa 
ou  de  leur  mode  de  pereeption  sont  dölibörees  par  l'assemblee  pieniei'e  des  delegationa  financi&res, 
sur  la  proposition  de  l'une  des  delegations  on  «lu  gouverneur  ^t'iu'ral  ei  aur  le  rapport  de  La 
eommission  des  finances. 

Le  eonseil  superieur  ne  peut  qu'adopter  ou  rejeter  les  de*cisions  prises  par  les  delegations 
ßnancieres.  En  cas  d'adoption,  la  ddeision  n'est  executoire  qu'apres  avoir  6ti  bomologu.ee  par  an 
decret  en  Conseil  d'Etat. 

La  pereeption  des  droits,  prodnits  et  revenus  applicables  an  budget  special  de  l'Algerie  est 
autorisec  anniiollement  par  les   luis   de  finances. 

11.  Le  budget  est  regle  par  decret  du  President  de  la  Kepublicpio,  sur  le  rapport  dn  ministre 
de  l'interieur. 

12.  Si  le  budget  n'est  pas  vote  et  homologue  lors  de  L'ouverture  d'un  exercice,  le  budget 
de  l' exercice  pn'cedcnt  est  applicable  de  plein  droit. 

13.  Les  fonds  Libres  de  l'Algerie  sont  obligatoirement  verses  en  compte  courant  au  Tresor, 
au  meme  titre  que  los  fonds  libres  des  departements. 

Les  excedents  de  recettes  constates  en  tili  d'exereiee  sunt  atfectes  a  la  Constitution  d'un 
fonds  de  n'serve.  II  ne  peut  Itre  opörö  de  prelevement  sur  le  fonds  de  n'serve  que  pour  le 
payement  de  dettes  exigibles  ou  le  remboursement  d'avances  consenties  par  la  metropole.  Tont 
prelevement   doit   etre   autorise   dans   la  meine   forme   que   les  depenses   inscrites   au  budget. 

Toutefois,  en  cas  d'urgence  resultant  d'evenements  calamiteux,  le  ministre  de  l'interieur 
pourra,  sur  la  proposition  du  gouverneur  general,  et  apres  avis  du  ministre  des  finances,  autoriser 
ä  titre  provisoire   im   prelevement  exceptionnel  sur  le  fonds  de  n'serve. 

Lorsque  le  fonds  de  n'serve  depassera  la  somme  de  cinq  millions  (5,000,000  fr.),  les  excedents 
de  recettes  constates  en  rin  d'exereiee  seront  attribues  ä  l'Etat,  jusqu'ä  coneurrence  d'un  tiers, 
pour  attenuer  la  charge  annuelle  de  la  garantie  d'interet  des  lignes  de  chemins  de  fer  indiquees 
ä   l'article  4. 

Le  surplus  pourra  Itre  arfocte  ä  des  travaux  d'interet  general  autorises  dans  la  meme  forme 
que  les  depenses  inscrites  au   budget. 

A  partir  du  1er  janvier  1926  les  avances  aux  compagnies  de  chemins  de  fer,  au  titre  de  la 
garantie  d'interet  de  ces  Lignes,  seront  a  la  charge  de  la  colonie. 

Les  remboursements  (|iii  seraient  faits  par  les  compagnies,  en  exoeution  des  Conventions  de 
concession,  seront  attribues  ä  couvrir  de  leurs  avances  l'Etat  et  l'Algerie  au  prorata  de  leurs 
avances   respectives. 

14.  Le  compte  administratif  de  chaque  exercice  est  successivement  presente  aux  delegations 
et  an   eonseil   superieur  qui  statuent  par  voie   de   deelarations. 

Le  compte  de  l'Algerie  provisoirement  arrete  par  les  delegations  tinaneieres  et  le  eonseil 
superieur   est   deiinitivement   regle   jiar   decret. 

Le  tresorier-payeiir  d' Alger  est  le  comptable  de  la  colonie;  il  est  en  cette  qualite  justiciable 
de  la  Cour  des  comptes. 
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I..    compte  i  i.ii'li  par  le  tresorier-payeur  d'Alger,  en  quaUtc*  de  comptable  de  la  colonl 
remis  aux  doh'gations  iin.iini.ii~  el  au  conseil   superieur  en   mßme  tempe  qne  le  compte  administratif. 

15.  i.i"  pecteur  general  dee  Bnances  en  mission  en  Algene  adresse  an  ministre  de  l'intlrieor 
.  i  .in  ministri  des  finances,  h  l'expiration  de  cbaque  trimestre,  im  rapporl  d'ensemble  -ur  la  Situation 
budgc-tairi    ei    sur  le  fonctionnemenl  des  Services  Bnancierfl  de  la  colonie. 

II   peul   reque*rii  des  administrations  civiles,    militaires  et  financiires    toutes    c munication« 

c-i   \    effectuer  toutes   recherches  necessaires  h  ce1   effet. 


N».   64. 

D6cre1  iTülant  les  ponvoirs  du  gouverneur  glneral  a  l'egard  <lc^ 

antoritls  militaires. 

I  Bnlletin   des  lois  227s.  „      joi'.u 
•27  juin   l'.MM. 

An.  I'1.     L'article  4   'Im   decrel   du   23  aoül  1898  esl   remplace  par  les  dispositions  guivantes: 

Pour  r 1 1 ii t  ce  i|iii  concerne  la  sürete  Interieure  de  l'Algerie,  la  police  des  brontieres,  rivage* 
..ii  confins,  l'occupation  et  ['Organisation  des  territoires  de  commandement,  le  general  commandant 
l.  I9e  corps  d'armee  et  le  commandant  de  la  marine  en  Alg&ie  dependent  de  la  haute  autoritt' 
du  gouverneur  general  qni,  sur  leur  avis  ou  leur  proposition,  prend  ou  soumet  senJ  a  l'approbation 
des  ministres  compeHents  les  decisions  necessaires  donl   il   leur  confie  l'execution. 

Leur  correspondance  en  ces  mati&res,  ei  pour  t<>ut  ce  qui  touche  k  la  defense  de  la  colonie, 
a  lieu  avec  les  ministres   de  la  guerre    et  de  la  marine   par   L'intermediaire   du  gouverneur  general. 

Pour  toutes  les  autres  questions,  Qs  continuent  de  relever,  an  meine  titre  que  les  autres 
commandants  de  corps  d'armee  ei  les  autres  commandants  de  la  marine,  des  ministres  de  la  guerre 
ei    de    la    marine. 

Les  ireiieraux  (le  division  sonl  places,  en  ce  qui  concerne  les  matieres  £numeV£ea  au 
paragraphe  Ier,  sous  les  ordres  directs  du  commandant  du  19«  corps  d'armee;  il>  restent,  en  ce 
qui  concerne  l'administration  des  territoires  (!<■  commandement,  M.ih  la  direction  immediate  du 
gou\  erneur  general. 

En  ras  de  guerre  etrangijre,  le  ;_;■< m\ ei  neiiieiit  de  la  metropole  a  seul  la  disposition  des 
forces  de  terre  et  de  nur. 


N».  G',. 

Deeret   pla^ant   snu>    l'autorite   du   gouverneur   General   le   personnel   des 
officiers  pnblics  et  ministeriels  de  lWlaeric. 

(Bulletin  des  lois  2278,  n°    10192). 
_'7  juin  1901. 

An.  1,!.     Le    personne]    des  officiers    publics    et    ministeriels    de  l'Algerie    est    place*  sous  la 
haute  autorite  du  gouverneur  general. 

Art.  2.  I.e  greffier  en  chef  de  la  cour  d'appel,  les  greffiers  des  tribunaux  de  premiere 
instance,  de  commerce  et  des  justices  de  paix,  les  notaires,  les  defenseurs  et  avoues  pike  la  cour 
tribunaux,  les  huissiers,  les  interpretes  judiciaires  et  tradueteurs  assermente's,  les  commissaires- 
priseurs  de  l'Algerie  muh  nommes  et  reVoqu^s  par  le  gouverneur  general  au  vu  des  propositions 
qui  lui  sont  soumises  par  le  premier  presidenl  et  le  proenreur  general  de  la  cour  d'appel,  dans 
1  -  conditions  indiquees  aux  aiticles  ci-apres. 

An.  ."..     Le  gouverneur  general   exerce  en   Algerie  les    attributions    confer£es    au    ministre  de 
la  justice    par  les  lois  et    reglements    relatifs    ;'i    l'exercice    de-    professions    des    officiers    publii 
ministeriels  denommes  a   l'article  precedent,    en   matiere  de  nnniinati.ui.    de  conges,  de  diseiplin«    ei 
generalement   pour  toul   ce  qui   touebe  ä  la  Situation  personelle. 

II  statue  -ur  les  demandes  de  dispense  formul^es  par  les  greffiers  parents  on  allies  desjuges 
..ii   suppleants  ä   im  degre  prohibe. 
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Art.  5.     Les  propoidtionH  pour  le*  Inal uiui   i i ['ofl pnblii    »u   mini  teriH 

duuommäes  ,'i  l'artlele   !•'    sont  ätablii    .    an    w    d<      do    loi      de     candidal  .    pi comoii 

speciale  de  trois  membre»  Rommes  par  le  gouverneur  gönlral,    uivolr 
In  oonseiller  de  gouvornement,  präsidenl 
In  repr4sentant  do  la  cour,  membre ; 
In   repr£sentan1   du   parquel   gdneVal,   membre, 
La  commission  präsente  pour  chaque  ponte  racant   une  liste  de  nom*  que  le  premiei  pn 
M   [e  procureur  gemeral  transmettent,  avec  teure  observatlons,  au  gouverneur  gdndral. 

Art.  6.     Les  propositions  relativen  taut   aux   peines  disciplin&ires  a   prononcer  par  le  gouvei 
neur  general  qu'a  celles  qui  continueront    de  l'fitre  par  le    premier    pr^sidenl    ou    par  le    procureui 

ge*  m'r.'il  soul  soumises  k  une  commission    de  diseipline    c pos£e    des    membre«    de  la   commission 

prevue  a  l'article  precedent  e1  d'un  officier  publü ministeriel  en  rdsidence  a  Alger,  de  la  categorii 

ii   laquelle  appartient   l'inculpe",    nomme   dans   chaque    cas    par  la  gouverneur  general,    Bur  1'avU   dn 
premier  president   et  du  proeuxeur  general. 

En  cas  de  partage,  la  voix  du  president  esl  preponderante. 


No.  (i(i. 

Decret  <i tii  place  le  Service  des  douanes  d'Alglrie  sous  La  directioD  du 

gouverneur  glnäral. 

(Bulletin  des  lois  2283,  n°  40304). 
20  juillet  1901. 

Art.  l''r.  Par  derogation  ä  l'article  .">.  §  1.  du  decret  du  23  aoüt  1898,  le  Service  des  douanes 
de  l'Algerie  esl   place  sous  la  direction  du  gouverneur  general. 

'1.  Les  Instructions  prepar£es  par  la  direction  generale  des  douanes  et  relatives  a  l'assiette 
et  a  la  pereeption  des  impöts,  taxes  et  droits  dont  le  service  des  douanes  assure  le  recouvrement 
-out  notifiees  par  le  gouverneur  general  qui  en  assure  l'execution. 

Les  Instructions  relatives    au   regime  ou  ä   la  legislation    speciale    de  l'Algerie    sont    d lees 

par  le  gouverneur  sous  le  contröle  du   ministre  des  finances. 

3.  Eu  ce  qui  concerne  les  amendes  et  contraventions,  le  gouverneur  general  a,  en  Algerie, 
les  memes  attributions  qne  le  directeur  general  des  douanes  dans  la  metropole. 


No.  67. 

Decret  relatif  au  fonctionneiiient  du  service  des  forets  de  1'Aluerie. 

(Journal  officiel  du  18  aofit   1901). 
26  juillet  1901. 

Art.  I11'.  Le  service  des  forets  de  l'Algene,  place*  sous  la  direction  du  gouverneur  general, 
fonetionne   dans   les  c litions  ci-apres. 

Art.  2.  Le  gouverneur  general  dirige  et  assure  le  service  au  moyen,  taut  des  agents  des 
eaux  et  forets  niis  a  sa  disposition  par  le  ministre  de  l'agriculture  que  des  preposes  du  cadre  algerien. 

Art.  ?>.  Les  agents  des  eaux  et  forets  du  cadre  metropolitain  sont  ä  la  disposition  du 
gouverneur  general,  sur  sa  demande.  11  continuent  en  Algerie  ä  faire  partie  du  cadre  du  personnel 
de  la  metropole  et  sont.  au  point  de  vue  de  la  hierarchie  et  de  l'avancement,  soumis  aux 
memes  regles. 

Le  gouverneur  general  fixe  lern-  r^sideuce  et  les  propose,  quand  il  estime  qu'il  y  a  Heu. 
pour  les  avancements  de  grade  ou  de  classe;  il  prononce  la  reprimande,  le  bläme,  le  deplacement, 
l.i  Suspension  de  traitement  pour  une  dun'e  n'excedant  pas  deux  mois  et  emet  son  avis  sur  les 
autres  peines  diseiplinaires  h  leur  inniger. 

11  peut.  en  mötivant  la  mesure,  remettre  d'office  ;'i  la  disposition  de  l'administration  des 
eaux   et  forSts  les  agents  du  cadre  metropolitain. 

Art.  I.  Les  pn'posi's  du  scrxice  des  torets.  brigadiers  et  gardes  francais  ou  indigenes, 
appartiennent    au    cadre    algerien    et    sont    places    sous    l'autorite   complete    du  gouverneur  general. 
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I  out<  foi  .    Lei   brigadiert    ei   gardes    franfaia  aont,    au    poinl    de  vue    du    recrutement,    de   La 
biErarchtc,  de«  avancemente   ei  de  l'obtention  des  grades,   soumia  aus   memc*  regle«  que  le-    ■ 
-iinii.'iiri  -  de  la  mEtropole. 

\ii  5.  I-1  ministre  de  l'agriculture  peut,  apres  entente  avec  le  gouverneur  gEneral,  prononcer 
le  passage  des  prEposEa  francais  du  cadre  mEtropolitain    dang  le  cadre  algErien,  et  rEciproquement, 

Art.  6,  Le  gouverneur  gEnEraJ  exerce  en  AlgErie,  dana  toutea  le«  maticrea  d'ordre  forestier 
ressortissanl  dans  la  mEtropole  au  ministere  de  L'agriculture,  lea  attributions  devoluea  en  Iraner 
au  ministre  de  L'agriculture  ei  au  directeui  <!<•>  eaux  ei  foretß,  boub  lea  rEservea  ci-aprea. 

Art.  7.  Toutes  lea  fois  que  pour  lea  matierea  viseea  a  l'article  prEcEdent  il  doii  Stare  Statut 
par  im«-  l"i  et  im  dEcret,  la  loi  ou  le  dEcret  sont,  apres  Instruction  de  l'afiaire  »ur  place  pur  le 
gouverneur  gEnEral,  prEparEs  ei  contresignes  par  le  ministre  de  l'agriculture. 

Art.  8.  Hau-  tous  [es  eaa  ,„\  ],-  ministre  de  l'agriculture  ei  le  directeur  des  eam  et  tont- 
doivenl  Btatuer,  en  matiere  de  forets,  apres  avia  du  conseQ  d'adnrinistration  de«  eaui  et  forets,  le 
gouverneur  gEnEral  Btatue  apres  avis  du  conseü  de  gouvernement. 

si  toutefois  le  gouverneur  gEnEral  estime  nEcessaire  de  prendre  l'avis  <lu  conseil  d'adminis- 
tration  de-  eaux  et  forets,  la  consultation  de  cette  assemblee  est  faite  par  les  soins  <ltt  ministre  de 
l'agriculture,  auquel  le  dossier  est  transmis  a  cet  efFet  et  qui  Le  renvoie  ensuite  an  gouverneur 
gEnEral  avec  l'avis  qui  a  <'•  t < '■  Emis. 

Art.  9.  Lorsque  1«'  gouverneur  gEnEral  en  fera  la  demande,  im  haut  fonetionnaire  (directeur 
ou  verificateur  general  de-  eaux  et  forets)  sera  envoyE  en  mission  en  AlgErie  pour  Studier  lea 
questions  qui  lui  seront  LndiquEes  par  le  gouverneur  gEnEral.  Les  frais  de  cea  missiona  seront 
soldEs  par   le  ministere    de    L'agriculture    ei    remboursEs    par  le  gouvernement    general    <lc  l'Algerie. 


Xo.  68. 

Dekret  portant  realeiuent  du  service  des  prisons  <'t  etablissemeiiN 
penitentiaires  de  l'Algerie. 

(Bulletin  des  lois,  2331.  n°  41227.. 
:{  fevrier  1902. 
Art.  1er.     Le  service  des  prisons   e1   Etablissements  penitentiaires  de  l'Algerie  est  plan'  sous 
l'autorite  directe  du  gouverneur  general. 

2.  Le  personnel  dudit  service  appartient  aus  cadres  algEriens. 

Le  gouverneur  general  fixe  les  conditions  de  nomination,  de  service,  d'avancement,  ainsi 
que  les  mesures  diseiplinaires  concernant  ce  personnel  special. 

3.  Les  lois,  ordonnances,  decrets  et  arr@tes  qui  rEgissent,  en  France,  le  service  des  prisons 
i  i  Etablissements  penitentiaires,  s'appliquent  en  Algeiie  dans  toutes  celles  de  leurs  dispositions 
auxquelles  il  n'est  pas  dErogE  par  la  lEgislation  speciale  de  la  colonie. 

4.  Le  gouverneur  gEnEral  exerce  en  Algerie,  en  matiere  d'administratioii  pönitentiaire.  les 
attributions  dEvolues  en  France  an  ministre  de  l'interieur  sous  Les  rt'serve-  indiquEes  aux  articles 
suivants. 

.").  Tonte-  Les  t'ois  que  pour  les  matieres  visees  ä  l'article  4.  il  doit  Stre  Statut-  par  nne  loi 
ou  un  dEcret,  la  loi  ou  dEcret  est.  apres  Instruction  de  L'affaire  sur  place  par  le  gouverneur  general, 
preparee  et  contresignee  par  le  ministre  de  l'interieur. 

G.  Le  gouverneur  ge'neral  transmei  au  ministre  de  l'interieur,  appuyEes  de  son  avis,  le- 
propositions  de  »Täce.  de  rEductions  de  peine  et  de  liberation  conditionnelle  t'aites  en  t'aveur  des 
condanmes  detenus  dans  les  divers  Etablissements  penitentiaires  de  l'Algerie.  II  transinet  egalement 
avec  son  avis  en  vue  de  la  dEsignation  de  la  colonie  d'internement  ou  de  transportation,  les 
dossiers  spEciaux  des  relEgables  et  des  condamnEs  aux  travaux  forcEs  concentrEs  aux  dEpöts  existanta 
en   AlgErie. 

7.  Le-  Etablissements  pEnitentiaires  seront  inspectEs  annuellement  par  un  conseiller  de 
gouvernement  dEsigne  par  le  gouverneur  general. 

A  la  Buite  de  cette  inspection.  le  gouverneur  gEnEral  rend  compte  du  fonetionnement  du 
service  dans  un  rapport  qu'il  adresse  au  ministre  de  1'intErieur  dans  le  courant  du  premier  trimestre 
de  cbaque  annee. 
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Nu.  69 

Lol  portanl  Organisation  *irs  territoires  du  Bud  <l «*  L'Alglrle  h   Institnanl 
im  bndgel  autonome  h  special  pour  cea  reglons. 

(liuli-iin  dea  loii  2480,  n°   12801  I 
21  döcembre  1902. 

An.   l1'1.     Les  tracttons  de  territoires  militaires,  sltudes  au  sud  des  circon  crlpl 

eercle  de  Manila,  annexe  d'El  Iricha,  annexe  de  Safda,  cercle  de  Tiaret,  annexe  d'El  ^fflou,  cercle 

de  Boghar,  annexe  de  Chellala,  annexe  <lr  81dl  Aisaa,  cercle  de  Bon  Saada,  a so  de  Barika,  po  ti 

de  Tkoul  (cercle   de   Blskra  .   cercle   de  Kenchela,   cercle   de   Tdbeaaa,    conatitneni    an    gronpemi  ul 
special  denomme*  „territolrea   <lu  sud",   donl    l'administration    el    le    budget    s.mt    diatincts   de 
de  r  Ugerie. 

2.  Les  „terrltolres  du  sud"  sonl  dotds  de  la  personnalitd  civile;  ils  peuvenl  poaaeder  des 
biens,  concäder  des  ehemins  de  fer,  entreprendre  de  grands  travaux  publlcs,  contracter  des  emprnnts. 

Le  gouverneur  gäneral  de  l'Algerie  reprdsente  les  „terrltolres  du  sud"  dans  les  actes  <l<-  la 
\  ic  civile;  il  ne  peut  contracter  d'emprunts  ni  concdder  dea  ehemins  de  fer  on  autres  grands  travaus 
publica  s.uis  y  Stre  autorise*  par  une  loi. 

3.  A  partir  du  Ier  janvier  190.'5.  il  sera  ätabli,  pour  les  „territoires  du  sud".  un  budgel 
autonome  et  distinet  de  celul  de  l'Algerie. 

\.  Le  budget  d«s  „territolres  du  sud"  sera  transmis  au  ministre  de  l'intdrieur,  avanl  le 
l11  juillet,  et  rdgle"  par  dderet  du  President  de  la  Rdpublique,  sur  le  rappori  des  ministres  de 
['Interieur,  de  la  guerre  et  des  finances. 

5.  II  sera  aecordd  aux  „territoires  du  sud-,  sur  le  budget  de  la  Metropole,  une  Subvention 
dont  le  montant  sera  fixe",  chaque  annee,  par  la  loi  de  finances. 

6.  Des  reglements  d'administration  publique  detennineront  les  attributions  nouvelle.s  du 
gouverneur  general  de  l'Algerie  en  ce  qui  touche  les  „territoires  du  sud",  l'organisation  administrative 
et  niilitaire  du  nouveau  o-roupement  territorial,  la  nature  des  depenses  et  des  recettes  ä  ddtacher 
du  budget  de  l'Algerie  et  des  budgets  departementaux  ou  eommunaux  pour  etre  rattaeliees  au 
budget  des  „territoires  du  sud",  et.  en  general,  toutes  les  mesiires  necessaires  ä  l'application  de 
la  presente  loi. 

No.  70. 

Projet  de  loi  ayant  pour  objet  la  modification  de  la  loi  du  19  de- 

cembre  1900   sur  le  budget   special  de  VAlgerie  et  l'approbation 

d'ttne  Convention  determinant    les  partieipations  de  VEtat  et  dr 

VAlgerie  dans  la  Charge  annuelle  des  ehemins  de  fer, 

presente'  .  .  .  par  M.  E.  Maruejouls,  ministre  des  travaux  publics,  par  M.  liouvier,  ministre  des 
finances,  et  par  M.  E.  Combes,  pre'sident  du  conseil,  ministre  de  Vinterieur  et  des  eultes  (J.  <>.. 
Docum.parl.,  Chambre  des  de'pute's,  Sess.  extraord.,  Se'ance  du  16 nov.  1903,  annexe  w"  1297, p.  t53s.  I. 

Projet  de  loi. 

Art.  ler.  Est  approuve  la  Convention  passee,  le  14  novembre  1903,  entre  le  ministre  des 
travaux  publics  et  le  ministre  des  finances,  d'une  part,  et  le  gouverneur  general  de  VAlgerie, 
d'autre  part,  ladite  Convention  ayant  pour  objet  d<>  d  et  er  miner  la  partkipation  de  l'Etat  et 
celle  de  VAlgerie  dans  la  charge  annuelle  des  ehemins  de  fer  alge'riens. 

Art.  2.  Les  dispositions  de  la  loi  du  19  decembre  1900,  portant  creation  d'un  budget 
special  pour  VAlgerie,  contraires  aux  dispositions  approuve'es  par  Varticle  ler  ci-dessus,  sont 
abrogees,  notamment  Vavant-dernier  paragraphe  de  Varticle  4  et  les  paragraphes  4,  G  et  7  de 
Varticle  13. 

Art.  3.  Le  gouverneur  general  de  VAlgerie  et  les  eompagnies  concessionnaires  de  ehemins 
<!<■  fer  dans  la  colonie  sont  autorises,  en  tant  que  de  besoin,  a  traiter  dans  les  conditions  pre- 
vues  "  Varticle  8  dr  la  Convention  approuve'e  par  Varticle  ler  ci-dessus. 

Convention. 

Entre  les  ministres  des  finances  et  des  travaux  publies,  agissant  an  nom  de  l'Etat  et 
sous  la  reserve  de  l'approbation  des  presentes  par  une  Im. 


—      !>-2      — 

I >' ii ,,.   part . 

I ..   gouverneur   general  dt   l'Algerie,    agistani  au  m>m  dt   la  eolonie,   par  application  de 
fa  loi  du   19  decembrt    1900, 
D'autrt   part; 

II  ,i  ,h   tili  et  eonvenu  et   qui  mit; 

Ali.  /".     .1  partir   du   1er  janvier  1905,   les  charges  et  let   produits   nett   reeultant  an- 
nueüement,  tant  des  Convention*  relative«  aus    garantier   d'interits  ou  au   partage  det  benej/tcet 
./n.   du  raehat  ou  dt   Vexploitation    des   chemint  de  fer  d'interet  general   etablis  ou  ä  etablt 
Algerie,  ä  Vexeeption  deslignes  </"<■  l'Etat  construirait  ou  concederait  directement  et  qui  seraient 

•  ,i  exploitation  posterieurement  a  la  date  de  la  presente  Convention,  ee  repartironi  entre 
les  budgets  dt   l"  metropole  et  de  l'Algerie  dant  les  conditiont  ci-aprh 

Art.  2.  La  pari  des  charges  incombant  ä  l'Etat  est  fixee  ä  forfait  ä  IS  mttlions  pour 
chacun  des  txercices  1905,  1906  et  1907.  Eilt  decroitra  ensuite  de  300,000  fr.  chaqut  annet 
et  prendra  /in  /<•  31  decembre  1958,  le  tout  sans  prejudice  du  partagi  des  exeedentt  de  reeettes 
/.;■,  vus  a  l'article  5  ci-apres. 

Art.  3.  Les  credit»  qui  devront  etre  inscrits  chaque  annee  au  budget  ordinaire  de  l'Algerie, 
l><i>tr  iifiirrif  In  jmrt  des  charges  </ni  lui  incombera,  sont  fixes  du  minimum  a  1  nulluni  j»>>ir 
chacun  des  exercices  1905,  1906  et  1907.  Ce  minimum  croitra  ensuite  de  JOO.000  fr.  d' annee 
■ ,,  annee  jusqu'en    1958.     De  1959  ä   1976,  il  restera  invariable. 

A   dater  du  31  decembre   1976,  les  seuls  credits  dont  l'inscription  au  budget  de  l'Algerie 
-in/  obligatoire,  seront  ceux  qui  seraient  necessaires  pour  couvrir,  le  cas  echeant,  les  insuffisa 
■  in  compte  special  des  chemins  de  fer  algeriens,  comme  il  est  dit  ä  l'article  ■">  ci-apres. 

Art.  4.  Les  charges  et  les  produits  nets  prcmis  ä  1'article  /"'  ci-dessus  feront  l'objet 
d'un  compte  special  ouvert  dans  les  ecritures  du  tresorier  general  de  l'Algerie. 

Le  compte  special  des  chemins  de  fer  algeriens  sera  credite  chaque  annee: 

I"   Des  stimme*  inscrites  au  budget  de  l'Etat,  conformernent  ä  l'article  2  ci-dessus; 

2°  Des  sommes  inscrites  au  budget  de  l'Algerie  et  dont  le  minimum  est  fixe  a  l'article  3 
ci-  dessus; 

3°  Des  versements  de  toute  nature  '/ni  seraient  faitssoitpar  les  compagnies  en  execution 
des  Conventions  en  vigueur  ä  chaque  epoque,  soit  par  les  Interesses,  ä  Vexeeption  de  ceua  qui 
constitueraient  des  fonds  de  concours  pour  V execution  dt   travaua   neufs  ou  complementaires; 

4^  Des  produits  nets  de  toute  nature  ■/"<  l'Algerie  tirerait  de  Vexploitation  des  chemins  de  fer; 

■i     Des  interits  de  fonds  place»,  .-'il  y  ••  Heu. 

II  sera  de'bite  chaque  annee: 

V  Des  sommes  ■Inc.--  aua  compagnies  qui  exploiteraient  ou  auraient  exploite  des  chemins 
•  li  fer  d'interet  general  en  Algerie  ä  titre  de  garantie  d'interets,  de  subventions  par  annuites 
ou  d' annuites  de  raehat: 

~0  Des  annuites  representant  l'interet,  Vamortissement  et  les  frais  du  Service  des  emprunts 
garantis  de  Yancienne  compagnie  frauco-algdrienne  et  de  l'annuite  de  595,000  fr.  representant 
l'interet  et  Vamortissement  <U  la  jiartie  <ht  j>  ri.c  de  raehat  payee,  en  capital,  par  le  Tresor  public; 
Des  sommes  ä  payer  par  l'Algerie  pour  l'interet  et  Vamortissement  des  capitaua 
depenses  pour  le  raehat,  la  construeiion  ou  V amelioration  de  toutes  les  lignes  de  chemins  de 
fer  d'interet  general  qui  auraient  ete  en  exploitation  dans  le  courant  de  V annee,  de  leur  materiel, 
de  leur  outillage  ou  de  leurs  approvisionnements ; 

4"     l>es    summe.-    ,'t    pnmr    par    l'Algerie    a    titre     de    suhrc  utio  ns     alloin-s   par    a,innitis     an, 

departements  ou  aua  communes  pour  Vetablissement  ou  Vexploitation  de  chemins  de  fer  d'interet 
local  ou  de  tramways; 

">'    Des  insuffisancea  de  Vexploitation  des  lignes  qui  seraient  exploitees  en  regit; 

'/      1 1. .-  depenses  speciales  du  Service  du  contröle  des  chemins  de  fer. 

Les  fonds  disponibles  du  compte  special  des  chemins  de  fer  seront  verses  en  compte  courant 
au    Tresor. 

Art.  5.  I.t  compte  special  des  chemins  de  fer  algeriens  sera  arrete  chaque  annee  par 
les  ministres  des  travaux  publics  et  des  finances,  surle  rapport  de  la  commission  de  verifleation 
des  comptes  des  chemins  de  fer. 
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Lorsque  les  ecritures   fevont  apparaitrt    un  excedent,    cet   excedent     <i<t  porti    <<   un  fond 

./<     r<  serr,  , 

Lorsque  les  depenses  <i  inscrir\    u  et  compte,  pendant  unt   annee,  depasseront  l»    recetU 
il  ii  sera  pourvu    d'abord   par  un    pre'levement  sur  U    fonds  de   r<  erve.     En    ca     d'epui  ement 
mi  d'insufßsance  du  fonds  >/<   reserve,   /,   <li/i,ii   stra    couvert  par  un  credit    in  cril   au   budget 
ordinaire  de  l'Algerie,  ä  titre  de  ddpense  obligatoire. 

Lorsqu'au  31  decembre  d'une  annee,  le  fonds  de  reserve  depeusera  ■>  nulluni-,  Vexcedeni 
$era  partagi  par  moitit  entre  l'IStai  et  l'Algerie. 

Art.  6,  Z/Etat  gardi  a  sa  charge  l'annuitt  de  3,661,036  due  u  la  compagnie  de 
chemins  de  fer  de  Paria  a  Lyon  et  ä  la  Me'diterranee  en  representation  de  la  Subvention  '/»< 
Itti  a  e'te  allouee  pour  l'etablissement  des  lignes  doni  eile  est  coneessionnaire  en    Algerit 

II  renonce  au  pre'levement  sur  le  fonds  de  reserve  general  du  budget  algerien  prevu  au 
/'  alinea  de  Varticle  13  de  la  loi  du  /!>  decembre  1900. 

Art.  7.  Les  comptes  presentes  par  les  compagnie»  pour  la  garantie  d'interets,  le  rem- 
boursement  des  avances  de  garantie  ou  le  partage  des  beneflees  continueroni  ä  etre  regles,  dans 
les  formes  prevues  par  les  lois,  reglements  d'administration  publique  et  Conventions,  par  U 
ministre  des  travaus  publica  sur  /<■  rapport  de  la  commission  de  verification  des  comptes,  apres 
avis  du  ministre  des  finances. 

Les  comptes  de  l'exploitation  en  regle  >>n  de  Vaffermage  des  lignes,  s'il  y  a  Heu,  seront 
arretes  dans  les  meines  conditions. 

Art.  8.  A  partir  du  ter  janvier  1905,  le  gouverneur  general  de  l'Algerie  exercera  les 
pouvoirs  qui  appaytiennent  au  ministre  des  travaux  publics,  en  vertu  des  lois,  reglements  et 
Conventions  en  vigueur,  pour  tout  ce  qui  concerhe  l'approbation  des  projets  <le  travaux.  In 
marche  des  trains,  les  reglements  d'exploitation,  l'homologation  des  tarifs  et  les  mesures  '/"i  s'y 
rattachent. 

II  pourra,  lorsqu'il  le  jugera  ä  propos,  demander  l'avis  prealable  des  conseils  institues 
aupres  du  ministre  des  travaux  public*  pour  Vexamen  de  ces  questions. 

L' 'Organisation  des  Services  de  contrdle  et  des  conseils  sur  le  rapport  ou  l'avis  desquels 
il  statuera,  dans  les  cas  ou  il  n'usera  j><ts  de  rette  faculte,  sera  soumise  ä  l'approbation  du 
ministre  <les  travaux  publics. 

Les  modifications  qui  seraient  apportees  aux  Conventions  existantes,  avec  ou  saus  change- 
ment  dans  la  Constitution  des  reseaux,  le  rachat  et  l'exploitation  en  regie  des  lignes  actuellement 
conce'dees  ou  Vaffermage  des  lignes  rachetees,  devront  etre  deliberees  par  les  delegations  finan- 
cieres  et  le.  conseil  supe'rieur  du  Gouvernement,  dans  les  formes  prevues  pour  le  vote  du  budget, 
et    ipprouvees  par  decret   delibere  en  cnnseil  d'JStat^   contresigne  par  les  minist  res   des  travaua 

publics    et    des  fiiianccs. 

Aucune  concession  ne  pourra  etre  faite  que  dans  les  conditions  prevues  par  Varticle  /"• 
de  la  loi  du   19  decembre  1900. 

Art.  9.  A  partir  du  ter  janvier  i!>o.~>,  le  payement  de  toutes  les  depenses  qui  doivent 
etre  portees  au  debit  du  campte  special  conformement  ä  Varticle  4  ci-dessus  sera  a  la  charge 
exclusive  de  l'Algerie  et  les  recettes  prevues  au  meine  article  seront  portees  au  credit  de  ce  compte 

Art.  10.  Cliai/ue  annee,  le  gouverneur  general  de  l'Algerie  adressera  au  President  de  la 
Republique,  avant  le.  ler  juillet,  un  rapport  sur  la  Situation  du  servier  des  chemins  de  fer  au 
cours  de  Vexercice  precedent  et  sur  les  resultats  ftnanciers  de  l'exploitation. 

Lorsque,  pendant  trois  annees  consecutives,  les  insuffisances  du  compte  special  auront 
excede  les  credits  inscrits  au  budget  ordinaire  de  l'Algerie  pour  y  faire  face,  le  ministre  des 
travaux  publics  fera  proce'der  ä  Vexamen  des  mesures  prises  par  le  gouverneur  general  par 
application  du  paragraphe  ler  de  Varticle  8  ci-dessus  et  pourra  annuler  <ai  modißer  les  decisions 
qui  auraient  contribue  ä  l'aggravation  du  deficit. 
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Nr.  71. 

D6cre1  portant   reglemenl   d'administratioii  publique  poar  l'execiition  de 
Part.  6  de  la  lol  du  24d6eembre  L903,  relative  a  ['Organisation  des  terrltoirea 

du  sud  de  L'AlgtSrte. 

Bulletin  du  loia  2524,  n°   I  1256. 
:{o  dteembrc  19<>:{. 

Vit.  Ier,  A  partir  dn  lCT  janvier  1904  ei  Bona  reserve  dea  dispositions  contenues  k  l'art.  2 
ci  apres,  sont  ddtachea  du  budget  de  l'Algeiie,  pour  Stre  rattach^a  an  budget  de  „territoirea  dn 
Sud"   prdvu  ;'i  l'art.  3  de  la  loi  du  24  thSc.  1902: 

1°  Lea  recettes  provenant  des  Lmpöta  de  toute  nature,  redevances,  fonda  de  concoure  et  autres 
produit  8  actuellement  percua  but  lesdits  territoirea  -•  <it  an  profil  dn  budgel  de  L'Algene,  Boit  an  profit 
des  budgets  departementaux,  a  l'exception  de  cellea  qui  Bont  relativea  an  Bervice  dea  penaiona  « •  i  \  i  1 « -  - . 

2°  L'ensemble  des  depenses  civilea  actuellement  effectuees  pour  lea  besoina  dea  meines 
territoirea  paf  Imputation  sur  les  credits  dn  budget  de  l'Algene  on  dea  budgets  departementaux, 
a   l'exception  de  celles  qui  sont  relatives  an   Bervice  des  pensiona  civiles. 

Lea  Centimes  additionnela  a  l'impöt  arabe  percua  en  vertn  du  decret  dn  28  nov.  1903 
conservent  leur  affectation  speciale. 

2.  II  n'est  ricu  iiiiiov,'  en  ce  qui  concerne  les  recettes  et  les  depenses  dea  budgeta  communaus 
qui  continuent  ä  Ggurer  an  budget  de  chacune  deB  communes  mixte-  on  indigenes  existent  dana 
les  „territoires  du  Sud-. 

3.  Des  arret^s  dn  gouverneur  general  reglent: 

1  "   La  repartition  entre  le  budget  de  l'Algene  et  le  budget  dea   „territoirea  dn  Sud". 
Des  recettes  et  des  depenses  du  service  dea  douanes; 

1>)  Des  prelevements  operes  sur  le  produit  de  l'octroi  de  mer,  qui  continuera  a  Stre  percn 
et  dont  le  produit  net  continuera  ä  Stre  distribue  entre  lea  communes,  saus  distinction  de  territoire, 
dans  les  conditions  prevues  par  les  decrets  en  vigueur; 

c)   Des  recettes   et   des    depenses   relativea  a  l'emprunt  autorise   par   la   loi  du  7  avril   1902. 

2"  La  coutributi lu   budget  des  „territoires  du  Sud"  aus  frais  d'administration  des  Bervices 

commune  aux  deux  territoire-. 

4.  L'imputation  des  recettes  et  des  depenses  afferentes  aux  chemins  de  t'er  s'etendant  but 
les  (leux  territoires  est  regime,  ä  defaut  de  dispositions  legislatives,  par  des  decrets  rendus  en  la 
tonne  de-  reglements  d'administration  publique. 

.").  Les  «reation-  et  Buppressions  d'impöts,  les  modifications  dn  tarit  des  taxes,  les  modifications 
de  leur  assiette  ainsi  que  de  leur  mode  et  de  leurs  regles  de  pereeption,  Mint  executoires  en  vertu 
de  decrets  rendus    en  Conseil  d'Etat,    sur   le   rapport   <les   ministres   de   l'interieur   et   des   finances. 

Sont  applicables  aux  ..territoires  du  Sud",  ä  moins  de  derogations  expresses  etablies  j > .■  i r 
des  dt'erets  rendus  dans  la  tonne  prevue  au  >i  l"'r  du  present  article,  les  modifications  apportees, 
dans  les  conditions  detenninees  jiar  la  loi  du  19  deeembre  1900.  a  l'assiette,  au  mode  de  pereeption 
et    aux    regles    de   pereeption    des    impöts    commune    aux    deux   territoire-. 

8.  Les  comptes  administratifs  presentes  j>ar  le  gouverneur  general  sont  regles  en  vertn  de 
decrets  rendus  dans  les  formes  prevues  par  l'art.  1   de  la  loi  du  24  deeembre   1902. 


No.  72. 

Loi  dlterniinant  les  partieipations  de  l'Etat  et  de  l'Alglrie  dans  la  char?e 
annuelle  des  chemins  de  l'er  de  la  colonie.*i 

(Bulletin  des  lois  2563,  n°  44908). 
23  juillet  1904. 
Art.  l'M.   A   partir  du  1««  janvier  1905,  les  charges  et  les  produits  nets  resultant  annuellement, 


l  Bis  auf  die  gesperrtgedruckten  Stellen,  die  während  der  Verhandlungen  in  der  Deputierten- 
kammer eingeschoben  worden  sind,  und  die  in  den  Anmerkungen  zn  dem  Gesetz  angefahrten  Satzteile. 
die  während  der  Verhandlungen  gestrichen  wurden,  stimmt  das  Gesetz  wörtlich  mit  dem  Entwurf 
der  Budgetkommission  der  Deputiertenkammer  überein. 
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Uni  <\c>  Convention«  relativen  aux  gurantlon  d'intorCl  ol  au  purtage  di  ben^flee  c|iie  du  rachut 
um  dr  l'exploitation  dos  chemins  de  fer  il'iuii'ni  gdneVal  i'tabli«  ou  ii  (Stabil)  en  Algerii  ')  eronl 
in.sciii.-~  roHpectivemenl  aux  defense«  obllgatolres   ei    aus    recetti     du   budge<    itpdcial  de  la  colonia. 

•_'.   Lob  avancoM  de  l'Etat    aus    compagnioa  de   ehemini   de  fei    ilgörien      onl   remplace'i     pai 
um'    Subvention     annuelle    au    budgel    de    l'Algerie,    Bx4e    h    forfait    h    di\  bull    mllllon     de    firani 
(18  millions)  pour   chacun  des   exercloei   I905i    L906   el    1 90T<     Cette    tubventlon    döeroltra    en  ult« 

onnuellemenl    de  fcroia    cent   rallle  frone«   (800,000  fr.)   pour  lea  a 5e«    L908  a    1912  Inclualvement ; 

de  qu&tre  cent  rallle  fronen  (400,000  fr.)  pour  lea  anneea   1918  h   1917  el   de  cinq  cenl  mllle  firani 
(.'»OD, 000  IV.)  ;'i  partlr  de   1918  jusqu'i  rannte   1946  oü  eil.'  prendra  fin. 

Lea  cre'dits  afferente  a  la  Subvention  de  l'Etal    seront    Inscrita   an   budgel  general  (3e  p 

Depenses  du  ministere  des  travaux  publica),  smis  l.i  in brique :    Subvention    a  l'Algerie  i i"  Lea 

depenses  des  chemins  dr  Per. 

.">.  L'Etat  garde  h  sa  cbarge  l'annuite'  dr  trois  milllona  six  cenl  soixante  el  um  mille  treu 
francs  trente-six  Centimes  (3,661,036  fr.  36)  <lö  a  la  compagnie  dea  chemins  dr  fer  de  Paris  a  Lyon 
et  ;'i  la  Mi''dittTr.'ui('r.  en  repr^sentation  de  la  Subvention  qui  lni  a  ete"  allouee  pour  l'ätablissement 
des  lignes  dmii   eile  est  concessionnaire  en   Algerie. 

4.  A  partir  du  1er  janvier  1905,  le  minimum  du  t'i>uds  de  re*serve  de  l'Algerie,  au  deli 
duquel  des  pr&evements  pourront  6tre  faits  pour  gager  des  travaux  d'interet  ge'ndral  conforme'menl 
au  paragraphe  i>  de  l'article  13  <!<'  la  loi  du  10  de'cembre  1000.  est  porte"  a  dix  millions  de  francs 
(10.000.000  fr.). 

L'Etal  renonce  a  tout  prelevement  sur  le  fonds  de  reaerve,  apres  le  reglement  de  l'exercice  1904. 

5.  Lorsque  les  produits  nets  encaissds  pur  l'Algerie,  ä  quelque  titre  que  <■<■ 
soit,  du  (lief  des  voies  fern' es  etablies  sur  son  territoire,  c  x  c  e  de  rn  n  t  les  charges 
lui  i  n  en  m  h  an  t  pour  l'ensemblo  de  ccs  lignes,  l'excedetit  sera  partage*  entre  la 
in  ('ti'o)Ki  lc  et  la  colonie  dans  la  proportion  des  avances  de  garantie,  annuites  de 
racliat,  iiitercts  d  '  e  in  p  r  u  n  t  s  o  u  i  n  s  u  t  f  i  s  a  n  c  e  (l'exploitation  Supportes  respec 
tivement   par   cliacune   d 'eil  es  jusqu'au    in  o  m  e  n  t   du    partage. 

In    reglement    d'administration    publique    d eterm i n era    les   formes    dans    les 
quelles  seront  dress^s  les  comptes  ä  ctablir  en  vue  de;  ce  partage. 

6.  A  partir  du  1er  janvier  1905,  le  gouverneur  general  de  l'Algerie  exercera  sous  l'autoritc 
du  ministre  des  travaux  publics,  les  pouvoirs  qui  appartienneut  ä  ce  dernier,  en  vertu  des 
lois,  reglements  et  Conventions  en  vigiieur,  pour  tout  ce  ijiii  concerne  la  construetion  et  l'exploitation 
des  chemins  de  fer,  lesquels  continuent  de  faire  partie  du  domaine  national. 

II  pourra,  lorsqn'i]  le  jugera  ä  propos,  dem  ander  l'avis  präalable  des  conseils  inshtues  aupres 
du  ministre  des  travaux  publics  pour  l'examen  de  ces  questions. 

1. 'Organisation  des  conseils,  sur  le  rapport  OU  l'avis  desqucls  il  statuera,  dans  le  eis  ou  il 
n'usera   par   de    cette   faculte,    sera   SOUmise    a    l'approbation    du    ministre    des    travaux   publics. 

Le  reseau  d'Etat  (ancienne  compagnie  franco-algerienne)  continuera  a  etre 
gäre  et  ad  ministre  com  nie  il  l'est  actuellement. 

7.  Les  modirications  qui  seraient  apportäes  aux  Conventions  existantes  avec  ou  sans  changement 
dans  la  Constitution  des  reseaux,  le  racliat,  l'exploitation  en  regie2)  «les  lignes  actuellement  eonci'döes 
devront  etre  deliberes  par  les  delegations  financieres  et  le  conseil  superieur  du  Gouvernement,  dans 
les  formes  prevues  pour  le  vote  du  budget,  et  approuves  par  (leeret  delibere  en  Conseil  d'Etat, 
contresigne*  par  les  ministres  des  travaux  publics  et  des  finances. 

En  cas  de  racliat  ä  l'amiable,  la  Convention  sera  delibere  par  les  delegations 
financieres  et  le  conseil  superieur  du  <>-o  u  vernement  de  l'Algerie,  dans  les  formes 
prevues   pour  le   vote  du   budget   special,   et   approuvi'e   par  une   loi. 

Le  gouverneur   general    de  l'Algerie   et   les    compagnies   concessionnaires   de  chemins   de  fer 

dans    la    colonie    sont    autorisrs.     en    taut    que     de    besoin,    ;'i     traiter    dans    les    conditio  OS    prevues    par 

lea  dispositions  prec£dentes. 


'j   „ä  l'exception  des  lignes  que  l'Etat  construirait  ou  concederait  directement  et  qui  seraient 
mises    en    exploitation    postcrir  ureineiit   a    la    proiuul Ration    de    la    presente    loi    .    .    ," 

-')  ,.ou  l'affermage". 
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I  -.iii  offermage ')  oa  toute  concession  d'aii  chemin  de  fer  d'interet  g^neral  de  plua  de  vingl 
kilora  bre  approuve*  par  ane  loi. 

B,  Li  tramways  qui,  eu  vertu  de  la  loi  du  lljuin  1880,  ne  peuvenl  etre  concedea  par  le» 
departementa  ou   les  communes,   sont   ... 1 1 ..'<!.' ~  par  le  gouverneur  gäneral  de  l'Algerie. 

Tone  lea  pouvoira  conf£r&  dana  la  me'tropole,  eu  mauere  de  chemin«  de  fer  d'int&et  loeal 
<hi  de  tramways,  an  ministre  des  travatu  publica  Beronl  exerc£s  par  le  gouverneur  geueral  de  l'Algerie. 

9.  Les  comptes  pr£sent£a  par  lea  compagniea  concessionnairea  ou  formiere«  de  cheminj  de 
fer  .1  de  tramwaya  de  l'Algdrie  Beronl  Boumia,  dans  lea  formea  preVue«  par  lea  loi»,  reglementa 
ii  Conventions,  h  la  c 1 1 1 i >- -~ I « « 1 1  Buperieure  de  vdrification  des  comptes. 

[0.  Chaque  ann£e,  le  gouverneur  g£n&al  de  l'Alge'rie  adressera  an  ministre  des  travaux 
publica  im  rapport  rut  la  Bitnation  <ln  service  des  cbemina  de  fer  .-t  lea  reaultata  finanäera  di 
l'exploitation  an  conrs  de  l'ann£e. 

Ce  rapport   sera  publie  an  Journal  officiel  de  la   Bepublique  francaüe. 


No.  7:;. 

Dlcret  d^terniinant  les  attribations   nouvelles  du   gouverneur  sreneral   de 
r.Vlüörie  en  ce   qui    tonche    les   territoires   du   sud.    leur   Organisation    ad- 
ministrative et  militaire. 

(Bulletin  des  lois  2648,  a°  46344.1 
14  aodt   WOB. 

Art.  1er.  Le  Gouverneur  g^neral  de  l'Algerie  represente  le  Gouvernement  <1<'  la  R£publique 
dans  toute  l'dtendue  des  territoires  <lu  Sud.  II  correspond  >*-ul  avec  les  ministres  pour  les  affaires 
ressortissant  h  son  Appartement.  Est  maintenn  toutefois  le  droit  de  correapondance  directe,  tel 
qu'il  est  preVu  par  le  paragrapbe  3  de  l'article   ] ,r  du  decret  du  27  juin   1 1*01  - 

Le  Gouverneur  g^neral  aornme  ä  tous  les  emplois  civils,  ä  l'exception  (!<■  ceux  pour  lesquels 

le  droit   de  lination  esl   reserve*  ä  l'autorit^  metropolitaine.     Pour  ces  derniers  emplois,  la  nomi- 

nation   a  lien   sur  une  liste  de  presentation  dresse*   par  le  Gouverneur  g^neral. 

11  exerce  dans  les  territoires  du  Sud  les  attributions  administratives  ei  financieres  qui,  en 
Algerie,  sont  deVolues  aux  pr£fets  et  aus  generaux  commandant  les  territoires  militaires. 

2.  Le  Gouverneur  general  a  sous  ses  ördres  an  personne]  des  affaires  Lndigenea  des  territoires 
du  Sud.  ( 'c  personnel  est  recrute  parmi  les  officiers  des  affaires  indigenes  de  l'Algerie  et  il  est 
soumis  ;iu\  memes  reglements. 

3.  I'.uir  l'administration  des  territoires  du  Sud.  le  Gouverneur  general  est  assiste*  du  conseil 
du  gouvernement  de  l'Algerie.  l'u  conseiller  rapporteur  est  specialem  ent  designe  pour  les  questions 
concernant  les  territoires  du  Sud:  il  peut,  en  outre,  etre  Charge*  de  l'inspection  permanente  de 
tous  les  Services  administratifs. 

Le  conseil  de  gouvernement  est  necessairement  appele  ;i  donner  ^'>u  avis  -ur  le  budget  et 
le  compte  administratif. 

II  juge  la  gestion  des  comptables  communauj  et  est  investi,  ;'i  cet  effet,  de  toutes  les  uttri- 
butions  deVolues  au  <-.>n>cil  de  prefecture. 

1.  En  cas  d'absence  on  d'empechement  du  Gouverneur  general,  ses  ponvoirs  sont  exerces 
par  le  secr£taire  general  du  gouvernement. 

5.  Les  territoires  du  Sud  sont  divises  en  quatre  territoires,   savoir: 

Territoire  d'Ain-Sefra : 
Territoires  des  Oasis^ 
Territoire  de  Ghardaia; 
Territoire  de  Touggourt. 
l'u  d.'cret  di'terminera  les  cercles  et  annexes  composant  cbaque  territoire. 

6.  Le  regime  administratif  des  territoires  du  Sud  est  celui  des  territoires  de  commandement 
de  l'Algerie,  sous  reserve  des  de'rogations  resultant  du  präsent  decret. 

..  .\  la  tete  de  ebaeun  des  territoires  est  place  un  commandant  militaire  nomine1  par  decret 
rendu  sur  la  propositioD  des  ministres    de  l'inteiieur   et  de  la  guerre,   apres   presentation    du   <;.iu- 

'I   „de  ] >1  u  •-  de  vingt-cinq  ann^es". 
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yerneur  general.     lüxoeptlonnollonient   ei   li  titre  temporale    un  döcrol   rondu  'loi     la  fo I<     u 

ini!i<|ii<  r  | !<•  u i  oonfler  au  mfinie  clief  le  commandemenl  de  dem   tei Iri 

Le  commandani   du   terrltoire   dirlge    los     ervice     militali       el    adminl  tratil       on     I 

du  Gouverneur  gdntjrol.     II   oorreapond    avec    loj   par    l'lntermddiain     du   ■  ■  •  m ■" ■ :. l   laut    li 

19«  corps  d'armiSe  pour  lea  questlon     d'ordre  militaire   ei   pour   toul    ce  qul  concerne    l  i 

L'Algerie  ei  la  police  des  frontieres.  II  recoil  par  la  m6n atremi  e  le    ordre    du  Gouverm  ai   gänäral 

S.  Le   Gouverneur   geniiral    est.   charge*   d'aaaurer   la   defense   de      terrltoire«   du    Sud    ei    d 
Diaintenir  l'ordre. 

Lea  troupes  donl   il  diapoae  a  cel  effet,  ion1   lea  compagnies  sahariei e1   de    d&achenienl 

d'autrea  troupes  du    L9e  corps  d'armde. 

La  releve  periodique  des  troupes  d£tach<jes  dans  les  territoires  du  Sud  ei  celle  de  officier 
s •• » 1 1 >  troupe  ei  assimilea  sonl  ordonncjes  par  le  general  commandani  le  lü1'  corps  d'orm£e,  d'apre 
lea  Instructions  du  Gouverneur  general. 

Le  Gouverneur  general  autorise  ou  preacril  les  mouvementa  de  troupes  nöcessitds  |i.i i-  le 
maintien  de  l'ordre  sauf  a  en  rendre  compte  immddiatement  aux  miniatrea  de  la  guerre  e1  de  l'interieur. 

Aucmi  mouvement  de  troupes,  quel  qu'en  soil  l'objet,  ne  peut  avoir  lieu  au  dela  des   terri 
fcoires  du  Sud  saus  un  ordre  du  gouvernement  transmis  par  le  ministre  de  la  guerre  au  Gouverneur 
general,  qui  le  notifie  au  general  commandani   le  I9e  corps  d'armö'e,  charge*  d'en  aasurer  l'exöcution. 

9.  Le  Gouverneur  general  peut  deldguer,  par  decision  speciale,  Bes  attributions  administrative 
et  financieres  aus  commandants  de  territoire. 

10.  11  inscrit  pour  ordre  au  budget,  sous  le  titre  „Subvention  de  la  mdtropole",  an  chapitre 
de  recette  dont  le  montanl  ne  pourra,  en  fin  d'exercice,  depasser  le  chiffre  des  credits  affectls, 
•laus  le  budget  m£tropoHtain,  aus  depenses  militaires  effectu£es  dans  les  territoires  du   Sud. 

Les  depenses  militaires  sunt   Lmputdes  sur  les  credits  flu   budgel   me*tropolitain. 

Les  f('j).irt ii i< > i is  et  delegations  de  ces  crt'dits  sunt  effectu^es  par  le  ministre  de  la  guerre  sur 
la  proposition  du  Gouverneur  general. 

Les  ordonnateurs  deldgues  rendenl  compte  trimestriellemenl  de  La  marche  des  depenses  au 
ministre  de  la  guerre  par  l'interniediaire  du   Gouverneur  general. 

A  la  cloture  de  l'exercice,  les  depenses  militaires  reellement  faites  sont  rattachees  ä  des 
chapitres  ouverts  a  cet  effet,  pour  ordre,  au  budget  des  territoires  du  Sud. 

Les  comptes  de  cbaque  exercice  mentionnent  les  credits  ouverts  au  budget  rndtropolitain,  les 
droits  constate's,  les  payements,  les  restes  a  payer  et,  s'il  y  a  lieu  les  annulations. 

11.  Les  decrets,  reglements  et  arrSte's  inseres  dans  le  recueil  des  actes  du  Gouvernement 
de  l'Algerie  sont,  a  moins  de  dispositions  contraires,  applicables  aus  territoires  du  Sud. 


No.  74. 

Loi  modifiant  l'article  9  de  la  loi  du  10  d£cembre  1900  portant  cröation 
d'uii  budget  special  de  TAlg^rie. 

(Bulletin  des  lois  2884,  n°  49853). 
9  juillet  1907. 

Art.  1er.  L'art.  9  de  la  loi  du  19  d^cembre  1900,  portant  creation  d'un  budget  special  pour 
l'Algerie,  est  complete  par  la  disposition  suivante: 

„Lorsque  <les  circonstances  exceptionnelles  exigeront,  post^rieurement  au  .'!0  juin,  la  niodi- 
fication  du  projet  de  budget  delilx'n'  dans  le  premier  semestre,  les  delegations  financieres  et  le 
conseil  superieur  pourront  Stre  convoques  a  cet  effet  en  uhe  session  extraordinaire  dont  la  duree 
ne  pourra  exender  quinze  jours". 

2.  Lorsque  les  credits  ouverts  au  budget  seront  insuffisants  pour  couvrir  les  depenses 
occasionne'es  par  la  session  extraordinaire  visee  ä  l'art.  ci-dessus,  le  ministre  de  l'interieur  pourra, 
sur  la  proposition  du  gouverneur  general  et  apres  avis  du  ministre  des  rinanees,  autoriser  dans 
la  limite  de  l'insuffisance  prevue  uu   prelevemenl   exceptionnel  sur  le  fonds  de  reserve. 


Omelin.  Verfa»»nng«entwicklung  von  Algerien. 
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No.  75. 

DlcreJ  modiflanl  le  dccr«'!  du  28  Septem bre  1S<">  giir  rorganisatlon  des 
eonseils  genera«  en  Algerie. 

(Joura.  off.  du   25  septembre   1  I 
'21  septembre   li*OS. 
\n.  I1.     Leu  articles   1.    1.  5,  6,  21,  26,  et  69  du  dlcrel  dn  23  septembre  1875  »ont  modifies 

ainM    qu'll    - uit  : 

.1/7.  /'''.  II  \  a  dans  chaque  departement  de  l'Algerie  an  conseil  general  compose1  de 
membres  francais  e1  de  membres  musulmans. 

Art.  4.  in  arri'ti-  du  gouvemeur  general  en  conseil  <lu  gouvernement  fixe  le  chef-lien  et 
la  Komposition  de  chacune  des  circonscriptions  appeldes  a  elire  im  conseiller  francais  on  musulman. 

Pour  toutes  les  Operations  electorales,  le  chef-lieu  de  la  circonscription  fcient  lieu  de  cbef 
hin   de  canton  de  France. 

Art.  5.  L'election  des  conseillers  gen.eraux  francais  se  fait  au  imffrage  universel  dans  chaque 
commune,  stur  les  listes  des  electeurs  1'r.nir.iN  dressees  pour  les  elections  manicipales. 

Les  conseillers  generalis  musnlmans  sont  eins  au  Bcrutin  Lndividuel  par  les  conseillers  muni- 
cipaux  au  titiv  indigene  des  communes  de  plein  exercice,  par  les  membres  indigenes  des  com- 
raissions  manicipales  de-  communes  in  ix  t,--~  et  des  communes  indigenes  et  dans  l'arrondissement  de 
Tizi-Ouzou,  par  les  chefs  de  groupes  dit-  kharouba, 

Art.  6.  Sont  e'ligibles  au  consei]  general,  comme  membres  francais,  tous  les  citoyens  inscrits 
sur  une  li>tc  d'electeurs  <>u  justifiant  qu'ils  devaient  3  etre  inscrits  avant  le  jour  d<-  l'election,  ;'i^«'-> 
<lr  vingt  cinq  ans  accomplis,  qui  sont  domicilies  dans  l<-  departement  et  ceux  qni,  sans  y  etre 
domicilies,  y  sont  inscrits  au  role  des  contributions  directes  au  lerjanvier  de  l'annee  dans  laquelle 
se  fait  l'election,  ou  justifiant  qu'ils  devaient  y  etre  inscrits  ä  ce  jour  ou  <ju'il>  •  •  1 1 1  acqnis  dans  le 
departement,    par  hentage  <>u  autrement,    onö  propri^te  fonciere   avant  le  jour  fixe'  pour    l'election. 

Toutefois,  le  aombre  des  conseillers  generaux  nun  domicilies  ne  pourra  depasser  le  quart  <ln 
nombre  total   dont   le  conseil  <l"it  etre  compose. 

Sunt  eiigibles  au  conseil  general,  comme  membres  musnlmans,  les  indigenes  mnsulmaus  äges 
de  vingt-einq  ans,  inscrits  sur  la  liM<-  des  electeurs  prevus  au   paragraphe  2  <lc  l'article  ."i. 

Art.  '21.  Les  conseillers  generaux  >"iit  nommes  pour  six  ans;  Qs  sont  renouveles  par  moitu? 
tous  les  trois  ans  et  indefiniment  re^ligibles.  En  cas  d<-  renouvellement  integral,  a  la  Session  <iui 
suit  ce  renouvellement,  le  conseil  general  divise  les  circonscriptions  du  departement  en  denx  series, 
en  repartissant,  autant  que  possible,  dans  une  proportion  egale,  les  circonscriptions  de  chaque 
arrondissement  dans  chacune  des  series  et  il  procede  ensuite  ä  un  tirage  an  sort  ponr  regier  l'ordre 
de  renouvellement   des  series. 

Art.  26.  Le  conseil  general  fait  >>>nt  reglement  interieur.  Toutefois,  1  ■  >r^< | ue-  le  conseil 
general  nomme  les  commissions  pour  l'examen  des  affaires  (|iü  lui  ^<nit  soumises,  im  conseiller 
musulman  au  moins  fait  partie  de  chaque  commission.  A  dit'.iut  de  designation  par  !<•  conseil 
general  d'un  conseiller  musulman  par  commission,  cette  designation  est  faite  d'office  par  le  prüfet 
■  in   departement. 

Art.  69.  La  commission  departementale  est  eine,  chaque  annee,  ä  la  tin  de  la  Session 
d'octobre. 

Elle  se  compose  de  cin<j  membres  francais  et  d'un  membre  musulman;  * -1 1  * ■  comprend  im 
membre  clioisi,  autant  quc  possible,  parmi  les  conseillers  eins  ou  domicilies  dans  chaque  arron- 
dissement. 

Les   membres  de   la  commission   sont   indefiniment   reeligibles. 


!)9 


So.  76. 

Tableaux  annexäs  A  La  lol  du  19  däoembre  L9O0 

(Bulletin  ilcs  loii  221 1,  n°  38989). 
Tab  loa ii   A. 
Classification  des  düpenses  en  defense«  obligatoiren  ,.|  facultutl 


\  imic 
l'iis 

des 
chapi- 

(l-l'S 


I  lepenses  obligatoirt 


( 'n'dits 

obligal 

jusqu'A 
rmeurrence  de 

IV. 


I  It'penses  facull  i 


2  bis 


Dette  exigible. 

Anmiitt's  d'emprunts  et  pensions  a 
la  Charge  de  l'Alg&ie.  Dicou- 
verts des   exerciceB   antärieurs.') 

Administration  generale, 
(•ouvernenieiit  general 
de  TAlg-örie. 
Traitements  du  Gouverneur  general 
et  du  personnel  de  soncabinet. 
PersonnelduSecr£tariatg£n&:aldu 
Gouvemement,del'administration 
centrale  des  affaires  indigenes.  — 
Conseil  du  Gouvernement,   gens 
de  service 


Mattriel  de  1' Administration  centrale, 
palais    du    Gouverneur    general, 

hotel  du  Secrctaire  general.  lut- 
reaux  de  ['Administration  centrale 
et   Conseil  du   Gouvernement  .  . 


D&penses  secr£tes 

Administration  des  Appartements, 
territoires  et  conimunes. 

Prefectures  et  sous-pret'ectures.  fonc- 
tionnaires    et   personnel  des  bu- 

n-aiix      


726,000 


50,000 


135,000 


927.000 


Conseil      superieur      et      Delögatiosn 

tinancieres. 


Publications  et  impressions  diverses, 
proces-verbaux  des  delibcrations 
du  Conseil  superieur  et  rapports 
des  deliberations  des  Dele*gations 
tinancieres. 

Primes  pour  connaissance  des  langues 
arabe  et  herbere,  subsides  et  se- 
cottrs  temporaires  a  des  serviteurs 
indigenes,  soci^tes  diverses,  se- 
cottrs    et   n'c(ini|ienses. 


')  Depenae  obligatoire  de  chiffre 


_       Jim. 


\nm>' 

1      diu 

obligatoiri  • 

des 

1  ►.' 1 1 .  1 1 -.■■    obl 

jusqu'ä 

1  >.'|m  ii-i-   facultatn  <•- 

t-bapi- 

concurrence  de 

tree 

fr. 

3 

Personnel  de    ['Administration    mili- 
taire  (Affaires  indigenes,  Maghzens 

162,000 

Service  des  communes  mixtes  el   ad- 

780,000 

10 

Materie]    de    ['Administration    civile 

(Pr^fectures ,      sous    prefectures, 

commnnes    mixtes    el     depenses 

231,600 

11 

Materie!  <1<-  ^Administration  militaire 
(Frais  <lc  bureau,  cbauffage  etc., 

69,000 

Siirete. 

12 

Personnel   du    Service    de    la   sürete 
generale  ei  force  publique, Arabes 

internus  et  rapatriements    .... 

380,000 

13 

Materiel  du  service  de  la  sfirete  .  . 
Gendarmerie. 

22,000 

1 1 

Solde  des  officiers 

109,000 
1.5 18.000 

15 

Solde  de  la  troupe 

16 

Abonnements  et  indemnit^s, depenses 

660,000 

17 

Gendarmes  auxüiaires  indigenes  atta- 

ches  anx  brigades  de gendarmerie. 

269,000 

18 

Remboursemenl    au  Ministere  de  la 
guerre  dc>  rations  de  chevaux.1) 

Services  publics. 
Justice. 

1:» 

Personne]  de  la  justice  francaise  en 

Vl""crir 

1,900,000 

20 

Materie]  et  menues  depenses    de  la 

Cour  d'appel  et  t'rai>  de  passage 

22.000 

21 

Frais  de  justice  criminelle  en  Algerie 

700.000 

22 

Personnel  de  la   justice  musulmane 

93,000 

23 

Materie]  de  la  justice  musulmane    . 

6,000 

24 

Constitution  de  lYtar  civi]  des  indi- 

genes  

10.000 

Instruction   publique. 

25 

Frais  de  passage 

65,000  ' 

26 

Personnel    de    ^Administration    aca- 

90,000 

Depeose  obligntoirc  de  cbiffr 


101 


27 

28 

29 

30 

Sl 
32 


33 
34 

3.3 
36 

37 


37  bii 
38 


39 


40 


M.'iti'ricl  de  ['Administration  acadc* 
mique   

Personne]  des  i5coles  d'enseignemenl 
supi'rieur   ;'i  Alger 

Materie!  des  Ecoles  d'enseignemenl 
supexieur  a  Alger 

Lvci'cs  nationaux 

Colleges  communaux  de  gareons  .  . 

Enseignemenl  secondaire  des  jeunes 
filles 

Enseignemenl  primaire.     [nspecteurs 

Ecoles  normales  primaires  et  cours 
normaux  pour  les  indigenes    .  . 

Ecoles  primaires  sup£rieures.  Ecoles 
primaires  el£mentaires  soumises 
a  La  loi  du  30  octobre  1886  ei 
nun  sp^cialement  destim'es  aux 
i'leves  indigenes 


Subventions  aux  departements,  villes 
cm  communes  de  l'Algerie  desti- 
nc'es  ;i  faire  face  aux  payements 
de  partie  <les  annuite*s  dues  par 
ciix  et  micessaires  au  rembour- 
sement  fies  empnints  i|ii*ils  ont 
contractu  pour  la  construction 
de  leurs  etalilissemfiits  publics 
d'enseignement  secondaire  et 
d'enseignement  primaire 

Subventions  <n  capital  aux  departe- 
ments,  villes  on  communes  de 
l'Algerie  pour  la  participation  de 
l'Etat  h  la  construction  d'eta- 
blissements  publics  d'enseigne- 
ment primaire 

Subventions  en  capital  aux  lycees, 
departements,  \  illes  ou  communes 
de  l'Algerie  pour  la  participation 
de  l'Etat  k  la  construction  d'eta- 
blissements  publics  d'enseigne- 
ment secondaire 


9,000 

in;,  iiiio 
91,000 

523,000 

128,000 

42,000 
82,000 

304,000 
3.207,000 


70,000 


150,000 


Bibliotheque  nationale  d' Alger.  Musee 
des  antiquit^s  algeriennes. 

Remises  ei  exemptiona   dans   les   Ij 
des  de  gareons,  bourses  nationales 
et  desjrevements. 


Secours  et  allocation 


j.j.000 


102 


\ 

( 'n'dit- 

roB 

obligatoirei 

des 

1  tepenseH  obligatoireii 

jusqu'a 

1  ii'|imim-  facultath  ei 

uliapi 

concurrence  de 

tres 

fr. 

II 

Enseignement  primaire  dei  indigene« 

948, i 

42 

Snbventions    aux    communes    al<rc'- 
riennes  pour  construction  d'exole« 
im  de   classes  destinees   aus   in- 

265,000 

13 

Instruction      publique      mutsulmane. 
Personnel.       Materiel.      Bourses 

103,000 

Iteaux-Arts. 

ti 

Monuments  historiques  en   Algerie. 
Bätiments  civils   et  palais  nationaux. 

15 

4*'. 

Snbventions  h  l'Ecole  des  beanx-arts 

d'Alger. 

47 

( 'iiii.-ti'iietinii  et  entretien  des  edifices 

du  culte  musulman. 

(ultes. 

48 

Traitements  des  archeveque  ei  eve- 

35,000 
13,200 

l'.i 

:,(i 

Allocations  aux  vicaires  generaux    . 

25,200 

;.i 

Allocations    aux  chanoines  en  exer- 

cice  en   lüOl') 

7.200 

52 

Allocations  aux  desservants 

646,300 

.').•; 

4.000 

54 

Mobilier  des   arcbeveche  et  evech^s 

1.000 

55 

Entretien  des  ddifices  diocesains  .  . 

10.000 

56 

Grosses  reparations  des  edifices  dio- 

10.000 

57 

Secours  pour  eglises  et  presbyteres 

80,000 

58 

Personnel  des  cultes  protestants  .  . 

97,000 

59 

28,000 

60 

Secours  pour  les  edifices  des  cultes 

Protestant  et  israelite 

1,200 

t;i 

62 

13.000 

Personnel   du   culte  oiusulmau    .  .  . 

238.400 

63 

Materie]  du  culte  musulman    .... 
Tresor. 

69,000 

64 
65 

Service  de  tresorerie 

.")  13.000 

Service  des  laboratoires  <lu  Ministere 

5,000 

66 

Allocation  pour  le  recouvremeut  des 

3,000 

Douanes. 

67 

1,364,000 

■    \   röduire  p«f  extinction  des  titulairea  actuele 


03 


\ < 

( 'i'.'ilii 

ms 

obllgatolri 

des 

1  lepensus  obligatoirex 

juaqu'a 

1 1.  |,.  ii  i      fucultutl   ■ 

chapi' 

lies 

eoncurrencc  de 
fir 

68 

M:il,ri<  1 

90,000 
98,000 

69 

Contributions  uireetes. 

Contributions  direetes. 

TD 

Traitement    et    quart     colonial    deB 
fonctionnaires  et  agents  d&tacbcj 

de  In   metropole 

17  1.1)01! 

7M     k£< 

Traitements  des  agents  coloniaux. 

10  Ins 

71 

AJlocations  et  indemnites  reglemen- 
taires  aus  fonctionnaires  et  agents 
(l('i,uln's  de   la   metropole.     De% 

penses  diverses  ei  de  matenel   . 

160,000 

7  1     k* 

Allocations    et    indemnites    reglemen 

rf  1    D1S 

taires  an\  agents  coloniaux.    Allo- 

cations essentiellement  algeriennes 

aux   agents   de   tont    ordre. 

Contributions  diverses. 

Contributions  diverses. 

7-2 

Traitement    et    quart    colonial    drs 
fonctionnaires  et  agents  d^tach^s 
de  la  metropole.     Frais  de  tour- 
iiits  et  indemnites  diverses  pour 
la  surveillance  des  distilleries  et 

1,012,000 



Traitements  du  personnel  des  agents 

coloniaux     et     du     personnel    se- 

condaire. 

7.'l 

Allocations  et   indemnites  reglemen- 
tairesaux  fonctionnaires  et  agents 

detaclies  de  la  metropole.  Disea- 

HO    1    • 

ses  diverses  de  materiel 

150,000 

Allocations    et    indemnites    reglemen- 

t.)    bis 

taires  aux    agents  coloniaux.     In- 

demnites      essentiellement       alge- 

riennes  aux  agents  de  tout  ordre. 

74 

Frais  de  perception  des  amendes  et 
condamnations      pecnniaires     en 

Ugerie 

•29,000 

75 

I'arts  des    chefs  collecteurs    (le  prin- 
cipal  des  impöts  arabes). 

Enregistrenient,  Domaine  et 

Enregistrement,  Domaiue  et 

Timbre. 

Timbre. 

Traitement    et,    quart    colonial    des 

78 

fonctionnaires  et  agents  detaches 

68.").000 

7<;  i»i> 

Traitement  des  agents  coloniaux. 

KU 


N.  um." 

chapi- 


I  i,'|k -ii-«-~   obligatoire 


i  n  dita 
obligatoires 

jlUqu'fi 

concurrence  de 
fr. 


I  tipcnaes  facultatii  es 


78 

7!) 

80 
81 

82 

S3 

M 
85 

86 
86  bis 


Depenses  diverses  et   de 
matäriel. 

Allocations  ei   indemnit^s  reglemen- 
taires  aux  fonctionnaires  ei  agents 

<1i'i;k1ii'-  de  la  m£tropole  .  .  .  . 


Remboursements.    Kestitutions. 
Non-valeurs  et  prinies. 

Remboursements     sur    produits    de 

douanes.1 1 
Remboursements    partiels    ä    op^rer 

en    cxi'iuti« >n    de   l'article  10  de 

la  loi  du  11  janvier  1892.') 
Repartitions  de  produits  d'amendes, 

saisies  et  confiscations  de  douar 

oes.1 


Travaux  publies. 
Traitements  des  Ingenieurs,  conduc- 
teurs    et    commis    des    |><mt^    er 
chaussees 


87  Personnel    metropolitain    des    min'es 

et  forages 

- 


200.000 


röG.ooo 


128.000 


Allocations  ei  indemnite's  reglemen- 
taires  aux  agents  coloniaux  In 
demnitds  essentiellement  alg£- 
riennes  auz  agents  de  tum  ordre. 

Depenses  a  La  charge  de  ['Etat  jioiir 
le  Service  de  la  propriäte'  indivi- 
duelle en  Alg£rie. 

Remboursements  sur  produits  in- 
directs  ei  divers  en  Algerie. 

Kemb  »ursemeuts.      Kestitutions. 
Nmi-valeurs  et  prinies. 


Repartitions  de  produits  d'amendes, 
saisies  et  confiscations  en  Diatiere 
d'enregistremeni  et  de  contri- 
butions  diverses. 

Attribution  ä  divers  de  produits 
d'amendes.  saisies  et  COnfiscationB. 

Degrevements  <r  oon-valeurs. 
Travaux  publics. 


Agents    coloniaux     et    personnel    in- 
t'i'rieur  des  ponts  et  chauss 


Agents  coloniaux  des  mines 


!     Däpense  obligatoire  <K-  chiffre  variable. 


II... 


\  nun 

i  r<  'i>< 

Ins 

obligatoln 

des 

1  i^pense«  ohligatoln 

jusqn'fi 

Drpeti  i      i 

chapi 

c surrence  de 

tres 

fr. 

88 

Personnel   m^tropolitain    in    Bervice 

56,000 

88  bis 

\:  ■  M  i      i  •i|uiii:iii\    et    indem  nit«      ili 

\  orses. 

89 

Personnel  me'tropolitain  du  contröle 

1TO.00I) 

90 

Allocations  et  Lndemnites  räglemen- 
taires  aus  fonctionnaires  et  agents 
d^taches  de  la  m^tropole.1) 

90  bis 

Autres  Lndemnites  diverses. 

91 

Seeonrs   aus   agents    appartenant    od 
ayanl  appartenu  a  ['Administration 

des    travaux    publics,    ainsi    qu'ä 

Leurs  veuves,  orphelins,  etc. 

92 

Entretien  des  routes. 

93 

Travaux    ordinaires   des    ports    mari- 

times, fanaux  et  balises. 

94 

Travaux    ordinaires,    etudes    et    de*- 

- 

penses    relatives     ans     ponts     et 

chaussees     et     an    contröle     des 

95 

chemins  de  Per. 
Travaux  ordinaires  ilrs  mines    et  fo- 

rages,  materiel  et  travaux. 

96 

Travaux  neufs  des   routes  nationales 

et  chemins  non  classes. 

97 

Amelioration  des  ports. 

98 

Etudes  et  travaux  de  chemins  de  fer 

executes  i>ar  l'Etat  en  Algerie. 

Topographie. 

99 

Personnel  de  la  topographie. 
Materie]  de  la  topographie. 

Service  de  l'agriculture. 

100 

101 

Lnspection  de  L'agriculture. 

102 

103 

Service  pastoral. 

104 

agricoles. 

105 

Concours   en  Algerie    et    en  Tunisie. 

106 

Defense     contre    le    phylloxera,    les 
sauterelles,       reConstitution       du 

vignobla. 

107 

Encouragement  ä  L'agriculture. 

108 

109 



Travaux  hydranliques. 

i)  Dgpenee  obligatoire  don)  le  monto 


notammcni 


—     iot; 


N  mihi' 

(  r.'.lit- 

obligatoirei 

i|, 

1  >l'|MII*l> 

obligatoires 

jusqu'i 

Ii. 

penses 

faci 

Itative* 

.  Iiapi 

concnirence  de  i 

tres 

t'r. 

110 

im  bis 
111 


111  bis 


Forsts. 

Personnel  des   agents  des   forets    et 
pr^posee  des  forets     

Allocations  et  indemnit^s  r^glemen- 
taires  aus  agents  et  pr^posds  des 


121  bis 

122 

122  bis 
123 


124 
125 


12t; 


Traitements    et   quart    colonial    des 
verificateuTS  des  poids  et  mesures 

Indemnit^s  reglementaires,  loyerfc  et 
frais  de  bureau  aux  verificateurs 


Service  plnitentiaire. 

Personnel    des    Services    de    L'Adi 
stration  penitentiaire 


1,060,000 


<;  18.000 


39,000 


23.000 


roo.ooo 


1   «l|(|v. 


Personnel  des   prepost's   Lndigenes  et 
cbaonchs. 


Lndemnites  essentiellement  coloniales. 

Depenses  diverses  et  seconrs. 
Ir.i\au.\  des  forets. 
Frais    de    recolte    des    lieges    de    re 

production. 
Depenses    diverses     <lu    service    <le* 
forets. 

Postes  et  telegraphes. 

Traitements  des  agents. 
Traitements  des  sous-agents. 
Allocations  et  Lndemnites  obligatoires. 
Allocations  et  Lndemnites  facultatives. 

Materie]. 
Depenses  diverses. 

Commerce. 

Personnel  administrätif  de  l'ecole  de 
Dellys. 

Personnel  enseignant  <lc  l'ecole  <le 
Dellys,  gages,  salaires,  Lndemnites, 
materiel  et  depenses  diverses. 

Enseignement  techniqne. 


Chaoucbs  des  | >> >id>  et  mesures. 

Materie]  des  poids  et   mesures. 

Colonisation. 
Depenses  et  colonisation. 

Assistance  publique. 
Personnel  <le  l'assistance  publique. 
Materie]  de  l'assistance  publique. 

Service  peuitentiaire. 


KIT 


\  Utile 

Cr«5di1 

ros 

ttoirei 

den 

1  i.'|M'iisc>  ohligatoircH 

jusqu'a 

Ddpon  e     fa 

ultati 

chapi 

concurrence  de 

tros 

IV. 

127 

1. ICD. HO!) 

128 

Remboursements   divers    | r    Irais 

de   Bejoui  des  ddtenus   hors  des 

ctalilissoments    pciiitciitiaircs 

2,700 

12!» 

Transporl  des  dötenus  et  des  libör^s 

53,500 

130 

Travaux    ordinaires    aux    dtablisse 

mciits    ]>«'ni teil t iairo. 

10,000 

131 

ofobilier   dos    Services    pciiitciitiaircs 

5,500 

132 

Travaux    ordinaires    aus    bätiments 
et  mobilier  peuitentiaires    .... 

27,500 

133 

Exploitations  agrico 
Depenses  accessoiri 

iiitcntiaire. 

[es. 

134 

s    du   sen  ice  p<: 

135 

Remboursement   sur    le    produit    du 

260,000 

136 

Remboursement  pour  les  frais  d'en- 
tretien  des  indigenes  detenus  en 
Corse.1) 

Service  maritime. 

137 

Surveiliance   de   la   piche   et    de   la 

45,000 

Service  sanitaire. 

138 

Personnel,   inateriel   et  service  sani- 

!  >4. 000 

139 

9,500 

Tableau  B. 
Les  fonctionnaires  et  agents  mis  a  la  disposition  de  la  colonie  dont  les  traitements  et 
i<iiis  constituent  des  depenses  obligatoires  sont  ceux: 
Des  contributions  directes  (chap.  70  et  71); 
Des  contributions  diverses  (chap.  72  et  73); 
De  l'enregistrement,  du  domaine  et  <lu  timbre  (chap.  76  er  77): 
Des  jMints  et  chaussees  (chap.  86  et  90); 
Des  mines  et  förages  (chap.  87  et  i)0); 
Du  service  des  ports  de  commerce  (chap.  88  et  90); 
Du  contröle  des  chemins  de  fer  (chap.  89  et  90); 
Des  t'on'ts  (chap.  110  et  111). 

Tableau  ('. 

Sunt   obligatoires  les  depenses  des    Services    musulmans   et   affaires   indigenes    inscrites 
rubriques : 

De  1'administratioD  militaire  (chap.  8  et  11); 

De  la  justice  musulmane  (chap.  22  et  23); 

De  la  surveiliance  de  l'etat  civil  des  indigenes  (chap.  24); 

De  l'enseignement  primaire  des  indigenes  (chap.  41   et    12  ; 

De  Instruction   publique  musulmane  (chap.  43); 

Du   culte  iiiusulmau   (chap.  62  et  63). 


'i  Dcpense  obhgatcire  de  ckiffre  v:n:;l.l< 


10«     — 


Tabelle  der  obligatorischen  Ausgaben  des  algerischen  Speztalbudgets 

für  1911. 

i    ii   rablean  des  credit*  ouvorts  pour  l'exercice   1911,  an  titre  'In  budget  de  l'Algeria, 
veröffentlicht  im  Anhang  zu  dem  D£cret  reglant  le  budgel  special  de  l'Algerie  pour  l'excercice  191] 
Mm.  29.  Dezember  1910,  .1.  <••  B.  lnTss  ff.). 


\  ii  meros 

des 
cbapitres 


1  >«'-->] ;_rii:it i •  > 1 1  des  Bei  \  ices 


I    )l'|M||-l- 

>bligatoir< 


1 
2 

■_'  bis 
•  i 
5 
6 


1-2 
13 


17 
18 


26 

27 
28 
29 
30 


Seetlon  I.      Dettc. 

Emprunt 

Dette  riagere 

Pensions  et   allocations  ecclesiastiques I 

I Dotation  de  la  caisse  <le-  retraites  de  l'Algerie 

Annuites  afferentes  an  rachal  de  la  compagnie  franco-algerienne  . 
Amiu itc's  de  racbat  des  concessions  de  la  compagnie  des  chemins  de 
fer  de  l'est  algerien | 

Sectionll.  —  (xouvernement  ggncrul  et  administration  centrale. 
Traitement    et    frais    <le    representation    du    gouverneur    general    de 

l'Algerie 

Personnel  de  l'administration  centrale I 

Materie!  de  l'administratioD  centrale.        Palais  du  gouverneur  general. 
Hotel  dn   secr£taire  general.        Bureaus  de  l'administration 

centrale  et  consei]  de  gouvernement 

Depenses  secretes 

Frais  d'impression   et   <ie   bureau  de  la  caisse  des  retraites  .... 

Section  111.  —  Interieur. 

Administration    <l<:part<>)iientah. 

Prefectures  et    sous-prefectures.         Fonctionnaires    et    personnel    des 

bureaux . 

Materie]  de  L'administration  departementale 

Service   de  protection   de    Ja  santc  publique.         Lutte  cöntre    les 

rjiidcmirs.  —  Service  sanitaire  maritime. 


Personnel 


Mati'riel  des  Services  <le  protection  •!<■  la  sante  publique,  de  la  bitte 
contre  les  epidemies  et  du   Service  sanitaire  maritime    .     .     . 

Constructions  et  grosses  reparations  interessant  le  service  de  l'hy- 
giene  et  le  service  sanitaire  maritime  et  frais  de  contröle  ä 
la  cbarge  de  la  colonie  «les  projets  et  travauz 

Service  penitentiaire. 

Pi  rsonnel  <lu  service  penitentiaire 

Entretien  des  detenus 

Frais   d'hospitalisation   des  de1  snus 

Transport  des  detenus  et  des  liberes 

Travaux  ordinaires  aux  bätiments  et  mobiliers  penitentiaires  (Service 
a  l'entreprise) 


1,255,000 
230,000 
333,300 
186,222 

2-,200,123 

9,798,995 


100.000 
1,042,544 


84.500 

120,000 

10.000 


970,100 
69,400 


76,080 

25.400 

5.000 


878.100 

914.400 

9.000 

56,500 

19.000 


109 


36 
37 


45 
46 
47 
411 
50 
50  bis 

51 
53 

54 
55 

56 
57 
58 
60 


6;; 


64 


65 
66 

67 
68 


69 

70 


Travaux  ordinairew  nux   bfltdmenl     ul    mobiliei     | I   ritiiili 

eil  rägie) 'I    

Remboursements  uui  le  produil   du   travail  des  ddtenuo »0O.O0U 

( 'ultta. 

lii<li'iniiiii's  de  fonctions  aux  rainistres  des  cultes  catholique,  proti 
e<  israölite.  Secours  aux  anciens  miniKtres  den  cult< 
h  leui  famille 

Subventions   aux  associations   cultuelles   en    vue  de    | voir  ;i   l'a< 

quittemenl   des  frais  et   cbarges  qui   leur  incombenl   . 

Instruction  "publique. 

Frais  de  passage 86,000 

Administration  academique.         Personne] 120,685 

'Administration  academique.         Materie] I  1,300 

Personnel  de  l'universite  d'Alger 586,470 

Subvention    de    l'Etat    podr   les    depenses    ordinaires   de    l'universite  84,363 

Remuneration  et  frais  de  d^placemenl    et  de  sejour  des  divers  Jurys 

d'examens,  remise  des  droits,  prix  ei   tnedailles      .....  8,800 

Lyc('cs  aationaux  de  garcons 658,021 

Colleges  communaux  de  garcons 313,697 

Enseignement  secondaire  dt-  jeunes  filles 170.860 

Enseignement  primaire.         Inspecteurs 78,700 

Ecoles  oormales  primaires  et  cours  normaux  pour  les  [ndigenes  .     .  172,873 

Ecoles  primaires   supericures '255,690 

Ecoles  primaires   c'lementaires   soumises   a   la  lui   du  .'!()   octobre  188(5  5,270.600 

Subventions  aux  ddpartements    ou  communes   destinees   ä  faire   face 

au  payement   des   annuites    dues    par   eux    et    necessaires    au 

remboursement   des    emprunts   qu'ils   ont   contractes    pour  la 

construction   de    leurs    etablissements   publics   d'enseignement 

secondaire  et  d'enseignement  primaire .»6,055 

Subventions  en  capital  aux  d^partements  et  aux  communes  pour 
construction  d'^coles  et  de  classes  et  frais  de  contröle  a  la 
charge   de  la  colonie  des  projets  et  des  travaux  de  construc- 

rious  scolaires  d'enseignement  primaire 230,000 

Subventions  en  capital  aux  lycees  et  communes  pour  construction 
d'&ablissements  et  frais  de  contröle  ;'i  la  charge  de  la  colonie 
des  projets  et  travaux  de  construction,  de  grosses  reparations 
et  d'amelioration  des  etablissements  publics  d'enseignement 
secondaire 55,000 

Justice. 

Personnel  de  la  justice  francaise  en  Algerie ;         2,246,635 

Mati'riel  et  tnenues  depenses  de  la  com-  d'appel >                8.300 

Frais  de  passäge  gratuits 16.'  00 

Frais  de  justice  criminelle  en   Algerie 545,000 

Securit  e. 
Sürete  generale. 

Personnel  de  la  sürete  generale  et  force  publique 575,693 

Materie]  du  service  de  la  sürete  generale 50.950 


111) 


\  um  er os 

.1. 
.  Impitrea 


1  f  nitrn  Ltion  des  -er',  ices 


I  »•  jm  ii sei 
>bligatoiret 


71 
72 


Gendarmerit 

Gendarmerie 

Remboursement    mm    ministcre  de   la  iru< 


•  I. 


rations    de   chevaus 


in 


11 
VI 

14 
15 

1'.' 
21 


In 

11 
12 


Seetion  IV.  —   Affaires   imliirenes. 

A  dm  inistr  ation  «•  i  \  i  I  e. 

Administration  des  commune«. 

Personnel   des  communes   mixtes  et  adjoints  indigenes 

Mati'riil  des  communes  mixtes 

Culte  musulman. 
Allocations  temporaires  et  indemnit£s  de  fonetions  ans   membres  du 
culte  mnsnlman 

Instruction  /'ii'-li'/in-  des  indigi  m  - 

Bnseignement  <l«s  indigenes.         Personnel 

Bnseignement  des  indigenes.         Depenses  diverses 

Subventions  anx  communes  ]i<nir  construetion  d'e'coles  et  <le  classes 
destinees  aus  indigenes,  pour  acquisitum  de  materiel  pour 
ces  ecoles  et  frais  de  contröle,  ;'i  la  cbarge  de  la  colonie, 
(lc>  projets  et  travaux  de  construetion 

Bnseignement   superieur  musulman.         Personnel  et   bourses    . 

Bnseignement  superieur  musulman.         Materie! 

Justice  musulmane. 

Personnel  de  la  justice  musulmane 

Materiel  de  la  justice  musulmane 

A  (1  ministrati nilit  ;>  i  re. 

Personnel  de  l'administration   militaire 

Materiel  de  l'administration   militaire 

Seetion  Y.  —  Finances. 
Tresor. 

Personnel   de   tresorerie 

Materiel  de  tresorerie 

Frais  de  passage 

Frais  d'escompte  sur  j >ri n  de  coupes  de  bois 

Allocations  pour  le  recouvrement  des  droits  universitäres    .... 

Douanes. 

Pers el.  Fonctionnaires  et  agents  detaches  de  la   metropole. 

Personnel.         Agents  coloniaux 

Materiel.         [mmeubles,  embarcations  et  automobile 

Frais  de  passage  des  agents 

Materiel.         Location  d'immenbles  et  indemnites  diverses    .... 
Mati'riil.  Frais  divers  et   imprevus 

Contributions  directes  et  cadastre. 
Traitenients  et  quart  colonial  des  fonctionnaires   et   agents   detaches 
dr  la  metropole 


2,694,438 
839,200 


1,050,000 
246,500 


172,287 

1,493,866 

1M.700 


220.000 

201,590 

31,990 

90.000 
5,421 

63,610 
23,640 


180,000 

!>4.:>44 
5,500 
9.000 
3,400 

ß00,028 

1,134,683 

64,540 

17.000 
1  (»1.034 

7H.327 


193,375 
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Allocationa  ei   Indemnites  reglementaires  anx  fonctionnain     ol    igt  ml 

ddtaches  de  l.-i  in ('■  i n >| i ■  >  1< ■ .        Depenses  diverses  ei  de  materlol  175.200 

( 'ontributions  diverses. 
16  Traitementa  ei  quarl  colbnial  des    fonctionnalres   ei    agents  detaches 

de  la  metropole !  ,274,975 

Ailocations  et  indemnites  reglementaires  anx  fonctionnaires  ei  agents 

detaches  de  la  mc'iiu]Milc.        Depenses  diverses  ei  de  mat^riel 

?0  frais  de  perception    des  amendes   ei    coridamnations   p£cuniaires   en 

Al-.'ii.- 

Service  de  la  culture  et  du  eontröle  technique  des  fabriques 
de  tabacs. 

Traitements  et  indemnite  coloniale  des  fonctionnalres  ei  agents  de- 
taches de  la  metropole 81,625 

Allocations  ei  indemnites  reglementaires  anx  fonctionnaires  et  agents 
detaches  de  la  metropole.        Depenses  diverses  e1  de  mat£riel 

Enregistrement,  domaines  et  timbre. 
Traitements  et  quart   colonial  des    fonctionnaires  et  agents   detaches 

de  la  metropole !  789,000 

Allocations  et  indemnites  reglementaires  anx  fonctionnaires  et  agents 

detaches  de  la  metropole. —  Depenses  diverses  et  de  materiel  21.). 000 

Service  des  laboratoires  des  finances. 
Service  des  laboratoires  des  finances .)0.500 

Remboursetnents,  restitutions,  non-valeurs  et  primes. 

Remboorsements  snr  prodnits  de  douanes 10.000 

Remboursements   partiels   ä  operer   en    execution   de   l'article    10   de 

la  l«>i  du   11  janvier  1892 1-000 

Repartitions  de  prodnits  d'amendes,  saisies  et  confiscations  de  douanes 

Section  VI.  —  Postes,  telegraphes  et  telephones. 

Participation  de  l'Algerie  dans  les  depenses  afferentes  anx  Services 
maritimes  postanx  entre  la  France  et  l'Algerie 

Section  VII.   —  Travaux   publics,    mines,   Service   maritime. 

Travaux  publies  et  mines. 
Traitements,  quart  colonial  et  indemnites  des  fonctionnaires   et  agents 

detacles  de  la  metropole 1.1 1.8.900 

Service  maritime. 
Surveillance  de  la  peche  et   de    la  navigation.  —    Depenses  diverses 

du  service  maritime 66.800 

Section  VII  bis.  —  Chemins  de  fer. 

Traitements,  quart  colonial  et  indemnites  des  fonctionnaires  et  agents 

detaches  de  la  metropole o")-4..").">0 

Indemnites  anx  fonctionnaires  et  agents  charges  du  eontröle  des 
chemins  de  fer  d'interet  local  et  des  tramways  concedes  par 
l'Etat.         Frais  de  eontröle  de  ces  lipies 11,261 

Garantie  d'interet  des  chemins  de  fer  d'interet  general 6,721,680 
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Obsignation  des   Services 

Sectios  VIII.        A.grleulture,  eommeree  ei  eolonisatlon. 

.  Igriculture. 
Repression    des    fraudes    ei    contröle    a    l'importation    des    Bemences 
fourrageres 

/../,' .   ,  t  forits. 
Personnel  des  agents  d£tach£s  de  la   mltropole 

< 'ommerce. 

Personnel  tU>  poids  ei  mesures.         Verincateurs 

Materie]  (!>■>  poids  et  mesures.     Indemnites  reglementaires,    loyer  ei 
frais  de  bureau  ans  verincateurs 

Total  des  depenses  obligatoires 

Total  <lc>  depenses  facultatives 

Total  des  depenses 


I  tepensea 
ibligatoiree 


19 
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10,000 

519,700 

54,250 

55,967,187 
88,579,364 


144,546,551 
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